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VORWORT  ZUR  DEUTSCHEN  AUSGABE. 

Das  Rechtsleben  und  die  Rechtsordnung  ist  eine  Äusse- 
rung des  öffenthchen  Lebens  der  staatenbildenden  Völker.  Daher 
weist  nach  dem  Zeugnisse  der  Geschichte  das  Rechtsleben  eines 
jeden  Volkes,  das  einen  selbständigen  Staat  und  eine  selbst- 
ständige Gesellschaft  gebildet  hat,  zu  allen  Zeiten  ein  eigen- 
tümlich nationales  Gepräge  auf.  Hieraus  folgt,  dass  die  Gestaltung 
der  Rechtsordnung  auf  nationalen  Grundlagen  die  notwendige 
Bedingung  der  Befestigung  der  nationalen  Selbständigkeit  bildet; 
denn  eine  gesunde  nationale  Entwicklung  ist  nur  dort  möglich, 
wo  die  innerlichen  Elemente  und  Factoren  des  socialen  Lebens 
in  organischem  Zusammenhange  mit  der  sie  regelnden  äusseren 
Rechtsordnung  stehen.  Hieraus  folgt  ferner,  dass  so  wie  einer- 
seits die  erspriessliche  Entwicklung  des  Rechts  nicht  anders 
gewärtigt  werden  kann,  als  wenn  der  nationalen  Individualität 
und  Eigenart  bei  den  Neuerungen  in  richtigem  Masse  Rechnung 
getragen  wird,  andererseits  auch  in  der  literarischen  Pflege  der 
Rechtswissenschaft  und  auf  dem  Gebiete  des  Rechtsunterrichts 
die  selbständig  nationale  Richtung  vorherrschen  muss. 

Die  Erwägung  dieser  Wahrheiten  und  die  Erkenntnis  der 
wirklichen  Interessen  der  ungarischen  Rechtswissenschaft  bewo- 
gen Se.  Excellenz  den  Grafen  Albin  Csäk}',  zu  jener  Zeit  könig- 
lich ungarischen  Kuhus-  und  Unterrichtsminister,  im  April  1890 
Seiner  Kaiserlichen  und  Königlich  Apostolischen  Majestät  den 
Vorschlag  zu  unterbreiten,  es  möge  an  der  Universität  Buda- 
pest ein  eigener  Lehrstuhl  für  ungarische  Verfassungs-  und 
Rechtsgeschichte  systematisiert  werden.  Er  legte  damit  den  Grund 
zur  Pflege  der  ungarischen  Rechtswissenschaft  in  nationaler 
Richtung,  und  ermöglichte  es  der  ungarischen  rechtshörenden 
Jugend,  sich  mit  dem  Studium  der  Vergangenheit  der  einhei- 
mischen Rechtsinstitute  eingehend  zu  beschäftigen. 

Mir  ward  die  Ehre  zuteil,  auf  den  neuerrichteten  Lehrstuhl 
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berufen  zu  werden,  und  ich  erachtete  es  nun  für  meine  wich- 
tigste Aufgabe,  das  System  der  neuen  Disciplin  zu  schaffen. 

Das  vorliegende  Buch  bildet  so  den  ersten  Versuch  der  Be- 
gründung der  ungarischen  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte 
als  eines  selbständigen  juristischen  Lehrfaches.  Es  stellt  die 
Entwicklung  des  ungarischen  Rechts  von  den  ältesten  Zeiten 
bis  in  die  Mitte  des  XVII.  Jahrhunderts  dar  und  begreift  so  das 
Altertum  und  Mittelalter  des  Rechtslebens,  insbesondere  der 
verfassungsrechtlichen  Institutionen  der  ungarischen  Nation, 
Dieser  Stoff  ist  es,  auf  dem  das  Schwergewicht  der  ungarischen 
Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte  ruht;  die  Rechtsbildungen 
der  späteren  Zeit  müssen  bereits  im  Rahmen  der  einzelnen 
positiven  Disciplinen  betrachtet  und  untersucht  werden, 

Obwol  dies  Werk  als  Lehrbuch  angelegt  wurde,  da  ich 
in  Gemässheit  meines  Professorenamtes  in  erster  Reihe  trach- 
tete, dass  der  studierenden  Jugend  Gelegenheit  geboten  sei, 
die  Vergangenheit,  den  Ursprung  und  Entwicklungsgang  unse- 
rer Verfassung  und  unserer  Rechtsinstitute  kennen  zu  lernen, 
machte  dennoch  die  Neuheit  des  Unternehmens  und  namentlich 
der  Umstand,  dass  ein  beträchtlicher  Teil  des  Gegenstandes  in 
der  ungarischen  Rechtsliteratur  hier  zum  ersten  Male  systema- 
tisch dargestellt  erscheint,  die  häufige  Anführung  der  Quellen 
behufs  Rechtfertigung  meiner  Behauptungen  unerlässlich.  Ich 
glaube  jedoch,  dass  diese  Quellencitate  sich  jenen,  die  in  Zu- 
kunft die  ungarische  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte  pflegen 
wollen,  recht  förderüch  erweisen  werden, 

Allsobald  nach  dem  Erscheinen  meines  Buches  (September 
1902)  wurde  von  vielen  Seiten  mit  grosser  Lebhaftigkeit  der 
V/unsch  laut,  ich  möge  eine  Übertragung  ins  Deutsche  ver- 
anlassen, und  auf  diese  Weise  der  Rechtsgelehrtenwelt  des 
Auslandes  die  Kenntnis  der  ungarischen  Verfassungs-  und 
Rechtsentwicklung  leichter  zugänglich  machen.  Ich  willfahrte 
diesem  Wunsche  mit  umso  grösserer  Freude,  da  es  mir  gelang, 
für  die  Übersetzung  in  der  Person  meines  ehemaligen  ausge- 
zeichneten Schülers  einen  vollkommen  zuverlässigen,  gründlichen 
Fachmann  zu  gewinnen, 

Budapest,  im  October  1903, 

Äkos  V.  Timon 
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eine   neue   kritische  Ausgabe  erschienen :    „Regestrum 

Varadinense  ordine  chronologico  digestum,  descripta  effi- 

gie  editionis  a.  1550  illustratum   sumptibusque  capituli 

Varadiensis  lat.  rit.  curis  et  laboribus  Joannis  Karäcsonyi 

et  Samuelis  Borovszky  editum,"  Budapest,  1903. 

524  Z.  16  lies :  Mannesstamms  statt  Mannestamms. 

525  Z.    9  von  unten  lies :  Johann  statt  Stefan. 
575  Anm.  Z.  2  von  unten  lies :  tit.  7  statt  tit.  6. 


EINLEITUNG. 


GRUNDBEGRIFFE. 

§.  1.  Allgemeine  und  besondere  Rechtsgeschichte. 

Wenn  wir  die  Entwicklungsgeschichte  des  Menschen- 
geschlechts betrachten,  zeigt  sich  uns  als  bedeutendste  Tatsache, 
dass  die  Menschheit  von  den  ältesten  Zeiten  bis  zur  Gegenwart 
niemals  eine  einheitliche  Gesellschaft  gebildet  hat,  sondern  in 
mehreren,  unabhängig  organisierten  Gesellschaften,  Staaten  lebt. 
Die  Erklärung  dieser  historischen  Tatsache  liegt  wol  darin, 
dass  der  Mensch  infolge  seiner  physischen  Beschaffenheit  unter 
der  Herrschaft  der  Natur  steht  und  ihr  gegenüber  nicht  zur  vol- 
len Unabhängigkeit  zu  gelangen  vermag.  Ebenso,  wie  in  den 
verschiedenen  Teilen  der  Erdkugel  die  klimatischen,  Boden- 
und  anderen  natürlichen  Verhältnisse  verschieden  sind,  so  unter- 
scheiden sich  auch  jene  Kräfte  und  Factoren,  welche  die  Grund- 
bedingungen des  gesellschaftlichen  Beisammenseins,  des  socialen 
und  Staatslebens  bilden.  Es  würde  uns  zu  weit  führen,  wenn 
wir  hier  alle  Momente  aufzählen  wollten,  welche  der  Vereinigung 
der  gesammten  Menschheit  zu  einem  Einheitsstaate  entgegen- 
stehen ;  es  genügt,  auf  die  grossen  Unterschiede  hinzuweisen, 
welche  zwischen  den  einzelnen  Völkern  in  betreff  des  Glaubens, 
der  Sprache,  der  Sitten  und  Gebräuche  bestehen. 

Indem  die  Menschheit  auf  der  Bahn  der  geistigen  und 
materiellen  Kultur  unausgesetzt  fortschreitet  und  zugleich  die 
Grundelemente  und  Factoren  des  gesellschaftlichen  Beisammen- 
seins stets  vollkommener  werden,  vervollkommnet  sich  auch  die 

V.  Timon,  Vng.  \'erfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  1 


äussere  Ordnung,  welche  diese  Elemente  und  Factoren  regelt 
und  das  sociale  Dasein,  das  staatliche  Leben  sichert :  nämlich 
die  öffentlich-  und  privatrechtliche  Organisation. 

Aufgabe  der  allgemeinen  Rechtsgeschichte  ist  es,  zu  erfor- 
schen, wie  das  Rechtsleben,  die  öffentlich-  und  privatrechtliche 
Organisation  der  Menschheit  im  Zusammenhange  mit  der  Ent- 
wicklung der  Kultur  sich  entwickelt  hat. 

Unter  allgemeiner  Rechtsgeschichte  verstehen  wir  dem- 
gemäss  die  Entwicklungsgeschichte  des  Rechtslebens  der  Mensch- 
heit, bezw.  als  Wissenschaft  gefasst:  die  systematische  Darstellung 
dieser  Entwicklungsgeschichte. 

Die  allgemeine  Rechtsgeschichte  baut  sich  auf  denselben 
Grundlagen  auf,  wie  die  Weltgeschichte.  Denn  nach  dem  Zeug- 
nisse der  Kulturgeschichte  ist  das  Rechtsleben  bei  denjenigen 
Völkern  am  vollkommensten,  bei  welchen  die  Grundelemente 
und  Factoren  des  gesellschaftlichen  Beisammenseins  (die  eben 
das  Recht  regelt)  zur  vollkommensten  Entwicklung  gelangt  sind. 
Die  grossen  Perioden  der  Entwicklung  des  Rechts  fallen  daher 
mit  den  Zeitaltern  der  materiellen  und  geistigen  Kultur  der 
Menschheit  zusammen ;  dort,  wie  hier,  unterscheiden  wir  drei 
Zeitalter :  Altertum,  Mittelalter  und  Neuzeit. 

Der  allgemeinen  Rechtsgeschichte  steht  die  besondere  Rechts- 
geschichte gegenüber. 

Jene  Teile  der  Menschheit,  die  zu  bestimmten  Zeiten  und 
Orten  einen  selbständigen  Staat  gegründet  haben,  bezeichnen 
wir  als  staatenbildende  Völker,  oder  Nationen. 

Die  Weltgeschichte  lehrt  uns,  dass  jede  Nation  ihr  beson- 
deres, durch  nationale  Eigentümlichkeit  und  Individualität  aus- 
gezeichnetes Gesellschaftsleben  und  ein  in  Verbindung  hiermit 
entstandenes  besonderes  Recht,  eine  ihr  eigentümliche  öffentlich- 
und  privatrechtliche  Organisation  besitzt.  Darum  kann  die  Rechts- 
entwicklung eines  jeden  staatsbildenden  Volkes  als  ein  für  sich 
stehendes  Ganze  aufgefasst  und  behandelt  werden. 

Unter  besonderer  Rechtsgeschichte  verstehen  wir  demgemäss 
die  Entwicklungsgeschichte  der  öffentlichen  und  privatrechtlichen 
Einrichtungen  eines  staatsbildenden  Volkes,  bezw.  als  Wissen- 
schaft gefasst:  die  systematische  Darstellung  dieser  Entwicklungs- 
geschichte. 


§.  2.  Begriff,  Gegenstand  und  Aufgabe  der  ungarischen 
Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte. 

Die  ungarische  Rechtsgeschichte  ist  eine  besondere  Rechts- 
geschichte. Sie  beschäftigt  sich  mit  der  Entwicklung  des  Rechts- 
iebens eines  staatsbildenden  Volkes :  der  ungarischen  Nation. 

Die  Ungarn  haben,  als  sie  unter  der  Führung  Ärpäds 
an  den  Ufern  der  vier  Flüsse  erschienen,  die  hier  angetroffenen 
verschiedenen  Volkselemente  in  ein  staatliches  Ganze  vereinigt 
und  den  ungarischen  Staat  und  die  ungarische  Gesellschaft  ge- 
gründet. Wir  bezeichnen  diesen  Staat  und  diese  Gesellschaft 
gerade  deswegen  als  ungarisch,  weil  sie  die  nationale  Eigen- 
tümlichkeit und  Individualität  des  ungarischen  Volkes  wieder- 
spiegeln, wenn  auch  ein  beträchtlicher  Teil  ihrer  Glieder  ande- 
ren Volksstämmen  angehört. 

Doch  das  ungarische  Volk  hat  nicht  nur  nach  innen  im 
Staats-  und  socialen  Leben  seine  nationale  Eigentümlichkeit 
und  Eigenart  bewahrt  von  den  Zeiten  der  Landnahme  bis  auf 
unsere  Tage,  es  behauptete  auch  seine  Unabhängigkeit  und 
Selbständigkeit,  seine  Souverainetät  gegenüber  den  anderen  Staaten. 

Es  ist  daher  unbestreitbar,  dass  das  ungarische  Volk  von 
den  Zeiten  der  Landnahme  bis  auf  unsere  Zeiten  stets  ein  selbst- 
ständiges Staats-  und  sociales  Leben  und  im  Zusammenhange 
ein  selbständig  entwickeltes  Rechtsleben  gelebt  hat,  das  seine 
besondere,  von  der  Rechtsgeschichte  der  anderen  staatsbildenden 
Völker  abweichende  Entwicklungsgeschichte  hat. 

Unter  ungarischer  Rechtsgeschichte  verstehen  wir  dem- 
gemäss  die  Entwicklungsgeschichte  des  Rechtslebens,  der  öffent- 
lich- und  privatrechtlichen  Einrichtungen  des  ungarischen  Volkes, 
als  Wissenschaft  gefasst:  die  systematische  Darstellung  dieser 
Entwicklungsgeschichte. 

Aus  der  Begriffsbestimmung  ergibt  sich  von  selbst,  dass 
die  ungarische  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte  die  Entwick- 
lung der  öffentlich-  und  privatrechtlichen  Einrichtungen  der 
ungarischen  Nation  zum  Gegenstande  hat,  und  dass  ihre  Auf- 
gabe darin  besteht,  den  Gang  dieser  Entwicklung,  in  Anbetracht 
der  stattgefundenen  wesentlichen  Veränderungen,  auf  Grund  der 
uns  überlieferten  Quellen  mit  möglichster  Treue  darzustellen. 

Um  diese  Aufgabe  mit  Erfolg  zu  lösen,  müssen  wir  vor 
allem    jene    Elemente   und    Factoren    untersuchen,   woraus   das 
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selbständige  nationale  Dasein  der  ungarischen  Nation,  das  eigen- 
tümliche ungarische  Staats-  und  sociale  Leben  sich  gestaltete, 
und  untersuchen,  was  für  ein  Rechtsleben,  welche  öffentlich-  und 
privatrechtliche  Organisation  in  Verbindung  mit  diesem  eigen- 
artigen ungarischen  Staats-  und  socialen  Leben  zustande  kam. 
Dann  müssen  wir  die  Wandelungen  und  Veränderungen  kenn- 
zeichnen, welche  im  Entwicklungsgange  des  ungarischen  Rechts- 
lebens und  der  öffentlich-  und  privatrechtlichen  Organisation 
von  Zeit  zu  Zeit  stattfanden,  ferner  jene  Ursachen  und  Factoren, 
welche  diese  Veränderungen  und  Wandelungen  hervorriefen,  bis 
zu  der  Zeit,  da  die  heute  bestehenden  Rechtsinstitutionen  ent- 
standen. 

Wir  dürfen  uns  daher  bei  der  Darstellung  der  ungarischen 
Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte  nicht  auf  die  einfache  Be- 
schreibung der  Rechtsinstitute  beschränken,  die  in  Ungarn  zu 
den  verschiedenen  Zeiten  bestanden,  sondern  müssen  den  jeweili- 
gen tatsächlichen  Zuständen  des  Staats-  und  socialen  Lebens 
stetige  Beachtung  schenken,  als  den  Grundlagen,  auf  welchen  die 
Rechtsinstitutionen  sich  erheben,  und  den  Quellen,  woraus  sie 
entsprungen  sind.  Wir  müssen  also  die  Entwicklung  der  öffent- 
lich- und  privatrechtlichen  Einrichtungen  in  ihrem  jeweiligen 
organischen  Zusammenhange  mit  den  tatsächlichen  Lebens- 
verhältnissen untersuchen  und  darstellen. 

Der  ungarische  Rechtshistoriker  muss  ferner  einem  beson- 
deren Factor  grosse  Aufmerksamkeit  widmen :  nämlich  dem 
Einfluss  der  westeuropäischen  Kultur,  der  in  den  westeuropäi- 
schen Staaten  herrschenden  Rechtsgedanken  und  -Einrichtungen 
auf  die  Entwicklung  der  öffentlich-  und  privatrechtlichen  Ein- 
richtungen des  ungarischen  Volkes. 

Nach  dem  Falle  des  römischen  Weltreichs  waren  es  ger- 
manische Völker,  die  auf  dem  Boden  des  weströmischen  Kaiser- 
reichs Staaten  gründeten.  Das  Germanentum  übernimmt  die 
Führung  sowol  im  Kultur-,  als  im  Rechtsleben  und  bringt  im 
Vereine  mit  dem  besiegten  romanischen  Elemente  das  mittelalter- 
liche Staats-  und  sociale  Leben  und  damit  die  öffentlich-  und 
privatrechtliche   Organisation   des  Mittelalters  hervor. 

Bereits  ein  Jahrhundert  nach  der  Landnahme  begaben  sich 
die  Ungarn  in  den  Schoss  der  christlichen  Kirche.  Damit 
trat  der  ungarische  Staat  in  die  Reihe  der  westeuropäischen 
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des  westeuropäischen  staatenbildenden  Völkerkreises.  Dies  zog 
notwendig  die  Reception  der  im  westlichen  Europa  herrschen- 
den Ideen  und  Institutionen  in  gewissem  Masse  nach  sich  und 
bewirkte,  dass  die  ungarische  Nation  in  ihrem  wolverstandenen 
Interesse  sich  bestrebte,  ihre  öffentlich-  und  privatrechtliche  Orga- 
nisation umzuformen  und  den  heimischen  Rechtsinstituten  einen 
mit  den  Institutionen  der  Nachbarvölker  übereinstimmenden  Cha- 
rakter aufzuprägen.  Und  wenn  auch  die  ungarische  Nation  so- 
wol  im  Staats-  und  socialen  Leben,  als  in  ihren  Rechtsein- 
richtungen bis  heute  ihre  nationale  Eigenart  und  Individualität 
behauptet  hat,  waren  dennoch  die  bei  den  anderen  europäischen 
Völkern  jeweilig  herrschenden  Rechtsgedanken  und  -Einrichtungen 
infolge  der  stetigen  wechselseitigen  Beziehungen  zu  allen  Zeiten 
von  Einfluss  auf  die  Entwicklung  und  Neugestaltung  des  ungari- 
schen Rechtslebens. 

Hieraus  folgt  mit  Notwendigkeit,  dass  wir  bei  dem  Stu- 
dium der  ungarischen  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte,  d.  i. 
der  systematischen  Darstellung  der  Entwicklungsgeschichte  des 
ungarischen  Rechtslebens  von  jenen  wichtigeren  Rechtsideen 
und  Institutionen  Kenntnis  haben  müssen,  welche  zu  den  ver- 
schiedenen Zeiten  im  westlichen  Europa  herrschten.  Denn  einer- 
seits ist  es  nur  auf  diese  Weise  möglich,  die  Entwicklung  des 
Rechtslebens  der  ungarischen  Nation  in  die  richtige  Beleuchtung 
zu  rücken,  da  wir  einzig  auf  diese  Weise  festzustellen  vermögen, 
inwieferne  die  in  gewissen  Zeitaltern  vorhandenen  Institute  des 
ungarischen  Rechts  als  selbständige  Producte  des  gesetzgebenden 
Genius  der  ungarischen  Nation  betrachtet  werden  können;  und 
andererseits  vermögen  wir  nur  auf  diese  Weise  den  Zusammen- 
hang zu  bestimmen,  der  zwischen  der  Rechtsentwicklung  der 
ungarischen  Nation  und  derjenigen  der  westeuropäischen  Völker 
von  den  ältesten  Zeiten  bis  auf  unsere  Tage  bestanden  hat. 


§.  3.  Methode  und  Perioden  der  ungarischen 
Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte. 

Bei  der  Darstellung  der  Rechtsgeschichte  können  im  all- 
gemeinen zwei  Methoden  zur  Anwendung  gelangen  :  die  chrono- 
logische oder  synchronistische  und  systematische.  Als  Einthei- 
lungsgrund  dient  der  ersteren  die  Zeit,  der  letzteren  das  System. 


Die  synchronistische  Methode  teilt  den  Entwicklungsgang 
des  Rechtslebens  zufolge  der  stattgefundenen  Veränderungen  und 
Wandelungen  desselben  in  gewisse  Zeitalter,  innerhalb  deren 
das  Rechtsleben,  sämmtliche  öffentlich-  und  privatrechtlichen 
Einrichtungen  als  einheitliches,  in  organischer  Verbindung  stehen- 
des Ganze  aufgefasst  und  dargestellt  werden.  Die  systematische 
Methode  hingegen  trennt  das  Rechtsleben  nach  seinen  inneren, 
inhaltlichen  Verzweigungen  in  gewisse  Teile  und  stellt  die  ein- 
zelnen Rechtsinstitutionen  einzeln  für  sich,  unabhängig  von  den 
anderen,  ohne  jedwede  zeitliche  Unterbrechung  dar.  So  wird  vor 
allem  das  Staatsrecht  oder  die  Verfassung,  die  das  auf  das  Ge- 
meinsame gerichtete  Rechtsleben  der  Staatsangehörigen  regelt, 
vom  Privatrechte,  welches  das  auf  die  Erreichung  der  individuel- 
len Ziele  der  Staatsangehörigen  gerichtete  Rechtsleben  ordnet, 
geschieden.  Die  systematische  Darstellung  der  Entwicklung  der 
ersteren  gibt  die  Verfassungsgeschichte,  die  der  Entwicklung  des 
letzteren  die  Rechtsgeschichte  im  engeren  Sinne.  Innerhalb  dieser 
beiden  Hauptabteilungen  können  noch  weitere  Teilungen  des 
Stoffes  Platz  greifen.  In  der  Geschichte  des  Staatsrechts  oder  der 
Verfassung  kann  z.  B.  das  Königtum,  die  Organisation  der  Ge- 
setzgebung, der  Verwaltung,  des  Gerichts-  und  Heerwesens  Gegen- 
stand geschlossener  Darstellung  sein;  innerhalb  der  eigentlichen 
Rechtsgeschichte  wird  das  Privatrecht  getrennt  dargestellt  vom 
Strafrecht  und  dem  Gerichtsverfahren.  Im  Privatrechte  kann  die 
Geschichte  des  Familien-,  Erb-,  Sachen-  und  Obligationenrechts 
für  sich  vorgetragen  werden. 

Wenn  wir  nun  diese  beiden  Methoden  vergleichen  und 
ihre  Vor-  und  Nachteile  gegen  einander  abwägen,  müssen  wir 
zu  der  Einsicht  gelangen,  dass  die  systematische  Methode  blos 
die  Geschichte  der  einzelnen  Zweige  des  Rechtslebens,  der  ein- 
zelnen Rechtsinstitute  liefert,  uns  jedoch  die  Geschichte,  das 
treue,  wahre  Bild  der  Entwicklung  des  gesammten  Rechtslebens 
schuldig  bleibt;  denn  das  Rechtsleben  bildet  ein  organisches 
Ganze,  dessen  Zweige  als  Teile  des  Organismus  im  engsten 
Zusammenhange  stehen.  Darum  kann  die  gründliche  Erkenntnis 
und  richtige  Beleuchtung  der  Rechtsentwicklung  nur  dann  er- 
wartet werden,  wenn  wir  sämmtliche  Erscheinungen  und  Ver- 
änderungen, die  im  Rechtsleben  stattfinden,  zugleich  in  Betracht 
ziehen.  Die  systematische  Methode  stellt  die  einzelnen  Rechts- 
institute dar,  losgelöst  von  ihrer  geschichtlichen  Umgebung,  ohne 


Kennzeichnung  der  Wechselwirkung,  so  dass  sie  gar  nicht  als 
zusammenhängende  Teile  und  Züge  des  Zeitbildes  erscheinen, 
sondern  vereinsamt,  unverbunden  dastehen  und  selbst  in  ihrer 
Summe  kein  klares  Bild  der  Entwicklung  des  Rechtslebens  zu 
geben  vermögen. 

Es  ist  daher  für  die  rechtshistorische  Darstellung  viel  zweck- 
entsprechender, von  der  zeitlichen  Einteilung  auszugehen,  den 
Entwicklungsgang  des  Rechtslebens  in  gewisse  Zeitalter  zu  schei- 
den und  innerhalb  der  einzelnen  Perioden  sämmtliche  Erschei- 
nungen des  Rechtslebens  als  zusammenhängende  Bestandteile 
eines  organischen  Ganzen  aufzufassen  und  darzustellen. 

Die  synchronistische  Methode  schliesst  jedoch  das  syste- 
matische Moment  nicht  aus;  sie  schliesst  nicht  aus,  dass  wir 
die  einzelnen  Zweige  des  Rechtslebens  gesondert  darstellen. 
Jeder  synchronistischen  Behandlungsweise  sind  wir  bemüssigt, 
ein  gewisses  System  zugrunde  zu  legen. 

Bei  der  Darstellung  der  ungarischen  Verfassungs-  und 
Rechtsgeschichte  werden  wir  die  synchronistische  Methode  an- 
wenden. Da  wir  in  dem  Entwicklungsgange  des  Rechtslebens, 
in  Sonderheit  des  Verfassungslebens  der  ungarischen  Nation  drei 
grosse  Wandelungsphasen  erkennen,  unterscheiden  wir  vier 
Perioden,  innerhalb  deren  wir  das  Rechtsleben  als  organisch 
zusammenhängendes  Ganze   untersuchen  werden. 

Die  Perioden  der  ungarischen  Verfassungs-  und  Rechts- 
geschichte sind  die  folgenden : 

I.  Das  Zeitalter  der  Urverfassung  von  den  ältesten  Zeiten 
bis  zur  Gründung  des  Königtums   (d.  i.    bis  zum  Jahre   1000). 

II.  Das  Zeitalter  der  von  Stefan  dem  Heiligen  begründeten 
Staatsverfassung  (1000—1308). 

III.  Das  Zeitalter  der  auf  dem  Begriffe  der  Heiligen  Krone 
beruhenden  Staatsverfassung  (1308 — 1608). 

IV.  Das  Zeitalter  der  ständischen  Verfassung  (1608— 1848). 


L  BUCH. 
DAS  ZEITALTER  DER  URVERFASSUNG. 

(Von  den  ältesten  Zeiten  bis  zum  Jahre  1000.) 


I.  KAPITEL. 

Die  der  Landnahme  vorangegangenen  Staats- 
bildungen und  Völkerbewegungen  auf  ungarischem 

Boden.* 

Bei  der  Darstellung  der  ungarischen  Urverfassung  müssen 
wir  vor  allem  jene  Factoren  aufhellen,  worauf  sich  das  unga- 
rische Staats-  und  sociale  Leben  aufbaute.  Zu  diesen  Factoren 
gehört  das  Staatsgebiet  und  die  Bevölkerung.  Es  ist  daher  not- 
wendig, dass  wir  uns  in  Kürze  mit  den  Staatsbildungen  und 
Völkerbewegungen,  welche  vor  der  Landnahme  auf  dem  Boden 
Ungarns  sich  abspielten,  und  mit  deren  Residuen  beschäftigen. 

Die  Kulturvölker  Europas  scheiden  sich  zufolge  der  Racen- 
und  Sprachenverwandtschaft  in  vier  Gruppen:  in  Gräco-Italer, 
Kelten,  Germanen  und  Slaven. 

Diese  Völkergruppen  sind  nach  den  Ergebnissen  der  ver- 

*  Literatur:  G.  Pray,  Annales  veterum  Hunnorum,  Avarum  et  Hunga- 
rorum  1761.  G.  Fejer,  Regni  per  Hungaros  in  Europa  stabiliti  relationes 
disquisitae  1845.  P.  Sa.'^arik,  Slavische  Alterthümer  1844.  A.  Thierry,  Histoire 
d'Attila,  de  ses  fils  et  de  ses  successeurs  1856  (deutsche  Übersetzung  von 
BuRCKHARDT).  K.  JiRECEK,  Geschichte  der  Bulgaren  1876.  O.  Kaemmel,  Die 
Anfänge  deutschen  Lebens  in  Österreich  1879 ;  E.  Dümmler,  Geschichte  des 
ostfränkischen  Reiches.  F.  Salamon,  A  römaisäg  enyeszete  Pannoniäban, 
s  különösen  Aquincum  videken  IDas  Verschwinden  der  römischen  Bevöl- 
kerung Pannoniens,  besonders  in  der  Gegend  Aquincumsj.  Szäzadok  Jg. 
1881;  Alsö-Pannonia  a  göth  es  longobard  megszälläs  alatt  [Nieder-Pan- 
nonien  während  der  gothischen  und  longobardischen  Invasion],  ebenda 
Jg.  1882.  Magyarorszäg  törtenete  a  honfoglaläsig.  Irtäk  Fröhlich  Robert, 
KuzsiNszKY  Bälint  CS  Nagy  Geza  (Magyar  nemzet  törtenete,  szerk.  Szilägyi 
Sändor,  I.  k.  I— CCCLII.  11.)  [Geschichte  Ungarns  bis  zur  Landnahme  von 
R.  Fröhlich,  V.  Kuzsinszky  und  G.  Nagy,  in  :  Geschichte  der  ungarischen 
Nation,  redigiert  von  A.  Szilägyi.  Bd.  L  S.  I— CCCLII]. 
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gleichenden  Sprachwissenschaft  sämmtlich  Zweige  der  grossen 
arischen  oder  indogermanischen  VölkerfamiHe/  die  einst  aus  dem 
Innern  Vorderasiens  in  Europa  einwanderten.  Mangels  histori- 
scher Daten  kennen  wir  weder  die  Richtung,  noch  die  Zeit, 
noch  überhaupt  die  Umstände  der  Einwanderung.  Die  geogra- 
phische Vertheilung  der  einzelnen  Völker  beweist,  dass  zuerst 
die  Gräco-Italer,  dann  die  Kelten,  späterhin  die  Germanen  und 
zuletzt  die  Slaven  sich  in  Europa  niederliessen. 

Als  das  erste  Jahrhundert  des  römischen  Kaisertums  zur 
Neige  gieng  und  das  Weltreich  auf  der  Höhe  der  Macht  stand, 
sehen  wir  die  arischen  Völker  folgendermassen  verteilt.  Die 
Gräco-Italer  halten  den  Süden  Europas :  die  vom  Mittelländischen 
Meer  gebildeten  Halbinsel  und  Insel  besetzt.  Die  Kelten  (Iberer, 
Gallier,  Briten  und  Pannonier)  bewohnen  das  Gebiet  des  heuti- 
gen Spaniens,  Frankreichs,  Englands,  Süddeutschlands,  Ober- 
italiens und  Ungarns.  Vom  Rhein  und  der  oberen  Donau  bis 
zur  Ostsee  und  der  Weichsel  breiten  die  Germanen  sich  aus, 
östlich  und  nördlich  von  ihnen  erstrecken  sich  die  Wohnsitze 
der  slavischen  Völkerschaften.  Darüber  hinaus,  an  den  Ufern 
der  Wolga,  abwärts  bis  zum  Schwarzen  Meere,  auf  der  grossen 
russischen  (sarmatischen)  Ebene  lagern  Völker  von  anderer  Ab- 
stammung :  die  s.  g.  Sarmaten  und  Skythen,"^  ferner  andere  ural- 
altaische  Völker,  welche  nach  Racen-  und  Sprachverwandtschaft 
in  zwei  grosse  Gruppen  zerfallen :  in  finnisch-ugrische  und  turko- 
tartarische  Völker. 

Was  im  Besonderen  das  ethnographische  Bild  Ungarns 
betrifft,  so  wissen  wir  hierüber  aus  der  Zeit  vor  der  Eroberung 
durch  die  Römer  nur  das  Wenige,  dass  in  den  Teilen  jenseits 
der  Donau  bereits  im  IV.  Jahrhundert  v.  Chr.  G.  keltische  Völ- 
ker verschiedenen  Namens :  Japoder,  Bojer,  Skordisker  und  Ara- 
visker  sich  aufhielten,  die  nach  dem  Zeugnisse  der  zahlreichen 
keltischen  Funde  eine  gewisse  Stufe  der  Kultur  erreicht  hatten. 
Nördlich  der  Donau  wohnten  Germanenstämme :  Markomannen 


'  PiCTET,  Les  origines  indo-europeennes.  F.  Max  Müller,  Die  Wis- 
senschaft der  Sprache  (2.  deutsche  Ausgabe,  besorgt  durch  R.  Fick  und 
W.  Wischmann  1892  und   1893;  ung.  Übersetzung  von  S.  Simonyi   1877). 

-  Über  das  Ethnikon  der  Skythen  und  Sarmaten  vergleiche  G.  Zeuss, 
Die  Deutschen  und  die  Nachbarnstämme.  K.  Fiök,  Az  ärjäk  es  ugorok  erint- 
kezesei  [Die  Berührungen  der  arischen  und  ugrischen  Völkerl  1892;  G^za 
Nagy,  A  magyarok  öskora  [Die  Urzeit  der  Ungarn].  Szäzadok  Jg.  1897. 
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und  Quaden ;  zwischen  der  Donau  und  Teiss  und  jenseits  die- 
ser die  nomadisierenden  Jazyger  sarmatischer  Abstammung ;  nach 
Osten,  in  Siebenbürgen  und  dem  heutigen  Rumänien  die  Dacier. 

Unsere  zuverlässige  Kenntnis  der  diesbezüglichen  politisch- 
ethnischen Verhältnisse  beginnt   mit   der   römischen  Eroberung. 

Schon  Julius  Cäsar  hatte  die  Unterjochung  der  Teile  jen- 
seits der  Donau,  das  ist  Pannoniens,  geplant.  Der  Plan  wurde 
von  Kaiser  Augustus  verwirklicht,  der  in  seinem  Testamente  die 
Unterwerfung  Pannoniens  als  eine  seiner  bedeutendsten  Kriegs- 
taten bezeichnet.  Ein  Jahrhundert  später  kam  der  Südosten 
Ungarns  unter  römische  Herrschaft :  Trajan  vernichtete  in  harten 
Kämpfen  das  dacische  Reich,  das  zu  Domitians  Zeiten  Rom  tribut- 
pflichtig gemacht  hatte,  und  unterwarf  Siebenbürgen  und  das 
von  der  Maros,  der  Donau  und  Teiss  umgrenzte  Gebiet.  Das 
eroberte  Land  erhielt  nach  ihm  den  Namen  Dacia  Trajana. 

Der  Eroberung  folgte  die  Romanisierung  der  eroberten 
Gebiete  mittelst  der  Provincialverwaltung  auf  dem  Fusse.  Neben 
den  militärischen  Niederlassungen  und  Festungen  entstehen  Colo- 
nien,  Municipien  und  Städte. 

Gegen  das  Ende  des  II.  Jahrhunderts  werden  die  Jazyger 
und  die  übrigen  Völker  zwischen  den  beiden  römischen  Pro- 
vinzen, ferner  die  im  nordwestlichen  Ungarn  wohnenden  ger- 
manischen Stämme  auf  dem  Wege  friedlicher  Ausbreitung  all- 
mälig  mehr  und  mehr  in  den  Machtkreis  des  römischen  Reichs 
einbezogen.  Aber  als  das  Zeitalter  der  grossen  Kaiser  vorbei 
ist,  beginnt  der  Niedergang  des  Weltreiches  auch  in  diesen 
Ländern.  Nicht  nur,  dass  die  benachbarten  Barbarenvölker  nicht 
bezwungen  werden ;  in  stets  grösseren  Massen  fallen  sie  in  die 
römischen  Provinzen  ein.  Einen  Teil  siedeln  die  Kaiser  in  den 
Provinzen  an,  aber  sie  können  die  Auflösung  nicht  mehr  ver- 
hindern, denn  die  Wellen  der  grossen  Völkerwanderung  rollen 
unaufhaltsam  über  die  Grenzen  des  römischen  Reiches.  Im 
Jahre  275  muss  Kaiser  Aurelian  Dacien  gänzlich  und  bleibend 
den  Westgothen  überlassen  und  seine  Legionen  auf  das  rechte 
Ufer  der  Unteren  Donau  zurückziehen.  Ein  Jahrhundert  später 
erleidet  Pannonien,  trotz  der  mächtigen  Anstrengungen  und  Siege 
Constantius  II.  und  Valentinians  des  IL,  dasselbe  Schicksal.  Aus 
der  officiellen  Liste  der  Provinzen  wird  es  wol  nicht  gestrichen ; 
aber  die  römischen  Truppen  ziehen  fort,  die  römische  Ein- 
wohnerschaft verschwindet,    und    mit   ihr   die    römische  Kultur, 
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welche  auf  ungarischem  Boden  niemals  feste  Wurzeln  gefasst 
hatte.  Sogar  die  Namen  der  Städte  gerieten  in  Vergessenheit;^ 
denn  es  blieb  kein  Volkselement  zurück,  das  deren  Angedenken 
bewahrt  hätte. 

Die  dem  römischen  Reiche  nachfolgende  erste  Staatsbildung 
der  Barbaren,  welche  den  Boden  Ungarns  berührte,  war  das 
Westgothenreich,  das  sich  in  der  zweiten  Hälfte  des  III.  Jahr- 
hunderts bereits  vom  Dnjester  bis  zur  Teiss  erstreckte  und 
ausser  den  stammverwandten  Gepiden  zahlreiche  Völker  un- 
bestimmbarer Herkunft  in  sich  schloss.  Eine  noch  grössere  Zahl 
von  Völkern  sehr  verschiedenen  ethnischen  Charakters  war  unter 
der  Herrschaft  der  Ostgothen  vereinigt,  deren  Reich  vom  Dnjester 
bis  zum  Don  und  gegen  Norden  bis  an  das  Baltische  Meer 
sich  ausdehnte.  König  Hermanarich  hatte  es  zu  solcher  Macht 
erhoben  in  der  ersten  Hälfte  des  IV.  Jahrhunderts.^ 

Beiden  Reichen  und  der  mehr  als  hundertjährigen  Herr- 
schaft der  Gothen  in  den  östlichen  Teilen  Ungarns  wurde 
durch  die  Hunnen  ein  Ende  bereitet. 

Die  Hunnen  tauchen  zuerst  im  II.  Jahrhundert  n.  Chr.  in 
den  Niederungen  zwischen  dem  Uralflusse  und  der  Wolga  auf. 
Es  ist  den  bisherigen  wissenschaftlichen  Untersuchungen  nicht 
gelungen,  die  Herkunft  der  Hunnen  mit  unumstösslicher  Sicher- 
heit festzustellen,  denn  die  Sprache  der  Hunnen,  das  wichtigste 
Hilfsmittel  solcher  Forschungen,  ist  unserer  Kenntnis  entzogen.^ 

*  Mit  Ausnahme  weniger  Scarabantia — Sopron  (deutsch  Ödenburg), 
Siscia— Sissek.    '  ;  'lÄ■^^!^>y^/^v■^"^v  ■j^.v  >•  ■;    ■    . 

■'  Die  Hauptquelle  der  Geschichte  'der  Gothen  ist  das  Werk  des 
Jordanes,  De  Getarum  seu  Gothorum  origine  et  rebus  gestis.  Beste  Aus- 
gabe von  Th.  MoMMSEN  in  den  MG  Auetores  antiquissimi.  V.  1. 

'"  Aus  den  erhaltenen  Eigennamen  wollen  Viele  auf  den  turko-tarta- 
rischen  Ursprung  der  Hunnen  schliessen.  So  vor  Allen  Armin  Vämbery, 
A  hunnok  es  avarok  nemzetsege  [Über  die  Nationalität  der  Hunnen  und 
Avaren]  1881 ;  A  magyarok  eredete  [Ursprung  der  Ungarn]  1882.  SS.  36—47, 
415—427.  J.  Thury,  Szäzadok  Jg.  1896.  Jüngst  hat  Friedrich  Hirth  die  schon 
von  Deguignes  (Histoire  generale  des  Huns,  des  Turcs  etc.  1751—1758) 
und  Neumann  (Die  Völker  des  südlichen  Russlands  1847)  verfochtene  Identi- 
tät der  Hunnen  mit  den  in  den  chinesischen  Annalen  erwähnten,  wohl 
mongolischen  Hiungnu  überzeugend  dargetan :  Über  Wolgahunnen  und 
Hiungnu  1899;  Hün  tanulmänyok  [Hunnische  Studien].  Ethnographia  XII.  Jg. 
1901.  Ihm  folgt  nun  in  der  Annahme  des  mongolischen  Ursprungs  B.  Mun- 
KÄcsi,  der  früher  die  turko-tartarische  Abkunft  lehrte.  Ethnographia  VI.  Jg. 
S.  349.  u.  ff. 
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Laut  den  Beschreibungen  der  zeitgenössischen  und  wenig  späte- 
ren Schriftsteller,  namentlich  des  Ammianus  Marcellinus,  Sido- 
nius  Apollinaris,  Priscus  Rhetor  und  des  Jordanes,  haben  sie 
die  meiste  Ähnlichkeit  mit  den  Jahrhunderte  später  auftreten- 
den Mongolen. 

Der  geographische  Mittelpunkt  des  gewaltigen  Hunnen- 
reiches, das  vom  Rhein  bis  zum  Kaspisee  und  zum  Ural,  und 
von  der  Unteren  Donau  und  der  Adria  bis  zur  Ostsee  sich 
erstreckte  und  eine  ungeheure  Menge  germanischer,  slavischer, 
finnisch-ugrischer  und  turko-tartarischer  Stämme  umfasste,  war 
gerade  Ungarn.  Der  grösste  König  der  Hunnen,  Attila,  unter 
dessen  Regierung  das  Hunnenreich  den  Höhepunkt  seiner  Macht 
und  Grösse  erreichte,  hatte  seinen  Sitz  an  der  Teiss,  wahr- 
scheinlich irgendwo  in  der  Gegend  von  Szeged.  Im  Jahre  453, 
eben  als  er  zum  Entscheidungskampfe  gegen  das  oströmische 
Reich  rüstete,  verschied  er  eines  plötzlichen  Todes.  Mit  seinem 
Ableben  stürzte  das  hunnische  Weltreich  allsogleich  zusammen. 
Die  Germanenvölker  empörten  sich  gegen  Attilas  Söhne,  besieg- 
ten sie  in  der  mörderischen  Schlacht  am  Flüsschen  Netad  und 
teilten  das  Gebiet  des  heutigen  Ungarns  unter  sich,  nachdem 
sie  die  Hunnen  vertrieben  hatten,  die  in  den  südrussischen 
Steppen  ihre  sehr  verringerte  Herrschaft  über  slavische  und 
turanische  Stämme  noch  Jahrhunderte  lang  fortsetzten. 

Attilas  Reich  musste  sich  auflösen,  denn  die  unterjochten 
Völker  verknüpfte  nur  ein  lockeres  Band.  Die  Staatsverfassung 
des  Hunnenreiches  beruhte  auf  dem  Gedanken  des  Völkerbundes. 
Die  einzelnen  Völker  behielten  ihre  eigenen  Fürsten  bei  und 
ihre  innere  politische  Verfassung;  dem  herrschenden  Hunnen- 
volke waren  sie  einzig  zur  Treue  und  zur  Heerfolge  verpflichtet. 
Mangels  einer  einheitlichen  staatlichen  Organisation  bildete  die 
gewaltige  Persönlichkeit  und  Genialität  Attilas  das  Band,  das 
das  Hunnenreich  zusammenhielt ;  mit  dem  Hinscheiden  dieser 
grossen  Individualität  war  das  durch  sie  geschaffene  Weltreich 
dem  Untergange  geweiht. 

Das  Staatswesen  der  Hunnen  war  das  erste,  das  sämmt- 
liche  auf  dem  Boden  Ungarns  wohnenden  Völker  zu  einem 
staatlichen  Ganzen  zusammenfasste,  wie  nachher  die  Staatsbil- 
dung der  Avaren  und  Ungarn.  Die  Hunnen  legten  den  Grund 
zur  Macht  der  turanischen  (ural-altajischen)  Völker  im  Karpaten- 
lande,   und   die    Überlieferung   von   ihrer   Herrschaft  in  diesem 
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Lande  und  ihrer  politischen  und  militärischen  Organisation  war 
vermutlich  von  bedeutendem  Einflüsse  auf  das  Zustandekommen 
der  späteren  avarischen  und  magyarischen  Herrschaft/' 

Nach  der  Niederlage  und  dem  Auszuge  der  Hunnen  besetzen 
die  Ostgothen  das  Gebiet  jenseits  der  Donau,  geführt  von  den 
drei  Königen  und  Brüdern :  Walamir,  Theodemir  und  Widemir. 
In  den  nordwestlichen  Theilen  Ungarns  finden  wir  Sueven,  Ru- 
gier  und  Heruler,  die  weiten  Flächen  zwischen  der  Donau  und 
der  Teiss  bewohhen  die  alten  Bewohner,  die  Sarmaten;  das 
Land  östlich  der  Teiss,  das  einstige  Dacien,  wird  das  Herrschafts- 
gebiet der  mit  den  Gothen  verwandten  Gepiden  und  darum 
Gepidien  genannt.  Diese  germanischen  Völker  befinden  sich  in 
ununterbrochenem  Kampfe  wider  einander.  Die  Ostgothen  lassen 
Pannonien  nicht  aus  ihrem  Besitz,  auch  nachdem  sie  im  Jahre 
489  unter  der  Führung  Theoderichs  des  Grossen  nach  Italien  ge- 
zogen waren  und  Odoaker  gestürzt  und  ein  besonderes  König- 
reich gegründet  hatten.  Aber  den  Gepiden  gelingt  es,  in  dem 
nur  schwach  verteidigten  Pannonien  immer  festeren  Fuss  zu 
fassen.  Um  535  werden  sie  jedoch  aus  ihren  pannonischen  Be- 
sitzungen durch  die  Longobarden,  ein  kraftvolles  germanisches 
Eroberervolk,  verdrängt.^  Gar  bald  entbrennt  ein  Kampf  auf  Leben 
und  Tod  zwischen  den  beiden  Nachbarvölkern.  Im  Jahre  567 
führt  schliesslich  das  Bündnis  der  Longobarden  und  der  eben 
an  der  Unteren  Donau  erschienenen  Avaren  den  völligen  Unter- 
gang der  Gepiden  herbei.  Der  weitaus  grösste  Teil  des  Gepiden- 
volkes  wurde  vernichtet,  ihr  Land  —  der  grössere  östliche  Teil 
Ungarns  —  fiel  den  Avaren  anheim.  Bereits  im  nächsten  Jahre 
verliessen  die  Longobarden  unter  ihrem  Könige  Alboin  Pannonien 
und  eroberten  Italien ;  ihr  Land  gieng  dem  Bundesvertrage  ge- 
mäss in  den  Besitz  der  Avaren  über. 

So  hatte  denn  auf  ungarischem  Boden  abermals  ein  turani- 
sches  Volk  einen  einheitlichen  Staat  gegründet.  Während  der 
115  Jahre,  die  zwischen  der  Auswanderung  der  Hunnen  und 
der  Niederlassung  der  Avaren  lagen,  war  Zeit  und  Gelegenheit 
vorhanden,  dass  hier  ein  germanischer  Staat  entstehe;  die  Ger- 

^  Vgl.  Thierry,  Histoire  d'Attila  etc.  11.  Bd.  Les  legendes  et  traditions 
hongroises. 

^  Der  Geschichtsschreiber  der  Longobarden  ist  Paulus  Diaconus 
Die  beste  kritische  Ausgabe  seines  Werkes  „Historia  gentis  Longobardo- 
rum"  hat  Waitz  besorgt  in  den  M  G,  Auetores  antiquissimi. 
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manen  waren  all'  die  Zeit  das  herrschende  Volkselement ;  jedoch 
die  unausgesetzten  Kriege  wider  einander  machten  die  Bildung 
eines  einheitlichen,  Jahrhunderte  überdauernden  Staates  unmög- 
lich ;  ja  die  Germanen  selbst  riefen  die  Verwandten  ihrer  ehe- 
maligen Herren,  der  Hunnen  herbei  und  bereiteten  so  die  Grün- 
dung des  zweiten  turanischen  Staates  vor,  der  die  ethnographischen 
Verhältnisse  dieses  Landes  gänzlich  veränderte  und  der  Hege- 
monie des  germanischen  Elementes  für  immer  ein  Ende  bereitete.'* 

Die  Herkunft  der  Avaren  vermögen  wir  ebenso  wenig  mit 
Sicherheit  festzustellen,  als  die  der  Hunnen.  Priscus  Rhetor  er- 
wähnt ihrer  zuerst  als  eines  Volkes  zwischen  dem  Don  und  der 
Wolga.  Um  die  Mitte  des  VI.  Jahrhunderts  dringen  sie  bis  zur 
Unteren  Donau  vor  und  nun  werden  sie  von  den  byzantinischen 
Schriftstellern  als  die  Nachfolger  der  Hunnen  geschildert  an 
Mut,  Grausamkeit  und  Macht.  Auch  ihre  Sprache  stimmte  mit 
der  Sprache  der  Hunnen  dermassen  überein,  dass  als  die  erste 
avarische  Gesandtschaft  in  Konstantinopel  erschien,  der  ge- 
wöhnliche Dolmetsch  des  Hunnischen  ihre  Rede  übersetzen  konnte. 
Zufolge  den  byzantinischen  Schriftstellern  war  der  Name  Ava- 
ren gar  nicht  der  ihrige,  sondern  der  Name  jenes  mächtigen 
Volkes,  dessen  Reich  von  China  bis  Europa  sich  ausdehnte  und 
dem  vormals  auch  diese  Pseudoavaren  unterworfen  waren; 
eigentlich  waren  sie  aus  dem  Volke  der  Ogrer  entsprungen  und 
bildeten  zwei  Stämme  dieses  Volkes:  die  Stämme  Var  und  Chun.^ 

Zur  Zeit,  als  die  Avaren  nacheinander  die  südrussischen 
Stämme :  die  Reste  des  Hunnenvolkes,  Sarmaten  und  Slaven 
bezwangen  und  Ungarn  in  Besitz  nahmen,  war  Bajan  ^^  ihr 
Gross-Chagan,  d.  i.  ihr  Fürst.  Auch  er  schlug  seinen  Sitz  in 
Ungarn  auf,  zwischen  der  Donau  und  Teiss.  Gegen  Süden 
bildete  die  Untere  Donau  die  Grenze  seines  Reiches.  Die  un- 
mittelbare Nachbarschaft  und  wachsende  Macht  der  Avaren  be- 
deutete eine  ständige  Gefahr  für  das  oströmische  Reich.  Nach- 
dem die  Avaren  im  Jahre  626  einen  Angriff  auf  Konstantinopel 
selbst  unternommen  hatten,  siedelte  Kaiser  Heraklius  slavische 
Stämme  als  Grenzwacht  an  den  Nordmarken    des   Reiches   an, 

«  G.  Nagy,  a.  a.  0.  S.  CCCXXXVIII. 

^  Von  dem  Ursprünge  der  Avaren  handelt  ausführlich  Theophilaktus 
SiMOKATTA  (Historiarum  1.  VII.  cap.  7  und  8,  ed.  Bonnensis  recogn.  Im- 
manuel Bekkerus  1834.  S.  283—284). 

'•*  Ein  türkisches  Wort,  s.  v.  wie  mächtig,  reich. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  2 
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von  der  Adria  bis  zum  Schwarzen  Meere.  Dalmatien  (das  heu- 
tige Bosnien  und  Herzegovina  miteinbegriffen)  besetzten  Kroaten 
von  der  Oberweichsel  und  den  Gegenden  an  der  Oder;  östlich 
davon  —  im  heutigen  Serbien  und  Bulgarien  —  Hessen  sich 
Sorben  oder  Serben  aus  dem  Elbtale  nieder. 

Bis  dahin  hatten  die  Slaven,  die  ältesten  Bewohner  des 
Ostens  von  Europa,  niemals  eine  selbständige  Rolle  gespielt; 
mit  friedlicher  Ergebung  trugen  sie  das  wechselnde  Joch  der 
verschiedenen  Eroberer,  zogen  fast  unbemerkt  immer  vorwärts 
nach  Westen  und  Süden,  besetzten  die  Länderstrecken,  welche 
die  ins  römische  Reich  eindringenden'Germanenstämme  verlassen 
hatten,  und  überschwemmten  Ungarn  und  die  Balkanhalbinsel. 
Aufgemuntert  von  den  byzantinischen  Kaisern,  empören  sich  nun 
die  Kroaten  und  Serben  gegen  die  Avaren  und  finden  in  den  nörd- 
lichen Teilen  des  oströmischen  Kaiserreichs   eine  neue  Heimat. 

Zu  Ende  des  VII.  Jahrhunderts  erhielt  sowol  das  unter 
avarischer  Herrschaft  befindliche  Ungarn,  als  das  oströmische 
Reich  neue  Bewohner  in  den  Bulgaren.  Als  Urheimat  der 
Bulgaren  wird  die  Gegend  an  der  Wolga  angenommen ;  mit 
den  Hunnen  mögen  sie  nahe  verwandt  gewesen  sein  —  hier- 
für spricht  auch,  dass  die  Zeitgenossen  sie  als  Hunni  Volgares 
(Wolga-Hunnen)  bezeichnen.  ^^  Jenes  grosse  Bulgarenreich,  das 
um  630  zwischen  dem  Don  und  der  Wolga  entstanden  war, 
löste  sich  nach  dem  Tode  König  Kuwrats  auf;  denn  seine 
Söhne  teilten  die  Herrschaft  unter  sich.  Der  eine  gründete  das 
Chasarenreich ;  der  zweite  behauptete  zwischen  der  Wolga  und 
Kama  das  eigentliche  Gross-Bulgarien ;  drei  von  den  Brüdern 
endlich  zogen  mit  einem  namhaften  Teile  des  Bulgarenvolkes 
nach  Westen.  Der  eine  von  den  dreien,  Asparukk  gieng  678 
über  die  Donau,  besiegte  die  ringsum  wohnhaften  Slavenstämme 
und  begründete  das  Bulgarenreich  an  der  Donau ;  die  beiden 
anderen  Hessen  sich  mit  ihrem  Volke  in  Pannonien  und  dem 
östlichen  Ungarn  zwischen  den  Avaren  nieder. 

Die  stetig  sinkende  Macht  der  Avaren  wurde  in  den  ersten 
Jahren  des  IX.  Jahrhunderts  von  Karl  dem  Grossen  niederge- 
worfen. Der  grösste  Teil  des  Volkes  gieng  im  Laufe  der  langen 
blutigen  Kämpfe  zugrunde;  ihre  Burgen  —  die  s.  g.  Ringe  — 

"  Über  die  Urheimat  und  Wanderungen  der  Bulgaren  s.  Jirecek 
Geschichte  der  Bulgaren.  S.  126  ff. 
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fielen  nebst  ungeheuren  Schätzen  in  die  Hände  der  Eroberer. 
Karl  der  Grosse  unterwarf  Pannonien  der  fränkischen  Herrschaft: 
das  Gebiet  zwischen  der  Donau  und  Drau  nebst  dem  heutigen 
Österreich  wurde  zur  Ostmark  vereinigt,  mit  Lauriacum  als  Sitz 
des  Markgrafen,  die  Teile  zwischen  der  Drau  und  Save  zur 
friaulischen  Mark  geschlagen. 

Die  ihrer  Bewohner  entblössten  Wohnsitze  der  Avaren  be- 
zogen aus  dem  Westen  einwandernde  Deutsche  (Baiern)  und  in 
noch  grösserer  Menge  von  Norden  südwärts  ziehende  Slaven- 
stämme  (Slovenen).  Die  Letzteren  gründeten  um  850  unter  ihrem 
Fürsten  Privina  ein  Herzogtum,  das  die  Oberhoheit  des  ost- 
fränkischen Königs  anerkannte. ^- 

Nördlich  von  der  Mitteldonau  enstand  im  Laufe  des  IX. 
Jahrhunderts  ein  grosses  slavisches  Reich,  Moravien,  welches 
das  heutige  Böhmen,  Mähren,  den  westlichen  Teil  Oberungarns 
und  auch  die  Niederungen  zwischen  der  Donau  und  Teiss  in 
sich  schloss  und  zur  Zeit  der  Landnahme  der  Ungarn  unter  dem 
Fürsten  Svatopluk  auf  die  Höhe  der  Macht  gelangt  war. 

Obwol  das  ural-altajische  Element  mit  dem  Sturze  des 
Avarenreiches  aufgehört  hatte,  das  herrschende  Volkselement  in 
Ungarn  zu  sein,  verschwand  es  dennoch  nicht  gänzlich.  Ein- 
zelne Niederlassungen  der  Avaren  erhielten  sich,  besonders  am 
Neusiedlersee  (Fertö-tö) :  im  IX.  und  X.  Jahrhundert  wird  diese 
Gegend  häufig  Hunnalant,  Hunnenland  genannt.  Ebenso  mochten 
zwischen  Teiss  und  Donau  und  jenseits  der  Teiss,  wohin  die 
spätere  Überlieferung  das  Reich  der  Chasaren-  und  Bulgaren- 
fürsten verlegte,  ausgebreitete  Ansiedelungen  der  Bulgaren  sich 
behauptet  haben.  Ja  es  ist  wahrscheinlich,  dass  mit  den  Avaren 
und  später  mit  den  Bulgaren  auch  andere  turanische  Volkssplitter 
ins  Land  gekommen  waren,  vielleicht  gerade  auch  Ungarn. ^^  All' 
diese  Volksteile  werden  den  Ungarn  wesentliche  Unterstützung 
gewährt  haben,  als  diese  sich  anschickten,  im  Karpatenlande, 
an  den  Ufern  der  vier  Flüsse  eine  bleibende  Wohnstätte,  einen 
Staat  zu  gründen. 

'-  Conversio  Bagvariorum  et  Carantanorum  Cap.  XI.  M  H  K  SS.  310— 
311.  MG,  SS.  XI.  S.  14. 

"  Auf  nahe  Beziehungen  zwischen  den  Bulgaren  und  Ungarn  scheint 
die  Nachricht  der  griechischen  Autoren  zu  deuten,  dass  König  Kuwrat  unter 
anderen  Völkern  auch  Unuguren,    Unugundren    Untertan  gewesen  seien. 
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II.  KAPITEL. 

Staats-  und  Besitzverfassung  der  Urzeit. 

§.  1.  Bedeutung  und  Quellen  der  Kenntnis  der 
ältesten  Staats-  und  Rechtsordnung. 

Das  älteste  Recht,  die  öffentlich-  und  privatrechtliche 
Organisation  der  ungarischen  Vorzeit  ist  für  die  ungarische 
Rechtsgeschichte  von  hervorragender  Bedeutung.  Die  primitive 
Rechtsordnung,  die  erste  staatliche  Organisation  bildet  den  Aus- 
gangspunkt der  späteren  Entwicklung ;  wir  müssen  daher  den 
Schlüssel  zu  den  späteren  Gestaltungen  in  den  Rechtsverhält- 
nissen der  Urzeit  suchen. 

Von  grosser  Wichtigkeit  ist  die  Kenntnis  der  ältesten  Staats- 
verfassung und  Rechtsordnung  auch  aus  dem  Grunde,  weil 
der  rechtsschöpfende  Genius,  die  nationale  Individualität  des 
ungarischen  Volkes  sich  hierin  am  treuesten  wiederspiegelt. 
„Das  Zeitalter  der  Urverfassung  ist  die  Zeit  des  selbständigen 
Waltens  des  ungarischen  Geistes",  sagt  treffend  Karl  Szabö.  ^ 
Wir  haben  bereits  angedeutet,  dass  die  ungarische  Nation  in- 
folge des  Übertritts  zum  Christentum  in  engere  Beziehungen 
zu  den  einer  höheren  Kultur  teilhaften  westeuropäischen  Völ- 
kern trat ;  sie  war  bestrebt,  die  im  Westen  herrschenden  Rechts- 
gedanken und  Einrichtungen  zu  recipieren,  was  im  ungarischen 
öffentlichen  und  Privatrechte  zu  grossen  Umwälzungen  führte, 
so  dass  wir  die  späteren  Rechtsinsitute  nicht  ausschliesslich  als 
unmittelbare  Resultate  des  gesetzgebenden  Genius  der  unga- 
rischen Nation,  als  natürliche  Ergebnisse  des  ungarischen  Rechts- 
lebens ansprechen  können. 

Wir  dürfen  jedoch  nicht  glauben,  dass  infolge  dieser  frem- 

'  A  magyar  vezerek  kora  S.  6. 
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den  Einflüsse  die  ungarische  öffentlich-  und  privatrechtliche 
Organisation  ihren  ursprünglichen  Charakter  und  nationale  Eigen- 
tümlichkeit gänzlich  verloren  hätte.  Das  ungarische  Volk  trach- 
tete zugleich,  die  v^^esteuropäischen  Rechtsideen  und  Einrichtun- 
gen, die  es  als  Repräsentanten  einer  höheren  Kultur  zum  Zwecke 
der  Selbsterhaltung  bei  sich  einbürgerte,  seinen  Verhältnissen 
und  seiner  Denkungsart  gemäss  umzuformen.  Wir  vermögen 
nur  auf  Grund  der  Kenntnis  der  primitiven  Rechtszustände  zu 
beurteilen,  inwieferne  die  späteren  Gestaltungen  ursprüng- 
lich und  inwieferne  sie  Ergebnisse  der  westeuropäischen  Ein- 
flüsse sind. 

Die  Quellen  jedoch,  die  sich  auf  die  Staatsverfassung  und 
Rechtsordnung  der  Urzeit  beziehen,  sind  höchst  spärliche.  Aber 
selbst  die  spärlichen  Quellen  wurden  bisher  nicht  im  ent- 
sprechenden Masse  für  die  ungarische  Rechtsgeschichtschrei- 
bung verwertet.  Die  Quellen  dieses  Zeitalters  sind  blos  von 
Historikern  bearbeitet  worden,  die  die  Gesichtspunkte  der  rechts- 
geschichtlichen  Forschungen  nur  wenig  zur  Geltung  brachten. 
Dennoch  besitzen  wir  auch  nach  dieser  Richtung  einige  hervor- 
ragende Werke.  Hier  nennen  wir  bloss  die  wichtigsten  Arbeiten 
allgemeinen  Charakters.  Zu  diesen  gehören :  Georg  Bartal  : 
Commentariorum  ad  historiam  Status  iurisque  publici  regni  Hun- 
gariae  aevi  medii  libri  XV.  1847.  Karl  Szabö:  A  vezerek  kora 
[Zeitalter  der  Herzoge]  1869.  Julius  Pauler:  A  magyar  nemzet 
törtenete  Szent  Istvänig  [Geschichte  der  ungarischen  Nation  bis 
Stefan  dem  Heiligen]  1900.  Ferner:  Heinrich  Marczali  :  A  ma- 
gyar nemzet  kütföi  az  Ärpädok  koräban  1881,  deutsch:  Quellen 
der  ungarischen  Geschichte  unter  den  Ärpäden  1882;  desselben 
Bericht  über  seine  Auslandreise  behufs  Sammlung  und  Heraus- 
gabe der  auf  die  Landnahme  bezüglichen  Quellen  (erschienen 
im  Akademiai  Ertesitö  [Jahresberichte  der  Akademie]  1893.  689 
ff.).  Florian  Mätväs'  Sammelwerk :  Historiae  Hungaricae  fontes 
domestici.  Graf  Geza  Kuun  :  Relationum  Hungarorum  cum 
Oriente  gentibusque  orientalis  originis  historia  antiquissima  1893 
und]  1895  (zum  Teil  Edition,  zum  Teil  kritische  Bearbeitung 
der  orientalischen  Quellen).  Unser  Hauptquellenwerk  ist  die  im 
Jahre  1900  von  der  Ungarischen  Akademie  der  Wissenschaften 
zur  Feier  des  Millenniums  herausgegebene  Sammlung,  „Magyar 
honfoglaläs  kütföi"  [Quellen  der  ungarischen  Landnahme],  deren 
Redaction  von  Julius  Pauler  und  Alexander  Szilägvi  besorgt 
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wurde.  Das  grosse  Werk  bietet  uns  den  zuverlässigen  Original- 
text sämmtlicher  heute  bekannten  Quellen,  die  sich  auf  die 
Urheimat  und  die  Wanderungen  des  ungarischen  Volkes,  die 
Landnahme  und  das  erste  Jahrhundert  der  Geschichte  des  ungari- 
schen Staates  beziehen,  nebst  deren  ungarischer  Übersetzung 
(ausgenommen  der  lateinischen  Texte)  und  literaturgeschicht- 
lichen und  textkritischen  Erläuterungen  der  einzelnen  Quellen. 
Die  auf  das  Zeitalter  der  Urverfassung  bezüglichen  Quellen 
werden  am  richtigsten  in  zwei  Gruppen  geteilt:  in  zeitgenössische 
ausländische  Quellen  und  in  spätere  einheimische  Berichte. 

/.  Zeitgenössische  ausländische  Quellen. 

In  dieser  Gruppe  beanspruchen  die  byzantinischen  Quellen 
den  Ruhm  der  grössten  Wichtigkeit.  Namentlich  die  für  prak- 
tische Zwecke  verfassten  und  darum  unparteiischen  und  zuver- 
lässigen Berichte  zweier  Kaiser :  Leos  des  VL  oder  des  Weisen 
(886 — 911)  und  Konstantins  des  VII.,  genannt  Porphyrogennetos 
(der  in  Purpur  Geborene,  911 — 959)  haben  für  die  Ungarn 
ungefähr  dieselbe  Bedeutung,  als  die  Germania  des  Tacitus  für 
die  deutsche  Rechtsgeschichtschreibung. 

Das  Von  der  Ki'iegstaktik  handelnde  Werk  Leos  des  Wei- 
sen -  bespricht  im  Kapitel  XVIII  (welches  „die  Kampfordnun- 
gen der  verschiedenen  fremden  Völker  und  der  Römer"  behandelt) 
mit  grosser  Ausführlichkeit  die  Kampfweise  und  Heeres- 
verfassung der  Türken,  das  ist  der  Ungarn. '^  Leos  Werk  ist  für 
den  militärischen  Gebrauch  geschrieben,  und  gab  es  bereits  vor 
ihm  ähnliche  Arbeiten.  Die  bedeutendste  von  diesen  Taktiken 
ist  diejenige  des  Maurikios,  welche  wahrscheinlich  zu  Ende  des 

-  Eine  ausführliche  Studie  über  dieses  Werk  lieferte  Rudolf  Väki 
Akad.  Ertekezesek  a  törteneti  tudomänyok  köreböl  [Abhandlungen  der 
Akademie  aus  dem  Gebiete  der  historischen  Wissenschaften].  Bd.  XVII. 
Heft  10. 

^  J.  Gyomlay  hat  allerjüngst  in  seiner  Abhandlung :  Bölcs  Leo  tak- 
tikäja  mint  magyar  kütfö,  Akad.  Ertek.  a  nyelv-  es  szeptudomänyok  köre- 
böl XVUl.  k.  1.  sz.  [Die  Taktik  Leos  des  Weisen  als  ungarische  Geschichts- 
quelle. Abhandl.  der  Ung.  Akademie  aus  dem  Gebiete  der  schönen  und 
der  Sprachwissenschaften.  Bd.  XVIII.  Heft  1.]  die  Zuverlässigkeit  der  auf 
die  Ungarn  (Türken)  bezüglichen  Angaben  Leos  geleugnet.  Pauler  weist 
die  Unhaltbarkeit  der  Angriffe  überzeugend  nach.  Szäzadok  Jg.  1903. 
S.  57-63. 
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VI.  Jahrhunderts  enstanden '  und  von  Leo  dem  Weisen  in  gros- 
sem Masse  benutzt  worden  ist.''  Die  vollkommene  Zuverlässig- 
keit der  Nachrichten  Leos,  welche  der  militärischen  Tugenden 
der  Ungarn  mit  grosser  Anerkennung  erwähnen,  folgt  von  selbst 
daraus,  dass  bei  der  praktischen  Bestimmung  der  Arbeit  jeder 
Fehler  oder  Irrtum  sich  bitter  gerächt  hätte,  und  ferner  dass 
der  kaiserliche  Verfasser  als  Verbündeter  der  Ungarn  ihre  Heeres- 
verfassung genau  kennen  konnte. 

Von  den  zahlreichen  Werken*'  seines  Sohnes,  des  Konstan- 
ütios  Porphyrogennetos  besitzt  besonders  das  „De  administrando 
imperio"  Betitelte  grosse  Bedeutung  für  die  ungarische  Geschicht- 
schreibung. Es  ist  eine  politische,  genauer  gesagt:  diploma- 
tische Instruction,  welche  der  Kaiser  auf  grund  der  Berichte 
seiner  Gesandten  und  Diplomaten'  für  seinen  Sohn  verfertigte, 
damit  dieser  dereinst  das  Reich  mit  Erfolg  regieren  könne.  Er 
zählt  die  Nachbarn :  Verbündete  und  Gegner  des  Reiches  einzeln 
auf,  beschreibt  ihre  geographische  Lage  und  schildert  in  den 
Hauptzügen  ihre  Staatsverfassung.  Auch  von  den  Ungarn  handelt 
er  des  Längeren  im  38.,  39.  und  40.  Kapitel  des  Werkes ;  ihm 
haben  wir  es  zu  verdanken,  dass  wir  über  die  älteste  Staatsver- 
fassung der  Ungarn,  die  Wahl  Ärpäds  zum  Herzoge  und  die 
Landnahme  zeitgenössische  und  zuverlässige  Nachrichten  besitzen. 
Das  zweite  Hauptwerk  Konstantin's,  „De  ceremoniis  aulae  Byzan- 
tinae"  ist  für  die  ungarische  Rechtsgeschichtschreibung  fast  ohne 
Bedeutung. 

Auch  die  griechischen  Chroniken  der  Zeit  liefern  uns  schätz- 
bare Mittheilungen,  so  besonders  Georgias  Monachos,  Theopha- 
nes,  Leo  Grammaticiis,  Symeon  Magister  und  CedrenusJ" 

*  Vgl.  hierüber  die  Ausführungen  Gyomlay's  im  ersten  Theile  seiner 
Anm.  3  erwähnten  Abhandlung.  Vari  a.  a.  0.  hatte  im  Anschlüsse  an  Salvhon 
die  Taktik  des  Maurikios  (für  deren  Verfasser  er  übrigens  den  als  Autor 
eines  taktischen  Artikels  im  Etj-mologicum  Magnum  bekannten  Urbikios 
hält)  in  das  VIII.  Jahrhundert  gesetzt. 

*  „Von  der  Kampfweise  der  Avaren  und  Türken  und  anderer  hunni- 
schen Völker"  handelt  Kap.  XI.  der  Taktik  des  Maurikios.  Mitgeteilt  von 
Väri  in  MHK  S.  5—8. 

^  Die  ungarische  Literatur  besitzt  hierüber  eine  ausführliche  Ab- 
handlung von  K.  SzABö  Akad.  Ertes.  IJahresbericht  der  Akademie]  Jg.  1860. 

^  Eines  seiner  kleineren  Werke,  betitelt  'Ev./.oy'/.I  -ty.  -c.iz'pt'.Cy/,  ent- 
hält Auszüge  älterer  Gesandtschaftsberichte. 

®  Siehe  hierüber  die  einleitenden  Bemerkungen  Marczali's  AiHK. 
S.  90—95. 
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Die  orientalischen,  namentlich  die  persischen  und  arabischen 
Quellen  haben  gerade  vom  Gesichtspunkte  der  eigentlichen  Rechts- 
geschichte grossen  Werth.  Die  Reihe  eröffnet  Ibn  Rosteh  oder, 
wie  man  früher  sagte,  Ibn  Dastah,  mit  seinem  „Buche  der  edlen 
Kleinodien".  Ausführlicher  handelt  von  den  Ungarn  das  Werk 
des  persischen  Geographen  Oiirdezi  das  in  der  ungarischen 
Literatur  zuerst  vom  Grafen  Geza  Kuun  bekannt  gemacht  wurde.'* 
Die  gemeinsame  Quelle  beider,  ebenso  der  Berichte  des  Arabers 
El-Bekri  ist  das  geographische  Werk  Dsalhänis,  des  Vezirs  der 
Samaniden  von  Khorasan  (892 — 943),  der  seine  Mitteilungen  aus 
den  Erzählungen  mohamedanischer  Missionäre  und  Handels- 
reisender schöpfte.  Wertvolle  Einzelheiten  enthält  auch  das 
„Goldfelder"   betitelte  Werk  Massud/s  aus  dem  X.  Jahrhunderte. 

An  die  orientalischen  Quellen  schliesst  sich  die  dem  Kiewer 
Mönche  Nestor  zugeschriebene  Chronik,  das  älteste,  in  den 
Anfang  des  XII.  Jahrhunderts  zurückreichende^*'  Denkmal  russischer 
Geschichtsschreibung  an. 

Die  occidentalischen  Quellen  —  zumeist  in  Klöstern  geführte 
Annalen  und  Chroniken  —  enthalten  hauptsächlich  Nachrichten 
über  die  Streifzüge  der  Ungarn  im  Auslande.  Sie  sind  im  all- 
gemeinen nicht  ganz  zuverlässig ;  denn  sie  betrachten  die  Ungarn 
mit  feindlichen  Augen  und  überschütten  sie  mit  gehässigen  Worten. 

Die  früheste, ^^  auf  die  Ungarn  bezügliche  Aufzeichnung 
findet  sich  in  den  Annalen,  welche  im  belgischen  Kloster  Sithiu 
geschrieben  wurden  und  als  aniiales  Slthienses  oder  (nach  dem 
Schutzheiligen  des  Klosters,  dem  H.  Bertin)  annales  Bertlnkini 
bekannt  sind  ;  der  mutmassliche  Verfasser  derselben  ist  Hinkmar, 
Erzsbischof  von  Rheims  und  werden  sie  darum  auch  als  Chronik 
Hinkmars  bezeichnet.  Für  die  Kenntnis  der  pannonischen  Zu- 
stände in  den  der  Landnahme  unmittelbar  vorangegangenen 
Jahren  besitzt  die  um  871  am  Hofe  des  Erzbischofs  von  Salzburg 

"  Akad.  Ert.  [Jahresbericht  der  Akademie]  1894. 

'"  Siehe  die  Einleitung  von  V.  Jagics  und  L.  Thallöczy  MHK.  S.  362. 

'^  Sie  berichtet  ad  annum  862  von  dem  Einfall  der  Ungarn  in  das 
Reich  Ludwigs  des  Deutschen.  Eines  863  (?)  erfolgten  Angriffes  tut  Er- 
wähnung ohne  irgendwelche  nähere  Angabe  der  übereinstimmende  Text  der 
Weingartner,  Sct-Gallener  und  Alemannischen  Jahrbücher.  Fl.  Mätyäs  leugnet 
die  Glaubwürdigkeit  beider  Aufzeichnungen  und  hält  sie  für  anachronis- 
tische Spuren  eines  915  stattgefundenen  Einfalls.  Akad.  Ertek.  a  tört^neti 
tudomänyok  köreböl  [Abhandl.  der  Akad.  aus  dem  Gebiete  der  hist.  Wis- 
senschaften] Bd.  XVII.  Heft  8. 
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verfasste,  Conversio  Bagvanonun  et  Carantanonini  betitelte 
Denkschrift  grosse  Bedeutung.  Eine  wertvolle  Quelle  für  die 
Geschichte  der  Landnahme  sind  die  Fiilder  Annalen  und  die 
Chronik  des  Regino,  Abtes  von  Prüm,  dessen  Fortzetzung  für 
die  Zeit  der  Streifereien  viel  Wichtiges  enthält,  ebenso  die  „Anta- 
podosis"  (Buch  der  Vergeltung)  des  Bischofs  Liuiprand  von 
Cremona,  das  Werk  Widiikiiids  von  Corvei,  des  Historiographen 
Ottos  des  Grossen,  und  die  berühmten  Annalen  von  Sci-Gallen}- 

2.  Spätere  einheimische  Quellen. 

Die  ausländischen  Quellen  —  ausgenommen  die  Werke 
der  beiden  byzantinischen  Kaiser  —  beschäftigen  sich  infolge 
ihrer  Beschaffenheit  und  Bestimmung  nur  wenig  mit  der  Ver- 
fassung der  Ungarn.  Um  ausführlichere  Nachrichten  über  die 
Urverfassung  müssen  wir  uns  daher  an  die  zweite,  ob  des  späteren 
Ursprunges  freilich  weniger  authentische  Quellengruppe  wenden  : 
die  einheimischen  Chroniken  und  Legenden,  die  vorwiegend  aus 
der  national-volkstümlichen  Überlieferung  schöpften. 

Unter  den  Chroniken  steht  obenan  das  „Gesta  Hungarorum" 
betitelte  Werk  des  umbekannten  Notars  König  Belas,  des  s.  g. 
Anonymus.  In  der  Sprach-  und  Darstellungsweise  der  Chroniken 
erzählt  er  den  mythischen  Ursprung  der  Ungarn,  die  Vereinigung 
der  sieben  Stämme,  die  Wahl  des  Älmos  zum  Herzoge,  den  Blut- 
vertrag und  mit  grosser  Weitläufigkeit  den  Verlauf  der  Land- 
nahme. Die  Originalhandschrift  des  Werkes  ist  verloren  gegangen; 
eine  einzige  Abschrift  blieb  erhalten,  die,  wie  von  der  neuesten 
Forschung  festgestellt  wurde,  aus  der  zweiten  Hälfte  des  XIIL 
Jahrhunderts  stammt  und  seit  1655  in  der  Wiener  Hofbibliothek 
aufbewahrt  wird.^^  Zum  ersten  Male  wurden  die  Gesta  Hunga- 
rorum  im  Jahre  1746  von  Johannes  Schwandtner  herausgege- 
ben;^^ von  den  seither  veranstalteten  zahlreichen  Ausgaben  ist 
die  durch  Ladislaus  Fejerpatakv  besorgte  die  trefflichste.^^^ 

Die    erhaltene   Abschrift    nennt   den    Namen   des   Verfas- 

'-  Vgl.  hierüber  und  über  die  anderen  occidentalischen  Quellen 
Marczali's  Einleitung  MHK.  S.  287—300. 

13  Vgl.  die  textgeschichtliche  Einleitung  L.  Fejerpataky's  MHK.  S. 
381  ff. 

'*  Scriptores  rerum  Hungaricarum  veteres  Bd.  I. 

^■'  1892,  und  neuerdings  in  den  MHK.  1900. 


26 

sers  nicht;  sie  bezeichnet  ihn  auf  dem  ersten  Blatte  bloss  als 
„Notar  des  weiland  glorreichen  Königs  Bela  von  Ungarn  seliger 
Gedächtnis".  Es  ist  bisher  trotz  der  eifrigsten  Untersuchungen 
nicht  gelungen,  die  Person  des  Verfassers  festzustellen.  Auch 
hinsichtlich  der  Lebenszeit  des  Anonymus  herrscht  keine  Einigkeit 
unter  den  Gelehrten :  wessen  Notar  er  gewesen  sei  von  den 
vier  Königen,  die  Bela  hiessen ;  und  die  Entstehungszeit  des 
Werkes  ist  doch  naturgemäss  von  hoher  Bedeutung  für  die  Glaub- 
würdigkeit seiner  Angaben.  Viele  einheimische  und  ausländische 
Geschichtschreiber  haben  sich  mit  dieser  Frage  befasst.^**  Die  triff- 
tigsten  Gründe  historischer  und  diplomatischer  Natur  sprechen 
dafür  (wie  besonders  von  Julius  Pauler  und  Florian  Matyas 
nachgewiesen  worden),  dass  die  Chronik  bald  nach  der  Regierungs- 
zeit König  Belas  des  III.  entstanden  ist,  und  kann  diese  Ansicht 
heute  als  herrschend  bezeichnet  werden.^ ^ 

Die  Mitteilungen  des  Anonymus  weichen  in  vielen  Dingen 
von  den  Erzählungen  der  übrigen  Chroniken  ab,  was  klar  erkennen 
lässt,  dass  er  ausser  den  gemeinsamen  Quellen,  wozu  besonders 
eine  heute  unbekannte  Bearbeitung  der  Chronik  des  Regino  ge- 
hört,^ ^  noch  andere  Quellen  benützte.  So  z.  B.  ist  Anonymus  der 
Einzige,  der  des  Blutvertrags  Erwähnung  tut.  Insoferne  geschrie- 
bene Quellen  sich  nicht  nachweisen  lassen,  müssen  wir  annehmen, 
dass  Anonymus  die  nationalen  Überlieferungen  benützt  hat. 

Die  übrigen  Chroniken,  namentlich  diejenige  des  Magisters 
Simon  Kezai,  ferner  die  Ofner,  Pressburger,  Diibniczer,  sowie 
die  Wiener  s.  g.  Bilderchronik  (Chronicon  pictum)  und  die  Reim- 
ciironik  des  Heinricli  von  Mügeln  bestehen  aus  verschiedenen 
Zeiten  angehörigen  Bestandteilen.^"' 

'"  Siehe  die  fleissige  Zusammenstellung  der  Literatur  bei  Julius 
Sebestyen,  Kl  volt  Anonymus  ?  [Wer  war  A.}  1898. 

'^  Die  deutschen  und  österreichischen  Geschichtsschreiber  neigen 
zumeist  zu  der  Annahme,  welche  in  der  ungarischen  Literatur  am  kräftigsten 
von  Marczali  vertreten  wurde  (besonders :  Ungarns  Geschichtsquellen  im 
Zeitalter  der  Ärpäden,  ferner  Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  XVI. 
S.  623 — 628),  dass  Anonymus  der  Notar  Belas  des  IV.  gewesen  war.  So  L. 
von  Heinemann,  MG,  SS.  XXIX.  S.  525,  R.  Fr.  Kaindl,  Studien  zu  den  unga- 
rischen Geschichtsquellen  IX.  (1900).  S.  22  ff. 

'*  J.  Pauler's  literaturgeschichtliche  Einleitung  MHK.  S.  388. 

'■■*  Siehe  vor  allem  Marczali,  Ungarns  Geschichtsquellen.  Marczali 
nimmt  an,  dass  die  „Königschronik",  die  gemeinsame  Quelle  der  Chroniken, 
zur  Zeit  König  G^zas  des  II.  (um  1150)  von  Mönchen  des  Klosters  Dömös 
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Für  die  Rechtsgeschichte  bietet  von  all'  diesen  unter 
einander  fast  gar  nicht  abweichenden  Chroniken  das  Werk  des 
Magisters  Simon  Kezai,  „Gesta  Hunnorum  et  Hungarorum",  das 
meiste  Interesse.  Es  ist  auch  die  am  meisten  selbständige  und 
zugleich  die  kürzeste  Chronik,  denn  die  übrigen  reichen  in  ihrer 
heutigen  Gestalt  alle  bis  Karl  Robert,  während  das  Werk  Kezai's, 
der  Hofgeistlicher  Ladislaus  des  IV.  war,  mit  dem  Jahre  1280 
abschliesst. 

Kezai  betrachtet  (ebenso  wie  die  übrigen  obengenannten 
Chroniken)  die  Ungarn  als  unmittelbare  Nachkommen  der  Hunnen. 
Die  Schicksale  der  Hunnen  behandelt  er  mit  grosser  Ausführ- 
lichkeit ;  die  Darstellung  der  ungarischen  Geschichte  hingegen  ist 
sehr  kurz  und  lückenhaft.  Er  erzählt  die  Sage  von  Hunor  und 
Magor,  die  Taten  und  Leiden  der  Hunnen,  besonders  Attilas 
Schicksale  und  den  Sturz  des  Hunnenreiches,  dann  die  Land- 
nahme der  Ungarn ;  diese  ist  ihm  zufolge  nichts  anderes,  als  die 
„Rückkehr  der  Hunnen",  die  ihr  Erbe  zurücknahmen,  indem  sie 
Ungarn  eroberten.  Der  wertvollste  Teil  des  Werkes  sind  jedoch 
die  beiden  Anhänge  (Appendix) ;  der  erste  handelt  von  den  ein- 
gewanderten adeligen  Geschlechten  ;  der  zweite  von  den  Hofleuten 
(udvornici),  den  Burgmännern,  Burgholden  und  Sklaven.-*^ 

Wir  müssen  schliesslich  noch  einer  Fälschung  Erwähnung 
tun,  die  lange  als  authentische  Quelle  gegolten  hat.  Es  ist  die 
s.  g.  Szeklyer  Chronik,  deren  Original  angeblich  aus  dem  Jahre 
1533  stammt,  auch  soll  es  ein  Transsumpt  davon  aus  dem  Jahre 
1695  gegeben  haben;  auf  unsere  Zeiten  ist  bloss  eine  gegen 
Ende  des  XVIII.  Jahrhunderts  verfertigte  „Abschrift"  gekommen, 
auf  Grund  deren  sie  Michael  Szekelv  in  seinem  „A  nemes 
szekely    nemzet    constitutiöja"    [Die    Constitution    der    adeligen 

verfertigt  und  in  der  zweiten  Hälfte  des  XIII.  Jahrhunderts  —  vor  1282  — 
von  Ofner  Minoriten  fortgesetzt  wurde.  Hochwichtig  sind  femer  Pauler's 
Ausführungen,  Magyar  nemzet  törtenete  Szent  Istvänig  S.  197  ff. ;  Magyar 
nemzet  törtenete  az  Arpädhäzi  kirälyok  alatt  II-  S.  600  ff.  und  die  gründ- 
lichen und  umfassenden  Forschungen  von  R.  Fr.  Kaindl  a.  a.  O.  VII.  (1898.), 
IX — XII.  (1900.)  Zu  nennen  sind  noch  besonders  Rademacher,  Die  ungarische 
Chronik  als  Quelle  deutscher  Geschichte  (Programm  des  Domgymnasiums 
zu  Merseburg  1887)  und  v.  Heinemann,  Neues  Archiv  für  ältere  deutsche 
Geschichte  XIII.  S.  63  ff. ;  desselben  Einleitung  zu  der  Textausgabe  Kezais 
MG,  SS.  XXIX. 

^^  Vollständig  herausgegeben  u.  a.  von  Endlicher  1848,  mit  Aus- 
lassungen von  L.  von  Heineaunn  in  den  MG,  SS.  XXIX.  S.  526  ff. 
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Szeklyer  Nation]  betitelten  Urkundenbuche  1818  herausgab.  Die 
Chronik  beschreibt  die  Schicksale  der  Szeklyer  Nation  von  den 
mythischen  Zeiten  an,  gibt  uns  die  Geschichte  der  Landnahme, 
handelt  auch  von  der  alten  Verfassung  der  Ungarn  und  erwähnt 
den  Blutvertrag,  welcher  sogar  mit  einem  sechsten  Punkte  er- 
gänzt wird.  Trotz  der  Verteidigung,  die  Karl  Szabö  der  Chronik 
angedeihen  liess,^*  ist  die  Fälschung  in  alle  Zweifel  nieder- 
schlagender Weise  dargetan  worden  von  Georg  Bartal,  Julius 
Pauler  und  Heinrich  Marczali.  Die  Chronik  erwähnt  z.  B. 
den  Gyula  und  Karchas,  von  denen  unsere  übrigen  einheimischen 
Quellen  nicht  das  mindeste  wissen ;  dies  zeigt,  dass  die  Szeklyer 
Chronik  zu  einer  Zeit  verfasst  wurde,  als  das  Werk  des  Kon- 
stantinos Porphyrogennetos  in  Ungarn  bereits  bekannt  war. 


§.  2.  Der  Ursprung,  die  Urheimat  und  das  erste 
Auftreten  der  Ungarn  in  der  Geschichte/ 

Die  bisherigen  wissenschaftlichen  Untersuchungen  haben 
weder  den  Ursprung,  noch  die  Urheimat  des  ungarischen 
Volkes  in  genügender  Weise  aufzuklären  vermocht.  Völlig  zu- 
verlässige Nachrichten  besitzen  wir  erst  aus  der  Zeit,  als  die 
Ungarn  fern  von  ihrer  ursprünglichen  Heimat  in  der  Nähe  der 
Chasaren,  auf  der  lebedischen  Ebene,  späterhin  in  Etelköz  ihre 

-'  Üj  Magyar  Müzeum  [Neues  Ungarisches  Museum]  Jg.  1859.  II. 

*  Literatur:  Paul  Hunfalvy,  Reguly  Antal  hagyomänyai  [Der  Nach- 
lass  Anton  Reguly's]  1864 ;  Magyarorszäg  ethnographiäja  [Ethnographie 
Ungarns]  1876 ;  Ugor  vagy  török-tatär  eredetü-e  a  magyar  nemzet  ?  [Ist 
die  ungarische  Nation  ugrischen  oder  turko-tartarischen  Ursprungs  ?]  1882 ; 
Ch.  Lukäcsy  :  A  magyarok  öselei  [Die  Vorfahren  der  Ungarn]  1870;  Armin 
Vämbery  :  A  magyarok  eredete  1882,  dasselbe  deutsch  :  Der  Ursprung  der 
Magyaren  (Leipzig)  1882;  A  magyarsäg  keletkezese  es  gyarapodäsa  [Ent- 
stehung und  Zuwachs  des  Ungartums]  1893;  J.  Thury:  Az  ugor-magyar 
theoria  [Die  ugrisch-ungarische  Theorie]  Egyet  Philol.  Közlöny  Jg.  1884 ; 
Graf  Geza  Kuun  :  Relationum  Hungarorum  cum  Oriente  gentibusque  orien- 
talis  originis  historia  antiquissima  1893  und  1895  ;  R.  Rössler  :  Romanische 
Studien  1871.  S.  140  ff. ;  G.  Naoy  :  Adatok  a  szekelyek  eredetehez  es 
egykori  lakhelyehez  [Beiträge  zur  Frage  des  Ursprungs  und  einstigen  Wohn- 
ortes der  Szeklyer]  1886,  S.  107—135;  A  magyarsäg  öskora  [Die  Urzeit 
der  Ungarn]  Szäzadok  Jg.  1897.  S.  626  ff. ;  H.  Marczali  :  A  vezerek  kora 
es  a  kirälysäg  megalapitäsa  (Magyar  nemzet  törtenete,  szerk.  Szilägyi  Sändor 
I.  kötet)  [Das  Zeitalter  der  Herzoge  und  die  Gründung  des  Königtums, 
in :   Geschichte   der   ungarischen   Nation,   redigiert   von  A.  Szilägyi]  1895. 
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Zelte  aufschlugen  und  mit  dem  oströmischen  Kaiserreiche  und 
den  Völkern  des  Westens  in  nähere  —  selten  friedliche  —  Be- 
rührung traten. 

Nur  so  viel  steht  als  sicheres  wissenschaftliches  Ergebnis 
fest,  dass  das  ungarische  Volk  zu  jener  grossen  Völkerfamilie 
gehört,  welche  die  vergleichende  Sprachwissenschaft  und  die 
Ethnologie  als  ural-altajisch  oder  turanisch  bezeichnet,  im  Gegen- 
satze zu  den  arischen  und  semitischen  Völkern. 

Schwieriger  ist  die  Entscheidung  der  viel  umstrittenen 
Frage :  ob  das  ungarische  Volk  zur  uralischen  oder  zur  altajischen 
Gruppe  der  ural-altajischen  Völkerfamilie  gehöre,  mint  anderen 
Worten :  ob  es  ein  finnisch-ugrisches  oder  ein  turko-tartarisches 
Volk  sei.  Es  ist  bis  auf  den  heutigen  Tag  nicht  gelungen,  diese 
Frage  zu  lösen.  Wir  entbehren  fast  jedweder  zuveriässiger  histo- 
rischer Angaben ;  der  Bau  der  Sprache  gewährt  an  sich  keine 
ausreichende  Basis  der  Entscheidung.  Hierzu  kommt,  dass  wir 
die  Sprache  der  Völker,  die  als  mit  den  Ungarn  verwandt 
betrachtet  werden  können :  der  Hunnen,  Avaren,  Chasaren,  Bul- 
garen und  Bissener  nicht  kennen ;  die  sehr  spärlichen  Sprach- 
denkmäler —  fast  nur  Eigennamen  und  Titel  —  können  höchstens 
die  Grundlage  abgeben  für  mehr-minder  wahrscheinliche  Hypo- 
thesen.^ 

Die   vergleichende   Sprachwissenschaft   hat   den  ugrischen 

S.  7 — 64.;  J.  Pauler:  A  mag\'ar  nemzet törtenete  Szent-Istvänig [Geschichte 
der  ungarischen  Nation  bis  Stefan  dem  Heiligen]  1900,  besonders  Anhang 
II.  und  III.  [Über  die  ethnischen  Verhältnisse  einiger  ver\\'andter  Völker ; 
Über  die  Verwandschaft  der  Baschkiren  und  Ungarn]. 

'  Siehe  die  Untersuchungen  Vämbery's,  der  den  turko-tartarischen 
Ursprung  all'  dieser  Völker  lehrt.  A  magyarok  eredete  S.  24—103.  Die 
finnisch-ugrische  Abstammung  der  Chasaren  und  Bulgaren  verficht  Pauler 
a.  a.  O.  S.  238.  Hier  wollen  wir  der  Stellungnahme  Pauler's  in  der  Frage 
des  Ursprungs  der  Ungarn  Erwähnung  thun.  Seines  Erachtens  sind  „Ungarn 
und  die  Baschkiren  ein  und  dasselbe  Volk;  die  älteste  bekannte  Heimat 
der  Ungarn  liegt  im  heutigen  Baschkirenlande,  dem  Territorium  des  Ufaer 
und  zum  Teile  Orenburger  Gouvernements  (im  östlichen  Russland,  zwischen 
Kama  und  Bjelaja) ;  die  Ungarn  waren  also  nicht  bloss  Nachbarn  der 
Baschkiren,  sondern  selbst  Baschkiren,  die  seitdem  sie  in  der  Geschichte 
erschienen  sind,  stets  unter  demselben  Namen  dasselbe  Gebiet  bewohnen". 
S.  241.  Während  jedoch  die  Ungarn  ihre  ursprüngliche  —  finnisch-ugrische  — 
Sprache  bis  auf  den  heutigen  Tag  bewahrten,  nahmen  die  Baschkiren  (nicht 
vor  dem  XIII.  Jahrhundert)  von  den  benachbarten  Nogaj-Tartaren  ihre  heutige 
turko-tartarische  Sprache  an.  S.  259—262. 
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Charakter  der  ungarischen  Sprache  bewiesen."-  Es  kann  heute 
nicht  mehr  bezweifelt  werden,  dass  die  ungarische  Sprache  hin- 
sichtHch  ihres  Baues  dem  finnisch-ugrischen  Stamme  der  ural- 
altajischen  Sprachenfamiiie  näher  steht,  als  dem  turko-tartarischen. 
Dies  wird  sogar  von  denjenigen  zugegeben,  die  den  turko-tartari- 
schen Ursprung  des  ungarischen  Volkes  verfechten.-' 

Mit  dem  ugrischen  Charakter  der  Sprache  ist  jedoch  der 
finnisch-ugrische  Ursprung  des  ungarischen  Volkes  durchaus  nicht 
dargetan.  Es  verbleibt  die  Möglichkeit,  dass  die  ursprünglich 
turko-tartarische  Sprache  der  infolge  ihrer  Abstammung  zur 
turko-tartarischen  Völkergruppe  gehörigen  Ungarn  durch  länger 
andauernde  Berührung  und  Vermischung  mit  finnisch-ugrischen 
Völkern  ihren  heutigen  Bau  und  heutige  Gestalt  angenommen 
habe;  derlei  Wandelungen  stehen  bekanntlich  nicht  vereinzelt 
da  in  der  Geschichte.^  Ja  es  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  das 
ungarische  Volk  weder  der  turko-tartarischen,  noch  der  ural-altaji- 
schen,  sondern  einer  dritten  —  natürlich  diesen  beiden  ver- 
wandten —  turanischen  Völkergruppe  angehört,  welcher  auch 
die  Hunnen,  Avaren,  Chasaren,  Bulgaren,  Bissener  und  Kumaner 
entsprungen  sein  mochten,  durchwegs  Völker,  die  bis  auf  die 
rasch  slavisierten  Donau-Bulgaren  gänzlich  verschwunden  sind. 
Diese  Annahme  scheint  uns  die  wahrscheinlichste.  Dafür  spricht 
besonders,  dass  die  ungarische  Sprache  viele  Wurzelwörter  ent- 
hält, die  sowol  den  turko-tartarischen,  als  den  finnisch-ugrischen 
Wurzelwörtern  gleichen  und  die  wir  darum  als  Überbleibsel  der 
allen  Gruppen  vor  der  Trennung  gemeinsamen  Ursprache  be- 
trachten können.-^ 

Sowol  die  einheimische,  als  die  ausländische  Überlieferung 

-  Ausser  den  oben  genannten  grundlegenden  Arbeiten  Paul  Hunfalvy's 
verweisen  wir  auf  die  zahlreichen  sprachwissenschaftlichen  Werke  und  Ab- 
handlungen von  Josef  Budenz,  Sigmund  Simonyi,  Josef  Szinnyei  jr.  und  Bern- 
hard  MUNKÄCSI. 

'  „Der  Bau  der  ungarischen  Sprache",  sagt  Vämbery,  der  hervor- 
ragendste Fürsprecher  der  turko-tartarischen  Theorie,  „trägt  in  seinen  Grund- 
linien entschiedenst  finnisch-ugrischen  Charakter".  A  magyarsäg  keletkezese 
es  gyarapodäsa.  S.  88. 

*  Graf  G^zA  Kuun  a.  a.  0.  I.  S.  6.  Auch  Marczali  a.  a.  O.  S.  10  ff. 

*  „Die  finnisch-ugrischen  und  die  türkischen  Sprachen  bildeten  einst- 
mals eine  Gemeinsprache  ;  das  Volk,  das  diese  Sprache  sprach,  war  gleich- 
falls ein  indifferenziertes  Gemeinvolk".  Hunfalvy,  Ugor  vagy  török-tatär  ere- 
detü-e  a  magyar  nemzet?  S.  38. 
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hält  die  Ungarn  für  Nachkommen  der  Hunnen.  Sichere  historische 
Daten  stützen  diese  tief  wurzelnde  volkstümliche'^  Tradition  von 
der  unmittelbaren  Verbindung  und  Identität  der  Hunnen  und 
Ungarn  allerdings  nicht.  Dennoch  besitzen  wir  Nachrichten,  welche 
deutlich  irgendeine  Verbindung  der  beiden  Völker  und  deren 
Abstammung  aus  einer  gemeinsamen  VölkerfamiUe  bekunden. 
Theophanes  berichtet,  dass  die  am  Bosporus  wohnenden  Hunnen 
um  das  Jahr  520  sich  gegen  ihren  König  Gordas  (Gorda  ?)  em- 
pörten, unter  der  Führung  von  dessen  Bruder,  Muager  (d.  i. 
Magyer  oder  Magyar),  den  sie  auch  nach  der  Ermordung  des 
Königs  zum  Herrscher  über  sich  machen.^  Es  verdient  Beachtung, 
dass  in  eben  dieser  Gegend,  welche  nach  der  Mitteilung  des 
zeitgenössischen  ravennatischen  Geographen  Onogorien  genannt 
wurde,"  Priskos  Rhetor^  sowol,  als  der  im  VI.  Jahrhunderte 
lebende  Theophylaktus  Simokatta^*'  einen  als  Unuguren  oder 
Onoguren  bezeichneten  Hunnenstamm  erwähnen,  und  dass  der 
Zeitgenosse  des  letzteren,  Agathias  „Hunnen,  die  Onoguren 
genannt  werden",  siegreich  im  südöstlichen  Küstengebiete  des 
Schwarzen  Meeres  auftreten  lässt.^^  Laut  der  Schilderung  des 
Jordanes,  des  berühmten  Geschichtschreibers  der  Gothen,  erschei- 
nen hinwiederum  als  Verwandte  der  Hunnen  jene  Hunuguren,  die 
„in  waldigen  Gegenden",  zweifellos  am  Ural,  wohnen  und  davon 
berühmt  sind,  dass  „der  Handel  mit  Marderfellen  von  ihrem 
Lande  herkommt":^-  das  sind  die  Ungarn.^ ^ 

^  Wie  im  voranstehenden  Abschnitte  erwähnt,  betrachten  die  Chro- 
niken {Simon  Kezai  miteinbegriffen)  das  ungarische  Volk  als  identisch  mit 
den  Hunnen.  Anonymus  tut  derj  Verwandtschaft  der  Hunnen  und  Ungarn 
keine  ausdrückliche  Erwähnung ;  doch  verdient  Beachtung,  dass  er  Älmos 
und  Ärpäd  aus  dem  Qeschlechte  Attilas  stammen  lässt.  Kap.  1.  MHK.  S.  394. 

'  Ed.  Bonnensis  recogn.  joann.  Classen.  S.  269. 

*  Citiert  bei  Kuun  a.  a.  O.  I.  S.  262. 

**  Ed.  Bonnensis  recogn.  Imm.  Bekker.  S.  158. 

^"  Historiarum  1.  Vll.  cap.  8.  ed.  Bonnensis.  S.  286. 

'^  Historiarum  1.  HI.  cap.  5.  ed.  Bonn,   recogn.   G.  Niebuhr.  S.  146. 

^-  „Hunuguri  autem  hie  sunt  noti,  quia  ab  ipsis  murinorum  venit 
commercium".  Cap.  V.  ed.  Mommsen.  S.  62. 

^^  Pauler  a.  a.  O.  S.  239  verneint  die  Identität  der  Hunuguren  des 
Jordanes  mit  den  Ungarn,  und  hält  erstere  für  identisch  mit  den  am  Schwarzen 
Meere  wohnenden  Unuguren  (siehe  Anm.  8 — 11),  die  später  von  den  Saviren 
„nordwärts  auf  das  linke  Wolgaufer  gedrängt  wurden" :  ihre  Nachkommen 
seien  die  Burtassen  des  IX— XI.  Jahrhunderts,  die  heutigen  Tschuwassen 
S.   8   und  120.    Vergleiche   jedoch   betreff   der  Identität  der  Wolga-Hunu- 
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Der  Name  der  Ungarn :  Hunuguren,  Unuguren,  Unugoren 
ist  eine  genauere,  zugleich  die  Beziehung  zu  den  Hunnen  zum 
Ausdrucke  bringende  Bezeichnung  dessen,  dass  das  ungarische 
Volk  ein  ugrisches  Volk  ist,  das  heisst  zu  den  mit  dem  Sammel- 
namen Ugor  bezeichneten  Völkern  gehört :  und  dieser  Sammel- 
name ist  im  frühen  Mittelalter  keineswegs  der  Gegensatz,  sondern 
gerade  das  Aequivalent  des  türkischen  Volksnamens.^*  Wir 
begegnen  tatsächlich  sowol  in  den  orientalischen,  als  in  den 
occidentalischen  Quellen  der  ungenaueren  Bezeichnung  des 
ungarischen  Volkes  als  Ugrer,^^  ferner  sehr  häufig  der  gleich- 
wertigen Bezeichnung:  Türken. ^^  Zur  gewöhnlichen  und  später- 
hin im  Westen  Europas  sowol,  als  im  Osten  einzig  gebräuchlichen 
Bezeichnung  ist  dennoch  der  vollständigere  Name  Uniigor  ge- 
worden, in  der  contrahierten  Form  Ungri,  „Ou^Ypoi"  (wahr- 
scheinlich durch  Vermittlung  einer  slavischen  Form  ongm). 
Ungri,  werden  sie  in  den  Annalen  Hinkmars  schon  862  genannt;  ^' 
und  bei  Georgios  Monachos,  der  sein  Werk  um  866  beendigte,^** 
kommt  nebst  anderen  Bezeichnungen  auch  „Oo^Ypoi"  für  sie 
vor  in  der  Erzählung  eines  Ereignisses  aus  dem  Jahre  839.^'^  Im 

guren  und  der  Ungarn  G^za  Küun  a.  a.  O.  I.  S.  17  ff.  (der  zur  Frage  der 
Identificierung  der  am  Schwarzen  Meere  wohnenden  Unuguren  mit  denen 
zwischen  Wolga  und  Ural,  d.  i.  den  Ungarn  keine  klare  Stellung  nimmt), 
H.  Marczali  a.  a.  O.  S.  9.  und  B.  Munkäcsi  :  Az  ugor  nepnevezet  eredete 
[Der  Ursprung  des  ugrischen  Volksnamens]  Akad.  Ertes.  [Jahresbericht  der 
Akademie  der  Wissenschaft]  1896.  S.  202  ff.  (der  die  zweierlei  Unuguren 
deutlich  identificiert).  Unseres  Erachtens  liegen  für  die  Identificierung  der 
Süd-russischen,  ausdrücklich  als  Hunnen  bezeichneten  Unuguren  und  der 
Unugur-Ungarn  keine  genügenden  Gründe  vor  ;  ebenso  wie  die  Bezeichnung 
der  Ungarn  als  Hunuguren  die  hunnische  Verwandtschaft  zum  Ausdrucke 
bringt,  so  erblicken  wir  in  dem  Auftreten  des  Namens  Muager,  Magyar  bei 
den  Hunnen  ein  Zeichen  der  ungarischen  Verwandtschaft.^ 

^*  B.  Munkäcsi  a.  a.  O. 

^•'  Als  Ugri  bezeichnet  sie  die  die  im  X.  Jahrhundert  in  altslavischer 
Sprache  verfasste  Cyrill-Legende  (Legenda  Pannonica)  MHK.  S.  353.,  Denk- 
schriften der  philos.-hist.  Chlasse  der  Wiener  kais.  Akademie  der  Wissen- 
schaften XIX.,  ferner  die  Chronik  Nestors  MHK.  S.  366. ;  ja  noch  im  XIV. 
Jahrhundert  lesen  wir  in  einer  slavischen  Aufzeichnung,  die  Thallöczy  in 
den  Szäzadok  Jg.  1896.  S.  200  mitgeteilt  hat,  von  dem  „Volke,  das  Ugrer 
genannt  wird  und  sich  selbst  Mager  nennt." 

-•=  Besonders  byzantinische  Schriftsteller  MHK.  SS.  32,  HO. 

''  MHK.  301. 

^*  K.  Krumbacher,  Geschichte  der  byzantinischen  Literatur. 

'^  MHK.   S.  102.  Ebenso  Leo   Grammaticus  ed.  Bonn,  recogn.    Imm. 
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Deutschen  nahm  dieser  Name  die  Form  Ungar,  Unger  an, 
weiche  schliesslich  im  mittelalterlichen  Latein  als  Hungarus 
sich  festsetzte. 

Die  occidentalischen  Quellen  bezeichnen  die  Ungarn  lange 
Zeit  hindurch  als  Hunnen  und  Avaren,-'^  ebenso  manchmal  auch 
die  byzantinischen;"^^  dies  beweist,  dass  die  Völker  des  Westens 
die  Ungarn,  wie  früher  die  Avaren,--  als  Nachkommen  der 
Hunnen  betrachten.  Es  lässt  sich  nicht  annehmen,  dass  dieser 
Gedanke  der  nahen  Verwandtschaft  und  gemeinsamen  Abstam- 
mung jeder  ethnischen  Grundlage  entbehrt  und  einzig  und  allein 
auf  der  Ähnlichkeit  der  äusseren  Erscheinung  und  der  Art  der 
Kriegsführung  beruht  hätte. 

Nach  der  Erzählung  der  Chroniken  stammen  die  Hunnen 
und  Ungarn  von  den  beiden  Söhnen  Menrots  (Nimrods) :  Hunor 
und  Magor  (Magyar).  Als  sie  sich  sehr  vermehrt  hatten,  verliessen 
sie  die  Gegend  des  Maeotis  und  gründeten  in  Scythien  eine  neue 
Heimat,-'^  das  vom  Anonymus  s.  g.  Dentumoger.-^  Scythien,  das 
die  Volksüberlieferung  erwähnt,  ist  natürlich  ein  sehr  unbestimmter 
und  weiter  Begriff;  die  Schriftsteller  des  Altertums  und  des 
Mittelalters  verstanden  darunter  ganz  Osteuropa,  ja  auch  die 
angrenzenden  Teile  Asiens.  Heute  kann  kein  Zweifel  mehr  walten, 
ungefähr  in  welchem  Teile  dieses  riesigen  Gebietes  Jugrien,  die 
Heimat  der  Ungarn,  gelegen  hat.  Wir  müssen  sie  in  den  Gegen- 
den zwischen  der  Mittleren  Wolga  und  dem  Uralgebirge  suchen. 
Hier  erwähnt  der  Ungarn  zuerst  die  zuveriässigste  Quelle,  Kon- 
stantin. ,,Die  Bissener  wohnten  von  Anbeginn  neben  den 
Flüssen  Atil  (Wolga)  und  Jaik  (Ural)  und  ihre  Nachbarn  waren 


Bekker  S.  232  :  ,.0'.  os  ar  oj/Y^O-ivts;  -spä-ac  BoJ'/.Y^^p'J-  rtipuppÜY^GOtv  toT: 
O'JYYpo'.;'. 

-»  Vgl.  die  Aufzeichnung  der  s.  g.  alemannischen  Jahrbücher  ad 
863j  „Gens  Hunorum  Christianitatis  nomen  aggressa  est"  MHK.  S.  301 
ebenso  Annales  Sangallenses  maiores  MG,  SS.  I.  S.  50,  Annales  Wein- 
gartenses  ebenda  S.  66 ;  ferner  zallreiche  Stellen  der  Fulder  Annalen : 
„Avari,  qui  dicuntur  Hungari"  MHK.  S.  316—317. 

-^  Die  oben  angeführten  byzantinischen  Schrifsteller  gebrauchen  neben 
den  Bezeichnungen  O'Jyyp''' und  Toüpv.o-.  abwechselnd  die  Benennungen  Gowo:. 

^-  Vgl.  Annales  Sangallenses  maiores  MG,  SS.  I.  S.  75.  Gregor 
von  Tours  nennt  die  Avaren  „Chuni". 

-»  Kezai  1.  I.  cap.  1.  MHK.  478,  Chronicon  Pictum  cap.  2.  ebenda,  S.  491 

^*  Cap.  1.  MHK.  S.  393,  E.ndlicher  S.  3. 

V.  Timon,  Ung;.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  3 


34 

die  Mazaren  und  die  s.  g.  Uzen".^^  Auf  eben  diese  Gegend 
weist  der  Bericht  über  Grossungarn,  nämlich  die  Beschreibung 
der  während  den  ersten  Regierungsjahren  König  Belas  des  IV. 
unternommenen  Reise  des  Dominikanermönches  Julian,-**  ferner 
um  die  Mitte  des  XIll.  Jahrhunderts  die  Reiseberichte  des  Johannes 
de  Piano  Carpini-'  und  Wilhelm  Rubruck'^^  über  Pascatur,  das 
Land  der  Baschkiren,  von  welchem  sie  wissen,  dass  es  die  Heimat 
der  Ungarn  ist. 

Alle  Versuche,  die  Heimat  des  ungarischen  Volkes  in 
den  früheren  Jahrhunderten,  also  die  eigentliche  Urheimat  der 
Ungarn  festzustellen,  ruhen  mangels  zuverlässiger  Nachrichten 
notwendigerweise  auf  unsicherem,  schwankendem  Boden.  Die 
gründlichen  Untersuchungen  des  Grafen  Geza  Kuun  haben  das 
diesbezüglich  waltende  Dunkel  auch  nicht  aufzuhellen  vermocht. 
Seines  Erachtens  hätte  sich  die  Urheimat  der  Ungarn  am  Fusse 
der  westlichen  Ausläufer  des  Altajgebirges  befunden:  in  dieser 
Gegend  habe  sich  im  Namen  des  Flusses  Mazar  und  eines 
Gebirges,  des  Vorgebirges  Mazar-tagh  das  Andenken  des  ma- 
gyarischen Namens  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten.  Hier 
hätten  die  Ungarn  zu  Beginn  unserer  Zeitrechnung  mit  den 
Hunnen  und  anderen  verwandten  Völkern  zusammengewohnt; 
nach  Osten  wären  die  Mongolen,  südlich  und  westlich  iranische 
Völker  ihre  Nachbarn  gewesen.  Nach  der  Meinung  des  Grafen 
Kuun  hat  der  Einfluss  der  iranischen  Kultur  —  deren  Spuren 
in  den  zahlreichen,  zur  Bezeichnung  wichtiger  Begriffe  dienenden 
persischen  Lehnwörtern  '^''  auf  unsere  Zeit  gekommen  sind,  während 
andererseits  der  grosse  Einfluss  der  persischen  Religion  auf  den 

**  „IotIov  OTi  üatCtvav.rtai  tö  ärt'  ^-pX'')?  '^'»  '^^'^  Kota[j.öv  'AtTjX  frjv  txüxd)-/ 
eI^ov  xaTOixY]oiv  ö[j.o:tu;  Se  st;  -cöv  TtoTafj-bv  Fsy])^,  s^ovtJ?  toüc  te  MaLapou; 
•rovopouvTa;  y.al  tou?  irtovo[j.aCo|j.Evoüi;  OoC".  De  admin.  impcrio  Cap.  37. 
MHK.  S.  115,  ed.  Bonnensis  recogn.  Immanuel  Bekker  S.  164. 

-'■  „De  facto  Ungariae  Magnae  a  fratre  Ricardo  invento  tempore 
domini  Gregorii  papae  noni".  Endlicher  S.  248—252.  Jüngste  und  beste 
Edition  von  Ladislaus  FejiSrpataky  MHK.  S.  466—472. 

'"''  Fejer  C.  D.  IV/1.  S-  421—438. 

"  Ebenda  lV/2.  S.  261—282. 

29  Vgl.  VÄMBfiRY  :  A  magyarok  eredete  S.  351—356.  Mehrere  der  wich- 
tigsten religiösen  Begriffe  drücken  in  der  ungarischen  Sprache  Wörter 
persischer  Herkunft  aus:  Isten,  d.  h.  Gott  ist  persisch  izdan;  bälväny,  Götze 
pers.  pahlvan;  särkäny,  d.  h.  Lindwurm,  Drache  (ursprünglich  eine  Perso- 
nification  des  Bösen)  is  persisch  zarkan. 
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Glauben  der  Ungarn  auch  aus  zerstreuten  historischen  Nach- 
richten gefolgert  werden  kann  ^"  —  bereits  in  diesen  uralten 
Zeiten  stattgefunden.  Im  I.  Jahrhundert  nach  Christi  Geburt  wan- 
derten sie  vereint  mit  den  Hunnen  westwärts,  in  das  Gebiet 
zwischen  der  Wolga  und  Ural  (Jugrien,  später  Baschkirien),  wo 
sie  etwa  sieben  Jahrhunderte  lang  wohnten.  ^^ 

Wann  und  aus  welchem  Anlasse  die  Ungarn  ihre  Heimat 
am  Uralflusse  verliessen,  ist  uns  nicht  bekannt.  Wahrscheinlich 
zogen  sie  vor  den  Angriffen  der  Bissener  und  der  Uzen  (den 
späteren  Rumänen)  nach  Süden,  und  zwar  im  ersten  Viertel  des 
IX.  Jahrhunderts.  So  viel  steht  fest,  dass  wir  ihnen  schon  um 
830^^  in  ihrer  neuen  Heimat,  der  Ebene  zwischen  dem  unteren 
Don  und  Dnjeper  begegnen :  in  jenem  Teile  des  nördlichen 
Küstengebietes  des  Schwarzen  Meeres,  der  in  der  Geschichte 
unter  dem  Namen  Lebedien  bekannt  ist. 

Konstantin  ist  es,  dem  wir  die  klarste  Nachricht  über 
diese  Wohnstätte  der  Ungarn  verdanken.  „Das  Volk  der  Türken", 
meldet  er,  „wohnte  einst  in  der  Nachbarschaft  des  Chasaren- 
landes,  in  der  Provinz  Lebedien,  welche  nach  ihrem  ersten 
Woywoden  so  benannt  wurde.  Sein  Eigenname  nämlich  lautete 
Lebedias;  zufolge  seiner  Würde  nannte  man  ihn,  ebenso  die 
ihm  im  Range  folgten,  Woywode".^"  Dies  Land  gehörte  zum 
Chasarenreiche,  und  es  wurde  ihnen  keineswegs  ohne  Kampf 
überlassen  ;  aber  sie  erhielten  Unterstützung  aus  dem  feindlichen 
Lager  selbst :  die  aufständischen  und  daheim  unterlegenen  Cha- 
saren  schlössen  sich  ihnen  an,  und  bildeten  fortab  unter  dem 
Namen  der  „Kabaren"  (d.  h.  Rebellen)  einen  besonderen  Stamm 
des  ungarischen  Volkes  „und  lehrten  die  Ungarn  die  Sprache 

'"  So  übernahmen  die  Ungarn  auch  die  Feueranbetung  von  den 
Persern.  Über  die  Feueranbetung  der  Ungarn  siehe  die  Berichte  Ibn  Rostehs 
und  Gurdezis  MHK.  S.  163  und  172.  Vgl.  Graf  G.  Kuun  a.  a.  O.  I.  S.  172. 

"  Kuun  a.  a.  0.  I.  S.  19—28. 

'*  Pauler's  überzeugende  Ausführungen  a.  a.  O.  S.  132. 

''„...  Tö  tötv  Toüpxaiv  39-voc  -Xrjoiov  xy,?  Xa.^apla?  x'o  -a/.otiöv  ty]v 
xaxoixTjS'.v  ertotetxo  si;  tov  xottov  tov  i:covofj.aCö}isvov  Asßsoia  &:rö  tTj?  xou  apcuxoü 
ßoEßo3oü  a5x(ijv  i-iuvo}j.:a?,  5?x'.<;  ßosßoooc  xb  )j.sv  xYj?  v./.y,geüj?  Asß^ola?  ~po;- 
aY&psÜ£XO,  0  xb   Oc   xtj?   (t^'.nz,   ">c   v.a":   ol  ),o'.-ol  fiEt'  auxo'v,     'poi^ooo^     Ir-aKtlzo" . 

Cap.  38.  MHK.  S.  119,  ed.  Bonn.  S.  168.  Manche  wollen  die  Bezeichnung 
Lebedien  von  dem  slavischen  Worte  lebeda  ableiten,  das  der  Name  einer 
in  der  Gegend  häufigen  Pflanze  ist  (chenopodium  vulvaria).  Kuun  a.  a.  O. 
I.  S.  118. 

3* 


36 

der  Chasaren".^^  Die  Chasaren  fanden  sich  übrigens  in  Kurzem 
mit  der  Besitzerwerbung  der  Ungarn  ab,  söiinten  sich  mit  ihnen 
aus  und  wurden  sozusagen  deren  Bundesgenossen. 

Bald  nach  ihrer  Niederlassung  in  Lebedien  begannen  die 
Ungarn  ihre  Beutezüge  und  Streifereien  nach  dem  von  slavischen 
Stämmen  bevölkerten  Westen.  Die  erste  sichere  Nachricht  von 
ihrem  Auftreten  in  der  europäischen  Geschichte  rührt  aus  dem 
Jahre  839  her:  sie  erschienen  damals  auf  die  Aufforderung  der 
Bulgaren  an  der  Unteren  Donau,  um  gegen  die  Macedonier  zu 
kämpfen. '^'  Seither  wird  ihrer  öfters  Erwähnung  gethan.^**  Ja  sie 
dringen  durch  den  Ring  slavischer  Völker  hindurch  in  das  ost- 
fränkische Reich  vor,  wo  wir  sie  zuerst  im  Jahre  862  erblicken.^ ^ 

Der  Ansturm  der  vor  den  Uzen  fliehenden  Bissener*^  gegen 
Lebedien  nötigte  die  Ungarn,  nach  etwa  einem  halben  Jahrhun- 
dert abermals  ihre  Heimat  zu  verändern.  „Ein  Teil  von  ihnen", 
erzählt  Konstantin,  „zog  ostwärts  gegen  Persien,  und  diese 
werden  noch  heute  mit  dem  altem  Namen  der  Türken  Sabar- 
toiasphaloi  genannt".-'^  Die  Anderen  jedoch  zogen  in  der  Haupt- 

'*  Konsianiinos.  De  admin.  Imp.  Cap.  39.  Oepl  lou  ed'vo'j;  tdiv  Kaßapüjv. 
MHK.  S.  124,  ed.  Bonn.  S.  171. 

'^  S.  die  Berichte  des  Georgias  Monachos  und  des  Leo  Grammattcus 
MHK.  S.   100—103. 

•■"^  Die  Cyrill-Legende  z.  B.  berichtet  aus  dem  Jahre  860,  dass  der 
zu  den  Chasaren  reisende  Missionär  von  den  Ungarn  angegriffen  wurde. 
MHK.  S.  352—353. 

^'  S.  oben  Anm.  17.  —  Die  ausführlichen  und  wertvollen  Nachrichten 
Ibti  Rosiehs  und  Gurdezis  beziehen  sich  zufolge  der  herrschenden  Auffassung 
auf  die  Zeit  des  Aufenthaltes  in  Lebedien.  Anderer  Meinung  Marczali,  der 
die  Niederlassung  im  Etelköz  vor  839  ansetzt.  A.  a.  0.  S.  23  ff. 

"*  Ausführlich  handelt  von  den  Bissenern  Konsianiinos  Porphyrogen- 
nctos  Cap.  37.  MHK.  S.  115—119,  ed.  Bonn.  164—167. 

■"  „Tö  fisv  £v  (JLEpoi;  Ttpöc  ävaxoXTjv  et;  xo  ty]?  IlspaiSo?  jJ-epo?  xaxu)vcY]C=v, 
rj'.  X7.1  jJ-E/pi  Tou  vuv  xaxä  XY]V  Xü)v  Toüpxcuv  äp)(a[av  l7tu>vu|JLiav  xaXouvxat  Saßap- 
xo-.dtctpa/.o'.".  MHK.  S.  121,  ed  Bonn.  S.  169.  Der  „alte  Name  der  Türken" 
hat  die  Historiker  und  Philologen  nicht  wenig  beschäftigt.  Zu  den  son- 
derbarsten Erklärungversuchen  gehört  wol  die  Deutung  Zeuss'  :  schwarze 
Falen.  Wer  härte,  so  fragt  Marczali  a.  a.  O.  S.  17  mit  Recht,  die  Ungarn 
dazumal  in  jenen  Gegenden  mit  einem  deutschen  Namen  bezeichnen  mögen  ? 
Nach  W.  Pecz  ist  laßotpxo'.äa-faXo:  zusammengesetzt  aus  laßapxo?,  dem 
Volksnamen  Sabart  und  dem  Eigenschaftswort  «GcfaXo?,  d.  h.  sicher.  Egyet. 
Philol.  Közlöny  XX.  S.  385  ff.  Pauler  billigt  diese  Erklärung,  und  gelangt, 
indem  er  Sabart  für  die  corrumpierte  Form  von  Basgurt,  d.  i.  Baschkir  an- 
sieht, zu  der  Auffassung,   dass  die   Erzählung   des   Konsianiinos  von  der 
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richtung  der  seit  Jahrhunderten  andauernden  grossen  Völker- 
wanderung: nach  Westen.  Sie  gingen  über  den  Dnjeper  und 
eroberten  das  weite  Gebiet,  das  von  diesem  Flusse  west-  und 
südwärts  bis  an  die  Hügel  der  Moldau,  an  die  Donau  und  das 
Schwarze  Meer  sich  erstreckt,  und  von  ihnen  nach  den  fünf 
Flüssen,  die  es  bewässern  (ausser  dem  Dnjeper :  Bug,  Dnjester, 
Prut  und  Seret),  da  in  ihrer  Sprache  Atel,  Etel  soviel  wie 
Fluss  bedeutete,  Atelkuzu'"  (neumagyarisch :  Etelköz),  das  ist 
Flussmitte,  Land  zwischen  den  Flüssen,  genannt  wurde.*^ 

Um  889  mochte  die  Eroberung  des  Etelköz  stattgefunden 
haben.  Auch  hier  fanden  sie  keine  bleibende  Heimat.  Ihr  Aufent- 
halt im  Etelköz  währte  kaum  einige  Jahre.  Dennoch  ist  er  von 
grosser  Bedeutung,  denn  hier  gieng  die  Vereinigung  der  bis 
dahin  nur  locker  verbundenen  Stämme  zu  einem  wirklichen  natio- 
nalen Ganzen  vor  sich.*-  Etelköz  ist  der  Geburtsort,  die  Wiege 
des  ungarischen  Urstaates. 

Die  Ungarn  traten  gar  bald  in  nahe  Beziehung  zu  dem 
benachbarten  byzantinischen  Kaiserreiche,  das  nicht  zögerte,  die 
Türken,  wie  gelegentlich  die  anderen  Barbarenvölker,  gegen 
die  Feinde  Byzanz'  auszuspielen. 

Im  Jahre  894  brach  ein  Krieg  aus  zwischen  dem  byzan- 
tinischen Reiche  und  den  Bulgaren,*-^  deren  Fürst  zu  der  Zeit 
Symeon  war.  Es  gelang  Kaiser  Leo  dem  VI.  die  Hilfe  der  Ungarn 
zu  gewinnen.  Ein  beträchtlicher  Teil  ihrer  Wehrkraft  setzte  unter 
der  Führung  des  Herzogssohnes  Levente,  über  die  Donau  und 
besiegte  die  Bulgaren  zu  zweien  Malen.  Symeon  schloss  darauf 
eiligst  Frieden  mit  dem  Kaiser  und  wendete  sich  nun  mit  un- 
geteilter Kraft  gegen  die  Ungarn,  über  die  er  diesmal  den  Sieg 
davontrug.  Um  dieselbe  Zeit  griffen  die  Bissener,  die  der  rache- 
durstige Bulgare  gegen  die  Ungarn  aufgewiegelt  hatte,  die  daheim 

Spaltung  des  ungarischen  Volkes  hinsichtlich  des  Zeitpunktes  auf  einem 
Irrtume  beruhe,  da  die  Trennung  des  einigen  Ungarn-  und  Baschkiren- 
Volkes  bereits  anlässlich  der  Auswanderung  aus  der  Urheimat,  d.  i.  Basch- 
kirien,  vor  sich  gegangen  sei. 

*"  'AtsXxoüCov  und  'Ete/.  xal  xo'j:o'j  sagt  Konstantin  MHK.  S.  121 
u.  126,  ed.  Bonn.  S.  169  u.  173. 

xa/sEtTat  xaxä  ttjV  J::ü>vojAiav  tJ)/  sxeTce  övtujv  TTOTaiitüv".  KonstantinoS  Cap. 
38.  MHK.  S.  123,  ed.  Bonn.  S.  171. 

**  Hiervon  wird  ausführlicher  im  nächsten  Abschnitte  die  Rede  sein. 

*^  Siehe  Jirecek,  Geschichte  der  Bulgaren. 
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Gebliebenen  an  und  vernichteten  viele  Tausende  der  in  den 
Wagenburgen  und  Lagern  zurückgelassenen  Greise,  Weiber  und 
Kinder. ^^  Der  grössere  Teil  des  ungarischen  Volkes  jedoch,  der 
„ringsum  auf  dem  weiten  Gebiete  zerstreut  wohnte  und  so  zur 
rechten  Zeit  Kunde  gewinnen  konnte  von  der  nahen  Gefahr",*^ 
und  einsah,  dass  es  nach  solchen  Verlusten  nicht  möglich  sei, 
den  Bissenern  Widerstand  zu  leisten,  machte  sich  unter  der 
Führung  Ärpäds  von  neuem  auf  den  Weg,  um  an  den  Ufern 
der  von  früheren  Streifzügen  her  wolbekannten  vier  Flüsse  eine 
neue  und  nunmehr  bleibende  Heimat  zu  erwerben. 

§.  3.  Die  Stämmeverfassung  und  die  Vereinigung  der 
Stämme  zur  Nation.  Der  Urvertrag/ 

In  der  Urheimat  an  der  Wolga  und  späterhin  in  Lebedien 
lebte  das  ungarische  Volk  in  der  auf  patriarchalischen  Grund- 
lagen enstandenen  Verfassungsform,  welche  als  Stämmeverfassung 
bezeichnet  wird.  Der  Stamm  war  die  höchste  politische  und 
staatsrechtliche  Einheit ;  darüber  gab  es  kein  höheres  politisches 
Ganze.  In  diesen  wol  numerisch  verschiedenen,  aber  sicherlich 
nicht  sehr  grossen  Volksgruppen  haben  wir  die  älteste  Form 
des  öffentlichen  Lebens  der  Ungarn  zu  erblicken. 

*♦  Georgias  Monachos,  MHK.  S.  106—108.  Symeon  Magister  ebenda 
S.  109.  Konstantinos  Porphyrogennetos  Cap.  40.,  ebenda  S.  125 — 126, 
ed.  Bonnensis  S.  173. 

*^  „Ol  naTCtvav.tta'.  xä';  aüxcöv  [scil.  tojv  ToDpxwvj  cpa|j.'./.'la?  TCavxsKäJs 
i^Yj-^av-oav",  erzählt  Konstantinos  MHK.  S.  125,  ed.  Bonn.  S.  173,  mit 
starl-er  Übertreibung.  Vgl.  Pauler's  Ausführungen  a.  a.  O.  S.  153. 

*  Literatur :  K.  Szabö  :  Het  Magyar  Nemzetsegek  [Die  sieben  ungari- 
schen Stämme]  in  Üj  Magyar  Müzeum  [Neues  Ung.  Museum]  Jg.  1851.; 
A  magyar  vezerek  kora  [Das  Zeitalter  der  ungarischen  Herzoge]  1869 ; 
F.  SALAiMON :  A  magyar  haditörtenethez  az  Ärpädok  koräban  [Zur  Geschichte 
des  ungarischen  Heerwesens  unter  den  Ärpäden]  1877,  besonders  S.  31— 65. 
A.  Vämbery:  A  magyarok  eredete.  S.  101  —  181,  269—279;  Graf.  G.  Kuun  : 
Relationum  Hungarorum  cum  Oriente  etc.  historia  SS.  137 — 181,  203—224. 
Man  siehe  auch  (das  jüngst  erschienene  geistvolle  Werk  Otto  Herman's  : 
A  magyar  nep  arcza  es  jelleme  [Antlitz  und  Charakter  des  ungarischen 
Volkes],  besonders  S.  143  ff.  bis  zum  Schlüsse.  Herman  gibt  im  Anhange 
S.  195—200  einen  gedrängten  Auszug  der  von  der  Urverfassung  handelnden 
Abschnitte  (3—8)  meines  Buches  und  erklärt,  dass  die  Resultate  und  Rück- 
schlüsse, zu  denen  er  mit  den  Mitteln  der  ethnologischen  Forschung  gelangt 
sei,  mit  den  Ergebnissen  meiner  historischen  Untersuchungen  aufs  Voll- 
ständigste übereinstimmten  und  diese  durchaus  bestätigten. 
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Der  höchste  politische  Verband  war  der  Stammesverband. 
Es  gab  keine  über  den  Stämmen  stehende  gemeine,  höchste 
Gewalt,  noch  als  Basis  dafür  einen  Staatsverband.  Die  Gesammt- 
heit  jener  Volkselemente,  welche  sich  später  im  Etelköz  zur 
ungarischen  Nation  zusammenschlössen,  knüpfte  vor  der  Ver- 
einigung kein  rechtliches  oder  staatliches,  sondern  bloss 
ein  ethisches  Band  an  einander,  das  in  der  gemeinsamen 
Sprache  und  Religion,  den  gemeinsamen  Sitten  und  Gebräuchen 
wurzelte. 

Der  Mangel  der  staatlichen  oder  nationalen  Einheit :  einer 
über  den  Stämmen  stehenden  politischen  Organisation  tritt  vor 
allem  in  der  historischen  Tatsache  zu  Tage,  dass  es  sehr  lange 
überhaupt  keine  gemeinsame  und  zusammenfassende  Benennung 
für  das  gesammte  Volk  gab.  Die  von  den  orientalischen  Schrift- 
stellern angewendeten,  beziehungsweise  bei  den  Slaven,  Griechen 
und  Deutschen  gleicher  Weise  gangbaren  Bezeichnungen  als 
Türken,  iigri,  ungri,  hiingari  rühren  nicht  von  den  Ungarn 
selbst  her,  und  es  lässt  sich  nicht  nachweisen,  dass  das  unga- 
rische Volk  sich  jemals  so  genannt  hätte.  Der  gemeinsame 
nationale  Name  Magyar^  ist  entweder  nicht  früher  entstanden, 
als  die  dauernde  Vereinigung  der  Stämme,  oder  er  gieng  ihr 
höchstens  um  weniges  voran ;  je  nachdem  ob  wir  Dsaihänis 
Beschreibung  der  Ungarn,  die  gemeinschaftliche  Quelle  des 
Ibn  Rosteh  und  der  anderen  orientalischen  Schriftsteller,  auf 
die  Zeit  des  Aufenthaltes  in  Lebedien  oder  im  Etelköz  beziehen ; 
denn  bei  diesen  Schriftstellern  findet  sich  zuerst  die  mit  dem 
Worte  Magyar  völlig  identische  Benennung:  Madsgari,  Maz- 
gar.  Und  dass  gerade  der  Name  des  Stammes  Magyar  zum 
Namen  des  ganzen  Volkes,  zum  nationalen  Namen  wurde,  ist 
entweder  das  Vorzeichen  gewesen  oder  die  Folge  dessen,  dass 
der    Schwerpunkt    der  Vereinigung    im    Stamme    Magyar  lag: 


^  Magyar  ist  nach  R.  Rösler  das  Compositum  von  ma,  in  den 
meisten  finnisch-ugrischen  Sprachen  s.  v.  Erde,  und  ger,  das  im  Woguli- 
schen in  der  Form  kär  sich  findet  und  Mensch  bedeutet,  und  dessen  Diminu- 
tiv gyermek,  im  Ungarischen  s.  v.  ist  wie  Kind ;  magyer,  mag}'ar  bedeutet 
also  den  Sprössling  der  Erde,  des  Landes :  YT;,'svf ;.  Nach  Väjwbery  ist 
magyar,  majar  nichts  anderes,  als  das  türkische  bajar,  d.  h.  mächtig, 
Herrscher ;  hierauf  gehe  zurück,  dass  die  volkstümHche  Überlieferung  die 
sieben  Stammhäupter  noch  zur  Zeit  des  Anonymus  Hetumoger,  sieben 
Ungarn,  das  heisst  sieben  Fürsten  benannte. 
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dass  aus  ihm  der  erbliche  Herzog  der  Nation  genommen 
wurde. - 

Über  die  Stämmeverfassung  der  Ungarn  liefert  uns  das 
Werk  des  Kaisers  Konstanünos  Porpliyrogennetos,  „De  ad- 
ministrando  imperio"  genauere  und  zuverlässige  Nachrichten. 
Nach  Konstantin  bestand  das  Volk  der  Ungarn  „zu  Anfang 
aus  sieben  Stämmen  und  sie  machten  niemanden  zum  Herrscher 
(äp-/wv)  über  sich,  weder  einen  aus  ihrer  eigenen  Mitte,  noch 
einen  Fremden",  sondern  „sie  hatten  ihre  Woywoden"  (ßösßoSor)»^ 
jeder  Stamm  seinen  besonderen  Häuptling.  Im  weiteren  Verlaufe 
der  Darstellung,  als  er  von  Ärpäds  Wahl  zum  Herzoge  berichtet, 
hebt  er  von  neuem  hervor,  dass  die  Türken  vor  diesem  Ärpäd 
niemals  einen  Fürsten  wählten."^  Der  Kaiser  zählt  dann  auch  die 
Namen  der  sieben  Stämme  auf ;  sie  lauten :  Nyek,  Megyer, 
Kürtgyarmat,  Tarjän,  Jenö,  Kara  und  Kaza ;  ^  als  achter  schloss 
sich  der  von  Konstantin  an  erster  Stelle  erwähnte  Stamm  der 
Kabaren  an.^ 

Die  Zuverlässigkeit  der  Berichte  Konstantins  wird  durch 
das  Zeugnis  der  einheimischen  Quellen  über  alle  Zweifel  erhoben. 
Sowohl  Anonymus,'  als  sämmtliche  Chroniken^  erwähnen  der 
sieben  Stammeshäuptlinge  (principales  personae,  capitanei)  und 
nennen  deren  Namen,  wenn  auch  bei  weitem  nicht  in  völliger 
Übereinstimmung.  Und  obwohl  die  griechische  Transcription  der 
ungarischen  Stämmenamen  grosse  Schwierigkeiten  verursachte, 
so  kann  dennoch  der  ungarische  Charakter  und  Klang  der  mit- 


'  Madsgari,  ma^gar  MHK.  S.  167  und  135.  Ausführlich  handelt 
hiervon  Pauler  a.  a.  O.  S.  141 — 142. 

•*  „y.'J.:  ol  ftsv  Toyp/.O'.  '^tno}.  ün'rjpyov  iizxä.,  «p-y^ovToi  sie  autoü;  t\it  tSoov 
{•.zt  ä/J.OTpiov  :tOT£  oh-/.  exttjGocvto  äX"/.'  'jTiYjpyov  ev  ayxol;  ßoEßoooi  t'.ve;"'  MHH. 
S.  120,  ed.  Bonn.  S.  168. 

*  MHK.  S.  122,  ed.  Bonn.  S.  169. 

^    „IIpÜJTY,    Yj    Ttapä    TOJV    XaCäpdJV    aiZOQTirxobtXzr/.    C/.OTY)    Y,    Tlp&ppYj&ElOa     Tci)V 

Kotßäpüjv  Y^vsä,  o£OT€pa  toü  Nsv.-r],  tpltY)  xoö  Mjy^P'1,  iJtäptYj  toü  Koüpxu- 
YEpfiottou,  TiEjxnTYj  Toü  Tap'.izvo'j,  ixT'q  Tt'^a/,  jßoöfiY]  KapYj,  ö'fSoYj  KaOYj"  Kap. 
40.  MHK.  S.  124,  ed.  Bonn.  S.  172.  Die  obige  Lesung  der  Stämmenamen 
ist  von  K.  SzABö  vorgeschlagen  worden.  Gründliche  Untersuchungen  widmet 
ihnen  Kuun  a.  a.  0.  S.  139—162. 

*  Siehe  Kap.  39.  des  Konstantinischen  Werkes :  Ihpl  loi-  e^vouc  kov 
Kaßäpuiv.  MHK.  S.  124,  ed.  Bonn.  S.  172. 

'  Kap.  6.  MHK.  S.  400,  Endlicher  S.  6. 

'  MHK.  S.  485—486,  500—505,  MG.  SS.  XXIX.  S.  532. 
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geteilten  Namen  ohne  gezwungene  Erklärungen  erkannt  und 
festgestellt  werden,  nnd  das  beweist  zur  Genüge,  dass  der 
kaiserliche  Verfasser  gut  informiert  war. 

Die  orientalischen  Schriftsteller,  namentlich  Ibn  Rosteh, 
Gurdezi  und  El-Bekri  beschreiben  die  ursprüngliche  Staats- 
verfassung der  Ungarn  in  einer  von  den  Berichten  Konstantins 
vielfach  abweichenden  Weise.  Von  der  Stämmeverfassung,  der 
politischen  Sonderstellung  der  sieben  Stämme  wissen  sie  nicht 
das  Geringste.  Ihrer  Schilderung  zufolge  lebten  die  Ungarn  in 
einem  monarchischen  Staatswesen.  An  der  Spitze  des  ganzen 
Volkes  steht  der  Herrscher,  der  Grosskönig,  der  Kendeh  genannt 
wird ;  er  ist  jedoch  blos  dem  Namen  nach  Inhaber  der  Staats- 
gewalt; in  Wirklichkeit  „versieht  ein  anderer  die  Geschäfte",  ein 
anderer  übt  die  höchste  Gewalt  aus:  der  Dsila.  Dieser  regiert 
und  befiehlt  „und  jeder  Ungar  befolgt  seine  Anordnung  in  den 
Dingen,  die  den  Angriff  und  Verteidigung  und  andere  gemeine 
Angelegenheiten  betreffen".-^ 

Wie  interessant  auch  die  Berichte  der  orientalischen  Schrift- 
steller sein  mögen,  gegenüber  den  viel  zuverlässigen  Mitteilungen 
Konstantins  können  wir  sie  unseren  Ausführungen  nicht  zu 
Grunde  legen.  Die  in  den  einheimischen  Chroniken  erhaltene 
volkstümlich-nationale  Überlieferung,  ferner  andere  wichtige  Um- 
stände zeugen  für  Konstantin,  und  gegen  die  orientalischen 
Autoren.  Die  Ungarn  hatten  —  soferne  man  aus  den  spärlich 
erhaltenen  Angaben  zurückschliessen  kann  —  weder  in  der  Ur- 
heimat, noch  in  Lebedien,  noch  in  Etelköz  ein  derart  beschaffenes 
Staatswesen,  das  der  König  oder  Fürst  bloss  geherrscht,  nicht 
zugleich  regiert  hätte.  Auch  bei  den  übrigen  verwandten  Völkern 
finden  wir  keine  solche  Staatsverfassung,  einzig  die  Chasaren 
ausgenommen.  Und  wir  gehen  wol  kaum  fehl,  wenn  wir  die 
Berichte  der  genannten  orientalischen  Schriftsteller  durch  die 
derartige  Beschaffenheit  der  chasarischen  Verfassung  motiviert 
sehen. 

Die  Staatsverfassung  des  Chasarenreiches  beschreibt  Ibn 
Rosieh^^  in  folgender  Weise :   „Der  König  der  Chasaren   wird 

"  MHK.  S.  167  und  195. 

1»  MHK.  S.  153,  :i55— 156.  Gurdezis  Bericht  stimmt  mit  der  Be- 
schreibung Ibn  Rostehs  fast  Wort  für  Wort  überein,  doch  finden  wir  bloss 
bei  üurdezi  die  Mitteilung,  dass  „die  Steuer  unmittelbar  zu  Händen  des 
Isä  fliesst,  der  sie  unter  das  Heer  verteilt". 
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Isä  genannt ;  der  Grosskönig  führt  den  Titel  Chagan  derChasaren, 
doch  er  besitzt  bloss  den  Titel,  sein  Volk  gehorcht  ihm  nicht; 
die  Regierung  ist  in  den  Händen  des  Isä,  denn  niemand  steht  über 
ihm  weder  in  betreff  der  Verwaltung,  noch  in  den  militärischen 
Angelegenheiten.  Der  König,  der  Isä  tituliert  wird,  teilt  die 
Last  der  Erhaltung  der  Reiter  unter  die  mächtigen  und  reichen 
Untertanen,  nach  deren  Vermögen  und  sonstigen  Umständen. 
Der  Isä  führt  das  Heer  in  Person.  Wenn  sie  Beute  erwerben, 
wird  alles  auf  der  Lagerstätte  zusammengetragen,  dann  wählt 
der  Isä  aus,  wieviel  und  was  ihm  gefällt,  das  übrige  lässt  er 
seinen  Kriegern  zur  Verteilung. "^^ 

Es  leuchtet  aus  dieser  Beschreibung  ein,  dass  die  genannten 
orientalischen  Schriftsteller  die  Staatsverfassung  der  Ungarn  nach 
chasarischem  Muster  zuschnitten  und  sie  als  pure  Nachahmung 
der  chasarischen  Verfassung  darstellen. 

Die  Chasaren  standen  jedoch  zu  der  Zeit,  von  welcher 
die  Berichte  der  arabischen  Schriftsteller  handeln,  im  Vergleich 
zu  den  benachbarten  und  verwandten  Völkern,  den  Bulgaren, 
Ungarn,  Bissenern  und  Kumanen,  sowol  in  Hinsicht  der  Kultur, 
als  des  staatlichen  Lebens  auf  einer  hohen  Stufe  der  Entwicklung. 
Die  kraftvoll  centralistische  Staatsverfassung  der  Chasaren  war, 
wie  wir  gerade  aus  dem  Werke  Konstantins  wissen, ^^  von  wesent- 
lichem Einflüsse  auf  die  Fortbildung  der  Stämmeverfassung  der 
verbündeten  Ungarn  d.  i.  auf  die  Entstehung  des  einheitlichen  natio- 
nalen-staatlichen  Organismus;  doch  kann  diese  Einwirkung  in 
der  Form  und  dem  Masse,  wie  die  orientalischen  Schriftsteller 
die  Sache  darstellen,  nicht  als  wahr  angenommen  werden.  Von 
ihren  Berichten  können  wir  als  der  Wahrheit  gemäss  ansehen, 
dass  bei  den  Ungarn  ein  öffentliches  Amt  bestanden  hat,  dessen 
Träger  Kendeh  genannt  wurde ;  aller  Wahrscheinlichkeit  nach 
haben  wir  den  für  die  Dauer  eines  Feldzuges  von  den  Stammes- 
häuptlingen gewählten  Herzog  zu  verstehen,  und  es  ist  wahr- 
scheinlich, dass  man  später  den  erblichen  Herzog  ebenso  genannt 

^'  Übereinstimmend  ist  die  Beschreibung //?«  /^arf/?/a//s  (jedoch  nennt 
er  den  Vicekönig  Chagan-Bhu  oder  Kender-Chagan)  MHK.  S.  217—218, 
und  im  wesentlichen  htachris  und  Ibn  Haiikals  Bericht  über  die  Verfassung 
des  Chasarenstaates  :  „Ihr  oberster  Herrscher  heisst  ,Chagan  der  Chasaren' ; 
er  steht  über  dem  ,Chasaren-König',  ausgenommen,  dass  Ersteren  der 
Letztere  in  das  Herrscheramt  einsetzt  [investiert]"  MHK.  S.  236. 

'-  MHK.  S.  121—122,  ed.  Bonn.  S.  169—171. 
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hat ;  aber  weder  dieser,  noch  jener  besassen  jemals  die  Rechts- 
stellung, die  der  Chagan  der  Chasaren  inne  hatte.  Ebenso  mochten 
die  orientalischen  Autoren  Kenntnis  haben  von  einem  bei  den 
Ungarn  bestehenden  Amte,  dessen  Träger  Dsila,  wohl  richtiger 
Oyula^^  hiess;  und  sie  hatten  wol  auch  vernommen,  dass  der 
Inhaber  dieses  Amtes  an  Würde  und  Rang  dem  Herzog  nach- 
stehe; aber  ihre  Folgerung  war  irrig,  dass  der  Wirkungskreis 
und  die  Macht  des  ungarischen  Dsila  der  Machtfülle  des  Isä 
entspreche. 

Die  Ebenbilder  der  primitiven  Verfassung  des  ungarischen 
Volkes  müssen  wir  wol  in  dem  Kreise  der  benachbarten  und 
verwandten  Völker,  aber  nicht  bei  den  hochentwickelten  Chasaren, 
sondern  bei  den  an  der  Wolga  zurückgebliebenen  Bulgaren, 
ferner  den  Bissenern  suchen. 

Nach  dem  Berichte  des  Ibn  Rosteli  zerfallen  die  am  Itil 
(Wolga)  wohnenden  Bulgaren  ^^  in  drei  Stämme  mit  Namen 
Barssülä,  Essegel  und  Bulgar,  welche  auf  derselben  Stufe  der 
Kultur  und  Lebensweise  stehen.  Das  Volk  treibt  Ackerbau:  es 
baut  Weizen,  Gerste  und  Hirse.  Die  Stämme  unterstehen  einem 
gemeinsamen  Oberhaupte,  dem  König,  den  sie  Almus  nennen, 
und  dem  das  eigene  Volk  Pferde  oder  andere  Tiere  steuert,  und 
fremde  Kaufleute  als  Zoll  den  Zehnten  ihrer  Waren  entrichten. ^^' 
Man  sieht,  das  Wirtschaftsleben  dieses  Volkes  ist  bereits  ent- 
wikelter,  als  das  der  Ungarn,  und  dem  entsprechend  ist  es  auch 
die  Staatverfassung.  Die  Stämme  bestehen  noch  für  sich  als 
politische  Einheiten,  aber  sie  haben  ihre  volle  Selbständigkeit 
und  Unabhängigkeit  eingebüsst :  sie  stehen  unter  einem  gemein- 
samen  Fürsten,   wenn   wir  auch   andererseits   noch   nicht  jene 


'3  Die  neueren  Historiker  und  Sprachforscher  nehmen  den  Dsila  der 
arabischen  Schrifsteller  für  identisch  mit  dem Y'Aä;  Konstantins,  worin  niemand 
das  ungarische  —  allerdings  blos  als  Personenname  belegte  —  Gyula 
verkennen  wird.  Hunfalvy,  Magyarorszäg  ethnographiäja  S.  218,  Salaaion 
a.  a.  O.  S.  38,  V.4mbery  a.  a.  O.  S.  134.  Die  Widerlegung  der  früheren  An- 
sichten siehe  bei  K.  Szabö,  Biborban  született  Konstantin  munkäi  [Die  Werke 
des  Konstantinos  Porphyrogennetos]  Akad.  Ertes.  I.  S.  142  ff. 

1*  Aus  der  einschlägigen  Literatur  seien  genannt  nebst  Jirecek's 
Geschichte  der  Bulgaren :  Rösler,  Romanische  Studien  S.  233—260,  Ch. 
M.  Frähn,  Die  ältesten  Nachrichten  über  die  Wolga-Bulgaren,  Vämbery 
a.  a.  O.  S.  48  ff. 

»^  MHK.  S.  163. 
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despotische  Macht  des  Almus  erblicken,  von  der  später  Ibn 
Fadhlän  berichtet.^" 

Grossen  Wert  besitzen  die  Nachrichten,  welche  über  die 
frühesten  Bildungen  der  Gemeinverfassung  der  Bissener  auf  uns 
gekommen  sind  ;  denn  die  Bissener  stehen  hinsichtlich  der  Lebens- 
weise und  Kultur  den  Ungarn  am  nächsten.  „Die  Gesammtheit 
des  Bissener  Volkes",  schreibt  Kaiser  Konstantin,  „zerfällt  in  acht 
Stämme  (Bezirke,  ^saaia)^'  und  ein  jeder  hat  seinen  besonderen 
Grossfürsten  ((xsvac  äpywv)".  Er  benennt  auch  die  acht  Stämme, 
und  nennt  die  Namen  der  acht  Fürsten,  die  geherrscht  hatten 
zur  Zeit  der  Vertreibung  der  Bissener  aus  ihren  alten  Wohn- 
sitzen. „Nach  deren  Tode  folgten  ihnen  ihre  Vetter  in  der  Herr- 
schaft. Denn  bei  ihnen  (den  Bissenern)  ist  es  ein  altes  Gesetz 
und  Herkommen,  dass  die  Würde  nicht  auf  die  Söhne  oder 
Brüder  übergeht ;  sondern  es  genügt,  dass  die  Fürsten  herrschen 
so  lange  sie  leben,  nach  ihrem  Tode  folgen  die  Vetter  oder 
deren  Söhne,  damit  auch  die  Seitenlinien  zur  Herrschaft  gelangen. 
Aus  einem  anderen  Geschlechte  wird  jedoch  niemand  Fürst.  Die 
acht  Stämme  zerfallen  in  vierzig  Teile  (Zweige)  und  diese 
haben  ihre  kleineren  Fürsten". ^*^  Es  ist  hieraus  ersichtlich,  dass 
die  auf  der  gleichen  Kulturstufe  stehenden  verwandten  Bissener 
noch  um  die  Mitte  des  X.  Jahrhunderts  dieselbe  Stämmever- 
fassung hatten,  als  die  Ungarn  zu  der  Zeit,  da  sie  sich  im 
Etelköz  niederliessen.  Es  gibt  keinen  gemeinsamen  Herscher  oder 
Herzog,  der  das  ganze  Bissenervolk  ständig  regieren  würde ;  die 
einzelnen  Stämme  leben  in  souverainer  Unabhängigkeit  von  ein- 
ander ein  selbständiges  politisches  Leben. 

Nach  diesen  Analogien  wollen  wir  die  Stämmeverfassung 
der  Ungarn  näher  betrachten. 

Wenn  auch  die  Entstehung  des  Stammes  als  der  ersten 
Form  des  Gemeinlebens,  auf  die  Abstammung  und  die  Verwandt- 
schaft zurückgeht,   so  müssen  wir  dennoch  in  den  ungarischen 

•«  MHK.  S.  203. 

'■  Bijxct  bedeutet  wol  eine  territoriale  Einteilung,  es  ist  s.  v.  wie 
Beziri<  oder  Provinz ;  aber  wir  haben  keinen  Grund  zu  bezweifeln,  dass 
diese  Territorialeinteilung  die  Einteilung  nach  Stämmen  zum  Ausdrucke 
bringt,  entsprechend  den  Sitzen  und  Niederlassungen  derselben.  Als  Beweis 
diene,  dass  dieselben  acht  „Provinzen"  bereits  in  der  Heimat  der  Bissener 
an  der  Wolga  bestanden  haben. 

'"  MHK.  S.  115,  ed.  Bonn.  S.  164-165. 
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Stämmen  bereits  höhere  öffentlich-rechtliche  Gebilde  sehen,  welche 
nicht  allein  das  Bewusstsein  der  Abstammung  von  denselben 
Ahnherren  und  das  hieraus  entspringende  Verwandtschaftsgefühl 
zusammenhält,  sondern  die  infolge  des  langen  und  engen  Zusam- 
menlebens entstandene  Gemeinsamkeit  der  Sitten  und  Gebräuche, 
der  Bildungsverhältnisse  und  vor  allem  der  Religion  und  des 
Kultus,  die  in  primitiven  Zeitaltern  stets  wichtige  Coefficienten 
bei  der  Bildung  grösserer  Einheiten  und  Organismen  sind/-' 
Aus  den  widersprechenden  Berichten  über  die  Religion 
der  Ungarn  {Ibn  Rosteli  und  Qiirdezi  bezeichnen  sie  als  Feuer- 
anbeter,'-''  El  Bekri  als  Götzendiener^'^)  darf  wohl  geschlossen 
werden,  dass  das  ganze  Volk  nicht  eines  Glaubens  war;  so 
viel  kann  als  zweifellos  gelten,  dass  wie  bei  den  Germanen"-^ 
jeder  Stamm  ausser  den  allen  Stämmen  —  mehr-minder  — 
gemeinsamen  Gottheiten  seine  besondere  Stammesgottheit,  sein 
Stammheiligtum  hatte,  zu  dessen  Dienst  die  Stammesgenossen 
von  Zeit  zu  Zeit  an  bestimmtem  Orte  zusammenkamen  und  unter 
Leitung  gemeinsamer  Priester  gemeinschaftliche  Opfer  brachten.-^ 
Mangels  jedweder  Daten  können  wir  auch  in  betreff  der  Stam- 
mesunterschiede hinsichtlich  der  Lebensweise,  Sitten  und  Ge- 
bräuche, fast  nicht  einmal  mit  Hypothesen  hervorrücken.  Es  ist 
sehr  wahrscheinlich,  dass  Unterschiede  und  Abweichungen  bestan- 
den ;  und  dass  die  einzelnen  Stämme  ihre  besondere  Geschichte 
hatten :  verschiedene  Ursachen  und  Umstände,  vor  allem  die 
vielerlei  friedlichen  und  kriegerischen  Ereignisse,  die  der  Verkehr 

^'  Von  den  Ghuzen  —  den  späteren  Kumanen  —  sagt  M.  Ph.  Houts.nu 
Die  Ghuzenstämme  S.  231  sehr  richtig :  „Bei  den  alten  Stammverhältnissen 
gilt  die  Abstammung  zwar  als  ein  sehr  bedeutendes  Moment,  allein  bei 
der  weiteren  Ausbildung  dieser  Verhältnisse  spielten  religiöse  Vorstellungen 
eine  überaus  wichtige  Rolle.  Diese  haben  die  Familien  zu  Clans,  Stämmen 
und  Völkern  herangebildet." 

2"  Siehe  §.  2.  Anm.  30. 

-'  MHK.  S.  195. 

"'  Tadtus,  Germania  Kap.  39.  40  und  43;  Annales  I.  Kap.  51.  Hiic- 
baldus,  Vita  S.  Lebuini.  MG,  SS.  II.  S.  361.  Vgl.  R.  Sohm,  Altdeutsche 
Reichs-  und  Gerichtsverfassung  I.  S.  2  ff. ;  A.  Timon  :  A  germän  ösalkot- 
mäny  [Die  Urverfassung  der  Germanen]  1881.  S.  4 — 6. 

-^  Das  Gesetz  Ladislaus  des  Heiligen  decr.  I.  c.  22  belehrt  uns,  dass 
die  heidnischen  Ungarn  an  Flüssen  und  Bächen,  Quellen,  Bäumen  und 
Steinen  Opfer  brachten.  Über  die  Urreligion  der  Ungarn  vergleiche  A.  Ipolyi^ 
Mag\'ar  mjlhologia  [Ungarische  Mythologie]  1854.  P.  Hunfalvy  a.  a.  O. 
S.  239  ff.  KuuN  a.  a.  O.  I.  S.  174  ff.   K.  Kandra  :    Magyar  mythologia  1896 
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mit  den  benachbarten  Völkern  im  Gefolge  hatte,  konnten  den 
Abfall  oder  die  Auflösung  und  andererseits  wieder  die  bedeu- 
tende Zunahme  des  einen  oder  anderen  Stammes  herbeiführen. 
So  wissen  wir  aus  zuverlässiger  Quelle,  dass  ein  Teil  der 
ungarischen  Völkerschaften  in  der  Urheimat  zurückblieb,^*  und 
dass  ein  anderer  Teil  anlässlich  des  Auszuges  aus  Lebedien  sich 
von  der  Mehrheit  des  Volkes  trennte  und  „nach  Persien  zog"."^"^ 

Ebenso  unfruchtbar  ist  es  zu  untersuchen,  in  welchem  ethni- 
schen Verhältnisse  die  Stämme  zu  einander  gestanden  haben.  ^"^ 
Bekanntlich  bezieht  sich  die  einzige  einschlägige,  bestimmte  und 
directe  Nachricht  auf  das  Ethnikum  der  Kabaren ;  wir  wissen, 
dass  dieser  Stamm  ein  von  seinem  Volke  abgefallener  Teil 
der  Chasaren  war  und  dass  seine  Sprache  von  derjenigen  der 
übrigen  ungarischen  Stämme  sich  unterschied.^'  Das  rasche 
Zustandenkommen  und  die  Festigkeit  der  nationalen  Einheit 
liefert  jedoch  ein  mächtiges  Argument  zu  gunsten  der  Meinung, 
dass  die  sieben  Stämme  auch  in  ethnischer  Beziehung  einander 
sehr  nahe  standen.'^" 

Die  sieben,  bezw.  acht  Stämme  waren  —  wie  bereits  oben 
erwähnt  —  politische  Einheiten,  besondere  öffentlich-rechtliche 
Gebilde.  Wie  es  einerseits  höchst  irrig  wäre  zu  glauben,  dass 
die  ungarischen  oder  bissenischen  Stämme  von  irgend  einer 
Centralgewalt  geschaffene  taktische  oder  Verwaltungseinheiten 
gewesen  seien,--'  so  dürfen  wir  die  Stämme  andererseits  auch  nicht 
einfach  für  Geschlechterverbände  halten  und  sie  nur  noch  als 
wirtschaftliche  Einheiten  betrachten.  Auch  hervorragende  Histo- 
riker sind  in  diesen  Irrtum  verfallen.^"  Die  Ursache  hiervon  ist 
wol  in   dem  Berichte  Konstantins  zu  suchen,  der  die  Stämme 

^*  Das  bezeugen  die  oben  angeführten  Berichte  des  Dominikaner- 
mönches Julian,  Plan  Carpins  und  Rubruks. 

-'  Konstantinos  MHK.  S.  121,  ed.  Bonn.  S.  169. 

-'  Gründliche  Untersuchungen  über  diesen  Gegenstand  finden  sich  bei 
KuuN  a.a.  O.  I.  S.  137  ff. 

"  Konstantinos  MHK.  S.  124,  ed.  Bonn.  S.  172. 

^^  Leo  der  Weise  (Kap.  XVIII.  §.  65,  bei  Meursius  §.  67)  MHK.  S.  40 
berichtet,  dass  das  Volk  der  Türken  sich  aus  zahlreichen  Stämmen  zusam- 
mengetan hat,  und  dass  sie  daher  wenig  auf  Verwandtschaft  und  Eintracht 
geben.  Doch  können  hieraus  auf  den  ursprünglichen  Verwandtschaftsgrad  der 
Stämme  keinerlei  Schlüsse  gezogen  werden. 

*'*  Diese  Ansicht  vertritt  Salamon  a.  a.  O.  S.  51  ff. 

^*  So  K.  SzABö :  A  magyar  vezerek  kora.  S.  20  ff. 
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und  die  innerhalb  derselben  bestehenden  Geschlechter  mit  einem 
und  demselben  Worte  (v^vs-i)  bezeichnet/^  während  doch  bereits 
Leo  der  Weise  für  die  zwei  Dinge  zwei  Benennungen  gefunden 
und  angewendet  hatte :  yAr^  und  7ivo<;."- 

Wenn  wir  der  in  den  Chroniken  erhaltenen  nationalen 
Überlieferung  Glauben  schenken  dürfen,  fassten  die  sieben, 
bezw.  acht  Stämme  hundertacht  Geschlechter  in  sich  f^  von 
dieser  Zahl  entfielen  —  nach  Konstantin  —  im  Ganzen  drei 
auf  den  Kabarenstamm. ^*  in  welchem  Verhältnisse  die  übrigen 
hundertfünf  Geschlechter  auf  die  sieben  Stämme  sich  verteilten, 
wissen  wir  nicht;  kaum  gleichmässig,  denn  die  genauer  (wenn 
auch  ebenfalls  nicht  ausschliesslich)  auf  den  Banden  des  Blutes 
beruhenden  Geschlechtsverbände  waren  noch  viel  weniger  künst- 
lich gebildete  taktische  und  Verwaltungseinheiten,  als  die  Stämme. 

Wie  gering  wir  auch  die  Zahl  der  Ungarn  zu  der  Zeit 
ihres  Aufenthaltes  in  Lebedien  und  im  Etelköz  ansetzen  mögen,^^ 
ein  Geschlecht  umfasste  im  Durchschnitt  dennoch  1000—2000 
Menschen,  also  eine  recht  beträchtliche  Menge,  die  nicht  nur 
der  wirtschaftlichen  Leitung,  sondern  zugleich  einer  militärischen 
und  Gerichtsorganisation  bedurfte. 

An  der  Spitze  eines  jeden  Stammes  stand  ein  Häuptling. 
Konstantin  nennt  sie  bald  Woywoden  (ßo;3o5oc),  bald  mit  einem 
unbestimmteren  Ausdrucke  (der  bei  ihm  auch  zur  Bezeichung 
des  gemeinsamen,  erblichen  Herzogs,  ferner  des  Gyula  und  des 
Karchas,  die  beide  Richterämter  bekleiden,  dient  ^^)  Archonten.^^ 

*'  Siehe  die  Citate  in  den  Anmerkungen  3,  5  und  6. 

^^   „   .   .   .   ;J-s/p-    u-Jv   'Yp   TO'j   -o),£;jLO'j  ■ir^'±ipy.':  o'.s^-apaEvo:  viaTä  •(■^'■'"'1   "*^'- 

•foXä?  ..."  (Kap.  XVlil,  §.  52,  bei  Meursius  §.  54).  MHK.  S.  35. 

3'  MHK.  SS.  480,  501,  iMG,  SS.  XXIX.  S.  532. 

"  MHK.  S.  124,  ed.  Bonn.  S.  172. 

^^  Zufolge  der  Mitteilung  des  Ibn  Rosteh,  der  von  den  20,000  Reitern 
des  Kendeh  spricht,  muss  die  Zahl  der  Ungarn  (W^eiber,  Kinder  und  Greise 
miteingerechnet)  mindestens  auf  120,000  gezählt  werden.  Pauler  a.  a.  O. 
S.  129  setzt  die  Zahl  der  Ungarn  zu  der  Zeit  des  Aufenthaltes  in  Lebedien 
auf  80,000 ;  doch  das  scheint  uns  zu  wenig,  selbst  abgesehen  von  den 
Kabaren.  Die  übertriebenen  Angaben  der  Chroniken  :  das  Heer  hätte  aus 
216,000  oder  gar  1.080,000  Mann  bestanden  (MHK.  S.  481  und  500)  verdienen 
keine  Beachtung. 

^^  "Eyoos'.  ot  Xi'ict/.YjV  -ptüxYjV  Tuv  apyovTa  inö  ty,;  -^z^täz  -ov  'Xo~iZ-r. 
xat'   äxoXoofl-tav,  xal  oüo  STipo'j?   tdv   -t  ^oXäv  xal  töv    xapydv'".    MHK.   S.    127, 

ed.  Bonn.  S.  174. 

"  ,;Eyy.  ot  ExäsTT,  -vna  apy/r/Tv."  MHK.  S.    128,    ed.  Bonn.    S.  174. 
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Der  alte  ungarische  Name,  woraus  wir  möglicher  Weise  besondere 
Schlüsse  hätten  ziehen  können  in  betreff  der  Machtstellung  des 
Stammeshäuptlings,  ist  nicht  auf  uns  gekommen. ^^  Es  mag  sein, 
dass  er  Konstantin  überhaupt  nicht  bekannt  war,  oder  dass 
Konstantin  ihn  nicht  niederschreiben  konnte ;  so  viel  steht  fest, 
dass  der  kaiserliche  Autor  im  Griechischen  keinen  Ausdruck 
fand,  der  ihm  zur  Bezeichnung  der  Rechtstellung  und  des  Macht- 
kreises der  ungarischen  Stammhäuptlinge  geeignet  schien,  wes- 
wegen er  denn  das  slavische  Wort  Woywode  gebraucht. 

Der  Stammhäuptling  war  nicht  souverainer  Herr- 
scher, sondern  bloss  der  erste  Beamte  des  Stammes,  der 
oberste  Regent  in  Krieg  und  Frieden,  der  seine  Macht  im  Auf- 
trage der  Stammesversammlung  besass  und  ausübte.  Die  Worte 
Konstantin's :  „Die  acht  Stämme  der  Ungarn  gehorchen  ihren 
eigenen  Fürsten  (af^'/ovrec)  nicht",^^sind  denn  auch  einfach  dahin 
zu  verstehen,  dass  die  Macht  des  Stammhäuptlings  eine  beschränkte 
war  und  dass  der  Woywode  sie  von  dem  Gemeinwesen,  der 
Stammesversammlung  erhielt  und  für  das  Gemeinwesen  und 
in  deren  Interesse  auszuüben  gehalten  war.  Der  Schwerpunkt 
der  Rechtstellung  des  Häuptlings  ruhte  in  der  Führung  des  Stamm- 
heeres ;  denn  die  Stammesverfassung  ist  entsprechend  den  Bedürf- 
nissen der  halbnomadischen  Völker  in  erster  Reihe  eine  militäri- 
sche Organisation.  Aller  Wahrscheinlichkeit  nach  wurde  der  Woy- 
wode, wie  später  der  Herzog,  aus  einem  bestimmten  Geschlechte 
gewählt. 

An  der  Spitze  der  Geschlechter  standen  die  Geschlechts- 
häuptlinge, ungarisch  wahrscheinlich  Itadnagy  genannt:*" 
die  Anführer  der   wehrhaften    Geschlechtsgenossen   unter   dem 

^*  Die  Benennung  hadnagy  {dux  exercitus),  womit  die  Chroniken  die 
Stammhäuptlinge  bezeichnen,  war  vermutlich  der  Name  der  Geschlechts- 
häuptlinge. S.  unten. 

'®  „A".  ot  öxxw  •[t'^za:  xtüv  Toüpxtuv  rxbia.'.  itpo?  xou;  oly.stüo«;  apj^ovta; 
oux  üTi'^y-oüouo'v''.  MHK.  S.  127.,  ed.  Bonn.  S.  174.  Es  ist  jedoch  möglich 
dass  hier  mit  «p/rr/ts;  bloss  die  gemeinsamen  obersten  Beamten  der  Nation 
gemeint  sind.  Dass  jedenfalls  auch  diese  verstanden  werden  inüssen,  zeigt 
der  Zusammenhang.  S.  unten  Anm.  51. 

*"  Had  (heute  s.  v.  wie  Heer,  Krieg)  bedeutete  im  Mittelungarischen 
und  in  manchen  Gegenden  noch  zu  neuerer  Zeit  Geschlecht,  Sippe.  P.  Jäszay, 
A  magyar  nemzet  napjai  a  mohäcsi  veszig  [Tage  der  ungarischen  Nation 
bis  zur  Schlacht  bei  Mohäcs]  1841.  S.  57.  A.  Pint^r  A  palöczokröl  [Die 
Palöczen]  1880.  S.  19. 


49 

Oberbefehle  des  Woywoden  und  Leiter  der  Innern  Angelegen- 
heiten, besonders  der  wirtschaftlichen.  Auch  sie  verdankten 
ihr  Amt  wahrscheinlich  der  auf  ein  bestimmtes  Geschlecht  be- 
schränkten Wahl,  wie  in  späteren  Zeiten  die  Häupter  der  Szeklyer- 
und  kumanischen  Geschlechter. 

Ob  die  Stammes-  und  die  Geschlechtshäuptlinge  in  ihrem 
Wirkungskreise  zugleich  richterliche  Befugnisse  besassen,  ist  uns 
unbekannt.  Spätere  Bildungen,  ferner  die  Stammesverfassung  der 
Szeklyer  und  Rumänen  lassen  vermuten,  dass  die  Gerichtsgewalt 
von  besonderen  Richtern  der  Stämme  und  Geschlechter  aus- 
geübt wurde. 

Die  nahe  verwandten  und  eng  benachbarten  unabhängigen 
Stämme  mochten  anlässlich  fremder  Angriffe  häufig  die  Not- 
wendigkeit der  gemeinsamen  Verteidigung  fühlen.  Wenn  der 
Angriff  zu  mächtig  war,  als  dass  der  angegriffene  Stamm  allein 
vermocht  hätte,  Widerstand  zu  leisten,  eilten  die  anderen  zur 
Hilfe  herbei.  In  solchen  Fällen  erforderte  der  Erfolg  der  Opera- 
tionen die  einheitliche  Führung  der  gesammten  Wehrkraft  der 
Stämme ;  sie  wählten  darum  einen  von  den  Woywoden,  den 
Erfahrensten  und  Tapfersten,  zum  Oberfeldherrn.  Ebenso  taten 
sie,  wenn  mit  gemeinem  Willen  gegen  ein  feindliches  Volk  zum 
Angriffskriege  gerüstet  wurde;  und  so  oft  das  gesammte  Volk 
aufbrach,  um  eine  neue  Heimat  zu  erringen.  Wir  wissen  genau, 
dass  die  Ungarn  Lebedien  unter  einheitlicher  Führung  verliessen;^^ 
und  wir  können  es  nicht  bezweifeln,  dass  sie  auch  von  den 
Ufern  der  Wolga  in  derselben  Weise  nach  Lebedien  gezogen  waren. 

Die  Macht  des  zum  Zwecke  des  gemeinsamen  Angriffs 
oder  der  gemeinsamen  Verteidigung  gewählten  Herzogs  bestand 
nur  für  die  Dauer  des  betreffenden  Kriegsunternehmens ;  sobald 
dieses  beendet  war,  gewann  jeder  Stamm  seine  volle  politische 
Unabhängigkeit  zurück.  Das  Ansehen  des  erprobten  Feldherrn 
machte  sich  jedoch  auch  fernerhin  geltend ;  wenn  von  neuem 
eine  Gefahr  im  Anzüge  war,  erholten  sich  die  übrigen  Stamm- 
häuptlinge bei  ihm  Rates,  und  nichts  ist  natürlicher,  als  dass 
für  den  neuen  Kriegszug  wieder  er  an  die  Spitze  der  vereinigten 
Stammesheere  gestellt  wurde. 


*'  ,T6  OS  z'o  iispov  fJ-Epoc  s\;  to  oox'.xov  xatwy.Y,3s  ixspo;  ajj.a  -/.(zl  tJj 
ßoeßoou)  aötiüv  xal  ap'/[y]-(ii)  AsfJöS'lot  £??  tottoo;  toü;  irovü^iwOjxr/.oo?  'ATs/.y-O'jCo'j". 
MHK.  S.  121,  ed.  Bonn.  S.  169. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  4 
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So  erklärt  es  sich,  dass  Konstantin  von  einem  „ersten 
Woywoden"  spricht/'-  noch  vor  der  Vereinigung  der  Nation. 
Lebedias,  den  er  als  ersten  Woywoden  der  aus  Lebedien  aus- 
ziehenden Ungarn  bezeichnet,  war  der  erste  unter  den  Woywoden, 
nicht  an  Geburt,  sondern  an  Verdiensten  und  Kriegsruhm.  Darum 
wählten  die  ungarischen  Stämme  ihn,  den  Würdigsten,  zum  ge- 
meinsamen Oberfeldherrn,  zum  Herzog,  als  sie  ins  Etelköz 
zogen ;  und  eben  darum  lehnte  er  später  die  ständige  Herzogs- 
würde ab,  „ein  alter  Mann  und  daher  ungeeignet  für  dies  grosse 
Amt".^-'  Es  ist  das  derselbe  Grundsatz,  dem  wir  auch  bei  ande- 
ren, auf  der  gleichen  Stufe  der  politischen  und  Kulturentwicklung 
stehenden  Völkern  begegnen ;  Tacitus  drückt  ihn  in  seiner  Be- 
schreibung der  germanischen  Zustände  mit  den  Worten  aus: 
„Duces  ex  virtute  sumunt".^* 

Die  wiederholte  Vereinigung  für  einige  Zeit,  der  gemein- 
schaftliche Kampf,  die  Gemeinsamkeit  des  Gewinns  und  Ruhmes 
und  der  Verluste  brachten  die  ungarischen  Stämme  einander 
stetig  näher  und  reiften  in  ihnen  mehr  und  mehr  die  Überzeu- 
gung, dass  sie  inmitten  feindlicher  Völker  sich  nur  mit  vereinten 
Kräften  und  einheitlich  organisiert  erhalten  können  würden. 
Andererseits  hatte  auch  die  Freundschaft  und  der  Bund  mit  den 
Chasaren  Anteil  daran,  dass  sie  den  Gedanken  der  ständigen 
Vereinigung  liebgewannen;  es  ist  wahrscheinlich,  das  der  Chagan 
der  Chasaren  dem  Lebedias  —  noch  zu  der  Zeit  des  Aufent- 
haltes in  Lebedien  —  zu  dem  Zwecke  eine  vornehme  Chasarin 
zur  Ehefrau  gab,  um  den  chasarischen  Einfluss  zu  befestigen 
und  die  Sache  der  ständigen  Vereinigung  der  ungarischen  Stämme 
zu   fördern. 

Die  Verstärkung  des  zwischen  den  sieben,  bezw.  acht 
Stämmen  bestehenden  ethischen  Bandes  zu  einem  engen  staats- 
rechtlichen und  politischen  Bande,  d.  i.  die  Vereinigung  der 
Stämme  zur  einheitlichen  Nation,  welche  um  890  im  Etelköz 
vor  sich  gieng,  ist  zufolge  der  völlig  zuverlässigen  Erzählung 
des  kaiserlichen   Autors   tatsächlich  auf  chasarische  Intervention 

*^  MHK.  S.  110.  Angeführt  in  Anm.  34  des  voranstehenden  Ab- 
schnittes. 

*'  Ebenda.  Siehe  unten. 

**  Germania  Cap.  7.  Vgl.  die  bei  Schröder,  Lehrbuch  der  deutschen 
Rechtsgeschichte  *  S.  27  angeführte  reiche  Literatur,  ferner  Ä.  Timon,  Germän 
ösalkotmäny  S.  51  ff. 
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und  Einfluss  zurückzuführen.  Der  Chagan,  dem  es  für  sein  Reich 
höchst  förderlich  erscheinen  mochte,  dass  die  verbündeten,  wenn 
auch  nun  in  die  Ferne  gezogenen  Ungarn  des  Zuwachses  an 
Macht,  den  die  Einheit  zu  geben  vermag,  nicht  entbehrten,  sen- 
dete nach  Konstantins  Bericht  Gesandte  an  die  Ungarn,  entbot 
ihren  ersten  Woywoden,  Lebedias,  zu  sich,  und  erklärte  diesem, 
er  wolle  ihn  zum  Herrscher  seines  Volkes  machen  und  Lebedias 
solle  seinen  Geboten  gehorchen.  Lebedias  empfahl  dem  Chagan 
an  seiner  Statt  den  nach  ihm  folgenden  Woywoden  Älmos  (Sal- 
mutzes),  oder  Älmos'  Sohn,  Ärpäd,  die  geeigneter  seien.  Der 
Chagan  entliess  hierauf  Lebedias  und  sandte  Leute  mit  ihm, 
dass  sie  mit  den  Ungarn  beratschlagten.  Diese  wählten  denn 
auch  Ärpäd  zu  ihrem  Herrscher,  „denn  er  war  der  Würdigere, 
weise  im  Rat  und  verständig,  von  ausgezeichneter  Tapferkeit 
und  zur  Herrschaft  befähigt",*^  und  erhoben  ihn  nach  chasa- 
rischer  Sitte  und  Gesetz  auf  ihren  Schild.^** 

Über  die  Modalitäten  der  Vereinigung  der  bis  dahin  un- 
abhängigen Stämme  zu  einem  staatlichen  Ganzen,  die  durch 
die  Wahl  Ärpäds  zum  Herzoge  gekennzeichnet  wird,  besonders 
über  die  Einzelheiten  der  Errichtung  der  Organe  der  gemein- 
samen Gewalt  meldet  uns  Konstantin  nichts.  Die  nationale  Über- 
lieferung jedoch,  welche  der  anonyme  Notar  des  Königs  Bela 
aufbewahrt  hat,  weiss  zu  berichten,  dass  die  Vereinigung  in  der 
Form  eines  Vertrages  zu  stände  kam.  Die  Hetumoger,  die 
„sieben  Ungarn",  das  sind  die  Häupter  der  sieben  Stämme,  die 
zur  Einsicht  gekommen  waren,  dass  sie  das  begonnene  grosse 
Werk  nicht  vollenden  könnten,  falls  sie  nicht  einen  gemein- 
samen Führer  und  Feldherrn  wählten,  erhoben  mit  einträchtigem 
Willen  Älmos,  den  Sohn  des  Ügek,  zum  Herzog  über  sich  und 
ihre  Söhne  und  Sohnessöhne  bis  ins  letzte  Glied,  und  schworen 
ihm  Treue,  indem  sie  nach  heidnischer  Sitte  ihr  Blut  in  ein 
Gefäss  rinnen  Hessen.  Den  Inhalt  des  mittelst  Blutvergiessens 
besiegelten    Eides,    der    nichts    anderes   war,    als    ein    Vertrag, 

*'  MHK.  S.  121—122,  ed.  Bonn.  S.  169—170. 

***  Die  Schilderhebung,  als  feierliche  Einsetzungshandlung  war  auch 
bei  anderen  Völkern  im  Gebrauch.  Die  germanischen  Stämme :  die  Gothen, 
Franken,  Longobarden  übten  diese  Sitte  bei  der  Königswahl,  ja  sie  wird 
schon  anJässlich  der  Erhebung  mancher  römischen  Kaiser  durch  die  Legionen 
erwähnt.  Fl.  Mätyäs  Törteneti  tevedesek  es  egyezesek  [Historische  Irrtümer 
und  Übereinstimmungen]  Akad.  Ertes.  1896.  S.  593. 
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fasst  Anonymus  in  diese  fünf  Punkte :  „Erstens:  solange  ihr  und 
ihrer  Nachkommen  Leben  währt,  werden  sie  den  Herzog  stets 
aus  dem  Geschlechte  des  Älmos  nehmen.  Zweitens:  was  für 
Gut  sie  mit  gemeinschaftlicher  Mühe  erwerben,  daraus  werde 
niemand  von  ihnen  ausgeschlossen.  Drittens:  die  Fürsten  (prin- 
cipales  personae),  die  aus  freiem  Willen  Älmos  zu  ihrem  Herrn 
erwählten,  sollen  niemals,  weder  sie  selbst,  noch  ihre  Söhne, 
aus  dem  Rate  des  Herzogs  und  den  Ämtern  des  Landes  ent- 
fernt werden.  Viertens:  wenn  jemand  von  ihren  Nachkommen 
treulos  würde  gegen  die  Person  des  Herzogs  oder  Uneinigkeit 
stiftete  zwischen  dem  Herzog  und  seinen  Verwandten,  werde 
das  Blut  des  Schuldigen  vergossen,  wie  ihr  Blut  geflossen  ist, 
als  sie  dem  Herzog  Älmos  diesen  Eid  leisteten.  Fünftens:  wenn 
jemand  von  den  Nachkommen  des  Herzogs  Älmos  oder  der 
übrigen  Fürsten  die  Bestimmungen  dieses  Eides  zu  verletzen 
wagte,  sei  er  verflucht  für  alle  Zeiten".*^ 

Der  Bericht  des  Anonymus  von  dem  mittelst  Bluttrunkes 
besiegelten  Eide  wird  bestätigt  durch  die  Mitteilungen  zahlreicher 
Schriftsteller  des  Alterthums  und  Mittelalters,  welche  diese  Form 
der  Vertragschliessung  als  uralte  Sitte  der  skythischen,  d.  i.  der 
turanischen  Völker  bezeichnen,*^  die  das  contractliche  Ver- 
sprechen unter  religiöse  Sanction  stellt.*'*  Wir  können  also  den 

*'  Kap.  6.  MHK.  S.  398,  Endlicher  S.  7. 

**'  Herodot  IV.  Kap.  70.  Pomponius  Mela  II.  Kap.  2.  Julius  Solinus  IV. 
Kap.  20,  wo  zugleich  von  der  ähnlichen  Sitte  der  arischen  Meder  die  Rede 
ist :  „Haustu  mutui  sanguinis  (Scythae)  foedus  sanciunt,  non  suo  tantum 
more,  sed  Medorum  quoque  usurpata  disciplina."  Dieselbe  Gewohnheit 
erwähnt  von  den  Partherkönigen  Tacitus,  Ann.  XII.  Kap.  47. 

*^  A.  Vämbery,  Die  primitive  Kultur  des  turko-tartarischen  Volkes 
1879.  S.  252  ff.  Eine  dem  Bluttrunke  verwandte,  gleichfalls  sacrale  Form 
der  Vertragschliessung  war  ursprünglich  auch  das  s.  g.  dldomds  (s.  v.  wie 
Opfer,  Opfermahl,  Festmahl),  was  der  sprachliche  Zusammenhang  mit  den 
Verben  dldani,  dldozni,  s.  v.  wie  segnen,  opfern,  ausser  allen  Zweifel 
setzt.  In  der  christlichen  Zeit  verlor  das  äldomäs  den  religiösen  Charak- 
ter und  bedeutete  nunmehr  den  gemeinsamen  Trunk  der  Vertragschliessen- 
den,  der,  ebenso  wie  das  Handgeld,  zum  Beweise  des  Vertragschlusses 
dienlich  war  (Trip.  III.  tit.  34.,  s.  unten).  Es  ist  das  der  auch  in  anderen 
mittelalterlichen  Rechten  wolbekannte  mercipotus,  deutsch  Weinkauf  oder 
Leitkauf,  wofür  sich  bei  den  Deutschen  Ungarns,  z.  B.  den  Siebenbürger 
Sachsen  auch  das  aus  dem  Ungarischen  entlehnte  Aldamasch,  Almesch 
findet.  Korrespondenzblatt  des  Vereins  für  siebenbürgische  Landeskunde 
XV.  S.  42.  Vgl.  Felix  Schiller,  Art.  Äldomäs  in  MJL.  I.  S.  390  ff. 
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Bericht  des  Anonymus  in  Bezug  auf  die  Vertragsform  für  zu- 
verlässig halten. '^^  Viel  schwieriger  ist  die  Entscheidung  der 
Frage,  inwieferne  wir  die  Mitteilung  des  anonymen  Notars  in- 
haltlich als  authentisch  betrachten  dürfen. 

Auf  grund  der  Erzählung  Konstantins  ist  kein  Zweifel 
möglich,  dass  die  Vereinigung  der  Stämme  in  friedlicher  Weise, 
auf  dem  Wege  freier  Übereinkunft  vor  sich  gieng,  nicht  etwa 
infolge  eines  inneren  Krieges  oder  einer  Niederlage.  Es  kann 
auch  kaum  bezweifelt  werden,  dass  die  Wo}^woden  anlässlich 
dieses  Übereinkunft  im  Namen  ihrer  Stämme  irgend  einen  aus- 
führlicheren „Vertrag"  schlössen,  das  heisst  hmsichtlich  der  not- 
wendigsten und  unentbehrlichsten  Bedingungen  des  Beisammen- 
und  Füreinanderseins,  d.  i.  der  nationalen  Existenz,  irgendwie 
übereinkamen.  Auf  solche  ausführliche  Einigungen  wird  die 
Meldung  Konstantins,  dass  die  Ungarn  (die  acht  Stämme)  ver- 
pflichtet seien,  einander  gegenseitig  zu  schützen  und  zu  vertei- 
digen,-^^ ferner  die  von  Simon  von  Keza  erwähnte  „lex  Scythica", 
das  skythische  Gesetz,  das  angeblich  bis  zur  Annahme  des  Christen- 
tums herrschte  ""^  und  im  Zeitalter  der  Urverfassung  einzig  kraft 
wechselseitiger  Übereinkunft  und  Vertrags  zu  recht  bestehen 
konnte. 

Gegenstand  des  Streites  kann  bloss  die  Frage  sein :  ob 
Anonymus  den  Blutvertrag  der  nationalen  Überlieferung  gemäss 
wiedergegeben,  oder  ob  er  dessen  Inhalt  willkürlicher  Weise  in 
Gemässheit  der  Anschauung  und  der  Interessen  seiner  Zeit  zu- 
sammengestellt hat?  Unseres  Erachtens  beweisen  sowol  zeit- 
genössische, als  spätere  Quellen,  dass  die  Darstellung  des  Ano- 
nymus den  Zuständen  zur  Zeit  der  ältesten  Staatsverfassung 
entspricht.  Das  müssen  selbst  diejenigen  zugeben,  die  sonst  die 
Zuverlässigkeit  des  anonymen  Notars  entschieden  in  Abrede 
stellen. 

■^"  Umso  eher,  als  in  Ungarn  noch  im  XVI.  Jahrhundert  Verträge  in 
derselben  Weise  mittelst  Bluttrunkes  bestätigt  worden  sind.  D.  Cornides, 
Vindiciae  Anonymi  S.  300.  Siehe  auch  den  Bericht  des  türkischen  Qe- 
schichtschreibers  Pecevi  aus  dem  Jahre  1541,  mitgeteilt  bei  VAmb^ry, 
A  mag>'arok  eredete  S.  323  Anm. 

"  At  Zz  öxTw  '^zjzrA  .  .  .  öjjLovo'.av  'z-/^oi)7'.y  s'C  zoitc  TcoAEjio'jc  [so  emen- 
diert  Marczali  das  allseits  überlieferte,  aber  schwer  verständliche  Ttototjji.oüc] 

371000-?,;".  MHK.  S.  127,  ed.  Bonn.  S.  174. 
'■'  MHK.  S.  481. 
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Für  den  ersten  Punkt  bürgt  der  Bericht  Konstantins. 
Anonymus  hat  nur  darin  geirrt,  dass  er  als  ersten  (erbUchen) 
Herzog  Ähnos  nennt.  Die  Anwendung  und  Verwirkhchung  des 
im  zweiten  Punkte  ausgesprochenen  Satzes  tritt  uns  nach  der 
Landnahme  in  der  Aufteilung  des  Landes  nach  Stämmen  und 
Geschlechtern  {descensus)  entgegen.  Auch  der  dritte  Punkt  wird 
durch  die  Tatsache  erwiesen,  dass  im  Zeitalter  der  Herzoge  die 
Häupter  der  Stämme  neben  dem  Herzog  eine  bedeutende  Rolle 
spielten  und  auch  später  noch  als  die  vornehmsten  Glieder  der 
Nation  im  königlichen  Rate  sassen. 

Der  vierte  und  fünfte  Punkt  enthält  die  strafrechtliche 
Sanction  und  Garantie  der  vorangehenden  Bestimmungen  und 
bringt  zum  klaren  Ausdrucke,  dass  die  älteste  Staatsverfassung 
auf  vertragsweise  begründeten,  wechselseitigen  Verpflichtungen 
des  Herzogs  und  der  Nation  beruht.  Wir  werden  weiter  unten 
sehen,  dass  die  in  diesen  Punkten  angedrohten  Strafen  gleich- 
falls für  die  Authenticität  des  Inhalts  zeugen. 

Der  auf  den  Urvertrag  bezügliche  Bericht  des  Anonymus 
spiegelt  die  eigentümlichsten  Charakterzüge  der  ungarischen  Ur- 
verfassung  getreu  wieder.  Zu  seiner  Zeit  trug  die  Staatsverfas- 
sung feudalen  Charakter,  und  darum  konnte  er  jene,  den  feu- 
dalen Ideen  und  Einrichtungen  schnurstracks  widersprechende 
staatsrechtliche  Anschauung  und  staatsrechtlichen  Principien,  die 
im  Blutvertrage  und  besonders  im  zweiten  Punkte  enthalten  sind, 
unmöglich  anderswoher  schöpfen,  als  aus  der  nationalen  Über- 
lieferung. 


§.  4.  Die  Landnahme  und  Staatsgründung."^ 

Auf  die  Vereinigung  zur  Nation  folgte  gar  bald  die  Land- 
nahme, die  dauernde  Verknüpfung  des  nationalen  Daseins  mit 
einem  bestimmten  Territorium.  Die  Landnahme  besitzt  eben 
insoferne  verfassungsgeschichtliche  Bedeutung,  als  sie  das  staat- 
liche   Leben    der   ungarischen    Nation    bleibend  an  das  Gebiet, 

*  Literatur.  K.  Szabo,  A  magyar  vezerek  kora.  P.  Hunfalvy,  Magyar- 
orszäg  ethnographiäja  S.  288  ff.  J.  Pauler,  A  magyarok  niegtelepedeseröl 
[Über  die  Niederlassung  der  Ungarn]  Szäzadok  Jg.  1877.  S.  373  ff.,  481  ff. 
A  M.  T.  Akadentia  jelentese  a  honfoglaläs  idöpontjänak  meghatärozäsa 
tärgyäban  [Denkschrift  der  Ungarischen  Akademie  der  Wissenschaften  über 
die  Feststellung  des  Zeitpunktes  der  Landnahme)  1893.  S.  Borovszky,  A  hon- 
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das  seit  tausend  Jahren  Ungarn  genannt  wird,  gebunden  hat : 
an  ein  Gebiet,  das  infolge  seiner  khmatischen  und  Bodenver- 
hältnisse, ferner  vermöge  des  durch  natürliche  Grenzen  gev^ähr- 
ten  Schutzes  zur  Aufnahme  eines  kräftigen,  kulturfähigen  Staats- 
wesens besonders  geeignet  war. 

Die  Chroniken  stellen  das  Erscheinen  der  Ungarn  als  Be- 
sitznahme der  Erbschaft  Attilas,^  als  Rückkehr  der  Hunnen"^ 
dar.  Dass  es  eine  solche  nationale  Überlieferung  gab,  kann  wol 
nicht  in  Zweifel  gezogen  werden ;  aber  ebensowenig  vermögen 
wir  deren  wahren  Wert  und  Bedeutung  für  das  Factum  der 
Landnahme  festzustellen,  da  es  unserer  Kenntnis  verschlossen 
ist,  wie  es  sich  mit  der  Verwandtschaft  der  Hunnen  und  Ungarn 
und  dem  gemeinsamen  Auftreten  der  beiden  Völker  in  Wahrheit 
verhielt.  Soviel  steht  fest,  dass  die  Ungarn  das  später  nach  ihnen 
benannte  Land  nicht  blos  aus  der  Überlieferung,  sondern  auch 
aus  unmittelbarer  Anschauung  kannten.  Ihre  Beutezüge  hatten 
sie  oft  nach  und  durch  diese  Gegenden  geführt.  Vielleicht  waren 
sie  bereits  im  Jahre  862  durch  das  Land  gezogen,  als  sie,  „bis 
dahin  unbekannte  Feinde",  das  ostfränkische  Reich  bedrängten."' 
892  schliessen  sie  sich,  von  König  Arnulf  aufgefordert,  mit  einer 
beträchtlichen  Kriegsmacht  ihm  an,  um  das  mährische  Reich 
Svatopluks  stürzen  zu  helfen;^  zwei  Jahre  darnach  leisten  sie 
hinwieder  der  Aufforderung  der  mährischen  Slaven  Folge,  drin- 
gen in  Pannonien  ein  und  verwüsten  die  östlichen  Grenzmarken 
des  ostfränkischen  Reiches.-^  Es  war  ihnen  daher  sehr  wol 
bekannt,  dass  zu  Füssen  der  Karpaten  reiche  Gefilde  sich  aus- 
dehnen, die  ihnen  alles  zu  gewähren  vermochten,  wessen  ein 
halbnomadisches  Volk  bedurfte :  saftige  Weiden,  wildreiche  Wäl- 
der, fischreiche  Wasser. 

Die  Waffentaten  der  Landnahme  sind  in  den  Chroniken 
ausführlich  erzählt,  am  ausführlichsten  in  dem  Werke  des  Ano- 


foglaläs  törtenete  [Geschichte  der  Landnahme]  1894.  J.  Karäcsonyi,  A  hon- 
foglaläs  es  Erdely  [Die  Landnahme  und  Siebenbürgen]  Katholikus  Szemle 
Jg.  1896.  J.  RoHONYi,  A  honfoglaläs  törtenete  [Geschichte  der  Landnahme]  1897. 

'  Anonymus  Kap.  5.  MHK.  S.  398,  Endlicher  S.  7. 

-  Simon  Ke'zai  MHK.  S.  485,  MG,  SS.  XXIX.  S.  532.  Chronicon  Pic- 
tum  MHK.  S.  499. 

'  MHK.  S.  301. 

*  Annales  Fuld.  MHK.  S.  316. 

^  Ebendort  S.  317. 
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nynuis;  doch  können  wir  diesen  Darstellungen  wenig  Glauben 
schenken,  da  ihre  Quellen,  die  Volkssagen,  geringen  Anspruch 
auf  Zuverlässigkeit  erheben  können;  und  was  besonders  Ano- 
nymus betrifft,  ist  es  wahrscheinlich,  dass  er  die  zusammenhang- 
losen Daten  der  Überlieferung  nach  seinem  Gutdünken  um-  und 
zu  einem  Ganzen  formte.**  Wir  wissen  es  also  nicht  mit  Sicher- 
heit, auf  welchen  Wegen  die  ungarischen  Eroberer  hereinkamen, 
nach  welchem  Kriegsplane  und  unter  welchen  Kämpfen  Ärpäd 
das  Land  nahm.  Selbst  in  betreff  des  Anfangs-  und  Schluss- 
jahres der  Landnahme  herrscht  keine  Übereinstimmung  zwischen 
den  Geschichtsforschern.  Die  grösste  Wahrscheinlichkeit  spricht 
für  die  Ansicht,  dass  die  Ungarn  gegen  das  Ende  des  Jahres 
895  über  das  Karpatengebirge  stiegen,  und  dass  nahezu  fünf 
Jahre  verflossen,  bis  sie  endlich  den  noch  übriggebliebenen 
Teil  dieses  Landes,  Pannonien  und  das  Gebiet  zwischen  Drave 
und  Save  besetzten.' 

Für  die  Rechtsgeschichte  ist  nur  das  Ergebnis  der  Land- 
nahme von  Wichtigkeit:  die  historische  Tatsache,  dass  die  unga- 
rische Nation  unter  der  Führung  Ärpäds  das  heutige  Ungarn 
zu  dauerndem  Besitz  gewann  und  die  Landesbewohner  ver- 
schiedener Abkunft:  namentlich  die  vielen  germanischen,  slavischen 
und  ural-altajischen  Völkersplitter  ihrer  Herrschaft  unterwarf. 

Von  Wichtigkeit  ist  ferner  die  historische  Tatsache,  dass 
die  Landnahme  nicht  das  kriegerische  Unternehmen  einer  Schaar 
von  Abenteurern  war,  die  einzig  und  allein  das  Band  persönli- 
chen Treueverhältnisses  an  den  Führer  knüpfte,  sondern  der 
Eroberungszug  des  zu  einem  öffentlich-rechtlichen  Ganzen,  zur 
Nation  erstarkten  ungarischen  Volkes.  Wie  die  Vereinigung, 
so  geschah  auch  die  Landnahme  und  die  darnach  folgende  Fest- 
setzung und  Ordnung  der  neuen  staatlichen  und  socialen  Ver- 
hältnisse mittelst  gemeinsamen  Beschlusses  der  Nation.    Das  ist 


«  Pauler  a.  a.  O.  Szäzadok  Jg.  1877.  S.  381. 

'  Pauler,  A  magyar  nemzet  törtenete  Szent  Istvänig  S.  34,  41,  149— 
154.  Die  Gesetzgebung  hat  ebenfalls  für  das  Jahr  895  entschieden,  indem 
sie  bestimmte,  dass  das  Millennium  1895  gefeiert  werde  (G.-A.  II:  lß92. 
Bekanntlich  musste  jedoch  die  Millenniumsausstellung  und  in  Verbindung 
damit  auch  die  übrigen  Feierlichkeiten  auf  1896  verschoben  werden.)  Sala- 
MON  setzte  den  Einzug  der  Ungarn  in  das  Jahr  897,  Szäzadok  Jg.  1883 
S.  192  ff.,  desgleichen  Graf  G.  Kuun  a.  a.  O.  II.  S.  66,  Marczali  in  das 
Jahr  896,  Magyar  nemzet  törtenete  a  vezerek  koräban  S.  113. 
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der  Sinn  des  zweifelsohne  aus  der  nationalen  Überlieferung 
geschöpften  Berichtes,  der  sich  bei  Anonymus  von  der  Versamm- 
lung zu  Pusztaszer  findet. 

Vierunddreissig  Tage  lang  währten  die  Berathungen :  „sie 
ordneten  das  Land"  und  bestimmten  mit  gemeinsamer  Ent- 
schliessung,  gleichsam  vertragsweise,  wie  das  ungarische  Volk 
sich  in  das  Landesgebiet  teilen  solle.  Darum  benannten  sie 
den  Ort  selbst,  wo  diese  Beschlüsse  stände  kamen,  Szer,  was 
eine  durch  Übereinkunft  festgesetzte  Regel  und  Ordnung  be- 
deutet.^ Dieser  neuere  Nationalvertrag  war,  wie  spätere  Nach- 
richten zeigen,  nichts  anderes,  als  die  praktische  Anwendung 
und  genauere  Entwicklung  der  im  Urvertrage  enthaltenen  Grund- 
principien. 

Die  Versammlung  zu  Pusztaszer,  der  die  Überlieferung 
gedenkt,  ist  zugleich  ein  klarer  Beweis  dafür,  dass  die  Ungarn 
sich  nicht  bloss  im  Lande  niederliessen,  das  sie  erobert  hatten, 
sondern  zugleich  eine  neue  staatliche  und  sociale  Ordnung  be- 
gründeten. 

Diese  neue  Ordnung  weicht  sehr  wesentlich  ab  von  der 
staatlichen  und  Rechtsordnung,  der  wir  in  den  auf  den  Trüm- 
mern des  römischen  Reiches  gegründeten  germanischen  Staaten 
begegnen.  In  der  neuen  Heimat  der  ungarischen  Nation  gab 
es  keine  solchen  Elemente  der  Bevölkerung,  welche  als  vormals 
herrschende  Nation  eine  ausgezeichnete  Rechtstellung  hätten 
beanspruchen  dürfen.  Es  war  bei  der  Neuordnung  des  Landes 
keine  Gelegenheit,  geschweige  ein  Grund  -^  dazu  vorhanden,  dass 
die  Ungarn  im  Interesse  der  alten  Einwohner  jenen  Dualismus 
des  Rechts  und  der  inneren  Ordnung  errichteten,  der  einen 
wesentlichen  Charakterzug  der  germanischen  Staaten  bildet.^" 

Die    staatsgründenden    Ungarn    schufen    eine    einheitliche 

«  Kap.  40.  MHK.  S.  436—437,  Endlicher  S.  36.. 

"  „Die  Ungarn  kamen  in  geringer  Zahl  herein",  schreibt  Vämb^ry, 
„aber  ihre  Kultur  stand  auf  einer  höheren  Stufe,  als  diejenige  der  hier  vor- 
gefundenen Völker,  wie  denn  überhaupt  die  asiatische  Kultur  damals  ent- 
wickelter war,  als  die  europäische.  Es  ist  darum  kein  Wunder,  dass  das 
Ungartum  grossen,  leitenden  Einfluss  auf  die  hier  wohnenden,  weniger 
kultivierten  Völker  ausübte.  Die  ungarischen  Eroberer  waren  durchaus 
kerne  Barbaren."  Mitgeteilt  bei  O.  Herman  a.  a.  O.  S.  174. 

"*  Vgl.  V.  Savigny,  Geschichte  des  römischen  Rechts  im  Mittelalter 
1.,  II.  Brunner,  Deutsche  Rechtsgeschichte  1.  §.  11.  Hartmann,  Das 
italienische  Königreich. 
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nationale  Rechtsordnung,  worein  auch  die  hier  vorgefundenen 
Volkselemente  eingefügt  wurden.  Für  die  Art  und  Weise  der 
Einfügung  der  einzelnen  Volkselemente  in  die  neue  Staats-  und 
Gesellschaftsordnung  war  die  Art  und  Weise  massgebend,  wie 
sie  den  ungarischen  Eroberern  begegnet  hatten.  Die  sich  mit  be- 
waffneter Hand  widersetzt  hatten  und  unterlegen  waren,  wurden 
zu  Sklaven  gemacht;  diejenigen  hinwiederum,  die  sich  den  Ungarn 
angeschlossen  und  ihnen  Hilfe  geleistet  hatten,  behielten  ihre 
Gebiete  in  voller  Freiheit ;  endlich  die  neutral  geblieben  waren, 
wurden  wol  den  Eroberern  nicht  gleichgestellt,  d.  h.  ihnen  poli- 
tisch, öffentlich-rechtlich  nicht  gleichberechtigt,  jedoch  auch  sie 
behielten  ihre  persönliche  Freiheit  und  Besitz,  —  aus  ihnen 
bildete  sich  in  späterer  Zeit  die  Klasse  der  privatrechtlich  Freien.^  ^ 

§.  5.  Die  Bedeutung   des   Nationalverbandes  und  der 
Nationalversammlung. 

Die  Grundlage  des  Urstaates  bildete  der  Nationalverband, 
den  der  Urvertrag  hervorgebracht  hatte. 

Der  Nationalverband  ist  ein  öffentlich-rechtliches,  kein 
privates  Verhältnis,  wie  das  des  Lehnsherren  und  Lehnsmannes. 
Der  Nationalverband  knüpft  den  Einzelnen  nicht  an  ein  anderes 
Individuum,  sondern  an  die  ganze  Nation,  an  die  Gesammtheit, 
den  Staat;  er  beruht  nicht  auf  dem  Willen  des  Einzelnen,  einem 
privaten  Vertrage,  sondern  besteht  notwendiger  Weise  infolge 
eines  höheren  Rechtssatzes,  der  für  alle  Mitglieder  der  Nation 
verbindlich  ist. 

In  dem  öffentlich-rechtlichen  Charakter  des  Nationalver- 
bandes zeigt  sich  klar  die  öffentlich-rechtliche  Natur  der  im 
Etelköz  stattgefundenen  Vereinigung.  Infolge  des  Vorhandenseins 
dieses  öffentlichen  Verbandes  müssen  wir  den  ungarischen  Ur- 
staat  auch  nach  unseren  modernen  Begriffen  für  einen  Staat, 
für  ein  öffentlich-rechtliches  Gebilde  ansehen,  während  wir  sonst 
nur  von  einer  zu  Kriegszügen  vereinigten  Menge  sprechen  könn- 
ten,  welche   das   besondere  Treu-  und  Dienstverhältnis  zu  der 

'^  Vgl.  G.  Wenzel,  A  mezögazdasäg  törtenete  Magyarorszägon  IGe- 
schichte  der  Landwirtschaft  in  UngarnI  S.  63-64. 

*  Literatur:  F.  Salamon,  A  mag>'ar  hadi  törtenethez  S.  31-65.  Graf 
G.  KuuN,  a.  a.  O.  1.  S.  163—181,  2ü5  -224.  Ä.  Timon,  A  germän  ös- 
alkotmäny  IDie  germanische  Urverfassung]. 
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Person  des  Heerführers,  zusammenhält,  ohne  irgendwelche  all- 
gemeine, d.  h.  öffentlich-rechtliche  Grundlage.  Dank  dem  National- 
verbande besitzt  der  ungarische  Urstaat  entschieden  in  grösserem 
Masse  öffentlich-rechtlichen  Charakter,  als  die  mittelalterlichen 
Feudalstaaten,  deren  Grundlage  der  private  Lehnsverband  war: 
ein  Verhältnis,  welches  das  Individuum  nicht  der  Gesammtheit, 
sondern  jedes  einzeln  einem  mächtigeren  Individuum    verband.^ 

Der  Nationalverband  entspricht  dem  im  modernen  Staate 
bestehenden  Staatsbürgerverbande,  der  die  Grundlage  bildet 
einerseits  für  den  Bestand  der  höchsten  Staatsgewalt,  indem  er 
die  Bürger  der  gemeinsamen  höchsten  Gewalt  unterordnet,  ande- 
rerseits für  die  Existenz  des  Staates  selbst,  indem  er  im  Interesse 
desselben  den  Gliedern  gewisse  Verpflichtungen  auferlegt. 

Im  Urstaate,  der  in  Gemässheit  des  Kulturzustandes  ein  pri- 
mitives Staatswesen  war,  begründete  der  Nationalverband  im  gan- 
zen zwei  öffentliche  Pflichten  der  vollberechtigten,  freien  Volks- 
mitglieder: die  allgemeine  Wehr-  und  Gerichtspflicht.  Jedes 
wehrhafte  Mitglied  der  Nation  ist  verpflichtet,  in  der  National- 
versammlung zu  erscheinen.  Die  Nationalversammlung  ist  einer- 
seits das  Volk  in  Waffen,  das  über  Krieg  und  Frieden  entscheidet; 
aus  der  Nationalversammlung  zieht  das  Heer  in  den  Krieg,  und 
die  durch  den  Urvertrag  gebotene  Verteilung  des  „gemeinsamen 
Erwerbs",  der  Kriegsbeute,  findet  in  der  Nationalversammlung 
statt.  Andererseits  ist  sie  Gerichtsversammlung:  hier  richteten 
die  erwählten  Richter  im  Namen  und  unter  den  Augen  der 
Nation,  die  dann  zuweilen  selbst  Recht  und  Urteil  sprach.^ 
Die  Verletzung  dieser  öffentlichen  Pflichten  betrachtete  man  als 
Angriff  gegen  die  Nation,  als  Gefährdung  der  nationalen  Ge- 
sammtexistenz.  Darum  war  die  Strafe  des  Ausschlusses  aus  der 
nationalen  Rechtsgemeinschaft,  die  Friedlosigkeit  und  Acht  darauf 

'  TiMON,  a.  a.  0.  S.  96—98.  Rudolf  Sohm  schrieb  diesbezüglich  an 
den  Verfasser  dd.  Strassburg,  13.  Juli  1881  :  „Mit  der  Idee  haben  Sie  zwei- 
fellos den  Kern  der  westeuropäischen  Verfassungsgeschichte  im  Mittelalter 
getroffen.  Ich  bin  sehr  geneigt,  Ihnen  auch  in  der  Wendung,  welche  Sie 
dieser  Idee  für  die  Auffassung  des  Königtums  (als  einer  wesentlich  privat- 
rechtlich gedachten  Gewalt)  gegeben  haben,  Recht  zu  geben,  und  bin  ich 
schon  seit  längerer  Zeit  von  der  zu  sehr  modern  gedachten  Auffassung, 
welche  ich  früher  gehabt  habe,  allmälig  zurückgekommen.  Ich  glaube  jetzt, 
dass  das  Königtum  geschichtlich  an  das  Häuptlingtum  anknüpfte,  also  an 
eine  private  Schutzgewalt  des  Mächtigen  über  den  mindermächtigen  Freien." 

^  Simon  Kezai  I.  Kap.  2.  MHK.  S.  481. 
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gesetzt,  welche  die  völlige  Vernichtung  der  Rechtspersönlichkeit 
des  Geächteten  in  sich  begriff:  die  Todesstrafe  oder  die  Ver- 
knechtung.  „Ehe  die  Ungarn  die  Taufe  empfingen  und  Christen 
wurden",  berichtet  Kezai,  „pflegten  Boten  die  Lagerstätten  der 
Ungarn  zu  durchstreifen,  um  sie  mit  so  gesetztem  Wort  zur 
Heeresversammlung  einzuberufen:  ,Es  ist  das  Gebot  Gottes  und 
des  ungarischen  Volkes,  dass  an  diesem  und  jenem  Tage 
jedweder  bewaffnet  an  dem  und  dem  Orte  sich  einfinde,  um 
die  Beratung  und  Befehle  der  Volksgemeinde  zu  vernehmen'. 
Wer  dieses  Gebot  verachtete  und  keine  Entschuldigung  vorzu- 
bringen vermochte,  wurde  nach  scythischem  Gesetz  mit  dem 
Schwerte  entzweigespalten  oder  zu  lebensgefährlichen  Geschäften 
verwendet  oder  der  Gemeinde  verknechtet". ^ 

Auf  dem  Nationalverbande  baute  sich  die  öffentliche  Natio- 
nalgewalt, wie  man  heute  zu  sagen  pflegt:  die  höchste  Staats- 
gewalt auf,  welche  im  Urstaate  dem  Volke,  der  Nation  selbst 
zustand.  Der  Inhaber  der  höchsten  Staatsgewalt  war  das  politisch 
organisierte  Volk,  die  Nation;  die  Souverainität  war  also  Volks- 
souverainität,  wie  in  der  germanischen  Urverfassung.^ 

Das  zur  Ausübung  der  in  der  Souverainität  begriffenen 
Majestätsrechte  berufene  Organ  ist  die  Nationalversammlung,  — 
Kezai  nennt  sie  communitas,  Gemeinde.  Wir  können  sie  füglich 
als  Urwählerversammlung  bezeichnen;  denn  es  erscheinen  zu 
diesen  Zusammenkünften  alle  freien  und  wehrhaften  Mitglieder 
der  Nation.  Die  Teilnahme  an  der  Nationalversammlung  ist  der 
natürliche  Ausfluss  der  Zugehörigkeit  zur  Nation,  des  National- 
verbandes. Die  öffentlichen  Rechte  und  Pflichten  decken  sich 
eben  im  Urstaate  vollkommen.  Wer  die  Pflichten  erfüllt,  die 
aus  dem  öffentlichen  Verbände  fliessen,  nimmt  zugleich  an  der 
Ausübung  der  öffentlichen  Gewalt,  an  der  Verwaltung  der  Majestäts- 
rechte Teil,  welche  der  Nation,  bezw.  der  Nationalversammlung 
zustehen:  d.  i.  an  der  Erledigung  der  die  ganze  Nation  be- 
rührenden Angelegenheiten. 

Im  Zeitalter  der  Urverfassung  ist  der  abstracte  Staatsbegriff 
noch  unentwickelt.  In  der  Begriffswelt  der  Ungarn  existierte  der 
Staat    noch    nicht    als    ein    von    der    Gesammtheit    des    Volkes 

^  Ebenda. 

*  Vgl.  R.  SoHM,  Altdeutsche  Reichs-  und  Gerichtsverfassung  S.  4 
ff.,  W.  SicKEL,  Der  deutsche  Freistaat  S.  32  ff.  R.  Schröder,  a.  a.  O. 
S.  9  ff. 
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unterschiedenes,  ideales  Ganze,  als  Organismus;  sondern  er  war 
im  Volke  immanent  und  darum  nur  zugegen,  wenn  sämmtliche 
freien  und  wehrhaften  Mitglieder  der  Nation  zum  Zwecke  der 
Erledigung  der  öffentlichen  Angelegenheiten  sich  versammelten. 

Der  Urstaat  war  —  um  die  Terminologie  der  Lehre  von 
den  Staatsformen  zu  gebrauchen  —  ein  demokratisches  Staats- 
wesen, denn  die  Souverainität,  die  höchste  Staatsgewalt  stand 
weder  einer  Person,  noch  mehreren  Personen  zu,  sondern  sämmt- 
lichen  Volksgenossen,  dem  politisch  berechtigten  Volke  in  seiner 
Gesammtheit.  Das  beweisen  die  zeitgenössischen  byzantinischen 
Berichte.  „Frei  ist  dieses  Volk",  sagt  Leo  der  Weise  von  den 
Ungarn;^  der  wahre  Sinn  dieser  Mitteilung  ist  einfach  der,  dass 
das  Volk  in  der  Nationalversammlung  die  öffentlichen  Angelegen- 
heiten selbst  erledigt  und  entscheidet.  Und  Konstantinos  erzählt, 
dass  „die  acht  Stämme  der  Ungarn  ihren  Fürsten  nicht  gehor- 
chen".^' Damit  stimmen  die  Berichte  der  einheimischen  Quellen, 
besonders  die  oben  angeführten  ausführlicheren  Mitteilungen 
Simon  Kezais  vollkommen  überein,  auf  grund  deren  bereits 
Werböczi  folgende  Beschreibung  der  ungarischen  Staatsver- 
fassung zur  Zeit  vor  der  Errichtung  des  Königtums,  geliefert 
hat:  „Einst,  als  das  Ungarnvolk  noch  nach  Heidenart  lebte  und 
keinen  König,  sondern  einen  Herzog  und  Hauptleute  zu  Regenten 
hatte,  befand  sich  das  gesammte  Recht  der  Gesetzgebung  und 
Satzung  bei  ihnen  (dem  Volke)  .  .  ." ' 

Im  Zeitalter  der  Urverfassung  können  wir  folgende  Majes- 
tätsrechte als  Bestandteile  der  Souverainität  unterscheiden,  welche 
der  Nationalversammlung,  als  dem  Inhaber  der  höchsten  Gewalt 
zustanden : 

1.  Die  Kriegshoheit.  Wir  haben  bereits  oben  ausgeführt, 
dass  die  Nationalversammlung  über  Krieg  und  Frieden  entschei- 
det, dass  sie  ferner  die  Teilung  der  gemeinsam  erworbenen 
Beute  bestimmt. 

2.  Die  Gerichtshoheit.  Der  öffentliche  Frieden  ist  zu  dieser 
Zeit  Volksfrieden  :  die  Rechtsgebote  schöpfen  ihre  Kraft  aus  dem 

*  „"E^T'.v  .  .  .  j>.s'J8'jpov  TOJTo  TÖ  j'0"/o;"  §.  44.  (Meursius  §.  46.) 
MHK.  S.  33. 

*  Siehe  oben  §.  3.  Anm.  39. 

'  „.  .  .  olim  populus  iste  Hungarorum  dum  adhuc  ritu  viveret  gen- 
tilium  et  non  regem,  sed  ducem  ac  capitaneos  haberet  sicut  directores, 
omnis  potestas  legis  et  constitutionis  apud  eos  fuerit."   Trip.  II.  tit.  3.  §.  1. 
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nationalen  Willen.  Die  Nationalversammlung  sichert  den  Bestand 
der  Rechtsordnung  und  des  Gemeinfriedens.  Die  Gerechtigkeits- 
pflege geschieht  im  Namen  der  Nation,  durch  Richter,  welche 
von  der  Nationalversammlung  gewählt  werden.  Konstantin  nennt 
als  solche  den  Oylas,  ungarisch  richtig:  Qyula,  und  den  Kardias; 
es  ist  bisher  nicht  gelungen  festzustellen,  wie  wol  der  Name 
des  letzteren  gelautet  habe.^  Die  Nationalversammlung  war  jedoch 
nicht  bloss  Träger  der  Gerichtshoheit,  sondern  zugleich  selbst 
ein  Gericht,  und  zwar  das  höchste.  Gegen  das  ungerechte  Urteil 
der  Volksrichter  durfte  man  an  die  „Gemeinde",  die  National- 
versammlung Berufung  einlegen.  Dies  wird  von  der  nationalen 
Überlieferung,  die  uns  K^zai  übermittelt  hat,  in  klarer  Weise 
bezeugt.  „Sie  setzten  auch  —  nämlich  die  Hunnen  oder  Ungarn  — 
einen  Rector  ein,  namens  Kädär,  aus  dem  Geschlechte  Turda, 
dass  er  über  das  Heer  richte,  Streit  und  Zank  schlichte,  die 
Missetäter,  Diebe  und  Räuber  bestrafe ;  jedoch  so,  dass  wenn 
der  Rector  ein  ungebürliches  Urteil  spräche,  die  Gemeinde  es 
für  nichtig  erklären  und  den  schuldigen  Hauptmann  oder  Rector 
absetzen  könne,  wenn  es  ihr  gefiele.  Dieses  Gesetz  und  dieser 
Brauch  bestand  bei  den  Hunnen,  d.  i.  den  Ungarn,  unverändert 
fort,  bis  zu  den  Zeiten  des  Herzogs  Geza". 

3.  Die  Amtshoheit,  d.  i.  das  Recht  bezüglich  der  öffent- 
lichen Ämter.  Wie  auch  der  eben  angeführte  Bericht  zeigt, 
wählte  die  Nationalversammlung  die  öffentlichen  Beamten,  von 
denen  im  nächsten  Abschnitt  ausführlich  die  Rede  sein  wird : 
nämlich  den  Herzog  —  allerdings  aus  einem  bestimmten 
Geschlechte,  den  Nachkommen  Ärpäds,  ferner  den  Gyula 
und  den  Karchas.  Ebenso  war  die  Nationalversammlung  befugt, 
die  Tätigkeit  der  Beamten  zu  beaufsichtigen  und  den  ver- 
fassungsbrüchigen Herzog  oder  Richter  zu  bestrafen  und  ab- 
zusetzen. 

4.  Das  Hoheitsrecht  der  Satzung.  Es  kann  kein  Zwei- 
fel bestehen,  dass  in  diesen  alten  Zeiten  die  gesetzgebende  Gewalt 
nach  unseren    heutigen    Begriffen    noch    nicht   ausgebildet  war. 

"  VÄMBiRY  führt  a.  a.  O.  S.  133—135  Gyula  auf  das  turko-tartarische 
jilao  zurück  und  erklärt  es  demgemäss  als  Sammler,  d.  h.  als  denjenigen, 
der  das  Heer  versammelt,  zur  Versammlung  einberuft.  Karchas  ist  seiner 
Meinung  nach,  von  der  Stammsilbe  char,  sehen,  staunen,  abgeleitet  und 
würde  also  einen  Aufseher  bedeuten. 

•  MHK.  S.  481. 
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Das  Recht  wird  nicht  von  der  Nationalversammlung  auf  dem 
Wege  der  Gesetzgebung  geschaffen,  sondern  es  bildet  sich  durch 
die  Gewohnheit  des  unorganisierten  Volkes.  Dennoch  konnten 
gewisse  Rechtsregeln  und  Sätze  auch  von  der  Nationalversamm- 
lung mit  wechselseitiger  Übereinkunft  geschaffen  werden.  Das 
bezeugt  die  nationale  Überlieferung.  Auf  diese  Weise  kam  der 
Urvertrag  zustande,  und  später  die  zu  Pusztaszer  gefassten 
Beschlüsse,  von  denen  Anonymus,  sicherlich  mit  Übertreibung, 
sagt,  dass  „die  gebräuchlichen  Gesetze  und  alle  Rechte  des 
Landes"  festgestellt  wurden. ^- 


6.  §.   Die  Rechtsstellung  des  Herzogs  und  der 
Volksrichter  im  Urstaate.* 

Die  Vereinigung  der  Stämme  zog  mit  Notwendigkeit  die 
Errichtung  einer  staatlichen  Organisation,  d.  h.  die  Aufstellung 
ober  den  Stämmen  stehender  Regierungsorgane  nach  sich. 

Die  Werke  der  beiden  byzantinischen  Kaiser,  Leos  des 
Weisen  und  Konstantins  enthalten  über  das  Beamtentum  des 
Urstaates  sehr  wertvolle  Nachrichten,  die  jedoch  von  den  Mit- 
teilungen der  arabischen  und  persischen  Schriftsteller  in  wesent- 
lichen Dingen  abweichen. 

Nach  Ibn  Rosteh  und  Gurdezi  hatten  die  Ungarn  —  wie 
bereits  oben  erwähnt  —  einen  Grosskönig,  den  sie  Kendeh 
nannten,  der  aber  bloss  dem  Namen  nach  herrschte  ;  ihr  wirk- 
licher Herrscher,  richtiger  Regent  war  der  Dsila,  der  Vicekönig, 
dem  die  Entschliessung  zustand  und  alle  Ungarn  gehorchten  in 
sämmtlichen  Angelegenheiten,  welche  den  Angriff  und  die  Vertei- 
digung betrafen.^  Die  Berichte  der  orientalischen  Schriftsteller 
rollen  also  das  Bild  einer  kraftvollen  monarchischen  Verfassung 
vor  uns  auf. 

Leo  der  Weise  sagt   von  den  Ungarn  an  einer  Stelle,  dass 


^'  „Et  in  illo  loco  dux  et  sui  nobiles  ordinaverunt  omnes  consuetu- 
dinarias  leges  regni  et  omnia  iura  eius,  qualiter  servirent  duci  et  primati- 
bus  suis  vel  qualiter  iudicium  facerent  pro  quolibet  crimine  commisso." 
Kap.  40.  MHK.  S.  436,  Endlicher  S.  36. 

*  Literatur:  F.  Salamon,  A  magj'ar  hadi  törtenethez  a  vezerek  korä- 
ban.  S.  31—65.  Graf  G.  Kuun  a.  a.  O.  I.  S.  163—181,  205—224. 

1  MHK.  S.  167  und  195.  Siehe  §.  3. 
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„sie  unter  einem  Herrscher  stehen";^  an  einer  anderen  erwähnt 
er,  dass  ihre  Fürsten  (apyovisc)]  die  Schuldigen  mit  schweren 
und  grausamen  Strafen  verfolgen."'  Konstantins  Bericht  ist  aus- 
führlicher. An  der  Spitze  der  Nation  steht  der  „Grosse  Fürst", 
der  {xsYac  apx^v,*  aus  dem  Stamme  Ärpäds  nach  der  Folge; 
neben  diesem  obersten  Beamten  gibt  es  noch  zwei  Beamte,  die 
über  die  ganze  Nation  gestellt  sind,  den  Gylas  und  Karchas, 
die  beide  Richterämter  bekleiden  ;  jeder  Stamm  hat  ferner  einen 
besonderen  Fürsten,  d.  i.  Woywoden.'^ 

Die  Berichte  Konstantins  und  der  orientalischen  Schrift- 
steller weichen  hauptsächlich  darin  von  einander  ab,  dass  die 
letzteren  nicht  die  geringste  Kenntnis  von  der  Souverainität  des 
Volkes  zu  haben  scheinen ;  ihnen  zufolge  besitzt  der  König,  der 
Kendeh,  die  höchste  Gewalt,  und  lässt  sie  durch  seinen  Vertre- 
ter, den  Dsilä,  ausüben.  Aus  der  Darstellung  Konstantin's  hin- 
gegen geht  klar  hervor,  dass  nicht  der  Herzog,  der  „Grosse 
Fürst"  der  Träger  der  Souverainität  ist,  sondern  die  Nation,  bezw. 
die  Nationalversammlung;  dass  dem  so  war,  haben  wir  im 
vorigen  Abschnitte  des  näheren  dargetan.  Auch  haben  wir 
in  §.  3  die  Gründe  angegeben,  weswegen  uns  die  diesbezüg- 
lichen Berichte  der  orientalischen  Schriftsteller  zweifelhaft  er- 
scheinen. Sie  vermeinten  die  öffentliche  Verfassung  der  Ungarn 
nach  dem  Muster  der  chasarischen  Staatsverfassung  darstellen 
zu  können  und  schrieben  dem  Kendeh  die  Stellung  des  Cha- 
saren,  dem  Dsilä  die  Machtfülle  des  Isä,  des  Vertreters  des 
Chagans,  zu. 

Eine  verfassungsgeschichtlich  sehr  bedeutsame  andere  Ab- 
weichung besteht  darin,  dass  laut  den  Berichten  der  orientali- 
schen Schriftsteller  sämmtliche  Regierungsgeschäfte,  sowol  die 
militärischen  Angelegenheiten,  als  die  Gerichtsbarkeit  in  einer 
Hand  —  der  des  Kendeh,  bezw.  des  Dsila  —  vereinigt  und 
centralisiert  erscheinen,    während  aus  den  Angaben  Konstantins 


*  MHK.  S.  32.  Siehe  unten  Anm.  16. 

'  Ebenda  S.  33.  Siehe  unten  Anm.  15. 

*  ,'0  'Ap-a^-r;?  ö  |tsY''?  Toopv.ta;  apyojv  .  .  .  MHK.  S.  128,  ed  Bonn. 
S.  174. 

*  ,^EyouG'  ol  Xi'fa/.Yjv  TCpü)TY|V  Tov  apyovT'x  inö  tyj;  •(S'jsd.i  toD  'Ap^a^-rj 
xat'  &xoXoud-iotv  xal  5uo  etepou?  tovts  "(oXäv  xa*.  tov  v.apyäv  oTxtvs;  eyooac  xot^'.v 
xpctoü,  e-/£i  oe  Ixäatfj  y^ve«  apyovta.  "Istsov  ort  6  '{•jXä.i  xal  ö  xapyotv  o-Jv. 
slow  6vo>aTa  xüp-.a,  älV  ä^tüiiiata."    MHK.  S.  127—128,   ed.    Bonn.  S.  174. 
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die  scharfe  Trennung  der  militärischen  und  aller  hiermit  zu- 
sammenhängenden Angelegenheiten  von  der  Gerichtsbarkeit  sich 
ergibt:  dem  Herzog  obliegen  die  Heeres-  und  die  äusseren  und 
sonstige  öffentliche  Angelegenheiten,  die  es  in  diesem  primiti- 
ven Staatswesen  etwa  noch  gibt,  ausgenommen  jedoch  die  Ge- 
richtsbarkeit, welche  vom  Gylas  und  Karchas  versehen  wird. 

Wie  sonderbar  auch  diese  Teilung  der  staatlichen  Gewal- 
ten in  solch'  primitiven  Zeiten  scheinen  möge,*^  die  Zuverlässig- 
keit des  Berichtes  Konstantins  kann  nicht  angezweifelt  werden. 
Sein  Werk  bezeugt  uns,  dass  er  das  Ämterwesen  der  Ungarn 
sehr  wohl  kannte ;  dass  er  gut  informiert  war,  zeigt  unter  an- 
derem, dass  er  die  Rangordnung  der  Ämter  genau  zu  bestim- 
men weiss:  der  erste  „Fürst"  (apy/Dv)  ist  der  Megas  Archon, 
zweiter  der  Gylas,  dritter  der  Karchas.'^  Er  hatte  auch  Gelegen- 
heit, sich  hierüber  zu  unterrichten ;  wir  wissen  von  ihm  selbst, 
dass  kurz  vor  der  Abfassung  seines  Werkes  zahlreiche  Mit- 
glieder der  Familie  Ärpäds  und  andere  vornehme  Ungarn  in 
Konstantinopel  gewesen  waren,  unter  diesen  auch  der  Karchas 
Bulcsu,  der  Sohn  des  früheren  Karchas  Käl."*  Konstantins  Bericht 
wird  auch  durch  die  nationale  Überlieferung  bestätigt:  durch 
den  oben  angezogenen  Bericht  Kezais  von  dem  Rector  namens 
Kädär,  aus  dem  Geschlechte  Turda,  den  die  Hunnen,  das  sind 
die  Ungarn,  anlässlich  ihres  Auszuges  aus  Scythien  wählten, 
damit  er  Streitsachen  entscheide  und  die  Missethäter  bestrafe. 
Es  wird  also  ein  Beamter  besonders  für  die  Rechtspflege  bestellt: 
das  zeigt  klar  die  Trennung  des  Richteramtes  von  dem  Amte 
des  Oberfeldherrn,  des  Herzogs.''  Ebenso  legt  eine  Nachricht, 
die  sich  bei  Anonymus  findet,  Zeugnis  ab  für  ;'die  Richtigkeit 
der  Mitteilungen  Konstantins :  zu  Zeiten  des  minderjährigen 
Herzogs  Zsolt  (Zoltän)  wählen  „die  Grossen  des  Landes"  be- 
sondere Richter,  „rectores  regni",  „die  nach  Recht  und  Gewohn- 
heit   die    Streitsachen    und    Zwistigkeiten    schlichten    mögen" ; 

*  Salamon  a.  a.  O.  S.  39. 

'  ,.  .  .  BooXt(^ow  tou  xp'TO'j  ap)^ovto;  xal  xapyä  To'jpxia;  ...  To  hk 
xap)^ä^  eot'.v  a^'.tufjia,  wa^sp  xal  to  '^'iKä^,  r,  l'zv.  iXotCov  toO  xap/ä'.  MHK. 
S.  128,  ed  Bonn.  S.  175. 

*  Ebenda. 

^  „Constituerunt  quoque  inter  se  rectorem  unum  nomine  Kadar  de 
genere  Turda  oriundum,  qui  communem  exercitum  iudicaret,  dissidentium 
lites  sopiret,  castigaret  malefactores,  fures  et  latrones."  MHK.  S.  481. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  3 
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ferner  besondere  „Heerführer,  um  unter  deren  Führung  die  um- 
hegenden Länder  zu  bekriegen".^" 

Dasselbe  bezeugt  schhesshch  die  Analogie  der  Stammes- 
verfassung der  Szeklyer  und  Kumanen.  Wir  wissen  aus  den 
glaubwürdigsten  mittelalterlichen  Quellen,  dass  es  sowol  bei  den 
Kumanen,  als  den  Szeklyern  besondere  Hauptleute  (capäanei) 
und  Richter  (iudices)  gab.^^ 

Indem  wir  sowol  betreff  des  Inhabers  der  Souverainität, 
als  in  der  Frage  der  Trennung  der  staatlichen  Gewalten  ^'^  Kon- 
stantins Bericht  zu  gründe  legen,  können  wir  im  Einzelnen  fol- 
gendes Bild  des  Beamtentums  im  Urstaate  entwerfen. 

An  der  Spitze  der  Nation  steht  der  Herzog  —  Konstantin 
nennt  ihn  Megas  Archon,  bei  den  orientalischen  Schriftstellern 
heisst  er  Kendeh.  Er  ist  nicht  Inhaber  der  Majestätsrechte :  die 
Kriegshoheit  steht  ihm  nicht  zu,  denn  die  Entscheidung  über 
Krieg  und  Frieden,  das  Heeresaufgebot,  die  Teilung  der  Kriegs- 
beute gehört,  wie  wir  aus  Konstantins  Bericht  und  der  ein- 
heimischen Überlieferung  wissen,  vor  die  Nationalversammlung; 
ebenso  wenig  die    Gerichtshoheit,    denn   der   Gemeinfrieden  ist 

'"  „Transactis  quibusdam  temporibus  dux  Zulta  cum  esset  tredecim 
annorum,  omnes  primates  regni  sui  communi  consilio  et  pari  voluntate 
quosdam  rectores  regni  sub  duce  praefecerunt  qui  moderamine  iuris  con- 
suetudinis,  dissidentium  lites  contentionesque  sopirent.  Alios  autem  con- 
stituerunt  ductores  exercitus,  cum  quibus  diversa  regna  vastarent."  Kap.  53. 
MHK.  S.  455.  Endlicher  S.  49. 

'*  „.  .  .  capitaneo  exercitus  et  iudici  terrestri  nee  non  senioribus  se- 
dis  Odwarhel"  1459:  Szekely  Oklt.  I.  S.  177;  „ut  iidem  per  se  inter  ipsos 
belliductorem  et  iudicem  eligere  .  .  ."  1462:  ebenda  S.  194.  Vgl.  beson- 
ders die  Abhandlung  des  Grafen  N.  Läzär,  A  Marosszekben  1491 — 1515 
között  hadnagysägot  es  birösägot  nemek  es  ägak  rendje  szerint  viseltek 
lajstroma  [Verzeichnis  derjenigen,  die  im  Maroser  Stuhl  von  1491—1515 
nach  Ordnung  der  Geschlechter  und  Zweige  Hauptmannschaft  und  Richter- 
amt innehatten]  Szäzadok  Jg.  1868.  S.  673  ff. 

'-  Julius  Pauler  will  die  Angaben  der  orientalischen  Schriftsteller 
mit  dem  Berichte  Konstantins  dadurch  in  Einklang  bringen,  dass  er  das 
vom  Gylas  und  Karchas  Gesagte :  .s/ouai  tä^iv  xp-.Tou"  als  partielle  Be- 
schreibung ihres  Wirkungskreises  auffasst.  Er  verwirft  daher  unsere  Lehre 
von  der  Trennung  des  Heerwesens  und  der  Gerichtsbarkeit,  hält  den  Gylas 
und  Karchas  ebensowol  für  Heerführer,  als  für  Richter ;  und  da  er  selbst- 
verständlich den  Gylas  mit  dem  Dsilä,  den  Karchas  mit  dem  Kendeh  iden- 
tificieren  muss,  ist  er  genötigt,  im  Gegensatze  zu  den  klaren  und  stricten 
Worten  der  orientalischen  Autoren,  den  Dsilä  als  den  älteren  und  vor- 
nehmeren der  Beiden  hinzustellen. 
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zu  dieser  Zeit  Volksfrieden,  den  die  Nationalversammlung  ge- 
währt, und  die  Gerichtsbarkeit  wird  im  Namen  der  Nation  von 
besonderen  gewählten  Beamten  ausgeübt.  Der  Herzog  ist  also 
kein  Souverain,  sondern  blos  der  höchste  Beamte  der  Nation 
und  als  solcher  der  Repräsentant  der  nationalen  Einheit,  der 
Souverainität  und  Selbständigkeit  der  ungarischen  Nation  nach 
aussen,  gegenüber  anderen  Völkern.  Mit  anderen  Worten :  die 
Rechtstellung  des  Herzogs  entspricht  im  Grossen  und  Ganzen 
der  des  germanischen  Volkskönigs.  In  den  Völkerschaftsstaaten 
der  Germanen  war  der  König  gleichfalls  nicht  souverain ;  ein 
Imperium,  die  Banngewalt  besass  er  nur  in  Vollziehung  des 
von  der  Landesversammlung  {conciLium)  ausgesprochenen  souve- 
rainen  Willens.  Er  ist  dieser  Landesversammlung  unterordnet, 
als  höchster  Beamter  des  Volkes  (ävitas)  und  Repräsentant  der 
Volkseinheit  und  der  Volkssouverainität.^^ 

Das  öffentliche  Leben  der  Nation  war  in  diesen  Zeiten 
eines  halbnomadischen  Zustandes  in  erster  Reihe  auf  den  Krieg 
gerichtet;  darum  ist  die  Gewalt  des  Herzogs  vor  allem  eine 
militärische,  was  die  ungarische  Bezeichnung  vezer  (s.  v.  wie 
Führer)  und  das  in  den  Chroniken  hierfür  gebräuchliche  latei- 
nische Wort  dux  zum  klaren  Ausdrucke  bringt.  Die  nationale 
Verfassung  ist  zu  dieser  Zeit  vorwiegend  Heeresverfassung;  der 
Spiritus  rector  derselben  ist  der  Herzog,  der  in  dieser  Eigen- 
schaft unbeschränktes  Befehlsrecht  besitzt ^^  und  dem  im  Kriege 
und  zu  Kriegszeiten  sämmtliche  freie  Volksgenossen  zu  gehor- 
chen verpflichtet  sind.  Die  Taktik  Leos  des  Weisen  macht  uns 
mit  der  Kriegsführung  und  der  vortrefflichen  Heeresverfassung 
der  Ungarn  genau  bekannt.  Die  Vortrefflichkeit  beruhte  zum 
grössten  Theile  darin,  dass  das  Heer  unter  der  kräftigen  centra- 
listischen  Leitung  des  Herzogs  stand,  und  dass  diesem  die 
einzelnen  Abteilungen  der  Nation :  die  Stämme  und  Geschlech- 
ter   in    den    militärischen    Beziehungen    unbedingt    unterordnet 

"  Vgl.  die  §.  5,  Anmerk.  4  angeführte  Literatur,  ferner  F.  Dahn, 
Könige  der  Germanen  I.  H.  v.  Sybel,  Entstehung  des  Königtums  S.  210 
ff.  K.  Lamprecht,  Deutsche  Geschichte  I.  S.  152  ff. 

'*  Ebenso  wie  der  germanische  König.  Vgl.  die  Erzählung  Gregors 
von  Tours  (Hist.  Franc.  II.  cap.  27),  dass  Chlodwig  anlässlich  eines  März- 
feldes einem  Franken,  der  sich  früher  einmal  einem  Wunsche  des  Königs 
widersetzt  hatte,  wegen  eines  geringfügigen  Übelstandes  seiner  Heeresaus- 
rüstung eigenhändig  den  Kopf  abschlug.  Timon  a.  a.  O.  S.  72,  Anm.  1. 

5* 
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waren.  Die  Machtfülle  der  herzoglichen  Gewalt  tritt  uns  in  an- 
schaulicher Weise  aus  den  Worten  Leo's  entgegen:  „Dieses 
Volk,  das  unter  einem  Herrscher  lebt,  wird  nicht  durch  Liebe, 
sondern  mittelst  Furcht  in  Zucht  gehalten,  und  die  Schuldigen 
von  ihren  Fürsten  (Ix  twv  ap)(övr(üv)  mit  strengen  und  schwe- 
ren Strafen  gezüchtigt."^'* 

Der  Herzog  besitzt  das  unbedingte  Recht  des  Befehls  und 
der  Strafe,  so  dass  ausser  der  „verwandtschaftlichen  Zuneigung" 
—  dass  sie  gänzlich  gemangelt  habe,  ist  sicher  eine  Übertreibung 
des  kaiserlichen  Schriftstellers  '**  —  strenge  Kriegszucht  und 
Furcht  die  Stämme  zusammenhält.  In  demselben  Sinne  muss 
die  nicht  ganz  tadellos  formulierte  Stelle  Konstantins  verstanden 
werden:  „Die  acht  Stämme  der  Türken  gehorchen  ihren  eigenen 
Fürsten  nicht,  sondern  sie  haben  einen  Bund  betreff  der  Kriege, 
und  wenn  ein  Stamm  angegriffen  wird,  unterstützen  ihn  die 
übrigen  mit  allen  Kräften ".^"^  Das  besagt  ebenfalls,  dass  die 
infolge  Vereinigung  der  Stämme  entstandene  Nation  blos  in 
militärischen  Dingen  dem  Befehle  und  der  unbeschränkten  Ge- 
walt des  Herzogs  unterworfen  ist,  nicht  in  den  übrigen  —  sagen 
wir:  bürgerlichen  —  Beziehungen;  in  Friedenszeit  leben  die 
freien  Mitglieder  der  Nation  nach  Stämmen  und  Geschlechtern 
unter  ihren  besonderen  Häuptlingen.  Leo  der  Weise  betrachtet 
die  Rechtstellung  des  Herzogs,  die  im  herzoglichen  Heerbanne 
verkörperte  kräftige  Centralgewalt  als  den  eigentümlichsten  Cha- 
rakterzug der  ungarischen  Staatsverfassung,  der  diese  von  der 
öffentlichen  Verfassung  der  anderen  skythischen  Völker  unter- 
scheidet: „Die  Skythenvölker  leben  unter  Vielherrschaft.  Bloss  die 
Bulgaren  und  dann  noch  die  Ungarn  haben  eine  ähnliche  Kampf- 
ordnung, welche  stärker  ist,  als  die  der  übrigen  skythischen 
Völker  ...  Sie  kämpfen  unter  einheitlicher  Führung". ^^ 


'^  „Toüio  Toivuv  tu;  fxovapyoüfiEvov  xal  dti^Yivet;  xal  ßapeia?  rä?  TCOtvi? 
Eni  tat?  <ip.apTavo(j.EvOi(;  nap'  aüxcüv  ex  xcüv  ipyovttov  afjtdiv  otptfffiixEvov  oöv. 
ä-cdrtTjj,  dc).Xä  'foßu)  x£xpaT7i|j.Evov  .  .  ."  XVIII.  fej.  45.  §.  (Meufsius  47.  §) 
MHK.  S.  33. 

'*  Salamon  a.  a.  O.  S.  34. 

''  MHK.  S.  127.  Siehe  oben  §.  3,  Anm.  51. 

'^  ,Ta  i)x'jO".xä  E^vf)  .  ,  .  TCoXüap)^«  xt  xal  öurpä-Cfiiova  .  .  .  |Aova  3e  xä 
T(I>v  Bo'jXY<ip(uv,  TcpooExi  OE  xal  tot  x(üv  Toopxcuv  x'^s  6fJL0i«?  loj^upotepa?  xdiv 
aXXcuv  Exo9".xä)V  EtS-vüiv  xä;  xotxä  ouoxao'.v  [iaya?  itöioufieva  xs  xal  (lovap^^oüiieva," 
42.  §.  (Meursius  44.  §.)  MHK.  S.  32. 
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Die  umfangreiche  Militärgewalt  des  Herzogs,  vermöge  deren 
er  in  Kriegszeiten  Herr  ist  über  Leben  und  Tod,  hebt  die  Ge- 
meinfreiheit der  Volksgenossen  nicht  auf,  denn  der  Herzog  steht 
unter  der  Controlle  der  souverainen  Nationalversammlung,  aus 
deren  Händen  er  seine  Gewalt  empfangen  hat.  Die  National- 
versammlung kann  den  Herzog  zur  Rechenschaft  ziehen  und 
wenn  er  seine  Gewalt  missbrauchte  und  die  Verfassung  verletzte, 
bestrafen.  Wir  haben  oben  gesehen,  dass  der  fünfte  Punkt  des 
von  Anonymus  überlieferten  Urvertrages  über  den  Vertrags-  und 
verfassungsbrüchigen  Herzog  die  Acht  verhängt;  das  bedeutete 
im  alten  Strafrechte  der  Ungarn,  dass  die  Nationalversammlung 
befugt  ist,  den  Herzog  seines  Amtes  zu  entsetzen  und  aus  der 
Rechtsgemeinschaft  auszuschliessen.  Die  Bestimmung  des  Urver- 
trages über  die  Verantwortlichkeit  des  Herzogs  und  der  National- 
beamten überhaupt  gewinnt  besonders  an  Glaubwürdigkeit  durch 
die  Nachricht  bei  Ke'zai,  dass  die  Nationalversammlung  das  Ur- 
teil des  Rectors  für  nichtig  erklären  und  den  Rector,  der  gefehlt 
habe,  absetzen  könne. ^^ 

Das  Amt  des  Herzogs  war  —  sowohl  nach  Konstantins 
Bericht,-'^  als  zufolge  der  nationalen  Überlieferung-^  —  seit  der 
Wahl  Ärpäds  in  dessen  Geschlechte  erblich.  Die  Verknüpfung 
des  herzoglichen  oder  des  Häuptlingsamtes  mit  einer  gewissen 
Familie  ist  eine  allgemeine  Erscheinung  des  Zeitalters  der  Stämme- 
verfassung; es  hat  daher  durchaus  nichts  Überraschendes,  dass 
im  ungarischen  Urstaate  der  Herzog  stets  aus  einem  Geschlechte 
gewählt  wurde.  Es  war  aber  keine  Erbfolge  bestimmt:  die  Nation 
wählte  unter  den  Nachkommen  Ärpäds  nach  völlig  freiem  Er- 
messen denjenigen,  der  ihr  für  das  wichtige  Amt  der  geeigneteste 
schien.  Bei  der  Besetzung  der  Herzogswürde  spielte  die  Wahl 
eine  grosse  Rolle;  die  Art  der  Besetzung  war  also  die  durch 
das  erbliche  Recht  eines  Geschlechtes  beschränkte   Wahl.    Den 

"  „Ita  quidem,  ut  si  rector  idem  immoderatam  sententiam  definiret, 
communitas  in  irritum  revocaret,  errantem  capitaneum  et  rectorem  depone- 
Tet  quando  vellet."  MHK.  S.  481. 

-"    ....   ä-ö    TTp  -'^VitrLC   Toy  'ApTT^S-f,  /.ctT'  äv.rj/.ccnS'av  .  .  ."  MHK.  S.  127, 

ed.  Bonn.  S.  174. 

-'  Man  sehe  den  ersten  Punkt  des  Urvertrages  ;  ferner  die  Genea- 
logie der  Herzoge :  „Arpad  genuit  Zoltan,  Zoltan  genuit  Toxun"  Chroni- 
con  Pictum  MHK.  S.  500.  „Dux  vero  Thocsun  genuit  fiiium  nomine  Gey- 
sam  . . .  Sancti  regis  Stephani  nepotis  ducis  Tocsun."  Anonymus  Kap.  57. 
Ebenda  S.  463,  Endlicher  S.  54. 
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feierlichen  Abschluss  des  Wahlactes  bildete  die  Schilderhebung, 
die  Konstantin  als  chasarische  Sitte  bezeichnet.^''  Wir  haben 
oben  erwähnt,  dass  sie  durchaus  kein  ausschliesslich  scythischer, 
bezw.  orientalischer  Gebrauch  war,  sondern  sich  auch  bei  ande- 
ren Völkern,  so  bei  Römern  und  Germanen  findet.'^' 

Die  Chroniken  berichten,  dass  Ärpäd  dem  Geschlechte 
Turul-*  entstammte.-^'  Auch  erfahren  wir  aus  den  Chroniken, 
dass  das  Bild  des  Turulvogels  schon  das  Banner  des  Königs 
Attila  schmückte."^'^  Diese  Nachricht  wird  bestätigt  durch  die 
zweifellos  sehr  alte,  denn  bereits  beim  anonymen  Notar  mit- 
geteilte Sage  von  dem  Traume  der  Mutter  des  Älmos,  Emese.-*^ 
Den  Stamm,  welchem  das  Geschlecht  Turul  angehörte,  nennen 
die  Chroniken  nicht;  aber  es  kann  wol  nicht  bezweifelt  werden, 
dass  es  zum  Stamme  Megyer  oder  Magyar  gehörte,  denn  der 
Name  dieses  Stammes  ist  zum  Nationalnamen  geworden.-* 

Die  beiden  anderen  Beamten,  der  Gylas  und  Kardias,  be- 
kleideten Richterämter;  über  ihre  Competenz  und  Aufgaben  sind 
wir  nicht  näher  unterrichtet.  Nur  soviel  ist  uns  bekannt,  dass 
sie  in  der  Nationalversammlung  Recht  sprachen  und  über  öffent- 
liche Missetaten  richteten,  und  von  der  Nationalversammlung 
zur  Rechenschaft  gezogen  werden  konnten.  Es  ist  nicht  unwahr- 
scheinlich, dass  sie  nebst  ihrem  Richteramte  gelegentlich  auch 
andere  Geschäfte  versahen:  der  Karchas  Bulcsu  z.  B.  führte 
einmal  eine  Gesandtschaft  nach  Konstantinopel  ;"^^  ja  sie  konnten 
sicherlich  auch    militärische   Functionen   ausüben,    sei   es    kraft 

""    .."Aoyovta    y.'xzä.    xöv    xü)v    Xa^dtptuv    sS-o;     v.a':    i^6L%a-/0^j    rts7tO'.Y(Xa3'.v, 

aYjxa)37.vTJc  a?)!©/  t'.c,  axoatäp'.ov".  MHK.  S.  122,  ed.  Bonn.  S.  170. 

-'*  Siehe  §.  3,  Anm.  46. 

■^  Nach  K.  SzABö  ist  turul  nichts  als  eine  falsche  LesartJ  für  curnl, 
karoly,  karvaly  (Falke) ;  es  habe  also  niemals  eine  Vogelart  Turul  gegeben. 
Nach  Vämbery  ist  turul  ein  ungarischer  Vogelname,  der  jedoch  seit  dem 
XIV.  Jahrhundert  nicht  mehr  nachweisbar  sei ;  verwandt  seien  die  tschaga- 
ajischen  Vogelnamen  turgul,  schwarzer  Falke,  und  torgaj,  Star,  ferner 
der  Name  des  Stars  bei  den  Altaj-Türken,  turuj.  A  magyarok  eredete 
S.  170—171.  Vgl.  noch  Graf  G.  Kuun  1.  S.   180—181. 

"  MHK.  S.  485. 

^'''  „Bannerium  regis  Ethelae  .  .  .  similitudinem  avis  habebat  quae 
hungarice  turul  dicitur  in  capite  cum  corona."  Kezai  MHK.  S.  483,  MG. 
SS.  XXIX.  S.  528. 

-'  MHK.  S.  397. 

-"  S.  §.  3,  Anm.  1. 

'■'  MHK.  S.  128,  ed.  Bonn.  S.  175. 
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ihrer  etwaigen  Stellung  als  Stammes-  oder  Geschlechtshäuptlinge, 
sei  es  infolge  besonderen  Auftrages.  Über  die  Art  und  Weise 
der  Besetzung  der  Richterämter  schweigen  die  Quellen.  Wahr- 
scheinlich wurden  auch  diese  Ämter  mittelst  Wahl  besetzt,  die 
durch  das  Erblichkeitsprincip  beschränkt  d.  h.  an  eine  bestimmte 
Familie  gebunden  war,  ebenso  wie  das  Herzogsamt  und  die 
Würde  der  Stammes-  und  Geschlechtshäuptlinge.  Hierauf  scheint 
die  Mitteilung  Konstantin's  zu  weisen,  dass  der  Vater  des  Karchas 
Bulcsu,  Käl,  ebenfalls  Karchas  gewesen  war."'^ 

Es  ist  sicher,  dass  neben  dem  Herzog  auch  die  Stammes- 
häupter, die  Woywoden,  als  dessen  Rat  an  der  Centralregierung 
teilnahmen,  wie  es  der  dritte  Punkt  des  Urvertrags  forderte. 
Wahrscheinlich  erklärt  es  sich  auf  diese  Weise,  dass  um  die 
Mitte  des  X.  Jahrhunderts,  wie  wir  in  dem  „De  ceremoniis  aulae 
Byzantinae"  betitelten  Werke  des  Koiisiantinos  Porphyrogennetos 
lesen,  die  Begleitschreiben  der  zu  den  Ungarn  entsendeten  Ge- 
sandten die  Aufschrift  „An  die  Fürsten  der  Türken"  trugen.'^ 

§.  7.  Die  Bedeutung  des  Stammes-  und    Geschlechts- 
verbandes im  Urstaate.* 

Ausser  dem  Nationalverbande  als  staatlichem  Verbände 
bestand  im  Urstaate  noch  ein  zweiter  Verband  von  öffentlich- 
rechtlicher Bedeutung.  Es  ist  dies  der  Stammes-  und  Geschlechts- 
verband, der  den  staatlichen  Charakter  des  Urstaates  verhüllt 
und  diesen  als  primitiven  Stämmebund  erscheinen  lässt. 

Durch  die  Vereinigung  der  Stämme  entstanden,  entwickelte 
der  Urstaat  sich  nicht  allsogleich  zum  vollkommenen,  wirk- 
lichen Staate  nach  heutigen  Begriffen,  d.  h.  zu  einem  Staate, 
der  neben  dem  Untertanen-  oder  Staatsbürgerverbande  keinen 
anderen  selbständigen  öffentlich-rechtlichen  Verband  anerkennt. 
Der  Stammesverband,  der  bis  dahin  der  höchste  politische, 
öffentlich-rechtliche  Verband  gewesen  war  und  die  Stämme 
—  jeden  für  sich  —  zusammengehalten    hatte,    nahm    kein  so- 

=«•  Ebenda. 

^^  Buch  11,  Kap.  48.  ed.  Bonn,  recogn.  Reiske  I.  S.  691. 

*  Literatur.  G.  Bartal,  Commentarioram  ad  historiam  Status  iurisque 
publici  Hungariae  aevi  medii  libri  XV.  1847.  I.  S.  114  ff.  J.  Pauler,  A  ma- 
gyarok  megteiepedeseröl.  Szäzadok  Jg.  1877.  Graf  G.  Kuun  a.  a.  O.  I. 
S.  205  ff. 
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fortiges  Ende ;  er  bestand  weiter,  doch  trat  er  in  den  Hinter- 
grund und  verlor  an  Bedeutung,  insoferne  die  neuen  nationalen 
Gesammtinteressen  und  Verfassung  es  erheischten.  Der  selbst- 
ständige Wirkungs-  und  Geschäftskreis  der  Stämme  und  die 
Stammes-  und  Geschlechtsverfassung  blieb  bestehen,  sie  er- 
litt bloss  Einschränkungen  seitens  der  nationalen  Gesammt- 
interessen durch  die  diesen  dienliche  nationale  Gemeinver- 
fassung. Die  freien,  waffenfähigen  Volksgenossen  sind  nicht  bloss 
Glieder  des  nationalen  Ganzen  kraft  des  nationalen  Verbandes, 
sondern  zugleich  infolge  des  Stammesverbandes  Glieder  eines 
der  acht  Stämme  und  in  dieser  Eigenschaft  gleichfalls  Träger 
gewisser  Rechte  und  Pflichten. 

Neben  dem  Herzog,  dem  Vollstrecker  des  nationalen  Willens, 
dem  Grossen  Fürsten  ({asy«?  otp/wv)  der  Nation  sehen  wir  im 
Urstaate  als  Vertreter  der  Stammesinteressen  und  vollziehende 
Organe  der  Stammesversammlung  die  Stammeshäuptlinge,  die 
Konstantinos  gleichfalls  Fürsten  (ap/ovrec)  nennt. ^  Ebenso  er- 
blicken wir  neben  den  beiden  Richtern  der  gesammten  Nation 
die  Richter  der  einzelnen  Stämme,  die  in  den  Streitsachen  der 
Stammesgenossen  Recht  sprechen  und  über  den  Stammesfrieden 
wachen. 

Die  Angelegenheiten,  welche  nicht  als  nationale,  staatliche 
Angelegenheiten  betrachtet  wurden  und  daher  nicht  vor  die 
Nationalversammlung  gehörten,  verblieben  im  selbständigen 
Wirkungskreise  der  Stämme.  Namentlich,  wie  eben  erwähnt, 
die  Streitsachen  der  Mitglieder  eines  und  desselben  Stammes, 
ferner  die  wirtschaftlichen  Angelegenheiten.  Es  gab  nämlich  im 
Urstaate  eine  umfassende  wirtschaftliche  Organisation,  die  jedoch 
keine  nationale  Einrichtung,  sondern  eine  Ordnung  der  Stämme 
und  Geschlechter  war.  Auch  verblieb  den  Stämmen  ein  gewisses 
Mass  selbständigen  Wirkungskreises  betreff  der  militärischen 
Angelegenheiten.  Zufolge  der  auf  uns  gekommenen  Nachrichten 
fand  die  Besitznahme  und  Ansiedlung  der  einzelnen  Landesteile 
nach  Stämmen-   statt;   die  Verteidigung  des  besetzten  Gebietes 

'  r'E/jt  o£  ExäGTT^  Y^vEtt  Si^jQwzo. .  .  . "  MHK.  S.  128,  6(1  BoHn.  S.  174. 

*     ..   .   .    |AE"/fl    |Jl£V    T-TjC    TOÖ    K0'k£lS.0li      Yjfljpa?      OtEOTtapflEVOl      xaXtt      Y^^Y]    Xttl 

«f'/Acic  ..."  sagt  Leo  der  Weise  §.  52.  (Meursius  §.  54.)  MHK.  S.  35.  Vgl. 
Kezais  Bericht :  „Isti  .  .  .  capitanei  loca  descensusque,  ut  superius  est  dictum 
sibi  elegerunt,  similiter  et  generationes  aliae  .  .  ."  MHK.  S.  486,  MG. 
SS.  XXIX.  S.  533. 
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lag  daher  in  erster  Reihe  dem  betreffenden  Stamme  ob.  Dem- 
gemäss  wurden  die  zur  Zeit  der  Landnahme  vorgefundenen  und 
die  später  erbauten  Burgen  als  wichtige  Mittel  der  Verteidigung 
der  Obhut  der  einzelnen  Stämme  anvertraut.  Der  Oberbefehl 
und  die  Verwaltung  der  Burgen  stand  den  einzelnen  Woywoden 
zu,^  und  in  Verbindung  hiermit,  da  die  Pflicht  der  Bewachung 
und  Instandhaltung  der  Burgen  zum  grössten  Teile  nicht  die 
freien,  adeligen  Ungarn  belastete,  sondern  der  hier  angetroffenen 
und  unterworfenen  Bevölkerung  auferlegt  wurde,  zugleich  die 
Aufsicht  und  der  Befehl  über  die  Burgvölker.  Durch  diese  mili- 
tärische Competenz  und  Macht  der  Stämme  erklärt  es  sich,  dass 
nach  den  Berichten  der  Chroniken  (der  durch  die  Nachrichten 
der  occidentalischen  Quellen  vollauf  bestätigt  wird)  die  einzelnen 
Stämme  auf  eigene  Faust  sich  in  kriegerische  Unternehmungen 
einliessen  und  Frieden  schlössen.  Das  war  jedoch  kein  recht- 
licher, sondern  ein  rein  factischer  Zustand ;  denn  im  Zeitalter 
der  Urverfassung  stand  die  Kriegshoheit,  die  Entscheidung  über 
Krieg  und  Frieden  von  Rechtswegen  der  die  Gesammtheit  der 
Nation  verkörpernden  Nationalversammlung  zu  und  die  einzel- 
nen Stämme  waren  nicht  befugt,  selbständig  Krieg  zu  beginnen 
oder  Frieden  zu  schliessen. 

Der  Stammesverband  bedeutete  dergestalt  eine  ständige 
Gefahr  für  den  nationalen  oder  staatlichen  Verband :  er  gefähr- 
dete die  staatliche  Existenz  des  ungarischen  Volkes.  Die  Kräf- 
tigung des  Stammesverbandes  war  also  nur  auf  Kosten  des 
nationalen  Verbandes  möglich ;  und  die  Pflege  der  Stammes- 
interessen, das  Streben  der  Stämme  nach  grösserer  Selbstän- 
digkeit musste  die  nationalen  Gesammtinteressen  schwächen  und 
in  den  Hintergrund  drängen.  Im  Rahmen  der  Urverfassung  war 
es  also  stetig  in  Frage  gestellt,  welcher  Verband  sich  als  der 
stärkere  erweisen  werde :  ob  der  Stammesverband  die  junge 
nationale  Einheit  sprengen,  oder  ob  umgekehrt  der  nationale 
Verband  sich  befestigen  und  die  öffentlich-rechtliche  Bedeutung 
des  Stammesverbandes  aufheben,  d.  h.  die  Stämme  als  politische 
Einheiten  auflösen  und  beseitigen  werde?  Bereits  Herzog  Geza 


'  Man  beachte,  dass  Anonymus  einen  der  „sieben  Ungarn"  durch 
Ärpäds  Ernennung  „Gespan  der  Neutraer  und  anderer  Burgen"  („comitem 
Nitriensem  et  aliorum    castrorum")  werden  lässt.    Kap.  37.   MHK.    S.   434, 

Endlicher  S.  33. 
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und  noch  mehr  Stefan  der  Heilige  erkannten  die  im  iStammes- 
verbande  lauernde  Gefahr.  Darum  war  es  beider  zielbewusstes 
Bestreben  den  Stammesverband  zu  beseitigen,  wenigstens  dessen 
Bedeutung  herabzumindern  und  auf  diese  Weise  die  nationale 
Einheit  zu  vertiefen  und  zu  sichern,  mit  anderen  Worten :  eine 
mächtige  nationale-staatliche  Organisation  zu  schaffen. 

§.  8.  Die  älteste  Besitzverfassung.* 

Für  die  Gestaltung  der  Besitzverhältnisse  im  Urstaate  war 
es  von  entscheidender  Bedeutung,  dass  die  Urverfassung  kein 
privates  Machtverhältnis,  keinen  Privatverband  kannte,  der  das 
hidividuum  an  ein  anderes  knüpft,  sondern  blos  öffentliche 
Verbände,  die  das  Individuum  der  Gesammtheit:  dem  Stamm 
oder  Staat  verbinden. 

Von  dem  ältesten  historischen  Auftreten  an  bis  herab  auf 
unsere  Zeit  charakterisiert  und  unterscheidet  sich  das  ungarische 
Volk  durch  die  kräftigere  öffentlich-rechtliche  Richtung '^und  An- 
schauung von  den  germanischen  Völkern.  Das  ungarische  Volk 
begeisterte  sich  nicht  für  ein  Individuum  oder  für  Individuen ; 
sondern  für  Ideen,  für  die  Gesammtheit.  Die  natürliche  Folge 
hiervon  war,  dass  bei  den  Ungarn  das  Princip  der  Individualität 

*  Literatur.  Julius  Pauler,  A  magyarok  megtelepedeseröl.  Szäzadok 
Jg.  1877.  S.  373  ff.,  481  ff.  Gustav  Wenzel,  Magyarorszäg  mezögazdasä- 
gänak  törtenete  1887.  Karl  Taoänyi,  A  földközösseg  törtenete  Magyarorszä- 
gon.  Magyar  Gazdasägtörteneti  Szemle  [Geschichte  der  Feldgemeinschaft 
in  Ungarn.  Ungarische  Wirtschaftgeschichtliche  Rundschaujjg.  1894.  S.  199— 
238.  Otto  Herman,  A  magyar  haläszat  könyve  [Das  Buch  der  ungarischen 
Fischereil.  Aus  der  reichen  Literatur  der  allgemeinen  Entwicklungsgeschichte 
des  Besitzrechtes  seien  erwähnt :  E.  de  Laveleye,  De  la  propriete  et  de 
ses  formes  primitives  1894/895  (ungarische  Übersetzung  von  B.  Bartha, 
deutsche  Übers,  von  Bücher  1879) ;  E.  Laboulaye,  Histoire  du  droit  de  la 
propriete  fonciere  en  Occident  1839.  K.  v.  Maurer,  Einleitung  zur  Ge- 
schichte der  Mark-,  Hof-,  Dorf-  und  Stadtverfassung  1854 ;  Geschichte  der 
Markenverfassung  in  Deutschland  1856 ;  Geschichte  der  Dorfverfassung  in 
Deutschland  1865—1866.  Denman  W.  Ross,  The  early  history  of  land- 
holding  among  the  Germans  1883.  M.  Kovalevsky,  Tableau  des  origines  et 
de  l'evolution  de  la  propriete  et  de  la  famille  1890.  A.  Meitzen,  Siedelung 
und  Agrarwesen  der  Westgermanen  und  Ostgermanen,  der  Kelten,  Römer, 
Finnen  und  Slaven  1895  (von  den  Ungarn  handeln  II.  S.  160  ff.,  194  ff.); 
Zur  Agrargeschichte  Ungarns  und  Siebenbürgens.  Correspondenzblatt  des 
Vereins  für  siebenb.  Landeskunde,  Jg.  1896,  S.   137. 
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sich  nie  über  das  Staatsprincip  emporschwingen  konnte  und 
dass  im  öffentlichen  Leben  der  Ungarn  die  privatrechtHche  Rich- 
tung gegenüber  der  öffentlich-rechtlichen  stets  unterliegen  musste. 

Schon  die  erste  staatliche  oder  nationale  Organisierung 
findet  in  ausgesprochen  öffentlich-rechtlichen  Formen  statt;  die 
Organisation,  die  sie  hervorbringt,  ist  rein  öffentlich-rechtlichen 
Charakters.  Das^ungarische  Heer  ist  ein  Nationalheer,  keine  private 
Kriegerschaar,  deren  Mitglieder  in  persönlichem  Treu-  und  Dienst- 
verhältnis stünden  zu  dem  Führer,  dem  Herzog.  'Arpäd  und 
dessen  Nachfolger  im  herzoglichen  Amte  sind  keine  privaten 
Kriegsherren,  sondern  öffentliche  Beamte  der  Nation,  gewählte 
Heerführer,  die  vermöge  dieser  übertragenen  Gewalt  das  National- 
heer befehligen  und  leiten.  Jeder  wehrhafte  Volksgenosse  gehorcht 
dem  Herzog,  denn  er  ist  der  erwählte  Führer  der  Nation,  dessen 
Militärgewalt  also  nicht  auf  privatrechtlichen,  sondern  in  ganzem 
Umfange  auf  öffentlich-rechtlichen  Grundlagen  beruht.  Das  ist 
der  wesentlichste  Unterschied  der  ungarischen  und  germanischen 
Urverfassung. 

Selbstverständlich  bestand  auch  bei  den  Germanen  ein 
öffentlich-rechtlicher  Verband  und  ein  Volksheer;  aber  daneben 
gab  es  private  Verbände :  die  Institution  der  s  g.  Gefolgschaft 
und  darauf  gegründete  Privatheere.  Die  Gefolgschaft  war  der 
freiwillige  Anschluss  freier  Männer  an  einen  mächtigeren  Freien, 
besonders  an  den  erwählten  Vorsteher  der  Völkerschaft,  den 
princeps  oder  den  König,  als  dessen  Begleiter  und  Untergebene ; 
also  ein  persönliches  Abhängigkeits-  und  Dienstverhältnis.  Die 
hierdurch  entstandene  private  Kriegsmacht,  das  Gefolgsheer,  tritt 
neben  dem  Volksheer  immer  mehr  in  den  Vordergrund ;  die 
Privatmacht  der  Fürsten  und  des  Königs  verdrängt)  je  länger, 
desto  entschiedener  die  im  Volke  wurzelnde  öffentliche  Gewalt.^ 

Der  im  besonderen  Treueverhältnis  stehende  germanische 
Krieger  erwartet  Belohnung  vom  Könige,  als  privatem  Kriegs- 
herrn; er  dient  ja  ihm  und  kämpft  für  ihn."-  Der  freie  Ungar 
hingegen,  der  niemandem  dient,  und  mit  der  Gesammtheit  für 
die   Gesammtheit   streitet,   erhält  den  Lohn  seiner  Kriegsmühen 

'  Ä.  TiMON,  Germän  ösalkotmäny,  besonders  S.  81—98. 

-  Tacitus,  Germania  Kap.  4,  14.  Siehe  über  das  Gefolgswesen  neben 
den  Handbüchern  insbesondere  O.  Gierke,  Deutsches  Genossenschaftsrecht 
I.  S.  93.  ff.  Seeck,  Das  Gefolgswesen  auf  römischem  Boden.  Zeitschrift  der 
Savignystiftung  (German.  Abteil.)  XVII.  S.  97.  ff. 
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nicht  von  irgend  einem  Einzelnen,  sondern  von  der  Gesammt- 
heit,  mit  der  ihn  der  Nationalverband  verknüpft,  von  der  Nation. 
Dieses  Princip  gelangt  im  zweiten  Punkte  des  Urvertrages 
zum  prägnanten  Ausdrucke:  „Was  für  Gut  sie  mit  gemein- 
schaftlicher Mühe  erwerben,  daraus  werde  niemand  ausge- 
schlossen".- 

Dadurch  ergibt  sich  eine  tiefgreifende,  wesentliche  Verschie- 
denheit der  germanischen  und  der  ungarischen  Urverfassung 
hinsichtlich  der  Quelle  des  Besitzes  und  der  Besitzverhältnisse. 
Im  ungarischen  Urstaate  ist  der  nationale  Wille  die  Quelle  und 
Wurzel  des  Besitzrechtes.  Die  Besitzverhältnisse  werden  im  all- 
gemeinen von  der  Nationalversammlung,  welche  die  Gesammt- 
heit  der  Nation  darstellt,  geordnet  und  festgesetzt.  Die  National- 
versammlung teilt  das  Landesgebiet  unter  die  Stämme  und 
diese  nehmen  die  ihnen  angewiesenen  Landesteile  auf  Grund 
dieser  Teilung  und  Entscheidung  der  Nation  in  Besitz.' 

Die  Ermächtigung  bezog  sich  im  allgemeinen  auf  ein  grös- 
seres Gebiet.  Die  Besitznahme  im  einzelnen  und  die  Teilung 
dieser  weiten  Länderstrecken,  ferner  die  Begründung  neuer  Wirt- 

■'  „Secundus  Status  iuramenti  sie  fuit :  ut  quicquid  boni  per  labores 
eorum  acquirere  possent,  nemo  eorum  expers  fieret."  Anonymus  Kap.  6. 
MHK.  S.  399,  Endlicher  S.  7.  -  F.  Salamon  (und  nach  ihm  Geza  Nagy 
Adatok  a  szekelyek  eredetehez  [Beiträge  zur  Frage",  des  Ursprunges  der 
Szeklyer]  S.  169  ff.)  nahm  für  das  Zeitalter  der  Urverfassung  eine  in  pri- 
vatem Dienstverhältnis  stehende  Klasse  an,  welche  aus  armen  Volks- 
genossen, die  in  den  Sold  des  Herrschers  (und  anderer  Reichen)  traten, 
bestanden  und  sich  späterhin  zur  Klasse  der  Burgmänner  entwickelt  hätte. 
A  magyar  hadi  törtenethez  S.  57.  Aber  diese  Annahme  ist  nichts  als  die 
willkürliche  und  jeder  Begründung  bare  Übertragung  chasarischer  Institutio- 
nen. (MHK.  S.  155—156.) 

^  Vgl.  die  Nachricht  der  Wiener  Bilderchronik  (Chronicon  Pictum) 
von  der  Niederlassung  der  Szeklyer :  „.  .  .  iit  tamen  Huiigan  voluerunt 
non  in  piano  Pannoniae  sed  cum  Vlachis  in  montibus  confinii  sortem 
haberunt  .  .  ."  AIHK.  S.  497,  oder  die  Erzählung  des  Anonymus  von  der 
Eroberung  und  Besetzung  Siebenbürgens :  „Tuhutum  misit  legatos  suos  ad 
ducem  Arpad  ut  sibi  licentiam  daret  ultra  Silvas  eundi  contra  Gelou  ducem 
pugnare.  Dux  vero  Arpad  inito  consilio  voluntatem  Tuhutum  laudavit  et  ei 
licentiam  ultra  Silvas  eundi  et  contra  Gelou  pugnare  concessit."  Kap.  26. 
MHK.  S.  423,  Endlicher  S.  25.  Allerdings  lässt  Anonymus  mehrere  Male 
Arpäd  allein  Burgen  und. Land  zum  Besitze  anweisen  und  schenken.  Kap.  37, 
ebenda  S.  434,  bezw.  33.  Kap.  46,  S.  447,  bezw.  43.  Man  sehe  hinsichtlich 
dieser  anachronistisch-feudalen  Auffassung  Marczali's  Bemerkungen  a.  a. 
O.  S.  133. 
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Schaftsverhältnisse  war  den  Stämmen  überlassen.  Die  Niederlassung 
erfolgte  nach  Geschlechtern.'  Ein  jedes  Geschlecht  erhielt  also 
einen  besonderen  Gebietsteil,  der  in  den  Quellen  als  descensus, 
ungarisch  szdUds  bezeichnet  wird.^ 

Der  descensus  war  das  gemeinsame  Eigentum  des  Ge- 
schlechts.^ Jedes  Geschlecht  bildete  eine  wirtschaftliche  Einheit 
für  sich,  einen  besonderen  wirtschaftlichen  Organismus.  Die  Ge- 
schlechtsgenossen lebten  in  Feldgemeinschaft:  ein  Privateigentum 
gab  es  nicht,  sondern  sämmtliche  volljährigen  Mitglieder  des 
Geschlechts  durften  den  gemeinsamen  Besitz  frei  nutzen  und 
geniessen.  Die  Ungarn  waren  nämlich  zur  Zeit  der  Niederlassung 
noch  Halbnomaden:  die  Mehrzahl  des  Volkes  lebte  von  Jagd 
und  Fischfang  und  Viehzucht;  demgemäss  bestand  bei  ihnen 
jene  Art  der  Feldgemeinschaft,  welche  nomadische  Feldgemein- 
schaft genannt  wird :  der  primitive  Ackerbau  und  die  Viehzucht 
wechseln  in  den  ungeheuren  Gemarkungen  unausgesetzt  ihren 
Sitz  und  beziehen  neue,  noch  unerschöpfte,  fruchtbare  Gebiete. 
Spuren  dieser  Zustände  werden  noch  durch  jene  Gesetze  Ladislaus' 
des  Heiligen  und  König  Kaimans  bezeugt,  welche  den  „Dörfern" 
untersagen,  sich  „von  ihren  Kirchen  zu  entfernen".' 

Als  jedoch  der  Ackerbau  allmählich  zu ,  einem  stets  be- 
deutenderen  Factor  des  Wirtschaftslebens   sich   entwickelt   und 


'■'  Vergleiche  die  Nachricht  bei  Leo  dem  Weisen:  „.  .  .  oua^apfisvo ■. 
xati  Y^vr)  xal  'fu/.äc  ..."  §.  52.  (Meursius  §.  54.)  MHK.  S.  35.  Kezai  er- 
zählt von  der  Niederlassung  Ärpäds  und  der  Stammeshäuptlinge:  „Isti 
quidem  capitanei  loca  descensusque  ut  superius  est  dictum  sibi  elegerunt, 
similiter  et  generationes  aliae  ubi  eis  placuit  eligentes."  MHK.  S.  486. 
Chronicon  Pictum :  „Alie  vero  generationes  que  genere  sunt  istis  pares 
et  consimiles  acceperunt  sibi  locum  et  descensum  ad  eorum  beneplacitum." 
Ebenda  S.  504. 

"  Siehe  die  eben  angezogenen  Quellenstellen. 

'  Bartal  stellt  die  Landanteile  der  Geschlechter  dem  germanischen 
Allodium,  besonders  der  fränkischen  terra  Salica  und  dem  römisch-recht- 
lichen dominium  ex  iure  quiritium  gleich.  A.  a.  O.  I.  S.  80.  Diese 
Auffassung  ist  jedoch  für  das  Zeitalter  der  Urverfassung  unhaltbar.  Vgl. 
L.  SzALAY,  Magyarorszäg  törtenete  [Geschichte  Ungarns]  1.  S.  104,  Wenzel 
a.  a.  O.  S.  71. 

-  Decr.  S.  Ladisl.  111.  cap.  19. :  „Si  derelicta  ecclesia  ad  alias  transi- 
verint,  pontificali  iure  et  regali  mandato,  unde  transierunt  ibi  redire  cogan- 
tur."  Colom.  decr.  11.  cap.  12.  (bei  Endlicher  :  Synodus  altera  cap.  13.) ; 
„Villa,  in  qua  est  ecclesia,  ab  ecclesia  longius  non  recedat.  Quod  si  reces- 
serit,  decem  pensas  persolvat  et  redeat." 
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die  Ansiedlung  beständiger  und  örtlich  gebundener  wird,  sondern 
sich  innerhalb  der  das  ganze  Geschlecht  umfassenden  Feld- 
gemeinschaft die  einzelnen  Zweige  des  Geschlechts,  die  Sipp- 
schaften mehr  und  mehr  von  einander  ab  und  beginnen  grosse 
Strecken  des  gemeinsamen  Gebietes  gesondert  zu  bebauen;  die 
grossen,  gemeinschaftlichen  Lager  lösen  sich  auf  und  es  ent- 
stehen besondere  Lager,  ähnlich  den  heutigen  Meierhöfen,  ge- 
sonderte Haushaltungen.  Es  entwickelt  sich  das  Institut  der 
Hausgemeinschaft,  das  vermittelst  fortgesetzter  Teilungen  später 
schliesslich  zum  individuellen  Besitz,  zum  Privateigentume  an 
Grund  und  Boden  führt. 

In  den  Gesetzen  Stefans  des  Heiligen  sehen  wir  das  private 
Grundeigentum  in  unzweideutiger  Weise  bestätigt;-'  aber  von 
der  stufenweisen  Entwickelung  desselben  im  Zeitalter  der  Ur- 
verfassung  wissen  wir  beinahe  nichts.  Es  folgt  aus  dem  Wesen 
der  Dinge,  dass  mit  der  Verbreitung  des  Ackerbaus  die  Bedeu- 
tung und  Zweckmässigkeit  des  Eigenbesitzes  in  den  Vordergrund 
treten  musste.  Das  nomadische  und  halbnomadische  Wirtschafts- 
leben: Jagd,  Fischfang  und  Viehzucht  bedürfen  eines  auf  grosse 
Gebiete  sich  erstreckenden  gemeinschaftlichen  Wirtschaftbetriebes, 
während  die  Intensität  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  den 
Eigenbesitz  zur  wesentlichsten  Voraussetzung  hat.  Je  mehr  der 
Ackerbau  fortschreitet,  desto  mehr  nimmt  das  Privateigentum  zu, 
ohne  jedoch  das  System  des  gemeinsamen  Besitzes  völlig  ver- 
drängen zu  können.  Letzteres  erhält  sich  in  gewissem  Umfange 
und  innerhalb  bestimmter  Grenzen  noch  lange  neben  dem  priva- 
ten Grundeigentum.  Anfänglich  entsteht  das  Privateigentum  nur 
am  Kulturlande;  der  übrige  Grund  und  Boden,  Wiesen,  Wald 
und  Weideland  bleiben  auch  ferner  in  gemeinschaftlichem  Besitze. 

Ein  beträchtlicher  Teil  der  Stammesgebiete  wurde  überhaupt 
nicht  in  die  Landteilung  einbezogen  und  keinem  Geschlechte 
zugetheilt:  diese  Gebiete  befanden  sich  also  ausserhalb  der 
Geschlechtsländereien  {descensus).  Die  Ursache  hiervon  lag  in 
den  natürlichen  hydro-  und  orographischen  Verhältnissen  der 
betreffenden  Gebiete.  Ausgebreitete  Waldungen  und  weite  Sumpf- 
flächen, die  man  nicht  unmittelbar  nutzen  konnte,  blieben  un- 
aufgeteilt.  Derlei  Wildland  bildete  Gemeineigentum  des  Stammes. 

"  Decr.  II.  cap.  35.  (bei  Endlicher  11.  2) :  „Consensimus  igitur  peti- 
tioni  totius  senatus,  ut  unusquisque  dominetur  propriorum  similiter  et  do- 
norum  regis,  dum  vivit  ac  post  eius  vitam    filii  simili  dominio  succedant." 
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Neben  den  Landanteilen  der  Geschlechter,  die  sich  all- 
mälig  zum  Privateigentum  der  Geschlechtsgenossen  entwickelten, 
und  den  unbesiedelten  Gebieten  gab  es  noch  das  Burgland, 
nämlich  Ländereien,  welche  zum  Unterhalte  des  Burgvolkes 
dienten,  d.  i.  derjenigen,  denen  die  Hut  und  Instandhaltung 
der  Burgen  oblag.  Es  ist  strittig,  ob  dieses  Burgland  ebenso, 
wie  das  eben  erwähnte  wilde  Wald-  und  Sumpfland,  Ge- 
meineigentum des  Stammes  war,  in  dessen  Gebiet  es  sich 
befand,  oder  vielmehr  das  Eigentum  der  höchsten  politischen 
Einheit,  der  Nation,  des  Staates  bildete?  Die  Beantwortung  dieser 
Frage  stösst  auf  grosse  Schwierigkeiten.  Es  unterliegt  nämlich 
keinem  Zweifel,  dass  das  Kriegswesen  im  Urstaate  als  öffent- 
liche Angelegenheit  der  gesammten  Nation  betrachtei  v/urde, 
dass  über  Krieg  und  Frieden  die  Nationalversammlung  ent- 
schied und  dass  der  erwählte  oberste  Beamte  der  ungarischen 
Nation,  der  Herzog,  im  Kriege  über  jeden  wehrhaften  Volks- 
genossen verfügte ;  und  es  ist  klar,  dass  das  Burgland,  gleich 
den  Burgen,  als  Mittel  der  Kriegsführung  militärischen  Zwecken 
diente.  Doch  kann  andererseits  nicht  bezweifelt  werden,  dass 
die  Aufsicht  über  die  Burgen  und  der  Befehl  über  die  auf  dem 
Burglande  sitzenden  Leute  in  den  Wirkungskreis  der  einzelnen. 
Stämme,  bezw.  der  Stammhäuptlinge  gehörte. 

Unseres  Erachtens  ist  bei  der  Entscheidung  dieser  Frage 
massgebend,  dass  wir  nach  Allem,  was  uns  hierüber  bekannt 
ist,  den  Stammesverband  für  weit  stärker  halten  müssen,  als 
dass  sich  damit  die  Ausbildung  des  Begriffes  des  nationa- 
len Gesammteigentums  hinsichtlich  dieser  Gebiete  vereinen 
Hesse.  Es  ist  viel  richtiger,  diese  Burgländereien,  ebenso  wie 
die  von  den  Geschlechtern  unbesetzten  Gebietsteile  im  all- 
gemeinen, als  Gemeineigentum  jenes  Stammes  zu  betrachten,  in 
deren  Gemarkungen  sie  lagen.  Dieses  öffentliche  Stammeseigen- 
tum veränderte  sich  erst  später  in  nationales,  d.  h.  Staatseigen- 
tum, als  mit  dem  Siege  des  monarchischen  Princips  der  König 
den  gesammten  Stammesbesitz  ausser  den  Anteilen  der  Ge- 
schlechter (descensus)  sich  aneignete  und  unmittelbar  der  könig- 
lichen Gewalt  unterordnete  und  auf  diesen  Grundlagen  die 
Comitatsverfassung  ins  Leben  rief. 

Mit  der  Auffassung  des  Burglandes  als  nationalen  Ge- 
sammteigentumes  hängt  die  irrige  Behauptung  zahlreicher  älterer 
Schriftsteller  zusammen,  dass  die  Comitatsverfassung  bereits  im 
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Zeitalter  der  Herzoge  bestanden  habe.  Unseres  Erachtens  duldet 
es  keinen  Zweifel,  dass  es  in  jenem  Zeitalter  blos  einerlei  Orga- 
nisation der  Provincialverwaltung  gegeben  hat,  nämlich  die 
Stammes-  und  Geschlechtsverfassung,  und  dass  demgemäss  das 
Staatsgebiet  nur  nach  Stämmen  und  Geschlechtern  eingeteilt 
war.  Die  von  dieser  alten  Einteilung  unabhängige,  neuere  Ein- 
teilung nach  Burgen  und  Burgländereien  ist  zugleich  mit  dem 
Königtum  entstanden :  sie  ist  das  Werk  und  die  Neuerung 
Stefans  des  Heiligen. 


§.    9.    Die    Rechtsstellung   der   verbündeten    und   der 
unterworfenen  Völker  im  Urstaate.  Der  Ursprung  der 

Szeklyer.* 

Die  wol  widersprechenden,  aber  kaum  unvereinbaren  Be- 
richte der  ausländischen  und  einheimischen  Quellen  bezeugen, 
dass   die    ungarische  Nation    bereits   vor   der   Niederlassung  in 

*  Liieraiur.  Franz  Källay,  A  nemes  szekely  nemzet  eredete  [Ursprung 
der  edeln  Szeklyer  Nation]  1829.  Robert  Rösler,  Romanische  Studien  1871. 
Paul  Hunfalvy,  Magyarorszäg  ethnographiäja  1876.  S.  299—305,  477  ff. ; 
A  regi  szekelyek  [Die  alten  Szeklyer]  1890 ;  A  magyar  nemzeti  krönikäk 
[Die  ungarischen  Nationalchroniken]  Szäzadok  Jg.  1890;  Az  olähok  törte- 
nete  [Geschichte  der  Wallachen]  1894.  Johann  Naoy,  A  szekelyek  scytha- 
hun  eredetüsege  es  az  ellenvelemenyek  [Der  scythisch-hunnische  Ursprung 
der  Szeklyer  und  die  Gegenmeinungen]  1879.  Ladislaus  Rethy,  Anonymus 
az  erdelyi  olähokröl  [Anonymus  über  die  Siebenbürger  Wallachen]  Szäza- 
dok Jg.  1880.  S.  30  ff. ;  A  szekely  kerdesben  [Zur  Szeklyerfrage]  Hon 
Jg.  1881,  Nr.  75;  A  romanismus  Illyricumban  (auch  deutsch:  Der  Roma- 
nismus in  Ulyrien)  1898.  Karl  Szabö,  A  regi  szekelyseg  [Die  alten  Szeklyer] 
1890.  Alexius  Csetneki,  A  szekely  kerdesröl  [Über  die  Szeklyerfrage]  Egyet. 
Philol.  Közlöny  Jg.  1881.  S.  37  ff.  G^za  Nagy,  Adatok  a  szekelyek  eredete- 
hez  es  egykori  lakhelyehez  [Beiträge  zur  Frage  nach  dem  Ursprünge  und 
früheren  Wohnsitze  der  Szeklyer]  1886.  Julius  Pauler,  A  magyarok  meg- 
telepedeseröl,  Szäzadok  Jg.  1877.  S.  373  ff.,  481  ff. ;  Nehäny  szö  hadi 
viszonyainkröl  a  XI— XIII.  szäzadban.  Hadtörtenelmi  Közlemenyek  [Einige 
Worte  über  unsere  militärischen  Verhältnisse  im  XI — XIII.  Jahrh.  Kriegs- 
geschichtliche Mittheilungen]  Jg.  1889.  S.  509  s  kk.  Karl  Taoänyi,  A  hon- 
foglaläs  es  Erdely  [Die  Landnahme  und  Siebenbürgen]  Ethnographia  Jg. 
1890.  Julius  Sebesty^n,  A  szekelyek  neve  es  eredete  [Name  und  Ursprung 
der  Szeklyer]  1897.  Josef  Thury,  A  szekelyek  eredete  [Ursprung  der  Szeklyer] 
1898.  Ludwig  Thallöczy,  A  vlach,  illetöleg  rumun  kerdes  elmelete  [Theorie 
der  wallachischen,  bezw.  rumunischen  Frage]  Budapesti  Szemle  Jg.  1901. 
Oktoberheft. 
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ihrer  nunmehr  tausendjährigen  Heimat  ausser  den  sieben  Stäm- 
men einige  verbündete  Volkselemente  in  sich  schloss. 

Konstantin  berichtet  mit  dankenswerter  Ausführlichkeit 
von  den  chasarischen  Kabaren,  die  sich  nach  einem  verunglück- 
ten Aufstande  als  achter  Stamm  den  sieben  Stämmen  der  Un- 
garn anschlössen.^  „Die  Kabaren  empörten  sich  gegen  die  Re- 
gierung ;  die  Regierung  behauptete  sich  jedoch  im  Bürgerkriege, 
viele  von  den  Aufständischen  wurden  getödtet,  die  übrigen,  die 
sich  durch  die  Flucht  retteten,  zogen  fort  und  wohnten  zusam- 
men mit  den  Ungarn  im  Lande  der  Bissener."  ^  Die  Kabaren 
erlernten  die  Sprache  der  Ungarn  und  die  Ungarn  die  der 
Kabaren ;  diese  schmolzen  gesellschaftlich  und  politisch  in  die 
ungarische  Nation  ein,  als  deren  achter  Stamm,  an  dessen 
Spitze  gleichfalls  ein  besonderer  „Archon"  stand  und  der,  gleich 
den  übrigen  Stämmen  in  Geschlechter  zerfiel ;  die  Zahl  der 
kabarischen  Geschlechter  war  jedoch  recht  gering:  drei.'  Die 
rechtlichen  Nachteile  der  fremden  Herkunft  der  Kabaren  waren 
jedoch  noch  zu  Konstantins  Zeiten  nicht  gänzlich  geschwunden; 
denn  er  berichtet  uns,  dass  in  der  Schlacht  die  Kabaren  voran- 
giengen.  Bekanntlich  war  es  bei  den  skythischen  und  hunnischen 
Völkern  Brauch,  dass  sie  zu  den  bei  ihrer  Kampfweise  bloss 
vorbereitenden  Scharmützeln  und  Plänklereien  die  unterworfenen 
fremden  Völker  und  ebenso  auch  diejenigen,  die  sich  ihnen 
sonst  angeschlossen  hatten,  verwendeten.^  Konstantin,  der  die 
Sache  aus  dem  Gesichtspunkte  der  byzantinischen  Kampfordnung 
beurteilte,  sah  in  der  Verwendung  der  Kabaren  als  Vortrab  irr- 
tümlich den  Beweis  besonderer  Tapferkeit  und  Geschicklichkeit.^ 

^  In  Kap.  38,  wo  er  von  den  lebedischen  Zuständen  spricht,  er- 
wähnt er  sieben  Stämme:  ,01  |j.Iv  Toupy.o-  -^t-na:  'J-7;p70v  E-xa."  MHK. 
S.  120,  ed.  Bonn.  S.  168.  In  Kap.  39  und  40,  der  Schilderung  der  zeit- 
genössischen Zustände,  spricht  er  bereits  von  acht  Stämmen,  indem  er  den 
Kabarenstamm  als  ersten  bezeichnet  MHK.  S.  124  und  125,  ed.  Bonn.  S.  171. 

-  Als  Konstantinos  sein  Werk  verfasste,  war  Etelköz  bereits  seit 
fünfundfünfzig  Jahren   im   Besitze   der   Bissener:    ,Ka'    5sa-oCoüai   [seil,  o: 

icr/xj."  Kap.  37.  MHK.  S.  115,  ed.  Bonn.  S.  165. 

'  Kap.  39.  mpl  zo^j  f^voo?  xÄv  Kaßäpor/.  MHK.  S.  124,  ed  Bonn.  S.  171. 

*  Bartal,  Commentarii  I.  S.  77,  95  ff.,  111  ff. 

^  Ali  0£  xö  Et;  xou;  t:o).e|j.oo;  \zyopozspoo<;  v.al  ävopEioxEpo'j;  8Eixv'ja'')'ao 
x(Lv  ov.xüj  '^fjtüiy  xal  Tzpotz,ipyt'.'j  xou  TioXIaoo  itpoEv.piS-rjjav  TrpwTai  YEVEa;." 
MHK.  S.  124,  ed  Bonn  S.  171.  Vgl.  F.  Sala.mox,  A  magyarok  hadi  törte- 
netehez  a  vezerek  koräban.  S.  59. 

V.  Titnon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  6 
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Auch  Anonymus  erzählt  von  dem  Anschlüsse  eines  neuen 
Volkselementes,  der  vor  der  Landnahme  erfolgte,  jedoch  in  ande- 
rem Zusammenhange.  Als  die  Ungarn  —  so  lesen  wir  bei  ihm  — 
Skythien  verlassen  hatten  und  durch  Rutenien  zogen,  besiegten 
sie  vor  Kiew  die  verbündeten  Russen  und  Rumänen,  worauf 
die  letzteren  zu  den  Ungarn  übergiengen  und  durch  ihre 
sieben  Häuptlinge  nach  heidnischer  Sitte  dem  Herzog  Älmos  und 
den  übrigen  Fürsten  Treue  schwuren.  Sie  folgten  den  Ungarn 
in  die  neue  Heimat  und  liessen  sich  zwischen  ihnen  in  ver- 
schiedenen Teilen  des  Landes  nieder.^' 

Die  Geschichtsschreiber  stimmen  seit  Karl  Szabö  '  zumeist 
in  der  Meinung  überein,  dass  im  Berichte  des  Anonymus  das 
von  der  volkstümlichen  Überlieferung  umgestaltete  Factum  des 
Anschlusses  der  Kabaren  enthalten  sei  und  dass  die  Kabaren 
und  die  Kumanen  des  Anonymus  eins  seien.*  Soviel  steht  fest, 
dass  die  spätere  Entwicklung  von  einer  Sonderstellung,  sei  es 
der  Kabaren,  sei  es  der  Kumanen,  nicht  das  Geringste  weiss; 
woraus  wir  mit  Sicherheit  schliessen  dürfen,  dass  die  verbünde- 
ten Volkselemente  im  ungarischen  Volke  völlig  aufgiengen  und 
ihre  rechtliche  Sonderstellung,  soferne  sie  bestanden  hatte,  bald 
gänzlich  verschwand. 

Die  einheimischen  Quellen  erwähnen  jedoch  noch  eines 
anderen  verbündeten  Volkselementes:  der  Szekh-er. 

Die  Szeklyer'-'  sind  den  Chroniken  zufolge  Nachkömmlinge 
jener  Hunnen,  die  nach  der  Auflösung  des  grossen  Hunnenreichs 
sich  in  die  Gegenden  an  der  Maros,  01t  und  den  beiden  Kokel- 
flüssen, wo  wir  sie  noch  heute  antreffen,  zurückzogen.  Als  sie 
von  dem  Herannahen  der  Ungarn  Kunde  erhielten,  giengen  sie 
ihnen   nach   Rutenien   entgegen  und  trugen    ihnen    ihre  Unter- 


«  Kap.  8—10  MHK.  S.  402-406,  Endlicher  S.  9—12. 

'  A  magyar  vezerek  kora.  S.  57. 

■■  Vergleiche  besonders  J.  Pauler,  Szäzadok  Jg.  1877,  S.  385 ;  A  ma- 
gyar nemzet  törtenete  Szent  istvänig.  S.  42. 

■'  Der  Name  Szikely  erscheint  im  Regestrum  de  Värad  (Anfang  XIII. 
Jahrh.)  in  der  Form  Scecul  (Nr.  208,  Endlicher  S.  692),  bei  Kezai  Zacul 
(MHK.  483),  in  der  Wiener  Bilderchronik  und  der  Pressburger  Chronik  als 
Zecul  (ebenda  S.  497),  bei  Thuröczy  Kap.  24  als  Sekd,  bei  Anonymus 
(MHK.  S.  451.  Endlicher  S.  46)  und  in  der  Ofner  Chronik  (MHK.  S.  497) 
begegnen  wir  der  später  in  den  Urkunden  allgemein  gebräuchlichen  latini- 
sierten Form  Siculus. 
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Stützung    und    Bündnis    an.    Die    Ungarn    nahmen    sie    bereit- 
willigst auf/'' 

Die  Abstammung  der  Szeklyer  von  den  Hunnen  wurde 
seit  der  ersten  Hälfte  des  XVIII.  Jahrhunderts  von  einer  stets 
wachsenden  Zahl  bedeutender  Forscher  in  Zweifel  gezogen. 
Franz  Fasching  S.  J.  war  der  erste,  der  die  Szeklyer  als  könig- 
liche Kolonisten  bezeichnete;^^  Samuel  Timon  ergänzte  diese 
neue  Behauptung  dahin,  dass  sie  eigentlich  Grenzwächter  ge- 
wesen seien  und  dass  der  Name  szekely  selbst  nichts  anderes 
bedeute,  als  Grenzwart,  Grenzhüter.^"^  Die  schärfste  und  syste- 
matischeste Kritik  wurde  jedoch  der  Erzählung  der  Chroniken 
von  der  hunnischen  Abkunft  der  Szeklyer  seitens  Paul  Hun- 
FALVY  zu  teil.  Er  verwies  sie,  nebst  allen  Folgerungen,  die  daraus 
abgeleitet  worden  waren,  in  das  Reich  der  Märchen. 

Hunfalvy  und  dessen  Schule  halten  die  Hunnensage,  von 
welcher  die  auf  den  Ursprung  der  Szeklyer  bezügliche  Über- 
lieferung bloss  ein  Teil  ist,  überhaupt  nicht  für  eine  einheimisch- 
nationale Sage.  Nach  Hunfalvy  ist  der  ganze  hunnische  Sagen- 
kreis fremden  Ursprungs  und  von  den  Deutschen  zu  den  Ungarn 
herübergekommen.^"  Dem  von  den  Nachbarn  übernommenen 
Sagenstoffe  fügten  die  einheimischen  Bearbeiter  und  Redactoren 
in  willkürlicher  Weise  die  Geschichte  Hunors  und  Magors, 
ferner  die  Abkunft  der  Szeklyer  von  den  Hunnen  hinzu.  Wenn 
die  Szeklyer  tatsächlich  ein  in  Siebenbürgen  zurückgebliebener 
Teil  des  Hunnenvolkes  wären,  ist  es  vollkommen  unbegreiflich 
—  sagt  Hunfalvy  — ,  dass  ihrer  keine  Erwähnung  geschieht  zu 
den  Zeiten,  als  die  Gepiden  und  Longobarden  langjährige,  blutige 


1"  Kezai  MHK.  S.  484,  Wiener  Bilderchronik  etc.  S.  497.  Anonymus 
berichtet  ganz  kurz :  „primo  erant  populi  Athyle  regis"  und  lässt  sie  in 
Bihar  zu  dem  Heere  Usubuus  (des  gegen  den  Bulgarenfürsten  Menmaröt 
entsendeten  Feldherrn)  stossen,  dessen  Vortrab  sie  fortab  bilden.  Kap.  50 
MHK.  S.  451,  Endlicher  S.  46. 

"  Vetus  Dacia  ex  probatis  scriptoribus  deprompta  1725  S.  78  ff. 

^-  Imago  antiquae  Hungariae  1754.  S.  109. 

'^  Der  Meinung  Hunfalw's  traten  in  dieser  Frage  bei :  Friedrich 
RiEDL,  A  magyar-hun  mondäk.  Budapesti  Szemle  [Die  ungarisch-hunnischen 
Sagen,  Budapester  Rundschau]  Jg.  1881,  S.  321—340.  Gustav  Heinrich, 
Etzelburg  es  a  magyar  hun  monda.  Akad.  Ertek.  a  nyelv-  es  szeptudo- 
mänyok  köreböl  [Etzelburg  und  die  ungarische  Hunnensage.  Abhandlungen 
der  Ung.  Akademie  aus  dem  Gebiete  der  schönen  und  Sprachwissenschaf- 
ten] Bd.  X,  Heft  2. 

6* 
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Kriege  mit  einander  führten  (VI.  Jahrb.),  noch  während  der  lan- 
gen Herrschaft  der  stammesverwandten  Avaren.  Den  entscheiden- 
den Beweis  bildet  jedoch  die  Sprache  der  Szeklyer,  welche 
völlig  eins  ist  mit  der  ungarischen  Sprache.  Hieraus  folgt,  dass  die 
Trennung  der  Szeklyer  von  dem  übrigen  ungarischen  Volke  nicht 
früher  stattgefunden  haben  kann,  als  nachdem  „die  ungarische 
Sprache  ihre  historische  Entwicklung  völlig  durchgemacht  hatte", 
(d.  h.  bereits  durch  die  Stufe  der  türkischen  und  slavischen 
Einwirkung  hindurchgegangen  war),  also  recht  lange  nach  der 
Landnahme.  Der  Name  szekely  selbst  ist  kein  nationaler  Name, 
sondern  zeigt  die  Beschäftigung  an;  er  bedeutet  wörtlich  soviel 
wie  Grenzhüter,  Grenzwächter.  Szekely,  adjectivisch  szekelyi  ist 
entstanden  von  szekelve,  ebenso  wie  Erdely  (Siebenbürgen)  in 
den  ältesten  Denkmälern  in  der  Form  Erdöelö,  Erdöelve  erscheint. 
Erdö'elve  nun  ist  nichts  anderes,  als  die  getreue  Übersetzung 
der  lateinischen  Benennung  Transilvania,  die  das  Land  jenseits 
des  Waldes  bezeichnet;  ungarisch  Havasalföld,  früher  Havas- 
elföld,  Havaselve  (d.  i.  die  Wallachei)  ist  ebenfalls  soviel  wie 
partes  Transalpinae,  das  Land  jenseits  der  Alpen  (ung.  havas), 
elve  bedeutete  also  im  Altungarischen  ein  Gebiet,  das  sich  jen- 
seits hinter  einem  bestimmten  Landstriche,  Gebirge  u.  s.  w. 
befand.  Das  Wort  szekely  bedeutete  folglich  das  Land,  das 
jenseits  der  als  szek  bezeichneten  Gebiete  lag,  d.  i.  das  Land 
über  den  Sitzen  der  Stämme  und  Geschlechter,  nämlich  die 
Grenzmarken;  und  zugleich  —  in  adjectivischer  Form  —  Grenz- 
bewohner, Grenzwächter,  in  verschiedenen  Teilen  Ungarns,  be- 
sonders an  der  westlichen  und  nordwestlichen  Grenze,  sind  uns 
zahlreiche  Niederlassungen  von  Grenzwächtern,  zumeist  bisseni- 
scher Abkunft  bekannt,  die  nach  ihrem  Dienste  Szeklyer  genannt 
wurden.  Auf  Grund  all'  dessen  verwerfen  Hunfalvy  und  seine 
Anhänger  die  Nachrichten  der  Chroniken  und  betrachten  die 
Szeklyer  als  königliche  Kolonisten,  die  Ladislaus  der  Heilige, 
der  Schutzpatron  Siebenbürgens,  oder  einer  seiner  Nachfolger 
aus  verschiedenen  Teilen  Ungarns  in  den  Grenzgebieten  Sieben- 
bürgens ansiedelte,  zum  Schutze  der  Marken  gegen  die  moldaui- 
schen Kumanen  und  andere  andringende  Feinde. 

Die  Meinung  Hunfalvy's  und  derjenigen,  die  ihm  in  dieser 
Frage  folgen,  ist  jedoch  bei  weitem  nicht  genügend  begründet;  ja 
sie  erscheint  gar  nicht  plausibel,  wie  besonders  von  Karl  Szabö, 
dem  bedeutendsten  Streiter  für  die  Glaubwürdigkeit  der  in  den 
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Chroniken  erhaltenen  Überlieferung  und  die  hunnische  Herkunft 
der  Szeklyer,  dargetan  wurde. 

Es  ist  vor  allem  sehr  sonderbar,  dass  die  einheimischen 
Quellen  nicht  nur  nicht  die  geringste  Kenntnis  haben  von  der 
durch  Ladislaus  den  Heiligen  oder  einen  seiner  Nachfolger  zu 
Ende  des  XI.  oder  im  Anfange  des  XII.  Jahrhunderts  bewerk- 
stelligten Kolonisation,  sondern  den  Szeklyern  eine  Herkunft 
beilegen,  die  mit  der  angeblich  unter  den  Königen  stattgefun- 
denen Ansiedelung  in  unvereinbar  krassestem  Widerspruche  steht. 
Nun  hat  Anonymus  sein  Geschichtswerk  höchstens  achtzig  oder 
hundert  Jahre  nach  jener  angeblichen  Ansiedelung  verfasst;^^ 
und  andererseits  kann  mit  Gewissheit  angenommen  werden,  dass 
die  Hunnenchronik,  welche  die  Erzählung  von  der  hunnischen 
Abstammung  der  Szeklyer  enthält,  der  nationalen  Chronik,  der 
gemeinsamen  Quelle  Kezais  und  der  Wiener  Bilderchronik  so- 
wie der  übrigen  Chroniken,  in  der  ersten  Hälfte  des  XIII.  Jahr- 
hunderts hinzugefügt  wurde,  ^^  also  ebenfalls  erst  hundert, 
hundertzwanzig,  höchstens  hundertvierzig  Jahre  nach  der  frag- 
lichen Ansiedelung.  Es  ist  unfassbar,  dass  das  Andenken  der 
königlichen  Kolonisation  in  verhältnismässig  kurzer  Zeit  so  voll- 
kommen geschwunden  sein  sollte,  dass  die  Quellen  eine  der 
Wahrheit  diametral  entgegengesetzte  Erzählung  aufzunehmen 
vermochten. 

Das  wichtigste  Argument  gegen  die  Annahme  Hunfalvv's 
liefert  jedoch  die  Rechtsgeschichte,  welche  von  den  Forschern 
des  Ursprungs  der  Szeklyer  bisher  nicht  beachtet  wurde.  Die 
Szeklyer  bewahrten  ihre  ursprüngliche  Stämme-  und  Geschlechter- 
verfassung —  zufolge  völlig  glaubwürdiger  Berichte  —  bis  ins 
XVI.  Jahrhundert,  sowohl  in  den  besitzrechtlichen  Beziehungen, 
als  hinsichtlich  der  Verwaltung  und  der  Kriegs-  und  Gerichts- 
verfassung.^*^ Wenn  nun  die  Szeklyer  königliche  Kolonisten  waren, 
bleibt  ihre  Stämme-  und  Geschlechterverfassung  schlechthin  un- 

"  In  §.  1  ist  ausgeführt  worden,  dass  Anonymus  aller  Wahrschein- 
lichkeit nach  Notar  König  Belas  III.  war. 

^^  Marczali's  einleitende  Bemerkungen  MHK.  S.  465. 

^*  „Per  tribus  et  generationes  atque  lineas  generationum  (antiquorum 
more)  hereditates  ac  officia  inter  sese  partiuntur  et  dividunt",  sagt  Werböczi 
in  tit.  4.  partis  III.  Siehe  Karl  Szabö,  A  szekelyek  regi  törvenyei  es  szo- 
käsai  [Die  alten  Gesetze  und  Gebräuche  der  Szeklyer]  in  :  A  regi  szekely- 
seg  S.  157—200. 
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erklärt.  In  Ungarn  verschwand  die  Stämme-  und  Geschlechter- 
verfassung infolge  der  von  Stefan  dem  Heiligen  begründeten 
staatlichen  Einrichtungen  als  Verwaltungs-  und  Gerichtsorgani- 
sation im  Laufe  des  XI.  Jahrhunderts  vollkommen  von  der 
Bildfläche.  Woher  hätten  also  die  Szeklyer,  die  angeblich  von 
den  ungarischen  Königen  zu  Ende  des  XI.  oder  im  Anfange 
des  XII.  Jahrhunderts  aus  Ungarn  in  den  Siebenbürger  Ge- 
birgen angesiedelt  wurden,  diese  Stämme-  und  Geschlechter- 
verfassung genommen,  welche  doch  in  Ungarn  bereits  zu  be- 
stehen aufgehört  und  der  königlichen  Verwaltungsorganisation, 
der  Comitatsverfassung  das  Feld  geräumt  hatte?  Dass  die 
Könige,  die  in  Ungarn  die  Stämme-  und  Geschlechterver- 
fassung verdrängten  und  beseitigten,  in  den  von  ihnen  gegrün- 
deten Niederlassungen  der  Grenzhüter  dieselbe  Stämme-  und 
Geschlechterverfassung  ins  Leben  gerufen  hätten,  ist  eine  un- 
sinnige Vorstellung.  Dergleichen  Rückwärtsentwicklungen  gibt 
es  nicht  in  der  Geschichte  des  Rechts. 

Der  Bestand  der  Stämme-  und  Geschlechterverfassung  ist 
auch  sonst  unvereinbar  mit  der  Annahme  der  aus  verschiedenen 
Teilen  Ungarns  erfolgten  Ansiedelung;  denn  jene  Verfassung 
beruht  notwendig  auf  patriarchalischen  Grundlagen,  auf  der 
gemeinsammen  Abstammung,  und  entwickelt  sich  stets  allmälig 
nnd  organisch.  Eine  solche  Entwicklung  kann  bei  einer  aus  den  ver- 
schiedensten Landesteilen  zusammengescharten  Volksmenge  un- 
möglich angenommen  werden.  Von  dem  Standpunkte  Hunfalvy's 
lässt  es  sich  also  auf  keine  Weise  erklären,  warum  und  wieso 
sich  bei  den  Szeklyern  die  alte  Ordnung  der  Stämme  und 
Geschlechter  als  Verwaltungs-  und  Besitzverfassung  erhalten 
konnte. 

Wir  können  daher  die  Szeklyer  keinesfalls  für  königliche 
Kolonisten  halten.  Doch  auch  dem  stehen  in  Wahrheit  schwer- 
wiegende Gründe  entgegen,  dass  sie  ein  Teil  des  Hunnenvolkes 
wären,  der  sich  nach  dem  Tode  Attila's  und  dem  Zusammen- 
bruche des  Reiches  in  das  Siebenbürger  Hochgebirge  zurück- 
gezogen hätte.  Die  Frage  nach  dem  Ursprung  der  Szeklyer  ist 
zur  Zeit  noch  eine  offene  Frage.  Unseres  Erachtens  aber  kann 
die  rechtsgeschichtliche  Tatsache,  dass  die  uralte  Stämme-  und 
Geschlechterverfassung  bei  den  Szeklyern  noch  Jahrhunderte 
lang  ungebrochen  fortbestand,  nachdem  sie  in  den  übrigen  Tei- 
len   Ungarns   längst    verschwunden    war,   nicht   anders    erklärt 
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werden,  als  dadurch,  dass  die  Szeklyer  entweder  ein  beson- 
derer Stamm  des  ungarischen  Volkes  oder,  was  grössere  Wahr- 
scheinlichkeit für  sich  hat,  ein  den  Ungarn  nahe  verwandtes 
und  verbündetes  Volk  waren,  das  infolge  dessen  an  der  Grenze 
des  Landesgebietes  sich  niederliess  und  vermöge  seiner  isolier- 
teren Lage  die  alte  Verfassung  zu  bewahren  vermochte,  auch 
als  sie  im  übrigen  Ungarn  der  kräftig  aufstrebenden  könig- 
lichen Comitatsverfassung  gegenüber  unterlag. 

Demgemäss  dürfen  wir  die  Berichte  der  Chroniken  über 
den  Anschluss  dieses  verwandten  Volkes  nicht  kurzweg  als 
gänzlich  wertlos  verwerfen,  wenn  es  auch  freilich  noch  nicht 
gelungen  ist,  den  historischen  Kern  der  Überlieferung  mit  Ge- 
wissheit blosszulegen.  Sehr  wahrscheinlich  ist  es  —  und  diese 
Ansicht  gewinnt  immer  mehr  Anhänger  — ,  dass  die  Szeklyer 
die  Nachkommen  der  Kabaren  sind.  Ihr  Name  szekely  be- 
deutet möglicherweise  Grenzbewohner,  Grenzwächter,  denn  szek 
heisst  im  Altungarischen  unter  andern  auch  Grenzmark,  Ende.^' 
Doch  scheint  jene  Ansicht  grösseren  Anspruch  auf  Billigung  zu 
haben,  dass  in  dem  Namen  szekely  das  Andenken  des  Stam- 
mes Essegel,  eines  Stammes  der  Donaubulgaren,^*  fortlebt, 
aus  dessen  Reihen  eines  der  drei  kabarischen  Geschlechter  — 
bekanntlich  waren  die  Chasaren  den  Bulgaren  nahe  verwandt 
—  sich  gebildet  haben  mochte.^^ 

Das  Szeklyervolk  zerfiel  infsechs  Stämme  (iribus),  namens 
Adorjän,  Äbrän,  Halom,  Jenö,  Medgyes,  Örlecz,  jeder  Stamm  in 
vier  Geschlechter  {generatio)-^  und  jedes    Geschlecht   in  Sipp- 

^^  Vgl.  über  die  Möglichkeit  dieser  Wortbildung  die  Abhandlung 
Bernhard  Munkäcsi's,  Magyar-szläv  ethnikai  erintkezes  kezdetei  [Die  An- 
fänge der  ethnischen  Berührung  der  Ungarn  und  Slaven]  Ethnographia 
Jg.  1897  S.  19  ff. 

1«  S.  die  Nachricht  bei  Ibn  Rosteh  und  Gurdezi  MHK.  S.  163,  164. 
Angeführt  oben  S.  43. 

*^  Es  ist  das  die  sehr  beachtenswerte  Behauptung  Pauler's,  A  ma- 
gj^ar  nemzet  törtenete  Szent  Istvänig  S.  14,  240.  Bereits  der  erste  Heraus- 
geber Ibn  Rosteh's,  der  Russe  Chwolson,  hat  die  Essegelbulgaren  und  die 
Szeklyer  in  Verbindung  gebracht,  aber  ohne  irgendwelche  historische  Be- 
gründung. Siehe  A.  Gyoroky  (Edlspacher) :  Ibn  Daszta  tudositäsa  a  magya- 
rokröl.  Szäzadok  Jg.  1871  S.  465—478. 

■"  Die  Namen  der  Geschlechter  sind  in  einer  Aufzeichnung  aus  dem 
Jahre  1557  aufgezählt,  worin  mitgeteilt  wird,  in  welcher  Reihenfolge  von 
Jahr  zu  Jahr  die  Ämter  des  Hauptmanns  und  des  Oberrichters  im  Maroscher 
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Schäften  oder  Zweige  {Urica),  deren  Zahl  keine  gleiche  war. 
Wir  wissen  nicht,  welche  Beamten  in  den  ältesten  Zeiten  an 
der  Spitze  des  gesammten  Szeklyervolkes  gestanden  haben ;  für 
das  Zeitalter  der  Urverfassung  besitzen  wir  nämlich  nur  die 
sehr  zweifelhaften  Nachrichten  der  falschen  Szeklyerchronik, 
dass  das  Szeklyervolk  einen  gewählten  obersten  Beamten,  den 
Ober-Rhabonban,  über  sich  gehabt  habe,  ferner  zwei  Beamte 
mit  richterlicher  Competenz,  den  Gyula  und  den  Horkas.-'  Das 
eine  steht  zweifellos  fest,  dass  das  Amt  des  Heerführers  von 
dem  Richteramte  geschieden  war,  ebenso  wie  bei  den  Ungarn : 
die  einzelnen  Stühle  haben  noch  im  XV.  und  XVI.  Jahrhundert 
jeder  seinen  besonderen  Hauptmann  und  Richter.  Dass  es  neben 
den  gemeinsamen  Nationalbeamten  bereits  in  den  ältesten  Zei- 
ten Beamte  der  einzelnen  Stämme  gab,  kann  wol  nicht 
bezweifelt  werden,  doch  wissen  wir  hierüber  nichts  Näheres ; 
aus  den  späteren  Zuständen  dürfen  wir  schliessen,  dass  die 
Besetzung  der  Ämter  nach  Geschlechtern  und  Sippschaften 
erfolgte. 

Wir  treffen  ferner  bei  den  Szeklyern  dieselbe  Besitzver- 
fassung an,  welche  bei  den  Ungarn  bestand.  Die  geschlechts- 
genossenschaftliche Feldgemeinschaft  erhielt  sich  in  einzelnen 
Gegenden  des  Szeklyerlandes  bis  zu  Anfang  des  XIX.  Jahr- 
hunderts.-- 

Air  dies  lässt  mutmassen,  dass  das  Szeklyervolk  sich  rasch 
in  den  nationalen  Organismus  des  ungarischen  Volkes  einfügte, 
und  berechtigt  uns  zu  der  Annahme  einer  nahen  Verwandt- 
schaft der  Szeklyer  mit  den  übrigen  ungarischen  Stämmen. 

Die  ungarischen  Eroberer  fanden  hier,  wie  mehrfach  er- 
wähnt, Volkselemente  von  dreierlei  Herkunft  vor:  Slaven,  Ger- 
manen und  einige  zerstreute  Splitter  der  grossen  ural-altajischen 
Völkerfamilie,  nämlich  avarische  und    bulgarische  Niederlassun- 


Stuhle  in  den  Jahren  1491  —  1514  aus  den  Stämmen  und  Geschlechtern  be- 
setzt wurden.  Szekely  Oklt.  II.  S.  139  ff.  Szäzadok  Jg.  1868  S.  673  ff. 

*'  Es  verdient  Beachtung,  dass  unter  den  Abkömmlingen  Tuhutums, 
des  Stammeshäuptlings,  der  Siebenbürgen  eroberte,  einige  den  Namen 
Gyula  und  Horka  führen.  „Tuhutum  vero  genuit  Horcam,  Horca  genuit 
Geuiam  et  Zubor  .  .  .  Zumbor  (sie !)  vero  genuit  minorem  Geulam."  Ano- 
nymus Kap.  27  MHK.  S.  424,  Endlicher  S.  26. 

"  K.  TaoAnyi,  A  földközösseg  törtenete  Magyarorszägon  S.  216. 
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gen.  Wir  entbehren  ausführlicher  Daten  betreff  der  Rechtstel- 
lung dieser  unterworfenen  Völker.  Aus  den  Zuständen  der 
späteren  Zeit  und  fremden  Analogien  können  wir  folgern,  dass 
die  Ungarn  einen  Teil  der  besiegten  Völker  zu  Sklaven  mach- 
ten, den  anderen  Teil  jedoch  nicht  nur  im  Genüsse  der  per- 
sönlichen Freiheit,  sondern  auch  seines  Grundes  und  Bodens 
Hessen  und  bloss  zu  gewissen  Abgaben  von  seinem  Grund- 
besitze verpflichteten.  Aus  diesen  Schichten  der  hier  vorgefun- 
denen Bevölkerung  giengen  die  freien  Landleute  der  Ärpäden- 
zeit  hervor. 

Bis  in  die  neuere  Zeit  wurde  von  noch  einem  Volks- 
elemente angenommen,  dass  es  bereits  zur  Zeit  der  Niederlas- 
sung der  Ungarn  im  Lande  wohnte :  nämlich  von  den  Wallachen 
oder  Rumänen.  Diese  Annahme  stützte  sich  besonders  auf  die 
Erzählung  des  Anonymus,  welcher  Gelou,  den  Herzog  der  Wal- 
lachen, durch  einen  der  sieben  Stammesfürsten,  Tuhutum,  be- 
siegen lässt."  Neuerdings  ist  jedoch  von  Robert  Roesler, 
Paul  Hunfalvv,  Ladislaus  Rethy  und  anderen  Forschern  in 
jedweden  Zweifel  beseitigender  Weise  festgestellt  worden,  dass 
die  Erzählung  des  Anonymus  auf  Irrtümern  und  Unkenntnis 
beruht,  und  dass  die  Wallachen  sich  lange  nach  der  Land- 
nahme nach  und  nach  in  verschiedenen  Teilen  Siebenbürgens 
einnisteten. 

In  allerjüngster  Zeit  ist  auch  das  Ethnicum  der  Rumänen 
strittig  geworden.  Während  man  in  ihnen  bisher  die  Nach- 
kommen des  zur  Zeit  der  römischen  Herrschaft  romanisierten 
dacisch-illyrisch-thrakischen  Volkselementes  sah,  die  sich  in  den 
gebirgigen  Gegenden  der  Balkanhalbinsel  als  nomadisierende 
Hirtenvölker  erhalten  hätten,  stellten  jüngst  Rethy  und  Thallöczy 
(ersterer  gestützt  auf  philologische  Tatsachen,  letzterer  auf  Grund 
umfassender  wirtschaftgeschichtlicher  Parallelen)  den  mittel- 
italischen Ursprung  des  romanischen  Volkes  auf :  die  Wallachen 
seien  Abkömmlinge  der  nomadischen  Hirten  des  Appenninen- 
gebirges,  die  —  möglicherweise  infolge  kaiserlicher  Kolonisa- 
tion —  in  das  dalmatische  Küstengebiet  und  die  illyrischen 
Gebirge  übersiedelten,  und  im  Laufe  der  Jahrhunderte  erst  illy- 
risch-thrakische,    später    slavische    Mischungen    erlitten.    Soviel 

23  Kap.  26.  MHK.  S.  423,  Endlicher  S.  25.  Blaci  unterstützen  auch 
den  Herzog  Glad.  Kap.  44,  ebenda  S.  442,  bezw.  40. 
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steht  fest,  dass  einzelne  Schwärme  der  mit  dem  Namen  Blak, 
Vlacli  bezeichneten  wandernden  Hirtenvölker  im  XI— Xll.  Jahr- 
hundert über  die  Untere  Donau  gehen  und  sich  in  der  Wallachei, 
bald  auch  in  Siebenbürgen  niederlassen.  Die  erste  authentische 
urkundliche  Erwähnung  geschieht  ihrer  hier  im  Jahre  1222,  dann 
werden  sie  in  dem  berühmten  diploma  Andreanum  von  1224, 
dem  Freiheitsbriefe  der  auf  dem  Königsgrunde  angesiedelten 
Sachsen  genannt."^^ 

-*  Art.  9.  Endlicher  S.  422. 


IL  BUCH. 
DAS  ZEITALTER 

DER   VON 

STEFAN  DEM  HEILIGEN  BEGRÜNDETEN 
STAATSVERFASSUNG. 

(1000-1308.) 


I.  KAPITEL. 

Historische  und  rechtshistorische  Vorläufer. 

§.  1.   Die   Umwandlung  des   kriegerischen    National- 
geistes. Der  Übertritt  zum  Christentum. 

Der  kriegerische  Nationalgeist  blieb  auch  nach  der  Land- 
nahme die  treibende  Kraft  des  ungarischen  staatlichen  und  ge- 
sellschaftlichen Lebens.  Dies  war  gegeben  in  den  jahrhunderte- 
langen Schicksalen  des  ungarischen  Volkes. 

Das  halbnomadische  Kriegervolk  der  Ungarn,  dessen  Kampf- 
weise Leo  der  Weise  mit  solch'  rühmenden  Ausdrücken  schildert, 
vermochte  nicht  im  Handumdrehen  mit  seiner  geschichtlichen 
Vergangenheit  zu  brechen.  Nach  den  schweren  Kämpfen,  welche 
die  Landnahme  begleiteten,  trug  es  gar  bald  nach  neuen  Kriegs- 
taten und  neuer  Beute  Begehr.  Es  kann  uns  daher  nicht  über- 
raschen, dass  die  Ungarn  bereits  unter  dem  Herzoge  Zsolt,  dem 
Sohne  und  Nachfolger  Ärpäds,  den  Westen  und  Südosten 
Europas  durchstreiften  und  —  zumeist  nach  Stämmen  —  die 
benachbarten  Völker  mit  Raubkriegen  überzogen. 

Diese  Kriegszüge  waren  trotz  der  notwendig  damit  ver- 
bundenen Opfer  von  grosser  vorteilhafter  Bedeutung,  indem  sie 
den  kriegerischen  Geist  der  ungarischen  Nation  wach  hielten, 
den  Namen  Ungar  ringsum  zu  einem  gefürchteten  machten ;  ja 
man  darf  wol  behaupten,  dass  sie  eine  notwendige  Voraus- 
setzung des  Bestandes  und  der  Entwicklung  des  ungarischen 
Staates  bildeten. 

Während  der  Regierung  Herzog  Gezas  nimmt  das  öffent- 
liche Leben  der  ungarischen  Nation  eine  entschieden  fried- 
liche Richtung.  Seine  Herrschaft  brachte  eine  zwiefache  folgen- 
reiche Wendung.  Erstens,  indem  er  Ungarn  dem  Christentum 
eröffnete;  zweitens  dadurch,  dass  infolge  der  friedlicheren   Ge- 


94 


staltung  der  äusseren  Beziehungen  die  selbständige  öffentlich- 
rechtliche Bedeutung  der  Stämme  zu  schwinden  begann :  die 
Stämme  biissten  ihre  politische  Wichtigkeit  ein  und  die  Recht- 
stellung des  Herzogs  verstärkte  sich  mehr  und  mehr  zu  einer 
monarchischen  Gewalt. 

Dank  der  Gunst  und  Unterstützung  Sarolts,  der  Gattin 
Gezas,  strömen  gar  bald  aus  dem  Westen,  wie  von  Osten 
Missionäre  ins  Land,  um  den  christlichen  Glauben  zu  predigen. 
Geza  selbst  empfieng  die  Taufe,  nebst  seinem  Sohne  Stefan,  den 
er  in  christlichem  Geiste  erziehen  Hess. 

Es  waren  dies  die  ersten  entscheidenden  Schritte,  welche 
die  ungarische  Nation  in  nahe  Berührung  zu  dem  gebildeten 
christlichen  Westen  brachten  und  es  ermöglichten,  dass  das 
Staats-  und  sociale  Leben  Ungarns  sich  unter  dem  Einflüsse 
der  im  westlichen  Europa  herrschenden  Ideen  und  Institutionen 
gestaltete. 

Die  nächste  Folge  der  Wandlung,  die  solcherart  im  ungari- 
schen Nationalgeiste  vor  sich  gieng,  war  das  sociale  Empor- 
steigen derjenigen  Bevölkerungselemente,  deren  Vorfahren  von 
den  ungarischen  Eroberern  im  Besitze  ihrer  Freiheit  gelassen 
wurden.  Ihnen  gesellten  sich  in  beträchtlicher  Zahl  fremde  An- 
kömmlinge zu,  und  vorwiegend  diese  bewirkten  es,  dass  sich 
in  Ungarn  eine  neue  gesellschaftliche  Klasse  bildete,  welche 
dem  Herzog  als  Stütze  diente  in  seinen  auf  Begründung  neuer 
Zustände  gerichteten  Bestrebungen,  ^  und  deren  politisches  Ge- 
wicht grossen  Teil  hatte  an  dem  raschen  Verfall  der  Stämme- 
verfassung als  einer  staatlichen  Ordnung. 

Die  Auflösung  der  Stämmeverfassung  ist  unmittelbar  darauf 
zurückzuführen,  dass  mit  dem  gänzlichen  Aufhören  der  von  den 
einzelnen  Stämmen  geführten  Kriege  und  Beutezüge  die  mili- 
tärische Bedeutung  des  Stammesverbandes  schwand.  Die  Stam- 
meshäuptlinge,   die   gegen    die    veränderten   Verhältnisse   nicht 

'  Das  bezeugt  besonders  Kap.  6  der  Ermahnungen  Stefans  an  sei- 
nen Sohn  (s.  g.  Institutio  morum):  „In  hospitibus  et  venticiis  viris  tanta 
inest  utilitas,  ut  digne  sexto  in  loco  regalis  dignitatis  possit  haberi  .... 
Sicut  enim  ex  diversis  partibus  et  provinciis  veniunt  hospites,  ita  diversas 
Hnguas  et  consuetudines  diversaque  documenta  et  arma  secum  ducunt, 
quae  omnia  regiam  ornant  et  magnificant  aulam  et  perterritant  exterorum 
arrogantiam.  Nam  unius  linguae  uniusque  moris  regnum  imbecile  et  fra- 
gile est . . ."  Decr.  S.  Steph.  1.  cap.  6.,  Endlicher  S.  305. 
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ankämpfen  konnten,  gaben  preis,  was  sie  nicht  mehr  retten  konn- 
ten und  trachteten  ihren  poUtischen  Einfluss  im  Rahmen  des 
neuen  Staats-  und  socialen  Lebens,  als  vornehmste  Stütze  und 
erste  Ratgeber  der  herzoglichen  Gewalt  zu  bewahren.  Der  Auf- 
lösung der  Stammesverfassung  folgte  rasch  der  Untergang  der 
Geschlechtsverfassung  als  einer  öffentlich-rechtlichen  Ordnung. 
Die  Bedeutung  des  Geschlechtsverbandes  bestand  bloss  für  das 
Besitzrecht  fort. 

An  die  Stelle  der  verfallenden  alten  Staatsverfassung  musste 
eine  neue  staatliche  Ordnung  gesetzt  werden,  welche  den  Bestand 
der  ungarischen  Nation  und  deren  selbständige  und  unabhängige 
Stellung  in  der  Reihe  der  europäischen  Staaten   sichern   sollte. 

Die  vornehmste  Bedingung  des  Eintrittes  in  die  Reihe  der 
westeuropäischen  Staaten  war,  wie  erwähnt,  die  Bekehrung  zum 
Christentum.  Der  christliche  Glaube  und  dessen  äussere  Organi- 
sation, die  Kirche,  war  zu  dieser  Zeit  das  Band,  das  die  europäi- 
schen Völker  zu  einer  gewissen  höheren  Einheit  verknüpfte.  Das 
Christentum  gab  dem  staatlichen  und  socialen  Leben  der  euro- 
päischen Völker  eine  einheitliche  Grundrichtung  und  Charakter. 
Der  christliche  Glaube  und  die  Kirche  waren  das  einzige  lebens- 
fähige Element,  das  inmitten  der  Stürme  der  Völkerwanderung 
sich  erhalten  hatte,  und  nicht  nur  nicht  verdrängt,  noch  unter- 
worfen wurde,  sondern  umgekehrt  die  Barbaren  unterwarf. 

Die  Kirche  nahm  die  Barbarenvölker  in  ihren  Schoss  auf, 
trachtete  ihnen  die  Reste  der  antiken  Kultur  zu  vermitteln  und 
zwischen  den  Siegern  und  Besiegten  Frieden  zu  stiften.  Auf 
diese  Weise  hatte  die  Kirche  grossen  Anteil  an  der  Begründung 
des  neuen  Staats-  und  socialen  Lebens  des  Mittelalters.  Das 
Christentum  ist  während  langer  Jahrhunderte  nicht  bloss  der 
Träger  des  Religiös-Ethischen,  sondern  zugleich  ein  hochbedeut- 
samer Factor  der  staatlichen  Verfassung  gewesen. 

Stefan  der  Heilige  erkannte  in  vollstem  Umfange  die  Be- 
deutung des  Christentums  für  das  Staats-  und  sociale  Leben 
der  europäischen  Völker,  und  darum  war  es,  als  er  das  Herzogs- 
amt antrat,  sein  dringendstes  und  eifrigstes  Bestreben,  das  unga- 
rische Volk  dem  Christentum  zu  gewinnen  und  die  Nation  in 
den  Schoss  der  christlichen  Kirche  zu  geleiten.  Nur  hiervon 
konnte  er  erwarten,  dass  das  ungarische  Volk  den  energischen 
Bruch  mit  der  Vergangenheit  vollziehen  und  mittelst  der  Recep- 
tion   der  im   westlichen   Europa   herrschenden  Ideen  und  Ein- 
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richtungen  eine  staatliche  und  gesellschaftliche  Ordnung  gründen 
werde,  welche  die  staatliche  Existenz  und  Zukunft  der  Nation 
zu  sichern  imstande  sei.- 

Den  Glaubenseifer  Stefans  des  Heiligen  krönte  nach  vier 
Jahren  schwerer  Mühe  und  Kämpfe  vollster  Erfolg.  Die  Anhän- 
ger des  alten  angestammten  Glaubens  empörten  sich  wol  unter 
der  Anführung  Koppänys,  aber  sie  wurden  niedergeworfen.  Da- 
mit war  jeder  Widerstand  gegen  die  siegreiche  Verbreitung  des 
Christentums  beseitigt. 

Der  staatlichen  Unabhängigkeit  und  Selbständigkeit  der 
ungarischen  Nation  drohte  jedoch  bei  der  Gelegenheit  des  Ein- 
trittes in  die  christliche  Kirche  eine  zwiefache  Gefahr.  Die  eine 
war  von  geringerer  Bedeutung  und  bezog  sich  mehr  auf  die 
kirchliche  Organisation.  In  den  Teilen  jenseits  der  Donau,  dem 
Pannonien  der  Alten,  hatte  sich  zwischen  der  zumeist  slavischen 
Bevölkerung  das  Christentum  noch  vor  der  Landnahme  ver- 
breitet und  dieses  Gebiet  hinsichtlich  der  kirchlichen  Jurisdiction 
zur  Diöcese  des  Erzbischofs  von  Salzburg  und  des  Bischofs  von 
Passau  gehört.-'  Infolge  des  Übertritts  der  Ungarn  sahen  diese 
Kirchenfürsten  ihre  Kirchengewalt  wieder  aufleben  und  sowol 
der  Erzbischof  von  Salzburg,  als  der  Bischof  von  Passau  nahmen 
kirchliche  Obrigkeitsrechte  betreff  dieser  Gebietsteile  in  Anspruch. 
Es  bestand  die  Gefahr,  dass  ein  Teil  des  ungarischen  Staats- 
gebietes unter  das  Kirchenregiment  von  Prälaten  eines  fremden 
Staates  geriete. 

Von  weit  grösserer  Bedeutung  war  die  andere  Gefahr, 
welche  die  politische  Unabhängigkeit  der  ungarischen  Nation 
von  Seite  des  römischen,  richtiger  deutsch-römischen  Kaisertums 
bedrohte. 

Das  ehemalige  römische  Kaisertum  war  auf  christlichen 
Grundlagen  von  Karl  dem  Grossen  erneuert  worden,  der  im 
Jahre  800,  nachdem  er  zu  Weihnachten  vom  Papste  zum  Kaiser 
gekrönt  worden  war,   den    Kaisertitel   annahm   und    damit   das 

*  „Es  duldet  keinen  Zweifel",  sagt  Vämb^ry  (citiert  von  Otto  Her- 
MAN,  A  magyar  nep  arcza  es  jelleme  [Antlitz  und  Charakter  des  ungari- 
schen Volkes}  S.  174),  „dass  die  Christianisierung  der  ungarischen  Nation 
und  die  christliche  Kultur  die  ungarische  Nation  vor  dem  Untergange  be- 
wahrt hat." 

^  Vgl.  die  Conversio  Carantanorum  et  Bagvariorum  MHK.  S.  303  ff, 
MG,  SS.  XI.  S.  1  ff. 
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fränkische  Reich  zum  Weltreiche  bestimmte.  Denn  —  das  war 
die  leitende  Idee  —  wie  die  Christenheit  ein  kirchliches  Ober- 
haupt besitzt,  so  sollte  sie  ein  gemeinsames  weltliches  Oberhaupt 
haben :  den  römischen  Kaiser. 

Das  von  Karl  dem  Grossen  zur  Weltmacht  erhobene  frän- 
kische Reich  zerfiel  bald  nach  dem  Tode  des  mächtigen  Kaisers, 
und  damit  verschwand  die  factische  Möglichkeit  des  christlichen 
Weltreiches.  Das  christlich-römische  Kaisertum  bestand  zur  Zeit 
Stefans  des  Heiligen  wol  nicht  als  Weltreich,  aber  die  Idee 
oder  besser  gesagt  die  Theorie  des  christlichen  römischen  Kaiser- 
reichs lebte  fort. 

Die  Kaiser  betrachteten  sich  als  Häupter  der  gesammten 
Christenheit  und  daher  als  Oberlehnsherren  aller  anderen  Fürsten; 
sie  beanspruchten  von  Seite  der  übrigen  Herrscher  Lehns- 
treue und  Lehnsdienste  und  behaupteten,  dass  der  Königstitel 
ausschliesslich  von  ihnen  veriiehen  werden  könne. 

Diese  Forderungen  und  Ansprüche  hatten  wenig  zu  sagen 
gegenüber  Fürsten,  die  über  mächtige  Nationen  herrschten,  aber 
sie  bedeuteten  eine  grosse  Gefahr  für  minder  mächtige  Herrscher. 
Stefan  der  Heilige  erkannte  klar  die  Gefahr,  die  der  Unabhängig- 
keit Ungarns  von  dorther  drohte,  und  wendete  sich  darum,  als 
er  das  Bekehrungswerk  vollendet  hatte,  mit  der  Bitte  um  Ver- 
leihung des  Königstitels  und  der  Königskrone  nicht  an  den  deutsch- 
römischen Kaiser,  obwol  er  mit  ihm  gute  Beziehungen  pflog, 
sondern  an  den  Papst  Sylvester  II. 

Stefan  der  Heilige  sandte  seinen  Gesandten  Astrik  mit  dop- 
pelter Bitte  nach  Rom.  Er  sollte  vom  Papst  den  Königstitel  und  die 
Königskrone,  und  zweitens  Erlaubnis  und  Vollmacht  erwirken, 
dass  der  König  im  Bereiche  des  ungarischen  Staates  die  kirch- 
liche Organisation  der  Nation  selbstständig  vornehmen  könne. 

Die  Gesandtschaft  Astriks  war  von  vollem  Erfolg  begleitet. 
Stefan  der  Heilige  erhielt  alles,  worum  er  angesucht  hatte:  die 
Königskrone  und  die  apostolische  Legation. 

Kraft  des  Rechts  der  apostolischen  Legation  besass  Stefan 
der  Heilige  volle  Macht,  innerhalb  des  ungarischen  Staatsgebie- 
tes nach  Gutdünken  Kirchenämter  zu  gründen  und  sie  zu  be- 
setzen. Stefan  der  Heilige  hatte  also  nicht  bloss  die  politische 
Unabhängigkeit  Ungarns  gegenüber  dem  deutsch-römischen 
Kaisertum,  sondern  auch  die  Unabhängigkeit  der  ungarischen 
Kirchenverfassung  gegenüber  der  deutschen  Kirche  in  vollstem 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  7 
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Umfange  gewahrt,  denn  die  apostolische  Legation  schloss  für 
alle  Zukunft  aus,  dass  die  deutschen  Kirchenfürsten  sich  in 
die  kirchlichen  Angelegenheiten  Ungarns  einmischten. 

Während  der  langen  Regierung  Stefans  des  Heiligen  be- 
festigte sich  das  Christentum  dermassen  und  die  Kirche  gewann 
eine  solch'  machtvolle  Organisation,  dass  sie  den  mit  dem  Tode 
Stefans  hereinbrechenden  Stürmen  siegreich  widerstehen  konnte. 
Es  war  Stefan  dem  Heiligen  gelungen,  die  Empfänglichkeit  für 
die  westeuropäischen  Ideen  und  Einrichtungen  tief  in  die  Seele 
der  Nation  zu  senken,  so  dass  die  von  ihm  begründeten  neuen 
Staats-  und  Rechtsinstitutionen  sich  auch  unter  seinen  schwachen 
Nachfolgern  erhielten  und  die  sichere  Grundlage  bildeten  für 
die  staatliche  Entwicklung  der  ungarischen  Nation. 

§.  2.  Die  westeuropäischen  Staatsideen  und  das 

öffentliche  Leben  der  ungarischen  Nation.  Entstehung 

und  Wesen  des  feudalen  Königtums. 

Als  Stefan  der  Heilige  an  der  Wende  des  X.  Jahrhunderts 
das  grosse  Werk  der  Neugestaltung  in  Angriff  nahm  und  sich 
anschickte,  dem  öffentlichen  Leben  Ungarns  westeuropäischen 
Charakter  aufzuprägen,  war  in  den  Staaten  des  Westens  das 
mittelalterliche,  s.  g.  feudale  Staatswesen  bereits  zur  vollsten  Ent- 
faltung und  Blüte  gelangt. 

Auf  den  Trümmern  des  römischen  Reiches  waren  im  V. 
und  VI.  Jahrhundert  germanische  Königreiche  entstanden.  Das 
germanische  Element  übernahm  die  Führung  nicht  nur  im  poli- 
tischen, sondern  gar  bald  auch  im  Kulturleben,  besonders  im 
Rechtsleben.  Auf  die  Eroberung  und  Ausbreitung  der  Bar- 
barenvölker war  allmählig  eine  Aussöhnung  des  romanischen 
und  germanischen  Volkselementes  gefolgt,  infolge  deren  beide 
wechselseitig  die  Kulturwerte  und  moralischen  Güter  austausch- 
ten, die  bei  der  Gründung  des  neuen  Staats-  und  socialen 
Lebens  verwendet  werden  konnten. 

Ursprünglich  war  das  romanische  Element  dem  germani- 
schen in  den  kulturellen  Beziehungen  weit  überlegen.  Und 
das  Wichtigste,  was  die  barbarischen  Eroberer  von  den  Rö- 
mern erhielten,  war  das  Christentum  und  dessen  äussere  Orga- 
nisation, die  Kirche.  Das  Christentum  hatte  seinen  Ursprung 
im  römischen  Reiche;  die  Kinderzeit  hatte   es  in  den  östlichen 
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Provinzen  gelebt  und  sich  dann  allenthalben  ausgebreitet  und 
befestigt.  Dennoch  blieb  es  ohne  Einfluss  auf  die  Entwicklung 
der  hellenisch-römischen  Kultur;  es  vermochte  nicht  ihr  neue 
Lebenskraft  einzuflössen,  eine  neue,  gesündere  Richtung  zu 
geben  und  dadurch  die  antike  Gesellschaft  vor  dem  Zusam- 
menbruche zu  bewahren.  Das  Christentum  bedurfte,  so  scheint 
es,  vollkommen  gesunder,  unverderbter  Grundlagen,  um  seine 
weltgeschichtliche  Mission  erfüllen  zu  können.  Die  eigentliche 
Zeit  des  Christentums,  das  Zeitalter  der  Herrschaft  der  christ- 
lichen Ideen,  war  erst  nach  dem  Sturze  des  römischen  Welt- 
reichs gekommen.  Inmitten  der  allgemeinen  Zerstörung  und  Ver- 
wilderung hielt  es  das  Gebot  der  Liebe  und  des  Friedens  hoch 
und  wirkte  so  auf  die  neuen  staatlichen  und  gesellschaftlichen 
Bildungen  des  Mittelalters  als  wichtigster  erziehlicher  Factor  der 
Ordnung  ein. 

Die  Germanen  hatten  hinwiederum  —  wie  Guizot  treffend 
sagt  —  aus  ihren  Urwäldern  ganz  besonders  ein  Gut  mit  sich 
gebracht:  den  Gedanken  der  individuellen  Freiheit,^  der  im 
Altertume  sozusagen  gänzlich  unbekannt  war.  Nach  der  antiken 
Auffassung  ist  das  Individuum  nicht  für  sich  da,  sondern  für 
die  Gesammtheit.  Der  Einzelne  hat  als  solcher  keine  Rechte, 
bloss  als  Mitglied  der  Gesammtheit.  Das  Individuum  geht  ganz 
in  der  Gesammtheit  auf  und  ist  den  Interessen  der  Gesammt- 
heit, des  Staates  unbedingt  unterworfen.  Der  Mangel  der  indi- 
viduellen Freiheit  führte  im  Altertum  zur  staatlichen  Omni- 
potenz,  welche  die  Gesellschaft  erschlaffen  Hess  und  derart  den 
Staat  selbst  schwächte  und  den  endlichen  Untergang  der  klas- 
sischen Kulturwelt  verursachte. 

Es  beruhte  wol  auf  dem  grossen  historischen  Gesetze 
des  Kontrastes,  dass  nun  ein  Volkselement  die  Führung  über- 
nahm, das  völlig  von  dem  Gedanken  der  individuellen  Freiheit 
durchdrungen  war  und  in  dessen  öffentlichem  Leben  dieser  Ge- 
danke seine  volle  Kraft  äusserte,  d.  i.  der  Staat  gemässigtere 
Ansprüche  an  das  Individuum  stellte  und  dieses  nicht  zu  gunsten 
der  Gemeininteressen  vernichtete.  Es  hätte  hierfür  kein  geeigne- 

1  „Les  Germains  nous  ont  donne  l'esprit  de  liberte,  de  la  liberte 
teile  que  nous  la  concevons,  et  la  connaissons  aujourd'hui,  comme  le  droit 
et  le  bien  de  chaque  individu,  maitre  de  lui-meme  et  de  ses  actions  et 
de  son  sort  tant  qu'il  ne  nuit  ä  aucun  autre."  Histoire  de  la  civilisation  en 
France  I.  S.  230. 

7* 
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teres  Volkselement  gefunden  werden  können,  als  eben  das  ger- 
manische; denn  uns  ist  aus  der  Weltgeschichte  kein  zweites 
bekannt,  bei  welchem  der  Gedanke  der  individuellen  Freiheit 
von  Anbeginn  so  kräftig  entwickelt  gewesen  wäre,  als  bei 
den  Germanen. 

Dennoch  wäre  es  sehr  irrig  zu  glauben,  dass  den  ger- 
manischen Völkern  im  Zeitalter  der  Urverfassung  der  Staats- 
gedanke, die  Idee  der  Allgemeinheit  überhaupt  gemangelt  hätte, 
und  dass  ausschliesslich  der  private  Herrschafts-  und  Dienst- 
verband, das  Verhältnis  privater  Unterordnung  und  Abhängig- 
keit die  primitive  Grundlage  des  öffentlichen  Lebens  gewesen 
wäre.-  Der  Bericht  des  Tacitus  selbst  beweist  das  Gegenteil. 
Aus  seinen  Mitteilungen  ist  deutlich  zu  ersehen,  dass  der  Ur- 
staat  der  Germanen  auf  einem  öffentlichen  Verbände  sich  auf- 
baute, der  das  Individuum  nicht  an  ein  anderes  Individuum, 
sondern  an  die  Gesammtheit  knüpfte  und  dem  Individuum  ge- 
wisse öffentliche  Pflichten  gegen  die  Gesammtheit  auferlegte. 
Nach  den  Berichten  des  Tacitus  bestanden  im  germanischen 
Urstaate  zwei  öffentliche  Pflichten :  die  allgemeine  Wehr-  und 
die  allgemeine  Gerichtspflicht.  Aber  es  ist  nichtsdestoweniger 
unzweifelhaft,^  dass  es  neben  dem  öffentlichen  Verbände  von 
Anfang  private  Abhängigkeitsverhältnisse  gab,  die  den  Einzelnen 
nicht  an  das  Volksganze,  sondern  an  einen  mächtigeren  Einzel- 
nen knüpften. 

Dieser  private  Verband  ist  das  schon  erwähnte  Gefolgs- 
wesen.  Freie  Volksgenossen  schliessen  sich  aus  freiem  Willen 
einem  mächtigeren  Individuum,  meist  dem  Fürsten  oder  König  an, 
werden  dessen  Untergebene  und  bilden  seine  stete  Begleitung. 
Ein   beträchtlicher   Teil    des    Volkes  gehört   zum   Gefolge.    So 

^  Am  schärfsten  wurde  diese  Ansicht  von  Guizot  formuHert :  „11  n'y  a 
point  de  puissance  publique,  point  de  gouvernement,  point  d'Etat"  a.  a.  O. 
S.  214.  „Le  public,  l'Etat  n'existaient  pas  dans  la  pensee  des  Francs  qui 
ne  connaissent  que  les  rapports  d'homme  ä  homme."  Essais  sur  l'histoire 
de  France.  S.  82.  Ihm  folgen  u.  a.  Eichhorn,  Rechtsgeschichte  §§  16  und 
17.  Philipps,  Deutsche  Geschichte  I.  S.  392  ff. 

'  Georg  Waitz  und  Paul  Roth,  dem  hierin  u.  a.  Thudichum  (Der 
altdeutsche  Staat),  Gemeiner  (Die  Verfassung  der  Centenen  und  des  frän- 
kischen Königtums)  und  Sohm  Fränkische  Reichs-  und  Gerichtsverfassung) 
folgen,  versuchen  das  Bestehen  privater  Abhängigkeitsverhältnisse  zu 
leugnen,  indem  sie  das  Gefolgsrecht  einzig  und  allein  für  den  König  und 
die  Fürsten  als  öffentliche  Volksbeamte  in  Anspruch  nehmen. 
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erblicken  wir  denn  schon  im  Urstaate  neben  dem  schwachen 
öffentlichen  Verbände  den  mächtigeren  privaten  Verband ;  und 
es  war  also  in  der  Urverfassung  der  germanischen  Völker  bereits 
sehr  früh  in  Frage  gestellt,  ob  der  Staatsgedanke,  die  Idee  der 
Allgemeinheit  oder  das  Prinzip  der  Individualität  sich  mäch- 
tiger erweisen  werde.*  Im  Laufe  der  Entwicklung  gewann  das 
Individualitätsprincip  immer  mehr  an  Kraft  und  errang  den 
Sieg  über  den  Staatsgedanken;  der  private  Verband  verdrängte 
den  öffentlichen  und  führte  zur  Bildung  des  feudalen  Staats- 
wesens. 

Die  auf  dem  Boden  des  römischen  Reiches  gegründeten 
germanischen  Staaten  sind  bereits  durchwegs  Königreiche.  An 
die  Stelle  der  demokratischen  Republiken  und  des  Volkskönig- 
tums von  früher  tritt  das  monarchische  Stammeskönigtum :  der 
König  ist  der  Inhaber  der  Souverainität,  er  besitzt  und  übt  die 
staatlichen  Hoheitsrechte.  Der  germanische  König  hat  jedoch  die 
Souverainitätsrechte  nicht  kraft  des  Volkswillens,  durch  Über- 
tragung empfangen,  sondern  er  hat  sie  sich  gegen  den  Willen 
des  Volkes  mit  Hilfe  des  Gefolgswesens  angeeignet,  da  er  nicht 
bloss  Führer  des  Volksheeres,  sondern  auf  Grund  des  privaten 
Verbandes  zugleich  Besitzer  einer  privaten  Kriegsmacht  war  und 
dank  der  letzteren  zu  stets  grösserem  Gewichte  und  Einflüsse 
gelangte,  so  dass  er  schliesslich  gegenüber  der  Volkssouveraini- 
tät  offen  Stellung  nehmen,  die  Hoheitsrechte  an  sich  reissen 
und  das  Volk  von  der  bestimmenden  Betätigung  im  öffentlichen 
Leben  ausschliessen  konnte.  Die  neue  souveraine  königliche 
Gewalt  erscheint  also  in  den  germanischen  Staaten  schon  in 
ihrem  Ursprünge  als  eine  private  und  persönliche  Gewalt. 

Mit  der  Ausbreitung  der  königlichen  Gewalt  geht  Hand  in 
Hand,  dass  an  die  Stelle  der  Volksbeamten,  der  Volksrichter 
der  früheren  Zeit,  königliche  Beamten  treten,  die  zum  Könige  in 
privatem  Abhängigkeitsverhältnis  stehen :  sie  sind  seine  Privat- 
beamten, späterhin  seine  Vasallen. 

Auch  im  Besitzrecht  zog  diese  Entwicklung  grosse  Ver- 
änderungen nach  sich.  Infolge  der  königlichen  Landschenkun- 
gen an  die  Gefolgsleute  verschwindet  die  Besitzgleichheit,  welche 


*  Vergleiche  hierüber  aus  der  älteren  Literatur :  Wieterschein,  Ge- 
schichte der  Völkerwanderung  I.  S.  378—392.  Baumstark,  Staatsaltertümer 
S.  559—726.  TiMON  a.  a.  0.  S.  81  ff. 
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in  den  germanischen  Urstaaten  bestand,  und  grosse  Besitzver- 
schiedenheiten  treten  zu  Tage.  Es  entsteht  eine  Besitzaristokratie, 
während  die  minderbegüterten  Freien  immer  mehr  verarmen. 
Die  zu  grossem  Reichtum  gelangten  Gefolgsleute  trachteten, 
gleich  dem  König,  Freie  in  persönlicher  Abhängigkeit  an  sich 
zu  fesseln ;  andererseits  vermochten  die  wenigbegüterten  Freien 
nicht  mehr,  der  auf  dem  öffentlichen  Verbände  beruhenden 
allgemeinen  Wehr-  und  Gerichtspflicht  genüge  zu  leisten :  sie 
trugen  daher  sich  und  ihr  Eigen  freiwillig  den  geistlichen 
und  weltlichen  Grossen  auf  und  wurden  deren  Lehnsleute  oder 
gar  Hintersassen.  Der  freie  Kleingrundbesitz  gerät  allgemein  in 
lehnsherrliche  oder  herrschaftliche  Abhängigkeit:  an  die  Stelle 
des  freien  Eigentums  treten  Lehn-  und  Leihegüter.  Die  Bedeu- 
tung des  öffentlichen  Verbandes  verminderte  sich  immer  mehr. 
Wol  waren  noch  sämmtliche  Staatsangehörigen  unmittelbar  dem 
Könige  unterordnet;  aber  der  Einzelne  erhoffte  nicht  von  seiner 
Staatsangehörigkeit,  vom  öffentlichen  Verbände  sein  Heil  und 
die  Sicherung  seines  persönlichen  und  wirtschaftlichen  Daseins, 
sondern  von  privaten  Abhängigkeitsverhältnissen. 

Der  König  konnte  dieser  Gestaltung  der  Dinge  seine  Zu- 
stimmung nicht  versagen :  er  musste  die  private  Gewalt  der 
Besitzaristokratie,  der  geistlichen  und  weltlichen  Grossen  über 
die  von  ihnen  abhängigen  Freien  anerkennen.  So  kam  denn 
zwischen  der  königlichen  Gewalt  und  der  Besitzaristokratie  ein 
Ausgleich  zustande,  der  einen  Teil  der  staatlichen  Hoheitsrechte 
auf  die  reichen  Grossen  übertrug. 

Infolge  der  Immunitätsprivilegien  und  der  Erblichkeit  der 
königlichen  Ämter  gelangen  Einzelne,  namentlich  die  hohen 
Reichsbeamten,  zu  selbständiger  Teilnahme  an  den  in  der 
öffentlichen  Gewalt  begriffenen  Rechten;  die  öffentlichen  Hoheits- 
rechte, die  Kriegs-,  Gerichts-  und  Finanzhoheit  werden  in 
grossem  Umfange  als  private  Befugnisse  besessen  und  aus- 
geübt, nicht  im  Interesse  der  Gesammtheit,  sondern  zu  pri- 
vatem Nutzen, 

Den  letzten  Versuch,  diese  Entwicklung  zu  verhindern  und 
das  staatliche  Princip  zu  retten,  d.  i.  die  privaten  Abhängig- 
keitsverhältnisse in  den  Hintergrund  zu  drängen  und  den  öffent- 
lichen Verband,  die  öffentlich-rechtlichen  Grundlagen  der  könig- 
lichen Gewalt  zu  befestigen,  tat  Karl  der  Grosse 

Er  führte  zu  diesem  Zwecke  mehrere  wichtige  Neuerungen 
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ein.  Er  trachtete  die  Wehr-  und  Gerichtspflicht  der  minderbegü- 
terten Freien  zu  erleichtern ;  und  errichtete  die  Institution  der 
königlichen  Missi,  die  den  Zweck  hatte,  eine  wirksame  ControUe 
der  Provincialverwaltungsorgane,  besonders  der  Gaugrafen  zu 
schaffen,  und  zu  vereiteln,  dass  diese  die  ihnen  anvertraute  Ge- 
walt in  privatem  Interesse  ausübten  und  zur  Privatmacht  ge- 
stalteten. 

Die  Neuerungen  Karls  des  Grossen  vermochten  jedoch 
nicht  die  Entwicklung  endgiltig  aus  den  Bahnen  der  privat- 
rechtlichen Richtung  herauszuwerfen;  sie  konnten  die  Ausbildung 
des  Lehnwesens  nur  für  eine  Zeit  hintanhalten.  Nach  dem  Tode 
Karls  des  Grossen  verfielen  gar  bald  all'  die  Institutionen,  die 
er  zur  Erreichung  dieses  Zieles  gegründet  hatte  ;  die  Folge  davon 
war,  dass  die  königliche  Gewalt  sich  zu  einer  rein  privatrecht- 
lichen Gewalt,  zur  Oberlehnsherrlichkeit  abschwächte. 

Der  charakteristische  Grundzug  des  feudalen  Königtums, 
das  in  den  westlichen  Staaten  nach  der  Auflösung  des  Karolingi- 
schen Reiches  zur  vollen  Entwicklung  gelangte,  besteht  darin, 
dass  es  nicht  auf  öffentlich-rechtlichen,  sondern  auf  privatrecht- 
lichen Grundlagen  ruht,^  der  König  besitzt  die  Souverainität  und 
übt  die  Hoheitsrechte  aus  kraft  des  s.  g.  Lehnvertrages. 

In  den  feudalen  Staaten  stehen  nicht  sämmtliche  Staats- 
angehörige in  unmittelbarem  Untertanenverhältnisse  zum  König, 
sondern  bloss  diejenigen,  die  sich  vermöge  des  Lehnverbandes 
in  persönlicher  Abhängigkeit  von  ihm  befinden.  Die  unmittel- 
baren Untergebenen  des  Königs  sind  also  einzig  die  geistlichen 
und  weltlichen  Grossen.  Die  minderbegüterten  Freien,  der  eigent- 
liche Kern  des  staatsbildenden  Volkes,  entgleiten  der  königlichen 
Gewalt  vollkommen  ;  die  unmittelbare  Verbindung  zwischen  dem 
Königtum  und  der  grossen  Mehrheit  der  Staatsangehörigen  ist 
abgeschnitten,  denn  letztere  befindet  sich  unter  der  privaten  Ge- 
walt der  geistlichen  und  weltlichen  Grossen.  Die  Macht  des 
Königs  ist  nur  auf  seinem  eigenen  Patrimonialbesitz  unmittelbar 
wirksam ;  über  die  übrigen  Staatsgebiete  hat  er  nur  mittelbare 
Ingerenz  vermittelst  des  Lehnverbandes,  in  welchem  die  geistli- 
chen und  weltlichen  Grossen  zu  ihm  stehen. 

'  Ernst  Mayer  baut  das  System  seiner  „Deutschen  und  französi- 
schen Verfassungsgeschichte  vom  IX.  bis  zum  XIV.  Jahrhundert"  gänzlich 
auf  dem  Gegensatze  des  öffentlichen  Rechts  (Bd.  I.)  und  der  (privaten) 
Herrschaft  (Bd.  II.)  auf. 
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Diese  Entwicklung  führte  schliesslich  dazu,  dass  der  König 
einfach  nur  der  „Erste"  war  unter  den  Lehnsherren:  primus 
intcr  ptircs.  Die  Grossen  gelangten  in  ihren  Herrschaftsgebieten 
zu  beinahe  vollsouverainer  Gewalt  und  verfügten  über  den- 
selben Machtkreis,  wie  der  König  selbst.  Alles,  was  im  germani- 
schen Staate  der  Vorzeit  öffentlich-rechtlichen  Charakter  getragen 
hatte,  gewann  nun  privatrechtlichen  Zuschnitt.  Die  königlichen 
Beamten  sind  keine  öffentlichen  Beamten  mehr;  und  die  Pro- 
vincialverwaltung  wird  nicht  von  königlichen  Beamten  geleitet, 
sondern  von  feudalen  Grossen,  die  ihre  Gewalt  im  eigenen 
Namen  und  zu  eigenem  Nutzen  als  private  Befugnisse  besitzen. 

Diese  Entwicklung  war  in  den  westeuropäischen  Staaten, 
besonders  in  Frankreich  auf  den  Höhepunkt  gestiegen,  als  Stefan 
der  Heilige  den  ungarischen  Königsthron  errichtete. 

Das  ungarische  Volk  charakterisiert  (wie  wir  bereits  ge- 
sehen haben)  von  seinem  ersten  historischen  Auftreten  an,  im 
Gegensatze  zu  den  germanischen  Völkern,  eine  kräftigere  öffent- 
lich-rechtliche Auffassung,  ein  hochentwickelter  öffentlich-recht- 
licher Sinn.  Wol  hielt  auch  das  ungarische  Volk  an  der  per- 
sönlichen Freiheit  fest.  Bereits  Leo  der  Weise  berichtet  uns, 
dass  das  ungarische  Volk  frei  und  freiheitsliebend  sei.''  Aber  in 
dem  Masse,  wie  in  den  germanischen  Staaten,  machte  sich  das 
Princip  der  Individualität  im  öffentlichen  Leben  der  Ungarn 
nicht  geltend  und  es  war  weit  entfernt,  sich  über  das  staatliche 
Prinzip  erheben  zu  können.  Einem  Gefolgsverbande  begegnen 
wir  im  Urstaate  nicht.  Allerdings  gab  es  neben  dem  staatlichen 
Verbände  noch  einen  anderen,  den  Stammesverband,  aber  das 
war,  wie  uns  wol  bekannt  ist,  kein  privater,  sondern  gleich- 
falls ein  öffentlich-rechtlicher  Verband,  bloss   zweiter  Ordnung. 

Die  feudalen  Staatsideen  des  Westens  waren  der  Auffas- 
sungsweise und  Denkart  des  ungarischen  Volkes  völlig  fremd 
und  entgegengesetzt ;  Stefan  der  Heilige  durfte  daher  nicht,  als 
er  der  alten  Verfassung  Ungarns  westeuropäischen  Charakter 
aufprägen  wollte,  die  in  Westeuropa  herrschenden  Einrichtun- 
gen ohne  Wahl  und  Prüfung  übernehmen,  besonders  nicht  das 
zur  vollen  Blüte  gelangte  feudale  Staatswesen,  dessen  Nach- 
bildung grosse  Erschütterungen  des  ungarischen  öffentlichen 
Lebens  verursacht   hätte.   Er   durfte   nur   eine   Staatsverfassung 

«  „"EcjT'.v  ....  IXtö^z^f)^  toOto  tö  eS-vo;"   MHK.  S.  33. 
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verpflanzen,  die  der  Denkweise  und  dem  öffentlich-rechtlichen 
Sinne  des  ungarischen  Volkes  näher  lag.  Als  solche  bot  sich 
ihm  die  von  Karl  dem  Grossen  geschaffene  Verfassung  zum 
Muster.  In  deren  Rahmen  war  es  möglich,  eine  kräftige  könig- 
liche Gewalt  zu  errichten,  die  partikularen  Stammesgewalten  zu 
beseitigen  und  an  deren  Stelle  eine  wirkliche  staatliche  Ver- 
waltungsorganisation ins  Leben  zu  rufen. 

Stefan  der  Heilige  gieng  also  derart  zu  Werke,  dass  er 
einerseits  die  geeigneten  Elemente  der  westeuropäischen  Staats- 
einrichtungen zu  recipieren,  andererseits  die  lebensfähigen  Be- 
standteile der  alten  ungarischen  Nationalverfassung  bei  dem 
Werke  der  Neugestaltung  zu  verwenden  trachtete. 


II.  KAPITEL. 

Das  Königtum. 

§.  1.  Der  Sieg  des  monarchischen  Princips.  Entstehung 
und  Wesen  der  königlichen  Gewalt/ 

Als  Stefan  der  Heilige  nach  dem  Tode  seines  Vaters  das 
herzogliche  Amt  antrat,  war  das  Königtum  die  herrschende  Staats- 
form der  westeuropäischen  Staaten.  Sobald  das  Bekehrungs- 
werk zu  erfolgreichem  Ende  gediehen  war,  richtete  Stefan  sein 
Bestreben  auf  die  Einführung  des  westlichen  Königtums.  Die 
im  August  1001  zu  Gran  stattgehabte^  Krönung  mit  der  vom 
Papst  Sylvester  II.  gespendeten  Krone  bezeichnet  klar  die 
Bestrebungen  Stefans  und  zugleich  deren  erstes  Gelingen.  Der 
Krönungsact  machte  es  offenkundig,  dass  der  Herzog  das 
souveraine  Oberhaupt  der  Nation,  der  Inhaber  der  höchsten 
Staatsgewalt  geworden  war. 

*  Literatur:  G.  Bartal  Cotnmentarii  I.  177  ff.  E.  Hajnik,  Magyar- 
orszäg  es  a  hüberi  Europa  [Ungarn  und  das  feudale  Europa]  1867 
S.  21—28;  Magyar  alkotmäny  es  jog  az  Ärpädok  alatt  [Ungarische  Verfas- 
sung und  Recht  unter  den  Ärpädenkönigen]  1872  S.  113—118.  J.  Pauler, 
Szent  Istvän  es  alkotmänya  [Stefan  der  Heilige  und  sein  Verfassungswerk] 
Szäzadok  Jg.  1879  S.  10  ff.  A.  Huber,  Über  die  älteste  ungarische  Verfas- 
sung. Mitteil,  des  Instituts  für  österr.  Geschichtsforschung  VI.  S.  384  ff. 
J.  Andrässy,  A  magyar  ällam  fönmaradäsänak  es  alkotmänyos  szabadsägä- 
nak  okai  [Die  Gründe  des  Bestandes  und  der  constitutionellen  Freiheit  des 
ungarischen  Staates]  1901  S.  59—87. 

'  Bis  in  die  jüngste  Zeit  wurde  von  der  Geschichtschreibung  ein- 
helligst das  Jahr  1000  als  das  Krönungsjahr  Stefans  des  Heiligen  und  zu- 
gleich das  Geburtsjahr  des  ungarischen  Königtums  angesehen.  Erst  J.  Ka- 
RÄcsoNYi  wies  nach,  dass  die  Gesandtschaft  Astriks  und  die  Krönung  1001 
stattfand.  Szt.  Istvän  kiräly  oklevelei  es  a  Szilveszter-bulla  [Die  Urkunden 
Stefans  des  Heiligen  und  die  Sylvester-Bulle]  1891  S.  160—164. 
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Der  Sieg  des  monarchischen  Princips  bedeutete  erhebHche 
Veränderungen  in  der  ursprünghchen  Verfassung  des  ungarischen 
Volkes.  Die  Veränderungen  zeigten  sich  vornehmlich  nach  zwei 
Richtungen:  die  öffentlich-rechtliche  Bedeutung  des  Stammes- 
und des  Geschlechtsverbandes  trat  in  den  Hintergrund  und  ver- 
schwand schliesslich  ganz ;  andererseits  fiel  die  höchste  Gewalt, 
die  bisher  der  Nationalversammlung  zustand,  dem  Könige  zu. 
An  die  Stelle  der  öffentlichen  Gewalt  der  Nation  trat  die  könig- 
liche Gewalt. 

Wir  haben  oben  erwähnt,  dass  der  Stammesverband  und 
die  selbständige  politische  Bedeutung  der  Stämme  bereits  unter 
Herzog  Geza  stark  in  den  Hintergrund  gedrängt  worden  war 
und  zu  verfallen  begann;  aber  seine  frühere  verfassungsrecht- 
liche Bedeutung  büsste  der  Stammesverband  gänzlich  erst 
unter  König  Stefan  dem  Heiligen  und  seinen  Nachfolgern  ein. 
Die  bedeutende  öffentlich-rechtliche  Selbständigkeit  der  Stämme 
und  die  hierauf  gegründete  wichtige  politische  Stellung  der 
Stammeshäuptlinge  drohte  bekanntlich  das  nationale  Dasein  der 
Ungarn  zu  sprengen  und  die  Nation  in  ihre  ursprünglichen 
Elemente,  die  Stämme  aufzulösen ;  umso  vielmehr  verhinderte 
sie  die  Ausbildung  einer  kräftigen  Centralgewalt.  Der  Kampf 
gegen  die  Stammesgewalten  war  also  dringend  geboten ;  nur 
nach  deren  Niederlage  konnten  sämmtliche  freien  Landes- 
bewohner in  unmittelbare  Beziehung  zur  königlichen  Gewalt 
gebracht  und  eine  kräftige  Centralgewalt  geschaffen  werden. 

Die  militärische  und  wirtschaftliche  Selbständigkeit  der 
Stämme  im  Urstaate  hatte  bewirkt,  dass  die  Besitzergreifung  und 
Niederlassung  nach  Stämmen  vor  sich  gieng  und  dass  im  Zusam- 
menhange hiermit  die  Gebietsteile,  welche  nicht  in  die  Geschlechts- 
ländereien  einbezogen  wurden,  desgleichen  die  freien  Einwohner, 
die  im  Besitze  ihrer  persönlichen  Freiheit  und  ihres  Grundeigens 
zur  Bewachung  und  Erhaltung  der  Burgen  verordnet  waren,  unter 
dieGewaltderStammeshäuptlinge kamen.  Stefander  Heilige  erklärte 
nun  den  ehemaligen  Gemeinbesitz  der  Stämme,  ferner  die  den 
Stämmen  unterordneten  Burgländereien  und  die  auf  diesen  sitzen- 
den Leute  für  königliches  Eigentum  und  Untergebene  der  könig- 
lichen Gewalt,  und  setzte  über  die  Burgen  und  das  Burgvolk 
königliche  Beamte. 

Das  ist  die  Entstehung  der  königlichen  Comitats-(Gespan- 
schafts-)verfassung    als   Organisation   der   Provincialverwaltung, 
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welche  einerseits  die  öffentlich-rechtliche  Bedeutung  der  Stammes- 
und Geschlechtsverfassung  gewaltig  herabdrückte,  andererseits 
dem  Königtum  beständige  militärische  und  wirtschaftliche  Macht- 
mittel, d.  h.  erforderliche  Einkünfte  gewährte.  Mit  der  Einführung 
der  königlichen  Comitatsverfassung  gelangten  alle  Freien,  die 
nicht  den  Geschlechtern  angehörten,  unter  die  unmittelbare 
Herrschaft  des  Königs,  unter  dessen  militärische,  gerichtliche 
und  wirtschaftliche  Botmässigkeit.  Die  Stammes-  und  Geschlechts- 
verfassung bestand  noch  eine  Zeit  lang  mit  geringem  Wirkungs- 
kreise fort,  die  sich  auf  die  alten  Geschlechter  beschränkte;  man- 
gels sicherer  Daten  können  wir  nicht  genau  feststellen,  wie  lange 
und  in  welchem  Umfange  sie  noch  diese  sehr  verminderte  Be- 
deutung zu  behaupten  vermochte. 

Dem  Bericht  der  Chroniken  zufolge  erhielt  sich  die  Be- 
deutung der  Stämme  bezüglich  der  Kriegsverfassung  insoferne, 
als  die  Nachkommen  der  Geschlechter,  die  einst  das  Land 
eroberten,  auch  nach  der  Errichtung  des  Königtums  nach  Stäm- 
men und  Geschlechtern  ins  Feld  zogen,  bis  allmälig,  als  die 
königliche  Gewalt  sich  allenthalben  befestigte,  der  Kriegsdienst 
unter  der  Fahne  des  Königs  zu  einem  Kennzeichen  der  Gemein- 
freiheit ward.  Ebenso  behielt  die  Stammes-  und  Geschlechts- 
verfassung einen  Rest  ihrer  Bedeutung  hinsichtlich  der  Gerichts- 
barkeit :  die  Nachkommen  der  alten  Geschlechter  wendeten  sich 
noch  eine  Zeit  lang  um  Recht  und  Urteil  an  die  Stammes-  und 
Geschlechtsrichter;  aber  deren  Wirksamkeit  wurde  allmälig  zu 
einer  bloss  schiedsrichterlichen,  denn  mit  der  Errichtung  des 
Königtums  verschaffte  sich  bald  das  Princip  Anerkennung,  dass 
die  öffentlich-rechtlich  freien  Mitglieder  der  Nation,  die  Spröss- 
linge  der  Geschlechter,  unter  der  persönlichen  Gerichtsgewalt 
des  Königs  stehen.^ 

Auch  die  geschlechtsgenossenschaftliche  Besitzverfassung 
blieb  bestehen  (obwol  sie  durch  die  Entstehung  des  privaten 
Grundeigentums,  das  bereits  die  Gesetze  Stefans  des  Heiligen 
wiederholt  sichern,-'  sehr  viel  von  ihrer  Bedeutung  verlor),  bis 
infolge  der  wachsenden  Ausbreitung  und  Ausgestaltung  des 
königlichen  Donationalsystems  neue  Rechtssätze  und  Institute  die 
Besitzverfassung  gänzlich  umgestalteten. 


»  Vgl.  Decr.  S.  Ladislai  III.  cap.  3. 

'  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  5.  (bei  Endlicher  I.  5.),  cap.  35.  (II.  2.) 
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Das  Königtum  bewirkte  mittelst  der  Einführung  des  Donatio- 
nalsystems  eine  tiefgreifende  Neuerung  betreff  der  Besitzverhält- 
nisse. Vor  der  Errichtung  des  Königtums  stand  das  gesammte 
Landesgebiet,  wie  erwähnt,  im  Obereigentum  der  Nation.  "^ 
Nun  gieng  dieses  Obereigentum  nebst  den  übrigen  Hoheits- 
rechten, d.  i.  der  gesammten  höchsten  Staatsgewalt  von  der  Nation 
auf  den  König  über.  Der  König  wurde  Obereigentümer  des 
Staatsgebietes,  was  praktisch  soviel  bedeutete,  dass  aller  Grund 
und  Boden,  der  nicht  von  den  Geschlechtern  besetzt  worden 
war,  und  also  weder  in  privatem  Eigentum,  noch  im  Gemein- 
besitze der  einzelnen  Geschlechter  sich  befand,  unmittelbar  dem 
Könige  zufiel  und  dessen  Verfügunsgewalt,  dem  Königsrechte, 
{ius  regium)  unterstand. 

Die  Gesetze  Stefans  des  Heiligen  bringen  das  oberste  Eigen- 
tumsrecht des  Königs  auch  in  seinen  mittelbaren  Beziehungen  in 
vollem  Masse  zur  Geltung.  Kraft  des  Obereigentums  gewährt  er 
einerseits  das  Privateigentum  am  ursprünglichen  Geschlechtslande,° 
und  als  Ausfluss  des  Privateigentums  das  Erb-^  und  Wittwen- 
recht,'  und  sichert  andererseits  das  Aufleben  des  unmittelbaren 
Eigentums,  des  Königsrechts  am  Geschlechtslande,  nämlich  das 
Heimfallsrecht  bei  Hochverrat  und  Aussterben  des  Stammes.^ 
Vermöge  des  Königsrechts  selbst  verfügt  der  König  über  die 
Burgländereien,  das  herrenlose  und  erblose,  ferner  das  wegen 
Hochverrat  eingezogene  Gut. 

Diese  bedeutende  vermögensrechtliche  Macht,  das  Ver- 
fügungsrecht des  Königs  über  einen  beträchtlichen,  ja  den  grösse- 
ren Teil  des  Staatsgebietes  bildet  die  Grundlage  des  königlichen 
Donationalsystems. 

Die  königlichen  Schenkungen  waren  von  Anfang  ein  wich- 
tiger Factor  der  Befestigung  der  königlichen  Gewalt.  Wie  in 
den  westlichen  Staaten,  so  belohnte  auch  in  Ungarn  der  König 
seine  Getreuen  mit  reichem  Grundbesitz  und  vermehrte  dadurch 
die  Zahl  seiner  persönlichen  Anhänger,  trotzdem,  wie  weiter 
unten  gezeigt  werden  soll,  die  Beschenkten  in  keinerlei  Lehns- 
oder  sonst  wie   geartetes   Dienstverhältnis   zu   ihm   traten.   So 

*  S.  oben  §.  8. 

'"  Decr.  S.  Stephani  II.  cap.  35.  (Endlicher  II.  2.) 

®  Ebenda  und  cap.  5.  (I.  6.) 

7  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  24.  (I.  26.) 

«  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  35.  (II.  2.j  und  cap.  24.  fl.  26.)  in  fine. 
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entstand  neben  den  Angehörigen  der  Geschlechter,  den  Besitzern 
der  ursprünglichen  Geschlechtsländereien,  mit  dem  Königtum 
eine  neue  Klasse  von  freien  Grundbesitzern,  die  königlichen 
Donationalisten,  die  als  neue  Besitzaristokratie  nicht  bloss  eine 
Stütze  des  Königtums  bildeten,  sondern  auch  für  die  Vermehrung 
der  königlichen  Gewalt  gewonnen  werden  konnten. 

Das  ungarische  Königtum  ist  bereits  zu  Zeiten  Stefans  des 
Heiligen  eine  wirkliche  Monarchie.  Ihren  Inhalt  schöpft  sie  zum 
Teile  aus  der  früher  von  der  Nationalversammlung  ausgeübten 
öffentlichen  Gewalt,  zum  Teile  aus  der  Institution  des  west- 
europäischen Königtums.  Der  König  übernimmt  einen  Teil  der 
Hoheitsrechte,  auf  grund  stillschweigender  Übertragung,  von  der 
Nationalversammlung,  —  insoferne  ruht  das  ungarische  Königtum 
von  Anbeginn  auf  öffentlich-rechtlichen  Grundlagen;  den  ande- 
ren Teil  der  Hoheitsrechte  nimmt  er  nach  dem  Beispiele  des 
europäischen  Königtums  in  Anspruch,  —  nach  dieser  Seite 
erscheint  daher  das  Königtum  als  eigentlich  privatrechtliche  Gewalt. 

Dem  Könige  stehen  als  Nachfolger  der  Nationalversamm- 
lung die  folgenden  Hoheitsrechte  zu: 

1.  Die  Kriegshoheit.  Der  König  hat  die  Entscheidung 
über  Krieg  und  Frieden.  Er  ruft  die  wehrfähigen  freien  Mitglie- 
der der  Nation  zu  den  Waffen,  er  bestraft  diejenigen,  die  ihrer 
Kriegspflicht  nicht  genüge  leisten ;  bloss  er  verfügt  über  eine 
Militärmacht:  ohne  seine  besondere  Erlaubnis  darf  niemand 
Burgen  bauen,  noch  Kriegsvolk  unterhalten.  Die  Heeresgewalt 
des  Königs  ist  jedoch  keine  vollkommen  unbeschränkte ;  die 
Wehrpflicht  der  freien  Mitglieder  der  Nation  beschränkt  sich 
nämlich  auf  die  Pflicht  der  Landesverteidigung.  Sie  sind  nicht 
verpflichtet,  dem  Könige  über  die  Grenzen  des  Landes  in  einen 
Angriffskrieg  zu  folgen;''  ja  die  Pflicht  der  Vaterlandsverteidigung 
selbst  erfährt  noch  die  Einschränkung,  dass  sie  an  die  persön- 
liche Führung  und  den  Oberbefehl  des  Königs  gebunden   ist.^" 

2.  Die  Gerichtshoheit.  Die  Gerechtigkeitspflege  ist 
königliche  Gerechtigkeitspflege ;  an  die  Stelle  des  Volksfriedens 
und  der  Volksrichter  tritt  der  Königsfriede  und  königliche  Rich- 

9  Vgl.  Artikel  VII  der  Goldenen  Bulle. 

'"  Eine  merkwürdige  Reminiscenz  dieses  Grundsatzes  bietet  die 
nach  dem  Range  des  Feldherrn  (König,  Woywode  u.  s.  w.)  mehrfach  ab- 
gestufte Kriegspflicht  der  Szeklyer  nach  der  königlichen  Bestätigung  der 
alten  Freiheiten  vom  Jahre  1499.  Siehe  unten. 
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ter.  Der  Rechtsschutz  liegt  dem  Könige  ob,  er  ist  der  oberste 
Hüter  der  Rechtsordnung.^^  Der  König  übt  seine  Gerichtsbarkeit 
persönlich  aus  oder  lässt  sie  durch  bevollmächtigte  Organe  aus- 
üben ;  früh  entwickelt  sich  der  Grundsatz,  dass  über  die  Ab- 
kömmlinge der  alten  Geschlechter  und  überhaupt  alle  öffentlich- 
rechtlich  Freien  bloss  der  König  zu  richten  befugt  ist,  ferner  die 
unmittelbaren  Vertreter  der  GerichtspersönHchkeit  des  Königs. ^- 
Es  gilt  noch  lange  als  Kardinalsatz  der  ungarischen  Verfassung, 
dass  die  Adeligen  in  den  wichtigsten  Angelegenheiten  ihren  Ge- 
richtstand vor  dem  Könige  selbst  haben. ^" 

3.  Die  Amtshoheit.  Die  öffentlichen  Ämter  sind  könig- 
liche Ämter;  der  König  besetzt  nach  seinem  Gutdünken  sowol 
die  MiHtär-,  als  die  Civilverwaltungs-,  besonders  die  Richter- 
ämter. Die  alten  nationalen  Ämter  —  das  des  Gylas  und  des 
Karchas  —  verschwinden ;  allmälig  auch  die  Stammes-  und 
Geschlechtsämter,  auf  deren  Besetzung  der  König  übrigens  keinen 
Einfluss  hatte. 

4.  Das  Recht  der  Satzung.  Die  gesetzgebende  Ge- 
walt tritt  mit  der  Einführung  des  Königtums  noch  nicht  als  be- 
sonderer Zweig  der  Staatsgewalt  in  die  Erscheinung.  Der  König 
setzt  aber  als  Hüter  der  Rechtsordnung  und  Regent  gewisse 
Regeln  fest,  deren  Vollstreckung  sein  Befehlsrecht,  sein  Imperium 
gewährleistet.  Dergleichen  Satzungen,  die  wir  wol  auch  Gesetze 
nennen,  begegnen  wir  bereits  in  den  allerersten  Jahren  des 
Königtums ;  wir  bezeichnen  die  bei  einer  Gelegenheit  entstande- 
nen (manchmal  sogar  alle  von  einem  König  herrührenden 
Satzungen)  insgesammt  als  königliches  Decret. 

Nebst  diesen  Hoheitsrechten,  deren  Wurzeln  in  die  Urver- 
fassung  zurückreichen,  nahmen  die  ungarischen  Könige  von 
Anbeginn  nach  dem  Beispiele  der  westeuropäischen  Herrscher 
(die  allerdings  diese  Rechte  bereits  den  Grossen  ihres  Lan- 
des mitzuteilen  begannen  ^^)  die  Münzhoheit  und  das  Berg-, 
Zoll-  und  Marktrecht  in  Anspruch.  Es  sind  das  die  im  engeren 
Sinne  s.  g.  fiscalischen  Hoheitsrechte  oder  Regale  {iura  regalia), 

"  Man  vergleiche  decr.  S.  Steph.  cap.  II.  43.  i  Endlicher  I.  9.) : 
„Siquis  militum  iudicium  a  suo  comite  recte  iudicatutn  spernens,  regem 
appellaverit  ..." 

'-  Decr.  S.  Ladislai  III.  cap.  3. 

1'  Artikel  VIII  der  Goldenen  Bulle. 

1*  E.  Mayer  a.  a.  O.  I.  S.  92  ff. 
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wichtige  Bestandteile  der  Finanzhoheit:  dem  Könige  vorbehaltene, 
nutzbare  Rechte. 

Das  allgemeine  Recht  der  Steuererhebung  jedoch  stand 
dem  König  von  Ungarn  ebensowenig  zu,  als  den  Herrschern 
des  Westens.  Nach  der  Auffassung  des  Mittelalters  konnten  die 
Voll(öffentlich-rechtlich)freien  nicht  besteuert  werden  ;  die  Steuer- 
zahlung schien  unvereinbar  mit  der  Vollfreiheit.  Die  öffent- 
lich-rechtlich Freien  Ungarns,  das  sind  die  Adeligen,  entrichten 
ebenfalls  keine  Steuern ;  hingegen  leisten  die  privatrechtlich 
Freien,  die  Nicht-Adeligen,  verschiedene  Abgaben  an  die  könig- 
liche Schatzkammer.  Es  sind  das  domaniale  oder  grundherr- 
liche Steuern.  ^"^ 

Der  König  von  Ungarn  besass  ferner  eine  sehr  umfang- 
reiche kirchliche  Gewalt,  die  apostolische  Legation  {legatio  sedis 
aposiolicae,  ius  legationls),  welche  Stefan  dem  Heiligen  von  Papst 
Sylvester  II.  verliehen  wurde.  Nach  dem  Tode  Stefans  des  Heiligen 
wurde  sie  jedoch  mehr  und  mehr  eingeschränkt.  Ein  gewisses 
Mass  kirchlicher  Macht,  einen  Rest  der  apostolischen  Legation 
besassen  aber  auch  die  späteren  Könige.^*' 

Die  königliche  Gewalt  ist  formell  unbeschränkt.  Der  Aus- 
übung der  königlichen  Gewalt  sind  keinerlei  verfassungsmäs- 
sige Schranken  gesetzt.  In  den  Quellen  wird  wol  bereits  unter 
Stefan  dem  Heiligen  der  königliche  Rat  {senatus  regalis,  con- 
silium  regale)  erwähnt,  aber  der  königliche  Rat  ist  eine  aus  den 
Vertrauten  des  Königs,  den  geistlichen  und  weltlichen  Hoch- 
würdenträgern gebildete  Körperschaft,  ohne  bestimmte  Organi- 
sation, noch  festgesetzten  Wirkungskreis.  Der  König  setzt  den 
Rat  nach  Belieben  aus  denjenigen  zusammen,  die  er  zu  berufen 
wünscht,  in  der  Regel  aus  den  Kirchenoberen  und  hohen 
Beamten,  die  sich  gerade  am  Hofe  aufhalten.  Der  Rat  hat  dem 
Könige  gegenüber  kein  Recht  der  Beschlusfassung,  sondern 
bloss  die  Pflicht  des  Ratgebens. 

Es  war  durch  die  Erwägungen  der  vernünftigen  Regierungs- 
politik geboten,  dass  der  König  bei  den  wichtigeren  Staats- 
geschäften den  Rat  seiner  obersten  Beamten  einhole.  Das  tat 
denn  auch  der  König;  aber  es  bedeutete  durchaus  keine  con- 
stitutionelle  Schranke   der  königlichen  Gewalt,   denn  der  König 


'^  S.  des  näheren  unten  Kap.  VI  §.  1,  Punkt  3. 
"  S.  des  näheren  unten  Kap.  VII  §§.  1  und  2. 
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gieng  hierbei  völlig  nach  seinem  Ermessen  vor  und  war  nicht 
an  den  Beschluss  seiner  Räte  gebunden,  sondern  konnte  han- 
deln und  handelte,  wie  es  ihm  gutdünkte.  Die  verfassungs- 
rechtlich beschränkende  Tätigkeit  des  königlichen  Rates  beginnt 
erst  zu  Ende  des  XIII.  Jahrhunderts. 

Ebensowenig  können  die  Reichsversammlungen,  von  denen 
wir  Kenntnis  haben,  als  verfassungsmässige  Schranken  der  könig- 
lichen Gewalt  betrachtet  werden.  In  den  königlichen  Decreten 
ist  oft  erwähnt,  dass  das  betreffende  Decret  mit  Zustimmung 
der  Vornehmen  und  in  Gegenwart  des  Clerus  und  des 
Volkes  (cum  testimonb  den  et  populi)  erlassen  wurde ;  den- 
noch kann  nicht  behauptet  werden,  dass  bereits  in  dieser  Periode 
der  Reichstag  ein  verfassungsmässiger  Factor  der  gesetzgeben- 
den Gewalt  gewesen  sei,  und  dass  die  Gesetze  nur  vom  Könige 
und  dem  Reichstag  gemeinsam  gegeben  werden  konnten.  Mit 
anderen  Worten :  die  gesetzgebende  Gewalt  erscheint  noch 
nicht,  wie  später,  geteilt  zwischen  König  und  Nation.  Die  könig- 
lichen Decrete  stützen  sich  zu  dieser  Zeit  noch  ganz  auf  die 
königliche  Gewalt;  ihre  bindende  Kraft  beruht  auf  der  Befehls- 
gewalt des  Königs.  Das  Volk  spielt  bei  dem  Erlass  der  Decrete 
eine  mehr  passive  Rolle:  man  beruft  es,  um  ihm  den  Inhalt 
des  königlichen   Decrets  vor  der  Vollziehung  kund  zu  machen. 

Die  regelmässig  stattfindenden  Reichstage  sind  keine  gesetz- 
gebenden Versammlungen,  sondern  (wie  unten  ausführlich  ge- 
zeigt werden  soll)  vorwiegend  Gerichtsversammlungen,  in  welchen 
der  König  oder  dessen  Stellvertreter  in  Gegenwart  der  Nation 
Recht  und  Urteil  spricht  und  die  Klagen  und  Beschwerden  er- 
ledigt. Die  beginnende  Entwicklung  der  eigentlichen  gesetz- 
gebenden Reichstage  bezeichnet  das  Decret  vom  Jahre  1298. 

Das  von  Stefan  dem  Heiligen  errichtete  Königtum  war 
also  formell  unbeschränkt  und  kann  daher  in  diesem  Sinne 
als  absolute  Monarchie  betrachtet  werden ;  inhaltlich  war 
es  beschränkt,  denn  die  königliche  Gewalt  begriff  kein  absolutes 
Verfügungsrecht  über  die  freien  Mitglieder  der  Nation  in  sich. 
Der  König  verfügt  weder  in  militärischer  Beziehung,  noch  weniger 
im  Gerichte  unbeschränkt  über  die  Adeligen,  noch  kann  er  ihr 
Vermögen  in  der  Form  der  Besteuerung  in  Anspruch   nehmen. 

Die  Idee  der  nationalen  Gemeinfreiheit  erhielt  sich  als 
Rest  und  wesentlichstes  Princip  der  Urverfassung.  Das  in  der 
Nation  lebendige   Bewusstsein,   dass   der   König   seine   Gewalt 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  8 
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von  der  Nationalversammlung  überkommen  habe  und  dass  das 
Königtum  eigentlich  die  Fortsetzung  des  herzoglichen  Amtes  sei, 
befestigte  und  entwickelte  einerseits  die  öffentlich-rechtliche 
Grundlage  und  Wesen  des  Königtums  und  setzte  andererseits  der 
königlichen  Gewalt,  wenn  auch  nicht  rechtlich,  so  doch  factisch 
sichere  Schranken  und  verhinderte  deren  willkürliche  Ausübung. 
Diese  Auffassung  spiegelt  sich  in  der  Ermahnung  Stefans 
des  Heiligen  an  seinen  Sohn  Emerich  wieder:  „Wenn  du  fried- 
liebend sein  wirst,  wird  man  dich  König  nennen  und  Königs- 
sohn, und  alle  Edeln  werden  dich  lieben.  Wirst  du  aber  zor- 
nigen Gemüts,  hochfahrend,  gehässig,  unfriedlich  sein  und  dich 
hochmütig  über  die  Vornehmen  und  Fürsten  erheben,  so  wird 
sicherlich  die  Kraft  der  Edeln  deine  königliche  Würde  stumpf 
machen  und  deine  Herrschaft  in  die  Hände  Fremder  übergehen."  ^^ 
Dasselbe  bezeugt  König  Kaiman,  da  er  die  Giltigkeit  des  1103 
mit  dem  Dogen  von  Venedig  geschlossenen  Vertrages  von  der 
Zustimmung  der  Nation  abhängig  macht:  „Denn  wir  meinen, 
dies  würde  weniger  kräftig  sein,  wenn  es  ohne  den  Rat  des 
ganzen  Landes  geschehen  wäre."^^ 


§.  2.  Die  Besetzung  des  Königsthrones  und  die 
Krönung.* 

Die  Besetzung  des  Königsthrones  geschah  nach  denselben 
Grundsätzen,  als  vordem  die  des  herzoglichen  Amtes.  Der  erste 
Punkt  des  Urvertrages  bestand  auch  nach  der  Errichtung  des 
Königtums  unverändert  zu  recht. 

Der  Besitz  der  königlichen  Gewalt  beruht  auf  dem  zwie- 
fachen Rechtstitel  der  Erblichkeit  und  Wahl.  Die  königliche 
Würde  ist  an  eine  bestimmte  Familie,  an  das  Geschlecht  Ärpäds 

^'  Decr.  S.  Steph.  I.  (Institutio  morum)  cap.  4.  §.  4. 

'■*  „Rati  namque  sumus,  hoc  minus  firmum  fore,  si  sine  totius  regni 
consilio  factum  esset."  Fej^r  C.  D.  VII/4  S.  56. 

*  Literatur:  Graf  A.  M.  Cziräky,  Disquisitio  historica  de  modo  con- 
sequendi  summum  Imperium  in  Hungaria  1820.  G.  Bartal,  Conimentarii 
I.  S.  79  ff.  Franz  Deäk,  Eszrevetelek  Lustkandl  Venczel  munkäjära  [Bemer- 
kungen zu  dem  Werke  Wenzel  LustkandlsJ  Budapest!  Szemle  1865.  F.  Sala- 
MON,  A  magyar  kirälyi  szek  betöltese  es  a  pragmatica  sanctio  törtenete 
{Die  Besetzung  des  ungarischen  Königsthrones  und  die  Geschichte  der 
pragmatischen  Sanction]  1866  S.  1—6. 
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gebunden;  aber  innerhalb  der  königlichen  FamiHe  ist  die  Erb- 
folgeordnung nicht  festgesetzt,  sondern  die  Nation  wählt  aus 
der  Reihe  der  männlichen  Nachkommen  Ärpäds  nach  freiem 
Ermessen  denjenigen,  den  sie  für  den  würdigsten  hält.  Hierin 
besteht  das  Wesen  und  die  öffentlich-rechtliche  Bedeutung  der 
Königswahl  für  diese  Periode. 

Im  ersten  Jahrhundert  des  ungarischen  Königtums  wurde 
das  Princip  der  Erstgeburt  auch  de  facto  nicht  beobachtet ;  es 
lässt  sich  nicht  die  Regel  aufstellen,  dass  der  Sohn  dem  Vater 
folgte,  denn  —  ganz  abgesehen  von  der  Wahl  Peters  und 
Abas  —  auf  Andreas  I.  folgte  nicht  dessen  Sohn  Salomon, 
sondern  der  Bruder,  Bela  1.,  auf  Geza  1.  dessen  jüngerer  Bruder 
Ladislaus  und  nicht  der  Sohn,  Kaiman.  Später  aber  dringt 
das  Princip  der  (agnatischen)  Primogeniturerbfolge  entschieden 
durch.  Stefan  IL,  Geza  II.  und  Stefan  III.  besteigen  unmittelbar 
nach  dem  Tode  ihrer  Väter  den  Thron.  Wol  verdrängen  den 
letzteren  für  eine  kurze  Zeit  seine  Oheime,  Ladislaus  IL,  dann 
Stefan  der  IV.  von  der  Herrschaft,  aber  nicht  durch  die  Wahl 
und  den  Willen  der  Nation,  sondern  infolge  der  Ränke  des 
byzantinischen  Kaisers  Manuel  Komnenos. 

Der  zeitgenössische  byzantinische  Historiker  Kinnamos  ver- 
sucht die  Intervention  Kaiser  Manuels  als  berechtigt  darzustellen, 
indem  er  behauptet,  es  sei  bei  den  Ungarn  Gesetz,  dass  der 
Königsthron  nicht  auf  den  Sohn,  sondern  auf  den  Bruder  ver- 
erbe^ (etwa  wie  es  bei  den  Bissenern  betreff  der  Ämter  der  Stam- 
meshäuptlinge der  Fall  war'^).  Er  behauptet  ferner,  dass  man 
den  Thronfolger  Uram  titulirt  hätte, ^^  was  im  Ungarischen  „Mein 
Herr"  bedeutet  und  also  ein  genaues  Analogon  des  Titels  Mon- 
sieur wäre,  womit  man  im  Frankreich  der  Bourbonen  den  ältesten 
Bruder  des  Königs  auszeichnete.  Dem  Berichte  des  Kinnamos 
kann  jedoch  kein  Glauben  geschenkt  werden ;  erstens  wider- 
sprechen ihm  die  historischen  Tatsachen,  besonders  in  der  nach- 
folgenden Zeit,  wo  es  eine  feste,  fast  ausnahmslose  Regel  war, 
dass  dem  Vater  der  Sohn   folgte.   Zweitens   besitzen   wir   kein 

^  „2So[j.oc  Y^P  '^^'^^z  Jtapa  xoXi,  Oovvo'.?  loxlv  stcI  tou;  TtJGiovTct?  äs-,  tojv 
äosXtcüJv  To  nxi'^oq  oiaßct'.vsiv."  Lib.  V.  cap.  1.  ed.  Bonn.  S.  203. 

-  Konstantinos  Porphyrogennetos  cap.  37.  MHK.  S.  115,  ed.  Bonn. 
S.  164.  Siehe  oben  S.  44. 

^  ,.  .  .  .  Tu)  .  .  .  S-cs'-cfzvü)  .  .  .  TTjV  OöpoufJ.  ä:rsv.XTjf>a»aav  xÜ/y^v.  BoüXst«'. 
OE  touTO  ■^'xoa  O'jvviii;  xöv  xYjV  ap/Y^v  rJ•M0^^6\^.z•J0'J  Ep|J.YjVc6£iv  xb  &vo[J.a." 

8* 
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rechtshistorisches  Denkmal,  das  den  Bericht  des  Kinnamos  von 
jenem  Erbfolgegesetz  bestätigen  würde.  Nun  ist  doch  ein  Gesetz 
über  die  Thronfolge  von  solcher  fundamentaler  Bedeutung  für 
das  Staatsrecht,  dass  mit  Notwendigkeit  angenommen  werden 
muss,  die  einheimischen  Quellen  hätten,  wenn  ein  solches  be- 
standen hätte,  dessen  in  irgendwelcher  Beziehung  Erwähnung 
getan.  Da  es  ferner,  wo  es  keine  Thronfolgeordnung  gibt,  auch 
keinen  Thronfolger  geben  kann,  müssen  wir  auch  die  zweite 
Mitteilung  des  Kinnamos  verwerfen,  dass  dem  ungarischen  Thron- 
folger ein  besonderer  Titel,  die  Anrede  Uram  gebürt  hätte. 

Die  Geschichte  der  folgenden  anderthalb  Jahrhunderte  be- 
weist, dass  trotz  des  Mangels  einer  bestimmten  Erbfolgeordnung 
das  Princip  der  Erstgeburt  bei  der  Besetzung  des  Königsstuhles 
beobachtet  wurde,  so  dass  die  Erblichkeit  der  Königswürde 
mehr  und  mehr  in  den  Vordergrund  trat  und  die  Könige  bereits 
in  der  ersten  Hälfte  des  XIII.  Jahrhunderts  ihre  Herrschaft  zu- 
meist aus  einem  erblichen  Rechte  ableiteten.*  Als  Bela  IV.  und 
später  Stefan  V.  noch  zu  Lebzeiten  des  Vaters  gekrönt  werden, 
berufen  sie  sich  auf  das  Erstgeburts-  oder  Herzogsrecht  {ius 
prlmogeniturae,  ius  ducatus),  als  Rechtsgrund  der  Teilnahme 
an  dem  Besitze  der  königlichen  Gewalt  (zugleich  also  auch  der 
Erlangung  derselben).^  Trotz  des  Vordringens  des  Erblichkeits- 
princips  behauptet  die  Nation  das  Recht  der  Königswahl.  Das 
tritt  uns  klar  aus  den  einleitenden  Sätzen  des  Decrets  vom 
Jahre  1290  entgegen,  welche  die  beiden  Rechtstitel,  erbliches 
Recht  und  Wahl,  neben  einander  nennen  und  die  Königswürde 
Andreas  III.  auf  die  Vereinigung  beider  zurückführen.*' 

Der  Antritt  der  Herrschaft,  die  feierliche  Besitzergreifung 
des  Königsthrones  geschah  in  Ungarn,  ebenso  wie  in  den  west- 
europischen  Staaten,  mittelst  der  Krönung. 


*  „Quod  cum  nos  dispositione  divina  regni  regimine  per  successio- 
nem  ad  nos  devoluto  .  .  .  decrevissemus",  schreibt  Bela  IV.  1237  Fej^r 
C.  D.  IV  1  S.  71. 

'•'  „Jus  ducatus  a  progenitoribus  nostris  regum  primogenitis  insti- 
tutum  requirere  voluissemus",  lesen  wir  in  einer  Urkunde  Stefans  V.  1271 
Fej^r  C.  D.  v/1  S.  104. 

"  „.  .  .  cum  consensu  venerabilium  patrum  archiepiscoporum,  episco- 
porum,  baronum,  procerum  et  nobilium  regni  nostri  apud  Albam  .  .  . 
fuissemus  coronati  et  in  regni  gubernaculum  successissemus  iure  et  ordine 
geniture  .  .  ."  Kovachich,  Sylloge  S.  15,  Endlicher  S.  615. 
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Die  Krönung  ist  kirchlichen  Ursprungs,  und  anfänglich 
eine  rein  kirchliche,  keine  politische  oder  öffentlich-rechtliche 
Institution.  Die  gewaltige  Bedeutung  der  Kirche  teilte  dieser 
Einrichtung  grosse  Bedeutung  mit.  Die  Kirche  ist  nach  der 
Anschauung  des  Mittelalters  der  von  Gott  verordnete  Hort  und 
Hüter  der  staatlichen  und  gesellschaftlichen  Ordnung;  kraft 
dieses  Auftrages  setzt  die  Kirche  durch  einen  ihrer  Diener,  einen 
hohen  Priester,  dem  Könige  die  Krone  auf  das  Haupt  und  salbt 
ihn  mit  geweihtem  Öle.  Dadurch  gewinnt  das  Königtum  eine 
neue,  religiöse  Grundlage ;  sie  erscheint  als  eine  auf  göttlichem 
Gebote  beruhende  Macht,  der  König  selbst  als  der  von  Gott  ein- 
gesetzte Beschützer  der  Rechtsordnung.  Diese  Auffassung  gelangt 
zum  bleibenden  Ausdrucke  in  der  mittelalterlichen  Titulatur  ex 
Dei  gratia  rex,  welche  von  den  Königen  Ungarns  Kaiman  zu 
führen  beginnt;  aber  bereits  Stefan  der  Heilige  schreibt  sich 
rex  divina  favente  dementia.  Der  König  ist  daher  verpflichtet,  die 
Interessen  der  Kirche  zu  wahren,  deren  Gebote  zu  beobachten 
und  im  Geiste  der  christlichen  Liebe  und  des  Friedens  zu  herr- 
schen. Diese  Pflicht  wird  feierlichst  anerkannt  und  übernommen 
mittelst  des  Eides,  den  die  Könige  anlässlich  der  Thronbesteigung 
in  die  Hand  eines  Dieners  der  Kirche  ablegen  (lummentum 
iustitiae  et  pacis).  Wenn  der  König  diesen  Eid  verletzt,  greift 
die  Kirche  gegen  den  Meineidigen  zu  den  Waffen,  die  ihr  zu 
geböte  stehen :   den  Kirchenstrafen. 

Ursprünglich  war  die  Krönung  auch  in  Ungarn  ein  rein 
kirchlicher  Act;  denn  der  Krönungseid  war  kirchlichen  Charak- 
ters. Mit  der  Zeit  erhält  jedoch  die  Krönung  öffentlich-rechtliche 
Bedeutung  und  wird  zur  wichtigen  Institution  des  öffentlichen 
Rechts,  indem  die  Könige  nicht  bloss  zu  gunsten  der  Kirche 
den  kirchlichen  Krönungseid  leisten,  sondern  auch  auf  die  Ver- 
fassung einen  Eid  ablegen,  d.  i.  schwören,  dass  sie  die  Rechte, 
Freiheiten  und  Gesetze  der  Nation  unverbrüchlich  bewahren 
wollen.  Von  König  Andreas  II.  wissen  wir  mit  Sicherheit,  dass 
er  einen  Verfassungsgarantierenden  Krönungseid  leistete.^  Von 
hierab  datiert  die  verfassungsrechtUche  Bedeutung  der  Krönung;^ 

'  Papst  Gregor  IX.  schreibt  1235  an  den  jüngeren  König  Bela  IV. : 
„Pater  tuus  ...  in  coronatione  sua  iuraverit  etiam  iura  regni  sui  et  hono- 
rem coronae  illibata  servare."  Kovachich,  Vestigia  S.  82. 

*  Ladislaus  IV.  sagt  1279 :  „.  .  .  omnia  alia  et  singula  quae  nostri 
progenitores  in  sua  consueverunt  iurare  coronatione."  Fejer  C.  D.  V/2  S.  508. 
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allmälig  gewinnt  der  staatsrechtliche  Grundsatz  Geltung,  dass 
nur  derjenige  der  rechtmässig  herrschende  König  von  Ungarn  sei, 
der  mit  der  Krone  Stefans  des  Heiligen  gekrönt  wurde. 

Andreas  III.  leistete  nicht  bloss  einen  Eid  auf  die  Ver- 
fassung, sondern  garantierte  die  Freiheiten  und  Rechte  der  Nation 
auch  in  einer  Urkunde.'-'  Die  Ausstellung  der  verfassungsgaran- 
tierenden  Urkunde,  des  s.  g.  Krönungs-  oder  Versicherungs- 
diploms {diploma  inaugurale)  hob  noch  mehr  die  staatsrecht- 
liche Bedeutung  der  Krönung. 

Die  Krönung  gieng  unter  kirchlichen  Ceremonien  und 
grossen  Feierlichkeiten  im  Beisein  des  Volkes  vor  sich.  Stefan 
der  Heilige,  der  erste  König  Ungarns,  wurde  zu  Esztergom* 
gekrönt ;  er  erbaute  jedoch  zu  diesem  Zwecke  in  Sz^kesfejervär 
einen  besonderen  Krönungsdom ;  alle  seine  Nachfolger  wurden 
hier  gekrönt.  Hier  wurden  auch  die  Insignien  der  königlichen 
Gewalt,  Krone,  Scepter,  Reichsapfel,  Schwert,  Krönungsmantel, 
das  apostolische  Kreuz  und  der  Königsthron  aufbewahrt.  Das 
Amt  des  Kronhüters  war  mit  der  Würde  des  Canonicus  custos 
im  Stift  zu  Szekesfejervär  verbunden  {dignttas,  qaae  custodia 
didtiir);  der  Grosspropst  durfte  diese  frei  verleihen,  jedoch  nur 
einem  hierzu  geeigneten  Geistlichen,  ,.damit  die  Ehre  des  Lan- 
des von  wegen  der  Krone  keinen  Schaden  nehme"." 

Die  Krönung  wurde  stets  vom  Erzbischof  von  Esztergom, 
als  dem  obersten  Kirchenfürsten  Ungarns  vollzogen.  Dieses  Vor- 
recht des  Erzbischofs  von  Esztergom  beruht  auf  päpstlichem 
Auftrage,  denn  die  Krönung  ist  ursprünglich  ein  rein  kirchlicher 
Act  und  der  Erzbischof  setzt  im  Namen  der  Kirche  dem  Könige 
die  Krone  auf.  Als  der  Erzbischof  von  Esztergom  sich  weigerte, 
Bela  III.  zu  krönen,  wendeten  sich  der  König  und  die  Nation  an 

'  „Praeter  haec  etiam  alia  quae  in  literis  domini  regis  tempore  co- 
ronationis  suae  datis  continentur,  plenius  attendantur  et  firmiter  observen- 
tur."  Art.  XLI :  1298  Kovachich,  Sylloge  S.41,  Endlicher  (Art.  XXXIII)  S.  639. 

*  Anmerkung  des  Übersetzers.  G.-A.  IV :  1898  bestimmt, 
dass  im  officiell-öffentlichen  Gebrauch  ausschliesslich  die  ungarischen  Namen 
der  Municipien  und  Städte  gebraucht  werden  dürfen.  Bei  dem  vorwiegend 
öffentlich-rechtlichen  Gegenstande  des  Werkes  glaubte  ich  mich  durch 
diese  Gesetzesvorschrift  gebunden.  Zum  bequemeren  Verständnis  gebe  ich 
im  Anhange  das  alphabetische  Verzeichnis  der  vorkommenden  ungarischen 
Städtenamen  mit  Beifügung  der  früher  gebräuchlichen  deutschen  Bezeich- 
nungen. 

'«  FEjfeR  C.  D.  VI  1  S.  237,  Mon.  Romana  epp.  Vespr.  I.  S.  7. 
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den  Papst,  er  möge  den  Erzbischof  von  Kalocsa  hierzu  ermächti- 
gen; König  Bela  stellte  jedoch  zugleich  eine  Urkunde  aus,  worin  er 
erklärte,  dass  die  durch  den  Erzbischof  von  Kalocsa  vorzunehmende 
Krönung  den  Rechten  des  Erzbischofs  von  Esztergom  nicht  präjudi- 
ciere  und  dass  in  Zukunft  seine  Nachfolger  von  niemandem,  als 
dem  Erzbischofe  von  Esztergom  gekrönt  werden  sollen. 

Die  Gattin  des  Königs  wurde  gleichfalls  gekrönt;  anfänglich 
ebenfalls  vom  Erzbischof  von  Esztergom ;  später  jedoch  gieng  das 
Recht,  die  Königin  zu  krönen,  zum  Teil  auf  den  Bischof  von 
Veszprem,  als  den  Kanzler  der  Königin  über.  Auch  die  Köni- 
gin wurde  mit  der  Reichskrone,  d.  i.  der  Heiligen  Krone  ge- 
krönt, ja  auch  sie  leistete  in  späterer  Zeit  einen  Verfassungseid. 

Dem  Könige  gebürte  anfänglich  die  Anrede  Serenissimus 
rex,  später  Excellentia  Regalis  und  Majestas.  Als  die  Könige 
im  Laufe  der  Jahrhunderte  die  umliegenden  Länder  der  Reihe 
nach  eroberten,  erweiterte  sich  der  Titel  des  Königs.  Kaiman 
fügte  dem  ursprünglichen  Titel  rex  Hungariae  (hie  und  da  auch 
rex  Ungarorum)  den  Titel  rex  Dalmatiae,  Croatiae,  Geza  IL 
Raraae,  Emerich  Serviae  bei ;  unter  Andreas  IL  kamen  öalitiae 
et  Lodomeriae,  unter  Bela  IV.  Ciimaniae,  endlich  unter  Stefan  V. 
Bülgariae  hinzu. 

Hinsichtlich  dieser  Länder  fand  keine  besondere  Krönung 
statt :  die  Krönung  gieng  für  sämmtliche  zum  ungarischen  Staate 
gehörige  Länder  mittelst  eines  Actes  vor  sich,  indem  dem 
Könige  die  Krone  Stefans  des  Heiligen  aufs  Haupt  gesetzt 
wurde.  Bloss  von  König  Kaiman  berichten  uns  wenig  zuverläs- 
sige Quellen,  dass  er  nach  der  Eroberung  Dalmatiens  sich 
besonders  zum  Könige  dieses  Landes  habe  krönen  lassen ;  sonst 
ist  nicht  die  geringste  Spur  einer  solchen  besonderen  Krönung 
bekannt. 

§.  3.  Der  Verfall  der  königlichen  Gewalt  infolge  des 

Eindringens   feudaler   Staatsgedanken.   Beginn    einer 

constitutionellen   Entwicklung. 

Das  von  Stefan  dem  Heiligen  errichtete  kraftvolle  König- 
tum, dessen  einzige  Schranke  die  Freiheitsliebe  der  Nation  und 
das  beschränkte  Mass  der  staatsbürgerlichen  Pflichten  war,  weist 
bereits  ein  Jahrhundert  nach  seiner  Begründung  die  Zeichen 
erst  langsamen,   dann  seit  Andreas   IL,  raschen   Verfalles   auf. 
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Die  Ursachen  dieses  Niederganges  dürfen  wir  weder  in  der 
schwächeren  Individuahtät  der  einzelnen  Könige,  noch  in  der  Wahl- 
monarchie, noch  auch  in  der  Institution  des  rex  lunior  suchen. 

Es  duldet  allerdings  keinen  Zweifel,  dass  es  in  den  weni- 
ger vorgeschrittenen  Zeiten  des  Staatsleben,  als  die  öffentlich- 
rechtliche und  die  privatrechtliche  Persönlichkeit  des  Königs 
sich  noch  nicht  strenge  von  einander  scheiden,  von  weit  grös- 
serer Bedeutung  ist,  wer  in  den  Besitz  der  königlichen  Gewalt 
gelangt,  als  auf  den  höheren  Entwicklungsstufen  des  Staats- 
lebens, da  die  königliche  Gewalt  keine  privatrechtliche,  persön- 
liche, sondern  eine  auf  öffentlich-rechtlichen  Grundlagen  fussende 
Gewalt  ist.  Dennoch  können  wir  den  Verfall  der  königlichen 
Gewalt  nicht  einfach  mit  der  Tatsache  der  Wahlmonarchie 
erklären ;  denn  die  Beibehaltung  des  Wahlprincips  hat  im  Staats- 
leben Ungarns  nie  grössere  Unruhen  und  Verwirrungen  verur- 
sacht und  die  Erblichkeit  der  Königswürde  befestigte  sich  gerade 
mit  dem  fortschreitenden  Niedergange  der  königlichen  Gewalt 
immer  mehr  und  mehr. 

Die  Ursache  der  in  Rede  stehenden  Entwicklung  ist  in  dem 
Eindringen  feudaler  Staatsideen  zu  suchen.  Es  enstand  nämlich 
eine  mächtige  Besitzaristokratie,  deren  Mitglieder  mit  zahlreichen 
Befugnissen  öffentlich-rechtlicher  Natur  ausgestattet  wurden,  so 
dass  neben  dem  Königtum  private  Gewalten  sich   entwickelten. 

Es  ist  oben  ausgeführt  worden,  dass  entsprechend  dem 
mächtigen  Gemeingeiste  und  der  öffentlich-rechtlichen  Denkweise 
der  ungarischen  Nation,  das  ungarische  Königtum  einen  unver- 
gleichlich kräftigeren  öffentlich-rechtlichen  Charakter  besass,  als 
das  feudale  Königtum  der  westeuropäischen  Staaten.  Doch  wir 
dürfen  nicht  vergessen,  dass  das  Königtum  bei  den  Ungarn  nicht 
das  natürliche  Product  der  Urverfassung  war.  Es  entstand  un- 
zweifelhaft unter  dem  Einflüsse  der  Staatsideen  und  Einrichtun- 
gen des  Westens ;  seine  Wurzeln  ruhten  nur  zum  Teile  im  Ur- 
staate.^  Das  ungarische  Königtum  trug  von  Anbeginn  neben  den 
eigentümlich-nationalen  Zügen  westeuropäischen  Charakter.  Die 

'  In  dem  Werke  Otto  Herman's  findet  sich  diesbezüglich  eine  tref- 
fende Bemerkung.  „Ich  bin  fest  überzeugt,  dass  die  absolute  Verfügungs- 
gewalt und  unbedingte  Autorität  des  Oberhaupts  im  Hirtenieben,  auf  dem 
Hofe  und  im  Kreise  der  Urbeschäftigungen  die  Anhänglichkeit  an  die 
monarchische  Verfassung,  als  an  eine  congruente  Institution,  so  feste 
Wurzeln  fassen  liess."  A.  a.  O.  S.  151. 
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königliche  Gewalt  ist  keine  rein  öffentlich-rechtliche,  sondern 
beruht  zugleich,  wie  das  westeuropäische  Königtum,  auf  privat- 
rechtlichen Grundlagen.  Das  zeigt  sich  in  der  königlichen  Ver- 
waltungs-  und  Gerichtsorganisation,  welche  eine  wesentlich 
privatrechtliche  Organisation  ist ;  ferner  in  der  Heeresverfassung : 
neben  dem  nationalen  Heer  verfügt  der  König,  ebenso  wie  die 
Könige  des  Westens,  über  eine  private  Kriegsmacht,  die  sei- 
nem unbeschränkten  Willen  untersteht.  Er  verfügt  darüber  weni- 
ger vermöge  seiner  Stellung  als  Oberhaupt  des  Staates,  denn 
als  privater  Kriegsherr;  dieses  Heer  fusst  nicht  auf  einem 
öffentlich-rechtlichen  Verbände,  sondern  auf  vertragsmässigen 
Verhältnissen  privatrechtlicher  Natur. 

Die  privatrechtliche  Entwicklung  des  Königtums  ist  in 
Ungarn  sowol,  als  in  den  westeuropäischen  Staaten  auf  die 
Primitivität  des  Staatsbegriffes  zurückzuführen.  Dem  öffentlichen 
Leben  der  mittelalterlichen  Völker  mangelte  die  abstracte  Auf- 
fassung des  Staates ;  das  Mittelalter  ist  erst  späterhin,  unter  dem 
Einflüsse  der  publicistischen  Gedanken  des  römischen  Rechts 
zu  dem  richtigen  Begriffe  vom  Staate  gelangt.  Der  Staat  besteht 
in  der  Vorstellungswelt  des  Mittelalters  noch  nicht  als  eine 
von  der  Gesammtheit  unterschiedene,  ideelle  Einheit,  als  ein 
im  Interesse  der  Gesammtheit  tätiger  Organismus;  es  kennt 
daher  noch  keine  wirkliche,  im  Interesse  der  Gesammtheit  vor- 
handene und  absolute  Daseinsberechtigung  besitzende  öffentliche 
Gewalt.  Ebenso  wie  im  primitiven  Staatswesen  der  Staat  mit 
der  Gesammtheit  des  Volkes  zusammenfällt  und  kein  von  diesem 
unterschiedenes,  besonderes  Dasein  hat,  so  ist  auch  die  Staats- 
gewalt im  Volke  immanent  und  gelangt  bloss  im  übereinstim- 
menden Willen  des  Volkes  zum  Ausdrucke;  ein  hiervon  unab- 
hängiges Dasein  wird  ihr  nicht  zuerkannt. 

Wenn  nun  in  solchen  unentwickelten  Perioden  des  Staats- 
lebens die  bei  der  Gesammtheit  befindliche  öffenthche  Gewalt 
auf  eine  Person,  den  König  übergeht,  so  muss  sie  notwendig  zu 
einer  persönUchen,  privatrechtlich  gedachten  Gewalt  werden. 
Sie  wird  nicht  mehr  in  klarer  Weise  als  die  auf  allgemeinen  öffent- 
lich-rechtlichen Grundlagen  beruhende  öffentliche  Gewalt  erkannt, 
die  dem  Könige  im  Interesse  der  Gesammtheit  übertragen  wurde, 
und  die  dieser  im  Interesse  der  Gesammtheit  ausübt,  sondern 
mehr  und  mehr  als  die  persönliche  Gewalt,  die  Privatmacht  des 
Königs.  Auch  in  Ungarn  währte  es  lange  Zeit,   bis  der  Begriff 
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der  übertragenen  öffentlichen  Gewalt  sich  durchdrang :  nämlich 
erst,  als  der  öffentlich-rechtliche  Begriff  der  Heiligen  Krone  sich 
entwickelte  und  die  Nation  damit  zu  der  wahren  Vorstellung 
des  Staates,  des  staatlichen  Daseins  gelangte,  das  sie  nun  in 
der  Heiligen  Krone  verkörpert  sah. 

In  Gemässheit  der  privatrechtlichen  Auffassung  überträgt 
in  den  feudalen  Staaten  der  König  die  öffentlich-rechtlichen  Be- 
fugnisse :  die  Kriegs-  und  Gerichtshoheit,  ferner  zahlreiche 
Regalien  als  private  Rechte  an  einzelne  Staatsangehörige,  geist- 
liche und  weltliche  Grosse.  Der  intensivere  Verkehr  mit  den 
westlichen  Völkern  bewirkte,  dass  auch  in  Ungarn  die  privat- 
rechtliche Seite  und  nicht  der  öffentlich-rechtliche  Charakter 
des  Königtums  sich  verstärkte,  was  denn  auch  hier  die 
Schwächung  der  königlichen  Gewalt  bedeutete. 

Das  Donationalwesen,  das,  wie  wir  gesehen  haben,  an- 
fänglich die  königliche  Gewalt  befestigen  half,  führte  vermöge 
der  ihm  innewohnenden  privatrechtlichen  Elemente  den  Ver- 
fall, ja  beinahe  den  Untergang  der  königlichen  Gewalt  herbei, 
indem  infolge  der  reichen  Schenkungen  eine  mächtige  Besitz- 
aristokratie entstand,  so  dass  der  König  gezwungen  war,  einen 
Teil  der  in  der  Staatsgewalt  begriffenen  Rechte  an  sie  ab- 
zutreten. Das  Königtum  ist  daher  bereits  im  XII.  und  XIII. 
Jahrhundert  nicht  mehr  die  einzige  Gewalt  im  Staate ;  die  Be- 
fugnisse der  öffentlichen  Gewalt  sind  zwischen  dem  Staatsober- 
haupte und  einer  Klasse  der  Staatsangehörigen  geteilt,  und  es 
entstehen  neben  der  königlichen  Gewalt  private  Gewalten. 

Die  Entstehung  der  privaten  Gewalten  bedeutete  in  Ungarn 
eine  viel  grössere  Gefahr  für  das  Staatsleben,  als  in  den  feuda- 
len Staaten  des  Westens;  denn  es  mangelte  der  Lehnverband, 
der  den  geistlichen  und  weltlichen  Grossen  gegen  den  König 
als  Lehnherrn  gewisse  Pflichten  auferlegt  hätte.  Die  ungari- 
schen Grossen  erwarben  Rechte,  ohne  entsprechende  Verpflich- 
tungen. Infolge  der  Verschenkung  von  Burgländereien  gieng  dem 
Königtum  jene  Heeres-  und  wirtschaftliche  Macht  verloren,  welche 
vermöge  des  freien  Verfügungsrechtes  des  Königs  die  sichere 
Stütze  der  königlichen  Gewalt  gebildet  hatte,  ohne  dass  dafür 
gesorgt  worden  wäre,  dass  die  Grossen,  die  in  den  Besitz 
dieser  Heeres-  und  wirtschaftlichen  Macht  gelangten,  zu  gewissen 
besonderen  Leistungen  an  den  König  verpflichtet  würden. 

Der  Niedergang  der  königlichen  Gewalt  dauerte  so  lange 
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an,  bis  ein  Gleichgewicht  der  Rechte  und  PfUchten  hergestellt 
war,  was  jedoch  erst  in  der  folgenden  Periode,  im  Zeitalter 
der  auf  dem  Begriff  der  Heiligen  Krone  beruhenden  Staatsver- 
fassung erfolgte. 

Infolge  dieser  Entwicklnng  erfuhr  die  Rechtstellung  und 
der  Machtkreis  des  Königs  eine  bedeutende  Veränderung. 

Die  Kriegshoheit  steht  dem  Könige  nur  noch  in  allgemei- 
nem principiellen  Sinne  zu,  seitdem  einzelne  Grossen  (besonders 
von  der  Regierungszeit  Belas  IV.  an)  das  Recht  erwerben,  Burgen 
zu  bauen  und  Krieger  zu  unterhalten  und  also  über  eine  private 
militärische  Macht  verfügen,  allerdings  mit  der  Einschränkung, 
dass  das  Recht  der  Kriegsführung  und  des  Friedensschlusses  aus- 
schliesslich dem  Könige  gebürt,  und  dass  die  Privaten  ihre  eigene 
Kriegsmacht  nur  nach  Weisung  des  Königs  zu  gebrauchen 
berechtigt  sind.  Aber  die  historischen  Tatsachen  bekunden,  dass 
die  ungarischen  Herren  die  ihrer  Verfügung  unterstehende  mili- 
tärische Macht  nicht  selten  gegen  den  Willen  des  Königs  für 
ihre  privaten  Zwecke  ins  Treffen  führten. 

Der  König  bleibt  wol  die  Quelle  der  richterlichen  Gewalt, 
die  Erhaltung  der  Rechtsordnung  und  die  Wahrung  des  Gemein- 
friedens ist  auch  ferner  seine  Aufgabe,  und  die  politisch  Berechtig- 
ten, die  Adeligen  gehören  in  den  notpeinlichen  Angelegenheiten 
sämmtlich  vor  seinen  Richterstuhl ;  aber  durch  die  Verleihung 
der  Immunitäten  erwerben  die  geistlichen  und  weltlichen  Herren 
die  vollständige  Gerichtsgewalt  über  ihre  Hintersassen,  und  all- 
mälig  gelangen  die  nicht-adeligen  Freien  durchwegs  unter  die 
richterliche  Gewalt  der  Grundherren.  In  den  zu  umfangreicher 
Selbstverwaltung  gelangenden  Städten  wählen  die  Bürger  ihre 
Richter  selbst,  und  mit  der  fortschreitenden  Entwicklung  der  Co- 
mitatsautonomie  verringert  sich  auch  die  Wirksamkeit  der  vom 
Könige  bestellten  Richter  in  den  Comitaten. 

Grosse  Einschränkungen  erfährt  die  königliche  Gewalt  be- 
züglich der  Finanzrechte  (Regalien).  Königliche  Privilegien  setzen 
zahlreiche  Private  in  den  Besitz  finanzieller  Befugnisse :  des 
Zoll-,  Markt-  und  Bergrechts  u.  s.  f. 

Mit  dem  Verfall  der  königlichen  Gewalt  und  der  Mit- 
teilung ihrer  Machtbefugnisse  an  Private  gieng  eine  wesent- 
lich entgegengesetzte  Entwicklung  Hand  in  Hand :  die  consti- 
tutionelle  Beschränkung  der  königlichen  Gewalt.  Die  Masse  der 
Nation,  der  Adel  sucht  die  Misbräuche,  deren  er  auch   seitens 


124 

des  geschwächten  Königtums  —  und  zum  Teile  eben  infolge 
der  Schwäche  desselben  —  gewärtig  sein  konnte  und  musste, 
mittelst  neuer  Verfassungsgarantien  zu  verhindern.  Der  Adel 
setzte  sich  gegen  die  Besitzaristokratie  zur  Wehre,  sowol  um  die 
alte  nationale  Gemeinfreiheit  zu  sichern,  als  im  Interesse  des 
Königtums. 

Zu  diesen  Verfassungsgarantien  zählt  vor  allem  das  Recht 
des  Widerstandes,  ins  resistcndi,  welches  der  Nation  zuerst 
durch  Artikel  XXXI  der  Goldenen  Bulle  (des  Decrets  Andreas  II. 
vom  Jahre  1222,  sogenannt  von  dem  goldenen  Siegel  der  Original- 
ausfertigungen) gewährt  wurde. 

Die  Goldene  Bulle  gewährleistet  das  Recht  des  Widerstan- 
des- in  concreter  Fassung  nur  für  den  Fall,  dass  der  König 
die  Bestimmungen  der  Goldenen  Bulle  selbst,  verletzte.^  Das 
zeigt,  dass  man  die  Goldene  Bulle  von  vornherein  als  eine  Ur- 
kunde betrachtete,  in  welcher  die  Grundprincipien  der  ungari- 
schen Verfassung,  die  Cardinalrechte  der  Nation  zusammengefasst 
und  garantiert  werden. 

Das  Recht  des  Widerstandes  ist  eine  regelmässige  Erschei- 
nung der  constitutionellen  Entwicklung  des  mittelalterlichen  Staates, 
und  wir  begegnen  daher  dem  ius  resistendi  überall,  wo  wir 
eine  constitutionelle  Entwicklung  des  Königtums  antreffen,  nament- 
lich in  Aragonien  und  Castilien,  ferner  in  England.*  Das  Wider- 
standsrecht ist  eine  repressive  Garantie  der  Verfassung;  denn 
es  versucht  nicht  den  Verfassungsbruch  im  voraus  zu  verhindern, 
sondern  will  die  bereits  verübte  Verletzung  vergelten.  Der  König 
gebraucht  seine  Macht  nach  seinem  Gutdünken ;  er  übt  die  ihm 
zustehenden  Majestätsrechte  frei  aus,  ohne  verfassungsmässigen 

^  Das  Wesen  dieses  Rechts  besteht  darin,  dass  im  Falle  eines  Ver- 
fassungs-foder  Rechtsbruches  seitens  des  Königs  die  vollfreien  Mitglieder 
der  Nation  sowol  einzeln,  als  in  ihrer  Gesammtheit  sich  dem  verfassungs- 
brüchigen Könige  widersetzen  und  mit  bewaffneter  Macht  wider  ihn  auf- 
stehen können,  ohne  dadurch  des  Hochverrats  schuldig  zu  werden. 

'  „Quod  si  vero  nos  vel  aliquis  successorum  nostrorum  aliquo 
unquam  tempore  huic  dispositioni  nostrae  contraire  voluerit,  liberam  habeant 
harum  autoritate  sine  nota  alicuius  infidelitatis  tam  episcopi  quam  alii  job- 
bagiones  ac  nobiles  regni  universi  et  singuli  praesentes  et  futuri  posterique 
resistendi  et  contradicendi  nobis  et  nostris  successoribus  in  perpetuum 
facultatem." 

"  In  England  gewährte  die  berühmte  Magna  Charta  König  Johanns 
(1215)  das  Recht  des  Widerstandes. 
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Schranken  unterworfen  zu  sein ;  verletzt  er  jedoch  die  politische 
Freiheit,  die  Rechte  und  Privilegien  der  freien  Mitglieder  der 
Nation,  so  dürfen  diese  sich  ihm  widersetzen  und  sich  der  Unter- 
tanenpflicht des  Gehorsams  und   der  Treue   entbunden   halten. 

Das  Recht  des  Widerstandes  ist  durchaus  kein  vortreffliches 
Garantiemittel  der  Verfassung;  denn  es  führt  eine  Umwälzung 
des  Staatslebens  herbei  und  ist  also  revolutionärer  Natur,  Darum 
verschwindet  diese  Verfassungsgarantie  im  Laufe  der  weiteren 
Entwicklung  des  mittelalterlichen  Staatslebens  allenthalben,  infolge 
Verzichts  der  Nation.  Am  längsten  erhielt  es  sich  in  Ungarn, 
bis  ins  Jahr  1687.  Das  ius  resistendi  besass  übrigens,  auch  so- 
lange es  bestand,  wenig  praktische  Bedeutung;  der  Einzelne 
konnte  für  die  ihm  zugefügte  Kränkung  trotz  seines  guten  Rechtes 
keine  Vergeltung  üben,  denn  ihm  standen  in  den  allerseltensten 
Fällen  die  nötigen  Mittel,  eine  bewaffnete  Macht  zur  Verfügung ; 
wenn  aber  die  Gesammtheit,  die  Nation  als  Ganzes  das  Recht 
des  Widerstandes  in  Anspruch  nahm,  war  das  wesentlich  nichts 
anderes,  als  eine  Revolution,  die  zur  Verfassungskrise  oder  gar 
zum  Sturze  des  Königsthrones  führte. 

Eine  weit  vollkommenere  Garantie  der  Verfassung  ist  in 
dem  s.  g.  Ratsgesetze  König  Andreas  III.,  dem  Artikel  XXIII 
des  Decrets  vom  Jahre  1298,  enthalten.  Im  Ratsgesetze  ge- 
langen zwei  hochwichtige  verfassungsrechtliche  Grundsätze  zum 
Ausdruck.  Der  erste  Grundsatz  ist,  dass  der  König  keine  völlig 
freie  Hand  hat  in  der  Wahl  seine  Räte,  sondern  ein  Teil  der- 
selben durch  das  Gesetz,  die  Verfassung  bestimmt  wird,  in  der 
Weise  nämlich,  dass  je  ein  Suffraganbischof  der  Esztergomer  und 
Kalocsaer  Provinz,  ferner  die  vom  Reichstage  gewählten  zwei 
Adeligen  im  Rate  Platz  nehmen.  Der  andere  bedeutende  Grund- 
satz besteht  darin,  dass  der  König  bei  der  Erledigung  aller 
wichtigeren  Staatsgeschäfte  verpflichtet  ist,  den  Rat  anzuhören 
und  dass  im  Falle  er  dies  unterlässt,  seine  Verfügungen  und 
Verordnungen    der    verfassungsmässigen    Giltigkeit    entbehren.'^ 

Der  königliche  Rat  hört  damit  auf  ein  einfaches  Werkzeug 
der  königlichen  Gewalt  zu  sein  und  wird  zu  einem  das  König- 
tum beschränkenden  Factor. 

Wir  begegnen  in  denjenigen  westeuropäischen  Staaten,  in 
welchen  die  Entwicklung  des  Königtums  sich  in  constitutioneller 

*  Siehe  des  Näheren  unten  IV.  Kap.  §.  1. 
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Richtung  bewegte,  eben  derselben  Tendenz;  aber  nirgends  in 
solch'  bestimmter  Form.  Die  während  dieser  Periode  geschaffenen 
englischen  Ratsgesetze  bleiben  weit  hinter  dem  Gesetze  König 
Andreas  111.  zurück,  denn  sie  binden  nicht  die  Giltigkeit  der 
königlichen  Handlungen  an  die  Zustimmung  des  Rates. 

Die  constitutionelle  Entwicklung  der  königlichen  Gewalt 
beweisen  ferner  jene  Bestimmungen  der  aus  dem  XIII.  Jahr- 
hundert auf  uns  gekommenen  Decrete,  welche  von  der  Verant- 
wortung der  königlichen  Räte  und  der  Rechenschafts- 
forderung auf  dem  Reichstage  handeln  ;  nämlich  Artikel  XIV  der 
Goldenen  Bulle,  Artikel  III  des  Decrets  vom  Jahre  1321  und 
Artikel  XIV  und  XXV  vom  Jahre  1290.  Dasselbe  bezeugt  vor 
allem  Art.  IX  des  letztgenannten  Decrets,  laut  welchem  die  Amter 
der  königlichen  Centralregierung :  des  Palatins,  Tavernicus,  Vice- 
kanzlers  und  Hofrichters  mit  der  Zustimmung  des  Reichtages 
(ex  consilio  noblliiim)  besetzt  werden  sollen.*^ 

Als  Ergebnis  der  constitutionellen  Entwicklung  des  König- 
tums sind  ferner  der  Verfassungsgarantierende  Krönungseid 
und  das  Versicherungsdiplom  zu  betrachten,  wovon  im 
vorigen  Abschnitt  die  Rede  war. 

Infolge  der  verfassungsrechtlichen  Bedeutung  der  Krönung 
gelangt  bereits  in  der  zweiten  Hälfte  des  XIII.  Jahrhunderts  der 
staatsrechtliche  Grundsatz  zur  gewohnheitsrechtlichen  Herrschaft, 
dass  die  Krönung  die  notwendige  Bedingung  des  verfassungs- 
mässigen Erwerbs  der  königlichen  Gewalt  sei  und  dass  daher 
nur  derjenige  als  rechtmässiger  Besitzer  der  königlichen  Gewalt 
betrachtet  werden  könne,  der  kraft  des  nationalen  Willens  mit 
der  Heiligen  Krone  gekrönt  worden  sei.^ 

Die  verfassungssichernde  Bedeutung  der  Krönung  bringt 
ferner  allmälig  den  öffentlich-rechtlichen  Begriff  der  Heiligen 
Krone  hervor  und  begründet  die  öffentlich-rechtliche  Anschauung, 
dass  der  eigentliche  Inhaber  der  Staatsgewalt  die  Heilige  Krone 
sei  und  dass  die  in  der  Nation  wurzelnde  höchste  Staatsgewalt 
von  der  Heiligen  Krone  auf  den  König  übergehe. 

*  Siehe  des  Näheren  unten  IV.  Kap.  §.  3. 

''  Diese  Auffassung  gelangt  bereits  im  Dccret  von  1290  zum  Aus- 
drucke :  „.  .  .  consensu  venerabilium  patrum  arcliiepiscoporum,  episcopo- 
rum,  baronum,  procerum  et  omnium  nobilium  regni  nostri  apud  Albam  in 
loco  nostro  catedrali  annuente  Domino  fuissemus  coronati".  Praef.  Kova- 
CHicH,  Sylioge  S.  15,  Endlicher  S.  615. 
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Die  Bezeichnung  der  ungarischen  Königskrone  als  „heilig" 
hängt  eben  mit  der  Entwicklung  des  beregten  öffentlich-rechtli- 
chen Begriffes  zusammen.  Und  zwar  ist  diese  Bezeichnung  an 
die  Krone  Stefans  des  Heiligen  selbst  gebunden,  so  dass  nach 
der  nationalen  Auffassung  die  Krönung  mit  dieser  Krone  statt- 
finden muss,  wie  das  die  Geschichte  der  Thronbesteigung  Karl 
Roberts  aufs  deutlichste  lehrt.  Die  Entwicklung  und  Herrschaft 
des  öffenthch-rechtlichen  Begriffs  der  Heiligen'  Krone  bezeichnet 
den  Ausgangspunkt  und  die  Grundlage  einer  neuen  Staatsver- 
fassung, die  an  die  Stelle  der  von  Stefan  dem  Heiligen  begrün- 
deten Verfassung  tritt,  als  deren  natürliche  Fortentwicklung. 

Die  gesammte  verfassungsrechtliche  Entwicklung  des  König- 
tums seit  der  Goldenen  Bulle  verfolgte,  wie  erwähnt,  das  dop- 
pelte Ziel :  einesteils  das  Königtum,  andererseits  die  Freiheit 
und  Unabhängigkeit  der  Masse  der  politischen  Nation,  d.  i.  des 
einfachen  Adels  gegen  die  Machtbestrebungen  der  Besitzaristo- 
kratie zu  sichern.  Dieses  doppelte  Ziel  liegt  besonders  dem  Arti- 
kel XVI  der  Goldenen  Bulle  zu  gründe,  welcher  die  erbliche 
Verleihung  der  königlichen  Ämter  verbietet;^  desgleichen  dem 
Artikel  XVII,  welcher  den  König  ermächtigt,  die  unstatthaften 
Schenkungen  zurückzufordern.^  Die  consequente  Verfolgung 
dieser  Ziele  hat  die  Entstehung  territorialer  Herrschaften  und 
die  Umgestaltung  des  ungarischen  Staatswesens  zu  einem  Lehn- 
staate verhindert. 

Während  der  Adel  einerseits  gegenüber  dem  Königtum 
Verfassungsgarantien  erwirbt,  nimmt  er  auf  der  anderen  Seite 
für  das  Königtum  gegen  die  Besitzaristokratie  Stellung  und 
bestrebt  sich,  die  königliche  Gewalt  in  ihrem  früheren  Umfange 
zu  erhalten  und  zu  befestigen  und  damit  die  Übergriffe  der 
Besitzaristokratie  unmöglich  zu  machen.  Indem  die  Goldene 
Bulle  das  alte  Recht,  die  alte  nationale  Freiheit  wiederher- 
stellt, will  sie  zugleich  die  frühere  herrschende  Stellung  des 
Königtums  im  staatlichen  Leben  wiederherstellen.  Noch  klarer 
zeigt  sich  diese  Bestrebung  in  den  Bestimmungen  der  Decrete 
von  1290  und  1298,  welche  wir  als  Frucht  des  Bündnisses  von 
Königtum  und  Adel  betrachten  können. 

*  „Integros  comitatus  vel  dignitates  quascunqu  ein  praedia  seu  pos- 
sessiones  non  conferemus  perpetuo." 

^  „Possessionibus  etiam,  quas  quis  iusto  servitio  obtinuerit,  aliquo 
tempore  non  privetur." 
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§.  4.  Die  königlichen   Herzoge  und  die  jüngeren 

Könige. 

Die  privatrechtliche  Auffassung  des  Königtums,  der  per- 
sönliche Charakter  der  königlichen  Gewalt  brachte  die  Institutio- 
nen des  ducatiis  und  des  rex  iunior  hervor. 

Die  Könige  von  Ungarn  pflegten  seit  den  Anfängen  des 
Königtums  ihren  Söhnen  oder  anderen  männlichen  Mitgliedern 
des  Königshauses  einzelne  Landesteile  zur  Verwaltung  zu  über- 
weisen. Bereits  Stefans  des  Heiligen  Sohn,  Emerich,  erhielt  die 
slavonischen  Gebiete  und  führte  den  Titel  dux  Slavoniae. 
Andreas  1.  wies  seinem  Bruder  Bela  ein  Dritteil  des  Landes, 
den  Nordosten  an.^  Nach  Bela  I.  Tode  schlössen  dessen  Söhne, 
Geza,  Ladislaus  und  Lambert  mit  dem  Sohne  Andreas  L,  Sala- 
mon  einen  Vergleich,  laut  welchem  sie  jene  Gebietsteile  erhiel- 
ten, die  vordem  ihr  Vater  besessen  hatte. '^  Von  dieser  Zeit  an 
ist  es  ständiger  Brauch,  dass  die  Könige  diesen  oder  jenen 
Landesteil  den  für  dies  Verwaltungsamt  geeigneten  königlichen 
Herzogen  überlassen.  Auf  dem  Wege  des  Gewohnheitsrechtes 
entwickelt  sich  so  die  Institution  des  ducatus  (königliches  Her- 
zogtum). 

Die  Urkunden  bezeichnen  die  Mitglieder  der  königlichen 
Familie,  die  Herzoge,  geradezu  als  Herzoge  jener  Landesteile, 
deren  oberste  Verwaltung  ihnen  übertragen  ist:  als  dux  Slavo- 
niae, dux  Transylvaniae  u.  s.  w.  Über  die  Rechtstellung  der 
königlichen  Herzoge  besitzen  wir  nur  sehr  spärliche  Nachrichten. 
Aus  den  wenigen  uns  erhaltenen  Daten  ersehen  wir,  dass  bereits 
Herzog  Bela  militärische  und  Gerichtsgewalt  besass,  Geld  prägen 
liess,^  Grundbesitz  schenkte  —  doch  war  zu  den  Schenkungen 
die  Zustimmung  des  Königs  erforderlich.^  Die  Gesetze  König 
Kaimans  belehren  uns,  dass  die  Beamten  des  Königs  und  des 
Herzogs  ihren  Gerichtsstand  vor  demselben  Richter  hatten;'^ 
hierin  bekundet   sich  die  öffentlich-rechtliche  Anschauung,  dass 

'  Wiener  Bilderchronik  (Chronicon  pictum)  Kap.  49  M.  Florianus, 
Font.  dorn.  II.  S.  159. 

»  Kap.  53  ebenda  S.  169. 

^  Vgl.  J.  Rupp,  Nummis  Hungariae  S.  14. 

*  Die  Stiftungsurkunde  der  Abtei  von  Zazty  (um  1067)  erwähnt  der 
„licentia  regis".  Wenzel  I.  S.  24. 

^  Decr.  I.  cap.  9.  11.  12. 
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die  staatliche  Einheit,  trotz  der  Einrichtung  des  ducatus,  unge- 
brochen fortbestehe  und  dass  der  König  als  der  wirkliche  In- 
haber der  gesammten  Staatsgewalt  zu  betrachten  sei.  Besonders 
die  Kirche  trachtete  die  staatliche  Einheit  dadurch  zu  befestigen, 
dass  sie  in  ihren  Angelegenheiten  ausschliesslich  ein  Verfü- 
gungsrecht des  Königs  respectierte  und  dem  Herzog  keines  zu- 
gestand.*^ 

Aus  der  Einrichtung  des  ducatus  entwickelte  sich  im  XIII. 
Jahrhundert  die  des  rex  lunior.  Andreas  II.  Hess  noch  bei  Leb- 
zeiten seinen  erstgeborenen  Sohn,  Bela  krönen ;  desgleichen 
Bela  IV.  seinen  Sohn,  Stefan.  Der  gekrönte  Thronfolger  erhielt 
einen  Teil  des  Landes  zur  Regierung  überwiesen,  ebenso  wie 
die  königlichen  Herzoge.  Doch  wurde  der  gekrönte  Thronfolger 
nicht  mehr  Herzog,  sondern  jüngerer  König, /-^jc /«/zw/' genannt; 
und  das  zeigt  zugleich  eine  Veränderung  der  Rechtstellung  an. 

Der  jüngere  König  übt  die  in  der  höchsten  Staatsgewalt 
begriffenen  Rechte  gleich  dem  alten  Könige  in  vollem  Umfange 
aus.  Der  alte  und  der  jüngere  König  stehen  einander  als  selbst- 
ständige, souveraine  Herrscher  gegenüber ;  sie  führen  Krieg  und 
schliessen  Frieden  miteinander;  beide  Könige  besitzen  eine 
eigene,  getrennte  Hofhaltung,  ja  einen  besonderen  centralen 
Regierungsapparat:  auch  der  jüngere  König  hat  einen  Palatin, 
Hofrichter,  Tavernicus  und  Kanzler.^ 

Während  vordem  trotz  der  Institution  des  ducatus  der 
König  der  alleinige  Träger  der  Staatsgewalt  geblieben  und  der 
Herzog  bloss  Corregent  gewesen  war,  ohne  an  dem  Besitze 
der  Staatsgewalt  in  ganzem  Umfange  teilzunehmen,  führte  nun 
das  jüngere  Königtum  zu  einer  factischen  Teilung  der  königli- 
chen Gewalt.  Der  jüngere  König  spricht  von  seinem  Gebiete, 
als  einem  besonderen  Lande  {regnum) ;  der  alte  und  der  jüngere 
König  versichern  einander  vertragsweise,  dass  sie  weder  ihre  Unter- 
tanen einander  abspenstig  machen,  noch  in  die  Processe,  die  vor 
dem  Tribunal  des  anderen  angestrengt  werden,  eingreifen  wollen, 
hingegen  gestatten  werden,  dass  die  Bewohner,  besonders   die 


®  Man  sehe  die  in  Anm.  4  angezogene  Stiftungsurkunde  :  die  Schen- 
kung geht  vom  Herzog  aus,  betreff  der  kirchlichen  Zehnten  verfügt  jedoch 
der  König  im  Vereine  mit  dem  zuständigen  Bischöfe. 

^  S.  die  Friedensschlüsse  und  Vergleiche  bei  M.  B^l,  Notitia  Hun- 
gariae  I.  S.  118  und  124. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  9 
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Adeligen  nach  eingeholter  Erlaubnis  sich  in  das  Gebiet  des  an- 
deren begeben.^ 

Die  jüngeren  Könige  gründen  ihre  Teilnahme  an  der  könig- 
lichen Gewalt  auf  das  Erstgeburts-  oder  das  Herzogsrecht  {ius 
primogeniturae,  ius  ducatus).'^  Der  (alte,  eigentliche)  König  be- 
trachtet jedoch  die  Gewalt  des  rex  iiinior  als  von  seiner  Ver- 
leihung und  Concession  herrührend  und  erkennt  den  jüngeren 
König  nicht  als  gleichberechtigt  an.  Dies  gelangt  in  dem  Artikel 
XVIII  der  Goldenen  Bulle  zu  klarem  Ausdrucke:  „Die  Adeligen 
sollen,  nachdem  sie  unsere  Erlaubnis  erhalten  haben,  sich  un- 
gehindert zu  unserem  Sohne  begeben  dürfen,  als  von  dem 
Grösseren  zum  Kleineren".  Aus  der  Fassung  ergibt  sich  mit 
aller  Deutlichkeit,  dass  der  König  sich  als  den  Oberen,  den 
eigentlichen  Inhaber  der  Staatsgewalt  betrachtet;  und  zugleich, 
dass  es  die  allgemeine  Ansicht,  die  Auffassung  der  Nation  war, 
dass  der  jüngere  König  seine  Gewalt  kraft  Verleihung  seitens 
des  alten  Königs  besitze  und  ausübe. 

Auch  das  Ausland  sah  das  Verhältnis,  das  zwischen  dem 
eigentlichen  und  dem  jüngeren  Könige  bestand,  in  demselben 
Licht.  Papst  Gregor  IX.  schreibt  im  Jahre  1235  an  den  jüngeren 
König,  Bela,  er  möge  die  von  seinem  Vater  veräusserten  Burg- 
ländereien  auch  in  jenem  Landesteile,  den  er  kraft  der  Anord- 
nung seines  Vaters,  ex  ordlnatlone  patris  besitze,  zurückfordern.^*^ 

Der  jüngere  König  hat  das  von  ihm  regierte  Landesgebiet 
zufolge  väterlicher  Verleihung,  nicht  vermöge  einer  Bestimmung 
der  Verfassung  inne.^^ 


*  Man  vergleiche  nebst  den  eben  angeführten  Urkunden  Art.  XVIII 
der  Goldenen  Bulle :  „Servientes  accepta  licentia  a  nobis  possint  libere 
ire  ad  filium  nostrum,  ut  a  maiore  ad  minorem,  nee  ideo  possessiones 
eorum  destruantur.  Aliquem  iusto  iudicio  filii  nostri  condemnatum,  vel  cau- 
sam inchoatam  coram  ipso,  prius  quam  terminetur  coram  eodem,  non  re- 
cipiemus,  nee  e  converso  filius  noster". 

''  Stefan  V.  sagt  in  einer  Urkunde  von  1271  :  „Quum  ius  ducatus 
a  genitoribus  nostris  regum  primogenitis  institutum  requirere  voluisse- 
mus  .  .  ."  Fej^r  C.  D.  v/1  S.  104. 

'*  „Serenitatem  Tuam  monemus  et  hortamur  attente,  quatenus  in 
ea  regni  parte,  quam  ex  ordinatione  patris  tui  habes,  alienationes  easdem 
revocare  procures."  Kovachich,  Vestigia  S.  82. 

"  Es  wurde  dies  häufig  auch  seitens  der  jüngeren  Könige  aner- 
kannt. Die  Legende  des  Siegels,  das  König  B61a  IV.  zu  Lebzeiten  seines 
Vaters  führte,  lautete :  ,Bela  Dei  gratia  et  voluntate  patris  rex  Hungariae" 
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Die  Teilung  des  Staatsgebiets  zwischen  dem  eigentlichen 
und  dem  jüngeren  König  trug  nicht  den  Charakter  der  Bestän- 
digkeit, sie  war  auch  nicht  an  bestimmte  Teilungsgrenzen  und 
Territorien  gebunden,  wie  im  fränkischen  Königreiche  der  Mero- 
winger.  Sie  führte  darum  auch  nicht  zur  völligen  Selbständigkeit 
und  Trennung  eines  Landesteils.  Es  hieng  stets  von  concreten 
Umständen  ab,  welches  Gebiet  dem  einen  oder  anderen  Herzog 
zur  VerwaUung  angewiesen  wurde.  Immerhin  ist  es  zweifellos, 
dass  die  Institutionen  des  ducatus  und  des  rex  iunior  den 
klarsten  Beweis  für  die  privatrechtliche  Entwicklung  des  König- 
tums bilden,  denn  die  öffentlich-rechtliche  Auffassung  der  könig- 
lichen Gewalt  hätte  eine  solche  Teilung  nicht  geduldet. 

Der  eigentliche  und  der  jüngere  König  standen  sich  häufig 
als  Gegner  gegenüber;  jeder  trachtete  seine  Macht  zu  befestigen 
und  sich  Anhänger  zu  werben,  was  nur  mittelst  weitestgehender 
Inanspruchnahmejund  Ausnützung  des  königlichen  Schenkungs- 
rechtes möglich  war.  Sowol  der  alte,  als  der  junge  König  verschenk- 
ten in  verschwenderischer  Weise  das  unter  königlicher  Gewalt 
stehende  Land,  besonders  die  Burgländereien  und  beförderten 
damit  die  Entwicklung  einer  mächtigen  Besitzaristokratie.  Die 
Mitglieder  der  mit  öffentlich-rechtlichen  Befugnissen :  Militär- 
und  Gerichtsgewalt  und  Finanzrechten  ausgestatteten  Besitz- 
aristokratie verbinden  sich,  um  gegen  das  Königtum  Stellung 
zu  nehmen,  ja  sie  schliessen  sogar  Bündnisse  mit  fremden 
Fürsten,  wie  das  Bündnis  der  Grafen  von  Köszeg  mit  Herzog 
Albrecht  von  Oesterreich  beweist.  Die  Besitzaristokratie,  welche 
einst  die  kräftige  Stütze  des  Königtums  gewesen  war,  wurde 
später,  besonders  in  der  zweiten  Hälfte  des  XIII.  Jahrhunderts 
dessen  Gegner  und  trachtete  die  königliche  Gewalt  zu  unter- 
graben und  zu  stürzen :  ein  bedeutsames  Moment  dieser  Wan- 
delung ist  der  gewaltsame  Tod  König  Ladislaus  des  IV. 

Neben  dem  rex  iunior  bestand  jedoch  auch  die  Institution 
des  ducatus  fort.  Nicht  bloss  der  gekrönte  Thronfolger,  auch 
die  übrigen  Söhne  des  Königs  erhielten  Teile  des  Staatsgebiets 
zur  Verwaltung.  Das  zeigt  sich  besonders  während  der  Regierung 
König  Belas  IV. :  der  älteste  Sohn,  Stefan  führt  den  Titel  iunior 

Magyar  nemzet  törtenete  [Geschichte  der  ungarischen  Nation  herausg.  von 
A.  SziLÄGYi]  II.  S.  420.  In  der  Einleitung  des  Decrets  von  1267  heisst  es: 
,Nos  Bela  dei  gracia  rex  Hungarie  et  Stephanus  per  eundem  iunior  rex 
Hungarie  et  dux  Transylvanie".  Endlicher  S.  512. 

9* 
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rex  Hungariae  et  dux  Transävaniae,  der  jüngere,  B6la  den  Titel 
dux  Sclavoniae:^^  Stefan  verwaltet  Siebenbürgen,  als  rex  iiinlor, 
der  jüngere  Königssohn  hingegen  Slavonien.  Das  beweist  gleich- 
falls, dass  die  beiden  Institutionen  derselben  Wurzel  entsprossen 
sind  und  nach  denselben  Principien  der  Verfassung  beurteilt 
werden  müssen.  Beide  Institutionen  finden  ihre  Erklärung  in  der 
privatrechtlichen  Auffassung  des  Königtums  und  als  diese  privat- 
rechtliche Auffassung  im  Verschwinden  begriffen  ist,  verschwin- 
det auch  die  Institution  des  rex  iunior  und  der  Ducat  aus  der 
ungarischen  Verfassungsgeschichte. 

^-  Z.  B.  in  der  Einleitung  des  Decrets  von  1267 :  „.  .  .  et  Bela 
(iunior)  dux  tocius  Sclavonie."  1269  in  dem  Privileg  für  die  Gäste  von 
Szt.  Ämbrus :  „Bela  Dei  gracia  dux  totius  Sclavonie,  Dalmacie  et  Croatie." 
Endlicher  S.  519. 


III.  KAPITEL. 

Die  Stände. 

§.  1.  Die  Einteilung  der  Landeseinwohner  nach 

Ständen. 

Vom  Standpunkte  des  Wirtschaftslebens  zerfallen  die  Staats- 
angehörigen nach  Vermögen,  Beschäftigung  und  anderen  äusser- 
lichen  Momenten  zu  allen  Zeiten  in  gewisse  Gruppen,  die  man 
als  Klassen  bezeichnet.  Wir  sprechen  von  einer  Grundbesitzers-, 
Kaufmanns-,  einer  gewerbetreibenden,  ackerbauenden,  Beamten- 
klasse u.  s.  w. 

Dieser  Klassificierung  gegenüber  ist  auch  seitens  des  Rechts 
eine  gewisse  Einteilung  der  Staatsangehörigen  möglich.  Das 
Recht  und  namentlich  das  öffentliche  Recht  kann  ebenfalls 
zwischen  den  Staatsangehörigen  unterscheiden ;  infolge  die- 
ser Unterscheidung  bilden  die  im  Besitze  derselben  Recht- 
stellung, derselben  Rechte  Befindlichen  besondere  Gruppen, 
die  man  als  Stände  bezeichnet. 

Im  juristischen  Sinne  kann  also  von  Ständen  nur  dort 
gesprochen  werden,  wo  die  Staatsangehörigen  nicht  die  gleichen, 
sondern  verschiedene  Rechte  haben.  Die  Gesammtheit  derjenigen 
Staatsangehörigen,  die  dieselbe  Rechtstellung  besitzen,  bildet 
einen  Stand,  unterschiedlich  von  den  Gruppen  der  übrigen  Staats- 
angehörigen, die  geringere  oder  grössere  Rechte  besitzen. 

Im  Zeitalter  der  von  Stefan  dem  Heiligen  begründeten 
Staatsverfassung  scheiden  sich  die  Staatsangehörigen  in  drei 
Stände.  Die  erste  Gruppe,  den  vornehmsten  Stand  bilden  die 
Nachkommen  der  alten  Geschlechter:  das  sind  die  politisch 
Berechtigten,  die  eigentlichen  Freien.  In  die  zweite  Gruppe  ge- 
hören  diejenigen,   die   wol    ihre   persönliche   Freiheit   behalten 
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haben,  aber  der  politischen  —  öffenthchen  —  Rechte  nicht  teil- 
haftig sind :  wir  bezeichnen  sie  als  privatrechtlich  Freie  oder 
nicht-adelige  Freie.  Der  dritte  Stand  umfasst  diejenigen,  die 
selbst  der  persönlichen  Freiheit  entbehren  und  keine  Personen, 
sondern  bloss  Sachen  sind:  die  Sklaven  (Knechte). 

Die  Zugehörigkeit  zu  einem  Stande  beruhte  im  Zeitalter 
der  Urverfassung  ausschliesslich  auf  der  Abstammung.  Die  Ab- 
kömmlinge der  alten  Geschlechter  sind  vollfreie  Mitglieder  der 
politisch  berechtigten  Nation ;  die  Kinder  der  Sklaven  hingegen 
bleiben  im  Sklavenstande.  Da  im  Urstaat  der  Grund  und  Boden 
noch  nicht  Privateigentum  ist,  vermag  der  Grundbesitz  nicht  als 
Fundament  der  ständischen  Einteilung  zu  wirken.  Sobald  jedoch 
das  Grundeigentum  sich  entwickelt,  wird]  allmälig  der  Grund- 
besitz die  Grundlage  der  ständischen  Bildungen.  Die  Ständever- 
fassung wird  zu  einer  auf  dem  Grundbesitz  ruhenden  Organi- 
sation. Für  die  Standeszugehörigkeit  ist  nicht  mehr  die  Geburt 
massgebend,  sondern  der  Grundbesitz. 

Diese  Entwicklung  erklärt  sich  durch  die  Bedeutung  des 
Grundbesitzes  im  mittelalterlichen  Wirtschaftsleben.  Der  Grund- 
besitz ist  im  Mittelalter  der  alleinherrschende  Factor  der  Pro- 
duction,  die  einzige  Quelle  und  Grundlage  des  Reichtums :  der 
Grad  der  Wolhabenheit  richtet  sich  nach  der  Menge  des  Grund- 
besitzes. Andererseits  jedoch  werden  in  der  von  Stefan  dem 
Heiligen  begründeten  Verfassung  die  öffentlichen  Pflichten  ohne 
Entgelt  und  Entschädigung  erfüllt :  der  Freie  muss  auf  seine 
eigenen  Kosten  in  den  Krieg  ziehen  und  sonst  öffentliche 
Pflichten  erfüllen.  Diesen  Pflichten  vermögen  nur  diejenigen 
genüge  zu  tun,  die  freien  Grundbesitz  zu  eigen  haben.  Dadurch 
gelangen  die  Besitzverhältnisse  zu  entscheidender  Bedeutung 
für  die  ständischen  Verhältnisse.  Diejenigen,  die  freies  Eigen 
besitzen,  bilden  den  Stand  der  politisch  Berechtigten,  oder  wie 
man  später  sagte,  der  Adeligen.  Die  kein  freies  Eigen  haben, 
sondern  nach  ihrem  Grundbesitze  zu  gewissen  Leistungen  ver- 
pflichtet sind,  gehören  zum  Stande  der  privatrechlich  Freien. 
Endlich  diejenigen,  die  überhaupt  keinen  Grundbesitz  haben, 
sondern  das  Gut  ihrer  Herren  bestellen  oder  sonst  untergeord- 
nete Dienste  leisten,  bilden  den  dritten  Stand,  den  der  Unfreien 
oder  Sklaven. 

im  weiteren  Verlaufe  der  Entwicklung  gelangte  noch  ein 
Factor  zu  Einfluss  betreff  der  ständischen  Bildungen:  der  Beruf. 


135 


Auf  Grund  der  gleichen  Beschäftigung  entwickelte  sich  nämlich 
ein  neuer  Stand,  der  Stand  der  Bürger  oder  Städter;  es  war 
dies  ursprünglich  ein  reiner  Berufsstand:  der  Stand  der  Handels- 
und Gewerbetreibenden.  Später  erscheint  auch  dieser  Stand  an 
den  Grundbesitz  geknüpft,  indem  bloss  diejenigen  der  vollen 
städtischen  oder  Bürgerfreiheit  teilhaftig  sind,  die  im  Stadt- 
gebiete Grundeigen  besitzen. 


§.  2.  Der   Stand   der  öffentlich-rechtlich   Freien  oder 

Adeligen.* 

Frei,  politisch  berechtigt  waren  vom  Standpunkte  des  öffent- 
lichen Rechtes  im  Urstaate  die  Abkömmlinge  der  mit  Ärpäd 
ins  Land  gekommenen  alten  Geschlechter.  In  diesem  Sinne  kann 
der  Ursprung  des  Adels  auf  die  Landnahme  zurückgeführt  wer- 
den. Das  Wort  nemes  (Adelig)  selbst  bedeutet  einfach  den  zu 
einem  Geschlechte  {nem)  Gehörigen,  einem  Geschlechte  Ent- 
stammenden. 

Der  spätere  mittelalterliche  Adel  ist  jedoch  nicht  völlig 
identisch  mit  dem  alten  Geschlechts-  oder  Uradel.  Dieser  be- 
ruhte ausschliesslich  auf  der  Geburt ;  der  ungarische  Adel  des 
Mitttelalters  hingegen  fusst  auf  dem  Grundbesitz.  Im  mittel- 
alterlichen Ungarn  war  der  Grundbesitz  die  Grundlage  der 
nationalen  Gemeinfreiheit;  den  Adel  bilden  diejenigen,  die 
freies  Eigen  besitzen  und  vermöge  dessen  der  öffentlichen 
Rechte,  der  politischen  Freiheit  teilhaftig  sind. 

Die  Gesetze  Stefans  des  Heiligen  zeigen,  dass  das  pri- 
vate Grundeigentum  am  Geschlechtslande  sich  bereits  ent- 
wickelt hatte.  Damit  war  denn  auch  eine  neue  Basis  der  Frei- 
heit zustande  gekommen :  der  freie  Grundbesitz.  Die  Eigentümer 
der  ursprünglichen  Geschlechtsländereien  waren  jedoch  dem 
Königtum  gegenüber  nach  der  Entstehung  des  privaten  Eigen- 
tums zu  keinen  anderen  Diensten  verpflichtet,  als  vorher.  Das 
Grundeigentum  brachte  in  der  öffentlichen  Rechtstellung  der 
Vollfreien  an  sich  keinerlei  Veränderung  hervor, 

*  Literatur:  Stefan  Endlicher,  Die  Gesetze  des  Heiligen  Stefan  1849 
S.  97—100.  Bartal  a.  a.  0.  I.  S.  234—245.  Stefan  Horväth,  Mag>'arorszäg 
regi  gyökeres  nemzetisegeiröl  [Von  den  alten  Geschlechtern  Ungarns]  1820. 
Pauler,  Szent  Istvän  es  alkotmänya.  Szäzadok  Jg  1879  S.  4  ff,  114  ff. 


136 

Stefan  der  Heilige  und  seine  Nachfolger  vermehrten  den 
Stand  der  öffentlich-rechtlichen  Freien  mit  neuen  Elementen : 
den  königlichen  Donationalisten. 

Dem  Könige  stehen  ungeheure  Ländereien  zu  geböte : 
davon  schenkt  er  Land  an  seine  Getreuen,  die  ihm  und  dem 
Reiche  besondere  Dienste  leisteten.  In  den  westeuropäischen 
Staaten  führten  die  Landschenkungen  zur  Ausbildung  des  Lehn- 
wesens ;  in  Ungarn  stand  die  öffentlich-rechtliche  Auffassung 
des  Königtums  einer  solchen  Entwicklung  entgegen  ;  es  herrschte 
nämlich  die  Rechtsanschauung,  dass  die  Beschenkten  den  ihnen 
verliehenen  Grundbesitz  als  Belohnung  ihrer  dem  Vaterlande, 
der  Nation,  nicht  etwa  bloss  der  privaten  Person  des  Königs 
geleisteten  Dienste  empfiengen.  Die  Schenkungsgüter  wurden 
darum  dem  Grundbesitze  der  Abkömmlinge  der  alten  Geschlech- 
ter vollkommen  gleich  geachtet  und  denselben  Rechtssätzen  un- 
terworfen, als  jenes  infolge  Auflösung  der  Geschlechtsgemeinschaft 
entstandene  Grundeigentum ;  so  dass  die  Donationalisten  über 
ihren  Besitz  mit  derselben  Freiheit  verfügen,  als  die  Abkömm- 
linge der  alten  Geschlechter,  und  ihn  auf  ebendieselbe  Weise 
vererben.  Diese  Auffassung  der  Dinge  wurde  nicht  wenig  unter- 
stützt durch  den  Umstand,  dass  das  private  Eigentum  am  Ge- 
schlechtslande gleichfalls  durch  königliche  Verfügung,  wol  nicht 
ins  Leben  gerufen,  doch  gesichert  wurde,  und  also  eigentlich 
alles  private  Eigentum  an  Grund  und  Boden  auf  das  Königtum 
sich  stützte.  Indem  ferner  Stefan  der  Heilige  auch  am  Ge- 
schlechtslande das  Heimfallsrecht  des  Königs  für  den  Fall  des 
Hochverrats  und  des  Stammesabgangs  behauptete,^  brachte  er 
die  Geschlechtsländereien  den  Schenkungen  noch  näher. 

Stefan  der  Heilige  macht  denn  auch  gar  keinen  Unter- 
schied zwischen  dem  Geschlechtslande  und  der  Schenkung. 
In  Kap.  35  des  zweiten  Buches  seiner  Gesetze  heisst  es :  „Wir 
willfahrten  denn  der  Bitte  des  ganzen  Rates,  dass  jeder  Herr 
seines  Eigens  sei  und  ebenso  der  Geschenke  des  Königs,  so- 
lange er  lebt.  Und  nach  seinem  Tode  sollen  ihm  seine  Söhne 
zu  gleichem  Eigentum   folgen."^   Das   will   sagen,    dass  Stefan 


^  Siehe  decr.  II.  cap.  24.  (in  fine),  35.  (Endlicher  I.  26.,  II.  2.) 

-  „Consensimus  igitur  petitioni  totius  senatus,    ut   unusquisque  do- 

minetur  propriorum,  similiter   et  donorum   regis   dum   vivit.   Ac  post  eius 

vitam  filii  simili  dominio  succedant." 
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der  Heilige  das  private  Eigentum  und  das  Erbrecht  des  Manns- 
stammes {dominiiim)  sowol  am  Geschlechtslande  {proprium), 
als  an  den  königlichen  Schenkungen  {donum)  gewährte. 

Dies  ergab  für  das  öffentliche  Recht  die  hochwichtige 
Folge,  dass  den  königlichen  Donationalisten  dem  Königtum 
gegenüber  keine  anderen  Pflichten  oblagen,  als  den  Besitzern 
der  auf  die  prima  occupatio  zurückreichenden  Geschlechts- 
ländereien.  Die  Könige  suchten  jedoch  dies  zu  ändern  und 
trachteten  die  Auffassung  zur  Geltung  zu  bringen,  dass  die  mit 
Grundbesitz  Beschenkten  in  einem  engeren  Abhängigkeits-  und 
Treuverhältnis  zum  Könige  stünden,  und  dass  daher  die  Schen- 
kungen, ungleich  den  Geschlechtsländereien,  weder  dem  Ver- 
fügungsrechte des  einzelnen  Eigentümers,  noch  demjenigen  der 
Sippe  unterlägen.  König  Kaiman  gelang  es  wirklich,  in  betreff 
des  Erbrechts  zwischen  dem  Geschlechtsgute  und  der  königli- 
chen Schenkung  einen  Unterschied  zu  constituieren,  indem  er  ver- 
ordnete, dass  bloss  der  von  Stefan  dem  Heiligen  verliehene 
Grundbesitz  sich  auf  alle  Glieder  der  Sippe  vererbe,  hingegen 
die  Schenkungen  der  nachfolgenden  Könige  Linealbesitz  bilden, 
d.  h.  vom  Vater  auf  den  Sohn,  und  in  Ermangelung  von  Söhnen 
auf  den  Bruder  und  dessen  Söhne  übergehen,  und  wenn  solche 
gleichfalls  nicht  vorhanden  wären,  an  den  König  heimfallen 
sohlen.^ 

Trotz  der  Einschränkung  des  Erbrechts  vermochten  die 
Könige  jedoch  nicht  den  Donationalisten  besondere  Verpflich- 
tungen aufzubürden  und  durchzusetzen,  dass  die  Schenkungen 
den  Charakter  von  Lehngütern  annähmen,  deren  Besitzer  zu 
besonderer  Treue  gegen  den  König  und  besonderen  Diensten 
gehalten  wären.  Es  blieb  auch  fernerhin  der  Rechtssatz  in  Gel- 
tung, dass  den  Donationalisten  ebensowol  als  den  Besitzern 
des  Geschlechtslandes  nur  die  auf  dem  öffentlichen  Verbände 
beruhenden  Pflichten  obliegen :  die  allgemeine  Wehr-,  Gerichts- 
und Treupflicht. 

Die  allgemeine  Wehrpflicht,  welche  auf  jedem 
freien  Besitzer,   jedem   Adeligen   ohne  Rücksicht   auf   die  Aus- 

^  Decr.  I.  cap.  20. :  ..Possessiones  quaelibet  a  Sancto  Stephane  date 
humanae  successionis  quoslibet  contingant  successores  vel  heredes.  Possessio 
vere  ab  aliis  regibus  data  de  patre  descendat  ad  filium,  qui  si  defuerint 
succedat  germanus,  cuius  filii  etiam  post  mortem  illius  non  exheredentur. 
Germanus  autem  praedictus  si  non  inveniatur,  hereditas  regi  deputetur." 
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dehnung  seines  Besitzes  in  gleichem  Masse  lastete,  war  eine 
persönliche  Pflicht  der  Landesverteidigung ;  jeder  Adelige  musste 
zur  Verteidigung  des  Vaterlandes  zu  den  Waffen  greifen  und 
seinen  Unterhalt  während  des  Feldzuges  selbst  bestreiten.  Hier- 
von handelt  Artikel  VII  der  Goldenen  Bulle. 

Die  allgemeine  Gerichtspflicht  bestand  darin, 
dass  jeder  freie  Grundbesitzer  verpflichtet  war,  die  königliche 
Gerichtspflege  zu  unterstützen,  als  Urteilfinder  der  Gerichtsver- 
sammlung beizuwohnen  und  den  König  sammt  dessen  Gefolge, 
sowie  die  Königsboten  zu  beköstigen  und  zu  beherbergen  und 
mit  Vorspann  zu  versehen.  Hierauf  gründete  sich  das  königliche 
Recht  der  Gastung  gegenüber  den  Adeligen,  das  ius  descensus 
regit,  das  bereits  in  Artikel  111  und  XV  der  Goldenen  Bulle 
(ebenso  in  den  Artikeln  VII  und  VIII  des  Decrets  vom  Jahre 
1231)  eingeschränkt  wird. 

Die  allgemeine  Treupflicht  gegen  den  König,  als 
den  Inhaber  der  höchsten  Staatsgewalt,  ist  eigentlich  eine  nega- 
tive Verpflichtung,  den  König  weder  in  seiner  Person,  noch  in 
seinen  Rechten  zu  kränken.  Sie  ist  gleichfalls  eine  allgemeine, 
sämmtliche  freie  Landesbewohner  gleicher  Weise  bindende 
Pflicht,  deren  Verletzung  das  Verbrechen  der  Treulosigkeit  bil- 
det und  mit  dem  Verluste  des  Lebens  und  Vermögens  ge- 
büsst  wird. 

Die  öffentlich-rechtliche  Auffassung  der  königlichen  Schen- 
kungen drückt  sich  nebst  der  Gleichheit  der  Pflichten  vorwiegend 
in  dem  Widerrufe  zahlreicher  Verleihungen  aus,  dem  wir  beson- 
ders seit  der  Regierungszeit  Andreas  II.  begegnen.  Die  Ver- 
leihung wurde  nur  in  dem  Falle  als  rechtmässig  und  unwider- 
ruflich rechtskräftig  betrachtet,  wenn  sie  die  Belohnung  für  Dienste 
war,  die  dem  König  und  dem  Vaterlande  geleistet  worden.  Das 
findet  sich  klar  in  Artikel  XVII  der  Goldenen  Bulle  ausgesprochen  : 
niemand  solle  der  Besitzungen,  die  er  durch  wirkliche  Verdienste, 
iüsto  servitlo  erlangt  hat,  beraubt  werden;*  hieraus  folgt,  dass 
der  König  die  nicht  iusto  servitlo  erlangten  Schenkungen  zurück- 
zunehmen berechtigt  ist.  Derselbe  Gedanke  endlich  liegt  dem 
Artikel  XXIII  des  Decrets  von  1298  zu  gründe,  welcher  die  Giltig- 


*  „Possessionibus  etiam,  quas  quis  iusto  servitio  obtinuerit,  aliquo  tem- 
pore non  privetur."  Vgl.  Art.  VI.  Vi!  und  VIII :  1290. 
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keit  der  Verleihungen  von  der  Zustimmung  des  königlichen 
Rates  abhängig  macht.  ^ 

In  den  Gesetzen  Stefans  des  Heiligen  finden  wir  den 
Stand  der  Adeligen,  der  öffentlich-rechtlichen  Freien  nicht  be- 
sonders bezeichnet;  denn  er  spricht  bloss  von  den  comites, 
mllites  und  homines  vulgares,  oder  von  den  valentes  (Vermö- 
genden) und  vulgares.^  Von  allen  diesen  Bezeichnungen  deckt 
keine  die  öffentlich-rechtlich  Freien,  die  Adeligen  der  späteren 
Zeit.  Am  ehesten  könnte  noch  das  Wort  miles  auf  die  Adeligen 
bezogen  werden;  denn  es  bezeichnete  in  der  Sprache  des  Mit- 
telalters beides :  den  Adeligen  und  den  Krieger,  obwol  allerdings 
letztere  Bedeutung  die  gewöhnlichere  ist.  Eben  dies  hat  neuer- 
dings Pauler,  der  in  den  milltes  die  Adeligen,  die  Abkömm- 
linge der  alten  Geschlechter  erblickt,  zu  der  Annahme  bewo- 
gen, dass  die  Adeligen  ursprünglich  innerhalb  der  königlichen 
Comitatsverfassung  sich  befunden  hätten  und  der  Jurisdiction 
des  Burggespans  unterworfen  gewesen  wären,  wovon  sie  sich 
erst  zu  Ende  des  XII.  Jahrhunderts,  während  der  Regierungszeit 
König  Belas  III.  befreit  hätten.  Diese  Ansicht  findet  jedoch  — 
wie  unten  ausführlicher  dargestellt  werden  solF  —  in  den 
Quellen  keine  Stütze  und  steht  mit  dem  natürlichen  Gange  der 
Entwicklung  in  Widerspruch. 

Wenn  uns  auch  das  Wort  nobills  in  den  Decreten  Stefans 
des  Heiligen  nicht  begegnet,  so  findet  es  sich  doch  in  einer 
Urkunde  Stefans,  in  dem  Stiftungsbriefe  der  Abtei  von  Pecsvärad, 
als  Gegensatz  des  ignobilis ;  *  das  zeigt  deutlichst,  dass  nobills 
bereits  zur  Zeit  Stefans  des  Heiligen  einen  höheren  Stand  be- 
zeichnete. 

Die  späteren  Decrete  wenden  für  die  öffentlich-rechtlich 
Freien  das  Wort  nobills  an.  In  den  Gesetzen  Ladislaus  des 
Heiligen  wechseln  noch  nobills  und  mlles  ab ;  im  Decret  König 
Kaimans  erscheint  nur  noch  nobills. 

In  der  ersten  Hälfte  des  XIII.  Jahrhunderts  werden  die 
Adeligen,  die  nun  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Fälle 
Donationalisten  sind,  in  den  Urkunden  allgemein  als  Knechte 
des  Königs,  servlentes  regls  bezeichnet.  Diese  Benennung  spiegelt 

*  Siehe  IV.  Kap.  §.  1.  Anm.  15. 

®  Siehe  decr.  II.  cap.  14.  15.  (Endlicher  I.  15.  17.) 

'  Siehe  V.  Kap.  §.  1. 

®  Karäcsonyi,  Szt.  Istvän  kiräly  oklevelei  S.  83. 
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das  natürliche  Abhängigkeitsverhältnis  wieder,  in  welches  der 
Adel  zum  Königtum  infolge  des  Donationalsystems  gelangt 
war.  Auch  in  der  Goldenen  Bulle  erscheint  der  Adelige  unter 
diesem  Namen,  desgleichen  im  Decrete  von  1231.  Bald  jedoch 
tritt  die  Bezeichnung  nobilis,  die  auch  inzwischen  nicht  gänz- 
lich verschwunden  war,  wieder  in  den  Vordergrund  und  wech- 
selt mit  der  Benennung  servicns  regis  oder  serviens  regalis  ab, 
wie  das  Decret  von  1267  bezeugt,  in  dessen  Einleitung  es 
heisst :  „.  .  .  nobiles  Hungariae  universi  qui  servientes  regales 
dicuntur".  Von  Ende  des  Xlll.  Jahrhunderts  an,  als  der  unga- 
rische Adel  des  Mittelalters  zur  vollen  Ausbildung  gelangte, 
wird  der  Adelige  stets  mit  dem  Worte  nobilis  bezeichnet. 

Die  Adelsrechte,  welche  zugleich  die  Kennzeichen  der 
Adelsfreiheit  bilden,  waren  in  dieser  Periode  laut  der  Goldenen 
Bulle  die  folgenden: 

1 .  Das  Recht  der  persönlichen  Freiheit,  kraft 
dessen  der  Adelige  ohne  ordnungsgemässe  Ladung  und  Urteil 
von  niemandem  verhaftet  werden  durfte.  Das  ist  in  Artikel  II 
der  Goldenen  Bulle  ausgesprochen.^ 

2.  Steuerfreiheit:  der  Adelige  war  bloss  zu  Kriegs- 
diensten verpflichtet ;  von  seinem  Grundbesitz  zahlte  er  keinerlei 
Steuer.  (Artikel  III  der  Goldenen  Bulle.)  ^^ 

3.  Die  königlichen  Ämter,  namentlich  die  Kammergraf- 
schaften, Zoll-  und  Salzämter  konnten  nach  Art.  XXIV  der  Gol- 
denen Bulle  nur  von  Adeligen  bekleidet  werden. ^^ 

4.  Die  Adeligen  standen  unter  der  Gerichtsbar- 
keit des  Königs;  bloss  der  König  durfte  über  die  Adeli- 
gen richten  und  ausser  ihm  nur  der  Palatin ;  doch  auch 
der  Palatin  nur  in  solchen  Angelegenheiten,  die  weder  den 
Verlust  des  Lebens,  noch  des  Vermögens  nach  sich  ziehen 
konnten.  Artikel  VIII  der  Goldenen  Bulle  setzt  fest,  dass  der 
Palatin  in  den  letztgenannten  Angelegenheiten  nur  mit  Wissen 
des  Königs  Urteil  sprechen  dürfe.  Artikel  V  befreit  die  Adeligen 

*  „Yolumus  etiam,  quod  nee  nos,  nee  posteri  nostri  aliquo  tempore 
servientes  capiant  vel  destruant  favore  alieuius  potentis,  nisi  primo  eitati 
fuerint  et  ordine  iudiciario  convicti." 

'"  „Item  nullam  collectam  nee  libras  denariorum  eolligi  faciemus 
supra  predia  serviencium." 

''  „Comites  camerarii,  monetarum,  salinarii  et  tributarii  nobiles  regni 
nostri  sint." 
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von  der  Gerichtsbarkeit  des  Burggespans,  ausgenommen  die  mit 
dem  Münzverrufe  und  der  Eintreibung  des  Zehnten  zusammen- 
hängenden Streitsachen.^"^ 

5.  Das  Recht  des  Widerstandes  {tus  reslstendi), 
das  durch  Artikel  XXXI  der  Goldenen  Bulle  gewährt  wird. 

Die  Adeligen  waren  im  Anfange  nicht  nur  rechtlich,  son- 
dern auch  wirtschaftlich  gleich.  Die  sociale  Gleichheit  war  eben 
die  Grundlage  der  Rechtsgleichheit  der  Adeligen.  Im  Laufe  der 
Jahrhunderte  zerstückelte  sich  einerseits  der  freie  Grundbesitz 
infolge  der  wiederholten  Teilungen  und  es  bildeten  sich  grössere 
und  kleinere  Besitzungen ;  andererseits  gelangten  einige  Adelige 
infolge  wiederholter  königlicher  Schenkungen  zu  bedeutendem 
Grundbesitz,  so  dass  im  Schosse  des  adeligen  Standes  eine 
vornehme,  reiche  Grossgrundbesitzersklasse :  eine  Besitzaristo- 
kratie entstand. 

Diese  Besitzaristokratie  ist  noch  kein  durch  Geburt  ab- 
geschlossener Stand,  innerhalb  dessen  das  höhere  Recht  vom 
Vater  auf  den  Sohn  übergeht,  sondern  eine  vornehmere,  ver- 
mögendere Gesellschaftsklasse,  deren  Mitglieder  grösseren  Einfluss 
auf  die  Erledigung  der  öffentlichen  Angelegenheiten  ausüben.  Zu 
dieser  vornehmen  Klasse  gehören  in  erster  Reihe  die  kirchlichen 
Würdenträger,  die  Prälaten,  die  ebenso  wie  in  den  westeuropäi- 
schen Staaten  eine  wichtige  Rolle  im  staatlichen  Leben  spielen,  und 
auch  von  Anbeginn  im  königlichen  Rate  Platz  nehmen;  zweitens  die 
obersten  Beamten  des  Königs,  die  vermöge  des  unmittelbaren 
Dienstverhältnisses,  in  welchem  sie  zum  Könige  stehen,  die  wich- 
tigsten Factoren  des  ungarischen  Staats-  und  socialen  Lebens 
sind.  Zu  den  Mitgliedern  der  Aristokratie  gehörten  im  ersten 
Jahrhundert  des  Königtums  auch  die  Abkömmlinge  der  ehemali- 
gen Stammeshäupter,  die  vom  Könige  als  Pfand  und  Lohn  ihrer 
Treue  grosse  Besitzungen  erhielten. 

Die  Quellen  bezeichnen  die  Mitglieder  dieser  vornehmen 
Klasse  als  primates,  malores  natu,  späterhin  jobbagiones  regis.^^ 

"  „Comites  parochiani  predia  serviencium  non  discutiant,  nisi  causas 
monetarum  et  decimarum." 

"  Decr.  S.  Steph.  I.  (Institutio  morum)  cap.  7.,  II.  cap.  23.  (End- 
licher I.  23.)  Art.  X.  XXX :  1222. 
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§.  3.  Der  Stand  der  privatrechtlich  Freien. 
Die  mit  der  königlichen  Comitatsverfassung  zusammen- 
hängenden Bevölkerungsklassen.* 

Die  zweite  grosse  Gruppe  der  Landesbewohner  bilden  die 
privatrechtlich  Freien,  die  in  Ermangelung  freien  Grundbesitzes 
nicht  zur  politischen  Nation  gehören,  d.  h.  keine  öffentlichen 
Rechte  besitzen;  sie  sind  aber  persönlich  frei,  ihre  Rechtspersön- 
lichkeit wird  nach  jeder  Richtung  anerkannt,  sie  besitzen  selb- 
ständige Vermögens-  und  Familienrechte. 

Was  ihren  Ursprung  anbetrifft,  haben  wir  in  den  privat- 
rechtlich Freien  die  Nachkommen  jener  Volkselemente  zu  sehen, 
welche  von  den  ungarischen  Eroberern  unterworfen,  aber  unter 
bestimmten  Bedingungen  in  ihrem  Landbesitze  und  ihrer  per- 
sönlichen Freiheit  belassen  wurden.  Sie  waren  nicht  vollfrei, 
denn  sie  mussten  von  ihrem  Grundbesitze  gewisse  vertrags- 
mässige  Abgaben  privatrechtlicher  Natur  leisten,  wozu  die  öffent- 
lich-rechtlich Freien  nicht  verpflichtet  werden  konnten. 

Im  Zeitalter  der  Urverfassung  unterstanden  die  nicht-adeli- 
gen Freien  der  Gewalt  der  Stämme,  bezw.  der  betreffenden 
Stammeshäuptlinge.  Als  Stefan  der  Heilige  die  Burgländereien 
und  das  ausserhalb  der  Geschlechtsanteile  befindliche  Land 
überhaupt,  der  königlichen  Gewalt  unterwarf,  gerieten  auch  die 
nicht-adeligen  Freien  in  unmittelbare  Abhängigkeit  vom  Königtum. 

Auf  diese  Weise  entstand  zum  Teil  unter  dem  Einflüsse 
germanischer,  zum  Teil  slavischer  Einrichtungen  die  königliche 
Comitats(Gespanschaft-)verfassung,  als  Quelle  militärischer  und 
wirtschaftlicher  Macht  für  das  Königtum.  Stefan  der  Heilige  und 
seine  Nachfolger  verliehen  die  zur  Burg  gehörigen  Ländereien 
teils  mit  der  Pflicht  der  Heerfolge,  teils  gegen  Realleistungen. 
Die  auf  dem  Burglande  Sitzenden  waren  also  teils  zu  Heeres- 
dienst, teils  zu  Abgaben  verpflichtet. 

*  Literalur:  Bartal  a.  a.  0.  S.  210—223,  293—298.  Endlicher  a.  a.  0. 
S.  60  ff.  VillAnyi,  Györmegye  6s  väros  anyagi  miveltseg-törtenete  1000— 
1301  [Geschichte  der  materiellen  CuJtur  des  Comitats  und  der  Stadt  Györ 
1000—1301]  1881  S.  59  ff.  Pesty,  A  magyarorszägi  värispänsägok  törtenete 
különösen  a  XIII.  szäzadban  [Geschichte  der  ungarischen  Burggespan- 
schaften,  besonders  im  XIII.  Jahrhundert]  1882  S.  57—93.  Und  siehe  über- 
haupt die  zu  §.  1  des  V.  Kap.  angeführte  Literatur. 
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Unter  der  Obrigkeit  des  königlichen  Burggespans  (comes)*- 
standen  ausser  den  auf  dem  Burglande  Sitzenden  alle  diejenigen 
Freien,  die  kein  freies  Eigen  hatten,  sondern  auf  den  Gütern 
anderer,  des  Königs  oder  der  geistlichen  und  weltlichen  Grossen 
Sassen  und  deren  Land  bestellten.  Auch  sie  waren  mehr-minder 
in  die  königliche  Comitatsverfassung  einbezogen,  so  dass  der 
Stand  der  nicht-adeligen  Freien  füglich  mit  den  zum  Comitate 
Gehörigen  identificiert  werden  kann. 

Die  nicht-adeligen  Freien  zerfallen  nach  der  Verschiedenheit 
ihrer  rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Lage  in  vier  Hauptgruppen: 
1 .  Burgmänner,  2.  Burgholden,  3.  königliche  udvorntci  und  freie 
Landleute,  4.  Gäste  {hospites)  oder  Kolonisten. 

\.  Die  Burgmänner  (Jobbagiones  castri). 

Unter  den  jobbagiones  castri  verstehen  wir  diejenigen  Hin- 
tersassen der  Burgen,  die  nach  dem  ihnen  verliehenen  Grundbesitz 
zu  besonderen  Kriegsdiensten  verpflichtet  sind.  Aus  ihnen  bildet 
sich  die  Burgmiliz ;  jede  königliche  Gespanschaft  stellt  ein  Fähn- 
lein. Die  Burgmiliz  ist  die  der  freien,  unbedingten  Verfügung  des 
Königs  unterworfene  Kriegsmacht,  im  Gegensatze  zum  adeligen 
oder  nationalen  Heere,  über  welches  der  König  nicht  frei  verfügt. 

Der  Grundbesitz  der  Burgmänner  ist  kein  vollfreier  Besitz 
zu  Adelsrecht,  denn  der  damit  verbundene  Kriegsdienst  ist  eine 
durch  Vertrag  begründete,  besondere  Heerfolge,  während  auf  dem 
adeligen  Grundbesitz  bloss  der  durch  den  allgemeinen  öffentli- 
chen Verband  bedingte  Kriegsdienst  lastet.  Der  Grundbesitz  der 


*  Anm.  des  Übersetzers.  Die  ältesten,  in  deutscher  Sprache 
geschriebenen  ungarländischen  Urkunden  und  Rechtsbücher  vom  XIII.  bis 
ins  XVI.  Jahrhundert  bezeichnen  den  an  der  Spitze  des  Comitats  stehenden 
königlichen  Beamten  als  Grafen,  das  Comitat  als  Grafschaft  (vgl.  des 
Übersetzers :  Az  örökös  förendiseg  eredete  Magyarorszägon  [Ursprung  des 
erblichen  Magnatenstandes  in  Ungarn]  1900  S.  224—226),  und  es  ist  wol  un- 
zweifelhaft, dass  der  comes  castri  und  das  königliche  Comitat  von  den  in 
Ungarn  lebenden  Deutschen  auch  im  XI.  und  XII.  Jahrhundert  so  genannt 
wurden  (das  deutsche  Wort  Graf  war  überhaupt  das  genaue  Aequivalent 
des  in  den  mannigfaltigsten  Verbindungen  und  Beziehungen  mit  der  Grund- 
bedeutung „Vorsteher,  Aufseher"  auftretenden  ungarischen  ispän,  lat.  comes  \ 
vgl.  des  Übersetzers  Artikel  Comes  in  MJL.  II.  S.  569—573).  Da  jedoch  im 
ungarländischen  Deutsch  seit  dem  XVI.  Jahrhundert  bis  auf  den  heutigen 
Tag  die  Bezeichnungen  {Ohtr)gespan,  Gespanschaft  gebräuchlich  sind, 
glaubte  ich  diese  um  der  Continuität  willen  auch  für  die  früheren  Jahr- 
hunderte anwenden  zu  dürfen. 
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Burgmänner  steht  nach  seiner  rechtlichen  Natur  am  nächsten,  dem 
Lehngute  und  können  die  johba^oncs  am  ehesten  den  kleine- 
ren königlichen  Vasallen  der  westeuropäischen  Staaten  verglichen 
werden.  Der  Hauptunterschied  zeigt  sich  darin,  dass  die  lehn- 
rechtlichen Formen,  welche  den  persönlichen  Charakter  des 
Lehnverhältnisses  zum  Ausdrucke  brachten :  der  Lehnseid,  die 
commcndatio  und  die  Investitur,  in  Ungarn  nicht  zur  Anwendung 
kamen;  wenn  also  auch  das  Verhältnis  der  Burgmänner  zum 
Könige  wesentlich  dasselbe  war,  als  das  der  kleineren  Vasallen 
in  den  westeuropäischen  Staaten,  so  nahm  es  in  seiner  äusseren 
Erscheinung  dennoch  keinen  feudalen  Charakter  an. 

im  Stande  der  Nicht-Adeligen  nehmen  die  Burgmänner 
die  vornehmste  rechtliche  und  sociale  Stellung  ein.  Das  be- 
zeichnet auch  ihr  Name ;  denn  das  Wort  jobbägy,  latinisiert 
jobbagio  bedeutet  die  Besseren,  besser  Gestellten,  Vornehmeren 
eines  bestimmten  Standes  und  Kreises.^  Die  Grundlage  dieser 
günstigeren  rechtlichen  und  socialen  Lage  bildet  die  .Qualität 
des  Dienstes.  Der  Waffendienst  ist  nach  mittelalterlicher  Auf- 
fassung der  einzige,  der  sich  für  Freie  schickt:  er  erhebt  und 
adelt.  Die  Burgmannen  stehen   zufolge  der  Beschaffenheit  ihres 


1  Eine  Urkunde  von  1162  (Fej^r  C.  D.  V/3  S.  253)  bezeichnet  die 
Burgmänner,  die  sonst  durchwegs  als  jobbaglones  castri  erscheinen,  aus- 
drücklich als  proceres  castri  und  proceres  filii  sancii  regis.  Cornides  wollte 
jobbagio  durch  die  ungarischen  Wörter  jobb  und  äg  (s.  v.  wie :  aus  besse- 
rem Zweige),  Kovachich  durch  jobb  und  ägy  (s.  v.  wie  :  aus  besserem  Bette) 
erklären.  Beide  Ableitungen  müssen  abgelehnt  werden,  da  die  ursprüng- 
liche Schreibweise  joubagio  deutlich  die  Trennung  jö-bdgy  fordert.  Vämb^ry 
hält  das  Wort  für  ein  Compositum  \on  joujau,  das  in  den  turko-tartarischen 
Sprachen  Krieg  bedeutet,  und  von  bog,  baj  dem  bekannten  turko-tartarischen 
Worte  für  Oberhaupt,  Vorsteher,  Fürst.  Diese  Erklärung  verdient  auch  vom 
Gesichtspunkte  des  Begriffswandels  vollste  Beachtung.  Joubagio  bedeutete 
demnach  ursprünglich  die  Heerführer,  Hauptleute,  d.  h.  im  Rahmen  der  vor- 
wiegend militärischen  Organisation  des  ungarischen  Volkes  die  Ersten,  Vor- 
nehmsten der  Nation;  als  an  der  Wende  des  X.  und  XI.  Jahrhundert  die 
militärische  Stammes-  und  Geschlechtsverfassung  verfiel,  verflüchtigte  sich 
das  Wort  zur  farbloseren  allgemeinen  Benennung  der  Vornehmen,  Ersten 
schlechtweg  (möglicherweise  gab  es  bereits  im  Urstaate  entsprechend  der 
Gliederung  des  Heeres  und  der  Nation  joiibagiones  verschiedenen  Ranges) 
und  erlangte  so  die  Fähigkeit,  die  Ersten,  Besseren  eines  jeden  Kreises  zu 
bezeichnen  (man  denke  an  den  mannigfaltigen  Gebrauch  der  Benennung 
principes  im  mittelalterlichen  Deutschland).  Felix  Schiller,  Artikel  Jobbagio 
in  MJL.  IV.  S.  419-420. 


145 

Dienstes  den  öffentlich-rechtlich  Freien,  den  Adeligen  am  aller- 
nächsten. 

Kezai  sagt  von  den  Burgmännern  :  „Die  jobbagiones  castri 
sind  arme  Adelige,  die  zum  Könige  kamen  und  denen  der 
König  zur  Burg  gehöriges  Land  verlieh,  damit  sie  die  Burg  und 
das  Burgland  zu  Kriegszeiten  beschützen".-  Diese  Nachricht 
muss  unseres  Erachtens  dahin  erklärt  werden,  dass  zu  Ende 
des  XIII.  Jahrhunderts,  als  Kezai  schrieb,  die  Klasse  der  Burg- 
männer zum  Teil  aus  verarmten  Adeligen  bestand,  die  vom 
Könige  Burgland  mit  unbedingter  Heerfolgepflicht  erhalten  hatten. 
Während  einerseits  viele  Burgmänner  infolge  hervorragender 
Dienste  durch  königliches  Privileg  in  den  adeligen  Stand  empor- 
stiegen, sanken  andererseits  die  verarmten  Adeligen  in  den  Kreis 
der  Burgmänner  herab,  indem  sie  vom  König  Land  empfiengen, 
wofür  sie  besondere  Kriegsdienste  zu  leisten  verpflichtet  waren.^ 

Die  Burgmannen  waren  hinsichtlich  ihrer  Rechtstellung 
nicht  völlig  gleich ;  es  gab  unter  ihnen  gleichfalls  eine  vor- 
nehmere Klasse :  die  Nachkommen  derjenigen,  die  ihren  Grund- 
besitz anlässlich  der  Errichtung  der  Comitate  von  Stefan  dem 
Heiligen  empfiengen.  Sie  werden  in  den  Quellen  als  Burgmänner 
oder  Freie  des  Heiligen  Königs  {jobbagiones  sancti  regis,  liberi 
sancti  regis,  filii  sancti  Stephani,  filii  jobbagionum  sancti  regis),^ 
als  angestammte  {jobbagiones  naturalesY  oder  kurzweg  als  ehr- 
same oder  edle  Burgmänner  {jobbagiones  honestiores,  nobiles)'^ 
bezeichnet. 

Die  vornehmeren  oder  altgestammten  Burgmänner  erfreuten 
sich  grösserer  Unabhängigkeit  gegenüber  dem  Königtum ;  der 
König  durfte  ihre  Besitzungen  nicht  frei  veräussern,  und  sie 
vererbten  selbe  nicht  nur  auf  ihre  Nachkommen,  sondern 
auch  auf  die  entfernteren  Mitglieder  der  Sippe.  Über  den 
Grundbesitz  der  jüngeren  Burgmänner  hingegen  konnte  der 
König  frei  verfügen ;  als  zum  Comitat  gehörig,  mussten  sie  den 
Oberbeamten  der  königlichen  Gespanschaft  Herberge  gewähren. 


'■'  Anhang :  „De  udwornicis".  Endlicher  S.  129. 
^  Kezais  Bericht  ist  sowol  von  Bartal  a.  a.  O.  S.  279,  als  von  Pesty 
a.  a.  O.  S.  67  misverstanden  worden. 

*  Fejer  C.  D.  IV  1  S.  234.  295.  Reg.  de  Värad  Nr.  248. 

*  Reg.  de  Värad  Nr.  174. 

«  Fejer  C.  D.  IV  3  S.  155.  Wenzel  III.  S.  43. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  10 


146 

von  welcher  Pflicht  die  Burgmänncr  alter  Herkunft  befreit  waren.'' 
Es  ist  uns  heute  nicht  mehr  möglich  genau  all'  die  rechtlichen 
Unterschiede  zu  bestimmen,  welche  zwischen  den  alten  oder 
vornehmeren  und  den  jüngeren  Burgmännern  bestanden ;  dass 
es  Unterschiede  gab,  beweisen  die  zahlreichen  Urkunden,  worin 
der  König  geringere  Burgmänner  in  die  Reihe  der  Vornehmeren 
erhebt.' 

II.  Burgholden  {castrenscs,  civiles). 

Es  sind  das  jene  nicht-adeligen  Freien  und  Halbfreien, 
die  auf  dem  Burglande  sitzen,  aber  keinen  Waffendienst  leisten, 
sondern  zu  anderweitigen  Leistungen  an  die  Burgobrigkeit  ver- 
pflichtet sind. 

Die  königliche  Comitatsverfassung  war,  wie  mehrfach  er- 
wähnt, nicht  bloss  eine  militärische,  sondern  zugleich  eine  wirt- 
schaftliche Organisation.  Sie  verschaffte  dem  Königtum  auch 
wirtschaftliche  Machtmittel.  Die  Leistungen  der  Burgholden  waren 
sehr  mannigfach  und  die  castrenscs  selbst  zerfielen  demgemäss 
in  verschiedene  Gruppen,  deren  wirtschaftliche  und  sociale  Lage 
ebenfalls  nicht  gleich  war.  Hinsichtlich  ihrer  Rechtstellung  ist 
in  allgemeinen  zu  sagen,  dass  sie  persönlich  frei  waren,  jedoch 
kein  freies  Besitzrecht  hatten,  ja  über  ihren  Grundbesitz  nicht 
nur  nicht  verfügten,  sondern  ihn  bloss  auf  ihre  Kinder  vererbten. 
Starben  sie  ohne  Leibeserben,  so  verfügte  in  der  Regel  der 
Burggespan  über  ihr  Vermögen.  Der  Aufstieg  aus  der  Reihe  der 
Burgholden  in  die  Klasse  der  Burgmänner  war  nichts  seltenes.^ 

III.  Die  auf  den  königlichen  Gütern  sitzenden 
udvornici  und  die  freien  Landleute. 

Die  udvornici  (die  Bezeichnung  findet  sich  bereits  in  den 
Gesetzen  Stefans  des  Heiligen)  ^"  waren  gleichfalls  persönlich 
frei,  doch  besassen  sie  kein  selbständiges  Besitzrecht,  sondern 
mussten  von  dem  Gute,  das  sie  bebauten,  unmittelbar  für  die 
königliche  Hofhaltung  gewisse  Leistungen  erfüllen.  Aus  der  Reihe 
der  königlichen  udvornici  wurden  die  Hofbediensteten  genommen, 

'  Wir  lesen  häufig:  „filii  jobagionum  qui  vulgo  zalasadov  (d.  h. 
szälläsadö,  Herberge  gewährend)  dicuntur."  Reg.  de  Värad  Nr.  323.  FejtR 
C.   D.  V;2  S.  498.  H.  Okmt.  VI.  S.  40. 

"  Siehe  Anm.  6. 

'•'  Fej^r  C.  D.  II.  S.   171.  Wenzel  I.  S.  78. 

'"  Decr.  II.  cap.  55.  (Endlicher  II.  21.):  „.  .  .  illorum,  qui  vulgo  ud- 
vornich  vocantur". 
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die  am  Königshofe  persönliche  Dienste  verrichteten,  ferner  die 
Handwerker,  welche  die  für  die  Hofhaltung  benötigten  gewerbli- 
chen Gegenstände  verfertigten.  Die  Mehrzahl  jedoch  versah  den 
königlichen  Hofhalt  mit  landwirtschaftlichen  Erzeugnissen.  Die 
udvortilci  standen  anfänglich  unter  besondern  Vorstehern,  Ge- 
spanen ;^^  später  gerieten  sie  unter  die  Obrigkeit  der  betreffenden 
Burggespäne.  Allmälig  verwischt  sich  nämlich  der  Unterschied, 
der  im  Anfang  zwischen  der  königlichen  Domänenverwaltung 
und  der  Comitatsverfassung  bestand ;  die  beiden  schliessen  sich 
enger  an  einander  an  und  die  königliche  Domänenverwaltung 
fügt  sich  endlich  ganz  in  die  königliche  Comitatsverfassung  ein. 

Wie  der  König,  hatten  auch  die  reichen  Adeligen,  die 
geistlichen  und  weltlichen  Grossen  advornicl,  freie  Hintersassen, 
die  zu  gewissen  Abgaben  und  Diensten  verpflichtet  waren.  Die 
freien  Hintersassen  standen  ursprünglich  unter  der  Obrigkeit  der 
königlichen  Beamten,  namentlich  des  Burggespans  und  bezahlten 
„für  die  Freiheit",  d.  i.  für  den  Königsschutz  eine  Steuer,  die 
s.  g.  freien  Denare. ^^  Mit  der  Entwicklung  der  Immunitäten  ge- 
rieten jedoch  die  freien  hintersässigen  Landleute  mehr  und  mehr 
unter  die  Gewalt  der  Grundherren  und  verschmolzen  zu  einer 
Klasse  mit  den  unfreien  Landarbeitern. 

IV.  Hosplies  oder  Kolonisten. 

Sowol  der  König,  als  die  geistlichen  und  weltlichen  Grossen  ^-^ 
siedelten  auf  ihren  Besitzungen  gerne  Kolonisten  in  Gemeinden 
an.  Die  Quellen  erwähnen  ungarischer,  italienischer  (lateinischer) 
und  slavischer  Ansiedler,  am  häufigsten  jedoch  der  deutschen 
Gäste  {hosplies  theutonici).  Die  Kolonistendörfer  trieben  nicht 
nur  Landwirtschaft,  sondern  auch  Handel  und  Gewerbe.  Da 
das  Gemeinde-  und  städtische  Leben  in  Ungarn  hauptsächlich 
von  den  fremden  Ansiedlern  ausgieng,  werden  wir  von  der 
Bedeutung  und  Rechtstellung  dieser  Klasse  weiter  unten  bei 
der  Darstellung  der  Entwicklung  der  Städte  und  des  Bürger- 
standes ausführlicher  handeln. 

'1  1092:  Wenzel  I.  S.  38 :  „.  .  .  auctore  quodam  comite  udvamico- 
rum  Opus  nomine". 

^-  Decr.  Colom.  I.  cap.  80. :  „Liberi  quique  ac  hospites  sicut  Sclavi 
vel  ceteri  extranei  qui  in  terris  laborant  aliorum,  pro  libertate  tantum  dena- 
rios  dent." 

'^  Dass  es  auch  auf  den  Gütern  von  Privaten  frühe  hospites  gab, 
beweisen  nebst  der  eben  angeführten  Stelle  des  Decrets  König  Kaimans, 
auch  die  Urkunden  z.  B.  1146:  Wenzel  I.  S.  56. 

10* 
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§.  4.  Die  Sklaven.* 

Das  allgemeine  rechtliche  Kennzeichen  der  zum  Sklaven- 
stande Gehörigen  ist  der  Mangel  der  persönlichen  Freiheit.  Sie 
sind  keine  Rechtssubjecte,  sondern  einfache  Objecte  des  Rechts- 
verkehrs. 

Auch  in  Ungarn  findet  sich,  wie  überall  im  Mittelalter  die 
schroff-antike  Form  der  Sklaverei.  Dass  die  Ungarn  bereits  vor 
der  Landnahme  in  grosser  Zahl  Sklaven  besassen,  bezeugen  die 
orientalischen  Quellen :  Ibn  Rosteh  und  Gurdezi.  Die  Landnahme 
und  die  nachfolgenden  wiederholten  Streifzüge  vermehrten  die 
Zahl  der  Sklaven  in  bedeutendem  Masse. ^  Auch  bei  den  Ungarn 
ist  der  wichtigste  und  ursprünglich  einzige  Entstehungsgrund 
der  Sklaverei  die  Kriegsgefangenschaft.  Die  Sklaverei  pflanzt 
sich  durch  die  Abstammung  fort :  die  Kinder  von  Sklaven  sind 
ebenfalls  Sklaven.  Doch  gibt  es  auch  andere  Entstehungsgründe,'' 
von  denen  die  Strafverknechtung  der  wichtigste  ist.  Im  Zeitalter 
der  Urverfassung  wurden  der  von  Kezai  übermittelten  nationalen 
Überlieferung  zufolge  diejenigen,  die  den  öffentlichen  Pflichten 
nicht  genüge  taten,  zu  Sklaven  gemacht.  Später  erscheint  die 
Verknechtung  auch  als  Strafe  anderer  Missetaten.  Besonders 
wurde  die  Sklaverei  als  Aequivalent  der  Todesstrafe  angewendet; 
so,  wenn  der  eines  todeswürdigen  Verbrechens  Schuldige  in  ein 
Asyl  floh,  rettete  er  wol  sein  Leben,  doch  wurde  er  als  Sklave 
verkauft  und  mit  ihm  seine  Familie.^  Bei  dem  grossen  Umfange 
der  hausväterlichen  Gewalt  war  der  Vater  berechtigt  seine  Gattin 
und  Kinder  als  Sklaven  zu  verkaufen. 

Obwol  die  mittelalterliche  Knechtschaft  rechtlich  mit  der 
antiken  Sklaverei  identisch  ist,  besteht  zwischen  den  beiden 
dennoch  ein  gewaltiger  Unterschied  vom  Gerichtspunkte  des 
Wirtschaftslebens.  Bei  der  im  Altertum  herrschenden  plantagen- 
ähnlichen Latifundienwirtschaft  besass  der  Sklave  keinerlei  wirt- 


Literatur :  Endlicher  a.  a.  O.  S.  66 — 97.  ViLLÄNvi  a.  a.  O.  S.  76  ff. 
Remigius  B^kefi,  A  rabszolgasäg  Magyarorszägon  az  Ärpädok  alatt  [Die 
Sklaverei  in  Ungarn  unter  den  Ärpäden]  1901. 

•  MHK.  S.  169—170,  172.  Kezoi,  „De  udwornicis"  Endlicher  S.  128. 

-  Wer  eine  Sklavin  heiratete,  begab  sich  dadurch  in  die  Knecht- 
schaft des  Eigentümers  der  Magd.  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  27.  (Endlicher  1.  29.) 

'  Ausführlich  ist  hiervon  im  strafrechtlichen  Teil  die  Rede. 


149 

schaftliche  Selbständigkeit;  der  Grundherr  nützte  die  Arbeitskraft 
des  Sklaven  in  völlig  unbeschränkter  Weise  aus.  Im  Mittelalter 
jedoch  gieng  die  landwirtschaftliche  Production  nicht  nach  Art 
des  Plantagensystems,  sondern  in  Einzelwirtschaften  vor  sich : 
der  Sklave  erhielt  ein  Grundstück,  das  er  selbst  bebaute;  infolge 
des  individuellen  Systems  der  Production  gelangte  der  Sklave 
zu  einer  gewissen  wirtschaftlichen  Selbständigkeit,  die  sich  vor 
allem  in  dem  selbständigen,  eigenen  Haushalte  äussert,  was 
bereits  der  grosse  Beschreiber  der  germanischen  Urverfassung 
hervorhebt.*  Die  wirtschaftliche  Selbständigkeit  war  der  mächtige 
Factor,  der  im  Mittelalter  allmälig  die  rechtliche  Selbständigkeit 
der  Sklaven  vorbereiten  half  und  ihre  Rechtstellung  stufenweise 
günstiger  gestaltete.^ 

Der  ackerbautreibende  Sklave  unterschied  sich  wirtschaft- 
lich nicht  vom  hintersässigen  freien  Landmann,  denn  er  hatte 
ebenso  gut  ein  besonderes  Grundstück,  eine  Parcelle  inne,  die 
er  bestellte,  als  der  Freie.  Rechtlich  war  jedoch  der  Unterschied 
der  beiden  im  Anfang  ein  sehr  beträchtlicher.  Der  freie  Hinter- 
sasse war  nur  zu  bestimmten  Leistungen  verpflichtet  und  durfte 
das  Gut  zu  jeder  Zeit  frei  verlassen.  Der  angesiedelte  Sklave 
hingegen  stand  völlig  in  der  Gewalt  seines  Herrn;  alles,  was 
er  producierte,  gehörte  dem  Grundherrn.  Späterhin  werden  aber 
auch  die  Leistungen  des  Sklaven  umschrieben :  der  Herr  be- 
stimmt genau  die  Dienste  und  Abgaben,  die  er  von  dem  Skla- 
ven fordert.  Dadurch  wird  die  Verpflichtung  des  Knechtes  zu 
einer  gemessenen ;  was  der  Sklave  über  das  bestimmte  Mass 
produciert,  ist  sein,  er  kann  es  für  sich  verwenden  und  also  zu 
Vermögen  gelangen.*^  Der  einzige  Unterschied  zwischen  dem 
freien  und  dem  unfreien  Landsiedler,  der  schliesslich  übrig 
bleibt,  besteht  darin,  dass  der  erstere  nach  freiem  Belieben  fort- 
ziehen kann,  letzterer  hingegen  an  die  Scholle  gebunden  ist. 

Es  war  aber  im  Mittelalter  ausser  den  wirtschaftlichen  Ver- 


*  Tacitus  Germania  cap.  25. :  „Ceteris  servis  non  in  nostrum  morem 
discriptis  per  familiam  ministeriis  utuntur :  suam  quisque  sedem,  suos 
penates  regit". 

^  MüLLENHOFF,  Deutsche  Altertumskunde  IV.  S.  312  ff.  Timon,  Germän 
ösalkotmäny  [Germanische  Urverfassung]  S.  35  ff. 

^  Tacitus  a.  a.  0.  „Frumenti  modum  dominus  aut  pecoris  aut  vestis 
ut  colono  iniungit  et  servus  hactenus  paret :  cetera  domus  officia  uxor  ac 
liberi  exsequuntur." 
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liältnissen  noch  ein  anderer  wichtiger  Factor  vorhanden,  der  die 
stetige  Milderung  der  Lage  der  Sklaven  herbeiführte  :  nämlich 
das  Christentum. 

Nach  der  Glaubens-  und  Sittenlehre  des  Christentums  soll 
auch  dem  Sklaven,  als  einem  nach  dem  Ebenbilde  Gottes  ge- 
schaffenen Wesen,  Nächstenliebe  bezeugt  werden ;  vor  Gott  ist 
er  seinem  Herrn  gleich.  Die  christliche  Anschauung  überbrückte 
mehr  und  mehr  die  gewaltige  Kluft,  die  den  Freien  vom  Un- 
freien trennte.  Die  Kirche  förderte  die  Entwicklung  noch  beson- 
ders dadurch,  dass  sie  die  Freilassung  der  Sklaven  als  ein  gott- 
gefälliges Werk  pries,  das  geeignet  sei  Verzeihung  der  Sünden 
zu  erwirken.  Es  war  denn  auch  tatsächlich  sehr  häufig,  dass 
die  Eigentümer  ihre  Sklaven  „zum  Heile  ihrer  Seele"  frei- 
liessen. ' 

Die  Könige  von  Ungarn  huldigten  von  Anbeginn  der 
christlich-humanen  Richtung.  Bereits  Stefan  der  Heilige  siedelte 
seine  Sklaven  zum  Teil  auf  den  Domänen,  zum  Teil  auf  dem 
Burglande  an,  wodurch  sie  in  die  Klasse  der  udvorniä,  be- 
ziehungsweise der  Burgholden  übertraten.''  Dem  Beispiele  Stefans 
folgten  seine  Nachfolger,  in  deren  Decreten  wir  zahlreiche  Be- 
stimmungen finden,  welche  die  Institution  der  Sklaverei  ein- 
schränken. Ladislaus  der  Heilige  verbot  den  Juden,  christliche 
Sklaven  zu  halten ;  König  Kaiman  erneuerte  dies  Verbot  und 
beschränkte  den  Sklavenhandel  auf  die  vom  Auslande  ein- 
geführten Sklaven.'-'  Trotz  dieser  Verordnungen  erscheint  die 
Sklaverei  im  XI— XIII.  Jahrhunderte  als  kräftige  Institution. 
Stefan  der  Heilige  selbst  bestätigte  das  Recht  der  Herren  an 
ihren  Sklaven,  indem  er  diejenigen  mit  schweren  Strafen  be- 
drohte, die  den  Sklaven  eines  Anderen  frei  lassen  würden ;  hin- 
wiederum sicherte  er  auch  die  Freiheit  der  rechtmässig  frei- 
gelassenen Sklaven.^"  Auch  die  Decrete  Ladislaus  des  Heiligen 
und  König  Kaimans  zeigen,  dass  das  Institut  der  Sklaverei  in 
voller  Kraft  bestand :   auf   mancherlei  Verbrechen  war  der  Ver- 

'  Z.  B.  1229:  Fej^r  C.  D.  111/2  S.  486: B.  servum  suum  no- 
mine B.  .  .  .  pro  remedio  animae  suae  a  iugo  servitutis  excepit  et  per- 
petuam  ei  contulit  iibertatem".  Wenzel  1.  S.  110,  IV.  S.  330.  H.  Okmt. 
VI  11.  S.  269. 

*  Siehe  den  Bericht  Kezais:  „De  udwornicis"  Endlicher  S.  129. 

"  Decr.  S.  Lad.  I.  cap.  10.;  decr.  Colom.  I.  cap.  77.,  11.  cap.  1. 

'"  Decr.  II.  cap.  17.  19.  20.  23.  (Endlicher  I.  18.  20.  22.  25.) 
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lust  der  Freiheit  als  Strafe  gesetzt.  Dass  die  Sklaverei  noch  im 
XIII.  Jahrhunderte  weit  verbreitet  war,  ersehen  wir  aus  den 
Daten  des  Regestrum  de  Värad,  aus  der  Chronik  Kezais,  dem 
Zollstatut  von  Esztergom  aus  1288..  ferner  den  zahlreichen  Frei- 
lassungsurkunden. 

Die  Landwirtschaft  treibenden  Sklaven  gelangen  vermöge 
ihrer  günstigeren  wirtschaftlichen  Lage  allmälig  in  eine  günstigere 
rechtliche  Stellung :  ihre  Rechtspersönlichkeit  wird  mehr  und 
mehr  anerkannt.  Sie  dürfen  nicht  mehr  als  eigentliche  Sklaven 
angesehen  werden,  über  die  ihr  Herr  nach  völlig  freiem  Belie- 
ben verfügen  kann ;  sie  sind  bloss  in  betreff  ihrer  Arbeitskraft 
unfrei :  der  Herr  hat  kein  anderes  Recht,  als  die  Bebauung  des 
ihnen  angewiesenen  Grundstückes  zu  fordern  und  hierzu  ihre 
Arbeitskraft  in  Anspruch  zu  nehmen. ^^ 

Für  die  Entwicklung  der  Sklaverei  war  die  Ausbildung  der 
grundherrlichen  Gewalt  und  grundherrlichen  Gerichtsbarkeit  von 
grosser  Bedeutung,  indem  die  angesiedelten  Sklaven  dadurch 
Gerichtsgenossen  der  freien  Landsiedler  wurden.  Infolge  dessen 
verschwand  nun  auch  der  rechtliche  Unterschied  zv/ischen  den 
freien  und  unfreien  Hintersassen,  wie  vorhin  der  wirtschaftliche, 
immer  mehr.  Die  grundherrliche  Gewalt  wirkte  nivellierend  auf 
die  ständischen  Verhältnisse  ein.  Während  die  freien  Landsiedler  in 
ihrer  Rechtstellung  sinken,  da  sie  nun  nicht  mehr  unter  einer 
öffentlichen  Obrigkeit,  der  des  Burggespans,  sondern  unter  pri- 
vater Gewalt  stehen,  steigen  die  unfreien  Hintersassen  infolge 
der  Gemeinsamkeit  der  Gerichtsobrigkeit  und  der  Gerichts- 
genossenschaft höher  auf.  Aus  den  freien  und  unfreien  Acker- 
bauern bildet  sich  ein  neuer  Stand,  der  Stand  der  Untertanen 
{jobbagiones),  der  Landleute.  Zur  vollkommenen  Ausbildung  ge- 
langt dieser  Stand  jedoch  erst  in  der  folgenden  Periode,  als 
die  grundherrliche  Gewalt  allgemein  wird. 

Die  Entstehungsgründe  der  Sklaverei  haben  wir  bereits 
genannt.  Die  Modalitäten  der  Freilassung  waren  festgesetzt. 
Bereits  Stefan  der  Heilige  forderte,  dass  die  Freilassung  mit 
Zeugenschaft  {cum  testimoniö),  d.  i.  in  Gegenwart  von  Zeugen 
geschehe;^"'  später  entwickelte  sich  die  Fassion  (Erklärung)  vor 

^"  Sie  werden  in  diesem  Stadium  der  Entwicklung  manchmal  liber- 
tini  ascripticii  seu  originarü  glebae  adhercntes  genannt.  1274 :  Knauz,  Mon. 
Strig.  II.  29.  Vgl.  1252:  Wenzel  II.  S.  228.  (Anm.  16.) 

'-  Decr.  II.  cap.  17.  (Endlicher  I.  18.) 
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einem  Kapitel  oder  Convent  als  Form  des  Freilassungsgeschäf- 
tes.'^  Stefan  der  Heilige  gestattete  ferner,  dass  der  Sklave,  dem 
sein  Herr  die  Freiheit  versprochen  hatte,  nach  dem  Tode  des 
Herrn  mit  dem  Zeugnisse  der  Witwe  und  der  Söhne  frei  wer- 
den k()nne/'. 

Die  Freilassung  konnte  eine  vollständige  sein,  so  dass  der 
Sklave  in  den  Vollbesitz  der  Freiheit  gelangte,  d.  i.  in  den 
Stand  der  nicht-adeligen  Freien  emporstieg  und  das  Gut  seines 
früheren  Herrn  frei  verlassen  durfte ;  oder  eine  beschränkte  Frei- 
lassung, wobei  der  Freigelassene  seinem  früheren  Herrn  gegen- 
über zu  gewissen  Leistungen  verpflichtet  blieb  und  dessen  Gut 
nicht  verlassen  durfte.  Dergleichen  beschränkte  Freilassungen 
kamen  zumeist  pro  remedio  anlmae,  für  das  Seelenheil  des  Frei- 
lassers vor,  in  der  Weise,  dass  der  Herr  den  Freigelassenen 
verpflichtete,  einer  bestimmten  Kirche  gewisse  Abgaben  oder 
Dienste  zu  leisten ;  die  Urkunden  bezeichnen  darum  diese  Frei- 
gelassenen von  dem  slavischen  Worte  diisa,  Seele  als  dusnici 
{dusnici  exeqinales),  ungarisch  torlö.'^-' 

Die  nicht  zu  vollem  Rechte  Freigelassenen  (und  deren  Ab- 
kömmlinge) bildeten  eine  besondere  Klasse,  die  der  Halbfreien 
{libertini).  Der  libertimis  stand  ähnlich  dem  Sklaven  in  der 
Gewalt  des  Herrn.  Auch  er  konnte  verkauft,^*'  vertauscht,  testa- 
mentarisch vermacht  und,  entfloh  er,  zurückgefordert  werden; 
damit  er  zur  vollen  Freiheit  gelange,  bedurfte  es  einer  noch- 
maligen Freilassung. 

''  Z.  B.  Wenzel  IV.  S.  330. 

'^  Decr.  II.  cap.  17.  (Endlicher  I.   18.) 

'^  Reg.  de  Värad  Nr.  142:  „Hetam  constitui  dusinicum  exequialem, 
ut  singulis  annis  ad  ecclesiam  [de  Ugra]  in  festo  S.  Michaelis  celebret 
exequias  bienni  bove  et  panibus,  quinque  idriis  cerevisie".  Nr.  350: 
„.  .  .  patroni  ecclesie  Sancti  Andree  de  Zobodian  traxerunt  in  causam 
dusinicos  eorum  exequiales  .  .  .  quod  cum  minoribus  expensis  quam  debe- 
rent,  servicium  eorum  celebrarent". 

"'  Der  gewöhnliche  Kaufpreis  des  liberiinus  war  eine  Mark.  1252: 
Wenzel  II.  S.  228 :  „.  .  .  eiusdem  terre  incole  sui  essent  libertini  et  sem- 
per  fuissent  ex  iure  hereditario  ...  de  incolis  super  eadem  terra  existen- 
tibus  pro  singulis  singulas  niarcas  idem  abbas  dicto  M.  persolveret  more 
ibcrtinorum."  Vgl.  Reg.  de  Värad  Nr.  344.  Codex  Zichy  I.  S.  11. 
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§.  5.  Die  Neugestaltung  der  ständischen  Verhältnisse. 

a)  Die  Spaltung  des  Adelsstandes  infolge  Entstehung 

der  Besitzaristokratie. 

Die  fundamentalen  Institutionen  der  von  Stefan  dem  Heili- 
gen begründeten  Staatsverfassung  weisen  im  Laufe  des  XIII. 
Jahrhunderts  einerseits  Zeichen  des  Verfalls  und  der  Auflösung, 
andererseits  Keime  einer  neuen  Entwicklung  auf.  Dasselbe  gilt 
von  den  ständischen  Verhältnissen. 

Es  ist  eine  allgemeine  Erscheinung,  dass  die  tatsächliche 
Entwicklung  der  rechtlichen  vorangeht.  Auch  betreff  der  stän- 
dischen Verhältnisse  ist  dem  so.  Zuerst  verändern  sich  die 
Besitzverhältnisse ;  in  Gemässheit  dieser  Veränderungen  und 
Umgestaltungen  bildet  sich  dann  eine  neue  Ordnung  der  Stände. 
Im  Laufe  des  XIII.  Jahrhunderts  sind  vorerst  nur  die  Anfänge 
der  Entwicklung  zu  bemerken :  die  dreifache  Gliederung  der 
Stände  bleibt  bis  an  das  Ende  der  Periode  bestehen,  aber 
innerhalb  des  alten  Rahmens  beginnen  neuartige  ständische 
Gruppen  sich  zusammenzuschliessen :  es  entsteht  der  Stand  der 
Städter  oder  der  Bürgerstand,  ferner  der  Stand  der  Untertanen. 
Zum  Abschluss  gelangt  die  ständische  Entwicklung  jedoch  erst 
in  der  nächsten  Periode. 

Wir  haben  oben  gesehen,  dass  die  rechtliche  und  sociale 
Gleichheit  der  öffentlich-rechtlich  Freien,  der  Abkömmlinge  der 
alten  Geschlechter  ein  Grundzug  der  von  Stefan  dem  Heiligen 
begründeten  Verfassung  war.  Die  Aufteilung  der  Geschlechts- 
ländereien  und  die  Entstehung  der  königlichen  Donationen  ver- 
knüpften jedoch  die  Gemeinfreiheit  mit  dem  Grundbesitz,  so 
dass  auch  in  Ungarn,  entsprechend  der  westeuropäischen  Auf- 
fassung, ein  eigentlich-mittelalterlicher,  auf  dem  Grundbesitz 
fussender  Adel  entstand.  Dieser  Entwicklung  folgte  bald  die 
Spaltung  des  Adelsstandes  in  wirtschaftlicher  und  socialer 
Hinsicht,  nämlich  die  Entstehung  einer  mächtigen  Besitz- 
aristokratie. Sie  wurde  hervorgerufen  einerseits  durch  die  stetig 
fortgesetzte  Teilung  der  Erbgüter,  andererseits  durch  die  wach- 
sende Bedeutung  des  Donationalsystems,  das  im  Laufe  des 
XIII.  Jahrhunderts  in  den  Besitzverhältnissen  Ungarns  wesent- 
liche Veränderungen  bewirkte. 

Vom  Gesichtspunkte  des  öffentlichen  Rechts  gab  es  dreierlei 
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Grundbesitz  :  Burgland,  ferner  durch  Aufteilung  der  Geschlechts- 
anteile {di'scensus)  entstandenes  Grundeigentum  —  wir  be- 
zeichnen es  als  Geschlechtsgut,  und  Schenkungsland.  In  der 
ersten  Zeit  des  Königtums  nahm  das  Burgland  und  überhaupt 
das  unter  der  unmittelbaren  Verfügung  des  Königs  stehende 
Gebiet  den  grösseren  Teil  des  Staatsgebietes  ein ;  der  andere 
Teil  war  Geschlechtsland,  und  die  königlichen  Schenkungen 
noch  von  geringer  Bedeutung.  Im  Laufe  des  XII.  und  XIII. 
Jahrhunderts  veränderte  sich  das  Verhältnis  der  drei  Besitz- 
kategorien. Der  grösste  Teil  des  Burglandes  wurde  besonders 
seit  der  Regierung  Andreas  II.  zu  Schenkungsland,  desgleichen 
ein  beträchtlicher  Teil  der  ursprünglichen  Geschlechtsländereien, 
welcher  infolge  Hochverrates  oder  erblosen  Todes  an  den  König 
heimfiel  und  so  Gegenstand  königlicher  Schenkung  ward.  Zu 
Ende  des  XIII.  Jahrhunderts  ist  bereits  der  grösste  Teil  des 
Landesgebiets  auf  königlicher  Verleihung  beruhendes  Privat- 
eigentum.^ 

Im  Zusammenhange  damit  verschwindet  auch  die  ursprüng- 
liche wirtschaftliche  und  sociale  Gleichheit  der  öffentlich-recht- 
lich Freien  und  es  entstehen  grosse  Vermögens-  und  sociale 
Unterschiede,  indem  die  geistlichen  und  weltlichen  Grossen 
durch  wiederholte  reiche'  Schenkungen  zu  sehr  bedeutendem 
Grundbesitz  gelangen.  Bald  erlangt  die  Besitzaristokratie  auch 
militärische,  Gerichts-  und  Finanzbefugnisse ;  diese  seitens  der 
öffentlichen  Gewalt  übertragenen  Rechte  werden  ihrer  öffent- 
lichen Natur  entkleidet  und  als  private  Befugnisse  besessen  und 
ausgeübt. 

Die  Entwicklung  der  mit  öffentlichen  Rechten  ausgestat- 
teten Besitzaristokratie  geht  besonders  auf  drei  Factoren  zurück: 
a)  die  Immunitätsprivilegien,  b)  die  erbliche  Verleihung  könig- 
licher Ämter  und  c)  die  Burgbaubewilligungen. 

a)  Die  Immunität  besteht  ursprünglich  in  nichts  an- 
derem, als  dass  ein  gewisses  Gebiet,  ein  Gut  von  der  Einwir- 
kung der  königlichen  Beamten  eximiert  wird,  so  dass  diese 
auf  dem  betreffenden  Gute  keineriei  Amtshandlung  vornehmen 
dürfen.  Das  Immunitätsprivileg  erweiterte  sich  im  Laufe  der 
Entwicklung  dahin,  dass  auf  den   gefreiten  Gütern   der  Grund- 


'  Der  dargestellte  Entwicklungsgang   spiegelt    sich    in    den    Schen- 
kungsurkunden der  Ärpädenzeit  getreulich  wieder. 
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herr  die  dem  Könige  zustehenden  öffentlichen  Befugnisse,  nament- 
lich die  Gerichtsgewalt  auszuüben  beginnt,  wodurch  die  im 
Immunitätsgebiete  sitzenden  Freien,  die  freien  Landleute  der 
grundherrlichen  Gerichsbarkeit  unterworfen  werden.^ 

b)  Die  erbliche  Verleihung  der  königlichen 
Ämter  war  im  mittelalterlichen  Lehnsstaate  des  Westens  eine 
allgemeine  Erscheinung.  Einzelne  Familien  gelangen  in  den 
erblichen  Besitz  hoher  königlicher  Ämter  und  haben  den  mit 
dem  Amte  verbundenen  Rechtskreis  und  die  darin  enthaltenen 
öffentlichen  Rechte  als  private  Befugnisse  inne. 

Auch  in  Ungarn  begegnen  uns  dergleichen  erbliche  Ver- 
leihungen königlicher  Ämter,  —  ein  klarer  Beweis,  wie  tiefe 
Wurzeln  die  feudalen  Staatsgedanken  gefasst  hatten.  Denn  der 
Comitatsgespan,  dessen  Amtsstellung  auf  einem  erblichen  Recht 
beruhte,  konnte  die  seiner  Amtsobrigkeit  Unterworfenen  allmälig 
in  den  Bereich  seiner  privaten  Gewalt  ziehen  und  sie  zu  seinen 
Untertanen  machen.  Der  kräftige  Gemeingeist  und  öffentlich- 
rechtliche Sinn  der  ungarischen  Nation  verwahrte  sich  jedoch 
entschiedenst  gegen  die  privatrechtliche  Auffassung  und  Erb- 
lichkeit der  königlichen  Ämter.  Die  Verleihung  der  öffentlichen 
Ämter  zu  erblichem  Recht  gewann  daher  in  Ungarn  keine  all- 
gemeine Verbreitung,  sie  wurde  nicht  zum  System,  nicht 
einmal  zum  häufigen  Vorfall;  es  erfolgte  nicht  jene  Feudalisierung 
des  königlichen  Amtsorganismus,  die  in  den  westeuropäischen 
Staaten  zu  Beginn  des  Mittelalters  stattgefunden  hatte.  Und  so 
muss  es  denn  in  letzter  Linie  als  Ergebnis  jenes  Protests  und 
der  diesem  zugrunde  liegenden  öffentlich-rechtlichen  Auffassung 
betrachtet  werden,  dass  sich  in  Ungarn  keine  territoriale  Lan- 
desherrlichkeit (Landeshoheit)  entwickeln  konnte. 

In  Artikel  XVI  der  Goldenen  Bulle  verspricht  der  König, 
weder  ganze  Comitate,  noch  sonst  irgendwelche  Würden  zu 
privatem,  erblichem  Rechte,  „als  Besitztum"  zu  verleihen.-^  Im 
Decret  von  1290  wird  den  königlichen  Beamten  untersagt,  ihre 
Ämter  zu  verpachten.^ 

^  Ausführlich  handelt  hiervon  Kap.  V.  §.  4. 

*  „Integros  comitatus  vel  dignitates  quascunque  in  predia  seu  pos- 
sessiones  non  conferemus  perpetuo."  Vgl.  Art.  XXVI:  1231,  11:1290.  Kova- 
CHicH,  Sylloge  S.  8  und  16,  Endlicher  S.  432  und  616. 

*  Art.  IV  :  „Nee  etiam  barones  suas  dignitates  in  certa  quantitate 
pecunie  locare  permittemus."  Kovachich,  Sylloge  S.  9,  Endlicher  S.  616. 
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Eben  diese  Versprechungen  und  Verbote  bezeugen  jedoch, 
dass  es  dennoch  Fälle  solcher  erblichen  Verleihung  öffentlicher 
Ämter  gab,  was  dazu  führte,  dass  der  königliche  Gespan,  dessen 
Amtsrecht  ein  erbliches  war,  die  kraft  des  königlichen  Amtes 
seiner  Obrigkeit  Untertanen  Burgmänner,  Burgholden  und  die 
anderen  Freien  seiner  privaten  Gewalt  zu  unterwerfen  und  zu 
seinen  eigenen  Grundholden  zu  machen  trachtete.  Darum  be- 
fiehlt Artikel  XIX  der  Goldenen  Bulle,  dass  sowohl  die  Burg- 
männer, als  die  hospites  in  ihrer  bisherigen  Rechtstellung  und 
ihren  Freiheiten  erhalten  werden.-' 

Es  kann  nicht  bezweifelt  werden,  dass  es  unerlaubt  war, 
königliche  Ämter,  ferner  ganze  Comitate  zu  Erbrecht,  als  pri- 
vates Eigentum  zu  verleihen.  Hingegen  ist  es  noch  heute  strit- 
tig, ob  der  König  berechtigt  war,  Burgland  zu  Adelsrecht  zu 
verschenken. 

in  der  Goldenen  Bulle  findet  sich  diesbezüglich  keine 
directe  Verfügung;  wenn  auch  vielleicht  der  eben  angeführte 
Artikel  XIX  hierherbezogen  werden  darf,  da  die  Schenkung  von 
Burgland  notwendig  die  Rechtstellung  der  Hintersassen,  die 
nun  unter  private  Gewalt  gerieten,  beeinträchtigen  musste.  Die 
Unveräusserlichkeit  der  Burgländereien  scheint  ferner  der  Brief 
Papst  Honorius  III.  (1220)  zu  bekunden,  worin  erklärt  wird, 
dass  der  König  die  veräusserten  Burgländereien  zurücknehmen 
dürfe,  auch  wenn  er  die  Schenkung  eidlich  bekräftigt  hätte ; 
denn  ein  solcher  Eid  sei  nichtig,  da  der  König  anlässlich  der 
Krönung  geschworen  habe,  die  Rechte  des  Landes  und  die 
Ehre  der  Heiligen  Krone  unvermindert  zu  erhalten. **  Das  will 
sagen,  dass  die  Burgländereien  einen  integrierenden  Teil  der 
Rechte  des  Landes  und  der  Ehre  der  Krone,  also  unveräusser- 
liches Staats-  oder  Krongut  bilden;  auch  ausländischen  Schrift- 
stellern gilt  das  Schreiben  Papst  Honorius  III.  als  ein  Zeugnis 
dafür,  dass  sich  infolge  römisch-rechtlicher  Einflüsse  bereits  im 
XIII.  Jahrhundert  der  Begriff  des  Staatsgutes  als  eines  von  der 
Krone  untrennbaren,  unveräusserlichen  Besitzes  entwickelte  und 
dem  Verfügungs-  und  Schenkungsrecht   des   Königs  Schranken 

^  „Jobbagiones  castrorum  teneantur  secundum  libertatem  a  sancto 
rege  Stephane  institutam.  Similiter  et  hospites  cuiuscunque  nationis  se- 
cundum libertatem  ab  initio  eis  concessam  teneantur." 

«  C.  33.  X.  de  iureiurando  il.  24.,  Fej^r  C.  D.  lii  1  S.  294.  Vgl.  das 
Schreiben  Gregors  IX.  (1235)  Kovachich,  Vestigia  S.  81. 
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setzte.^  Derselbe  Sinn  wird  auch  jener  Verordnung  Stefans  des 
Heiligen  zugeschrieben,  welche  von  der  Unverletzlichkeit  des 
Kirchen-  und  Königsgutes  handelt.* 

Dennoch  entbehrt  die  Unveräusserlichkeitstheorie  der  siche- 
ren Begründung  in  den  Quellen ;  nach  dem  Zeugnis  des  vor- 
handenen Urkundenmaterials  verliehen  bereits  Bela  H.  (1131  — 
1141)  und  Geza  II.  (1141  — 1161)  Burgländereien  zu  Adelsrecht, 
desgleichen  ihre  Nachfolger;  im  XIII.  Jahrhundert  erscheint  die 
Schenkung  von  Burgland  geradezu  als  Regierungsmethode.  Ihr 
verdankt  die  Besitzaristokratie  ihre  Grösse  und  Macht.  Auf  Grund 
der  historischen  Tatsachen  ist  es  unmöglich,  die  Burgländereien 
als  unveräusserliche,  von  der  Heiligen  Krone  untrennbare  Staats- 
domänen zu  betrachten.  Das  Schenkungsrecht  des  Königs  wird 
einzig  und  allein  durch  die  öffentlich-rechtliche  Auffassung  ein- 
geschränkt, welche  in  Artikel  XVII  der  Goldenen  Bulle  zum 
Ausdrucke  gelangt,  wonach  die  Schenkung  im  Interesse  der 
Allgemeinheit,  des  Staates  als  Belohnung  öffentlicher  Dienste, 
iusto  servitio  statthaben  solle. 

c)  Das  Recht  Burgen  zu  bauen  und  zu  be- 
mannen war  als  Bestandteil  der  Kriegshoheit  von  allem  An- 
fang ein  königliches  Recht.  Ursprünglich  durfte  bloss  der  König 
Burgen  besitzen  und  an  einem  befestigten  Orte  wohnen.  Derlei 
königlicher  Burgen  geschieht  in  den  Quellen  häufig  Erwähnung. 

Die  späteren  Könige  schenkten  geistlichen  und  weltlichen 
Grossen  häufig  Burgen  oder  bewilligten  die  Erbauung  neuer 
Burgen,  besonders  Bela  IV.  Der  Einfall  und  die  Verwüstung  der 
Tartaren  belehrte  ihn,  dass  das  Land  zum  Zwecke  der  Verteidi- 
gung fester  Burgen  bedürfe.  So  gieng  er  denn  nach  dem  Abzüge 
der  Tartaren  daran,  allenthalben  Burgen  zu  bauen ;  und  ge- 
stattete einzelnen  Herren  auf  ihren  Gütern  dasselbe.'-' 

Mit  dem  Rechte  des  Burgbaus  war  das  der  Bemannung 
aufs  innigste  verflochten ;  es  musste  natürlich  für  die  Erhaltung 
der  Burg  in  Friedenszeit  und  für  deren  Verteidigung  im  Kriege 
gesorgt  sein.  So  gelangten  denn  die  Grossen  zu  militärischen 
Machtbefugnissen ;   sie   gewannen  über  ihre  Hintersassen  nebst 


■  EsMEiN,  Cours  el^mentaire  du  droit  frangais  S.  321. 
*  Decr.  II.  cap  6.  35.  (Endlicher  I.  7.,  II.  2.). 

«  Vgl.  Wenzel  II.  S.  194.  320.  Fejer  C.  D.  VI    S.  19.  50.  380,    IV/2 
S.  63.  124. 
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der  Gerichtsgewalt  noch  den  Heerbann :  d.  i.  sie  durften  eine 
private  Kriegerschar  unterhalten,  die  sie  freilich  nicht  bloss  im 
Interesse  des  Vaterlandes  und  der  Allgemeinheit,  sondern  auch 
im  Dienste  ihrer  individuellen  Interessen,  zur  Vermehrung  ihrer 
eigenen  Macht  zu  verwenden  in  der  Lage  waren. 

Die  Bischöfe  und  Klöster  unterhielten  von  altersher,  allem 
Anscheine  nach  bereits  zur  Zeit  Stefans  des  Heiligen,  Krieger 
{Jobbagiones  exercituantes)  zu  ihrem  Schutze.  Diese  Einrichtung 
veränderte  im  Laufe  des  XIII.  Jahrhunderts  völlig  ihren  Charakter 
und  ihre  Bestimmung:  das  von  den  Privaten  unterhaltene  Krieg.s- 
volk  wurde  zu  einem  Bestandteile  der  gesammten  öffentlichen 
Heeresmacht.  Die  armen  Adeligen  treten  in  den  Dienst  der  mäch- 
tigeren geistlichen  und  weltlichen  Herren,  als  deren  Soldaten. 
Während  bis  dahin  einzelnen  Kirchenfürsten,  namentlich  dem 
Erzbischof  von  Esztergom  durch  besonderes  Privileg  das  Recht 
gewährt  worden  war,  Adelige  in  seinen  Dienst  zu  nehmen,  ge- 
stattet Art.  XXXIII  des  Decrets  vom  Jahre  1298  ganz  allgemein, 
dass  die  Adeligen  „dienen  mögen,  denen  sie  wollten ;"  doch 
verbietet  das  Gesetz  den  Grossen  strenge,  einen  Adeligen  zu 
solchem  Dienste  zu  zwingen.^"  Das  Recht  Burgen  zu  erheben 
blieb  jedoch  dem  Könige  vorbehalten.  Dass  nur  mit  seiner  Be- 
willigung Burgen  gebaut  werden  durften,  zeigt  Art.  X  des  ge- 
nannten Decrets,  welcher  die  ohne  königliche  Bewilligung  er- 
bauten Festen  niederzureissen  befiehlt.^' 

Auf  diese  drei  Factoren  gründete  sich  denn  das  neue, 
mächtigste  Element  des  ungarischen  staatlichen  und  socialen 
Lebens,  die  Besitzaristokratie,  welche,  indem  sie  in  der  königli- 
chen Gewalt  begriffene  wichtige  Rechte  an  sich  riss,  die  von 
Stefan  dem  Heiligen  begründete  Staatsverfassung  sprengte.  Die 
mit  Privatmacht  ausgestattete  Besitzaristokratie  bedeutete  für  das 


'*'  „Item  statuimus  quod  nobiles  servire  valeant,  quibuscunque 
voluerint  sua  spontanea  voluntate.  Et  si  qui  potentum  huiusmodi  nobiles 
ad  sibi  serviendum  vi  vel  potentia  artaverint  .  .  .  excommunicationem  ex 
nunc  latam  incurrant,  ipso  facto.  Et  si  de  huiusmodi  pressione  nobilium 
domino  regi  constiterit  tales  depressores  persequi  teneatur,  digna  ultione 
feriendos."  Kovachich,  Sylloge  S.  38,  Endlicher  (Art.  XXVli)  S.   637. 

"  „Item  munitiones  et  castella  de  novo  absque  licentia  domini  regis, 
vel  que  fuerint  tales,  de  quibus  detrimenta  inferuntur  vel  imposterum  in- 
ferri  presumerentur  .  .  .  sine  dilectione  omni  deleantur  .  .  ."  Kovachich, 
Sylloge  S.  31,  Endlicher  (Art.  IX)  S.  633. 
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Staatswesen  eine  umso  grössere  Gefahr,  als  keine  Vorsorge  ge- 
troffen worden  war,  dass  die  geistlichen  und  weltlichen  Herren, 
die  in  den  Besitz  so  grosser  öffentlicher  Gewalt  gelangt  waren, 
gegenüber  dem  Königtum,  dem  Repräsentanten  des  allgemeinen 
Interesses,  zu  grösseren  öffentHchen  Leistungen  verpflichtet  wür- 
den, als  die  minderbegüterten  Adeligen.  Die  Aufrechterhaltung 
des  Princips  der  gleichen  öffentlichen  Pflichten  bewirkte  im 
XIII.  Jahrhunderte  mit  Notwendigkeit,  dass  die  Grossen  ihre 
Macht,  die  keinen  öffentlich-allgemeinen  Zwecken  dienstbar  war, 
für  ihre  eigenen  Zwecke  misbrauchten. 

Die  Machtbestrebungen  der  Besitzaristokratie  bedrohten 
ebensowol  das  Königtum,  als  den  minderbegüterten  Adel.  Dieser 
zwiefache  Kampf  spiegelt  sich  in  der  Goldenen  Bulle,  ferner  in 
den  Decreten  von  1231,  1267,  1290  und  1298  getreulich  wieder. 
Sie  zeigen  deutlichst  die  Spaltung  des  ursprünglich  einheitlichen 
Adelsstandes,  die  Ausbildung  einer  Sonderinteressen  verfechtenden, 
siegreichen  Besitzaristokratie,  welche  sich  einerseits  gegen  das 
Königtum,  andererseits  gegen  die  kleinen  Adeligen  kehrt,  die  sie 
in  persönliche  lehnsähnliche  Abhängigkeit  zu  bringen  sucht. 
Die  Privatburgen  werden  zu  Zwingfesten.  Die  geistlichen  und 
weltlichen  Grossen  zwingen  die  minderbegüterten  Adeligen  ihrer 
Nachbarschaft  ihnen  ihre  Güter  zu  verkaufen  oder  zu  hinterlas- 
sen. Gewaltsame  Besitzergreifungen  und  ungesetzliche  Gefangen- 
nahme der  kleinen  Adeligen  waren  alltägliche  Dinge. 

Die  Misbräuche  der  Besitzaristokratie  brachten  bald  das 
Bündnis  des  Königtums  und  der  Masse  des  Adels  zu  stände ; 
die  erste  Frucht  dieses  Bündnisses  war  die  Goldene  Bulle.  Sie 
kämpft  energisch  gegen  die  vorhandene  sociale  Ungleichheit  an 
und  trachtet  die  gefährdete  Einheit  des  Adelsstandes  zu  befesti- 
gen und  zu  sichern.  Mit  Berufung  auf  das  alte  Recht  verkündet 
sie,  dass  die  Adeligen  alle  einzig  der  Gerichtsbarkeit  des  Königs 
und  des  Palatins  unterworfen  sind,  gleicher  Weise  Waffendienst 
leisten  und  an  den  Gerichtstagen  zu  Szekesfejervär  teilnehmen, 
ihr  Grundeigentum  zu  gleichem  Rechte  besitzen  und  es  nach 
demselben  Rechte  vererben,  der  gleichen  Steuer-  und  Abgaben- 
freiheit, der  gleichen  Amtsfähigkeit  geniessen  und  dem  Könige 
gegenüber  dasselbe  Recht  des  Widerstandes  haben. 
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§.  6.  Fortsetzung  b)  Die  Auflösung   und  Neugestaltung 

des  Standes  der  nicht-adeligen  Freien.   Die  Abnahme 

der  Bedeutung  des  Sklavenstandes.* 

Die  Factoren,  welche  die  oben  dargestellte  Entwicklung 
der  Besitzaristokratie  hervorriefen,  bewirkten  im  allgemeinen  die 
Auflösung  und  Umgestaltung  der  gesammten  ständischen  Ver- 
hältnisse, namentlich  des  Standes  der  nicht-adeligen  Freien,  das 
heisst  der  mit  der  königlichen  Gespanschaftverfassung  zusammen- 
hängenden Volksklassen.  Infolge  der  Auflösung  dieses  Standes 
bilden  sich  einerseits  neue  ständische  Gruppen :  der  Stand  der 
Städter  und  der  Untertanen ;  andererseits  vermindert  sich  die 
Bedeutung  des  Standes  der  Unfreien,  um  in  der  ersten  Hälfte 
des  XIV.  Jahrhundeits  ganz  zu  verschwinden. 

Die  königliche  Gespanschaft  hörte  im  Laufe  des  Xlll.  Jahr- 
hunderts infolge  der  Verleihungen  von  Burgland  zu  Adelsrecht 
rasch  auf,  die  militärische  und  wirtschaftliche  Machtquelle  und 
Stütze  des  Königtums  zu  sein.  König  Bela  IV.  und  seine  Nach- 
folger erkannten,  dass  die  königliche  Comitatsverfassung  auf 
den  bisherigen  Grundlagen  nicht  weiter  bestehen  könne  und  sie 
waren  darum  selbst  in  der  Richtung  tätig,  dass  an  die  Stelle 
der  Elemente,  die  den  Stand  der  nicht-adeligen  Freien  bildeten, 
neue  Elemente  treten  mögen,  Sie  selbst  beschleunigten  die  Auf- 
lösung und  die  Neugestaltung,  um  dem  Königtum  neue  Kräfte 
und  Mittel  zuzuführen. 

Eines  der  wichtigsten  Momente  der  Entwicklung  ist  das 
Verschwinden  der  Burgmänner.  Der  überwiegende  Teil  dieser 
Klasse  steigt  in  den  Adelsstand  auf,^  indem  die  Burgmänner  den 
Grundbesitz,  den  sie  bisher  mit  der  Verpflichtung  zu  besonderem 

*  Literatur.  Siehe  die  zu  §.  3  und  4  angeführte.  Ferner  J.  M.  Ko- 
vACHicH,  Tentamen  quo  jobbagiones  castri  ceteris  regni  nobihbus  per  Ludo- 
vicum  I.  regem  non  esse  adaequatos  adstruitur  1814.  Bartal  a.  a.  0.  II. 
S.  146  ff. 

'  Der  erste  Fall  der  Erhebung  in  den  Adelsstand  ist  uns  aus  der 
Regierungszeit  Stefans  111.  (1161  —  117:^)  bekannt.  Wenzel  XI.  S.  37:  „Dekem 
famulum  nobilitate  dotavi  et  in  aula  nostre  Maiestatis  assiduitate  famulari 
constitui.  Cui  eciam  regali  et  dono  possessionem  condonavi,  particulam 
terre  udvornicorum  meorum  .  .  .  quam  ab  udvomicis  meis  excepi,  eidem 
Deke  contuli  perpctue  possidendam  filiis  suis  et  filiis  filiorum  eins  irre- 
vocabiliter  habendam." 
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Kriegsdienste  inne  hatten,  durch  königHches  Privileg  als  vollfreies 
Eigen  erhalten.^  Die  ursprünglichen  Burgländereien  werden  zu 
adeligen  Besitzungen.  Die  besondere  Heerfolgepflicht,  welche 
den  Grundbesitz  der  Burgmänner  belastete,  nimmt  ein  Ende 
und  an  deren  Stelle  tritt  die  auf  dem  öffentlichen  Verbände  be- 
ruhende allgemeine  Wehrpflicht,  wie  sie  den  Adeligen  oblag. 
In  den  betreffenden  Privilegien  wird  eben  diese  Verschiedenheit 
des  Waffendienstes  am  ausdrücklichsten  betont ;  es  heisst  darin, 
dass  der  König  den  Betreffenden  aus  der  Reihe  der  Burgmänner 
in  die  Gemeinschaft  der  Adeligen  versetze  und  gestatte,  dass  er 
fortab  nach  der  Art  der  Adeligen  unmittelbar  unter  dem  könig- 
lichen Banner  streite.^ 

Der  andere,  numerisch  geringere  Teil  der  Burgmänner,  gieng 
in  den  beiden  neuen  Ständen  der  Städter  und  der  Untertanen 
auf ;  indem  entweder  ein  befestigter  Ort,  der  früher  eine  könig- 
liche Burg  gewesen  war,  mittelst  königlichen  Privilegs  zur  Stadt 
erhoben  wurde  und  dadurch  die  umwohnenden  Burgmänner 
sich  in  städtische  Bürger  verwandelten  oder  indem  die  auf  dem 
verschenkten  Burglande  sitzenden  Burgmänner  unter  die  private 
Gewalt  des  Grundherrn  gelangten  und  dessen  waffenpflichtige 
Hintersassen,  jobbaglones  exercituantes  wurden.* 

Die  Klasse  der  Burgmänner,  welche  im  XI.  und  XII.  Jahr- 
hunderte eine  so  wichtige  Rolle  gespielt  hatte,  büsste  in  der 
zweiten  Hälfte  des  XIII.  Jahrhunderts  ihre  politische  und  sociale 
Bedeutung  völlig  ein.  Das  zeigt  schon  die  Tatsache,  dass  das 
Decret  von  1298  der  Burgmänner  überhaupt  keine  Erwähnung 
tut.  Die  letzten  Überbleibsel   der   Burgmannschaft,   der   Lehns- 

*  Als  älteste  Beispiele  sind  zu  betrachten  1197:  Fejer  C.  D.  II. 
S.  308,  1217 :  ebenda  III  1  S.  197. 

^  Die  geläufige  Formel  der  Erhebung  von  Burgmännern  in  den 
Adelsstand  lautet  im  XIII.  Jahrhundert  folgendermassen :  „Eosdem  cum 
Omnibus  terris  ipsorum,  quas  m  jobagionatu  dicti  castri  existentes  sine 
alieni  iuris  preiudicio  pacifice  possederunt,  a  jobagionatu  dicti  castri  pure 
et  sincere  eximentes  in  cetum  et  numerum  serviencium  nostrorum  regalium 
duximus  transferendos,  volentes  et  instituentes,  ut  de  cetero  non  inter  jo- 
bagiones  castri,  sed  inter  servientes  regales  computentur,  exercituantes 
sub  nostro  vexillo  more  nobilium  eorundem-.  Z.  B.  Wenzel  IV.  S.  49. 

*  Das  bezeugt  die  wiederholte  Gewährleistung  der  bestehenden 
Rechtstellung  der  Burgmänner  in  Art.  XIX:  1222  und  XXVII:  1231.  Burg- 
männer treten  mit  Einwilligung  des  Königs  in  private  Dienste.  Wenzel 
VIII.  S.  143,  XI.  S.  606. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  11 
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miliz  des  Königs  von  Ungarn,  verschwinden  allerdings  erst  im 
Laufe  des  XIV.  Jahrhunderts.'' 

Von  der  zweiten  Gruppe  der  privatrechtlich  Freien,  von  den 
Burgholden  {castrcnses,  civilcs)  stiegen  nur  wenige  in  den 
Stand  der  Adeligen  auf.»^  Der  beträchtlichere  Teil  dieser  Klasse 
vermehrte  das  städtische  oder  Bürgerelement,  besonders  seit 
König  Bela  IV.,  unter  dessen  Regierung  das  Städteleben  und 
die  Städteverfassung  eigentlich  aufzublühen  beginnt.  Der  andere 
Teil  der  Burgholden  gelangte  infolge  der  Schenkungen  von  Burg- 
iändereien  unter  grundherrliche  Gewalt. 

Die  dritte  Klasse  der  privatrechtlich  Freien,  die  könig- 
lichen udvoniicl  und  freien  Landleute,  gerieten  in- 
folge der  Schenkungen  von  Königsgut  einerseits,  der  Ausbildung 
der  grundherrlichen  Gerichtsbarkeit  andererseits  gleichfalls  unter 
die  private  Gewalt  der  Grundherren  und  erscheinen  als  das 
Grundelement  des  in  der  Bildung  begriffenen  Untertanenstandes. 
Die  vierte  Klasse,  die  hospites,  hingegen  liefern  den  Kern  des 
neuen  Städter-  oder  Bürgerstandes. 

Vermöge  der  allgemeinen  Ausbreitung  der  grundherrlichen 
Gewalt  verschmelzen  die  freien  Landleute  und  überhaupt  alle 
nicht-adeligen  Freien,  die  Hintersassen  eines  Grundherrn 
geworden  waren,  immer  mehr  und  mehr  mit  den  unfreien 
Ackerbauern,  den  angesiedelten  Sklaven.  Die  Nivellierung,  die 
oben  geschildert  worden,  schreitet  fort  und  bewirkt  allmälig 
völlige  Gleichheit  der  (ursprünglich)  freien  und  unfreien  Elemente. 
Die  persönliche  Knechtschaft  ist  zu  Ende  des  XIIL  Jahrhunderts 
im  Verschwinden  begriffen ;  und  kann  die  Institution  der  Skla- 
verei mit  dem  XIV.  Jahrhunderts  als  vollends  erloschen  be- 
trachtet werden. 

Während  früher  der  Unterschied  bezüglich  der  Recht- 
stellung der  Landsiedler  darin  bestanden  hatte,  dass  die  einen 
der  Obrigkeit  der  Burgbeamten,  die  andern  der  grundherrlichen 
Gewalt  unterworfen  waren,  beruht  nun  der  Unterschied  der 
Rechtstellung  auf  dem  internen  Verhältnis  zum  Grundherrn : 
die  Rechtstellung  der   einzelnen  Hintersassen   richtet   sich  nach 


'•'  J.  M.  KovACHicH  a.  a.  O. 

'•  Ein  Beispiel  siehe  Wenzel  III.  S.  158:  „ipsum  et  suos  heredes... 
de  numero  ipsorum  castrensium  solvencium  quinque  pondera  ad  numerum 
et  lihertatem  serviencium  regalium  duximus  transferendum  .  .  ." 
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den  vom  Grundherrn  gewährten  hofrechtlichen  Begünstigungen 
und  Freiheiten.  Den  hintersässigen  Landleuten  oder  wie  wir  sie 
wol  bereits  nennen  dürfen,  den  Untertanen  sichert  zuerst  Artikel 
LXX:1298  die  Freizügigkeit.  Aber  das  Recht  ist  kein  unbeding- 
tes ;  der  Untertan  darf  nur  nach  Erfüllung  gewisser  Bedingungen 
das  Grundstück  verlassen  und  sich  auf  das  Gut  eines  andern 
Grundherrn  begeben.' 


§.  7.  Die  Städte  und  der  Ursprung  des  Bürgerstandes.* 

Wir  bezeichnen  als  Bürgerschaft  jene  Gesellschaftsklasse, 
deren  Mitglieder  Gewerbe  und  Handel  treiben ;  als  Städte  in 
socialem-wirtschaftlichem  Sinne  diejenigen  Gemeinden,  deren 
Inwohner  zumeist  Gewerbetreibende  und  Kaufleute  sind,  die 
also  infolge  günstigerer  wirtschaftlicher  Verhältnisse  sich  über 
die  übrigen,  landwirtschafttreibenden  Gemeinden  emporheben 
und  zu  grösserem  Vermögen  und  höherer  socialer  Stellung  ge- 
langen. Als  Städte  im  Rechtssinne  bezeichnen  wir  hingegen  die- 
jenigen Gemeinden,  welche  das  Recht,  vor  allem  das  öffent- 
liche Recht  vor  den  anderen  durch  Freiheiten  und  Vorteile  aus- 
zeichnet. 

Der  natürliche  Gang  der  Entwicklung  ist,  dass  zuerst 
Städte  im  Sinne  des  Wirtschaftslebens  entstehen,  und  dass 
nachher  die  Gemeinden,  welche  dank  der  überwiegenden  Ge- 
werbe- und  Handelstätigkeit  ihrer  Einwohner  wirtschaftlich  und 
social  in  eine  günstigere  Lage  gelangt  sind,  auch  von  Seite  des 
Rechts  mit  gewissen  Vorrechten  und  Begünstigungen  ausgestat- 


'  „Item  quilibet  rusticus  seu  jobagio  alicuius  nobilis  si  voluerit,  de 
possessione  domini  sui  habita  licencia  et  iusto  ac  consueto  suo  terragio 
persoluto  ad  possessionem  alterius  nobilis  vel  alias,  quo  ei  placuerit,  cum 
Omnibus  suis  rebus  libere  se  causa  commorandi  transferre  valeat."  Kova- 
cHicH,  Sylloge  S.  50. 

*  Literatur:  Bartal  a.  a.  O.  I.  S.  299—306.  Josef  Szalay,  Värosaink 
a  XIII.  szäzadban  [Unsere  Städte  im  XIII.  Jahrhundert]  1878.  Ferner  mono- 
graphische Darstellungen  des  Rechts  und  der  Geschichte  der  einzelnen 
Städte,  namentlich  Johann  Kiräly,  Pozsony  väros  Joga  a  közepkorban  [Das 
Recht  der  Stadt  Pozsony  im  Mittelalter]  1894.  Alexius  Jakab,  Kolozsvär 
törtenete  [Geschichte  Kolozsvärs]  I.  1870.  Theodor  Ortvay,  Pozsony  väros 
törtenete,  auch  deutsch :  Geschichte  der  Stadt  Pressburg  1892  ff. 

11* 
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tet  werden  und  derart  privilegierte  Gemeinden,  Städte  im 
eigentlichen,  d.  li.  im  Rechtssinne  entstehen. 

Als  die  Herstellung  und  der  Umsatz  gewerblicher  Gegen- 
stände und  Waren  gegenüber  der  Landwirtschaft  (und  der  Ur- 
production  überhaupt)  Selbständigkeit  und  Bedeutung  zu  gewin- 
nen beginnt,  entwickeln  sich  die  gewerbe-  und  handeltreibenden 
Gemeinden  allmälig  zu  Städten  im  Rechtssinne.  Gleicher  Weise 
wird  die  neue  Gesellschaftsklasse,  die  reiche,  gebildete  Bürger- 
schaft, die  an  der  Erledigung  der  öffentlichen  Angelegenheiten 
einen  ihrem  Reichtum  und  ihrer  Bildung  entsprechenden  Anteil 
zu  nehmen  sucht,  mit  der  Ausbildung  der  städtischen  Freiheit, 
zu  einem  Stande  im  Sinne  des  öffentlichen  Rechts. 

Bis  in  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  herrschte  die 
Ansicht,  dass  das  mittelalterliche  Städteleben  und  die  städtische 
Verfassung  sich  unmittelbar  aus  dem  antik-römischen  Städte- 
leben und  der  römischen  Stadtverfassung  entwickelt  hätte.  Diese 
Ansicht  wurde  in  Deutschland  besonders  von  Saviony  und 
Eichhorn,  in  Ungarn  von  Szalay  vertreten.^  Karl  Heüel"^  und 
zahlreiche  anderen  deutsche,  französische  und  englische  Rechts- 
historiker haben  jedoch  in  überzeugender  Weise  dargetan,  dass 
die  Entstehung  und  Entwicklung  des  mittelalterlichen  Städte- 
lebens und  der  mittelalterlichen  städtischen  Verfassung  in  kei- 
nerlei organischen  Zusammenhang  mit  den  römischen  Muni- 
cipien  gebracht  werden  könne,  sondern  in  den  wirtschaftlichen 
und  staatsrechtlichen  Verhältnissen  des  Mittelalters  wurzele.  Dies 
gilt  noch  viel  mehr  für  die  ungarischen  Städte ;  denn  in  Ungarn 
giengen  die  römischen  Municipien  und  das  römische  Städte- 
wesen während  den  Stürmen  der  Völkerwanderung  völlig  unter, 
bloss  zerstörte  Mauern  blieben  als  Spuren  der  einstigen  römi- 
schen Kultur.  Für  die  Entstehung  der  mittelalterlichen  Städte 
hatten  sie  nur  insoferne  Bedeutung,  als  auf  den  Trümmern  ein- 
zelner befestigter  Plätze  infolge  neuerer  Niederlassungen  sich 
später  Städte  erhoben.^ 

'  Eichhorn,  Über  den  Ursprung  der  städt.  Verfassung  in  Deutsch- 
land. Zeitschrif  t  f .  gesch.  Rechtswiss.  II.  S.  193,  216  ff. ;  Staats-  und  Rechts- 
geschichte I.  S.  176.  Saviony,  Geschichte  des  römischen  Rechts  im  Mittelalter 
I.  S.  311  ff.  Szalay,  Magyarorszäg  törtenete  [Geschichte  Ungarns]  I.  S.  115. 

-  Geschichte  der  Städteverfassung  von  Italien  1847. 

'  Z.  B.  Györ,  Sopron,  Szekesfejervär,  Szombathely,  Veszpr^m, 
Pecs,  Buda. 
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Im  übrigen  ist  der  Ursprung  des  mittelalterlichen  Städte- 
wesens und  der  Stadtverfassung  Gegenstand  bedeutenden,  lebhaf- 
ten Streites  zwischen  den  Rechtshistorikern.^  Manche  wollen 
die  Stadtfreiheit  und  die  Stadtverfassung  auf  das  Gemeinde- 
leben und  die  Gemeindeverfassung,  andere  auf  genossenschaft- 
liche Bildungen,  die  Gilden  zurückführen.  Wieder  andere  suchen 
den  Ursprung  des  Stadtrechts  und  der  städtischer  Selbstverwal- 
tung in  der  Einsetzung  der  öffentlichen  Beamten  und  der  Schöf- 
fenverfassung;  viele  Forscher  hingegen  bringen  die  städtische 
Freiheit  und  die  Stadtverfassung  mit  dem  Marktrecht  und  dem 
Marktgericht  im  Zusammenhang.  In  Deutschland  kann  gegen- 
wärtig die  Marktrechtstheorie  als  die  herrschende  bezeichnet 
werden. 

Die  einheimischen  Quellen  belehren  uns,  dass  der  Ur- 
sprung des  ungarischen  Städtelebens  und  der  städtischen  Ver- 
fassung in  den  Dorfgemeinden  und  der  Gemeindeverfassung 
gesucht  werden  muss. 

Mangels  zuverlässiger  Angaben  sind  wir  nicht  in  der 
Lage  festzustellen,  ob  und  inwieferne  die  ungarischen  Eroberer 
anlässlich  der  Niederlassung  das  Gemeindeleben  und  die  Ge- 
meindeverfassung fortbilden  und  verbreiten  halfen.  Daran 
kann  nicht  gezweifelt  werden,  dass  es  zur  Zeit  der  Landnahme 
bereits  gemeindeartige  Ansiedlungen  gab  und  dass  die  hier 
vorgefundene  Bevölkerung  eine  gewisse  Gemeindeverfassung 
besass.^  Als  das  Königtum  die  Comitats(Gespanschaft-)verfas- 
sung   ins   Leben   ruft,  sehen    wir   die   Burgmänner,    die  Burg- 


*  Siehe  besonders  Arnold,  Verfassungsgeschichte  der  deutschen  Frei- 
städte 1854.  NiTzscH,  Ministerialität  und  Bürgertu  ml859.  Gierke,  Das  deutsche 
Genossenschaftsrecht  I.  1868.  G.  L.  v.  Maurer,  Geschichte  der  Städtever- 
fassung in  Deutschland  1869 — 1871.  Thierry,  Essai  sur  l'histoire  du  tiers 
etat  1867.  Heusler,  Der  Ursprung  der  deutschen  Stadtverfassung  1872. 
SoHM,  Entstehung  des  deutschen  Städtewesens  1890.  Below,  Ursprung 
der  deutschen  Stadtverfassung  1892.  Keutgen,  Untersuchungen  über  den 
Ursprung  der  deutschen  Stadtverfassung  1895.  Rietschel,  Markt  und  Stadt 
in  ihrem  rechtlichen  Verhältnis  1897. 

^  Das  beweist  der  Stiftungsbrief  der  Abtei  von  Pecsvärad,  worin  ge- 
sagt wird,  dass  die  dem  Kloster  geschenkten  mansiones  MCXVI  „simul 
adunate  faciunt  villas  XLI".  Karäcsonyi  a.  a.  O.  S.  80.  Der  Stiftungsbrief 
des  Veszpremvölgyer    Nonnenklosters  erwähnt  neun  Dörfer :  „ol^wfj.'.  «ütöi 

TÜ)  [xovas'CYjfi'.cjj   evvsä?   [AStä  xiiüv   yaisiafl-iujv   ör.j'.övoujv."   Ebenda  S.  26. 
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holden  und  besonders  die  Gäste  {hospiies)  in  Gemeinden 
wohnen.  Ansiedkingen  mit  Gemeindeorganisation  bilden.  Diese 
Ansiedlungen  werden  in  den  Quellen  als  villae  (Dörfer)  be- 
zeichnet. 

Die  Burg  selbst,  als  Mittelpunkt  der  Provinzverwaltung 
und  ständiger  Aufenthalt  vieler  Menschen,  förderte  sehr  die  Ent- 
wicklung des  Gemeindewesens  und  der  Gemeindeverfassung, 
desgleichen  des  Gewerbes  und  Handels,  da  die  verschiedenen 
Waren  in  den  belebteren  Burgen  grösseren  Absatz  fanden,  als 
sonst  irgendwo.  Die  Handwerker  und  Kaufleute  Hessen  sich  also 
gerne  in  der  Nachbarschaft  der  Burg  nieder,  umso  eher,  als 
ihnen  die  Burg  auch  Schutz  gegen  mögliche  Angriffe  gewähren 
konnte.  Die  Ableitung  des  Wortes  väros,  Stadt,  von  vdr,  Burg, 
weist  an  sich  mit  Deutlichkeit  darauf  hin,  dass  es  in  Ungarn, 
ebenso  wie  in  den  westeuropäischen  Staaten  für  die  Gemeinde- 
ansiedlungen eine  Grundbedingung  des  Aufblühens  war,  dass 
sie  sich  an  befestigten  Plätzen  befanden.  In  den  ersten  andert- 
halb Jahrhunderten  des  Königtums  wird  sowohl  die  Burg,  als 
die  Stadt  clvitas  genannt;  civitas  ist  noch  gleichbedeutend  mit 
castrum,'^  ebenso  wie  in  Deutschland  zu  dieser  Zeit  bürg  beides 
bedeutet.  Demgemäss  bezeichnet  in  Ungarn  civis  ursprünglich 
den  Burgmann,  und  wird  erst  später  auf  die  eigentlichen  Städter 
die  Bürger  angewendet,  während  civilis  die  Benennung  des 
Burgholden  ist.'  Hingegen  bezeichnet  der  Name  burgensis  in 
den  Quellen  von  seinem  ersten  Auftreten  an  stets  die  Stadt- 
bürger.*^ 

Das  Grundelement  der  Städte  im  Rechtssinne  waren  die 
als  hospiies,  Gäste  bezeichneten  Kolonisten.  Die  auf  uns 
gekommenen  ältesten  Stadtprivilegien  sind  ausnahmslos  für 
hospites  ausgestellt.  Die  Könige  trachteten  von  allem  Anfang, 
durch  Ansiedelung  von  ausländischen  Handwerkern  und  Kauf- 
leuten Handel   und  Gewerbe   zu   fördern.    Die   berühmte  Stelle 


'  Decr.  S.  Lad.  III.  cap.  13.:  „ad  civitatem  eiusdem  provinciae".  Siehe 
auch  Decr.  Colom.  I.  cap.  37.  und  die  Conscription  der  Güter  der  Abtei 
Zobor  bei  Fej^rpataky,  Kälmän  kiräly  oklevelei  [Urkunden  König  Kai- 
mans] S.  60. 

'  Decr.  Colom.  1.  cap.  38.  und  39. 

'  Rogerius,  Carmen  miserabile  cap.  28.  Endlicher  S.  275.  Freibrief 
für  Varasd  1209  Fej6r  C.  D.  III;  1  S.  87.  Vgl.  Pauler  a.  a.  O.  1^  S.  393. 
(Anm.  75.) 
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der  Ermahnungen  Stefans  des  Heiligen  an  seinen  Sohn  Emerich 
von  der  Unterstützung  und  dem  Schutze,  die  man  den  Fremden 
angedeihen  lassen  solle,  bezieht  sich  auch  auf  diese  Klasse  von 
Fremden.^ 

In  den  Urkunden  ist  von  „Gästen"  verschiedener  Nationali- 
tät: Ungarn,  Deutschen,  Italienern  und  Slaven  die  Rede.  Die 
späteren  Freiheitsbriefe  bezeugen,  dass  diese  Kolonisten  zumeist 
aus  Deutschland  und  Italien  eingewanderte  Fremde  waren. ^'^ 
In  der  zweiten  Hälfte  des  XII.  Jahrhunderts  begegnen  wir 
bereits  in  sämmtlichen  Landesteilen  dergleichen  fremden  An- 
siedlungen. 

Hinsichtlich  der  Rechtstellung  der  hospites  besitzen  wir 
erst  aus  dem  XIII.  Jahrhundert  sichere  Daten.  Wir  sind  daher 
nicht  in  der  Lage,  die  Keime  und  Anfänge  des  städtischen 
Lebens  und  der  Stadtverfassung  in  wünschenswerter  Weise  auf- 
zuhellen. Wir  wissen  nur  das  eine,  dass  die  Fremden  bereits 
unter  König  Kaiman  sich  grösserer  Freiheit  und  Unabhängigkeit 
erfreuten  und  dem  Könige  gegenüber  weniger  Verpflichtungen 
hatten,  als  die  übrigen  Burgholden. ^^  Die  grösseren  Freiheiten 
bestätigte  auch  Artikel  XIX  der  Goldenen  Bulle,  welcher  neben 
den  Burgmännern  bloss  der  Gäste  Erwähnung  tut,  ohne  in  der 
gleichen  Weise  die  Rechte  der  übrigen  nicht-adeligen  Freien  zu 
sichern. 

Die  Niederlassungen  der  Gäste  standen  ursprünglich  völlig 
unter  der  Obrigkeit  des  Burggespans.  Die  Gemeindeorganisation 
war  anfänglich  eine  rein  wirtschaftliche,  keine  öffentliche  Ver- 
waltungsorganisation, keine  Ergänzung  der  königlichen  Verwal- 
tungseinrichtungen. Sie  wurde  erst  später  nach  und  nach  zu 
einer  Organisation  des  öffentlichen  Rechts,  und  erhob  die  Städte 
zu  selbständigen   Factoren   der   öffentlichen   Verwaltung,  indem 

'  Decr.  I.  (bei  Endlicher  :  Institutio  morum)  cap.  6.  Vgl.  noch  den 
Bericht  Kezais  im  Anhang  „De  udwornicis"  Endlicher  S.  124  ff.  Chronicon 
Posoniense  cap.  30,  31  bei  M.  Florianus  IV.  S.  27—28.  Szatmär-Nemeti 
wird  im  Freibrief  von  1230  als  Gründung  deutscher  Ansiedler  bezeichnet, 
die  mit  der  bairischen  Herzogstochter  Gisella,  der  Gemahlin  Stefans  des 
Heiligen,  ins  Land  kamen.  Endlicher  S.  426.  Wenzel  I.  S.  22. 

'*•  Dass  unter  den  hospites  vornehmlich  eingewanderte  Ausländer 
verstanden  werden  müssen,  zeigt  Art.  XI  der  Goldenen  Bulle :  „Si  hospites 
videlicet  boni  homines  ad  regnum  venerint,  sine  consilio  regni  ad  digni- 
tates  non  promoveantur." 

1'  Decr.  I.  cap.  35.  80.  81. 
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die  Gemeindeobrigkeit,  bezw.  der  an  der  Spitze  der  Stadt 
stehende  Rat  ausser  der  wirtschaftlichen  Leitung,  Aufgaben  der 
Staatsgewalt  erfülUe,  besonders  die  öffentliche  Gerichtsbarkeit 
ausübte. 

Die  Gemeindeangelegenheiten  wurden  von  dem  Dorfrichter 
{faluiiaov),  malor  villae  oder  vilUcus  im  Vereine  mit  den  „ge- 
schworenen" Gemeindemitgliedern  erledigt.  Es  kann  mit  ziem- 
licher Sicherheit  angenommen  werden,  dass  die  einzelnen  An- 
siedlungen  der  Gäste  ihre  Richter  von  Anfang  an  selbst  wählten. 
Dafür  spricht  insbesondere,  dass  die  fremden  Kolonisten  nach 
mittelalterlicher  Anschauung  ihr  Recht  mitbrachten,  d.  i.  nach 
ihrem  heimatlichen  Rechte  leben  durften  —  in  den  späteren 
Quellen  finden  wir  häufig  Berufung  auf  das  fremde  Recht  der 
Gäste,  das  ins  iheutonlcum,  sogar  die  Abgaben  an  die  öffent- 
liche Gewalt  werden  nach  dem  eigenen  heimatlichen  Recht 
{morc  theutonlco)  geleistet  — ;  natürlich  konnte  bloss  ein  Rich- 
ter aus  ihrer  Mitte  nach  dem  ausländischen  Rechte  richten. 
Nebst  dem  Rechte  der  freien  Richterwahl,  erhielten  die  Ansied- 
lungen  der  Gäste  bereits  sehr  früh  Marktrecht  und  Zollfreiheit 
oder  Zollbegünstigungen,  ferner  Freizügigkeit  und  Testierfreiheit 
und  das  Recht  der  Seelsorgerwahl. ^'^  Das  Besitzrecht  der  hospltes 
an  dem  anlässlich  der  Niederlassung  erhaltenen  Gebiete  war  ein 
nur  durch  gewisse  Abgaben  und  Leistungen  beschränktes. 

Die  Entwicklung  des  Stadtrechts  und  der  städtischen 
Selbstverwaltung  ist  abgeschlossen,  als  der  Stadtrichter  und  die 
Geschworenen  die  ausschliessliche  Obrigkeit  über  das  Stadt- 
gebiet erhalten,  und  dieses  von  der  Obrigkeit  des  Burggespans 
befreit  und  unmittelbar  der  königlichen  Gewalt  unterordnet 
wird.  Die  Stadt  scheidet  nebst  ihrem  ganzen  Gebiete  aus  der 
Gespanschaft  aus,  die  städtische  Organisation  trennt  sich  völlig 
von  der  Comitatsorganisation  und  wird  zu  einem  selbständigen 
Gliede  der  öffentlichen  Verwaltungsorganisation.  Der  Stadtrichter 
und  die  Geschwornen  oder,  wie  man  später  sagte,  der  Stadt- 
rat erledigen  nunmehr  die  Verwaltungs-  und  besonders  die 
richterlichen  Geschäfte  in  selbständiger,  unabhängiger  Weise. 
Die  Berufung  gegen  die  Urteilssprüche  geschieht  unmittelbar 
an  das  Gericht  des  Königs. 

Bevor   diese    Entwicklung   zum   Abschlüsse   gelangt    war, 

"  Belege  siehe  unten  V.  Kap.  §.  3. 
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standen  die  Städter  nach  der  Verschiedenheit  ihrer  ständischen 
Zugehörigkeit :  je  nachdem  sie  Adelige  oder  Burgmänner,  Burg- 
holden, Gäste  oder  freie  Landleute  waren,  unter  verschiedener 
Obrigkeit.  Mit  der  Ausbildung  der  Stadtfreiheit  jedoch  schliessen 
sich  die  verschiedenen  Elemente  der  Stadtbevölkerung  zu  einer 
einheitlichen  Bürgerschaft  zusammen :  und  die  Obrigkeit  des 
Stadtgerichts  erstreckt  sich  innerhalb  des  Stadtgebiets  auf  alle 
Elemente  der  Einwohnerschaft.^^ 

Ein  stets  wiederkehrender  Punkt  der  Stadtprivilegien  und 
also  zugleich  ein  integrierender  Bestandteil  der  städtischen  Frei- 
heit ist,  dass  die  Stadt  jedermann  in  ihre  Mitte  aufnehmen  und 
der  Stadtfreiheit  teilhaft  machen  dürfe.  Das  Königtum  bezweckte 
hierdurch  vermittelst  der  Vermehrung  der  Bürgerschaft  die  Hebung 
des  Gewerbfleisses  und  des  Handels.  Dieses  wichtige  Recht  der 
Städte  bewirkte  im  Vereine  mit  der  Ausbildung  der  Stadtfreiheit 
einerseits  und  dem  oben  geschilderten  Niedergange  des  Standes 
der  privatrechtlich  Freien  andererseits  den  Zug  der  Landbevöl- 
kerung in  die  Städte.  Die  Burgholden,  die  freien  Landleute  und 
überhaupt  die  nicht-adeligen  Freien,  die  der  privaten  grund- 
herrlichen Gewalt  entrinnen  wollen,  ziehen  stadtwärts  und  lassen 
sich  dauernd  in  den  Städten  nieder,  deren  Bedeutung  infolge 
der  wachsenden  Zahl  der  Bürgerschaft  noch  mehr  steigt.  Die 
Exemtion  der  Städte  von  der  Obrigkeit  der  königlichen  Comi- 
tatsgespäne  diente  eben  dazu,  ihre  Unabhängigkeit  gegenüber 
der  fortschreitenden  grundherrlichen  Gewalt  zu  sichern ;  die 
Städte  verdankten  nun  der  Ausbreitung  der  grundherrlichen 
Gewalt  auch  noch  eine  beträchtliche  Zunahme  der  Bevölkerung. 

So  entwickelte  sich  denn,  zugleich  mit  der  Auflösung  der 
königlichen  Gespanschaftverfassung  und  den  Anfängen  der 
autonomen  Comitatsorganisation,  die  städtische  Selbstverwaltung 
als  selbstständiger  Factor  der  öffentlichen  Verwaltung.  Die  Aus- 
bildung der   Stadtfreiheit  war   in   dieser  Periode   jedoch   noch 

"  Die  Stadtprivilegien  belehren  uns,  dass  das  Princip  der  Territo- 
rialität sich  nur  allmälig  entwickelte  und  die  Verschmelzung  der  Stadt- 
bevölkerung schrittweise  vor  sich  gieng.  Man  sehe  den  Freibrief  für  Nyitra 
Fejer  C.  D.  IV/2  S.  256,  welcher  die  hospites,  das  sind  die  cives  castri  Nitri- 
ensis,  mit  Freiheiten  und  Besitzungen  ausstattet ;  doch  haben  die  Burg- 
männer noch  besonderen  Grundbesitz  in  der  Stadt,  ebenso  die  Königin, 
die  Kirche,  sogar  die  Burg.  Vgl.  auch  Györ  Art.  5  Endlicher  S.  527, 
Sopron   Art.  11    S.  548,    Pozsony  Art.  16  S.  626. 
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nicht  allseits  abgeschlossen.  Wol  schied  das  Stadtgebiet  im  Laufe 
des  XIII.  Jahrhunderts  aus  dem  Comitate  aus;  aber  das  Recht 
der  Stadt  an  dem  Gebiete  war  noch  kein  unbeschränkt  freies 
Besitzrecht,  kein  freies  Eigen.  Ein  solches  erlangen  die  Städte 
erst  in  der  nächsten  Periode,  da  gemäss  der  Lehre  von  der 
Heiligen  Krone  die  Städte  als  Gesammtheiten,  als  Corpo- 
rationen  den  Adeligen  gleichgestellt  und  der  gleichen  Rechte 
teilhaft  werden.  In  dem  Zeitalter  der  Ärpäden  steht  das 
Stadtgebiet  noch  im  Eigentum  des  Königs  und  die  Stadtbürger 
entrichten  für  die  ihnen  überlassenen  Grundstücke  anfänglich 
besonders,  später  collectiv  einen  Jahreszins  an  den  königlichen 
Schatz.  Der  König  schenkt  noch  im  XIII.  Jahrhundert  Städte, 
gleich  anderem  Grundbesitz;  '^  erst  in  der  nächsten  Periode  wer- 
den sie  zu  unveräusserlichen  Gütern  der  Heiligen  Krone. 


"  Ein  interessantes  Beispiel  gewährt  die  Schenkung  der  Stadt 
Nyitra  (ungeachtet  des  früheren  Privilegs  Fej£r  C.  D.  IV/2  S.  256)  an  den 
Bischof  1288:  ebenda  V/3  S.  417. 


IV.  KAPITEL. 

Die  königliche  Verwaltung  und  Gerichtspflege. 

§.  1.   Die   königliche  Centralregierung  und  Gerichts- 
pflege. Der  königliche  Rat* 

In  dem  von  Stefan  dem  Heiligen  begründeten  Staatswesen 
ruhte  die  Centralregierung  und  Gerichtspflege  auf  der  Person 
des  Königs.  Die  Reichsregierung  war  eine  rein  königliche  und 
trug  nebst  eigentümlich  ungarischen  Zügen  deutlich  westeuropäi- 
schen Charakter. 

Der  mittelalterliche  Staat  kennt,  entsprechend  der  geringen 
Entwicklung  des  staatlichen  Lebens,  keine  anderen  öffentlichen 
Aufgaben  und  Angelegenheiten,  als  die  Sicherung  des  äusseren 
und  inneren  Friedens :  das  Heerwesen  und  die  Gerichtspflege. 
Verwaltungsangelegenheiten  im  besonderen  Sinne  gibt  es  nicht ; 
der  Staat  hat  sich  die  Förderung  der  materiellen  und  geistigen 
Wolfahrt  der  Untertanen  noch  nicht  als  Ziel  gesteckt.  Das  Finanz- 
wesen wird  völlig  als  eine  Angelegenheit  der  königlichen  Privat- 
wirtschaft, des  königlichen  Haushaltes  betrachtet  und  die  Finanz- 
rechte des  Königs  nach  Art  der  Privatrechte  verwaltet. 

Die  beiden  genannten  Wirkungskreise  der  Staatsgewalt, 
das  Heerwesen  und  die  Gerichtspflege,  waren  im  Urstaate  laut 
dem  Berichte  Kaiser  Konstantins  von  einander  getrennt.  Der 
Herzog   übte   keine   richteriiche  Gewalt  aus;  hierfür  waren  be- 

*  Literatur:  K.  A.  Bel,  Comment.  de  archiofficiis  regum  Hungariae 
1729.  G.  Bartal  a.  a.  O.  L  S.  305—317.  J.  Schvarcz,  A  miniszteri  felelös- 
seg  eredete  [Ursprung  der  Verantwortlichkeit  der  Minister]  1882 ;  Mon- 
tesquieu und  die  Verantwortlichkeit  der  Räte  des  Monarchen  in  England, 
Aragonien,  Ungarn,  Siebenbürgen  und  Schweden  M901. 
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sondere  Organe,  die  nationalen  Richter  bestellt.  Mit  der  Errich- 
tung des  Königtums  fiel  dieser  fundamentale  Grundsatz  der 
Urverfassung  hinweg.  Der  König  ist  nicht  nur  der  oberste  Feld- 
herr, sondern  zugleich  der  höchste  Richter:  er  ist  hierin  der 
Nachfolger  der  nationalen  Richter  und  darum  einzig  befugt,  über 
die  vollfreien  Mitglieder  der  Nation  zu  richten.  Die  königlichen 
Beamten  erledigen  gleichfalls  unterschiedlos  militärische  und 
richterliche  Geschäfte,  ferner  Finanzangelegenheiten;  die  einzel- 
nen Zweige  der  Verwaltung  sind  auch  auf  den  unteren  Stufen 
nicht  mehr  von  einander  getrennt.  Die  königlichen  Beamten  sind 
sowol  militärische,  als  bürgerliche  Beamte ;  in  letzterer  Richtung 
besteht  ihre  Aufgabe  hauptsächlich  in  der  Gerichtspflege  und  der 
damit  verbundenen  Polizei. 

Die  königliche  Regierung  gehört  ferner  nicht  rein  dem 
öffentlichen  Recht  an,  sondern  sie  ist  in  gewissem  Masse  privat- 
rechtlicher Natur.  Es  ist  das  die  Wirkung  der  im  westlichen 
Europa  zu  jener  Zeit  bereits  völlig  gereiften  feudalen  Staats- 
gedanken. Der  Lehnsstaat  lebt  in  den  Formen  des  privaten, 
nicht  des  öffentlichen  Rechts.  Die  königliche  Gewalt  ist  eine 
Privatgewalt,  welche  an  die  Person  des  Königs  geknüpft  ist  und 
nicht  für  die  Gesammtheit,  sondern  im  Interesse  des  Königs 
besteht.  Demgemäss  ist  auch  die  königliche  Regierung  keine 
eigentlich  staatliche,  d.  i.  öffentliche  Regierung,  sondern  eine 
private  Verwaltung  persönlichen  Charakters. 

Wol  beruhte  die  Gewalt  des  Königs  von  Ungarn  auf  öffent- 
lich-rechtlichen Grundlagen ;  denn  der  König  besass  sie  kraft 
der  Übertragung  seitens  der  Nation.  Aber  indem  die  gesammte 
höchste  Gewalt,  die  sich  früher  bei  der  Nation  befunden  hatte, 
in  den  Besitz  einer  Person  gelangte,  gewann  die  höchste  Gewalt 
als  königliche  Gewalt  gewissermassen  privatrechtlichen  Charak- 
ter. Auf  diese  Weise  muss  unseres  Erachtens  die  Tatsache  er- 
klärt werden,  dass  die  Nation  anfänglich  einzig  die  Person  des 
Königs  als  öffentlich-rechtliche  Persönlichkeit,  und  einzig  die 
persönliche  Jurisdiction  des  Königs,  als  eine  Obrigkeit  des  öffent- 
lichen Rechts  anerkannte;  hingegen  die  Organe  der  königlichen 
Gewalt  nicht  als  Staats-,  d.  i.  öffentliche  Beamte,  sondern  als 
Privatbeamte  des  Königs  betrachtete,  die  ihre  Amtsgewalt  nicht 
im  Interesse  der  Allgemeinheit,  sondern  im  persönlichen  Interesse 
des  Königs  gebrauchen.  Darum  unterstanden  die  Adeligen  sowol 
in    militärischer,  als  gerichtlicher  Beziehung  einzig  der  persönli- 
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chen  Obrigkeit  des  Königs.  Weder  die  Gewalt  der  Central-, 
noch  der  Provinzbeamten  erstreckte  sich  im  Anfange  auf  die 
Adeligen. 

In  Wahrheit  bestand  zwischen  dem  Amtsorganismus  des 
ungarischen  Königreichs  und  der  westeuropäischen  feudalen 
Staaten  ein  gewaltiger  Unterschied,  den  wir  bereits  wiederholt 
angedeutet  haben.  Die  Organe  der  königlichen  Verwaltung 
wurden  nicht  Vasallen  des  Königs,  noch  späterhin  Landes- 
herren, sondern  sie  blieben  königliche  Beamte,  deren  Amtsgewalt 
nicht  auf  einem  privatrechtHchen  Titel,  dem  Lehnrecht,  sondern 
auf  öffentlich-rechtlicher  Grundlage :  auf  königlichem  Auftrage 
beruhte.  Es  entwickelte  sich  keine  Landesherrlichkeit,  die  den 
Staat  in  Lehnsprovinzen  gespalten  hätte.  Der  König  blieb  die 
Quelle  aller  Gewalt  und  alles  Rechts;  die  in  der  königlichen 
Gewalt  begriffenen  Rechte  werden  von  Beamten  des  Königs 
ausgeübt,  die  dem  König  unmittelbar  und  unbedingt  unterordnet 
sind.  Die  Übertragung  öffentlicher  Rechte,  militärischer,  Gerichts- 
und Finanzbefugnisse  geschah  innerhalb  bestimmter  Schranken ; 
und  die  übertragene  Gewalt,  die  von  Privaten  besessen  und  aus- 
geübt wurde,  bezog  sich  nicht  auf  die  vollfreien  Mitglieder  der 
Nation,  die  Adeligen,  sondern  bloss  auf  die  nicht-adeligen  Freien. 

Das  Schwergewicht  der  Reichsregierung  und  Verwaltung 
ruht  in  der  Persönlichkeit  des  Königs.  Der  König  herrscht  nicht 
bloss,  er  regiert  auch  und  erledigt  persönlich  alle  wichtigeren 
Staatsgeschäfte.  Die  Centralregierung  hat  keine  von  der  Person 
des  Königs  getrennte  Organisation,  noch  einen  ständigen  Sitz; 
sondern  sie  wandert  mit  dem  König.  Der  Sitz  der  königlichen 
Centralregierung  befindet  sich  jeweilig  dort,  wo  der  König  sich 
aufhält.  Der  eigentlich  ständige  Wohnort  des  Königs  war  ur- 
sprünglich Esztergom ;  später  Buda.  Man  bezeichnete  den  Wohn  - 
sitz  des  Königs  (wie  überhaupt  den  Aufenthalt  der  obrigkeitlichen 
Personen)  als  curia,  curla  regia ;  doch  kommt  dafür  auch  die 
Benennung  fränkischen  Ursprungs:  regale  palatlum  {Pfalz)  vor.^ 

Die  äussere  Einrichtung  der  königlichen  Centralregierung 
ist  zweifellos  westeuropäischen  Ursprungs.  Die  Organe  der 
Centralregierung  und  Verwaltung  sind  grösstenteils  dieselben, 
denen  wir  in  den  westeuropäischen  Staaten  begegnen;  und  sie 
sind  ursprünglich  auch  in  Ungarn  nichts  anderes,  als  Hofbeamte, 

'  Decr.  S.  Ladislai  I.  cap.  41.  (Endlicher  42.)  Decr.  Colom.  I.  cap.  15. 
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nämlich  die  Leiter  der  einzelnen  Zweige  der  königlichen  Hof- 
haltung. Die  Hofbeamten  sind  hinsichtlich  ihres  Ursprungs  keine 
öffentliche  Beamten,  sondern  private  Amtleute,  Verwalter  des 
Königs ;  aber  in  dieser  Eigenschaft  unterstützen  sie  den  König 
auch  bei  der  Erledigung  der  Landesangelegenheiten.  Ein  Teil 
der  Hofämter  gelangt  hierdurch  zu  stets  wachsender  öffentlich- 
rechtlicher Bedeutung,  indem  gewisse  Staatsgeschäfte  dauernd 
mit  den  betreffenden  Ämtern  verbunden  werden.  Der  ursprüng- 
liche Charakter  und  Wirkungskreis  der  Hofämter  tritt  mehr  und 
mehr  in  den  Hintergrund ;  sie  entwickeln  sich  zu  öffentlichen 
Ämtern  und  selbständigen  Organen  der  Staatsregierung. 

Obwol  wir  bezüglich  der  ersten  zwei  Jahrhunderte  des 
Königtums  wenig  Angaben  besitzen,  die  über  die  Verfassung 
und  den  Wirkungskreis  der  Hofämter  Helle  verbreiten  würden, 
steht  jene  Entwicklung  dennoch  klar  vor  uns.  Ebenso  vermögen 
wir  auch  zu  erkennen,  dass  die  von  den  westlichen  Nachbarn 
übernommenen  Hofämter  entsprechend  der  kräftigeren  öffentlich- 
rechtlichen Anschauung  des  ungarischen  Volkes  und  den  be- 
sonderen Verhältnissen  Ungarns  eine  von  der  westeuropäischen 
mehrfach  abweichende  Entwicklung  einschlugen. 

Unter  den  Hofbeamten  nahm  von  Anbeginn  der  Palatin 
(ung.  nddor  oder  nädorlspän,  com.es  palatinus)  die  erste  Stelle 
ein.-  Sein  Stellvertreter  war  der  Hofgespan  (comes  curialis 
minor),  der  spätere  Hof-  oder  Landrichter.^  Als  drittes 
Hofamt  mit  öffentlich-rechtlicher  Bedeutung  erscheint  das  Amt 
des  Kämmerers  oder  Schatzmeisters  (supremus  came- 
rarliis  oder  magistcr  tavernicorum) :  ^  des  obersten  Verwalters 
der  königlichen  Finanzen.  Vierter  ist  der  notatius,  später  Kanz- 
ler {canceUarius)  genannt,  der  Leiter  der  königlichen  Kanzlei.^ 

Ausser  diesen  gab  es  noch  einige  höhere  Hofbeamte,  die 
jedoch  keine  öffentlich-rechtlichen  Functionen,  keine  besondere 
Verwaltungscompetenz  erlangten,  aber  als  Mitglieder  des  könig- 
lichen Rates  dennoch  an  der  Erledigung  der  Landesangelegen- 
heiten Teil  nahmen.  Es  sind  das  namentlich  der  Oberst- 
truchsess  {dapiferorum   regallum  magister),^  der  Oberst- 

-  Zuerst  1057 :  Fej^r  C.  D.  I.  S.  395. 
M158:  ebenda  II.  S.  152. 

*  1145:  ebenda  11.  S.  120. 
'"  1158:  ebenda  II.  S.  152. 

•  Wenzel  I.  S.  51. 
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mundschenk  {pincernarum  regalium  magisier),'^  der  Mar- 
schall {agazonuni  regallum  magisier) *  und  der  Oberstkäm- 
merer [ciiblculanorum  regallum  magisier) ^ 

Die  Entwicklung  der  genannten  obersten  Hofämter  zu 
öffentlichen  Reichsämtern  wurde  im  XIII.  Jahrhundert  besonders 
durch  die  Bestrebungen  der  Nation  gefördert,  das  Königtum  mit 
constitutionellen  Schranken  zu  umgeben  und  die  Ausübung  der 
königlichen  Gewalt  zu  controllieren.  Diesen  Bestrebungen  ist  es 
zu  verdanken,  dass  bereits  die  Goldene  Bulle  die  Competenz 
des  Palatins  und  des  Hofrichters  umschreibt.^"  Art.  III  :  1231 
verordnet,  dass  der  Palatin,  der  die  Geschäfte  des  Landes  übel 
verwalte,  auf  Ersuchen  des  Reichstages  abgesetzt  werde."  Noch 
weiter  geht  Art.  IX  :  1290,  welcher  dem  Könige  befiehlt,  den 
Palatin,  Tavernicus,  Hofrichter  und  Kanzler  mit  Zustimmung 
des  Reichstages  zu  ernennen. ^"- 

Neben  den  obersten  Hofbeamten,  den  eigentlichen  Execu- 
tivorganen  der  königlichen  Centralregierung  und  Gerichtspflege, 
erscheint  seit  den  Anfängen  des  Königtums  als  der  wichtigste 
Factor  der  Centralregierung  der  königliche  Rat.  Wir  ver- 
stehen darunter  die  Versammlung  der  Grossen,  der  Kir- 
chenfürsten und  königlichen  Oberbeamten,  die  in  den  späteren 
Quellen  allgemein  als  Prälaten  und  Barone  {praelatl  et  barones), 
in  den  Ermahnungen  Stefans  des  Heiligen  aber  noch  einfach 
als  „Ältere,  Höhere,  Verständigere"  ^ '  bezeichnet  werden. 

Der  königliche  Rat  besitzt  bis  gegen  das  Ende  des  XIII. 
Jahrhunderts  keinerlei  Organisation ;  weder  die  Zahl  der  Mit- 
glieder, noch  seine  Competenz  ist  irgendwie  festgesetzt.  Der 
König  stellt  den  Rat  nach  freiem  Belieben  aus  der  Reihe  der 
Kirchenoberen  und  hohen  Beamten  zusammen,  die  sich  gerade 
am   königlichen    Hofe    aufhalten.    Der    königliche    Rat   ist   ein 

"  1148:  Fejer  C.  D.  II.  S.  294. 

«  1055 :  ebenda  VII/2  S.  292. 

M140:  ebenda  II.  S.  295. 

1»  Art.  VIII  und  IX. 

"  „Si  palatinus  interim  male  administraverit  negocia  regis  et  regni, 
supplicabunt  nobis  ut  utiliorem  loco  eius  constituamus,  quem  volumus,  et 
nos  precibus  eorum  annuemus."  Kovachich,  Sylloge  S.  2,  Endlicher  S.  429. 

'*  „Item  palatinum,  magistrum  tavernicorum  nostrorum,  vicecancel- 
larium,  iudicem  curiae  ex  consilio  nobilium  regni  nostri  ex  antiqua  con- 
suetudine  regni  nostri  faciemus."  Kovachich,  Sylloge  S.  18,  Endlicher  S.  617. 

^*  Decr.  S.  Steph.  I.  (Institutio  morum)  cap.  7. 


176 

einfaches  Organ  der  königlichen  Regierung,  ohne  irgendwelche 
verfassungsmässige  Bedeutung,  denn  er  besitzt  dem  Könige  gegen- 
über kein  Beschlussrecht,  sondern  bloss  die  Pflicht,  den  König 
mit  Rat  zu  unterstützen  und  im  Interesse  des  Landes  dem  Könige 
Vorschläge  zu  machen.  Auf  grund  dieser  Unterbreitungen  und 
Petitionen  fasst  der  König  nach  Gutdünken  seine  Beschlüsse 
und  entscheidet  in  Streitfällen. 

Die  auf  die  Überwachung  der  königlichen  Regierung  ge- 
richteten nationalen  Bestrebungen  bewirkten  in  den  letzten  Jahren 
der  Arpädenzeit  eine  bedeutende  Veränderung  der  Rechtstellung 
des  königlichen  Rates."  Es  geschah  dies  durch  Art.  XXlll :  1298, 
das  s.  g.  Ratsgesetz  König  Andreas  III.  Die  hochwich- 
tige Bestimmung  dieses  Gesetzes  lautet:  „Damit  der  Hof  des 
Herrn  Königs  ehrenvoller  geleitet  und  das  Land  besser  regiert 
werde,  bestimmen  wir,  dass  der  König  abwechselnd  je  drei 
Monate  lang  zwei  Bischöfe,  je  einen  Suffragan  der  Erzbischöfe  von 
Esztergom  und  Kalocsa,  nach  der  Reihenfolge,  ferner  ebenso- 
viele  Adelige,  gleichsam  an  Stelle  sämmtlicher  Adeligen,  die 
wir  bei  dieser  Gelegenheit  wählen,  am  Hofe  halte  und  aus  dem 
königlichen  Schatze  mit  entsprechender  Besoldung  versehe.  Und 
wenn  der  Herr  König  dies  unterliesse,  so  sei  alles,  was  er  ohne 
den  Rat  der  Vorgenannten  in  betreff  grosser  Schenkungen  oder 
Besetzung  von  Ämtern  oder  in  anderen  wichtigen  Dingen  be- 
schlösse, unverbindlich".^'' 


'*  Das  Ratsgesetz  bezieht  sich  auf-  den  eigentlichen  oder  engeren, 
ständigen  Rat  des  Königs.  Der  grosse  Rat,  „dessen  begrifflicher  Gegensatz 
zum  engeren  Rate  so  alt  ist,  wie  das  Königtum  und  seine  Staatsverwaltung 
überhaupt",  entwickelt  sich  eben  in  den  letzten  Jahrzehnten  dieser  Periode 
zur  Versammlung  der  Besitzaristokratie  und  gelangt  so  allmälig  zu  gewal- 
tiger verfassungsrechtlicher  Bedeutung,  die  jedoch  bereits  mehr  der  nächsten 
Periode  angehört.  Siehe  Felix  Schiller,  Az  örökös  förendiseg  eredete 
Magyarorszägon  1900  S.  26—27,  36  ff.  Der  Ursprung  des  erblichen 
Magnatenstandes  in  Ungarn  ;  Zeitschrift  f.  vergl.  Rechtswissenschaft  XVI. 
S.  8  ff. 

'*  „Item  constituimus,  ut  curia  doinini  regis  honorificentius  regi  pos- 
sit  et  regnum  Hungariae  decencius  gubernari,  dominus  noster  rex  singulis 
tribus  mensibus  singulos  duos  episcopos  secundum  exigenciam  ordinis 
unum  de  suffraganeis  Strigoniensis,  et  alterum  de  suffraganeis  Colocensis 
ecclesie,  totidemque  et  quasi  omnes  nobiles  regni  quos  ex  nunc  elegimus 
secum  habeat,  congruis  stipendiis  de  bono  regio  sustentandos.  Et  si  idem 
dominus  rex  hoc  facere  obmiserit,  quidquid  praeter  consilium  predictorum 
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Das  Ratsgesetz  bezeichnet  eine  hochwichtige  verfassungs- 
rechtliche Entwicklung.  Die  beiden  öffentlich-rechtlichen  Grund- 
sätze, die  darin  zum  Ausdruck  gelangen,  haben  wir  bereits 
oben  angedeutet :  erstens,  dass  die  Organisation  des  Rates 
durch  das  Gesetz  bestimmt  wird,  indem  ein  Teil  der  Räte 
auf  grund  der  Designation  des  Gesetzes  und  der  auf  dem 
Reichstage  erfolgten  Wahl  im  königlichen  Rate  Platz  nimmt, 
zweitens,  dass  die  Giltigkeit  und  verfassungsmässige  Rechtskraft 
der  königlichen  Verfügungen  an  die  Mitwirkung  des  Rates 
gebunden  ist.  Ähnlichen,  auf  die  Einführung  gewählter  Rats- 
coUegien  gerichteten  Bestrebungen  begegnen  wir  in  allen  mittel- 
alterlichen Staaten,  wo  das  Königtum  eine  constitutionelle  Ent- 
wicklungsrichtung eingeschlagen  hatte :  namentlich  in  England, 
Aragonien  und  Castilien.  Das  Ratsgesetz  König  Andreas  III. 
kann  jedoch  keinesfalls  als  eine  Nachahmung  der  westeuro- 
päischen Ratsgesetze  betrachtet  werden.  Es  ist  bei  weitem  vor- 
trefflicher und  kommt  der  Institution  der  ministeriellen  Ver- 
antwortlichkeit viel  näher,  als  die  ähnlichen  Bestimmungen  in 
den  westeuropäischen  Staaten  ;  denn  wir  finden  in  keiner  anderen 
das  verfassungsrechtliche  Princip  zur  Geltung  gebracht,  dass  die 
Giltigkeit  der  königlichen  Verfügungen  von  der  Mitwirkung  des 
Rates  abhänge. ^"^  Die  ungarische  Nation  hat  als  erste 
jenen  Modus  der  Controlle  der  königlichen  Gewalt  gefunden, 
der  die  Grundlage  des  späteren  verantwortlichen  ministeriellen 
Gouvernements  bildet. 

Von  den  beiden  Principien  der  verantwortlichen  ministe- 
riellen Regierungsweise  gelangte  in  Art.  XXIII  :  1298  das  eine  zu 
vollinhaltlicher  Anerkennung,  nämlich  dass  die  Verfügungen  des  Kö- 
nigs nur  mit  Zustimmung  der  verantwortlichen  Räte  giltig  sein. 
Der  andere  Grundsatz  hingegen,  dass  die  Räte  des  Königs  wegen 
ihrer  Amtstätigkeit  sowol  strafrechtlich  —  im  Falle  eines  Gesetzes- 
bruchs — ,  als  politisch  —  im  Falle  sie  gegen  das  Wol  des 
Landes  handeln  —  zur  Rechenschaft  gezogen  werden  können, 
ist  in  dem  Ratsgesetze  noch  nicht  direct  ausgesprochen,  und  kann 
höchstens  mittelbar  daraus  erschlossen  werden,  dass  der  Wechsel 


sibi  applicandorum  in  donacionibus  arduis  et  dignitatibus  conferendis  vel 
in  aliis  maioribus  fecerit,  non  teneant."  Kovachich,  Sylloge  S.  35,  Endlicher 
(Art.  XX)  S.  636. 

^'^  J.  ScHVARcz  a.  a.  O. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgesthichte.  12 
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der  Räte  nach  je  drei  Monaten  dem  Reichstage  Gelegenheit  gab 
die  bösen  Ratgeber  zu  entfernen. 

Das  Ratsgesetz  trat  wol  tatsächhch  in  Kraft/'  aber  nur 
für  ganz  kurze  Zeit:  die  nach  dem  Tode  König  Andreas  III. 
ausgebrochenen  Thronstreitigkeiten  und  später  die  absolutistischen 
Bestrebungen  der  Anjou's  verhinderten  die  dauernde  Herrschaft 
des  Gesetzes.  Die  darin  niedergelegten  Rechtsgedanken  lebten 
jedoch  im  nationalen  Bewustsein  fort  und  es  gelang  später  der 
Nation,  sie  zu  verwirklichen. 


§.  2.  Die  persönliche   reiinahme   des    Königs   an  der 
Ausübung  der  richterlichen  Gewalt.* 

Die  Grundlagen  der  persönlichen  Gerichtsbarkeit  des  Königs 
ruhen  zum  Teil  in  der  Urverfassung,  zum  Teil  in  den  west- 
europäischen Institutionen. 

Der  König  war  nach  der  allgemeinen  Auffassung  der  Nach- 
folger der  alten  nationalen  Richter.  Die  freien  Mitglieder  der 
Nation,  die  Adeligen  standen  unter  seiner  persönlichen  Gerichts- 
gewalt. Im  ersten  Jahrhundert  des  Königtums  pflegten  wol  noch 
die  Mitglieder  der  alten  Geschlechter  ihre  Streitsachen  vor  die 
Stammes-  und  Geschlechtsrichter  zu  bringen;  wenn  sie  aber 
dort  kein  Recht  erlangten,  wendeten  sie  sich  unmittelbar  an 
den  König. 

Auch  in  den  westeuropäischen  Staaten  richtet  der  König 
persönlich.  Solange  die  Lehnverfassung  nicht  völlig  ausgebil- 
det war,  erstreckte  sich  das  Königsgericht  auf  jedermann  und 
auf  sämmtliche  Angelegenheiten.  Die  Streitsachen  der  Geistlichen 
und  weltlichen  Grossen  fanden  selbstverständlich  in  der  könig- 
lichen Curie  ihre  Erledigung ;  ausserdem  war  der  König  berechtigt, 
jedwede  Streitsache  vor  sein  Gericht  zu  ziehen,  und  jedermann 
zu  gestatten,  dass  er  seine  Klage  im  Königsgericht  vorbringe. 
Dies  geschah    besonders,  wenn   das   zuständige   Gericht   wider 

''  Vgl.  die  Urkunde  von  1299:  Wenzel  V.  S.  202. 

*  Literatur:  G.  Bartal  a.  a.  O.  I.  S.  317-324.  E.  Hajnik,  A  magyar 
birösägi  szervezet  es  perjog  az  Ärpäd-  es  a  vegyeshäzi  kirälyok  alatt  [Unga- 
rische Gerichtsverfassung  und  Gerichtsverfahren  unter  den  Ärpäden  und 
den  Königen  aus  den  verschiedenen  Häusern]  1899  S.  3—10. 
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Recht  handelte,  besonders,  wenn  es  das  Recht  verweigerte  {dene- 
gata  iiistiüd).  Der  König  war,  als  Quelle  der  richterlichen  Gewalt, 
nicht  an  das  stricte  Recht  gebunden :  das  Gericht  des  Königs 
war  ein  Billigkeitsgericht  {iadicliim  aequitatls)} 

Denselben  Charakter  hatte  das  persönliche  Gericht  des ' 
Königs  von  Ungarn,  mit  dem  Unterschiede,  dass  die  Abkömm- 
linge der  alten  Geschlechter,  die  Adeligen  alle  der  persönlichen 
Gerichtsbarkeit  des  Königs  unterstanden  und  die  richterliche 
Gewalt  der  königlichen  Beamten  sich  auf  sie  nicht  erstreckte. 
Der  König  konnte  aus  Gunst  welche  Sache  immer  vor  sein 
Gericht  ziehen ;  die  städtischen  Privilegien  gewähren  regelmässig 
das  Recht,  im  Falle  eines  ungerechten  Urteils  oder  der  Rechts- 
verweigerung seitens  des  Stadtgerichts,  vor  dem  König  Klage  zu 
erheben.  Dasselbe  war  später,  als  die  grundherrliche  Gewalt 
zur  Ausbildung  gelangte,  in  bezug  auf  die  Hintersassen  der 
geistlichen  Herren,  ausnahmsweise  der  weltlichen  Grossen,  der 
Fall.  Bereits  Art.  XVIII  :  1290  sprach  die  Regel  aus,  dass  über 
die  Hintersassen  der  Prälaten  in  weltlichen  Angelegenheiten 
ausser  der  Grundherrschaft  nur  der  König  richten  könne.-' 

Der  König  übte  seine  Gerichtsbarkeit  am  Hofe  aus ;  und 
wird  das  vom  König  persönlich  geleitete  Hofgericht  in  den 
Quellen  aiidientla  regis,  audltoriam  nosirae  Maiestatls  {jiostrl 
culminis),  consistonum  regis  genannt.  Das  persönliche  Gericht 
des  Königs  besass  im  Zeitalter  der  Ärpäden  noch  keine  bestimmte 
Organisation ;  es  bildete  sich  gewöhnlich  aus  den  Kirchen- 
oberen und  obersten  Beamten  des  Königs,  den  Mitgliedern  des 
königlichen  Rates,  die  in  den  Quellen  als  pmelati  et  barones 
bezeichnet  werden;^  doch  es  gab  auch  andere  Beisitzer,  nämlich 
die  Herren,  die  sich  gerade  am  Königshofe  aufhielten.  In  den 
Urkunden  ist  häufig  zu  lesen,  dass  der  König  cum  suis  prin- 
cipibus  oder  cum  multis  regni  magnatibus  Urteil  fällt.^ 

Das  Gerichtsverfahren  —  Eröffnung  und  Erledigung  der 
Streitsache  —  war  allem  Anscheine  nach  ursprünglich  ein  rein 
mündliches    Das  schriftliche   Verfahren    wurde  erst  unter  König 

'  Brunner,  Die  Entstehung  der  Schwurgerichte  1872  S.  70 — 76. 
EsMEiN,  Cours  elementaire  d'histoire  du  droit  frangais  S.  69—70. 

-  KovACHicH,  Sylloge  S.  20,  Endlicher  (Art.  XV)  S.  618. 

'  Fejer  C.  D.  III  2  S.  142  :  „iuxta  consilium  episcoporum  et  baronum". 

*  Knauz,  Mon.  Strig.  I.  S.  131.  Wenzel  VI.  S.  162.  506.  Fejer  C.  D. 
IV,  1    S.  442. 

12^ 
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B^la  111.  eingeführt;  der  Adel  nahm  diese  Neuerung  mit  grossem 
AAisfallen  auf.  wie  Rogerius  berichtet,  aus  dem  Grunde,  da  es 
nun  vom  Kanzler  abhieng,  welche  Streitsachen  vor  das  persönliche 
Gericht  des  Königs  gelangten,  und  die  Kanzler  ihre  discretio- 
näre  Gewalt  misbrauchten.  Darum  wurde  durch  Art.  X:1267 
die  obligatorische  schriftliche    Eingabe   der   Klage   abgeschafft.'' 

Der  König  sitzt  jedoch  nicht  nur  an  seinem  ständigen 
Wohnsitz,  in  der  Pfalz  zu  Gericht,  sondern  er  bereist  zu  die- 
sem Zwecke,  nach  dem  Beispiele  der  westeuropäischen  Herrscher, 
von  Zeit  zu  Zeit  das  Land,  wie  das  Decret  König  Kaimans 
bezeugt.'* 

Mit  der  Ausbildung  der  selbständigen  Gerichtsbarkeit  des 
Palatins  nahmen  die  Gerichtsreisen  des  Königs  allmälig  ein 
Ende,  doch  finden  wir  deren  Spur  noch  im  Decret  von  1298, 
worin  verordnet  wird,  dass  der  König  anlässlich  seiner  Reisen 
im  Lande  die  ohne  königliche  Bewilligung  erbauten  Burgen 
niederreissen  lasse,'  Der  König  konnte  überall  im  Lande,  wo 
er  sich  eben  aufhielt,  Gericht  halten;^  ja,  er  hielt  noch  im 
XilL  Jahrhunderte  häufig  in  verschiedenen  Teilen  des  Landes 
mit  den  ihn  umgebenden  geistlichen  und  weltlichen  Grossen 
partielle  Landesgerichtsversammlungen  ab. 

Es  ist  sehr  wahrscheinlich,  obwol  es  sich  nicht  mittelst 
genauer  historischer  Daten  belegen  lässt,  dass  die  Könige  von 
Anbeginn,  entsprechend  der  Nationalversammlung  des  Urstaates, 
alljährlich  Reichsgerichtstage  abhielten,  wo  jeder  Adelige  Ge- 
legenheit hatte,  seine  Klage  unmittelbar  vor  dem  Könige  anzustel- 
len. Hieraus  entwickelten  sich  die  Gerichtstage  zu  Szekes- 
fejervär,  die  für  die  zweite  Hälfte  des  XII.  Jahrhundert  bezeugt 
sind-'  und  deren  alljährliche  Abhaltung  von  der  Goldenen  Bulle 
strictest  vorgeschrieben  wird.^^ 

^'  „item  cause  nobilium  sine  peticionibus  debeant  expediri."  Kova- 
CHicH,  Sylloge  S.  14,  Endlicher  S.  514. 

•  Decr.  Coiom.  I.  cap.  37. 

'  „  .  .  .  per  dominum  regem  ubi  idem  processerit  in  regno,  vel  per 
palatinum  huiusmodi  municiones  deleantur  .  .  ."  Kovachich,  Sylloge  S.  31, 
Endlicher  (Art.  IX)  S.  633. 

"  Bela  III.  bestätigt  die  letztwillige  Verfügung  eines  Grossen,  namens 
Kaba  „cum  .  .  .  sub  quadam  quercu  sedebat".  Wenzel  I.  S.  69. 

,,  „Quum  Albae  Sancti  Regis  Stephan!  sollennes  agerem  dies."  Pej^r 
C.  D.  II.  S.  188. 

'"  „Statuimus  ut  annuatim  in  festo  Sancti  Regis  .  .  .  Albe  teneamur 
sollennizare."  Ebenso  Art.  1 :  1231.  Kovachich,  Sylloge  S.  2,  Endlicher  S.  429. 
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Als  das  Königtum  sich  immer  mehr  befestigt  und  auch 
die  Reste  der  Stammes-  und  Geschlechtsgerichtsbarkeit  ver- 
schwinden, ist  der  König  nicht  mehr  fähig,  seine  richtediche 
Gewalt  in  eigener  Person  auszuüben  und  bedarf  der  Stellvertre- 
tung. König  Kaiman  errichtete,  um  die  Last  der  persönlichen 
königlichen  Gerichtsbarkeit  zu  vermindern,  die  Synodal- 
g  e  r  i  c  h  t  e.  Er  verordnete,  dass  jeder  Bischof  mit  den  könig- 
lichen Gespanen  und  anderen  höheren  Beamten  seiner  Diöcese 
jährlich  zweimal:  nämlich  an  den  Festen  der  Apostel  Philipp 
und  Jakob  und  den  Octaven  S.  Michaelis  Gericht  halte,  und 
dass  vor  diesem  Gerichte  jedermann,  der  — „wenn  auch  „ohne 
Siegel"  —  vorgeladen  werde,  erscheinen  müsse,  Das  Synodal- 
gericht war  zuständig  für  die  Streitsachen  der  Gespane,  Äbte 
und  überhaupt  aller  derjenigen,  denen  es  ihr  Amt  und  ihre 
Würde  nicht  gestattete,  vor  Niederen  zu  Gericht  zu  stehen^^ 
Die  Synodalgerichte  vermochten  jedoch  im  öffentlichen  Leben 
der  ungarischen  Nation  keine  festen  Wurzeln  zu  fassen,  wahr- 
scheinlich, weil  die  Vollfreien,  die  Adeligen  nicht  geneigt  wa- 
ren, auf  ihren  Gerichtsstand  vor  dem  Könige  zu  verzichten. 
Unter  König  Geza  II.  findet  sich  keine  Spur  der  Synodal- 
gerichte mehr.  An  deren  Statt  tritt  die  aus  der  persönlichen 
Gerichtsbarkeit  des  Königs  unmittelbar  hergeleitete  Institution 
der  vom  Könige  delegierten  Richter  (Königsboten). 

Der  König  betraut  nicht  nur  am  Königshofe,  sondern  auch 
in  der  Provinz  einzelne  hohe  Beamte  mit  der  Ausübung  sei- 
ner persönlichen  Gerichtsbarkeit,  regelmässig  den  Palatin  oder 
andere  Hofwürdenträger.  Diese  delegierten  Richter,  welche  in  den 
Urkunden  iudices  a  domlno  rege  missi  vel  consütuti,  barones 
vel  comites  de  regio  latere  missi,  iudices  a  rege  delegati  genannt 
werden,  verfahren  und  richten  auf  grund  der  königlichen  Voll- 
macht: praecepto  et  auctoritate  regis  discutiens,  vice  regia  dis- 
cutientes}^ 

Das  persönliche  Gericht  des  Königs  tritt  in  der  Provinz 
mehr  und  mehr  in  den  Hintergrund.  Die  Gerichtsfahrten  des 
Königs  werden  stets  seltener,  indem  zugleich  das  Institut  der 
delegierten  Richter  mehr   und    mehr   die  Bedeutung   des  Pala- 


"  Decr.  Colom.  I.  cap.  2.  6.  7.  8.  9.  10.  13.  23.  24. 
>^  Z.  B.  Wenzel  II.  S.  90.  93,  256.  261.  III.  S.  190.  VII.  S.  26.  Fejer 
C.  D.  X/3  S.  252. 
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tinats  steigert  und  die  Ausdehnung   der   Palatinalgerichtsbarkeit 
auf  die  Provinz  herbeiführt. 

Am  Königshofe  jedoch  übt  der  König  sein  Richteramt  auch 
noch  späterhin  in  vielen  Fällen  persönlich  aus.  Artikel  Vlll  der 
Goldenen  Bulle  wies  die  Processe  der  Adeligen  zu  Hals  und 
Habe  (d.  i.  die  den  Verlust  des  Lebens  oder  des  Vermögens  herbei- 
führen konnten)  vor  das  persönliche  Gericht  des  Königs;  und 
die  Könige  verliehen  den  Grossen  stets  häufiger  Gerichtsprivi- 
legien, wonach  diese  einzig  vor  der  Person  des  Königs  zu 
Gericht  stehen  mussten.'^  Das  persönliche  Gericht  des  Königs 
wird  bereits  in  der  zweiten  Hälfte  des  XIII.  Jahrhunderts  als 
das  Gericht  der  besonderen  Gegenwart  des  Kö- 
nigs {pccialis  praesentia  regia)  bezeichnet  und  ist  der  Vor- 
trag, ferner  die  Ausfertigung  der  Urteile  und  Beschlüsse  nicht 
mehr  die  Aufgabe  des  Hofrichters,  sondern  des  Kanzlers,  bezw. 
des  Vicekanzlers,  wodurch  die  Kanzler  wichtige  Organe  der 
königlichen  Gerichtsbarkeit  werden. 


§.  3.  Die  Organe   der  königlichen    Centralverwaltung 

und  Gerichtspflege  :  der  Palatin,  der  Hofrichter,  der 

Tavernicus  und  der  Kanzler.* 

Unter  den  Hofbeamten  nahm  von  Anbeginn  der  Palatin 
die  erste  Stelle  ein.  In  den  Quellen  erscheint  er  als  comes  pala- 
tiniis,  comes  palaiinus  regis,  einige  Male  als  comes  curialis 
maior,  im  XIII.  Jahrhundert  bereits  einfach  als  palaiinus.  Die 
ungarische  Bezeichnung  nddorispdn,  nädor  stammt  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  vom  slavischen  na  dvor  span  ab,  das  wört- 
lich Hofgespan,  Hofgraf  bedeutet  und  genau  mit  der  lateini- 
schen Benennung  comes  palaiinus  (deutsch  Pfalzgraj)  über- 
einstimmt. 

"  Z.  B.  FEjtR  C.  D.  UM  S.  247,  lV/3  S.  110. 

*  Literatur:  K.  A.  Btu,  De  archiofficiis  regni  Hungariae  1729 
G.  Bartal  a.  a.  O.  I.  S.  324 — 333.  W.  Fraknöi  (Frank!),  A  nädori  es  or- 
szägbiröi  hivatal  eredete  es  hatäskör^nek  törteneti  kifejiödese  [Ursprung 
des  Palatinal-  und  Hofrichteramtes]  1863.  L.  FnjtRPATAKY,  A  kirälyi  kanczel- 
läria  az  Ärpädok  koräban  [Die  königliche  Kanzlei  im  Zeitalter  der  Ärpäden] 
1885  ;  Kaiman  kiräly  oklevelei  [Die  Urkunden  König  Kälmäns]  1892  ;  Ok- 
levelek  II.  Istvän  koräböl  [Urkunden  aus  der  Regierungszeit  Stefans  II.]  1895- 
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Betreff  des  Ursprungs  der  ungarischen  Bezeichnung  und 
des  Amtes  selbst  waren  die  älteren  Geschichtsforscher  höchst 
uneinig.  Bel  und  Pray  behaupteten  den  byzantinischen  Ur- 
sprung, Bartal  und  Fraknöi  die  einheimische,  hunnisch-sky- 
thische  Abkunft:  der  Palatin  sei  der  Nachfolger  des  obersten 
nationalen  Richters  der  Urverfassung.  Aber  alles,  was  wir  über 
die  früheste  Bedeutung  und  Wirksamkeit  des  Palatins  wissen, 
belehrt  uns,  dass  sein  Amt,  wie  dies  zuerst  von  Szalay  aus- 
gesprochen wurde,  westeuropäischen  Ursprungs  und  die  Nach- 
bildung des  pfalzgräflichen  Amtes  {comes  palatii)  \%\} 

Der  Palatin  war  ursprünglich  nichts  anderes,  als  der 
eigentliche  Gespan  (Verwalter)*  des  Königshofes,  der  Hofgraf, 
der  sich  ständig  am  Königshofe  aufhielt  und  den  königlichen 
Hofhalt  leitete,  als  Vorsteher  und  Richter  des  Hofgesindes.  Das 
Palatinalamt  streifte  jedoch  bald  den  Charakter  des  reinen  Hof- 
amtes ab  und  gelangte  zu  öffentlich-rechtlicher  Bedeutung,  in- 
dem der  König  für  die  Zeit  seiner  Abwesenheit  oder  Verhinde- 
rung den  Palatin,  als  den  ersten  Beamten  und  Vorsteher  des 
Hofes,  mit  der  Erledigung  der  Regierungs-  und  besonders  der 
Gerichtsgeschäfte  betraute.  Das  Decret  König  Ladislaus  des 
Heiligen  zeigt  den  Palatin  bereits  als  den  gesetzlichen  Vertreter 
der  Gerichtspersönlichkeit  des  Königs  und  dessen  Siegel- 
bewahrer. Kap.  3  des  III.  Buches  regelt  die  Competenz  des 
Palatins  in  folgender  Weise :  „Wenn  der  Palatin  sich  gelegent- 
lich heimbegibt,  soll  er  das  Siegel  des  Königs  und  des  Hofes 
demjenigen  übergeben,  der  in  seiner  Vertretung  zurückbleibt, 
damit  gleichwie  der  Hof  des  Königs  einig  ist,  es  nur  ein  Siegel 
gebe.  Solange  der  Palatin  sich  daheim  aufhält,  soll  er  nieman- 
dem sein  Siegel  senden,  bloss  etwa  denjenigen,  die  man  udvor- 
nicL  nennt.  So  sich  aber  etwelche  Parteien  freiwillig  an  ihn  wen- 
den, ist  es  ihm  gestattet,  über  sie  zu  richten."  - 


'  Vgl.  die  Zusammenstellung  der  älteren  irrigen  Ansichten  bei 
Fraknöi  a.  a.  O.  S.  7—17. 

*  Man  vergleiche  die  Anmerkung  der  Übersetzers  S.  143. 

-  „Placuit  etiam  ut  si  aliquando  palatinus  comes  domum  iverit,  regis 
et  curie  sigillum,  qui  in  vice  eius  remanserit,  illi  dimittat,  ut  sicut  regis  una 
est  curia,  et  ita  unum  sigillum  persistat.  Domi  vero  comes  idem  quamdiu 
permanserit,  super  neminem  sigillum  mittat,  nisi  super  eos  dumtaxat  qui 
vocantur  udvornik.  Et  qui  spontanea  voluntate  iverint  ad  eum,  illos  ei 
liceat  iudicare." 
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Hieraus  ist  klar  ersichtlich,  dass  das  Königsgericht  bereits 
zu  Zeiten  Ladislaus  des  Heiligen  eine  gewisse  Organisation 
besass  und  dass  den  König  ständig  der  Palatin  vertrat,  der  also 
auf  grund  dieses  königlichen  Auftrages  auch  über  die  Adeligen 
zu  richten  befugt  war.  Sobald  er  jedoch  den  Königshof  verliess, 
hörte  die  Vertretung  auf  und  er  musste  das  königliche  Siegel 
einem  anderen  überantworten.  Dann  durfte  er  kraft  seiner 
eigenen  Gerichtsgewalt  nur  über  die  udvomlä  richten,  denn 
nur  diese  waren  seiner  Gerichtsbarkeit  unterworfen ;  über  die 
Adeligen  konnte  er  nur  in  dem  Falle  richten,  dass  sie  ihre 
Streitsachen  aus  eigenem  Antriebe  vor  ihn  brachten  und  seine 
Gerichtsobrigkeit,  gleichsam  als  ein  Schiedsgericht,  anerkannten. 
Aus  dem  Decret  König  Kaimans  erfahren  wir  ferner,  dass  so 
oft  der  König  rund  durch  das  Land  reiste,  der  Palatin  ihn  be- 
gleitete und  falls  das  Volk  mit  dem  Urteile  der  beiden  Comi- 
tatsrichter  sich  unzufrieden  zeigte,  die  Klagen  anhörte  und  schlich- 
tete.'  Der  Palatin  ist  also  der  Vertreter  des  Königs  nicht  nur  in 
der  Curie,  sondern  auch,  wenn  der  König,  um  Recht  zu 
sprechen,  das  Land  bereist. 

Nach  diesen  Antecedentien  erscheint  es  als  natürlichste 
Folge  der  Entwicklung,  dass,  als  die  von  Kaiman  begründeten 
Synodalgerichte  verschwinden,  die  Provincialgerichtsbarkeit  des 
Palatins  an  deren  Stelle  tritt.  Der  Palatin  ist  nun  der  regel- 
mässige Delegierte  des  Königsgerichts ;  er  bereist  das  Land, 
und  hält  anfänglich  für  grössere  Gebiete  des  Landes,  später 
für  je  ein  oder  zwei  Comitate  Gerichtstage  {proclamata  con- 
gregatio)  ab.  Seit  der  Regierung  König  Belas  des  111.  liegt  der 
Schwerpunkt  der  Gerichtsbarkeit  des  Palatins  nicht  in  der 
königlichen  Curie,  sondern  in  der  Provinz,  wodurch  die  öffent- 
liche Bedeutung  des  Amtes  stetig  zunimmt  und  die  Adeligen  sich 
gewöhnen,  nebst  dem  König  auch  im  Palatin  ihren  Richter  zu 
sehen    und   seine   richterliche   Gewalt   anzuerkennen.^   Die  von 


^  Decr.  I.  cap.  37.:  „In  quamcunque  civitatis  megam  rex  digrediatur, 
ibi  iudices  duo  megales  cum  eo  comigrent,  qui  contenciones  populi  illius 
discreto  examine  dirimant.  Et  ipsi  cum  clamor  populi  ingravescit,  a  comite 
Palatino  diudicentur." 

^  In  einem  Adelsbriefe  König  Emerichs  von  1204  lesen  wir :  „Con- 
cessimus  etiam  ei,  ut  ante  alium  iudicem  praeter  nos  vel  ipsum  qui  iudicet 
filios  jobagionum  nostrorum,  nuUatenus  cogatur  in  aliquo  respondere". 
Wenzel  I.  S.  91. 
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der  königlichen  getrennte,  selbständige  Gerichtsbarkeit  des  Pala- 
tins  findet  im  Artikel  VIII  der  Goldenen  Bulle  ihre  definitive 
Anerkennung  und  Umschreibung :  „Der  Palatin  soll  ohne  Unter- 
schied über  alle  unsere  Untertanen  richten.  Doch  darf  er  die 
Streitsachen  der  Adeligen,  die  den  Verlust  des  Lebens  oder  die 
Verwüstung  des  Vermögens  nach  sich  ziehen  können,  ohne 
Vorwissen  des  Königs  nicht  erledigen.  Vertreter  soll  er  keine 
haben  im  Gericht,  höchstens  einen  an  seinem  Hofe."  '"  Wir  er- 
sehen aus  der  Bestimmung  der  Goldenen  Bulle,  dass  der  Pala- 
tin in  den  Besitz  selbständiger  richterlicher  Gewalt  über  die 
Adeligen  gelangt  ist  und  diese  auf  seinem  eigenen  Wohnsitze, 
in  der  eigenen  Curie  ausübt;  doch  wir  bemerken  auch,  dass 
seine  selbständige  Gerichtsbarkeit  nach  zwei  Richtungen  be- 
schränkt ist,  indem  er  erstens  in  den  Angelegenheiten  der 
Adeligen  zu  Hals  und  Habe  ohne  den  König  nicht  urteilen  darf, 
zweitens  sich  in  der  Provinz  nicht  vertreten  lassen  kann. 

Auch  andere  wichtige  Bestimmungen  der  Goldenen  Bulle 
zeigen,  dass  die  Adeligen  den  Palatin  nicht  mehr  als  ein  unter- 
geordnetes Organ  der  königlichen  Gewalt,  als  einen  einfachen 
Hofbeamten  betrachten,  der  den  Befehlen  des  Königs  unbedingten 
Gehorsam  schuldet,  sondern  als  einen  Reichsbeamten,  der  in 
seiner  Amtstätigkeit  nicht  nur  die  Interessen  des  Königs,  sondern 
auch  das  Gemeinwol  des  Landes,  die  Freiheit  der  Adeligen 
vor  Augen  zu  halten  verpflichtet  ist.  Daher  sagt  Art.  I  der 
Goldenen  Bulle,  dass  falls  der  König  verhindert  wäre  auf  dem 
alljährlich  abzuhaltenden  Gerichtstage  zu  erscheinen,  an  seiner 
Statt  unzweifelhaft  der  Palatin  zugegen  sein  wird,  um  den 
Beschwerden  abzuhelfen.  Noch  klarer  tritt  uns  die  verfassungs- 
rechtliche Bedeutung  des  Palatinats  aus  der  Corroborations- 
clausel  der  Goldenen  Bulle  entgegen.  Das  siebente  Exemplar 
der  Originalausfertigung  der  Bulle  soll  der  jeweilige  Palatin  auf- 
bewahren, damit  er  die  Schrift  stets  vor  Augen  habe  und  weder 
selbst  von  deren  Bestimmungen  abweiche,  noch  dulde,  dass  der 
König  oder  die  Adeligen,  oder   andere  davon   abweichen.*^   Der 

'■  „Palatinus  omnes  homines  regni  nostri  indifferenter  discutiat ;  sed 
causam  nobilium  quae  ad  perditionem  capitis  vel  ad  destructionem  posses- 
sionem  pertinet,sine  conscientiajegis  terminare  non  possit.  ludices  vero  vica- 
rios  non  habeat,  nisi  unum  in  curia  sua." 

"  „.  .  .  Septimum  apud  palatinum,  qui  pro  tempore  fuerit  reservetur. 
Ita  quod  ipsam  scripturam  prae  oculis  semper  habens  nee  ipse  deviet  in 
aliquo  praedictorum,  nee  regem   vel  nobiles  seu  alios  consentiat  deviare." 
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Palatin  wird  also  zum  Wächter  bestellt,  dass  weder  der  König, 
noch  die  Adeligen,  noch  insbesondere  die  geistlichen  und  welt- 
lichen Herren  die  in  der  Goldenen  Bulle  enthaltenen  Verfassungs- 
garantien verletzen.  Durch  diese  hochbedeutsame  öffentlich- 
rechtliche Stellung  des  Palatins  erklärt  sich  der  oben  erwähnte 
Art.  111  :  1231,  demzufolge  wenn  der  Palatin  die  Geschäfte  des 
Königs  und  des  Landes  übel  verwalten  würde,  die  Adeligen 
seine  Absetzung  fordern  dürfen.' 

Nachdem  der  Palatin  dergestalt  neben  dem  König  der 
ordentliche  Richter  des  Landes  geworden  und  aus 
der  königlichen  Curie  geschieden  war,  bereiste  er  nicht  mehr 
als  Begleiter  des  Königs  das  Land,  wie  zu  Zeiten  König  Kaimans, 
sondern  hielt  allein  Gericht  in  der  Provinz.  In  der  zweiten  Hälfte 
des  Xlll.  Jahrhunderts  werden  diese  Palatinalgerichte  zur  stän- 
digen Institution.  Der  Palatin  beruft  in  den  einzelnen  Comitaten 
die  Versammlung  der  Comitatsinsassen  (prodamata  congregaüo) 
und  urteilt  mit  den  von  der  Comitatsversammlung  gewählten 
Beisitzern.  Die  Entwicklung  der  Comitatsautonomie  steht  solcher- 
art in  engstem  Zusammenhange  mit  der  Provincialgerichtbarkeit 
des  Palatins.  Art.  XIV  :  1290  zeigt  bereits  den  Abschluss  der 
Entwicklung,  indem  das  Palatinalgericht  eins  ist  mit  dem  Comitats- 
gerichte  unter  dem  Vorsitz  des  Palatins;  und  besitzt  das 
Comitatsgericht  —  nämlich  der  Obergespan  und  die  vier  erwähl- 
ten Adeligen,  die  s.  g.  Stuhlrichter  —  das  grosse  Recht,  gegen 
den  widerrechtlich  verfahrenden  Palatin  vor  dem  König  Klage 
zu  erheben.^  Der  Palatin  hält  nach  Art.  XXXV :  1298  sein 
Gericht  in  den  Comitaten  zu  allen  Jahreszeiten  ab,  Winterszeit 
ausgenommen,  und  zwar  nicht  in  Dörfern  und  Städten,  sondern 
auf  freiem  Felde,  meist  auf  Anhöhen,  s.  g.  Gerichtshügeln,  die 
oft  zu  diesem  Zwecke  künstlich  zusammengetragen  wurden." 
Der  Palatin  ist  ferner  nicht  nur  der  ordentliche  Richter  der 
Adeligen  (und  gewissermassen  auch  der  nicht-adeligen  Freien, 
die  zu  dieser  Zeit,  wie  unten  gezeigt  werden  soll,  noch  an  den 


'  Siehe  oben  S.  1.  Anm.  11. 

"  „Si  vero  palatinus  sinistre  procedere  intenderet,  iideni  quatuor 
homines  cum  comite  ipsorum  prohibere  et  nobis  intimare  teneantur." 

'•'  „Statuimus  etiam,  quod  palatinus  castra  tenendo  in  campis  et  con- 
ventibus  et  non  in  villis,  vel  civitatibus  iudicare  debeat,  vernali,  aestivaii 
et  autumnali  et  non  hiemali  .  .  .  etur."  Kovachich,  Sylloge  S.  39,  Endlicher 
(Art.  XXIX)  S.  638. 
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Comitatsversammlungen  Teil  nehmen),  sondern  auch  der  Richter 
der  Rumänen,  welchen  Titel  {iudex  Ciimanoruni)  er  bereits  seit 
König  Stefan  V.  führt  ;''^  nach  dem  Freiheitsbriefe  von 
1279  richtet  der  Palatin  in  den  Streitsachen  zwischen  Rumänen 
und  Nicht-Kumanen.^^ 

Der  Palatin  durfte  bereits  laut  Art.  VIII  der  Goldenen 
Bulle  einen  Vertreter  in  seiner  Curie  haben.  Im  Laufe  des  XIII. 
Jahrhunderts  begegnen  wir  immer  häufiger  dem  Vice  palatin 
(vicepalaünus) ,  der  seit  Bela  IV.  ständig  in  Pest  zu  residieren 
scheint.^'  Infolge  der  Verbreitung  des  schriftlichen  Verfahrens 
treten  um  diese  Zeit  auch  in  der  Curie  des  Palatins  Notare, 
bald  auch  ein  Protonotar  auf.^'^  Natürlich  verfügt  auch  der 
Palatin  über  das  nötige  gerichtliche  Hilfspersonal,  s.  g.  Pri- 
stal de.^^ 

Neben  der  ausgedehnten  Gerichtsbarkeit  nimmt  der  Palatin 
auch  an  der  Erledigung  der  wichtigsten  Staatsangelegenheiten 
Teil.  Er  befehligt  das  adelige  Heer  an  des  Rönigs  Statt;  und 
vertritt  den  König  auch  sonst  in  den  Staatsgeschäften,  so  in 
der  Leitung  der  Reichsversammlungen  und  bei  dem  Empfange 
fremder  Gesandten.  Er  übt  sogar  seit  der  Mitte  des  XIII.  Jahr- 
hunderts im  königlichen  Auftrage  {per  mandatum  domini  regis) 
das  Recht  der  Schenkung  aus.^^ 

Die  grosse  Bedeutung  und  Selbständigkeit  des  Palatinats 
bezeugen  unter  anderem  diejenigen  Urkunden,  worin  der  Palatin 
gleich  dem  Rönige  sein  Amt  „von    Gottes  Gnaden"    herleitet. ^*^ 

Eine  ähnliche  Rechtstellung  nahm  in  den  Comitaten  jenseits 
des  Waldes  (Siebenbürgen)  der  W  o  y  w  o  d  e  und  in  dem  Gebiete 


*"  S.  GyArfäs,  A  jäszkunok  törtenete  [Geschichte  der  Jazyger  und 
Kumanen]  II. 

"  Art.  11.  Endlicher  S.  563. 

'^  Wenzel  VIII.  S.  394. 

*3  Wenzel  III.  S.  184. 

'*  F.  Miller,  Pristaldus  ex  antiquitatibus  iuris  hungarici  restitutus.  1805. 

^^  Wenzel  II.  S.  205.  Dass  auch  die  Sorge  für  die  Sicherheit  des 
Landes  dem  Palatin  obliegt,  kann  aus  decr.  Colom.  I.  cap.  36.  ge- 
schlossen werden :  „Si  magna  fama  in  marchiam  intraverit,  comes  nuncios 
duos  equis  exercitualibus  quatuor  ad  regem  dirigat.  Qui  cum  proprio  cibo 
iiluc  pervenientes  precium  viatici  sui  a  palatino  comite  exigant  et  tantun- 
dem  ad  reditum  suum." 

'"  „Dei  gratia  palatinus"  Wenzel  II.  S.  90,  VI.  437.  457. 
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jenseits  der  Drave,  in  Slavonien,  Kroatien  und  Dalmatien  der 
Banus  ein.  Wir  werden  von  diesen  unten  handeln. 

11.  Der  Hofrichter.  Die  Entstehung  und  Entwicklung 
des  Hüfrichteramtes  hängt  eng  mit  dem  Palatinat  zusammen. 
Der  Palatin  bedurfte  bereits  sehr  früh,  vermutlich  gleich  zu 
Anfang  eines  Vertreters  am  Königshofe.  Eine  Urkunde  König 
Belas  11.  von  1135  gedenkt  eines  Grossen,  namens  Kujär, 
„qui  fuerit  curialis  comes  Sancti  Sicphani  regis".^"  Und  das 
oben  citierte'""  Decret  König  Ladislaus  des  Heiligen  befiehlt, 
dass  der  Palatin,  falls  er  sich  vom  Hofe  heim  begibt,  das  Königs- 
siegel dem,  der  an  seiner  Statt  am  Hofe  bleibt,  übergebe.  Die 
lateinisch  geschriebenen  Urkunden  bezeichnen  den  Vertreter  des 
Palatins  als  comcs  cunalis,^"  bezw.  da  der  Palatin  manchmal 
corncs  curialis  /;;a/ö/' genannt  wird,  zur  Unterscheidung  als  comes 
curialis  minor,  als  kleineren  Hofgrafen. ^"  Seit  der  zweiten  Hälfte 
des  XIII.  Jahrhunderts  wird  er  ständig  iudex  curiae  (regiae), 
ungarisch  orszdg  blräja  (s.  v.  wie  Landrichter)  genannt.^ ^ 

Als  der  Palatin  in  den  Besitz  selbständiger  richtedicher 
Gewalt  über  die  Adeligen  gelangt  und  daher  aus  der  königlichen 
Curie  scheidet  und  in  seiner  eigenen  Curie  zu  Gericht  sitzt, 
tritt  der  Hofrichter  an  die  Stelle  des  Palatins.  Im  Königsgericht 
vertritt  nun  der  Hofrichter  die  Gerichtspersönlichkeit  des  Königs, 
und  wie  einst  der  Palatin,  so  darf  nun  er  kraft  königlichen  Auf- 
trages alle  Landesbewohner,  auch  die  Adeligen  richten.  Diese 
Entwicklung  tritt  uns  aus  Art.  IX  der  Goldenen  Bulle  klar  ent- 
gegen:  „Unser  Hofrichter  darf,  solange  er  in  der  Curie  weilt, 
über  jedermann  zu  Gericht  sitzen  und  die  in  der  Curie  ange- 
fangene Streitsache  wo  immer  erledigen.  Wenn  er  jedoch  auf 
seinem  Gute  sich  aufhält,  soll  er  weder  Pristalde  ausschicken, 
noch  Parteien  vorladen  dürfen".-^"^  Man  sieht,  die  Bestimmung 
der  Goldenen  Bulle  entspricht  im  Wesen  genau  derjenigen 
Ladislaus  des  Heiligen,  worin  der  Wirkungskreis  des  Palatins 
festgesetzt  wird. 

"  Wenzel  I.  S.  50. 

'5  Anm.  2. 

''■'  Z.  B.  FEjtR  111  2  S.  329. 

"  Siehe  die  Urkunde  König  Gt^zas  li.  1158:  Feji^.r  C.  D.  II.  S.  152. 

»'  S.  Art.  IX  :  1290,  XXXIV   (bei  Endlicher  XXVlil) :  1298. 

*'  „Curialis  comes  noster,  donec  in  curia  manserit,  omnes  possit 
iudicare  et  causam  in  curia  inchoatam  ubique  terminare.  Sed  manens  in 
praedio  suo,  prestaldum  dare  non  possit,  nee  partes  facere  citari." 
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Der  Hofrichter  ist  nun  der  ständige  Vertreter  des  Königs 
im  Gericht.  Als  in  der  zweiten  Hälfte  des  XIII.  Jahrhunderts 
das  königliche  Hofgericht,  die  Curie  eine  gewisse  Organisation 
erhält  und  die  Gerichtsfristen  genau  bestimmt  werden,  hält  der 
Hofrichter  die  zu  festgesetzten  Zeitpunkten,  an  den  Octaven 
gewisser  Feste  stattfindenden  s.  g.  Octavalgerichte  {iudi- 
cia  octavaliä).  Er  repräsentiert  die  Gegenwart  des  Königs 
{praesenüa  regia) ;  seine  Competenz  erstreckt  sich  auf  alle  Streit- 
sachen, die  in  die  königliche  Curie  gebracht  werden,  aus- 
genommen die  Angelegenheiten  der  privilegierten  Gemeinden 
(Städte),  die  vor  den  Tavernicus  und  diejenigen  der  Juden,  welche 
vor  den  Kanzler  gehören.  Zu  Ende  dieser  Periode  wird  die 
Ladung  vor  den  Hofrichter  bereits  als  gleichbedeutend  erachtet 
mit  der  Ladung  vor  den  König. -^ 

Das  ursprüngliche  Hofamt  war  auf  diese  Weise  längst  zum 
öffentlichen  Reichsamte  geworden,  als  Art.  IX  :  1290  nebst  ande- 
ren Reichsämtern  auch  die  Besetzung  des  Hofrichteramtes  an 
die  Zustimmung  des  Reichstages  band. 

Da  die  wachsende  Herrschaft  des  Donationalsystems  und 
die  häufige  Verleihung  von  Gerichtsexemtionen  die  Amtsgeschäfte 
des  Hofrichters  stetig  vermehrten,  war  auch  er  früh  genötigt 
Stellvertreter  und  Gehilfen  zu  verwenden.  Wir  begegnen  dem 
Vicehofrichter  {viceiiidex  ciixiae)  bereits  zu  Beginn  des 
XIII.  Jahrhunderts ;  -^  der  Protonotar  des  Hofrichters,  der  die 
richterlichen  Mandate  und  Urteile  verfasste  und  ausfertigte,  er- 
scheint noch  früher,  als  der  Palatinalprotonotar."-^ 

III.  Der  Tavernicus.  Das  Amt  des  Tavernicus  ent- 
wickelte sich  aus  dem  Hofamte  des  Aufsehers  und  Hüters  der 
königlichen  Schätze. 

Wie  in  den  westeuropäischen  Staaten,  so  gab  es  zweifels- 
ohne auch  am  ungarischen  Königshofe  von  Anbeginn  einen 
Beamten,  dessen  Aufgabe  es  war  die  Kleider  und  die  kostbaren 
Kleinodien  des  Königs  und  der  königlichen  Familie  zu  ver- 
wahren. Dieser  Hofbeamte  wurde  im  Westen  allgemein  camerarius, 


^=  Fejer  C.  D.  Vl/1  S.  384.  Wenzel  X.  S.  382. 

■"  Zuerst  1221  :  Hazai  okleveltär  [Vaterländisches  Urkundenbuch] 
I.  S.  9. 

^^  1263 :  Sopron  värmegyei  okleveltär  [Urkundenbuch  des  Comitats 
Sopron]  I.  S.  27. 
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Kämmerer,  in  Ungarn  vom  slavischen  Worte  tovor  (s.  v.  wie 
Truhe)  tavcniicus  genannt. 

Aus  dem  ersten  Jahrhundert  des  Königtums  besitzen  wir 
keine  auf  dieses  Amt  bezügliche  Daten,  was  vor  allem  beweist, 
dass  es  zu  jener  Zeit  noch  ein  reines  Hofamt  war  und  dem 
privaten  Haushalte  des  Königs  angehörte.  Doch  taucht  es  bereits 
in  der  ersten  Hälfte  des  XII.  Jahrhunderts  auf  und  wird  der 
Träger  desselben  abwechselnd  siipremus  camcrarlus  und  ma- 
gister  taverniconim  genannt;  letztere  Bezeichnung  gelangt  bald 
zur  Alleinherrschaft.-^' 

Der  Tavernicus  ist  als  Hüter  der  königlichen  Schatzkammer 
zugleich  der  Verwalter  der  Einlaufe  und  Ausgaben,  mit  einem 
modernen  Ausdrucke :  der  Finanzminister  Die  königlichen  Ein- 
künfte fliessen  in  seine  Hände  und  er  bestreitet  davon  die  Kos- 
ten der  Hofhaltung.  Der  Tavernicus  repräsentiert  ferner  die 
grundherrliche  Gewalt  {dominium  naturale)  des  Königs  und 
stehen  daher  einerseits  die  königlichen  Domänen  unter  seiner 
Aufsicht  und  Verwaltung,  andererseits  verwaltet  er  das  auf  die 
oberste  grundherrliche  Gewalt  des  Königs  gegründete  Besteue- 
rungsrecht.  Infolge  dieses  ausgedehnten  Wirkungskreises  nimmt 
der  Tavernicus  eine  hervorragende  Stellung  unter  den  Hofbeam- 
ten ein.  Zu  einem  öffentlichen  Amte,  einem  eigentlichen  Reichs- 
amte wird  jedoch  sein  Amt  erst  mit  der  Ausbildung  der  städtischen 
Freiheit,  deren  Cardinalpunkt  die  Exemtion  der  Kolonisten- 
gemeinden von  der  Obrigkeit  der  königlichen  Gespane  und  die 
unmittelbare  Unterordnung  unter  die  königliche  Gewalt  bildete. 
Diese  unmittelbare  königliche  Jurisdiction  über  die  Städte  wird 
vom  Tavernicus  ausgeübt:  der  Tavernicus  richtet  besonders  die 
in  der  königlichen  Curie  gegen  die  Stadtgerichte  angebrachten 
Klagen ;  denn  die  königlichen  Städte  stehen  unter  der  grund- 
herrlichen Gewalt,  dem  dominium  naturale  des  Königs  und  die 
Steuern,  die  sie  dem  König  als  Grundherrn  entrichten,  bilden 
eine  Haupteinnahmequelle  der  königlichen  Schatzkammer.  Nicht 
nur  im  eigentlichsten    Ungarn,  auch  in  Siebenbürgen  und  dem 

"  Zuerst  wird  der  Tavernicus  in  einer  Urkunde  Belas  11.  von  II35 
genannt:  „Pausa  Musuniensi  (comite)  et  magistro  tavernicorum"  Wenzel!. 
S.  51.  Im  1145  erscheint  ein  Grosser,  namens  Bikach  als  „supremus  came- 
rarius  noster  sive  magister  tavernicorum"  Pej^r  C.  D.  II.  S.  120.  „Taver- 
nicus, qui  et  camerarius  dicitur"  Rogerius  (Carmen  miserabile)  cap.  10. 
bei  Endlicher  S.  262. 


191 

slavonischen  Landesteile  unterstehen  sämmtliche  königlichen 
Städte  ausnahmslos  der  richterlichen  Gewalt  des  Tavernicus 
und  erstreckt  sich  weder  die  Gewalt  des  Woywoden,  noch  des 
Banus  auf  sie. 

Mit  dem  politischen  Einflüsse  der  Städte  und  ihrer  Bedeu- 
tung im  Verwaltungsleben  nahm  auch  die  Wichtigkeit  und  das 
Ansehen  des  Tavernicats  im  Laufe  des  XIII.  Jahrhunderts  stetig 
zu.  Hierfür  legt  das  Decret  von  1290  ein  klares  Zeugnis  ab, 
indem  es  das  Amt  des  maglster  taverniconim  an  zweiter  Stelle 
(unmittelbar  hinter  dem  Palatin)  nennt  unter  den  Ämtern,  deren 
Besetzung  mit  der  Zustimmung  des  Reichstages  zu  erfolgen  hat. 

Die  fortschreitende  Entwicklung  und  Centralisation  der 
Finanzverwaltung  vermehrte  gleichfalls  die  Bedeutung  dieses 
Amtes.  Infolge  der  Auflösung  der  königlichen  Gespanschaft- 
verfassung löst  sich  auch  die  Verwaltung  der  königlichen  Ein- 
künfte mehr  und  mehr  vom  Comitate  ab  und  gewinnt  eine 
selbständige  Organisation.  AU'  diese  königlichen  Beamten  — 
die  Kammergrafen,  Salzwerkbeamte,  Geldwechsler,  Steuerein- 
nehmer und  Zöllner,  die  nach  Art.  XXIV  der  Goldenen  Bulle 
Adelige  sein  mussten  (Ismaeliten  und  Juden  waren  ausgeschlos- 
sen)^^ —  gelangten  nun  unter  die  Obrigkeit  des  Tavernicus. 

IV.  Der  Kanzler.  Der  König  bedurfte  von  Anfang  eines 
Beamten,  der  die  Königsurkunden  ausstellte  und  besiegelte. 
Dieses  natürliche  Bedürfnis  der  königlichen  Verwaltung  brachte 
das  Kanzleramt  hervor. 

Infolge  der  Spärlichkeit  diesbezüglicher  Daten  können  wir 
das  Wesen  des  Kanzleramtes  im  ersten  Jahrhundert  des  König- 
tums nicht  genau  feststellen.  Es  ist  wahrscheinlich,  dass  weder 
Stefan  der  Heilige,  noch  seine  nächsten  Nachfolger  eine  aus- 
gebildete Kanzleiorganisation,  wie  sie  bereits  um  diese  Zeit  an 
den  Höfen  der  westeuropäischen  Herrscher  bestand,  ins  Leben 
riefen,  sondern  einen  oder  den  anderen  der  Geistlichen,  die  am 
Hofe  den  Gottesdienst  versahen,  mit  der  Ausstellung  und  Be- 
siegelung  der  Urkunden  betrauten.  Die  Entstehung  und  früheste 
Entwicklung  der  ungarischen  Kanzlei  hängt  also  eng  mit  der 
königlichen  Kapelle  zusammen.  Der  Vorsteher  der  könig- 
lichen Kapelle  {comes  capeUae)  und  die  ihm  unterordneten  Cleri- 

*'  „Comites  camerarii  monetarum,  salinarii  et  tributarii  nobiles  regni 
nostri  sint.  Ismaelitae  et  ludaei  fieri  non  possint." 
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ker  (caprllani),  die  von  dieser  Tätigkeit  den  Namen  notaril 
erhalten,  fertigen  die  Königsurkunden  aus,  in  der  Weise,  dass 
entweder  der  Notar  die  Urkunde  ausstellt  und  der  conies  ca- 
pellac  sie  besiegelt,  oder  umgekehrt,  der  comes  capellae  als 
Schreiber  fungiert  und  der  notariiis  das  Siegel  führt.'^'*  Unter 
König  Bela  11.  (1138)  erhielt  der  notarius  den  Titel  fa//rf//ar///s, 
ohne  dass  diese  Namensänderung  eine  Veränderung  in  der 
Organisation  der  Kanzlei  nach  sich  gezogen  hätte.  Die  Kanzlei 
blieb  bis  zur  Regierungszeit  König  Belas  III.  identisch  mit  der 
königlichen  Kapelle. 

Die  Regierung  Belas  III.  eröffnet  ein  neues  Zeitalter  der 
Geschichte  der  ungarischen  Kanzlei.  An  seinen  Namen  knüpft 
sich  die  Einführung  der  Schriftlichkeit:  jede  Angelegenheit,  so 
befiehlt  er,  die  in  der  Curie  verhandelt  wird,  werde  in  Schrift 
gefasst,  dass  sie  nicht  der  Vergessenheit  anheimfalle.^'^  Damit 
die  Kanzlei  der  gewaltig  gesteigerten  Aufgabe  gerecht  werden 
könne,  trennte  er  sie  gänzlich  von  der  Kapelle  und  errichtete 
eine  besondere  Kanzleiorganisation.  Bald  entwickelte  sich  denn 
auch  in  der  neuorganisierten,  selbständigen  Kanzlei  eine  be- 
stimmte, ständige  urkundliche  Praxis  und  Urkundenstil. 

Der  an  der  Spitze  der  Kanzlei  stehende  Hofbeamte  führt 
nun  den  Titel  des  Reichskanzlers,  Hungariae  cancellarius.  Als 
erster  erscheint  der  Dompropst  von  Szekesfejervär,  Katapan;  ** 
auch  nach  ihm  bekleiden  zumeist  die  Pröpste  von  Szekesfejer- 
vär das  Amt.  Unter  dem  Kanzler  stehen  die  Notare,  denen 
die  Ausstellung  der  Urkunden  obliegt.  Der  Kanzler  gibt  nur 
die  Directive;  er  bestimmt  den  Inhalt  der  Urkunden  und  über- 
wacht deren  Abfassung  und  Ausfertigung  durch  die  Notare. 

Das  Kanzleramt  ist  noch  unter  König  Bela  III.  und  seinem 
Nachfolger  ein  einfaches  Amt,  keine  Würde.  Darum  muss  der 
Kanzler,  wenn  er  auf  einen  Bischofsstuhl  erhoben  wird,  sein 
Amt  niederlegen ;  es  erscheint  als  unverträglich  mit  der  hohen 
bischöflichen  Würde.  Seit  Andreas  II.  jedoch  steigt  die  Bedeutung 
des  Kanzleramtes  aus  zwei  Gründen  :  infolge  der  stetigen  Aus- 
breitung des  schriftlichen  Verfahrens  in  der  königlichen  Curie 
einerseits  und  der  unablässig  wachsenden  Zahl  der  königlichen 


'"  Fej^rpataky,  A  kirälyi  kanczelläria  S.  22-23,  27—28. 
"  FEjtR  C.  D.  II.  S.  198. 
-"  Wenzel  XI.  S.  52. 
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Schenkungen,  die  nun  zur  Methode  der  Regierungspolitik  werden, 
andererseits.  Indem  nun  einesteils  die  discretionäre  Gewalt  des 
Kanzlers  bestimmte,  welche  Angelegenheiten  dem  König  als 
besonders  wichtig  zur  persönlichen  Entscheidung  vorgelegt  wür- 
den und  es  andererseits  von  ihm  abhieng,  welchen  Inhalt  die 
Schenkungsbriefe  und  andere  königliche  Privilegien  erhielten, 
was  für  Rechte  sie  gewährten  und  sicherten,  musste  das  Kanzler- 
amt sich  immer  mehr  zu  einer  politisch  hochwichtigen  öffentli- 
chen Stellung  entwickeln. 

Infolge  der  vermehrten  Amtsgeschäfte  bedurfte  der  Kanzler 
bald  eines  Stellvertreters.  Bereits  unter  Andreas  II.  begegnen  wir 
dem  Vicekanzler  {vicecancellarius).  Damit  beginnt  das  Amt 
des  Kanzlers  allmälig  den  streng  amtlichen  Charakter  zu  ver- 
lieren. Dennoch  ist  der  Kanzler  noch  unter  Andreas  II.  das 
wirkliche,  nicht  bloss  namentliche  Haupt  der  Kanzlei ;  er  selbst 
setzt  den  Inhalt  aller  wichtigeren  Urkunden  fest  und  der  Vice- 
kanzler versieht  nur  ausnahmsweise  die  Agenden  des  Kanzlers.  '^ 
Die  angedeutete  Veränderung  tritt  während  der  Regierung 
Belas  IV.  ein.  Der  Vicekanzler  tritt  gänzlich  an  die  Stelle  des 
Kanzlers;  er  ist  das  wirkliche  Haupt,  der  Leiter  und  Vorsteher 
der  Kanzlei ;  die  Stellung  des  Kanzlers  verflüchtigt  sich  mehr 
und  mehr  zu  einem  Ehrentitel  und  einer  Würde,  die  nun  den 
ersten  Kirchenfürsten,  den  Erzbischöfen  oder  Bischöfen  veriiehen 
wird.  Der  Kanzler  ist  nur  noch  dem  Namen  nach  das  Haupt 
der  Kanzlei  und  beteiligt  sich  nur  ausnahmsweise  an  der  Aus- 
fertigung der  allerwichtigsten  Urkunden.  So  erklärt  es  sich,  dass 
der  oft  citierte  Artikel  IX  :  1290  die  Zustimmung  des  Reichs- 
tages nicht  zur  Besetzung  der  Kanzlerwürde,  sondern  des  Vice- 
kanzleramtes  fordert;  für  die  Landesbewohner  war  eben  nur 
von  Wichtigkeit,  wer  das  Amt  des  Vicekanzlers  innehatte.  Der- 
selbe Artikel  bestätigte  zugleich  das  Recht  der  Dompropstei 
zu  Szekesfejervär  am  Vicekanzleramte,  das  jedoch  von  den  Köni- 
gen oft  ausser  Acht  gelassen  wurde. ''"^ 

Der  Kanzler  ist  in  der  zweiten  Hälfte  des  XIII.  Jahrhunderts 
einer   der  wichtigsten  Factoren  der  königlichen  Regierung.  Als 


^^  Fejerpataky  a.  a.  O.  S.  36  ff. 

'■-  „Salvo  tarnen  iure  Albensis  ecclesie  et  privilegio  quod  Albensis 
ecclesia  nostra  in  ipsa  vicecancellaria  habet  et  habere  dignoscitur  ab  an- 
tiquo."  KovACHicH,  Sylloge  S.  18,  Endlicher  S.  617. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  13 
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der  nächste  Vertraute  und  Ratgeber  des  Königs  nimmt  er  häufig 
an  Gesandtschaften  teil.  Er  ist  ständiges  Mitghed  des  konighchen 
Rates;  wie  der  Palatin,  bereist  er  häufig  allein  oder  mit 
anderen  als  delegierter  Richter  das  Land  und  richtet  in  Ver- 
tretung der  Gerichtspersönlichkeit  des  Königs  die  Angelegenhei- 
ten der  Adeligen/^^  Wenn  der  König  persönlich  zu  Gericht  sitzt, 
bereitet  der  Kanzler  die  Streitsachen  für  die  Verhandlung  vor 
und  formuliert  und  fertigt  die  Urteile  aus;  er  ist  daher  der 
Vertreter  der  snecialis  praesentia,  der  besonderen  Gegenwart 
des  Königs  im  Gerichte. ^^  Laut  dem  Judenprivileg  von  1251 
urteilt  der  Kanzler  an  des  Königs  statt  auch  in  den  Streitsachen 
der  Juden. ^•' 

Die  königliche  Kanzlei  ist  als  s.  g.  authentische  Stelle 
{locus  credibilis)  tätig,  d.  h.  den  von  ihr  ausgestellten  Urkunden 
kommt  volle  Authenticität,  öffentliche  Glaubwürdigkeit  zu.  Den 
Beweis  der  Authenticität  der  Urkunden  bietet  das  Siegel.  In  der 
königlichen  Kanzlei  waren  in  dieser  Periode  bereits  dreierlei 
Siegel  in  Gebrauch :  a)  die  goldene  Bulle,  d.  i.  das  goldene 
Siegel,  das  der  Kanzler,  b)  das  hängende  Doppelsiegel,  das  der 
Vicekanzler  und  c)  das  Handsiegel,  das  der  notanus  specialis 
oder  secretarius  führte.  Für  die  Ausfertigung  einer  Urkunde 
unter  der  goldenen  Bulle  erhielt  der  Kanzler  eine  Mark  Goldes, 
der  Vicekanzler  für  die  Ausfertigung  unter  dem  Doppelsiegel 
eine  Mark  Silbers ;  der  Notar  bekam  eine  viertel  Mark  Silbers.^" 

Auch  die  Königin  und  die  königlichen  Herzoge  hatten 
Kanzleien  und  Kanzler ;  denn  die  Königin  erteilte  ebenfalls  Privi- 
legien und  schenkte  Land,  ja  sie  besass  sogar  eine  gewisse 
richterliche  Gewalt,  desgleichen  die  Herzoge.  Dem  Kanzler  der 
Königin  begegnen  wir  zuerst  während  der  Regierung  König 
Andreas  II.  Zufolge  des  Privilegs  Ladislaus  des  IV.  von  1276 
hatte  dieses  Amt  von  Anbeginn  der  Bischof  von  Veszprem  inne, 
der  dafür  ein  Gehalt  von  fünfhundert  Mark  bezog.-'' 

=>=  Z.  B.  Wenzel  II.  S.  90. 

=*  Hajnik  a.  a.  O.  S.  34—35. 

^^  Art.  8.  Endlicher  S.  474. 

■•''  Art.  XXVIII  :  1290  Kovachich,  Sylloge  S.  23,  Endlicher  (Art.  XXII) 
S.  619.  Ausführlich  bestimmen  die  Taxen  der  königlichen  Kanzlei  Art. 
LXXVIll— LXXX:  1298  Kovachich,  Sylloge  S.  52. 

■>'  pEjfeR  C.  D.  V  2  S.  337.  Vgl.  Franz  Kollänyi,  A  veszpremi  püspök 
kirälyne  koronäzäsi  jogänak  törtenete  [Geschichte  des  Rechtes  der  Bischöfe 
von  Veszprem,  die  Königin  zu  krönenl  1901. 
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§.  4.  Die  Gerichtstage  zu  Szekesfejervär   und   andere 

Reichsversammlungen. 

Die  Ausübung  der  gesetzgebenden  Gewalt* 

Der  Sieg  des  monarchischen  Princips  hob  die  frühere 
Bedeutung  der  Nationalversammlung  auf;  denn  die  höchste  Ge- 
walt gieng  nun  von  ihr  auf  den  König  über.  Stefan  der  Heilige 
und  seine  Nachfolger  stützten  sich  bei  der  Ausübung  ihrer 
königlichen  Gewalt  vor  allem  auf  die  Grossen,  besonders  die 
Prälaten  und  hohen  königlichen  Beamten,  überhaupt  auf  die- 
jenigen, die  in  näheren  Beziehungen  zum  Königtum  standen ; 
diese  engere  Versammlung,  den  königlichen  Rat  {senatus  rega- 
lis  oder  consilium  regale  m  den  zeitgenössischen  Quellen)^  hör- 
ten sie  bei  der  Erledigung  der  wichtigeren  Landesangelegen- 
heiten, namentlich  auch  bei  der  Gesetzgebung. 

Schon  Stefan  der  Heilige  erwähnt  zu  öfteren  Malen,  dass 
er  diese  oder  jene  Verordnung  auf  die  Bitte  oder  mit  Zustim- 
mung des  königlichen  Rates  erlasse.^  Im  Decret  Ladislaus  des 
Heiligen  wird  gesagt,  dass  die  Vornehmen  des  pannonischen 
Reiches  sich  insgesammt  auf  dem  heiligen  Berge  (dem  Martins- 
berg) versammelten,  um  die  Angelegenheiten  der  Nation  zu 
fördern ;  und  im  Decret  König  Kaimans  lesen  wir,  dass  er  „die 
Ersten  des  Landes  versammelte  und  mit  der  Zustimmung  des 
ganzen  Rates  das  Gesetzbuch  König  Stefans  heiligen  Geden- 
kens durchsah".^  Auf  diese  —  im  Verhältnis  zur  Nationalver- 
sammlung des  Urstaates  —  engere  Versammlung,  auf  die 
Institution  des  königlichen  Rates,  bezieht  sich  aller  Wahrschein- 
lichkeit   nach    der    Bericht    Ottos    von    Freisingen,   dass    „die 

*  Literatur:  M.  G.  Kovachich,  Vestigia  Comitiorum  1790  S.  30  ff. 
G.  Bartal  a.  a.  0.  I.  S.  306  ff.  Graf  A.  M.  Cziräky,  Conspectus  iuris 
publici  regni  Hungariae  ad  annum  1848.  II.  S.  28  ff.  Z.  Kereszy,  A  magyar 
orszäggyülesek  eredete  es  szervezetük  fejlödese  a  rendi  orszäggyülesek 
aJakuläsänak  kezdeteig.  [Ursprung  der  ungarischen  Reichstage  und  Ent- 
wicklung ihrer  Organisation  bis  zur  Ausbildung  der  ständischen  Reichs- 
tage] 1898. 

'  Es  ist  dies  der  s.  g.  grosse  Rat.  Siehe  Schiller  a.  a.  0.  S.  26. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft  XVI.  S.  8.  13. 

■^  Decr.  II.  cap.  23.  (Endlicher  1.  25.):  „Decernimus  nostrorum  prima- 
tum  conventu"  ;  cap.  35:   „Consensimus   petitioni   totius   senatus". 

^  Decr.  S.  Ladislai  I.  und  II.  praef.,  decr.  Colom.  I.  praef. 

13* 
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Grossen  sich  sämmtlich  in  den  Königshof  begeben,  wohin 
sie  ihren  Stuhl  mitnehmen,  und  dort  unausgesetzt  die  öffent- 
lichen Angelenheiten  besprechen  und  verhandeln ;  zu  Winters- 
zeit tun  sie  dasselbe  auf  ihren  Wohnsitzen".^ 

Aber  auch  die  einstige  Nationalversammlung  war  mit  der 
Errichtung  des  Königtums  nicht  völlig  aus  dem  öffentlichen 
Leben  des  ungarischen  Volkes  geschwunden.  Das  nationale 
Bewusstsein  leitete,  wie  früher  die  Gewalt  des  Herzogs,  so  nun 
die  des  Königs  aus  dem  Beschlüsse  der  Nationalversammlung 
her.  Sichere  historische  Spuren  zeigen,  dass  die  Institution  der 
Nationalversammlung  im  Zeitalter  der  Arpäden  fortbestand  und 
dass  die  ungarische  Nationalversammlung  auf 
bedeutend  breiteren,  demokratischeren  Grund- 
lagen ruhte,  als  das  englische  Parlament  oder  der  Reichs- 
tag der  anderen  westeuropäischen  Staaten,  da  sie  nicht  bloss 
einen  kleinen  Kreis  von  Kronvasallen,  sondern  sämmtliche  voll- 
freie Mitglieder  der  Nation  in  sich  schloss. 

Schon  die  Art  und  Weise  der  Besetzung  des  Königsthrons, 
das  mit  dem  Princip  der  Erblichkeit  combinierte  Wahlsystem, 
zog  es  nach  sich,  dass  die  freien  Mitglieder  der  Nation,  die 
Adeligen  anlässlich  der  Thronerledigung  zusammenkamen  und 
eine  Reichsversammlung  bildeten.  Dasselbe  mochte  den  Köni- 
gen wünschenswert  erscheinen,  wenn  bedeutsamste  Staatsange- 
legenheiten entschieden  und  wichtige  Decrete  geschaffen  wer- 
den sollten,  für  deren  Publication  man  sorgen  musste. 

Die  von  Ladislaus  dem  Heiligen  zu  Szabolcs  abgehaltene 
Synode,  desgleichen  die  Synode  zu  Kartal  (oder  Tarczal)  unter 
König  Kaiman  waren  unzweifelhaft  Reichsversammlungen,  wenn 
sie  auch  entsprechend  der  Auffassung  der  Zeit,  in  welcher  das 
Christentum  sich  eben  erst  völlig  befestigt  hatte,  als  Synoden 
bezeichnet  wurden.  Aber  wir  dürfen  weder  diese,  noch  die 
Reichsversammlungen  der  beiden  nächsten  Jahrhunderte  für 
Reichstage  ansehen,  auf  welchen  das  Volk  selbst  beratschlagte 
und  Beschlüsse  fasste,  sondern  für  Versammlungen,  auf  welchen 
der  König  die  unter  Mitwirkung  seiner  Ratgeber,  der  Kirchen- 
fürsten und  der  obersten  Beamten  geschaffenen  Gesetze  dem 
versammelten  Volke,  den  freien  Mitgliedern  der  Nation  zur 
Kenntnis  brachte  und  somit  deren  Durchführung  förderte.  Jenes 

*  MG,  SS.  XX.  S.  368. 
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Grundprincip  der  Verfassung,  dass  der  König  der  Inhaber  der 
höchsten  Gewalt  und  dass  die  königliche  Gewalt  formell  un- 
beschränkt sei,  herrscht  bis  an  das  Ende  der  Periode.  Und 
wenn  auch  der  Inhalt  der  Goldenen  Bulle,  ferner  der  Decrete 
von  1231,  1267  und  1290  den  Beweis  erbringen,  dass  der 
König  alle  diese  Decrete  auf  den  directen  Wunsch  der  Nation, 
zum  Zwecke  der  Sicherung  der  nationalen  Gemeinfreiheit  erliess, 
so  darf  dennoch  hieraus  nicht  geschlossen  werden,  als  ob  um 
diese  Zeit  bereits  die  Teilnahme  der  Nation  an  der  Ausübung 
der  gesetzgebenden  Gewalt  sich  formell  festgesetzt  hätte  und 
also  der  begriffliche  Unterschied  zwischen  Gesetz  und  Verord- 
nung zustande  gekommen  wäre.  Die  äussere  Form  der  könig- 
lichen Decrete  sowol,  als  die  Formulierung  der  einzelnen  Be- 
stimmungen zeigt,  dass  das  Recht  der  Satzung,  oder  wie  wir 
heute  sagen :  die  gesetzgebende  Gewalt  dem  Könige  zu- 
stand. Der  König  erlässt  die  Decrete  kraft  eigener  Machtvoll- 
kommenheit; die  Decrete  unterscheiden  sich  in  ihrer  äusseren 
Form  nicht  von  den  für  Einzelne  oder  Corporationen  ausgestell- 
ten Privilegien;  ihre  Verbindlichkeit  gründet  sich  auf  das  Be- 
fehlsrecht des  Königs. 

Die  Nationalversammlungen  des  Urstaates,  deren  Ancien- 
netät  gegenüber  der  Krone  im  öffentlichen  Bewusstsein  stets 
lebendig  war,  setzen  sich  gleichsam  fort  in  den  Gerichts- 
tagen zu  Szekesfejervär,  die  sich  im  Laufe  des  XIII.  Jahrhun- 
derts zu  wichtigen  Factoren  der  nationalen  Willensäusserung  und 
Controlle  der  königlichen  Regierung  entwickelten. 

Mangels  historischer  Daten  können  wir  nur  mutmassen, 
dass  diese  Gerichtstage  seit  der  Errichtung  des  Königtums  in 
steter  Übung  waren. ^^  Das  eine  wissen  wir  genau,^'  dass  die 
Könige  in  der  zweiten  Hälfte  des  XIII.  Jahrhunderts  zu  Sze- 
kesfejervär, in  der  Krönungsstadt,  am  Tage  Stefans  des  Heili- 
gen (20.  August)  eine  Reichsversammlung  abhielten,  um  ange- 
sichts der  ganzen    Nation   ihres    Richteramtes   zu   pflegen  und 

^  Zufolge  dem  Berichte  der  Chroniken  hielt  bereits  König  Bela  I. 
einen  Reichstag  zu  Szekesfejervär :  „Misit  etiam  rex  clementissimus  per 
totam  Hungariam  precones,  ut  de  singulis  villis  vocareniur  duo  senioresi 
facundiam  habentes  ad  regis  consilium.  Quo  audito  non  tantum  hi,  qu 
vocati  fuerant,  sed  eciam  omnes  rustici  et  servi  cum  universa  plebe  vene- 
runt   ad   regem  in  Albam".  Wiener  Bilderchronik.  M.  Florianus  II.  S.  167. 

^  Aus  der  oben  S.  180  Anm.  9  citierten  Urkunde  Belas  111.  von  1175. 
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den  gegen  die  königlichen  Beamten  verlautbarten  Beschwerden 
abzuhelfen.  Die  Goldene  Bulle  verpflichtet,  sicherlich  in  Über- 
einstimmung mit  der  alten  Gewohnheit,  den  König  zur  all- 
jährlichen Abhaltung  der  Gerichtstage:  „Wir  bestimmen,  dass- 
wir  gehalten  sein  sollen,  alljährlich  am  Feste  des  heiligen 
Königs,  so  uns  nicht  ein  wichtiges  Staatsgeschäft  oder  Krank- 
heit verhindert,  zu  Szekesfejervär  feierlich  Gericht  zu  halten. 
Und  wenn  wir  nicht  zugegen  sein  könnten,  wird  zweifelsohne 
der  Palatin  dort  gegenwärtig  sein  an  unserer  Statt  und  in 
unserer  Vertretung  die  Streitsachen  hören.  Und  alle  Adeligen, 
die  erscheinen  wollen,  können  sich  frei  einfinden".' 

Der  Zweck  und  die  Aufgabe  der  Reichstage  zu  Sze- 
kesfejervär war  also  nicht  die  Gesetzgebung,  sondern,  gleich 
der  alten  Nationalversammlung,  die  Rechtspflege.  Nebst  der 
richterlichen,  kommt  auf  diesen  Tagen  auch  die  executive  Ge- 
walt des  Köngs  zur  Geltung  und  Ausübung,  indem  nicht  bloss 
Streitsachen  in  eigentlichem  Sinne  entschieden  werden,  sondern 
auch  die  Übelstände  und  Misbräuche  der  Verwaltung,  worübei 
Klage  geführt  wird,  Abhilfe  finden.  Das  ist  besonders  aus 
Art.  XIV  der  Goldenen  Bulle  und  Art.  XXXI  des  Decrets  von 
1290  ersichtlich,  welche  es  dem  Reichstage  zur  Pflicht  machen, 
die  königlichen  Beamten,  besonders  die  Burggespäne  zur  Ver- 
antwortung zu  ziehen.^  Nach  Art.  111  :  1231  kann  der  Reichstag 
die  Absetzung  des  Palatins  fordern,  falls  dieser  „die  Geschäfte 
des  Königs  und  des  Landes  übel  verwaltet". " 

Die  wachsende  politische  Bedeutung   der  Gerichtstage  zu 


'  Art.  1.:  „Statuimus,  ut  annuati  in  festo  sancti  regis  nisi  arduo  negotio 
ingruente  vel  infirmitate  fuerimus  prohibiti  Albae  teneamur  sollenizare.  Et 
si  nos  Interesse  non  poterimus,  palatinus  procul  dubio  ibi  erit  pro  nobis 
et  vice  nostra  causas  audiet.  Et  omnes  servientes  qui  voluerint  libere  illic 
conveniant." 

"  Art.  XIV  .  1222 :  „Si  quis  comes  lionorifice  se  iuxta  comitatus  sui  quali- 
tatem  non  habuerit,  vel  destruxerit  populos  castri  sui,  convictus  super  hoc 
coram  omni  regno  dignitate  sua  turpiter  spolietur,  cum  restitucione  abla- 
torum".  Art.  XXXI :  1290:  „.  .  .  omnes  barones  et  nobiles  regni  nostri  .  .  . 
debeant  convenire  ...  de  statu  regni  et  inquirentes  de  factis  baronum, 
qualiter  quiiibet  ipsorum  in  suis  comitatibus  processerint  et  conservaverint 
iura  regni.  Et  secundum  sua  merita  premia  et  demerita  vel  commissa 
suppiicia  ipso  die  secundum  iudicium  nostrum  et  consiliariorum  nostrorum 
recepturi."  Kovachich,  Sylloge  S.  23,  Endlicher  (Art.  XXV.)  S.  619. 

^  Siehe  oben  S.  175  Anm.  11. 


199 

Szekesfejervär  brachte  allmälig  wieder  das  alte  Princip  der 
Urverfassung  zur  Geltung,  dass  die  Teilnahme  an  der  National- 
versammlung Recht  und  Pflicht  zugleich  sei.  Es  scheint,  dass 
das  Königtum  gegen  die  Übergriffe  der  Besitzaristokratie  auf 
diesen  alljährlichen  Reichstagen  Kraft  schöpfen  wollte.  Art.  II :  1231 
schreibt  nur  den  Prälaten  vor,  im  Interesse  der  Armen  zu  er- 
scheinen;  doch  Art,  VIII  :  1267  fordert  bereits  das  Erscheinen 
zweier  oder  dreier  Adeligen  aus  jedem  Comitate,  damit  in  ihrer 
Gegenwart  den  Verletzten  für  alle  Schäden  und  Unbilden,  die 
ihnen  von  wem  immer  zugefügt  worden  seien,  Genugtuung 
gegeben  werde. ^"^  Einige  ungarische  Historiker  wollen  dieses 
Gebot  als  den  Ausgangspunkt  der  Institution  der  Comitats- 
gesandten  auffassen  und  lehren,  dass  der  ungarische  Reichstag 
durch  das  Decret  von  1267  auf  repräsentative  Grundlagen  ge- 
stellt wurde,  etwa  wie  es  in  England  seit  dem  28.  Januar  1265 
der  Fall  war,  da  die  Grafschaften  (Counties)  und  die  Städte  je 
zwei  Vertreter  entsendeten,  die  mit  den  Baronen  beratschlagten. 
Das  ist  durchaus  irrig;  der  citierte  Artikel  beseitigt  nicht  das 
Recht  sämmtlicher  Adeligen,  auf  dem  Reichstage  zu  erschei- 
nen:  das  Decret  von  1267  will  bloss  die  Pflicht  des  Erschei- 
nens vermindern,  indem  es  sich  mit  der  Gegenwart  zweier  oder 
dreier  Adeligen  aus  jedem  Comitate  begnügt.  Den  Beweis  hier- 
für erbringt  Art.  XXXI:  1290,  indem  darin  wieder  das  persön- 
liche Erscheinen  aller  Adeligen  vorgeschrieben  wird.^^ 

Ausser  den  Gerichtstagen  zu  Szekesfejervär  ist  in  der 
zweiten  Hälfte  des  XIII.  Jahrhunderts,  besonders  seit  Ladislaus  IV. 
stets  häufiger  von  anderswo  abgehaltenen  Reichstagen  die  Rede, 
welche  in  den  Urkunden  parlamentum  publicum,  parlametitum 
generale,  congregatlo  generalis  oder  congregatio  toilus  regnl 
genannt  werden.^- 

Die  Veränderung  des  Versammlungsortes  bezeichnet  zu- 
gleich einen  Systemwechsel :  eine  wichtige  Stufe  in  der  verfas- 
sungsrechtlichen Entwicklungsgeschichte  des  Reichstages.  Diest 
anderwärts  stattfindenden  Reichstage  haben  nicht  die  Gerichtspflege 

*°  „.  .  .  de  quolibet  comitatu  duo  vel  tres  nobiles  debeant  conve- 
nire,  ut  in  eorum  presencia  de  omnibus  damnis  et  iniuriis  per  quoscunque 
datiset  illatis  omnibus  satis  fiat."  Kovachich,  Sylloge  S.  13,  Endlicher  S.  514. 

"  „In  quolibet  anno  semel  omnes  barones  et  nobiles  regni  nostri 
Albam  ad  congregacionem  debeant  convenire." 

'-  Beispiele  bei  Kovachich,  Vestigia  S.  144  ff. 
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zur  vornehmlichsten  Aufgabe;  sondern  ihr  Zweck  ist  vielmeiir 
die  Gesetzgebung,  die  Regelung  und  Reform  der  ungeordne- 
ten oder  in  Verwirrung  geratenen  Staatsangelegenheiten.  Ein 
solcher  Reichstag  war  es,  welchen  Ladislaus  IV.  1279  behufs 
Festsetzung  der  Rechtsverhältnisse  der  Kunianen  in  der  Gegend 
von  Teteny  hielt,  und  dessen  Ergebnis  der  Erlass  des  gros- 
sen Kumanenprivilegs  war.  Die  nicht  zu  Szekesfejervär  statt- 
findenden Reichstage  erscheinen  mehr  und  mehr  als  gesetz- 
gebende Reichstage,  ganz  wie  die  ständischen  Reichstage  der 
nächsten  Periode.  Sie  bezeichnen  die  beginnende  Geltung  der 
staatsrechtlichen  Auffassung,  dass  der  Reichstag  ein  Factor  der 
gesetzgebenden  Gewalt  sei  und  bloss  diejenigen  Rechtsgebote 
als  Gesetze  betrachtet  werden  können,  welche  der  König  mit 
der  formellen  Zustimmung  des  Reichstages  erlasse. 

Das  zeigt  sich  zuerst  anlässlich  der  Schaffung  des  Decrets 
von  1298.  Dieses  Decret  weicht  nicht  nur  inhaltlich,  sondern 
auch  in  seiner  äusseren  Form  und  hinsichtlich  der  Art  und 
Weise  des  Zustandekommens  entschieden  von  den  anderen 
Decreten  des  XIII.  Jahrhunderts  ab.  Die  Einleitung  des  Decrets, 
ferner  Art.  XLIV  erklären  ausdrücklich,  dass  die  darin  enthalte- 
nen Bestimmungen  von  den  „Prälaten,  Geistlichen  und  Adeligen 
mit  Ausschluss  der  Barone",^''  jedoch  „mit  gesetzlicher  Zustim- 
mung des  Königs  und  der  Barone"  geschaffen  wurden  und  das 
der  König,  die  Prälaten  und  Barone  die  derart  zustandekomme- 
nen  Beschlüsse  mit  ihren  Siegeln  bestätigten.^* 

Der  im  Jahre  1298  zu  Pest  nächst  der  Minoritenkirche 
abgehaltene  Reichstag  bildet  in  der  Geschichte  der  ungarischen 

'•'  Über  die  Bedeutung  der  Worte  „exclusis  quibuscunque  baronibus 
prout  moris  est"  ist  viel  gestritten  worden.  Vgl.  Schiller  a.  a.  O.  S. 
170—172.  Schiller  sieht  darin  einen  Beweis  der  getrennten  Beratschlagung 
des  grossen  Rates  von  der  Masse  des  Adels. 

'*  Praef.  §.  2.  „Congregationem  indixit  generalem,  ad  haec,  ut  per 
prelatos  et  viros  ecclesiasticos  nee  non  et  nobiles  huius  regni  exclusis 
quibuscunque  baronibus  prout  moris  est  huic  regno  casuro  et  per  nimios 
vastus  diminuto  salubriori  consilio  quo  posset  subveniretur  .  .  ."  Art.  XLIV: 
„.  .  .  Quia  saluberrima  statuta  regio  honori  et  statui  regnicolarum  magno 
remedio  proficientia  a  .  .  .  venerabilibus  patribus  et  ab  incolis  tocius  regni 
Hungarie  de  legali  consensu  domini  regis  et  baronum  processerunt  .  .  . 
dominus  rex  et  regni  barones  sigilla  sua  ad  instar  sigilli  prelatorum  huic 
Charte  statutorum  apposuerunt."  Kovachich,  Sylloge  S.  27  und  41,  End* 
LicHER  S.  631  und  639. 
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Verfassung  das  erste  sichere  Beispiel  der  eigentlichen  gesetz- 
gebenden Reichstage,  auf  denen  der  Adel  selbst  beratschlagt 
und  beschliesst  und  der  König  die  gefassten  Beschlüsse  bestätigt. 
Das  Decret  von  1298  zeigt  zugleich,  dass  die  Nation  die  nun- 
mehr erreichte  Stufe  der  verfassungsrechtlichen  Entwicklung 
ständig  festzuhalten  und  zur  Institution  zu  erheben  bestrebt  war, 
indem  sie  verordnete,  dass  die  Prälaten,  Barone  und  Adeligen 
insgesammt  am  fünfzehnten  Tage  nach  dem  Feste  des  Heiligen 
Georg  sich  auf  dem  Räkosfelde  (vor  Pest)  versammeln  sollen, 
„damit  nach  Prüfung  all'  dessen,  was  im  Briefe  des  Herrn 
Königs  enthalten  ist,  das  Nötige  errichtet  und  bestimmt  werde". ^^ 

''-  Art.  XLII  KovACHicH,  Sylloge  S.  41,  Endlicher  (Art.  XXXIV)  S.  639. 


V.  KAPITEL. 

Die  Provincialverwaltung  und  Gerichtspflege. 

§.  1.  Errichtung  und  Wesen  der  königlichen 
Comitats  Verfassung.* 

Stefan  der  Heilige  war  nach  der  Errichtung  der  Monarchie 
zunächst  bestrebt,  einen  Organismus  der  Provinzialverwaltung  zu 
begründen,  welcher  dem  Königtum  als  zuverlässige  Stütze  dienen 
und  ihm  einerseits  genügende  militärische  und  wirtschaftliche 
Macht  und  Mittel  sichern,  andererseits  die  königliche  Gewalt  in 
allen  Teilen  des  Landes  zur  Geltung  bringen  konnte.  So 
entstand  die  königliche  Comitat  s(Burggespanschaft-) 
Verfassung  als  Organisation  der  Provinzialverwaltung. 

*  Literatur:  F.  A.  Kollär,  Amoenitates  historiae  iurisque  publici  regni 
Hungariae  1783.  M.  Q.  Kovachich,  Notio  Comitatuum  1814.  G.  Fejer,  C.  D. 
X  7  1  ff.  G.  Bartal  a.  a.  O.  \.  S.  273  ff.  Theodor  Botka,  Jogtörteneti  tanulmänyok 
a  magyar  värmegyek  szervezeteröl  [Rechtshistorische  Studien  über  die  Ver- 
fassung der  ungarischen  |Coniitate]  Budapesti  Szemle  Jg  1865 ;  A  vär- 
megyek elsö  alakuläsäröl  es  ösi  szervezeteröl  [Die  Entstehung  und  ur- 
sprüngliche Verfassung  der  Comitate]  Szäzadok  Jg  1870—1872.  Friedrich 
Pesty,  Az  eltünt  regi  värmegyek  [Die  verschwundenen  Comitate]  1880  I.  S. 
3—58 ;  A  magyarorszägi  värispänsägok  törtenete  különösen  a  XIII.  szäzad- 
ban  [Geschichte  der  ungarischen  Burggespanschaften,  vorzüglich  im  XIII. 
Jahrhundert]  1882.  J.  Pauler,  Szent  Istvän  es  alkotmänya.  Szäzadok  Jg 
1879  S.  103—118;  Megye ?  Värispänsäg?  [Comitat?  Burggespanschaft?] 
ebenda  S.  202  ff. ;  Talälunk-e  egy  idöben  külön  polgäri  es  katonai  ispänt  ? 
[Begegnen  wir  gleichzeitig  besonderen  Civil-  und  Militärgespänen  ?]  ebenda 
S.  635  ff. ;  A  magyar  nemzet  törtenete  az  Ärpädhäzi  kirälyok  alatt  I.^  S. 
25.  387—389.  Ärpäd  Ker^koyärtö,  A  müveltseg  fejlödese  Magyarorszägban 
[Entwicklung  der  Kultur  in  Ungarn]  1880  S.  234  ff.  Stanislaus  Villänyi, 
Györmegye  es  väros  anyagi  müveltsegtörtenete  1000—1301  [Materielle  Kultur- 
geschichte des  Comitats  und  der  Stadt  Györ  1000—1301]  1881  S.  40  ff.  Franz 
Balässy,  A  megye  es  värispänsäg  [Comitat  und  Burggespanschaft]  1893. 
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Hinsichtlich  der  ersten  Gestaltung  der  Comitate  besitzen 
wir  keine  sichere  Daten ;  die  diesbezügUchen  Verfügungen  Stefans 
des  Heiligen  sind  uns  nicht  erhalten.  Wir  können  demnach  die 
frühesten  Verhältnisse  und  anfängliche  Entwicklung  der  Comitate 
nur  an  der  Hand  der  späteren  Quellen  mittelst  Rückschlüsse 
bestimmen.  Daher  kommt  es,  dass  betreff  dieses  Gegenstandes 
noch  heute  zahlreiche  Controversen  bestehen. 

Unseres  Erachtens  errichtete  Stefan  der  Heilige  die  Comitats- 
verfassung  in  der  Weise,  dass  er  alles  Land,  das  nicht  im 
Besitze  der  Geschlechter  war,  der  unmittelbaren  königlichen 
Verfügungsgewalt,  dem  Königsrechte  unterwarf,  das  gesammte 
Staatsgebiet  nach  den  Burgen  und  den  dazu  gehörigen  Lände- 
reien und  Landsassen,  dem  Beispiele  der  fränkischen  Gaugraf- 
schaften zufolge,  in  Bezirke,  s.  g.  Gespanschaften  oder  Comitate 
teilte,  und  an  die  Spitze  dieser  Verwaltungsbezirke  königliche  Be- 
amte, Gespane  als  Executivorgane  der  königlichen  Gewalt  stellte. 

Das  erste  strittige  Moment  ist  nun,  ob  Stefan  der  |Heilige 
auch  die  Adeligen  in  die  Comitatsverfassung  einbezog? 

Pauler  lehrt  neuerdings  (wie  wir  bereits  bei  der  Darstel- 
lung der  ständischen  Verhältnisse  bemerkten)^  dass  Stefan  der 
Heilige  sämmtliche  Bewohner  des  Comitats  unter  der  Verwaltung 
eines  königlichen  Beamten  vereinigte.  Er  folgert  dies  aus  dem 
Umstände,  dass  dasselbe  in  den  deutschen  Comitaten  (Graf- 
schaften) der  Fall  war,  ferner  dass  in  den  Decreten  Stefans 
des  Heiligen  von  cornites  und  milites  und  deren  Beziehungen 
zu  einander  die  Rede  ist,  öffentlich-rechtlich  Freie  hingegen,  die 
vom  comes  unabhängig  wären,  nirgends  genannt  werden.  Daher 
müssen  unter  den  milites  nicht  allein  die  späteren  Burgmänner, 
sondern  auch  die  Adeligen  verstanden  werden,  die  man  gleich- 
sam als  milites  des  Königs  betrachtete ;  denn  es  sei  undenkbar, 
dass  Stefan  der  Heilige  in  seinem  Decret,  das  sich  auf  die 
Angelegenheiten  des  ganzen  Staates  bezog,  betreff  der  Abkömm- 
linge der  alten  Geschlechter,  der  Adeligen  keine  Bestimmungen 
getroffen,  sondern  einzig  und  allein  die  Rechtsverhältnisse  der 
Burgmänner  geregelt  hätte.  Da  nun  aus  dem  Decret  Stefans 
des  Heiligen  ersichtlich  ist,  dass  die  milites  in  einem  Subordi- 
nations  und  Abhängigkeitsverhältnis  zum  comes  gestanden  haben, 


^  Magyar  nemzet   törtenete   I-  S.  25.,   387  ff.   Die    frühere    Ansicht 
Pauler's  siehe  Szäzadok  Jg  1879  S.  111  ff. 
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und  sie  fast  als  die  Mannen  des  Burggespans  erscheinen,-^  so 
bleibe  nichts  übrig  als  anzunehmen,  dass  die  Adeligen  anfäng- 
lich unter  der  Obrigkeit  der  Burggespans  standen  und  sich 
erst  spät  —  während  der  Regierungszeit  König  Belas  III.  — 
davon  befreiten.  Der  Kampf  des  Adels  und  der  königlichen 
Comitatsobrigkeit  dauerte  aber  bis  zur  Goldenen  Bulle  fort,  die 
in  Art.  V  den  Streit  zugunsten  des  Adels  entschied  und  die 
Obrigkeit  der  Comitatsgespäne  über  die  Adeligen  beseitigte. 

Der  Ansicht  Pauler's  widersprechen  jedoch  mehrere  Be- 
stimmungen Stefans  des  Heiligen,  welche  die  strenge  Abhängig- 
keit der  mUites  bezeugen ; '  ferner  die  Urkunden  der  späteren 
Zeit,  die  uns  belehren,  dass  man  unter  den  mUites  Stefans  des 
Heiligen  eben  die  Burgmänner  verstand,  und  nicht  die  Adeligen. 
Die  Burgmänner  sind  es,  die  in  den  späteren  Urkunden  als 
liberi  Saudi  Regis,  filii  jobbagionum  Sancti  Stephani  erscheinen.* 

Unseres  Erachtens  hat  im  Gegenteil  die  Ansicht  mehr  Wahr- 
scheinlichkeit für  sich,  dass  die  Abkömmlinge  der  alten  Geschlechter 
der  königlichen  Gespanschaftverfassung  gerade  anfänglich  fremder 
und  mit  grösserer  Abneigung  gegenüberstanden,  als  späterhin, 
da  sie  sich  allmälig  mit  den  institutionellen  Neuschöpfungen 
des  Königtums  und  namentlich  auch  mit  der  Comitatsverfassung 
mehr  und  mehr  befreundet  hatten  und  zudem  infolge  der  Aus- 
bildung des  Donationalsystems  vermöge  ihres  Besitzrechtes  in 
eine  gewisse  Abhängigkeit  von  der  königlichen  Gewalt  geraten 
waren.  Wir  haben  bereits  ausgeführt,  dass  die  Adeligen  ihre 
Streitsachen  zu  den  Zeiten  Stefans  des  Heiligen  und  seiner 
nächsten  Nachfolger,  aller  Wahrscheinlichkeit  nach,  noch  vor 
die  Stammes-  und  Geschlechtsrichter  brachten,  und  erst,  wenn 
diese   ihnen   nicht   zum    Recht  verholfen  hatten,    die   Hilfe  der 

-  Vgl.  decr.  S.  Steph.  II.  cap.  43.  44.  und  50.  (Endlicher  II.  9.  10. 
und  16.) 

^  Am  schärfsten  zeigt  die  Strenge  dieses  Abhängigkeitsverhältnisses 
der  von  dem  flüchtigen  miles  handelnde  Abschnitt  des  Gesetzbuches.  Decr. 
S.  Steph.  II.  cap.  23.  (Endlicher  I.  25.) :  „Si  cuius  miles  vel  servus  ad 
aliiim  fugerit,  et  is  cuius  miles  vel  servus  fuga  est  elapsus  suum  miserit 
legatum  ad  reducendos  suos,  et  is  legatus  ibidem  a  quocunque  percussus 
ac  flagellatus  exstiterit,  decrevimus  nostrorum  primatum  conventu,  ut  ille 
percussor  decem  solvat  iuvencos."  Unseres  Erachtens  schliesst  diese  Bestim- 
mung es  aus,  dass  unter  den  milites  die  Vollfreien,  die  Adeligen  begriffen 
sein  könnten. 

*  Siehe  oben  S.  145. 
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königlichen  Gewalt  in  Anspruch  nahmen.  Doch  auch  dann 
wendeten  sie  sich  nicht  an  die  königlichen  Beamten  im  Lande. 
die  Burggespäne,  sondern  an  die  Person  des  Königs  selbst,  als 
den  Nachfolger  der  nationalen  Richter.  Die  Adeligen  waren 
einzig  der  persönlichen  Gerichtsbarkeit  des  Königs  unterworfen, 
wie  sie  denn  einzig  unter  seinem  Banner  ins  Heer  zu  ziehen 
gehalten  waren.  Andererseits  ist  es  eine  unzweifelhafte  historische 
Tatsache,  dass  der  Adel,  je  mehr  das  Zeitalter  vorschritt,  in 
desto  grössere  Abhängigkeit  vom  Königtum  geriet,  was,  wie 
erwähnt,  die  natürliche  Folge  der  Ausbreitung  des  königlichen 
Donationalsystems  war.  Es  kann  nun  unmöglich  angenommen 
werden,  dass  der  Adel  sich  damals  von  der  Obrigkeit  der 
Provincialorgane  des  Königs  befreit  hätte,  als  sein  Abhängig- 
keitsverhältnis  zum   Könige   sich  stetig  befestigte  und  vertiefte. 

In  Anbetracht  alldessen,  scheint  uns  der  richtige  Stand- 
punkt zu  sein,  dass  die  Adeligen  in  die  von  Stefan  dem  Heili- 
gen begründete  Comitatsverfassung  nicht  einbezogen  waren, 
und  dass  also  die  königliche  Gespanschaftverfassung,  als  eine 
bloss  auf  die  nicht-adeligen  Freien :  die  Burgmänner,  Burg- 
holden, freien  Landleute  und  Gäste  bezügliche  Organisation  der 
Provincialverwaltung  betrachtet  werden  muss.-^  Das  bildet  eben 
den  wesentlichsten  Unterschied  zwischen  der  westeuropäischen 
Gangrafschaft-  und  der  ungarischen  Gespanschaftverfassung; 
hierin  besteht  der  eigentümlich  ungarische  Charakter 
der  letzteren. 

Die  alte  Stammes-  und  Gesellschaftsverfassung  nahm  mit 
der  Errichtung  des  Königtums  kein  plötzliches  Ende ;  daher  war 
es  möglich,  dass  die  Adeligen  ausserhalb  der  Comitatsverfassung 
blieben.  Die  königlichen  Gespanschaften  wurden  denn  auch 
durchaus  nicht  im  Anschlüsse  an  die  Gebietsgrenzen  der  alten 
Geschlechter,  sondern  nach  den  der  königlichen  Verfügung 
unbedingt  unterworfenen  Ländereien  und  Insassen  gebildet.'' 
Auch  die  geographischen  Verhältnisse,  die  Lage  der  Flüsse  und 
Berge  mochte  auf  die  territoriale  Abgrenzung  der  Comitate 
Einfluss  geübt  haben. 

•'  Das  wurde  besonders  von  Botka  in  seinen  obenerwähnten  Ab- 
handlungen überzeugend  nachgewiesen. 

•^  Ausnahmen  gab  es  wol.  Die  Somogyer  Gespanschaft  z.  B.  bestand 
aus  dem  Gebiete,  welches  vorher  dem  Geschlechte  des  aufrührerischen 
Koppäny  gehört  hatte.  Pauler  a.  a.  O.  I-  S.  389. 
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Die  von  Stefan  dem  Heiligen  begründeten  Verwaitungs- 
einheiten  (Bezirke)  werden  in  den  lateinisch  abgefassten  Ur- 
kunden als  comitaiiis,  parochia  oder  provlncla  bezeichnet. 
Die  ungarische  Benennung  war  von  Anbeginn  bis  auf  den 
heutigen  Tag  megye,  das  sich  bereits  im  Decret  König  Kaimans 
findet.'  Es  ist  nicht  die  Übersetzung  des  lateinischen  comitatus, 
sondern  stammt  von  dem  slavischen  Worte  mezda,  das  ursprünglich 
Grenze  bedeutete  (noch  heute  ungarisch   mesgye  s.  v.  a.  Rain). 

Die  Zahl  der  von  Stefan  dem  Heiligen  errichteten  Comitate 
lässt  sich  aus  den  Urkunden  nicht  feststellen.  Pauler  setzt  die 
ursprüngliche  Zahl  auf  45,  in  der  richtigen  Annahme,  dass 
jede  königliche  Gespanschaft  eine  Fahne  stellte ;  nun  wissen 
wir,  dass  in  der  Schlacht  bei  Mogyoröd  den  dreissig  Fahnen 
(agmina  castrorum)  des  Königs  Salomon,  fünfzehn  Fahnen  Gezas, 
der  als  königlicher  Herzog  ein  Dritteil  des  Landes  verwaltete, 
gegenüberstanden.^  Infolge  der  Befestigung  der  königlichen 
Gewalt  und  der  Zunahme  der  Bevölkerung  vergrössert  sich 
auch  die  Zahl  der  Comitate ;  als  dies  Institut  in  der  zweiten 
Hälfte  des  XII.  Jahrhunderts  zu  völliger  Ausbildung  gelangte, 
betrug  die  Zahl  72.  Nach  Otto  von  Freisingen  belief  sie  sich 
auf  etliche  siebzig,  nach  Rogerius  auf  72.'  Diese  Zahl  war 
dann  später  durch  Jahrhunderte  keiner  wesentlichen  Schwankung 
unterworfen. 

Die  zweite  controverse  Frage  ist:  ob  Stefan  der  Heilige 
einen  einheitlichen  Organismus  der  Provincialverwaltung  errich- 
tete oder  aber  ein  zweifaches  Verwaltungssystem,  nämlich  eine 
militärische  Burgverfassung  und  eine  politische  (civile)  Gespan- 
schaftverfassung begründete. ^'^ 

Die  Anhänger  der  Zwei-Comitate-Theorie  gründen  ihre  An- 
sicht  besonders   auf   die    Verschiedenheit   der    in    den  Quellen 


"  Decr.  I.  cap.  37. :  „In  quamcunque  civitatis  megani  rex  digrediatur, 
ibi  iudices  duos  megales  cum  eo  comigrent." 

^  A.  a.  O.  I.-  S.  402. 

^  Otto  von  Freisingen  MG,  SS.  XX.  S.  368.  Rogerius  cap.  10. 
Endlicher  S.  262. 

'"  Anhänger  der  Theorie  der  einheitlichen  Comitatsver- 
f  a  s  s  u  n  g  sind  besonders  Kollär,  Fej^r,  Bartal,  Pauler,  KEReKOvÄRTö, 
ViLLÄNYi ;  zu  den  Verfechtern  der  Zwei-Comitate-Theorie  zählen : 
Kovachich,  Michael  Horväth  (Mag>'arorszäg  törtenelme  [Geschichte  Ungarns] 
S.  119  ff),  BoTKA,  Pesty  (die  beiden  Hauptvertreter),  Balässy. 
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gebräuchlichen  Bezeichnungen ;  nach  ihrer  Meinung  bezeichnet 
comitatus  den  kleineren  militärischen  Burgbezirk,  parochia  oder 
provincia  den  grösseren,  politischen  Comitatsbezirk.  Aus  der 
Mehrzahl  der  Bezeichnungen  darf  jedoch  eine  zweifache  Orga- 
nisation der  Provincialverwaltung  nicht  abgeleitet  werden ;  denn 
die  Terminologie  der  mittelalterlichen  Latinität  ist  eine  sehr  un- 
genaue und  werden  z.  B.  auch  die  westeuropäischen  Gaugraf- 
schaften in  den  lateinischen  Quellen  des  Westens  mit  mehreren 
Ausdrücken  bezeichnet. 

Das  zweite  Hauptargument  stützt  sich  darauf,  dass  die 
jobbagiones  einer  gewissen  Burg  oft  in  einer  anderen  Gespan- 
schaft Land  besitzen,  was  nach  den  Vertretern  der  Zwei-Comi- 
tate-Theorie  nur  damit  erklärt  werden  kann,  dass  es  neben  den 
kleineren  Burgbezirken  grössere  Comitatsbezirke  der  politischen 
Verwaltung  gegeben  habe.  Aber  jene  Tatsache  erklärt  sich  mit 
Leichtigkeit  auch  bei  der  Voraussetzung  der  einheitlichen  Comi- 
tatsverfassung.  Es  kann  nämlich  angenommen  werden,  dass  die 
Abgrenzung  der  Gespanschaften  ursprünglich  nicht  mit  vollster 
Genauigkeit  stattfand  und  dass  also  einzelne  Gebietsteile  ausser- 
halb des  Comitatsverbandes  blieben.  Insbesondere  mochte  es 
auch  vorkommen,  dass  die  Burgmänner  oder  Holden  einer  Burg 
infolge  königlicher  Verleihung,  Kolonisation,  Kaufs  oder  ver- 
möge anderer  Erwerbstitel  in  den  Besitz  eines  in  einem  anderen 
Burgbezirke,  d.  i.  Comitate  gelegenen  Grundstückes  gelangten. 
Ebensowenig  kann  es  als  ein  stichhältiges  Argument  für  die 
zweifache  Verwaltungsorganisation  gelten,  dass  die  Urkunden 
in  einem  und  demselben  Jahre  zwei  Gespane  desselben  Comita- 
tes  nennen ;  denn  es  ist  uns  bekannt,  dass  die  königlichen  Be- 
amten ihre  Ämter  sehr  häufig  wechselten :  dieselbe  Gespans- 
würde konnte  daher  im  Verlaufe  eines  Jahres  von  zweien,  auch 
von  mehreren  bekleidet  werden. 

Der  stärkste  Beweis  gegen  die  Theorie  der  zweifachen 
Verwaltungsorganisation  ist,  dass  die  zeitgenössischen  Berichte 
nur  einerlei  Comitate  kennen.  Weder  Bischof  Otto  von  Freisin- 
gen, noch  die  Beschreibung  des  königlichen  Haushaltes  unter 
ßela  IIL,^^  noch  auch  Rogerius  wissen  das  Geringste  von  einem 
Unterschiede  zwischen  militärischen  Burg-  und  politischen  Comi- 
tatsbezirken.   Jener   Theorie   widerspricht   ferner   die   Tatsache, 

"  Endlicher  S.  246. 
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dass  wir  die  besondere  Bestimmung  und  Aufgabe  der  politischen 
Comitate  schlechterdings  nicht  anzugeben  wüssten,  da  doch  die 
Adeligen  der  königlichen  Comitatsobrigkeit  überhaupt  nicht  unter- 
worfen waren,  die  nicht-adeligen  Freien  hingegen  nicht  bloss 
in  den  militärischen  Beziehungen,  sondern  auch  hinsichtlich  der 
politischen  Verwaltung,  namentlich  betreff  des  Gerichts-  und 
Finanzwesens  den  Burggespänen  unterstanden. 

Auf  grund  des  Gesagten,  fassen  wir  unsere  Meinung  dahin 
zusammen,  dass  Stefan  der  Heilige  eine  einheitliche  Organisation 
der  Provincialverwaltung  schuf,  in  welche  die  Adeligen  anfäng- 
lich nicht  mit  einbezogen  waren. 

Den  Mittelpunkt  des  Comitats  bildet  ein  befestigter 
Ort,  castrum  oder  civitas ;  dies  zeigt,  dass  der  Hauptzweck  der 
königlichen  Comitatsverfassung  ein  militärischer:  die  Organisation 
der  königlichen  Kriegsmacht  war.  Die  Abgrenzung  der  Comitate 
nach  Burgen  kann  sicherlich  auf  slavischen  Einfluss  zurück- 
geführt werden  ;  da  diese  Art  die  Verwaltungseinheiten  zu  bilden 
eben  bei  den  slavischen  Völkern  allgemein  gebräuchlich  war. 
Wir  finden  tatsächlich  ähnliche  Bildungen  in  jenen  Teilen  Deutsch- 
lands, die  vor  Alters  von  Slaven  bewohnt  wurden. ^^ 

An  der  Spitze  eines  jeden  Comitats  steht  ein  königlicher 
Beamter,  den  die  Urkunden  als  comes  bezeichnen.  Anfänglich 
ist  die  Benennung  comes  castri  gebräuchlich,  später  die  Bezeich- 
nungen comes  comiiatus,  comes  provinciae,  comes  parochiae 
oder  mit  Nennung  des  betreffenden  Comitates:  z.  B.  comes 
Soproniensis,  comes  Bitiarlensis.  Die  ungarische  Bezeichnung 
dieses  königlichen  Beamten  {spän,  Ispdn)  stammt  offenkundig 
nicht  vom  deutschen  Worte  Qraf,  sondern  vom  slavischen  spart 
(Geschlechtshäuptling,  Vorsteher).^ '^  Der  Comitatsgespan 
(Burggespan)  ist  ein  Organ  der  königlichen  Gewalt ;  der  König 
ernennt  ihn  und  setzt  ihn  nach  Gutdünken  ab.  Die  Urkunden 
bezeugen,  dass  die  Könige  die  Gespane  sehr  häufig  wechselten.^^ 
Der  König  wählte  den  Comitatsgespan  anfängUch  zumeist  aus 
der  Reihe  der  Burgmänner,  als  der  vornehmsten  Klasse  der 
nicht-adeligen  Freien   oder   aus   den   Abkömmlingen   der   alten 


'-  Vgl.  Waitz,   Verfassungsgeschichte  V.  S.  183.  JireCek,  Das  Recht 
in  Böhmen  und  Mähren  S.  14. 

^''  Vgl.  Schiller,  Art.  Comes  in  MJL.  II.  S.  569—570. 

'^  Vgl.  die  Listen  der  Comitatsgespäne  bei  Pesty  a.  a.  O. 
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Geschlechter;  doch  war  er  hierbei  an  keinerlei  Schranken  ge- 
bunden. Die  Comitatsgespäne  waren  —  wie  die  Grafen  des 
Westens  —  militärische  und  bürgerliche  Beamte.  Der  Comitats- 
gespan  verwaltet  erstens  die  Kriegshoheit :  er  führt  und  befehligt 
die  Kriegsmacht  des  Comitats.  Jedes  Comitat*  stellt  eine  Fahne, 
die  der  Gespan  in  das  königliche  Lager  geleitet ;  er  hält  die 
Kriegspflichtigen  in  Evidenz  und  bestraft  diejenigen,  die  ihrer 
Kriegspflicht  nicht  genüge  leisten.  Der  Comitatsgespan  verwaltet 
ferner  die  richteriiche  Gewalt:  die  im  Comitate  ansässigen,  nicht- 
adeligen Freien  sind  seiner  Gerichtsbarkeit  unterworfen,  ja  er  hat 
später  im  Palatinalgericht  auch  an  der  Gerichtsbarkeit  über  die 
Adeligen  Anteil.  Sein  Gericht  war  die  Appellationsinstanz  für 
die  Niedergerichte  der  nicht-adeligen  Freien.  Gegen  seinen  Ur- 
teilspruch konnte  man  an  den  König  Berufung  einlegen ;  wer 
aber  das  gerechte  Urteil  des  comes  schalt  und  ihn  vor  dem 
König  zu  unrecht  anklagte,  hatte  dem  Gespan  eine  Busse  von 
10  Goldpensae  zu  zahlen. ^^  Die  Einsammlung  der  königlichen 
Einkünfte  war  desgleichen  Aufgabe  des  Comitatsgespans.  Zu 
seinen  Händen  flössen  die  Steuern  der  nicht-adeligen  Freien, 
die  Zolleinnahmen,  ferner  die  Einkünfte  aus  dem  Münzschlag 
und  Münzverruf.  Nach  Kap.  78  und  79  des  Decrets  König  Kai- 
mans war  der  Gespan  verpflichtet,  die  königlichen  Einkünfte 
mit  Abzug  eines  Drittels,  das  ihm  gebürte,  alljährlich  zu 
Michaelis  am  Königshofe  zu  Esztergom  einzuhefern;  der  Gespan, 
der  die  Einkünfte  nicht  zur  bestimmten  Zeit  einlieferte,  war  ge- 
halten,  das  Doppelte  zu  ersetzen. ^'^ 

Die  Comitatsgespäne  erhielten  ausser  dem  erwähnten  Drittel 
der  Einkünfte,  von  den  zur  Burg  gehörigen  Ländereien  grössere 

*  Anmerkung  des  Übersetzers.  Im  ungarländischen  Deutsch 
ist  Comitat  (in  der  hier  besprochenen  Bedeutung)  sächüchen  Geschlechts. 
Ich  glaubte  von  diesem  allgemeinen  Sprachgebrauch  nicht  abweichen  zu 
müssen. 

'^  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  43.  (Endlicher  II.  9.) :  -Si  quis  militum 
iudicium  a  suo  comite  recte  iudicatum  spernens  ad  regem  appellaverit  cu- 
piens  comitem  suum  reddere  iniustum,  sit  debitor  decem  pensarum  auri 
suo  comiti." 

^^  Decr.  I.  cap.  79.:  „Quisquis  comitum  in  comitatu  suo  tertiam  ubique 
partem  habeant  de  tributo  .  .  ."  Cap.  79. :  „Singuli  comites  per  quemcunque 
suorum  voluerint  denarios  .  .  .  Strigonium  usque  ad  festum  Sancti  Michae- 
lis mittant  .  .  .  Si  quis  autem  usque  ad  tempus  praesignatum  nummos 
illos  cum  pleno  numero  non  attulerit,  dupliciter  reddat." 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  14 
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Besitzungen  zum  Niessbrauch,  wenn  auch  nicht  überall,  so  doch 
in  den  meisten  Comitaten.  Neben  diesem  Dienstland  verfügten 
sie  seit  der  Ausbildung  des  Donationalsystems  in  der  Regel  über 
ausgedehntes  Grundeigen.  Die  Gespane  waren  derart  reiche, 
mächtige  Herren,^'  die  nach  Unabhängigkeit  und  Selbständigkeit 
gegenüber  dem  Königtum  strebten. 

Die  Comitatsgespäne  wurden  in  ihrer  richterlichen  und 
Verwaltungstätigkeit  zum  Teile  durch  den  König  selbst,  zum 
Teil  durch  die  delegierten  Königsrichter,  besonders  den  Palatin 
controlliert.  Sie  waren  der  königlichen  Centralregierung  streng 
unterordnet  und  wurde  jede  Pflichtversäumnis  schwer  geahndet. 
Bereits  Stefan  der  Heilige  droht  dem  Gespan,  der  „den  Teil 
des  Königs"  veruntreuen,^''  oder  dem  tniles  wider  Recht  irgend 
etwas  wegnehmen  würde,^-^  mit  Strafe.  Ladislaus  der  Heilige 
bestraft  die  Grenzgespäne,  die  gestatten,  dass  Pferde  und  Ochsen 
ohne  Erlaubnis  des  Königs  ins  Ausland  verkauft  werden,  mit 
dem  Verlust  des  Amtes.  "'^  Art.  XIV  der  Goldenen  Bulle  und  Art. 
XXV  :  1290  bezeugen,  dass  die  Comitatsgespäne  auf  den  Ge- 
richtstagen zu  Szekesfejervär  zur  Rechenschaft  gezogen  werden 
konnten  und  also  die  Comitatsverwaltung  bereits  der  Controlle 
der  Nation  unterworfen  war."^^ 

Ausser  den  Gespanen  gab  es  in  den  Comitaten  noch  andere 
königliche  Beamte :  die  Königsrichter  {iadtces  regis),  deren 
die  Decrete  seit  Ladislaus  dem  Heiligen  öfter  Erwähnung  tun. 
In  den  lateinisch  geschriebenen  Quellen  der  späteren  Zeit  er- 
scheinen sie  unter  dem  Namen  bilotus  oder  bllochus?'^  Ihr  eigent- 


''  Das  bezeugt  namentlich  decr.  Colom.  I.  cap.  40. 

^-  Decr.  II.  cap.  42.  (Endlicher  II.  8.) 

'«  Decr.  II.  cap.  44.  (II.  10.) 

^"  Decr.  II.  cap.  15.  (Endlicher  17.) 

2'  Siehe  oben  S.  126. 

'^'^  Man  leitete  diesen  Amtsnamen  bisher  allgemein  von  dem  unga- 
rischen Worte  billeg,  billog,  heute  belyeg  (s.  v.  wie  Siegel,  Stempel,  Zeichen) 
ab,  das  hier  das  Siegel  des  Richters,  womit  die  Ladungen  u.  s.  w.  voll- 
zogen wurden,  oder  aber  das  eiserne  Bild,  womit  man  gewissen  Ver- 
brechern die  Stirne  oder  Wangen  zeichnete,  bedeuten  würde.  Nach  Väm- 
B^RY  ist  das  Wort  bilochiis  mit  der  türkischen  Wurzel  bil,  wissen  verwandt, 
und  bedeutet  den  Wissenden,  Forschenden.  Schiller  in  MJL.  I.  S.  786— 
787  erklärt  bilochus  auf  grund  dieser  Deutung  als  Richter,  indem  er 
darauf  hinweist,  dass  der  bilochus  in  den  Decreten  Ladislaus  des  Heiligen 
und  Kälmäns  einfach  als  iudex  erscheint,  und  dass  im  XII.  und  XIII.  Jahr- 
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liches  Amt  war  die  Ausübung  der  Strafgerichtsbarkeit,  doch 
urteilten  sie  auch  in  bürgerlichen  Sachen.  Aus  den  Decreten 
Königs  Ladislaus  ist  ersichtlich,  dass  die  Zuständigkeit  der  bilochi 
sich  auf  einen  Teil  {terminus)  des  Comitatsgebietes  beschränkte, 
dass  es  also  in  einem  Comitate  mehrere  Königsrichter  gab.--^ 
Sie  konnten  jedermann  vor  ihr  Gericht  laden,  ausgenommen 
die  Geistlichen  und  die  Gespane. ^^  Anfänglich  war  ihr  Gericht 
dem  Comitatsgespan  gegenüber  durchaus  selbständig ;  seit  König 
Kaiman  geraten  sie  jedoch  in  stets  grössere  Abhängigkeit  vom 
Gespan,  ^^  und  Art.  V  der  Goldenen  Bulle  verordnet,  dass  der 
bilochiis  über  die  Diebe  und  Räuber  unter  der  Aufsicht  des 
Gespans  richte."^*'" 

Die  übrigen  ständigen  Comitatsbeamten  waren  keine  könig- 
lichen Beamten ;  sie  wurden  nicht  vom  König,  sondern  vom 
Comitatsgespan  eingesetzt.  Der  Gespan  hatte  zwei  Vertreter: 
der  comes  curialis  casiri,  der  Burgrichter  vertrat  ihn  in  sei- 
ner richterlichen  Tätigkeit -" ;  der  Hauptmann,  maior  oder  dux 
exercitus,  ungarisch  hadnagy  {hodnogio)  beaufsichtigte  und  be- 
fehligte das  Kriegsvolk  des  Comitats."^'^  Die  Burg  selbst  nebst 
der  nächsten  Umgebung  bildete  aber  einen  besonderen  Militär- 
und  Verwaltungsbezirk,  an  dessen  Spitze  der  Burgwart 
{castellanus,  ungarisch  varnog,  vdniagy)  stand. ^'^  Das  Comitats- 
gebiet  war  in  Hundertschaften  {centurionatus),  diese  in  Zehnt- 
schaften {decanatus)  geteilt,  mit  Hundertleuten  {cetituriones) 
und  Dekanen  {decuriones)   an  der  Spitze. ^°  Diese  territoriale 

hundert  einige  Male  auch  die  Gemeindevorsteher,  die  sonst  iudices  (oder 
villici),  auch  heute  noch  Richter  (ung.  biro)  heissen,  als  bilochi  bezeich- 
net Werden. 

^3  Decr.  S.  Ladislai  III.  cap.  16.  20. 

'^*  Ebenda  cap.  16. 

-'•'  Decr.  I.  cap.  11. 

-^  „Pures  et  latrones  bilochi  regales  discutiant  ad  pedes  tarnen 
ipsius  comitis." 

"  Z.  B.  Fejer  III  2  S.  488,  IV/1  S.  196. 

^*  „Rüben  maior  exercitus"  Regestrum  de  Värad  Nr.  110.  „Bagha 
filius  hodnogionis  Luce"  Nr.  128.  „Loudan  principe  exercitus"  Nr.  133. 

"  „Chepanus  praefectus  castri"  Reg.  de  Värad  Nr.  24.  „Echilleus 
varnog"  Nr.  110. 

^^  Decr.  S.  Ladislai  III.  cap.  1.:  „Nuncius  regis  per  omnes  civitates 
dirigatur,  qui  congreget  centuriones  et  decuriones  eorum,  qui  vulgo  ewrii 
vocantur."  Siehe  decr.  III.  cap.  15.;  decr.  Colom.  I.  cap.  79.  Reg.  de  Värad 
Nr.  24.  44.  110.  u.  a.  m. 

14* 
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Einteilung  zeugt  klar  von  der  militärischen  Bedeutung  der 
Comitate.  Doch  sind  die  Aufgaben  der  Civilverwaltung  nicht 
von  den  militärischen  Angelegenheiten  gesondert;  die  Hundert- 
leute und  Dekane  besorgen  auch  die  Geschäfte  der  politischen 
Verwaltung,  namentlich  Gerichtsgeschäfte. ^^ 

Ausser  den  Genannten  finden  wir  in  den  Comitaten  s.  g. 
Pristalde,  Unterbeamte,  welche  die  geringeren  richterlichen 
Functionen,  die  Ladungen  und  Vollstreckungen  besorgten.  Fer- 
ner Boten  {pmecones),  ungarisch  (das  Wort  ist  seit  Jahrhun- 
derten verschollen)  böriön  genannt;  an  ihrer  Spitze  steht  ein 
archipmeco,  ungarisch  börtönnagy,  zu  dessen  Amtsgeschäften 
auch  die  Eintreibung  der  Steuern  gehörte. ^^  In  den  Grenzcomi- 
taten  gab  es  noch  Grenzwärter,  in  geschlossenen  Nieder- 
lassungen zu  Hundertschaften  und  Zehntschaften;  sie  wurden 
Ewri  {ör,  s.  v.  wie  Wächter)  ihr  Vorsteher,  der  unmittel- 
bar unter  dem  Comitatsgespan  stand,  ö'rnagy  genannt.^''  Dem 
Gespan  waren  schliesslich  die  königlichen  Zöllner  trlbutarit), 
Geldwechsler  (numulani)  und  Steuereinnehmer  {ex- 
actores)  unterordnet. 


§.  2.  Die  Auflösung  der  königlichen  Com itats Verfassung. 
Anfänge  der  autonomischen  Comitatsorganisation. 

In  dem  von  Stefan  dem  Heiligen  begründeten  Staatswesen 
gab  es  ausser  den  Comitaten  keine  Einheiten  der  Provincial- 
verwaltung,  keine  Verwaltungsbezirke.  Die  Comitatsgespäne  und 
überhaupt  die  Comitatsbehörden  waren  die  einzigen  territorialen 
Obrigkeiten  im  Lande. 

Mit  dem  Ende  des  XII.  Jahrhunderts  beginnt  die  könig- 
liche Comitatsverfassung  sich  aufzulösen.  Es  entstehen  allmälig 
drei,  wesentlich  verschiedene  Organisationen  der  Provincial- 
verwaltung:   die   autonomische   Comitatsverfassung,  die 


=*!„...  iudice  Codaba  centurione  illorum"  Reg.   de  Värad  Nr.  264. 

"  Reg.  de  Värad  Nr.  258.  Die  praecones  der  Comitate  haben  einen 
gemeinsamen  obersten  Vorsteher,  den  comes  praeconum,  dessen  vornehmen 
Rang  die  Urkunde  von  1165  Fej£r  C.  D.  II.  S.  170  bezeugt. 

"»  Vgl.  Schiller,  Artikel  Ewrü  in  MjL.  III.  S.  406—408. 
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gleichfalls  autonomische  Stadtverfassung  und  die  autokra- 
tische Hofverfassung,  die  Grundherrschaft. 

Infolge  der  masslosen  Schenkungen  gelangt  der  über- 
wiegende Teil  der  zu  den  Comitaten  gehörigen  Ländereien  und 
Hintersassen  in  den  Besitz  und  unter  die  Herrschaft  geistlicher 
und  weltlicher  Grossen.  Zugleich  werden  zahlreiche  Gemeinden 
{hospites),  denen  der  Aufschwung  des  Gewerbes  und  Handels 
zu  raschem  Wachstum  verholfen  hatte :  die  Städte  von  der 
Obrigkeit  des  Gespans  eximiert  und  bilden  nun  selbständige 
Glieder  der  Provincialverwaltung.  Ebenso  werden  auch  die 
ausgedehnten  Besitzungen  der  geistlichen  und  weltlichen  Herren 
durch  königliche  Privilegien  von  der  Gewalt  des  Comitats- 
gespans  befreit.  Damit  wächst  gleichfalls  der  Kreis  der  beson- 
deren Verwaltungsgebiete. 

Die  militärische  und  wirtschaftliche  Bedeutung  der  könig- 
lichen Komitate  sinkt  demnach  immer  mehr.  Bela  IV.  macht 
wiederholt  Versuche,  die  Burgländereien  zurückzunehmen  und 
die  einstige  Bedeutung  der  Comitatsverfassung  wiederherzustel- 
len. Aber  seine  Bemühungen  bleiben  ohne  Erfolg ;  ja  nach  dem 
Rückzug  der  Tartaren  beschleunigt  er  selbst  mittelst  häufiger 
Verleihung  der  städtischen  Freiheit  und  massenhafter  Erhebung 
von  Burgmännern  in  den  Adelsstand  die  definitive  Auflösung 
des  königlichen  Gespanschaftwesens  und  die  beginnende  Ent- 
wicklung der  autonomischen  Comitatsverfassung. 

Der  Gang  der  Entwicklung  im  Einzelnen  kann  aus  den 
Quellen  nicht  aufgehellt  werden.  So  viel  steht  unzweifelhaft  fest, 
dass  sie  bereits  sehr  früh  einsetzt. 

Obwol  weder  die  militärische,  noch  die  richterliche  Com- 
petenz  des  Comitatsgespans  sich  auf  die  Adeligen  erstreckte, 
bestand  dennoch  von  Anbeginn  ein  gewisser  Contact  zwischen 
der  Comitatsbehörde  und  dem  Adel.  So  sehen  wir,  dass  den 
Gespanen  die  Eintreibung  der  Zehnten  und  die  Einwechselung 
der  verrufenen  Münze  auch  bezüglich  der  Adeligen,  bezw.  der 
adeligen  Güter  obliegt,^  und  dass  die  auf  den  adeligen  Gütern 
sitzenden  freien  Landleute  bis  zur  Ausbildung  der  grundherr- 
lichen Gewalt  gleichfalls  der  Gerichtsbarkeit  der  Comitats- 
gespäne  unterstehen.  Ferner  wissen  wir,  dass   die  Gerichtsbar- 

*  Vgl.  Art.  V  der  Goldenen  Bulle :  „Comites  parochiani  praedia  ser- 
vientium  non  discutiant,  nisi  causas  monetarum  et  decimarum." 
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keit  des  Königs  in  der  Provinz  sich  an  die  Comitate  anschloss, 
indem  der  König  von  Comitat  zu  Comitat  reiste  und  ihn  auf 
diesen  Gerichtsreisen,  wie  das  Decret  König  Kaimans  bezeugt, 
innerhalb  eines  jeden  Comitates  die  beiden  Comitatsrichter  be- 
gleiteten.' Noch  mehr  trug  das  Institut  der  delegierten  Königs- 
richter zur  Entwicklung  der  autonomen  Comitatsgerichtsbarkeit 
bei.  Die  delegierten  Richter,  iudices  missi  vel  constitiiü  halten 
gar  bald  regelmässig  in  den  einzelnen  Comitaten  Gericht  und 
wählen  ihre  Beisitzer  aus  der  Mitte  der  Insassen  des  betreffen- 
den Comitats.  Das  Institut  der  delegierten  Richter,  besonders  die 
Palatinalgerichtsbarkeit  verbindet  sich  mehr  und  mehr  mit  der 
Comitatsverfassung,  der  Contact  der  Comitate  und  der  Adeligen 
wird  ein  stets  engerer,  und  so  fehlt  zur  autonomen  Comitats- 
gerichtsbarkeit bald  nur  noch  ein  Schritt:  dass  das  von  der 
Comitatsgemeine  constituierte  Gericht  ohne  den  Palatin  oder 
andere  delegierte  Königsrichter  Recht  spreche.  Die  erste  Spur 
dieses  Schrittes  findet  sich  im  Jahre  1232,  als  die  Adeligen 
des  Zalaer  Comitates  (Unlversl  servientes  regis  citra  et  ultra 
Zalam  constitiiti)  kraft  königlicher  Erlaubnis  den  Besitzstreit 
zwischen  dem  Banus  Oguz  und  dem  Bischof  Bartholomäus 
von  Veszprem  durch  Urteil  entscheiden.^  König  Bela  IV.  förderte, 
wie  erwähnt,  die  autonomischen  Bestrebungen.  Er  gestattete 
allgemein,  dass  von  den  Comitaten  gewählte  adelige  Richter  in 
geringeren  Angelegenheiten,  vornehmlich  Strafsachen  urteilen ; 
es  war  das  umso  notwendiger,  als  er  bereits  in  den  ersten 
Jahren  seiner  Regierung  das  Amt  der  königlichen  bilochi  aufhob.* 
An  die  Stelle  der  biloclii  treten  die  gewählten  adeligen  Comitats- 
richter,  die   iudices  nobilium,    Stuhlrichter,   die   im  Unga- 

-  Decr.  Colom.  I.  cap.  37. 

•''  Interessant  ist  es,  in  welcher  Weise  die  Adeligen  des  Zalaer 
Comitats  ihre  Bitte  um  Qestattung  der  autonomen  Gerichtspflege,  und  die 
Bewilligung  seitens  des  Königs  motivieren.  Es  werden  angeführt  die  Gewalt- 
tätigkeiten der  Besitzaristokratie  einerseits,  die  Entfernung  des  Königs- 
gerichts andererseits :  „Quod  cum  in  nostris  partibus  multa  mala,  iniuriae, 
dampna  et  gravamina  peccatis  exigentibus  per  malignos  homines  perpetra- 
bantur  et  multi  potentiores  inique  opprimebantur,  qui  ius  suum  nequaquam 
prosequi  poterant  propter  distantiam  iudicum  et  multa  alia  impedimenta, 
a  domino  nostro  rege  petivimus  humiliter  et  devote,  ut  nobis  daret  licen- 
tiam  iudicandi  et  faciendi  iusticiam  plenam  oppressis  et  pacientibus  iniurias 
infinitas  de  omnibus  hys,  per  quos  indebite  paciuntur."  Wenzel  XI.  S.  249. 

*  „Bilotum  omnino  abolemus"  1240 :  Fej^r  C.  D.  IV  1  S.  196. 
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rischen  noch  heute  von  der  im  XIH.  Jahrhundert  geläufigen 
Bezeichnung  der  Adeligen  als  servientes  regis,  ung.  kirdlyi 
szolga  {szolga  s.  v.  wie  serviens,  Knecht,  Diener)  szolgabirö 
{birö  s.  V.  wie  Richter)  genannt  werden. 

Die  Comitatsverfassung  wird  immer  mehr  zu  einer  Orga- 
nisation der  Adeligen;  das  bezeugt  Art.  VIII  :  1267,  welcher 
bekanntlich  das  Erscheinen  von  je  zwei-drei  Adeligen  aus  jedem 
Comitate  anlässlich  der  Szekesfejervärerer  Gerichtstage  fordert. 
Die  zu  Städten  emporgeblühten  Gemeinden  hingegen,  ferner 
die  Mehrzahl  der  nicht-adeligen  Freien  (die  teils  in  den  Adels- 
stand emporsteigen,  teils  unter  grundherrliche  Gewalt  geraten) 
scheiden  aus  dem  alten  Comitatsverbande  aus.  Die  Obrigkeit 
der  Gespane  schrumpft  solcherart  mehr  und  mehr  zusammen ; 
aber  ihre  besondere  Gerichtsbarkeit  besteht  noch  eine  Weile 
fort,  neben  der  autonomen  Gerichtsbarkeit  der  erwählten  Adeligen, 
der  Stuhlrichter  und  der  Gerichtsbarkeit  der  delegierten  Königs- 
richter und  des  Palatins.  Zu  Ende  des  XIII.  Jahrhunderts  schmilzt 
schliesslich  das  Gericht  der  Comitatsgespäne  in  das  neue  adelige 
Comitatsgericht  ein  und  der  Comitatsgespan  wird  der  Vorsitzende 
des  Comitatsgerichts. 

Diese  Neubildung  bedeutete  eine  tiefgehende  Veränderung 
betreffend  die  Bestimmung,  ferner  die  Organe  der  königlichen 
Comitatsverfassung. 

Der  militärische  und  staatswirtschaftliche  Zweck  tritt  fast 
völlig  zurück  und  im  Vordergrunde  erscheint  die  politische 
Verwaltung  und  die  Gerichtspflege.  Hierin  liegt  nun  das  Schwer- 
gewicht der  Amtstätigkeit  des  Comitatsgespans ;  er  praesidiert 
auf  den  Comitatsversammlungen,  im  Comitatsgericht.  Während 
er  früher  zwei  Vertreter  hatte,  je  einen  für  die  militärischen 
(dux  oder  mabr  exerciius)  und  die  richterlichen  (comes  cunalis 
casiri)  Geschäfte,  hat  er  nunmehr  bloss  einen :  den  V  i  c  e- 
g  e  s  p  a  n,  vicecom.es  (ungarisch  viczlspdn,  später  —  und  bis  auf 
den  heutigen  Tag  —  alispän).  In  Art.  V  :  1290  sind  noch  die 
Benennungen  cunalis  comes  und  vicecomes  neben  einander 
gebraucht,^  was  eben  den  Übergang  bezeichnet;  später  ist  die 
letztere  Benennung  allgemein  gebräuchlich.  Der  vicecomes  wurde 


'"  „Nullus  sine  testimonio  capitulorum  vel  conventuum  ad  presenciam 
curialium  comiium  vel  vicecomitum  citari  possit."  Kovachich,  Sylloge  S.  17, 
Endlicher  S.  616. 
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vom  Comitatsgespan  ernannt,  ebenso  wie  früher  der  Burgrichter. 
Da  jedoch  der  Vicegespan  in  Vertretung  des  Comitatsgespans 
(den  man  im  Gegensatze  zum  Vicegespan  nun  mit  einem 
späteren  Worte  als  Obergespan  bezeichnen  kann)  im  Comi- 
tatsgericht  auch  über  die  Adeligen  richtete,  fordert  bereits  das 
erwähnte  Decret  von  1290,  dass  der  Vicegespan,  —  gleich  dem 
comes  —  aus  der  Reihe  der  Adeligen  genommen  werde,  wie 
es  denn  auch  die  Verleihung  der  Gespanswürde  an  Fremde, 
desgleichen  an  Heiden  (NichtChristen)  und  ebenso  die  Ver- 
pachtung des  Amtes  untersagt.^'  Die  Wünsche  der  Adeligen 
wurden  jedoch  nur  in  geringem  Masse  erfüllt;  urkundliche 
Daten  zeigen,  dass  noch  zu  Zeiten  Karl  Roberts  hie  und  da 
auch  Nicht-Adelige  das  Vicegespansamt  bekleideten.'^ 

Auch  hinsichtlich  der  niederen  Organe  der  Comitats- 
obrigkeit  traten  grosse  Veränderungen  ein.  Mit  der  militärischen 
Bedeutung  der  Comitate  verschwand  die  Einteilung  in  Hundert- 
schaften und  Zehnschaften,  natürlich  auch  die  centunones  und 
decuriones.  Bloss  die  mit  dem  Gerichtswesen  zusammenhängen- 
den Unterbeamten  blieben :  die  Pristalde   und  Boten  {precones). 

Das  wichtigste  Ergebnis  der  autonomischen  Entwicklung, 
war  die  Entstehung  des  erwähnten  Stuhlrichteramtes.  Die  Stuhl- 
r  i  c  h  t  e  r  (iudices  nobilium  seu  servieniium),  denen  wir  unter 
diesem  Namen  seit  der  Mitte  des  XIII.  Jahrhunderts  begegnen,"^ 
sind  vom  Gesichtspunkte  der  rechtsgeschichtlichen  Entwicklung 
betrachtet,  die  Nachfolger  der  von  der  Comitatsgemeine  gewählten 
Richter,  die  als  Beisitzer  des  Palatins  oder  der  anderen  dele- 
gierten Königsrichter  wirkten.  Die  Zahl  dieser  Beisitzer  war  nicht 

'■  Art.  III :  „Promittimus  .  .  .  quod  dignitates  seu  comitatus  regni 
nostri  advenis  vel  hospitibus  aut  paganis  vel  ignobilibus  .  .  .  nullatenus 
conferemus  .  .  ."  Art.  IV :  „Nee  etiam  barones  suas  dignitates  in  certa 
quantitate  pecunie  locare  permittemus.  Nee  vices  suas  sive  iudicatus  in 
parochia  conferri  ignobilibus  patiemur."  Kovachich,  Sylloge  S.  16,  End- 
licher S.  616. 

'  1331  erscheint  ein  Goldschmied  namens  Peter  de  Senis  als  Vice- 
gespan des  Zipser  Comitats.  Fejer  C.  D.  VIII '5  S.  17.  Wagner,  Analecta 
Scepusii  I.  S.  131. 

"  Sie  werden  zuerst  in  dem  Privileg  des  Szdkesfejervärer  Kapitels 
von  1254  genannt  Fej^r  C.  D.  IV/2  S.  232.  Endlicher  S.  485.  Eine  Urkunde 
aus  dem  Jahre  1264  erwähnt  bereits  den  Magistratus  Zaladiensis : 
„.  .  .  exhibuit  nobis  literas  magistri  Laurencii  iudicis  nobilium  magistratus 
Zaladiensis"  Wenzel  III.  S.  116. 
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autoritativ  festgesetzt;  doch  wurden  gewöhnlich  vier  gewählt; 
und  so  finden  wir  denn  späterhin  in  den  Comitaten  regelmässig 
vier  Stuhlrichter. 

Die  Stuhlrichter  sind  weder  Beamte  des  Königs,  noch  des 
Comitatsgespans,  sondern  repräsentieren  als  gewählte  Comitats- 
beamte,  gegenüber  dem  Gespan  als  dem  Organ  der  königlichen 
Regierung,  die  Comitatsautonomie.  Die  neue  Comitatsverwaltung 
besitzt  also  einen  dualistischen  Charakter :  sie  ist  zum  Teil  eine 
könighche,  zum  Teil  eine  autonome  Verwaltung.  An  der  Spitze 
des  Comitats  steht  wol  ein  königlicher  Beamter;  aber  die  die- 
sem unterordneten  Organe  werden  nicht  von  ihm  (noch  vom 
Könige)  bestellt,  sondern  von  der  Comitatsgemeine  gewählt. 
Der  dualistische  Charakter  der  Comitatsverfassung  sollte  in  der 
nächsten  Periode  mehr  und  mehr  dem  Übergewichte  der  auto- 
nomischen  Elemente  weichen. 

In  engem  wechselseitigem  Zusammenhange  mit  dem  Stuhl- 
richteramt entwickelt  sich  der  neue  Begriff  der  Comitats- 
gemeine und  des  Comitatsgebiets.  Bisher  hatte  man 
unter  Comitat  einen  Bezirk  verstanden,  der  zu  einer  bestimm- 
ten Burg  gehörte  und  unter  der  Administration  eines  könig- 
lichen Oberbeamten  stand.  Nun  verlegte  sich  der  Schwerpunkt 
auf  die  Comitatsgemeine  und  das  Comitatsgebiet :  man  verstand 
unter  den  Comitaten  Verwaltungseinheiten,  d.  h.  Bezirke,  deren 
Bewohner  ihre  Beamten  selbst  wählen.  Die  innerhalb  des  Co- 
mitatsgebietes  wohnenden  Freien  —  und  zwar  späterhin  bloss 
die  Adeligen  —  bilden  die  Comitatsgemeine,  welche  ihre  Ge- 
richts- und  andere  öffentlichen  Angelegenheiten  in  stetig  wach- 
sender Selbständigkeit  verwaltet  und  erledigt,  ebenso  wie  in 
England  die  Grafschaftsgemeine  {county).  Die  Comitatsgemeine 
wird  durch  die  Comitatsversammlung  {congregaüo)  dar- 
gestellt, welche  anfänglich  nur  mit  besonderer  Bewilligung  des 
Königs  einberufen  werden  kann,  gleich  den  vom  Palatin  oder 
anderen  delegierten  Königsrichtern  abgehaltenen  Gerichtsver- 
sammlungen, aus  denen  sich  eben  dieses  autonome  Organ  der 
Comitatsgemeine  entwickelt  hat.  In  der  Comitatsversammlung, 
deren  wichtigster  Gegenstand  die  Wahl  der  Stuhlrichter  und 
die  Rechtsprechung  ist,  erscheinen  während  dieser  Periode 
auch  die  im  ursprünglichen  Comitatsverbande  verbliebenen 
nicht-adeligen  Freien. 

Laut  Art.   XIV  :  1290   leitet   der   Palatin   die   Gerichtsver- 
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Sammlungen  des  Comitats,  mit  dem  Beisitz  des  Comitats- 
gespans  und  der  vier  Stuhlrichter.  Falls  jedoch  der  Palatin  die 
Versammlungen  nicht  abhält,  richten  nach  Art.  XXXIl  :  1298  die 
Stuhlrichter  unter  dem  Vorsitze  des  Gespans.  „Wir  verordnen, 
dass  niemand  in  den  Comitaten,  er  sei  wie  mächtig  immer,  in 
eigener  Person  oder  mittelst  Vertreter  Gericht  halte;  sondern 
jede  Sache  soll  vor  den  Palatin,  wenn  er  sich  auf  der  Gerichts- 
reise befindet,  oder  so  die  Gerichtsreise  unterbleibt,  vor  die 
Comitatsrichter  gebracht  werden.  Und  wenn  jemand  sich  er- 
kühnen würde,  in  den  Comitaten  zu  richten,  soll  er  dem 
Kirchenbann  verfallen."''  Das  Comitatsgericht  erscheint  also  als 
selbständiges,  von  der  richterlichen  Gewalt  des  Palatins  unab- 
hängiges Gericht.  Andererseits  sehen  wir,  dass  die  Gespane 
und  andere  Grosse  zu  mächtigen  Oligarcheni  geworden  sind, 
die  den  Comitatsadel  ihrer  richterlichen  Gewalt  zu  unterwerfen 
trachten. 

Zugleich  mit  der  Institution  der  Stuhlrichter  kommt  eine 
neue  territoriale  Einteilung  der  Comitate  zustande.  Das  Comitat 
zerfällt  entsprechend  der  Zahl  der  Stuhlrichter  in  je  vier 
Bezirke  {proccssiis,  ung.  jdräs),  ohne  Rücksicht  auf  seine 
Ausdehnung. 


§.  3.  Die  Städte  und  die  städtische  Selbstverwaltung.* 

Unter  Städten  im  Rechtssinne,  das  ist  unter  könig- 
lichen Freistädten,  verstehen  wir  von  der  Comitatsobrig- 
keit  befreite,  unmittelbar  der  königlichen  Regierung  unterord- 
nete und  mit  coUegialer  Selbstverwaltung  begabte  Gemeinden. 
Die    Bezeichnung    „königliche    Freistadt"    hat    sich    in    dieser 

**  „Statuimus  .  .  .  potentum  vel  impotentum  aliquas  provincias  cotn- 
metaneas  duas  vel  plures  aut  eciam  unam  committat  iudicandas,  sed 
omnes  cause  ad  palatinum,  dum  provincias  iudicat,  vel  tunc  dum  non 
iudicat,  ad  parochiales  iudices  referantur.  Et  si  aliqui  huiusmodi  provincias 
iudicandas  assumpserint,  sentencia  excommunicacionis  ex  nunc  lata  inno- 
dentur."  Kovachich,  Sylloge  S.  38,  Endlicher  (Art.  XXVI)  S.  637. 

*  Literatur:  G.  Wenzel,  Magyarorszäg  värosai  es  värosjogai  [Ungarns 
Städte  und  Stadtrechte]  1877.  Josef  Szalay,  Värosaink  a  XIII.  szäzadban  [Un- 
sere Städte  im  Xlll.  Jahrhundert]  1878.  Johannes  Kiräly,  Pozsony  väros 
Joga  a  közepkorban    [Das  Recht   der  Stadt   Pozsony   im  Mittelalter]  1894. 
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Periode  noch  nicht  festgesetzt,  noch  gibt  es  eine  andere  Benen- 
nung, welche  die  königHchen  Städte  deutlich  von  den  übrigen 
Gemeinden  scheiden  würde.  Die  Urkunden  bezeichnen  sie  als 
civitas,  regalis  dviias,  vilLa,  libera  villa,  burgum,  castram, 
suburbium ;  am  häufigsten  begegnen  wir  dem  Ausdruck  libera 
Villa,  häufiger  als  der  Bezeichnung  civitas,  welche  in  der 
nächsten  Periode  für  die  königlichen  Städte  technisch  wird. 

Die  Entstehung  der  städtischen  Freiheit  in  Ungarn  ist  eine 
der  ungarischen  Rechtsentwicklung  eigentüm- 
liche Erscheinung,  deren  vollkommenes  Analogon  keine 
der  europäischen  Rechtsentwicklungen  bietet.  In  Ungarn  war 
von  Anbeginn  der  König  der  Stadtherr,  nicht  wie  in  den  west- 
lichen Staaten,  der  Landesherr,  oder  gar  landsässige  Grund- 
herren ;  den  ungarischen  Städten  war  daher  der  Unabhängig- 
keitskampf gegen  die  landes-  und  grundherrliche  Gewalt  er- 
spart, der  von  den  Städten  des  Westens  Jahrhunderte  hindurch 
geführt  werden  musste. 

Wir  haben  bereits  gesehen,^  dass  die  Entwicklung  des 
städtischen  Lebens  und  die  Stadtverfassung  in  den  Gemeinden 
der  hospites  einsetzte.  Die  wachsende  Selbständigkeit  des  Ge- 
werbes und  Handels  zog  die  Verleihung  der  Zollfreiheit  und 
des  Marktrechts  nach  sich.  Das  Marktrecht  hob  die  Bedeutung 
der  Gemeindegerichtsbarkeit  in  gewaltigem  Masse,  indem  die 
Competenz  des  Gemeindegerichts  anlässlich  der  Märkte  sich  nicht 
auf  die  Gemeindeinsassen,  die  privilegierten  Gäste  beschränkte, 
sondern  sich  gleichmässig  auf  Alle  erstreckte,  die  am  Markte 
erschienen  waren.  Die  Marktgerichtsbarkeit  gestaltete  so  die 
Gemeindegerichtsbarkeit  zu  einer  territorialen  und  eigentlich 
öffentlich-rechtlichen.'  Die  Könige  eximieren  nun,  um  die  Freiheit 
und  Unabhängigkeit  des  Marktgerichts  zu  sichern,  das  Stadt- 
gebiet gänzlich  von  der  Obrigkeit  des  Comitatsgespans  und  ver- 
ordnen, dass  innerhalb  des  städtischen  Gebietes   Bürger   sowol 


'  Siehe  oben  Kap.  III.  §.  7. 

-  Den  gewichtigsten  Beweis  für  den  Zusammenhang  der  Territoriali- 
sierung der  autonomen  städtischen  Gerichtsbarkeit  und  des  Marktrechts 
liefert  Art.  4  des  Freibriefes  der  Stadt  Györ  von  1271  :  „Praeterea  con- 
cessimus  eisdem  liberum  forum  tam  in  Castro,  quam  exterius  celebran- 
dum,  ubi  comes  Jauriensis  et  eins  officiales  iiullam  pcnitus  iurisdicüonem 
poterunt".  Endlicher  S.  527.  Vgl.  Art.  1  des  Marktprivilegs  der  Stadt  Buda 
von  1287  ebenda  S.  604. 
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als  Fremde  ausschliesslich  unter  der  Jurisdiction  des  Stadtgerichts 
stehen  sollten,  gegen  das  im  Falle  der  Rechtsverweigerung  un- 
mittelbar vor  dem  Könige  Klage  erhoben  werden  könne."*  Die 
Städte  scheiden  als  besondere  Gerichts-  und  Verwaltungsbezirke 
aus  den  Comitaten  aus  und  bilden  selbständige  Glieder  der 
staatlichen  Verwaltung,  in  völliger  Unabhängigkeit  von  den  Comi- 
taten, welche  um  dieselbe  Zeit  mit  Autonomie  ausgestattete  Ge- 
meinen der  Adeligen  werden.  So  entwickelt  sich  denn  an  der 
Seite  der  adeligen  Freiheit  die  bürgerliche  oder  städtische 
Freiheit,  deren  Alle  teilhaftig  sind,  die  innerhalb  des  Stadt- 
gebiets wohnen. 

Die  städtische  Freiheit  hat  einen  doppelten  Sinn :  sie  ist 
einerseits  Freiheit  der  Gemeinde,  zweitens  Freiheit 
des  Einzelnen.  Die  Gemeindefreiheit  der  Städte  bildet  die 
Grundlage  der  individuellen  Freiheit,  der  vorzüglicheren  Recht- 
stellung der  Bürger  gegenüber  den  übrigen  (nicht-adeligen) 
Landeseinwohnern.  Die  Bürger  gelangen  als  Insassen  der  privi- 
legierten Gemeinden  in  den  Besitz  gewisser  Rechte  und  sind 
von  gewissen  Pflichten  befreit. 

Ein  stets  wiederkehrender  Punkt  der  Stadtprivilegien  be- 
stimmt, dass  alle,  die  sich  in  der  Stadt  dauernd  niederlassen, 
der  städtischen  Freiheit  teilhaft  werden ;  ebenso  finden  wir  es 
wiederholt  ausgesprochen,  dass  die  Grundherren  ihre  Hinter- 
sassen nicht  verhindern  dürfen  nach  Entrichtung  des  Grund- 
zinses {tenag'mm)  in  die  Stadt  zu  ziehen ;  doch  bestimmen  einige 
Freibriefe,  dass  bloss  „Leute  freien  Standes"  sich  unter  den 
Bürgern  ansiedeln  können ;  dies  zeigt,  dass  die  Sklaven  von 
dem  Erwerb  der  städtischen  Freiheit  ausgeschlossen  waren.* 

'  Vgl.  den  Freibrief  der  Stadt  Pozsony  von  1291  Art.  1:  „Quod 
villicum  seu  iudicem  inter  se  a  festo  Sancti  Georgii  martyris  usque 
ad  anni  revolucionem  duraturum  eligant  de  communi  qui  omnes  causas 
ipsorum  et  eciam  extraneorum  exortas  inter  ipsos  vei  intra  rnetas  civitätes 
more  hospitum  aliorum  cum  decem  iuratis  concivibus  suis  possit  iudicare". 
Art.  10 :  „Si  vero  iudex  ipsorum,  iurati  vei  cives  in  reddenda  iusticia  defe- 
cerint,  non  partes,  sed  iudex  et  iurati,  si  inter  se  ad  faciendam  iusticiam 
partibus  convenire  non  poterunt,  ad  nostram  presenciam  evocentur".  End- 
licher S.  623.  625. 

*  Freibrief  der  Stadt  Nagyszombat  1238  Art.  10:  „Libere  vero 
conditionis  homines  undecunque  inter  eos  habitare  volentes  venire 
voluerint  .  .  .  habeant  potestatem".  Endlicher  S.  446.  Freibrief  für  Nagy- 
Szöllös  1262.  Wenzel  VIII.  S.  31.  Das  Stadtprivileg  für  Koros  1252  ver- 
bot  die   Aufnahme  der  Mardersteuerpflichtigen.   Fej6r   C.    D.  IV/2  S.  165» 
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Entsprechend  der  ursprünglichen  Entwicklung  des  Gemeinde- 
lebens, wovon  wir  oben  gehandelt  haben,  gibt  es  in  den  Städten 
Einwohner  verschiedener  Rechtstellung :  ausser  den  alten  Kolo- 
nisten Adelige,  Burgmänner,  Burgholden,  iidvorniä,  Sklaven. 
Der  gemeinsame  Genuss  der  Stadtfreiheit  verwandelt  die  Insassen 
verschiedenen  Rechtes  allmälig  in  gleichberechtigte  Stadtbürger, 
in  eine  Stadtgemeine  {communitas  civium).  Die  königlichen 
Freibriefe  wiederspiegeln  getreu  diese  Gleichheitsbestrebungen,^ 
Die  Reste  der  früheren  verschiedenen  Rechtstellung  verschwin- 
den, um  der  vollen  Rechtsgleichheit  der  Bürger  zu  weichen. 
Am  längsten  erhielt  sich  die  Ausnahmestellung  der  Adeligen,  die 
in  Strafsachen  der  unmittelbaren  königlichen  Gerichtsbarkeit 
unterworfen  bleiben.*^ 

Der  wesentliche  Bestandteil  der  Stadtfreiheit  ist  die  I  m- 
munität.  Weder  der  Palatin,  noch  die  Königsrichter,  noch 
andere  königliche  Beamte  sind  befugt  auf  städtischem  Boden 
öffentliche  Functionen  auszuüben.  Ohne  Mitwirkung  des  Stadtrates 
ist  keine  amtliche  Handlung  im  Stadtgebiete  möglich.  So  wird 
z.  B.  in  den  Stadtprivilegien  bestimmt,  dass  die  Einwechselung 
der  alten  Münze  nur  von  der  städtischen  Obrigkeit  vorgenommen 
werden  könne ;  oder  aber  die  Tätigkeit  der  königlichen  Wechsler 
an  die  Zwischenkunft  des  städtischen  Magistrats  gebunden. 
Laut  dem  Rechtsbuch  von  Selmeczbänya  durfte  der  Kammer- 
graf die  Falschmünzer  auf  städtischem  Gebiete  nicht  verfol- 
gen.' Eine  Folge  der  Immunität  ist  ferner,  dass  weder  der  Pala- 
tin, noch  andere  königliche  Beamte,  ob  hoch  oder  niedrig,  in 
den  Städten  das  Recht  des  descensiis  in  Anspruch  nehmen,  d.  i. 
Beherbergung  und  Beköstigung,  bezw.  unter  diesem  Titel  eine 
Geldabgabe  fordern  dürfen. 


»  Freibrief  für  Luprechthäza  1247  Art.  6.  Endlicher  S.  472,  Györ 
1271  Art.  5  und  9  S.  527,  Sopron  1277  Art.  11  S.  548,  Pozsony 
1291  Art.  12  S.  625. 

*  Freibrief  für  Nagyszombat  1238  Art.  8 :  „Villicus  .  .  .  una  cum 
duodecim  de  melioribus  de  villa  .  .  .  deputatis  hominibus  .  .  .  pro 
crimine  commisso  decapitacionis  vel  aliam  quamcunque  penam  infligendi 
habeat  potestatem,  nisi  nobilis  exstiterit,  cuius  iudicium  Maiestati  Regie 
reservetur."  Endlicher  S.  446. 

'  Nagyszombat  1233  Art.  7  Endlicher  S.  445,  Pest  1244  Art.  18 
S.  468,  Vasvär  1279  Art.  10  S.  553,  Pozsony  1291  Art.  13  S.  625,  Sel- 
meczer  Rechtsbuch  Art.  6  Wenzel  III.  S.  209. 
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Die  Städte  gelangen  nicht  nur  betreff  der  staatlichen  Ver- 
waltung, sondern  auch  hinsichtlich  des  Kirchenregiments  zu 
grosser  Selbständigkeit.  Der  König  von  Ungarn  ist  kraft  seines 
obersten  Patronatsrechts  {las  patronatus  universale)  ursprünglich 
der  Patron  sämmtlicher  Kirchen.  Das  Patronat  der  kleineren 
Kirchen  geht  mit  der  Ausbildung  der  grundherrlichen  Gewalt 
auf  die  Grundherren  über;  ebenso  erlangen  die  Städte  das 
Patronatsrecht  über  die  Stadtkirchen  durch  königliches  Privileg: 
die  Verleihung  der  freien  Seelsorgerwahl  bildet  einen  ständigen 
Punkt  der  städtischen  Freibriefe.  Das  städtische  Patronat 
ist  gleichfalls  ein  specifisch  ungarisches  Rechts- 
institut, dessen  genaues  Pendant  in  keinem  anderen  europäi- 
schen Staate  angetroffen  wird.^  Das  städtische  Patronat  ist  bis 
in  die  jüngste  Zeit  ein  integrierender  Bestandteil  der  Stadtfreiheit 
geblieben.  Jede  königliche  Freistadt  besass  und  besitzt  das  Patro- 
natsrecht. Einige  Städte  genossen  jedoch  noch  grösserer  kirch- 
licher Selbständigkeit.  Manche  städtische  Pfarreien  wurden  von 
der  Jurisdiction  des  Archidiakons  befreit  und  unmittelbar  der 
bischöflichen  Jurisdiction  unterordnet.''  Ja  das  Streben  der  Städte 
nach  kirchlicher  Selbständigkeit  führte  dahin,  dass  die  Pfarreien 
der  Städte,  die  keine  Bischofsresidenz  waren,  sogar  von  der 
bischöflichen  Gewalt  eximiert  und  unmittelbarst  unter  die  Juris- 
diction des  Metropoliten  gestellt  wurden.  Auf  diese  Weise  erklärt 
es  sich,  dass  Buda  und  Pest  in  kirchlicher  Beziehung  zur  Erz- 
diöcese  Esztergom  gehörten  und  Budapest  noch  heute  der  Juris- 
diction des  Erzbischofs  von  Esztergom  untersteht. 

Die  Zollbefreiung  und  das  Marktrecht  bildeten, 
wie  ei-wähnt,  das  primitive  Element  der  städtischen  Freiheit  und 
die  Hauptfactoren  der  weiteren  Entwicklung.  Die  Zollbefreiung 
bezog  sich  stets  auf  die  königlichen  Zollstätten  und  war  nach 
Lage  und  Bedeutung  der  befreiten  Städte  verschiedenen  Umfangs. 
Das  Marktrecht  schlos  zwei  besondere  Rechte  in  sich :  das 
Recht  Märkte  abzuhalten  und  das  königliche  Zollrecht. 

Das  Recht  der  Selbstverwaltung  und  der  Gerichtsbarkeit,  das 
der  Stadtgemeine  auf  ihrem  Gebiete  zusteht,  wird  vom  Stadt- 

*  Ausführlich  handelt  hiervon  v.  Timon,  A  värosi  kegyurasäg  Magyar- 
orszägon  1889;  deutsch:  Das  städtische  Patronat  in  Ungarn,  in  Verino's 
Archiv  für  katolisches  Kirchenrecht.  LXl.  S.  369  ff,  LXII.  S.  3  ff. 

'  Siehe  Freibrief  für  Szathmär-Nemeti  1230  Art.  6  Endlicher  S.  427. 
Das  Privileg  des   Bischofs   von    Eger   für   Kassa  Wenzel  V.  S.  14. 


223 

rat  {magistratus)  ausgeübt,  welcher  aus  dem  Stadtrichter  und 
—  in  der  Regel  —  10 — 12  geschworenen  Bürgern  {iiirati  cives) 
besteht.  Die  Ratsverwaltung  ist  eine  Collegialverwaltung. 
Der  Stadtrichter  wird  in  den  Urkunden  der  Zeit  zumeist  als 
villicas,  oder  maior,  villae  ungarisch  falunagy  und  nur  ausnahms- 
weise als  iudex  civitatis  bezeichnet.^^  Er  wird  von  den  Stadt- 
bürgern gewählt :  das  Recht  der  unbeschränkt  freien  Richter- 
wahl bildet  den  ständigen  obersten  Punkt  der  städtischen 
Freibriefe.  Die  grosse  Bedeutung  dieses  Rechtes  zeigt  sich  darin, 
dass  der  König  in  einigen  Stadtprivilegien  die  freie  Richter- 
wahl nicht  nur  gestattet,  sondern  die  Bürgerschaft  ausdrücklich 
ermächtigt,  den  vom  König  bestellten  Richter  nicht  anzunehmen.^^ 
Sowol  der  Stadtrichter,  als  die  Mitglieder  des  Rats,  die  Ge- 
schworenen wurden  jährlich  und  zwar  gewöhnlich  am  Georgs- 
tage gewählt.  Der  Magistrat  verfügte  über  eine  bedeutende  Ge- 
walt, welche  der  Stadtgemeine  leicht  gefährlich  werden  konnte; 
darum  wurde  strenge  daran  festgehalten  und  in  den  Freibriefen 
festgesetzt,  dass  der  Stadtrichter  sein  Amt  nach  Jahresfrist 
niederlege.  Die  Richterwahl  wurde  anfänglich  vom  König  be- 
stätigt; die  späteren  Freibriefe  schweigen  jedoch  hiervon  und 
so  ist  die  Vermutung  berechtigt,  dass  der  König  im  Interesse 
der  städtischen  Selbstverwaltung  auf  dies  Recht  verzichtete.  Falls 
aber  zwischen  dem  Richter  und  der  Stadtgemeine  Zwistigkeiten 
entstanden,  namentlich  wenn  die  Gemeine  den  Richter  noch  vor 
Ablauf  des  Amtsjahres  seines  Richteramtes  entsetzen  wollte,  stand 
die  Entscheidung  dem  König  zu,  unter  dessen  unmittelbarer 
Regierungscontrolle  die  Städte  sich  befanden. ^- 

Unter  den  Aufgaben  der  städtischen  Obrigkeit  steht  die 
Gerichtspflege  obenan.  Richter  und  Rat  üben  die  ausschliessliche 
Gerichtsbarkeit  im  Stadtgebiete  aus,  sowol  in  den  bürgerlichen, 
als  in  Strafsachen.  In  den  Besitz  der  vollen  Gerichtsbarkeit  waren 


^^  Z.  B.  Maior  villae  Szathmär-Nemeti  1230  Art.  2  Endlicher  S. 
427,  Villicus  Nagyszombat  1238  Art.  4  S.  445,  Sopron  1277  Art.  1  S. 
546,  Villecus  seil  Iudex  Pozsony  1291  Art.  1  S.  623. 

'^  Privileg  für  Buda  1276  Art.  3 :  „Ad  hec  concessimus  eisdem,  ut 
non  cogantur  recipere  aliquem  iudicem  per  nos  datum,  sed  ex  electione 
sua  libera  assumant  in  villicum  quem  volent".  Endlicher  S.  543.  Man  sehe 
auch  den  Freibrief  für  Zägräb  1266.    Fejer  C.    D.  IV '3  S.  337. 

'-  Man  sehe  den  Freiheitsbrief  für  Korpona  1244  Fejer  C.  D.  IV/1 
S.  330. 
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die  Städte  nur  stufenweise  gelangt;  in  den  wichtigeren  Straf- 
sachen sprach  der  Stadtrichter  noch  lange  Zeit  zusammen  mit 
dem  Königsrichter  Recht  und  Urteil/^  Neben  der  Rechtspflege 
liegt  dem  Rat  die  Gewerbe-  und  Marktpolizei  ob ;  insbesondere 
sorgt  er  für  richtiges  Mass  und  Gewicht.  Der  Rat  verwaltet  die 
städtischen  Finanzen,  leitet  und  beaufsichtigt  die  Einwechselung 
der  alten  Münze  und  sammelt  den  Kirchenzehnten  und  die  an 
den  königlichen  Schatz  zu  entrichtenden  Abgaben  ein.  Die  Ver- 
äusserung  von  Stadtgut  geht  vor  dem  Rate  vor  sich,  desgleichen 
der  Abschluss  anderer  wichtigerer  Rechtsgeschäfte.  Hierüber 
wurde  später  ein  öffentliches  Buch  geführt,  das  s.  g.  Stadtbuch. 
Die  Ausstellung  der  Geschäftsurkunden,  ferner  die  Eintragungen 
in  das  Stadtbuch  erforderten  die  Errichtung  eines  besonde- 
ren städtischen  Amtes:  des  Stadtschreiberamts.  Der  Stadt- 
schreiber {notarlus  civitatis)  wird  bald  ein  wichtiger  Factor 
des  Stadtregimentes  neben  dem  Rate. ^*  Als  Vollstreckungsbeamten 
und  Gehilfen  des  Richters  und  Rats  erscheinen  Pristal  de 
und  Stadtboten  {precones). 

Von  einem  die  Stadtgemeine  repräsentierenden  und  die 
Amtsführung  des  Stadtrates  überwachenden  grossen  Rate  — 
wie  man  später  sagte :  electa  communitas,  erwählte  Oemeine 
—  ist  in  den  Quellen  dieses  Zeitalters  noch  nicht  die 
Rede.  Die  ControUe  des  Stadtregiments,  desgleichen  die  Wahl 
des  Richters  und  der  Ratherren  scheint  in  dieser  Periode  noch 
von  der  Gesammtheit  der  Bürger,  der  Stadtversammlung  besorgt 
worden  zu  sein.  Vollberechtigtes  Mitglied  der  Stadtversammlung 
war  ein  jeder  Bürger,  der  auf  städtischem  Boden  Eigen  besass.^'^ 

Die  städtische  Selbstverwaltung  ruht  auf  demokrati- 
schen Grundlagen.  Alle  in  der  Stadt  begüterten  Bürger  nehmen 
zu  gleichem  Rechte  an  den  öffentlichen  Rechten  der  Stadt- 
gemeine Teil  und  sind  gleichermassen  ratsfähig.  Einem  bevor- 
zugten Stande,  einer  vornehmen  Klasse  begegnen  wir  in  den 
ungarischen  Städten  nicht.  Die  einzige  Bedingung  des  vollen 
Bürgerrechts  ist  der  Besitz  eines  städtischen  Grundstückes.  Das 

'^  Luprechthäza  1247  Art.  3  Endlicher  S.  471,  Kesmärk  1267  Art. 
1.  S.  518,  Kolozsvär  1260-1270.  Wenzel  VIII.  S.  267. 

'*  Die  Formelsammlungen  der  Anjouzeit  erwähnen  den  Stadtschreiber 
als  ständiges  und  hervorragendes  Glied  der  Stadtbehörde.  Kovachich,  For- 
mulae  soUennes  styl!  1799  S.  34—35. 

!■'  Siehe  Kiräly  a.  a.  0.  S.  68. 
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Stadteigen  gelangt  hierdurch  zu  stets  grösserer  Bedeutung ;  einige 
Freibriefe  verbieten  die  Veräusserung  städtischen  Grundbesitzes 
an  Fremde  (d.  h.  nicht  in  der  Stadt  Ansässige).  Später  jedoch 
machen  sich  —  wol  l^eine  Standes-,  sondern  Nationali- 
tätsunterschiede geltend  bei  dem  Erwerb  und  der  Aus- 
übung des  Bürgerrechts.  Einzelne  Städte  nehmen  bezüglich  der 
Nationalität  einen  exclusiven  Charakter  an ;  namentlich  die 
Städte  mit  ursprünglich  deutscher  Bevölkerung  bestimmen,  dass 
städtisches  Eigen  nur  von  Deutschen  erworben  werden  könne. 

Der  Stadtgemeine  stand  das  Recht  der  Autonomie 
(Willkür,  ius  statuendi)  z\x}^  Die  Städte  konnten  ihre  inneren 
Verhältnisse,  ferner  die  Rechtsverhältnisse  der  Bürger  mittelst 
Statuten  regeln,  die  innerhalb  der  Grenzen  des  Stadtgebietes 
volle  Rechtskraft  und  Geltung  hatten.  Die  Statuten  sind  die  wich- 
tigste Quelle  der  städtischen  Partikularrechte.  Anfänglich  bildete 
sich  das  Stadtrecht  durch  Gewohnheit,  und  zwar  grösstenteils 
auf  der  Grundlage  jenes  Gewohnheitsrechtes,  das  die  eingewan- 
derten Kolonisten  aus  ihrer  Heimat  mit  sich  brachten ;  doch  als 
die  Gäste  zu  eigentlichen  Stadtbürgern  geworden  waren,  hatten 
mittlerweile  auch  die  fremden  Rechte  unter  dem  Einflüsse  der 
königlichen  Freibriefe  und  des  Landesrechts  allmälig  einen 
ungarischen  Charakter  angenommen. ^^  Die  Entwicklung  der 
ältesten  Stadtrechte,  nämlich  des  Rechts  von  Szekesfejervär, 
Buda,  Selmeczbänya,  NagyszöUös  und  Zägräb  ist  auf  unga- 
rischem Boden  und  selbständigen  statutarischen  Grundlagen 
vor  sich  gegangen.^ ^. 

Trotz  all'  dieser  Privilegien  gelangten  die  Städte  in  dieser 
Periode  noch  nicht  in  den  Besitz  der  Reichsstandschaft:  sie 
besassen  keine  dem  Adel  entsprechende  öffentlich-rechtliche 
Stellung.  Wir  können  sie  infolge  des  engeren  Abhängigkeits- 
verhältnisses, worin  sie  zum  König  stehen,  füglich  als  könig- 
liche Untertanengemeinden  betrachten.  Die  Rechtstellung  der 
Städte  und  die  Freiheit  der  Bürger  ist  nicht   in   Reichsdecreten 

^^  Die  erste  Spur  des  Willkürrechts  findet  sich  im  Freibrief  für 
Zägräb  von  1242,  laut  welchem  die  Gäste  selbst  den  Inhalt  des  Privilegs 
bestimmten :  „Conditiones  ...  et  libertates  hospitum  .  .  .  quas  ipsi  inter 
se  fecerunt  et  nos  approbamus,  tales  habent".  Endlicher  S.  452.  Vgl. 
1266:  pEjtR  C.  D.  IV  3  S.  332. 

1'  Wenzel  a.  a.  O.  S.  44. 

^«  Ausführiich  handelt  hiervon  VIII.  Kap.  §.  3. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  15 
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umschrieben  und  garantiert,  gleicli  den  Recliten  der  Adeligen, 
sondern  in  Freibriefen,  die  den  einzelnen  Gemeinden  besonders 
gewährt  wurden.  Die  Stadtfreiheit  ist  privilegialer  Natur. 

Die  strenge  Abhängigkeit  der  Städte  zeigt  sich  hauptsäch- 
lich darin,  dass  sie  für  die  Freiheiten  und  Rechte,  die  sie 
geniessen,  dem  Königtum  zu  gewissen  Leistungen  verpflichtet 
sind.  Diese  Leistungen  bestehen  teils  in  Steuerabgaben, 
teils  in  der  Stellung  von  Kriegern.  Die  Stadtprivilegien 
bestimmen  genau  die  Vermögensabgaben  der  städtischen  Bür- 
ger. Es  sind  aus  dem  ursprünglichen  Kolonistenverhältnis  ent- 
springende domaniale  und  zwar  anfänglich  individuelle  Steuern, 
so  das  terragiiim  und  der  census.  Mit  der  Zeit  streifen  sie  den 
individuellen  Charakter  ab  und  werden^zu  allgemeinen  Abgaben 
der  Stadtgemeine.  Die  Stadtgemeine  selbst  entrichtet  eine  be- 
stimmte Pauschalsumme  als  Grundzins  an  die  königliche  Schatz- 
kammer, und  treibt  die  auf  die  Einzelnen  entfallenden  Steuer- 
beträge für  die  eigene  Kasse  ein. 

Bei  der  Festsetzung  der  Wehrpflicht  kommt  das  Streben 
der  Städte  nach  einer  vorzüglicheren,  der  adeligen  Rechtstellung 
ähnHchen  Position  zum  deutlichen  Ausdruck.  Ein  grosser  Teil 
der  Freibriefe  bestimmt,  dass  die  Städte  ebenso,  wie  die  Adeli- 
gen, nur  unter  der  persönlichen  Führung  des  Königs  verpflich- 
tet seien,  ins  Feld  zu  ziehen;^"  und  dass  die  von  den  Städten 
gestellten  Krieger  unter  dem  königlichen  Banner  streiten. "^^  Die 
Kriegspflicht  der  Städte  war  ferner  nach  den  örtlichen  Verhält- 
nissen verschieden  bemessen.  Anfänglich  wurde  sie  entsprechend 
der  Zahl  der  Hausstellen  festgesetzt;  später  forderte  man  in 
der  Regel  die  Ausrüstung  einer  fixen  Anzahl  von  Kriegern :  acht, 
zehn,  zwölf.  Einige  Freibriefe  bestimmen  einfach,  dass  die 
hospites  nach  ihrem  Vermögen  Krieger  stellen  mögen.  Die 
Städte  rüsteten  regelmässig  Schwerbewaffnete  aus,  was  mit 
bedeutend  grösseren   Kosten   verbunden  war,   als   die   Stellung 

1«  Nagyszombat  1238  Art.  2:  „Nee  in  exercitum  cui  rex  personaliter 
non  interfuerit,  venire  compellantur."  Endlicher  S.  445.  Vgl.  Szathmär- 
N6meti  1230„  Art.  1  S.  427,  Korpona  S.  244.  Fej^r  C.  D.  IV/1  S.  331, 
Dobra  und  Bäbaszek  1254  Art.  8  Endlicher  S.  483. 

^^  Nyitra  1258  Art.  2 :  „Et  quociescunque  expedierit  contra  inimi- 
cos  regni  nostri  datis  ex  eis  duodecim  armatis  sub  vexillo  regis  mili- 
tabunt".  Endlicher  S.  499.  Man  vgl.  auch  den  Freibrief  für  Karakö  und 
Krapundorf  1238  Art.  4  S.  448. 
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von  leichtbewaffneten  Kriegern.  Einigen  Städten  gewährten  die 
Könige  völlige  Freiheit  von  der  Heerfolge,  so  den  Bürgern 
von  Györ  und  Koros. -^  Manchmal  erlangten  die  Städte  zeit- 
liche Befreiung  von  der  Kriegspflicht;  so  Korpona  im  Jahre 
1244.  Viele  Städte  bildeten  von  Anbeginn  befestigte  Ortschaf- 
ten, Burgen ;  andere  befanden  sich  in  der  Nähe  von  Burgen, 
und  waren  die  Könige  stets  auf  die  Befestigung  der  Städte 
bedacht.  Den  Bürgern  der  zum  Burgensystem  gehörigen  Städte 
lag  es  ob,  für  die  Verteidigung  und  Erhaltung  der  Burg  Sorge 
zu  tragen ;  das  bedeutete  keine  geringen  Opfer  und  darum 
wurde  z.  B.  für  Sopron  bestimmt,  dass  bloss  derjenige  der 
städtischen  Freiheit  teilhaftig  werden  könne,  der  in  der  Burg 
wohne  und  dass  wer  die  Burg  verlasse,  seiner  Güter  verlustig 
gehe.^^  Der  Freibrief  für  Pozsony  ermächtigte  die  Bürger, 
diejenigen,  die  ihren  öffentlichen  Pflichten  nicht  nachkämen,  aus 
ihrer  Mitte  auszuschliessen."-^ 


§.  4.  Die  Immunitäten  und  die  grundherrliche  Gewalt. 

Die  grundherrliche  Gewalt  entstand  in  den  westlichen 
Staaten  auf  der  Grundlage  der  Immunitätsprivilegien.  Unter 
Immunität  verstanden  die  Römer  die  Freiheit  einer  Person 
oder  Sache  von  den  öffentlichen  Pflichten,  bezw.  Lasten.  In 
den  germanischen  Staaten  des  Mittelalters  bezeichnete  man  mit 
diesem  Worte  die  Befreiung  eines  Territoriums  von  der  Inge- 
renz der  königlichen  Beamten :  die  königlichen  Richter  und 
andere  Organe  der  königlichen  Gewalt  durften  im  Immunitäts- 
gebiete  keine   öffentlichen    Functionen    ausüben,    weder  Recht 

*^  Die  hierhergehörige  Stelle  des  Freibriefs  für  Györ  1271  Art.  12 
Endlicher  S.  528  („  .  .  .  de  libertate  civium  Albensium  hoc  solum  excepi- 
mus,  quod  nobiscum  vel  cum  aliquo  alio  barone  nostro  exercituare  nulla- 
tenus  teneantur")  zeigt,  dass  die  Heerfolgepflicht  der  Städte  einen  wesentli- 
chen Bestandteil  des  Stadtrechts,  der  „städtischen  Freiheit",  namentlich 
der  libertas  Albensis  bildete.  Das  Stadtprivileg  für  Szekesfejervär  das  die 
Urkunden  Stefan  den  Heiligen  zuschreiben,  ist  nicht  auf  uns  gekommen, 
ebensowenig  dessen  Transsumpt  von  1237.  Bloss  einige  Stellen,  welche  von 
<ler  Zollfreiheit  handeln,  hat  uns  eine  Gerichtsurkunde  des  Palatins  Stefan 
Zäpolya  überliefert.  Wenzel  IX.  S.  9—13. 

--  Wenzel  IV.  S.  254. 

-^  1291  Art.  15  Endlicher  S.  626. 

15* 
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sprechen,  noch  Steuern  einehmen,  noch  auch  Gerichtsgefälle 
oder  Heerbusse  eintreiben.  Alle  diese  Functionen  gingen  not- 
wendiger Weise  auf  den  Eigentümer  des  Immunitätsgebiets  über. 

In  den  westeuropäischen  Staaten,  namentlich  im  fränki- 
schen Reiche  bot  die  rechtliche  Stellung  der  königlichen  Do- 
mänen den  Ausgangspunkt  der  Entwicklung  der  Immunitäten. 
Das  Königsgut  war  von  der  Obrigkeit  der  Gaugrafen  eximiert; 
diese  hatten  keine  Befugnis  in  den  königlichen  Besitzungen 
Amtshandlungen  vorzunehmen,  sondern  mussten  die  Domänen- 
verwalter, adores,  darum  angehen.  Dieselbe  Exemtion  wurde 
nach  und  nach  den  meisten  Kirchen  und  zahlreichen  weltlichen 
Grossen  gewährt.^  Damit  war  der  Grund  zur  grundherrlichen 
Gewalt  gelegt.  Der  Eigentümer  des  Immunitätsgebietes  ist  nun 
Herr  des  Territoriums  in  dem  Sinne,  dass  er  bezüglich  seiner 
Hintersassen  öffentliche  Functionen  ausübt,  namentlich  über  sie 
zu  Gericht  sitzt  und  die  Finanzrechte  des  Königs  als  private 
Befugnisse  in  Anspruch  nimmt. 

Eine  ähnliche  Entwicklung  zeigt  sich  uns  in  Ungarn.  Den 
ersten  Spuren  der  Immunität  begegnen  wir  schon  unter  Stefan 
dem  Heiligen,  in  der  Schenkungsurkunde  für  Pannonhalma 
und  dem  Stiftungsbriefe  der  Abtei  Pecsvärad.  Die  Schen- 
kungsurkunde für  Pannonhalma  (1001)  gewährleistet  bloss 
die  Freiheit  der  betreffenden  Kirchengüter  von  der  Ingerenz  der 
königlichen  Beamten,^  mit  einem  in  Westeuropa  technischen 
Ausdrucke :  Freiheit  ab  introitu  iudicum ;  im  Stiftungsbriefe 
der  Pecsvärader  Abtei  wird  hingegen  bereits  ausdrücklich  an- 
erkannt, dass  die  Hintersassen  der  Abtei  in  den  bürgerlichen 
Sachen,  in  causa  cLvili,  der  Gerichtsbarkeit  des  Abtes  unter- 
worfen seien  und  nur  in  Strafsachen  der  richterlichen  Gewalt 
der  königlichen  Beamten  unterstehen.^  Die  Immunität  beginnt 
sich  also  bereits  zur  positiven  grundherrlichen  Gewalt  zu  ent- 
wickeln. 

Während  der  ersten  zwei  Jahrhunderte  des  Königtums  be- 

'  H.  V.  Sybel,  Die  Entstehung   des   deutschen  Königtums    S.  474  ff. 

*  „Precipimus  .  .  .,  ut  nullus  archiepiscopus,  episcopus,  dux,  mar- 
chio,  comes,  vicecomes,  seu  aliquis  homo  magnus  sine  parvus  de  iam  fato 
monasterio  aliquo  modo  se  intromittere  .  .  .  sine  concessione  abbatis 
eiusdem  monasterii  audeat."  Karäcsonyi,  Szt.  Istvän  kiräly  oklevelei  S.  148. 

^  „In  civili  autem  causa  null!  liceat  iudicare  preter  abbatem,  nisi 
forte  pro  qua  sanguis  effundi  debeat."  Karäcsonyi  a.  a.  0.  S.  82. 
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schränken  sich  die  Immunitätsprivilegien  zum  allergrössten  Teile 
auf  Kirchengüter;  denn  zu  dieser  Zeit  ist  eigentlich  die  Kirche 
allein  Grossgrundbesitzerin.  Langsam  entwickelt  sich  jedoch 
auch  die  Gerichtsbarkeit  der  Adeligen  über  die  auf  ihren  Gütern 
sitzenden  freien  Landleute*  und  zu  Beginn  des  XIIL  Jahrhunderts 
richten  die  Adeligen  allgemein  in  den  Angelegenheiten  ihrer 
Untertanen,^  ausgenommen  die  schweren  Verbrechen,  ferner  die 
Zehnten-  und  Münzsachen.  Der  Freibrief  des  Bistums  Pecs 
von  1191  bezeugt  gar  die  völlige  Ausbildung  der  grund- 
herrlichen Gewalt;*^  aber  die  Echtheit  dieser  Urkunde  wird 
bezweifelt,'  und  mit  Recht,  da  ausser  den  äusseren  und  zahl- 
reichen anderweitigen  inneren  Gründen  auch  unsere  sonstige 
Kenntnis  von  der  Entwicklung  der  grundherrlichen  Gerichtsbar- 
keit der  Annahme  der  Authenticität  widerspricht.  Laut  Art.  V 
der  Goldenen  Bulle  urteilt  der  Comitatsgespan  in  Zehnt-  und 
Münzstreitigkeiten,  desgleichen  richtet  er  (im  Vereine  mit  dem 
bilochus)  über  die  schweren  Verbrechen,  was  noch  in  späteren 
Immunitätsprivilegien  wiederholt  ausgesprochen  wird. 

Die  Freibriefe  für  das  Domkapitel  Szekesfejervär,  das 
Bistum  Eger  und  Erzbistum  Esztergom,  nebst  vielen  ande- 
ren Urkunden  zeigen,  dass  in  der  zweiten  Hälfte  des  XIII.  Jahr- 
hunderts in  den  Immunitätsgebieten  die  volle  Gerichtsbarkeit 
über  die  Hintersassen,  ferner  die  Finanzrechte  des  Königs  auf 
die  Grundherren  übergiengen.  Der  Grundherr  erhebt  die  könig- 
lichen Collecten,  treibt  den  Zehnten  ein  und  übt  das  Zoll-  und 
Marktrecht.''   Dem   König   bleibt   bloss   das    ius  descensus,  das 


-  Das  früheste  Zeugnis  der  richterlichen  Gewalt  (grundherrli- 
chen Obrigkeit)  der  Adeligen,  glaube  ich  im  Decret  König  Ladislaus 
des  Heiligen  (III.  cap.  12.)  zu  finden.  „Si  quis  in  curia  nobilium  furtum 
fecerit,  nuncietur  vel  eiusdem  domino  curiae  vel  pristaldo  eius.  Et  si  forte 
contigerit,  quod  neuter  domi  sit,  exspectetur  per  decem  dies ;  si  in  undecimo 
neuter  illorum  venerit,  ante  iudicem  statuatur  et  secundum  legem  tractetur." 

•'  Das  Regestrum  de  Värad  (1205 — 1235)  zeigt  deutlich  die  Aus- 
breitung der  grundherrlichen  Gerichtsbarkeit.  Man  vgl.  die  Nummern  123. 
281.  299.  301.  308  u.  s.  w.  Bereits  im  Jahre  1181  wird  der  Hofrichter 
(Amtmann)  einer  Gutsherrin  erwähnt :  „.  .  .  Elelis  curialis  comes  dominae 
Froue".  Fejer  C.  D.  II.  S.  200. 

"  Endlicher  S.  392. 

'  Pauler  a.  a.  0.  II.  S.  592  ff. 

®  Szekesfejervär  1254  Endlicher  S.  484.  ff,  Eger  1261  Fejer  C.  D. 
IV  3  S.  33  ff.  Esztergom  1263  Endlicher   S.  500  ff.  Man   vergleiche   damit 
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Recht,  wenn  er  sich  auf  der  Reise  befindet,  Beherbergung  und 
Verpflegung  zu  fordern.  Der  Palatin  hat  keinen  Anspruch  hier- 
auf, noch  weniger  die  übrigen  könighchen  Beamten;  sie  dürfen 
ja  in  den  Immunitätsgebieten  keine  Gerichtsversammlungen  abhal- 
ten. Ebensowenig  ist  es  den  königlichen  Münzbeamten  gestat- 
tet, die  Einwechselung  der  alten  Münze  selbst  vorzunehmen. 

Die  öffentlich-rechtliche  Bedeutung  der  grundherr- 
lichen   Gewalt    besteht    darin,  dass    einzelne    Staatsangehörige 

—  in   dieser   Periode    bloss    geistliche    und    weltliche    Herren 

—  in  den  Besitz  öffentlicher  Rechte  über  andere  Staatsangehörige, 
nämlich  ihre  freien  Hintersassen  gelangen.  Die  freien  Landleute 
geraten  unter  die  private  Gewalt  der  Grundeigentümer;  ihre 
ursprüngliche  unmittelbare  Unterordnung  unter  die  königliche 
Gewalt  nimmt  ein  Ende.  Zwischen  die  freien  Hintersassen  und 
die  königliche  Gewalt  schiebt  sich  die  grundherrliche  Gewalt 
ein :  diese  schützt  und  vertritt  sie  nach  aussen,  in  den  öffent- 
lich-rechtlichen Beziehungen,  so  dass  die  Hintersassen,  die 
jobbaoiones  —  wie  wir  sie  nun  bis  ins  XIX.  Jahrhundert  nennen 

können :  die  Untertanen  —  vom  Standpunkte  des  öffentlichen 
Rechts  und  der  Verfassung  schlechterdings  nicht  existieren. 

Der  Grundherr  ist  zufolge  der  Immunität  der  Inhaber  aller 
Gewalt  und  alles  Rechts  innerhalb  seines  Gutes ;  er  übt  sowol 
die  militärische,  als  die  Gerichtsgewalt  im  eigenen  Namen,  und 
zwar  persönlich  oder  mittelst  seiner  Amtleute  aus.  Aber  weder 
seine  militärische,  noch  seine  richterliche  Gewalt  ist  eine  un- 
beschränkte. Die  grundherrliche  Gewalt  unterscheidet  sich  eben 
darin  von  der  Landeshoheit,  dass  die  königliche  Gewalt  die 
Quelle  der  grundherrhchen  bildet  und  dass  dieser  gegenüber 
die  Berufung  an  den  König  offen  steht  und  beim  König  Ab- 
hilfe der  Misbräuche  nachgesucht  werden  kann.  Das  bezeugt 
Art.  XVIII  :  1290,  worin  die  persönliche  Gerichtsbarkeit  des  Kö- 
nigs über  die  Hintersassen  der  mit  Immunität  ausgestatteten 
Kirchen  ausdrücklich  aufrechterhalten  wird.'-' 

aus  der  Reihe  der  älteren  Immunitäten:  1137:  Pej^r  C.  D.  VlI/ö  S.  108, 
1217:  Knauz,  Mon.  Strig.  I.  S.  212.  Die  Immunität  des  Kalocsaer  Erz- 
bistums wird  von  König  Karl  Robert  auf  Stefan  den  Heiligen  zurückgeführt 
Hazai  Okmt.  IV.  S.  119. 

"  „Item  statuimus,  quod  populos  archiepiscoporum,  episcoporum  et 
ecclesiarum  privilegiatarum  in  causis  temporalibus  nullus  iudicum  praeter 
personam  nostram  possit  iudicare."    Kovachich,  Sylloge   S.   20,   Endlicher 
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Der  Grundherr  ist  befugt,  die  ihm  zustehenden  Rechte  auf 
andere,  namentUch  seine  Amtleute  oder  die  Untertanengemeinden 
zu  übertragen.  Indem  er  einzelnen  Gemeinden  eine  vorzüglichere 
Rechtstellung,  als  den  anderen  gewährt  und  mit  besonderen 
Freiheiten  auszeichnet,  entstehen  dies.  g.  grundherrlichen 
Städte.  So  verleiht  der  Grundherr  den  Gemeinden  das  Recht 
der  freien  Richterwahl,  oder  überlässt  dem  Richter  die  Ausübung 
der  grundherrlichen  Gerichtsbarkeit.^*^  In  der  Regel  behält  der 
Grundherr  sich  bloss  die  wichtigeren  Angelegenheiten,  namentlich 
das  Urteil  in  den  grossen  Strafsachen  vor.  Der  Grundherr  kann 
ferner,  als  Patron  der  auf  seinen  Gütern  befindlichen  Kirchen 
auch  das  Recht  der  Seelsorgerwahl,  bezw.  der  Präsentation  auf 
die  Untertangemeinde  übertragen.  Da  allmälig  auch  die  Finanz- 
rechte des  Königs  dem  Grundherrn  anheim  fallen,^ ^  ist  er  auch 
befugt  Märkte  zu  gestatten  und  Marktrecht,  namentlich  auch 
Freiheit  von  den  grundherrlichen  Zöllen  zu  verleihen.  Insoferne 
auch  die  königlichen  Steuern  {collectae)  in  seine  Kammer  fliessen, 
kann  er  seinen  Untertanen  auch  diese  erlassen.  Von  den  Rechten 
und  Freiheiten  der  königlichen  Freistädte  sind  den  privilegierten 
grundherrlichen  Gemeinden  oder  Städten  nur  diejenigen  versagt, 
die  dem  Grundherrn  selbst  nicht  zustehen.  Namentlich,  da  das 
Zollrecht  auf  dem  ganzen  Staatsgebiet  dem  König  gehört,  vermag 


(Art.  XV)  S.  618.  Dieselbe  Bestimmung  findet  sich  in  klarer  Form  im 
Freibrief  für  das  Bistum  Eger  1271  Art.  16:  „episcopus  Agriensis  .  .  . 
vel  vicarius  aut  comes  .  .  .  deputatus  .  .  .  qui  si  iusticie  complementum 
reddere  recusaret,  idem  episcopus  et  non  alius  ad  presenciam  regiam 
citabitur,  de  sua  negligencia  et  de  non  reddita  iusticia  rationem  redditurus". 
Endlicher  S.  533.  Siehe  auch  den  Freibrief  für  das  Kapitel  zu  Szekes- 
fejervär  von  1254  S.  485—486. 

'"  Ein  interessantes  Beispiel  bietet  das  Privileg  des  Propstes  von 
Jäszö  für  die  Gemeinde  Jäszö  1243  Endlicher  S.  462,  des  Erzbischofs  von 
Esztergom  für  Keresztür  1246  S.  469.  Siehe  auch  das  Privileg  des  Palatin 
Moys  von  1270  Fej^r  C.  D.  VI  S.  79. 

1'  Den  Übergang  der  Fiscalitätsrechte  auf  den  Grundherrn  bezeugt 
der  Freibrief  für  die  Gemeinde  Garam-Szent-Benedek  aus  den  Jahren 
1204—1235 :  „.  .  .  de  omnibus  proventibus  et  commoditatibus,  quae  ad 
regiam  iurisdictionem  pertinent,  tarn  in  tributis  et  in  descensibus,  in  liberis 
et  ponderibus  seu  aliis  quibuscunque  debitis  quae  in  regno  (isto)  solent 
vel  possent  emergere,  nee  fisco  nee  cuiquam  hominum  respondere  teneantur, 
sed  ad  ecclesiae  memoratae  iurisdictionem  tarn  in  iudiciis  faciendis,  quam  in 
aliis  supradictis  libertatibus  sint  exempti."  Wenzel  VI.  S.  572. 
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ausserhalb  des  grundherrlichen  Gebiets  einzig  der  König  Zoll- 
freiheit gewähren. 

Es  geschah  häufig,  dass  der  König  die  grundherrlichen 
Privilegien  der  Untertanengemeinden  bestätigte,  ja  einer  oder 
der  anderen  Gemeinde  gänzliche  Freiheit  von  den  Königszöllen 
verlieh.  Solche  bevorzugte  grundherrliche  Städte  unterschieden 
sich  hinsichtlich  der  Privilegien,  in  deren  Genuss  sie  sich  be- 
fanden, fast  gar  nicht  von  den  königlichen  Freistädten.  Dennoch 
bestand  ein  sehr  wesentlicher  Unterschied  zwischen  beiden,  da 
die  königlichen  Freistädte  unmittelbar  der  königlichen  Gewalt 
unterordnet  waren  und  selbständige  Glieder  der  staatlichen  Ver- 
waltung bildeten ;  während  die  Untertanengemeinden  infolge 
ihrer  Abhängigkeit  von  der  grundherrlichen  Gewalt  keine  selb- 
ständigen Organe  der  öffentlichen  Verwaltung,  sondern  die  Träger 
der  privaten-grundherrlichen  Verwaltung  waren. 

Die  Grundherren  übten  ihre  richterliche  Gewalt,  sofern  sie 
sie  nicht  den  Gemeinden  übertragen  hatten,  teils  persönlich,  teils 
durch  Amtleute  {offidales)  aus.  Die  Kirchenfürsten  und  kirchli- 
chen Corporationen,  desgleichen  die  Frauen  bestellten  für  die 
richterlichen  Geschäfte  einen  besonderen  Beamten,  den  man 
gleichfalls  Hofrichter,  comes  curlalts  oder  einfach  comes,  wenn 
er  über  Untertanen,  die  um  eine  grundherrliche  Burg  sassen, 
richtete,  Burgvogt,  castellanus  nannte.  Vor  das  Gericht  dieser 
Amtleute  gehörten  sämmtliche  Angelegenheiten  der  auf  den  Meier- 
höfen wohnenden  Hintersassen,  ferner  jene  Gerichtssachen  der 
in  den  Gemeinden  (välae)  Ansässigen,  für  die  der  Gemeinde- 
richter nicht  zuständig  war.  Die  bedeutende  Macht  der  Immuni- 
tätsherren zeigt  besonders  das  Beispiel  des  Erzbischofs  von 
Esztergom,  auf  dessen  Gütern  es  einen  Palatin,  einen  Hofrichter 
und  Landrichter  gibt.^^ 

Die  mit  Immunität  ausgestatteten  Besitzungen  bilden,  wie 
wir  sehen,  besondere  Verwaltungsbezirke ;  in  dieser  Periode 
treten  sie  noch  nicht  in  Beziehungen  zu  den  autonomen  Comi- 
taten.  Die  grundherrliche  Obrigkeit  ist  also  die  auf  die  Unter- 
tanenklasse bezügliche  besondere   Organisation  der  Verwaltung. 

'-  Siehe  den  Freibrief  König  Belas  IV.  für  das  Erzbistum  von  Esztergom 
1263  Art.  1  :  „.  .  .  eiusdem  ecclesie  Strigoniensis  iudices  videlicet  palatinus 
suus  vel  iudex  curie  sue  aut  terrestris  comes  per  archiepiscopum  deputati 
in  Omnibus  causis  et  earum  articulis  iudicabunt."  Endlicher  S.  501.  Vgl. 
Knauz,  Mon.  Strig.  I.  S.  474. 
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§.  5.  Sonderverwaltungsbezirke.  Verwaltungs- 
organisation der  Kumanen  und  der  Zipser  Sachsen.* 

Neben  den  ordentlichen  Organisationen  der  staatlichen  Ver- 
waltung, deren  Entwicklung  und  Einrichtung  wir  im  obigen 
geschildert  haben:  den  Comitaten,  Städten  und  Immunitätsherr- 
schaften gab  es  noch  Bezirke  mit  besonderer  Verwaltungsorga- 
nisation. Dergleichen  besonders  organisierte  Verwaltungsbezirke 
waren  in  Siebenbürgen  das  s.  g.  ungarische  Gebiet,  das  Szeklyer- 
und  das  Sachsenland;  ferner  Slavonien,  sowie  Croatien  und  Dal- 
matien.  Doch  hiervon  abgesehen  bestanden  auch  im  eigentlichen 
Mutterlande  zwei  sonderartige  Verwaltungsorganisationen:  die 
der  Kumanen  und  der  Zipser  Sachsen. 

I.  Die  Kumanen. 

Die  Kumanen  kamen  vor  den  Tartaren  flüchtend  während 
der  ersten  Regierungsjahre  Belas  IV.  ins  Land.  Sie  schlugen 
ihre  Zelte  zwischen  der  Donau  und  Teiss,  der  Koros,  Maros 
und  Temes  auf,  vermutlich,  weil  dies  flache  Land  am  meisten 
geeignet  schien,  das  Viehzucht,  Jagd  und  Fischfang  treibende 
halbnomadische  Volk  zu  ernähren.  König  Bela  nahm  sie  unter 
der  Bedingung  auf,  dass  sie  zum  Christentum  übertreten  und 
sich  der  Gewalt  des  Königs  von  Ungarn  unterwerfen  würden. 
Die  Kumanen  schmolzen  jedoch  nicht  so  leicht  in  die  ungarische 
Nation  ein.  Sie  hielten  an  ihrem  angestammten  Glauben  fest, 
bauten  weder  dauernde  Heimstätten,  noch  bestellten  sie  das 
Ackerland,  sondern  wohnten  in  Zelten,  trieben  Viehzucht  und 
plünderten  auf  Streifzügen  die  ringsum  ansässigen  Ungarn. 

Bereits  Stefan  der  V.  fasste  den  Entschluss,  die  Kumanen 
zu  massregeln ;  doch  vermochte  er  nicht  mehr  seine  Absicht  zu 

*  Literatur:  Peter  Horväth,  De  initiis  et  maioribus  Jazygum  et  Cuma- 
norum  1801,  Georg  Fejer,  A  kunok  eredete  [Ursprung  der  Kumanen;  1850. 
Stefan  Gyärfäs,  A  jäszkunok  törtenete  1878  ff.  Karl  Wagner.  Analecta  Sce- 
pusii  1778.  Samuel  Hradszky,  Szepes  värmeg>'e  a  mohäcsi  vesz  elött  [Die 
Zips  vor  der  Schlacht  bei  Mohäcs;  1888.  Friedrich  SvAby,  A  XIII  szepesi 
väros  törtenete  [Geschichte  der  XIII  Zipser  Städte]  1895.  Martin  Pirhala, 
A  szepesi  prepostsäg  väziatos  törtenete  [Abriss  der  Geschichte  der  Propstei 
von  der  Zips]  1898  (A  szepesmegyei  tört.  tärsutat  millenniumi  kiadäsai  III. 
6s  IV.  k.  [Bd  III  und  IV.  der  Millennarveröffentlichungen  der  Zipser  Histori- 
schen Gesellschaft.]) 
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verwirklichen.  Unter  seinem  kumanenfreundlichen  Sohne  Ladislaus 
IV.  (gen.  der  Kumane),  trat  endlich  die  Kirche  dazwischen.  Auf 
die  Vorstellungen  des  päpstlichen  Legaten,  Bischofs  Philipp  von 
Fermo,  hielt  König  Ladislaus  behufs  Ordnung  der  Rechtsverhält- 
nisse der  Kumanen  im  Jahre  1279  bei  Teteny  an  der  Donau 
eine  Reichsversammlung  ab,  an  welcher  auch  die  Kumanen  teil- 
nahmen. Der  königliche  Freibrief,  der  auf  grund  der  Beratungen 
dort  ausgestellt  wurde,  bildet  das  Fundament  der  rechtlichen 
Ausnahmestellung  der  Kumanen.^  Die  sieben  Geschlechter  {gene- 
rationes)  der  Kumanen  sollen  sich  in  jenen  Landesteilen  nieder- 
lassen, welche  sie  bereits  zu  König  Belas  Zeiten  besetzt  hatten. 
Ausser  den  bereits  besiedelten  Gebieten  schenkt  der  König  ihnen 
das  Land  der  udvomicl  reginales  und  der  anderen  königlichen 
Grundholden  {conditionarli)  in  dem  iDezeichneten  Umkreise,  fer- 
ner die  Besitzungen  der  im  Mannesstamm  erloschenen  adeligen 
Familien  und  schhesslich  den  infolge  der  Tartarennot  leer  ge- 
bliebenen Landbesitz  der  Adeligen  und  Burgmänner,  wofür  der 
König  letzteren  volle  Entschädigung  an  Geld  oder  Land  zu  leisten 
gehalten  ist."^  Der  Freibrief  erklärt  wiederholt,  dass  die  Kumanen 
die  gleiche  Rechtstellung  gemessen  sollen,  wie  die  Adeligen 
und  dass  sie  zu  den  Adeligen  gehören  und  ihren  Grundbesitz 
zu  Adelsrecht  innehaben.  Die  Vermischung  der  Kumanen  mit 
ihren  adeligen  Rechtsgeno.ssen  wird  als  wünschenswertes  Ziel 
bezeichnet  und  belässt  der  Freibrief,  um  die  Verschmelzung  zu 
beschleunigen,  den  Adeligen  und  Burgmännern  ihre  bevölkerten 
Besitzungen  innerhalb  des  Kumanengebiets.'  Die  Kumanen  sind 
entsprechend  ihrer  Gleichstellung  mit  den  Adeligen  von  jedweder 
Steuer  befreit ;  weder  der  König,  noch  die  Königin,  noch  weni- 
ger die  königlichen  Beamten  dürfen  von  ihnen  Beherbergung 
und  Verköstigung  heischen."*  Nach  Art  der  Adeligen  sind  sie 
einzig  im  Falle  der  persönhchen  Führung  des  Königs  zur  Heer- 
folge verpflichtet ;  wer  diese  Pflicht  verletzt,  büsst  seinen  Frevel 
gleich  den  Adeligen.'' 

Die  Kumanen  wurden  auch  nach  ihrer  nunmehr  dauernden 
Ansiedelung  nicht  in  die  Comitatsverfassung  einbezogen,  sondern 

'  Mitgeteilt  u.  a.  bei  Endlicher  S.  559—565. 

-  Art.  5  und  6. 

^  Art.  7. 

'  Art.  13. 

•'  Art.  8. 
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behielten  ihre  Geschlechterverfassung  bei.  Jedes  Geschlecht  bil- 
dete ein  besonderes  Verwaltungsganze,  einen  besonderen  Ge- 
richtssprengel; an  der  Spitze  desselben  stand  der  iudex  oder 
princeps,  der  sein  Geschlechtsrichteramt  anfänglich  kraft  erb- 
lichen Rechts  besass.  In  den  Streitsachen  zwischen  Kuma- 
nen  und  Nicht-Kumanen  urteilte  der  Palatin  in  Gemeinschaft 
mit  dem  zuständigen  Geschlechtsrichter  der  Rumänischen 
Partei ;  insoferne  war  der  Palatin  bereits  in  dieser  Periode  der 
Oberrichter  der  Kumanen.  Die  Streitsachen  der  Kumanen  unter 
einander  entschied  nicht  der  Palatin,  sondern  der  für  den  Be- 
klagten zuständige  Geschlechtsrichter;  die  Parteien  konnten 
gegen  den  Urteilsspruch  Berufung  an  den  König  einlegen,  der 
dann  im  Vereine  mit  dem  Geschlechtsrichter  urteilte.*^ 

II.  Die  Zipser  Sachsen. 

Die  Zipser  Sachsen  wanderten  während  der  Regierungszeit 
König  Gezas  II.  in  die  nördlichen  Teile  Ungarns  ein.  An- 
fänglich bildeten  die  Kolonien,  die  einzeln  für  sich  mit  Freiheiten 
und  Rechten  begabt  wurden,  kein  zusammenhängendes  Ver- 
waltungsganze. Sie  wurden  zuerst  zum  Zwecke  der  Kirchenver- 
waltung zu  einem  Ganzen  vereinigt,  als  gegen  Ende  des  XII. 
Jahrhunderts  die  Pfarreien  der  sächsischen  Kolonien  unter  die 
Jurisdiction  des  Propstes  von  der  Zips  gestellt  wurden.  Der 
kirchlichen^Vereinigung  folgte  sehr  spät,  erst  im  letzten  Drittel 
des  XIII.  Jahrhunderts  die  politische  Vereinigung,  die  sich  an 
den  Freibrief  Stefans  V.  von  1271  knüpft.'  Laut  dem  hochbe- 
deutsamen Freibriefe  bilden  die  Sachsenkolonien  in  der  Zips, 
namentlich  die  24  Zipser  Städte  nebst  den  dazu  gehörigen  Ge- 
meinden eine  besondere  Provinz  {provincia).  An  der  Spitze 
der  Provinz  steht  der  von  den  Sachsen  gewählte  Graf  (Gespan) 
oder  Richter,  comes  vel  iudex  provinciae,  der  jedoch  nur 
bezüglich  der  causae  minores,  der  Klagen  um  Geld  und  Erbe 
zu  selbständigem  Verfahren  befugt  ist,*^  in  den  grösseren  An- 
gelegenheiten hingegen  die  Gerichtsbarkeit  vereint  mit  dem 
königlichen  Gespan  des  Zipser  Comitates  {comes  pro  tempore 
constitutus)  ausübt,  und  zwar  in  Löcse,  der  Provincial- 
hauptstadt,'^  unter  Mitwirkung   sächsischer   Beisitzer,   nach   den 

"  Art.  11. 

^  Endlicher  S.  522—525. 

*  Art.  5.  infine. 

«  Art.  4. 
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althergebrachten  Rechten  und  Gewohnheiten  der  Provinz.^''  Zwei 
Drittel  der  Gerichtsgefälle  gehören  dem  Comitatsgespan,  ein 
Drittel  dem  Sachsengrafen. ^^  Vor  ein  anderes  Gericht  können 
die  Sachsen  von  niemandem  geladen  werden,  nicht  einmal  vor 
das  persönliche  Gericht  des  Königs  ausserhalb  der  Provinz.  Der 
Freibrief  begründet  diese  „besondere  Gunst  und  Vorzug",  die 
in  den  Rechtsdenkmälern  Ungarns  vereinzelt  dasteht,  damit,  dass 
die  Sachsen  „einfache  Leute  sind,  unerfahren  im  Recht  der  Adeli- 
gen, dem  Ackerbau  und  Handwerk  ergeben  und  darum  ihres 
eigenen  Rechtes  und  besonderer  Gesetze  geniessen".^'^ 

Die  .einzelnen,  zur  Provinz  gehörigen  Städte  wählen  frei 
Richter  und  Geschworene,  das  niedere  Gericht ;  sie  haben  ferner 
das  Recht  der  freien  Seelsorgerwahl ;  ^^  dürfen  Waldland  roden 
und  das  Neubruchland  frei  bebauen,  ^^  besitzen  das  Fischerei- 
und  Jagdrecht,^-^  und  endlich  das  Bergrecht,  doch  unter  Vor- 
behalt des  Regals.  ^*^ 

Gleich  den  Bürgern  der  königlichen  Freistädte,  leisten  auch 
die  Zipser  Sachsen  zugunsten  der  königlichen  Gewalt  Kriegs- 
dienste und  Abgaben.  Im  Kriegsfalle  sind  sie  verpflichtet  50 
lanzenbewaffnete  Krieger  innerhalb  und  ausserhalb  der  Landes- 
grenzen unter  das  Königsbanner  {sub  vexilio  regio)  zu  stellen.^  ^ 
Als  Grundzins  {terragü  ratione)  entrichten  sie  eine  jährliche 
Steuer  von  300  Mark  feinen  Silbers ;  ^^  wenn  der  König  ihre 
Provinz  besucht,  sind  sie  gehalten  ihn  in  würdiger  Weise  zu 
empfangen  und  nebst  seiner  Begleitung  reich  zu  bewirten.^'' 

Das  Privileg  Stefans  V.  bildete  anderthalb  Jahrhunderte 
lang  die  Grundlage  der  rechtlichen  Sonderstellung  der  24  Städte. 

1»  Art.  9. 

"  Art.  5. 

^-  Art.  8 :  „Insuper  de  prerogativa  speciali  hanc  ipsis  dedimus  liber- 
tatem,  quod  per  nullius  condicionis,  Status  aut  ordinis  hominem  possint  ad 
nostri  presenciam  extra  provinciam  evocari  vel  citari,  maxime  quia  homines 
sunt  simplices,  et  in  iure  nobilium  nequeunt  conversari,  agriculturis  et  labo- 
ribus  intenti,  proprio  iure  et  lege  speciali  perfruuntur". 

'•^  Art.  6. 

»'  Art.  13. 

^■-  Art.  12. 

'«  Art.  15. 

»'  Art.  2. 

•^  Art.  1. 

1^  Art.  3. 
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Im  Jahre  1412  trat  jedoch  eine  gewaltige  Veränderung  ein,  indem 
König  Sigismund  den  grösseren  Teil  der  Städte,  dreizehn  an  der 
Zahl,  an  die  Krone  Polen  verpfändete.  Das  führte  zur  Beseitigung 
des  gräflichen  Amtes  und  zur  Unterordnung  der  in  ungarischer 
Herrschaft  verbliebenen  elf  Städte  unter  den  Vogt  {castellanus) 
der  Zipser  Burg.^" 


§.  6.  Die  Venvaltung  der  Siebenbürger  Landesteile.* 

Siebenbürgen  ist  (während  dieser  Periode  und  auch  später 
bis  zur  Schlacht  bei  Mohäcs  kein  staatsrechtlicher,  sondern  ein 
geographischer  Begriff,  ebenso  wie  in  der  Gegenwart  zufolge 
der  Union  von  1848. 

Siebenbürgen  bildete  kein  abgeschlossenes  Verwaltungs- 
gebiet mit  verfassungsmässiger  Sonderstellung.  Es  war  einfach 
der  jenseits  des  Waldes,  des  Meszesgebirges  gelegene  Teil  des 
ungarischen  Staatsgebiets.^  Die  echten  und  getreu  überlieferten 
Urkunden  des  XII.  und  XIII.  Jahrhunderts  bezeichnen  diesen 
Landesteil  als  Ultrasylvania,  dessen  Woywoden  und  Bischof 
als  princeps,  dux,  bezw.  episcopus  Ultrasylvanus.  In  den  späte- 
ren Urkunden  wechseln  die  Benennungen  Ultrasylvania  und 
Tmnsylvania  ab ;  beide  bedeuten  schlechterdings  das  Land  jen- 
seits des  Waldes.  Eben  dasselbe  ist  die  Bedeutung  der  unga- 
rischen Bezeichnung  Erdely-  (von    erdö,   Wald   und   elve,   eleu. 


"  Wagner  a.  a.  O.  I.  S.  212—216. 

*  Literatur:  August  Ludwig  v.  Schlözer,  Kritische  Sammlungen  zur 
Geschichte  der  Deutschen  in  Siebenbürgen  1795  ff.  J.  Teutsch  Geschichte 
der  Siebenbürger  Sachsen-  1874.  Friedrich  Schuler  von  Libloy,  Sieben- 
bürgische Rechtsgeschichte  1867.  Alexius  Dösa,  Erdelyhoni  jogtudomäny 
[Siebenbürger  Jurisprudenz]  1861.  Und  siehe  die  S.  80  angeführte  Lite- 
ratur der  Szeklyerfrage. 

^  Wir  besitzen  urkundliche  Zeugnisse,  dass  die  territoriale  Zustän- 
digkeit des  Woywoden  sich  bis  an  das  Meszesgebirge  erstreckte :  „Ipse 
dominus  woywoda  dixisset,  quod  cause  huic  semet  immittere  nequeat, 
quum  iste  possessiones  extra  portani  Mezesinam,  adeoque  extra  authoritatis 
sue  woywodalis  ambitum  sita  esse  comperiantur".  1248  Fejer  C.  D. 
VlI/4  S.  100. 

*  „Dicitur  .  .  .  regnum  illud  hungarice  Erdeelw,  quod  irrigatur  plu- 
rimis  fluviis."  Wiener  Bilderchronik  Kap.  37;  „.  .  .  vulgariter  sie  dici  solet: 
Erdeelui  Zoltän"  Kap.  38.  M.  Florianus  II.  S.  140—141. 
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das  dahinter  liegende  Land^).  Man  sprach  von  dem  Gebiete 
jenseits  des  Waldes,  wie  man  heute  von  den  Gegenden  jen- 
seits der  Teiss  oder  der  Donau  spricht. 

Die  geographische  Geschlossenheit  führte  jedoch  allmälig 
zu  einer  politischen  Sonderstellung,  (das  eigentliche  Ungarn  wird 
späterhin  im  Gegensatze  zu  Siebenbürgen  als  regniun  Hungariae 
in  engerem  Sinne  bezeichnet),  indem  in  Siebenbürgen  besondere 
Organisationen  der  Verwaltung  entstanden.  Im  XIII.  Jahrhundert 
erblicken  wir  in  den  Siebenbürger  Landesteilen  drei  geschlos- 
sene Verwaltungsgebiete  und  demgemäss  drei  selbständige  Ver- 
waltungsorganismen. 

I.  Das  ungarische  Gebiet  ist  jener  Teil  Sieben- 
bürgens, der  von  den  Ungarn  zur  Zeit  der  Landnahme  oder 
nicht  lange  darnach  in  Besitz  genommen  wurde,^  und  dieselbe 
Besitzverfassung  und  nach  der  Errichtung  des  Königtums  die- 
selbe Verwaltungsorganisation  erhielt,  als  das  Mutterland.  Stefan 
der  Heilige  besiegte  im  Jahre  1003  den  Woywoden  Gyula,  den 
letzten  der  Stammeshäuptlinge,  der  sich  geweigert  hatte,  die  neue 
Ordnung  der  Dinge  und  die  königliche  Gewalt  anzuerkennen 
und  das  Christentum  anzunehmen,  unterwarf  das  gesammte 
Land  jenseits  des  Waldes,  erhob  die  Burg  des  besiegten  Woy- 
woden,  das  einstige  Apulum,  zum  Bischofssitz  und  begrün- 
dete in  Siebenbürgen  die  königliche  Comitatsverfassung  nebst 
allen  Folgen.^ 

Die  grosse  Entfernung  der  Siebenbürger  Gespanschaften 
von  dem  Sitze  der  königlichen  Centralregierung  führte  zur  Ein- 
setzung eines  jenen  Comitaten  überordneten  Beamten,  des 
Woywoden.  Als  ständig  besetztes  könighches  Amt  erscheint 
das  Amt  des  Woywoden  erst  seit  dem  Ende  des  XIL  Jahr- 
hunderts. Über  die  Anfänge  und  die  ursprüngUche  Entwicklung 
des  Woywodats  besitzen  wir  keine  näheren  Nachrichten.  Die 
Chroniken    gedenken   eines    Statthalters,    namens    Zoltän,    dem 

*  Siehe  oben  S.  84. 

*  Stefan  der  Heilige  nennt  sich  bereits  in  dem  —  griechisch  abgefassten 
—  Stiftungsbriefe  des  Veszpremvölgyer  Nonnenklosters  (de  Valle  Vesprimiensi) 
xp'V/,  KÜz-r^'^  O'JYYP'-'-'-?»  »König  von  ganz  Ungarn"  (Wenzel  \.  S.  347),  was 
darauf  hinweist,  dass  er  auch  die  Siebenbürger  Landesteile  besass.  Nach 
der  Erzählung  des  Anonymus  Hess  sich  in  Siebenbürgen  der  Stamm 
Tuhutums  nieder.  Kap.  24  ff. 

'-  Pauler  a.  a.  O.  I-  S.  41  und  395. 
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Stefan  der  Heilige  nach  der  Unterwerfung  Gyulas  die  Verwal- 
tung Siebenbürgens  übertrug/  Hundert  Jahre  später  wird  in  den 
Urkunden  König  Kaimans  für  die  Abtei  Zobor  (1111  und  1113) 
einer  der  Grossen,  Mercurius  princeps  Ultrasylvanus  genannt.' 
Fortab  führt  der  über  den  Siebenbürger  Landesteil  verordnete 
Regierungsbeamte  den  Titel  dux  oder  wayvoda :  gegen  Ende 
des  XII.  Jahrhunderts  setzt  sich  die  letztere  Benennung  fest  und 
der  Titel  dux  Transylvaniae  wird  nur  mehr  dann  angewendet, 
wenn  ein  königlicher  Herzog  an  der  Spitze  der  Siebenbürger 
Verwaltung  steht.  Wir  dürfen  wol  annehmen,  dass  der  König, 
wenn  er  die  oberste  Verwaltung  nicht  einem  Herzog  übertrug, 
ursprünglich  den  einen  oder  den  anderen  der  Siebenbürger  Co- 
mitatsgespäne  mit  der  Statthalterschaft  und  besonders  mit  der 
Vertretung  der  königlichen  Gerichtspersönlichkeit  betraute,  und 
dass  dieser  Vertreter  des  Königs  von  der  Benennung  der  einst- 
maligen Stammeshäuptlinge  den  Namen  Woywode  empfieng. 
AUmälig  wurde  diese  Statthalterschaft  und  Vertretung  infolge 
der  beregten  geographischen  Entfernung  zur  ständigen  Einrich- 
tung. Bald  erlangte  auch  der  Woywode,  gleich  dem  Palatin, 
eine  selbständige  Obrigkeit,  die  in  der  eigenen  Curie  des  Woy- 
woden  zum  Ausdruck  gelangt. 

Der  Woywode  besorgt  die  Geschäfte  der  königUchen  Cen- 
tralregierung  und  Gerichtspflege  in  Siebenbürgen.  Er  wird  vom 
König  ernannt,  und  ist  zugleich  Gespan  des  Comitats  von 
Doboka  oder  Szolnok ;  später  hat  er  ständig  die  letztere  Gespan- 
schaft inne.  Seinen  Stellvertreter,  den  Vicewoywoden,  bestellt  er 
selbst.  Der  Woywode  sitzt  in  seiner  Curie  auch  über  die  Adeli- 
gen zu  Gericht;  von  seiner  Gerichtsbarkeit  sind  bloss  die  höheren 
geistlichen  Würdenträger,  desgleichen  die  durch  besonderes  Privi- 
leg Eximierten  ausgenommen.  Karl  Robert  beseitigte  1324  alle 
diese  Exemtionen.*  Der  Woywode  ist  ferner  der  Befehlshaber 
des  königlichen  Heeres  in  dem  Siebenbürger  Landesteilen ;  er 
geleitet  die  Siebenbürger  Truppen  ins  Königslager.  Die  Verwal- 
tung der  königUchen  Einkünfte  liegt  ihm  ob ;  dafür  gebürt  ihm 
ein  Drittel  des  Erträgnisses  der  Regalrechte  (z.  B.  des  Salzzolles 


«  Bilderchronik  Kap.  38  M.  Florianus  II.  S.  141. 
'  L.  Fejerpataky,  Kälmän  kiräly  oklevelei  [Urkunden  König  Kaimans] 
S.  44  und  62. 

®  Hajnik,  Magyar  birösägi  szervezet  es  perjog  S.  122. 
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auf  der  Maros) ;  auch  gedenken  die  Urkunden  einer  besonderen 
Woywodalsteuer.  Als  Beamter  des  Königs  konnte  er  gegenüber 
den  seiner  Obrigkeit  Unterworfenen  das  Recht  des  descensus  in 
Anspruch  nehmen ;  wenn  er  im  besonderen  Auftrage  des  Königs 
reiste,  durfte  er  sogar  von  den  Sachsen,  die  sonst  seiner  Ge- 
richtsbarkeit nicht  unterstanden,  Beherbergung  und  Verköstigung 
fordern." 

Im  Übrigen  bestand  in  dem  s.  g.  ungarischen  Gebiet  die- 
selbe Verwaltungsorganisation,  wie  in  den  anderen  Landesteilen 
Ungarns:  nach  der  allmäligen  Auflösung  der  ursprünglichen 
königlichen  Gespanschaftsverfassung  entwickelten  sich  auch  in 
Siebenbürgen  die  autonomischen  adeligen  Comitate,  ferner  könig- 
liche Freistädte,  im  Besitze  derselben  städtischen  Freiheit,  wie 
die  königlichen  Städte  des  eigentlichen  Ungarns  (z.  B.  Kolozs- 
vär,  Dees,  Torda),  endlich  auch  Immunitätsherrschaften. 

II.  Das  Szeklyerland  war  ein  vom  ungarischen  Gebiet 
völlig  geschiedenes,  besonderes  Verwaltungsgebiet.  Aus  dem 
Zeitalter  der  Ärpäden  besitzen  wir  nur  höchst  spärliche  Nach- 
richten über  die  Verfassung  des  Szeklyerlandes;  soviel  steht  un- 
zweifelhaft fest,  dass  die  königliche  Comitatsverfassung  hier  nicht 
eingeführt  wurde,  sondern  dass  die  Szeklyer  ihre  uralte  Stämme- 
und  Geschlechterverfassung  als  Besitz-  und  Verwaltungsorgani- 
sation auch  unter  den  Königen  beibehielten. 

Das  Szeklyerland  zerfiel  ursprünglich  in  sieben  Stühle 
{sedes,  ung.  szek).  Die  sieben  alten  Stühle  sind :  Maros-,  Udvar- 
hely-,  Sepsi-,  Kezdi-,  Orbai-,  Csik-,  Gyergyö-szek.  Unter  den 
letzten  Ärpäden  kam  ein  achter  Stuhl,  Aranyos-szek  hinzu,  indem 
Stefan  V.  und  Ladislaus  IV.  das  zur  Tordaer  Burg  gehörige 
weite  Aranyostal  den  Szeklyern  schenkten.  Später  entstanden 
noch  mehrere  neue  Stühle,  die  man  im  Gegensatze  zu  den  alten 
Stühlen  als  Zweigstühle  {sedes  fUialis,  ßäszek)  bezeichnete.^'^ 

Das  Königtum  liess  die  Stämme-  und  Geschlechterverfassung 
der  Szeklyer  unberührt  und  begnügte  sich  zur  Wahrung  der  Inter- 
essen der  Centralregierung  einen  Beamten  an  ihre  Spitze  zu 
stellen,  der  unabhängig  vom  Woywoden  die  königliche  Gewalt 
vertrete.    Es   ist   das   der   Szeklyer   Gespan   (Szeklyergraf, 

^  Siehe  Art.  15  des  Freibriefes  von  1224  Endlicher  S.  423. 
'»  SzABö,  A  regi  sz6keJys6g  S.  130—131. 
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{comes  Sicülomm)}^  In  den  einzelnen  Stühlen  ruhte  die  Ver- 
waltung und  Gerichtsbarkeit  auf  den  Grundlagen  der  Geschlechter- 
verfassung. An  der  Spitze  eines  jeden  Stuhls  stehen  der  Haupt- 
mann und  der  Richter,  die  nach  der  Reihenfolge  der  Stämme 
und  Geschlechter  von  Jahr  zu  Jahr  durch  Wahl  berufen 
werden.^'  Auf  dem  Stammgute  des  gewählten  Hauptmannes 
und  Richters  wird  als  Zeichen  des  Geschlechtsamtes  ein  grüner 
Zweig  ifrondes)  oder  gar  ein  belaubter  Baum  {arbor  frondosd) 
aufgepflanzt.^^  Die  Trennung  des  militärischen  und  des  richter- 
lichen Wirkungskreises,  der  wir  im  ungarischen  Urstaate  be- 
gegneten, tritt  uns  auch  hier  entgegen. 

In  Ansehung  ihrer  Rechtstellung,  ihres  Standes  zählen  die 
Szeklyer  zu  den  Nachkommen  der  ungarischen  Eroberer.  Sie 
sind  darum  insgesammt  adelig,  geniessen  der  adeligen  Freiheit, 
leisten  bloss  Kriegsdienst  und  sind  frei  von  allen  Steuern  ;^^ 
wol  sind  sie  verpflichtet  dem  König  anlässlich  der  Krönung 
Ochsen  zu  verehren,  aber  diese  s.  g.  signatura  bourn  (ung. 
ökörsütes)  ist  keine  Steuer,  sondern  eine  Gabe,  die  die  Adels- 
freiheit nicht  zu  berühren  vermag.^"  Unter  sich  waren  die  Szek- 
lyer, wie  die  Adeligen  überhaupt,  rechtlich  gleichgestellt;  bloss 
betreff  der  Art  des  Kriegsdienstes  bestanden  Unterschiede  zufolge 
der  Vermögensstellung  der  Einzelnen :  es  gab  primores,  equites 
und  pixidarlL 

Gleich  der  politischen  Verfassung  der  Urzeit,  bestand  auch 
die  ursprüngliche  Besitzverfassung,  die  Feldgemeinschaft  der 
Geschlechtsgenossen  während  dieser  Periode  ungeschwächt  fort. 
Das  Privateigentum  an  Grund  und  Boden  beginnt  sich  noch 
kaum  zu  entwickeln :  die  Mark  wird  von  Zeit  zu  Zeit  nach  der 
Reihenfolge  der  Geschlechter  und  Zweige  zwischen  den  Familien 
aufgeteilt.  Die  natürliche  Folge  dieser  Feldgemeinschaft  ist,  dass 

"  Die  älteste  urkundliche  Nachricht  erwähnt  im  Jahre  1235  Bogomer 
als  Szeklyer  Gespan.  Szekely  Oklt.  1.  S.  7.  Man  sehe  noch  für  das  XIII. 
Jahrhundert  ebenda  S.  28.  29.  Wenzel  XII.  S.  557.  657. 

1-  Siehe  S.  85.  Anm.  16  und  S.  87  Anm.  20. 

i=»  Szekely  Oklt.  II.  S.  139—143. 

"  Das  bezeugt  klar  der  Freibrief  für  die  Einwohner  von  Olähfalu : 
„sint  (que)  ab  omni  dicacione  more  Siculomm,  inter  quos  vivunt,  in  per- 
petuum  exemti"  1301  :  Szekely  Oklt.  I.  S.  30. 

^^  Die  Urkunden  zeigen,  dass  diese  Gabe  einzig  aus  Anlass  der 
Krönung  stattfand  :„....  bubus  tempore  coronationis  a  Siculis  dari  deben- 
dis".  Fejer  C.  D.  X/2  S.  510. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  16 
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es  am  Szeklyerlande  kein  Königsrecht  {ins  regiuni)  gibt.  Der 
Grundbesitz  der  Szeklyer  fällt  weder  bei  Hochverrat,  noch  bei 
Abgang  des  Stammes  an  den  König  heim.  Die  königliche  Schen- 
kung ist  im  Szeklyerland  unbekannt. 

III.  Die  Einwanderung  der  Sachsen  in  Siebenbürgen  begann 
allem  Anschein  nach  bereits  in  der  frühesten  Zeit  des  König- 
tums. Bedeutendere  Niederlassungen  der  Sachsen  und  Flamander 
fanden  jedoch  erst  während  der  Regierung  Gezas  II.  zwischen 
1143  und  1150  statt. 

Die  sächsischen  Kolonien  und  Gemeinden  wurden  anfäng- 
lich einzeln,  jede  besonders  mit  Privilegien  ausgestattet.  Sie 
erhielten  gleich  den  ungarländischen  hospites  die  Selbstverwaltung, 
das  Recht  der  freien  Richter-  und  Seelsorgerwahl ;  ja  ein  Teil 
der  sächsischen  Pfarreien  war  sogar  von  der  Jurisdiction  des 
Bischofs  befreit  und  unmittelbar  der  erzbischöflichen  Gewalt 
unterordnet.  Zum  Zwecke  der  bequemeren  Leitung  der  eximier- 
ten  Kirchen  gründete  König  Bela  III.  in  Nagyszeben  ein  Kapitel 
nebst  Propstei.^*^  Diese  kirchliche  Zusammenfassung  bildete  den 
Ausgangspunkt  der  politischen  Vereinigung  der  Flamander-  und 
Sachsengemeinden,  die  sich  unter  Andreas  II.  auf  grund  des 
1224  ausgestellten  grossen  Freibriefes,  des  s.  g.  dlploma  An- 
dreatium  vollzog.^ ^ 

Laut  dem  Freibrief  bildet  das  von  den  Sachsen  besiedelte 
Gebiet  ein  besonderes  Verwaltungsganze,  dem  als  königlicher 
Beamter  der  Graf  zu   Szeben,  comes  Ciblniensis  vorsteht.^ *^ 

Die  Sachsen  sind  einzig  dem  Grafen  und  der  unmittel- 
baren Obrigkeit  des  Königs  unterworfen;  ausser  dem  Grafen 
zu  Szeben  ist  einzig  der  vom  König  entsendete  Richter 
{iudex  regius)  über  sie  zu  richten  befugt.  Die  einzelnen  Städte 
behalten  ihre  Selbstverwaltung,  ähnlich  den  königlichen  Frei- 
städten, namentlich  das  Recht  der  freien  Richter-  und  Seelsor- 
gerwahl. ^^  Sie  erhalten  volles  Nutzungsrecht  an  dem  besiedelten 
Territorium  :  Fischerei  und  Jagd.-"  Kein  Nichtsachse  kann  Grund- 

1«  Fej^r  C.  D.  II.  S.  250.  276.  248.  Wenzel  VI.  S.  182. 

1'  Mitgeteilt  bei  Endlicher  S.  420—423. 

^*  Art.  1  :  „Universus  populus  incipiens  a  Vaross  usque  ad  Bazalt 
cum  terra  Sicuiorum,  terra  Sebus  et  terra  Daraus  unus  sit  populus,  et 
sub  uno  iudice  censeatur,  omnibus  comitatibus  preter  Cibiniensem  cessan- 
tibus  radicitus." 

1"  Art.  7. 

«»  Art.  13. 
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besitz  zwischen  ihnen  erwerben,  und  wenn  jemand  den  König 
bewöge,  ihm  dort  Land  zu  schenken,  sollen  dem  die  Sachsen 
widersprechen  dürfen ;  -^  es  war  das  ein  wichtiges  Privileg  vom 
Standpunkt  der  nationalen  Selbstbehauptung  und  Selbständigkeit 
der  Sachsen.  Sie  können  ihre  Waren  im  ganzen  Lande  zollfrei 
führen;  ihre  Märkte  sind  dergleichen  von  den  Zöllen  befreit.-^ 
An  gewissen  Tagen  des  Jahres  dürfen  sie  nach  althergebrachtem 
Rechte  sich  freies  Salz  holen.--' 

Die  Leistungen  der  vereinigten  Sachsenkolonien  an  das 
königliche  Gewalt  sind  die  folgenden :  im  Kriegsfalle  sind 
sie  verpflichtet  innerhalb  der  Landesgrenzen  fünfhundert  Mann, 
ausserhalb  des  Landes,  wenn  der  König  in  eigener  Person  das 
Heer  befehligt,  hundert  Mann,  so  er  aber  einen  seiner  Grossen 
sendet,  fünfzig  Mann  zu  stellen.-^  Zweitens:  an  den  königlichen 
Fiscus  entrichten  sie  jährlich  die  Summe  von  500  Mark  feinen 
Silbers ;  der  Freibrief  bezeichnet  diese  Abgabe  mit  einem  allge- 
meinen Ausdrucke  als  lucru.m  camerae,  doch  ist  sie  als  Grund- 
zins {terragium)  anzusehen.-^  Wenn  der  König  auf  dem  Heer- 
zuge sich  in  ihr  Gebiet  begibt,  sind  sie  verpflichtet  die  Kosten 
dreimaliger  Bewirtung  {tres  descensus)  zu  tragen ;  reist  der  Woy- 
wode  in  den  Angelegenheiten  des  Königs  zu  ihnen  oder  durch 
ihr  Gebiet,  müssen  sie  zweimal  descensus  gewähren :  je  ein- 
mal beim  Kommen  und  Gehen. -^ 


21  Art.  14. 
"  Art.  16. 
"  Art.  12. 
^*  Art.  6. 
^^  Art.  3  und  4. 
'"  Art.  15. 


16* 
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§.  7.  Die  Verwaltung  Slavoniens,  Kroatiens  und 
Dalmatiens.* 

Unter  Slavonien  und  Kroatien  dürfen  wir  im  Mittelalter^ 
während  dieser  Periode  nicht  das  heutige  Slavonien  und  Kroa- 
tien verstehen.  Das  alte  Slavonien  insbesondere  erstreckte  sich 
über  ein  weit  grösseres  Gebiet,  als  heute :  es  umfasste  ausser  dem 
Lande  zwischen  Drau  und  Save  das  angrenzende  Gebiet  bis  an 
das  Kapellagebirge.  Diese  zur  Zeit  der  Landnahme  von  slavi- 
schen  Völkerschaften  bewohnten  Gebiete  hatten  einst  während 
der  römischen  Herrschaft  zu  Pannonien  gehört.  Das  Land  der 
Kroaten  dehnte  sich  südlich  und  südwestlich  von  Slavonien  bis 
Fiume  und  das  mittlere  Dalmatien  aus ;  es  hatte  in  der  römischen 
Zeit  einen  Teil  der  Provinz  Dalmatien  gebildet. 

Slavonien  war  seit  der  Landnahme  ein  integrierender  Be- 
standteil Ungarns.  Das  bezeugt  der  Bericht  Konstantins,  dass 
die  Wohnsitze  der  Ungarn  bis  an  die  Sawe  reichen/  ferner  der 
Stiftungsbrief  des  Bistums  Pecs,  laut  welchem  die  (westlich  von 
Sirmien  gelegenen)  Comitate  Valkö  und  Pozsega  zur  Diöcese 
Pecs  gehören.^  Der  westliche  Teil  der  Save  und  Dravemitte, 
die  Abhänge  und  Täler  des  Kapellagebirges  wurden  allem 
Anscheine  nach  erst  von  Ladislaus  dem  Heiligen  enger  in  den 
Machtkreis    der    ungarischen    Herrschaft    einbezogen.^    König 

*  Literatur :  N.  Skerlecz,  Fundamenta  quibus  ostenditur  tres  inferio- 
res Slavoniae  comitatus  semper  ad  iurisdictionem  regni  et  bani  Slavoniae 
pertinuisse  1791.  G.  Fej^r,  Croatiae  et  Slavoniae  cum  regno  Hungariae 
nexus  ac  relationes  1839.  G.  Gyurkovits,  De  situ  et  ambitu  Slavoniae  et 
Croatiae  1844.  St.  Horväth,  Über  Croatien  als  eine  durch  Unterjochung 
erworbene  ungarische  Provinz.  N.  Kukuljevich,  Iura  regni  Croatiae,  Dal- 
matiae  et  Slavoniae  1861.  E.  Korbuly,  A  bäni  meltösäg  [Das  Amt  des 
Banus]  1868.  Pauler,  Horvät-Dalmätorszäg  elfoglaläsa  [Die  Besitznahme 
Kroatiens  und  Dalmatiensl  Szäzadok  Jg  1888  S.  320  ff.  Pesty,  Szäz  poli- 
tikai  es  törteneti  level  Horvätorszägröl  [Hundert  politische  und  historische 
Briefe  über  Kroatien]  1885.  Marczali,  Az  Ärpädok  es  Dalmäczia  [Die  Ärpä- 
denkönige  und  Dalmatien]  1898. 

*  „Kaxoixouot  }J.EV  Ol  Toöpxot  nlpaS-ev  toIj  Aavoußeu)^  nötafiou  st?  ffjv  ty); 
Mopaßias  fYjv  aXXä  v.al  svO'SV  |xeoov  toü  AavoüßEU)?  xal  tou  Sißa  TtoTa(j.ou." 
MHK.  S.  131. 

^  Karäcsonyi,  Szent  Istvän  kiräly  oklevelei  S.  40—41. 
^   Eine   Urkunde   Andreas    II.   sagt   von    Ladislaus    dem    Heiligen : 
„.  .  .  qui  terram  Slavonie  sive  banatum  ab  errore  Ydolatrie  ad  Christiani- 
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Ladislaus  gründete  das  Bistum  Zägräb,  das  sich  über  ganz 
Slavonien,  ja  auch  diesseits  der  Drave:  die  Comitate  Somogy 
und  Zala  erstreckte.  Kaiman  führte  nach  der  Eroberung  Kroa- 
tiens und  Dalmatiens  auch  in  den  westlichen  Teilen  Slavoniens 
die  Comitatsverfassung  ein :  so  errichtete  er  die  Comitate  Zägräb, 
Koros  und  Varasd. 

Kroatien  zerfiel  in  Gemässheit  der  bei  den  slavischen  Völ- 
kern bestehenden  Stämme-  und  Geschlechterverfassung  in  Z  u  p  a- 
nate,  deren  Zahl  nach  Konstantin  vierzehn  betrug.  Doch  ent- 
wickelte sich  bereits  im  IX.  Jahrhundert  eine  gewisse  nationale 
Einheit  und  stehen  die  Zupanate  unter  einem  gemeinsamen 
Oberhaupte.  Die  byzantinischen  Schriftsteller  bezeichnen  den 
kroatischen  Herrscher  mit  dem  Titel  Grossherzog,  archldiix;  um 
die  Zeit  als  das  ungarische  Königtum  begründet  wurde,  nahm 
Herzog  Drzislav  gleichfalls  den  Königstitel  an. 

Unter  Dalmatien  haben  wir  zur  Zeit  der  Landnahme  die 
Küstenstädte,  nämUch  Spalato,  Trau,  Sebenico,  Zara,  Nona  u. 
s.  w.,  ferner  die  Inseln,  wie  Veglia,  Arbe,  Osero  u.  a.  m.  zu 
verstehen.  Die  dalmatinischen  Städte  hatten  ihre  Municipal- 
verfassung  aus  der  römischen  Zeit  ins  Mittelalter  herübergerettet 
und  bildeten  durchwegs  Stadtrepubliken.  Dem  Namen  nach  stan- 
den sie  unter  der  Oberhoheit  des  byzantinischen  Kaisers,  doch 
leisteten  sie  auch  den  kroatischen  Herrschern  Tribut,  um  von 
deren  Angriffen  verschont  zu  bleiben.  Um  die  Zeit,  als  in  Ungarn 
das  Königtum  entstand,  eröffnete  auch  Venedig  den  Kampf  um 
das  dalmatinische  Küstengebiet  und  nahm  der  Doge  den  Titel 
eines  dux  Dalmatiae  an. 

Die  Annexion  Kroatiens  an  Ungarn  erfolgte  durch  Ladislaus 
den  Heiligen.  Die  Wittwe  des  kroatischen  Königs  Zwojnimir, 
Helene,  eine  Schwester  Ladislaus',  rief  zur  Unterdrückung  der 
nach  dem  Tode  ihres  Gatten  ausgebrochenen  inneren  Wirren, 
ihren  Bruder,  den  König  von  Ungarn,  ins  Land,  der  denn  auch 
im  Frühjahre  1091  Kroatien  eroberte  und  als  er  heimkehrte,  die 
Regierung  des  neuerworbenen  Landes  seinem  Neffen,  Älmos,  den 
jüngeren  Sohne  Gezas  I.  übertrug.  Diese  erste  Unterwerfung 
Kroatiens  war  jedoch  nicht  von  langer  Dauer.  Nach  dem  Tode 
Ladislaus  des   Heiligen   empörten   sich   die   Kroaten   unter   der 

tatem  conversam  corone  Hungarie  subiugavit".  TkalCic,   Mon.   Eccl.   Zagr. 
I.  S.  45. 
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Führung  Peters  gegen  die  ungarische  Herrschaft.  König  Kai- 
man besiegte  jedoch  die  Rebellen,  eroberte  das  Land  von 
neuem  und  Hess  ihren  Führer  hinrichten.  Im  Jahre  1105  unter- 
warf er  auch  die  dalmatinischen  Städte  und  nahm  Dalmatien 
und  Kroatien  in  seinen  Königstitel  auf. 

Die  Errichtung  und  Organisierung  der  königlich  ungarischen 
Verwaltung  in  Kroatien  knüpft  sich  an  den  Namen  König  Kai- 
mans. Er  stellte  zuerst  einen  königlichen  Beamten  an  die  Spitze 
Kroatiens.  Dieser  Beamte  wurde  sowol  von  den  Ungarn,  als  den 
Kroaten  Banus  {bau)  genannt.  Als  Banus  von  Kroatien  erscheint 
zuerst  ein  dux  Ugra.^  Die  geringe  Ausdehnung  Kroatiens  bot 
dem  König  die  Möglichkeit  dem  Banus  auch  die  Verwaltung  Sla- 
voniens  zu  übertragen,  das  von  dem  Sitze  der  königlichen  Central- 
regierung  gleichfalls  sehr  entfernt  war  und  ein  geographisch 
geschlossenes  Gebiet  bildete.  Die  geographische  Lage,  deren 
Forderungen  sich  in  der  Verwaltungsorganisation  Siebenbürgens 
entscheidend  durchsetzten,  machte  sich  auch  hier  als  bestimmen- 
der Factor  geltend,  so  sehr,  dass  auch  die  jenseits  der  Drau 
gelegenen  Teile  der  diesseitigen  Comitate  (Somogy,  Zala 
und  Baranya)  der  Obrigkeit  des  Banus  unterstanden  und  die 
slavonischen  Gebiete  jenseits  der  Drau  ohne  Unterschied  als  „Land 
des  Banus"  {terra  banalis)  bezeichnet  wurden,  u.  zw.  in  besonde- 
ren Sinne  eben  jene  Landstriche,  in  welchen  Ladislaus  der  Heilige 
das  Bistum  Zägräb  gegründet  hatte. ^  Das  Amt  des  Banus  hatte 
übrigens  in  Kroatien  bereits  vor  der  ungarischen  Eroberung  be- 
standen. An  der  Spitze  mehrerer  Zupanate  stand  zu  Konstan- 
tins Zeiten  je  ein  Banus ;  allmälig  wurden  einzelne  Banate  ver- 
einigt und  im  XI.  Jahrhundert  gab  es  nur  noch  einen  Banus, 
dessen  Wirkungskreis  demjenigen  des  ungarischen  Palatins  ent- 
sprach. Auch  Zwojnimir  hatte  das  Amt  des  Banus  bekleidet, 
bevor  er  König  wurde. 

König  Kaiman  rüttelte  nicht  an  der  uralten  kroatischen 
Verwaltungsorganisation,  der  Zupanatsverfassung.  Die  Comitats- 
verfassung  wurde  in  Kroatien  nicht  eingeführt,  und  so  tritt  uns 
denn    auch    eine    von    der   ungarischen    Besitzverfassung    und 


"  „.  .  .  Ungrorum  rex  ducem  suum  nomine  Ugram,  quem  Sclavorum 
vulgus  Banum  vocat  .  .  ."  Hist.  S.  Christophori  bei  Farlati,  Illyricum 
Sacrum  V.  S.  233. 

•''  Pauler  I-  S.  219. 
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den  ungarischen  ständischen  Verhältnissen  vielfach  abweichende 
Entwicklung  entgegen.  Ein  grosser  Teil  der  Zupanate  gelangte 
infolge  königlicher  Schenkungen  in  die  private  Gewalt  geistlicher 
und  weltlicher  Grossen  und  verlor  allmälig  den  ursprünglichen 
öffentlichen  Charakter. 

In  kirchlicher  Beziehung  stand  Kroatien  unter  der  Juris- 
diction des  Erzbischofs  von  Spalato  (nicht  des  Erzbischofs  von 
Esztergom)  und  war  in  Kroatien  die  slavische  Liturgie  in 
Gebrauch. 

König  Kaiman  sicherte  auch  die  Freiheit  und  selbständige 
Verwaltung  der  dalmatinischen  Städte.  Er  bestätigte  deren  alte 
Privilegien,  namentlich  das  Recht  der  freien  Grafenwahl  (so 
hiessen  —  lateinisch  comites  —  die  Vorsteher  der  Städte), 
ferner  die  Steuerfreiheit;  nur  zwei  Drittel  der  Zölle  sollten 
dem  Könige  gebüren.  Desgleichen  erneuerte  er  die  Privilegien 
der  dalmatinischen  Kirche.  Er  versprach  weder  die  Investitur 
der  Bischöfe,  noch  die  der  Äbte  in  Anspruch  nehmen  zu  wollen, 
und  erklärte,  dass  der  Klerus  Dalmatiens  dieselben  Vorrechte 
und  Freiheiten  geniessen  solle,  als  die  ungarische  Geistlichkeit; 
besonders  sollen  sie  einzig  vor  den  geistlichen  Gerichten, 
Bischöfen  und  Archidiakonen  ihren  Gerichtsstand  haben.  Die 
Eintreibung  des  Zehnten  solle  nach  ungarischer  Weise 
geschehen,  unter  Mitwirkung  der  Pristalde  des  Bischofs  und 
des  Königs,  die  dafür   den  zehnten  Teil  des  Zehnten  erhalten.*^ 

Anfänglich  gab  es  nur  einen  Banus,  den  Banus  von 
Kroatien,  der  auch  die  Verwaltung  Slavoniens  leitete  und 
eine  gewisse  Oberaufsicht  über  die  dalmatinischen  Städte  führte. 
Später  begegnen  wir  zweien ;  das  erste  Mal  während  der 
Regierung  Gezas  IL,  der  Palatin  Belos,  der  Oheim  des  Königs, 
nennt  sich  zugleich  Banus  von  Slavonien.'  Seit  Bela  IIL, 
als  Dalmatien  und  ein  Teil  Kroatiens  für  kurze  Zeit  unter  die 
Herrschaft  Byzanz'  gelangte,  erscheint  abermals  ein  Banus,  der 
nun  banus  totius  Slavoniae  genannt  wird.  Es  ist  wahrscheinlich, 
dass  die  Institution  des  königlichen  Herzogtums  *'  die  Vereinheit- 
lichung des  Banats  gleichfalls  gefördert  hat:    die   mit  der  Ver- 


«  Siehe   die   Freibriefe   für   das   Bistum   Arbe   und  die  Bürger  von 
Spalato,  Sebenico,  Ragusa  bei  Endlicher  S.  376  ff. 

'  Fejer  C.  D.  II.  S.  129.  144.  Wenzel  I.  57.  60.  62. 
«  Siehe  oben  S.  128  ff. 
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waltung  der  jenseits  der  Drave  gelegenen  Landesteile  betrauten 
königlichen  Herzoge  hatten  stets  nur  einen  Banus  neben,  bezw. 
unter  sich.'' 

Ausser  den  Genannten  begegnen  wir  zuweilen  einem 
Banus  des  Küstengebietes  (banus  maritunus),  dessen 
Amt  kein  ständiges,  sondern  ein  ausserordentliches  war.  Er  war 
dem  eigentlichen  (ordentlichen)  Banus  unterordnet  und  besass 
nur  in  militärischen  Dingen  eine  Verfügungsgewalt,  solange  sein 
Amtsauftrag  währte.  Andreas  III.  verlieh  im  Jahre  1293  die 
Würde  des  banus  maritlmus  zu  Erbrecht  dem  Grafen  Paul  von 
Brebir  und  dessen  Brüdern.^** 

Die  Rechtstellung  des  Banus  war  der  des  Palatins,  bezw. 
des  Woywoden  von  Siebenbürgen  ähnlich.  Artikel  XXX  der 
Goldenen  Bulle  gestattet  dem  Banus  zwei  königliche  Amter  zu 
bekleiden,  eine  Begünstigung,  die  ausser  ihm  bloss  dem  Palatin 
und  den  Hofrichtern  des  Königs  und  der  Königin  gewährt  wird. 
Die  grosse  Bedeutung  des  Banats  zeigt  u.  A.,  dass  die  Schluss- 
klausel der  in  sollenner  Form  ausgestellten  Freibriefe,  die 
bekanntlich  die  Namen  der  höchsten  geistlichen  und  welthchen 
Würdenträger  enthält,  den  Banus  zumeist  unmittelbar  auf  den 
Palatin  folgen  lässt.  Der  Banus  repräsentiert  in  dem  seiner  Ver- 
waltung anvertrauten  Gebiete  die  königliche  Gewalt;  er  vertritt 
die  Stelle  der  Centralregierung.  Seine  Gerichtsbarkeit  erstreckt 
sich  auf  alle  Landesbewohner  innerhalb  der  Grenzen  seines 
Amtsgebietes,  ausgenommen  die  mittelst  besonderen  Privilegs 
Eximierten.^^  Kraft  seiner  Militärgewalt  liegt  ihm  die  Einberufung 
und  Führung  des  königlichen  Heeres  ob.  In  den  Heeres- 
angelegenheiten sind  auch  die  dalmatinischen  Städte  dem  Banus, 
als  dem  besonderen  Bevollmächtigten  des  Königs  zu  Gehorsam 

«  Ein  banus  totius  Slavoniae  wird  zuerst  1205  und  1225  genannt, 
alsdann  sehr  häufig.  Korbuly  a.  a.  O.  S.  48  ff. 

1«  Fej^r  C.  D.  VII  4  S.  225. 

"  Vgl.  die  Aufhebung  der  bestehenden  Exemtionen  Fej^r  C.  D. 
VIII/2  S.  630.  Die  allgemein  als  ältestes  Beispiel  einer  solchen  Befreiung 
angeführte  angebliche  Urkunde  Andreas  II.  von  1218  (Fej^r  C.  D.  III/l  S. 
245)  ist  wie  bereits  Pauler  (a.  a.  0.  II-  S.  503)  und  Thallöczy  (Tanulmä- 
nyok  a  Blagay-csaläd  törteneteböl  [Studien  aus  der  Geschichte  der  Grafen 
Blagay]  1897  S.  35—39)  erkannt  haben,  eine  Fälschung,  und  zwar  wie  von 
Schiller  (Az  örökös  förendiseg  eredete  Magyarorszägon  [Der  Ursprung  des 
erblichen  Magnatenstandes  in  Ungarn]  S.  220—224)  nachgewiesen  worden 
ist,  aus  der  zweiten  Hälfte  des  XV.  Jahrhunderts. 
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verpflichtet,  während  sie  sonst  gegenüber  dem  Banat  sich  voller 
Unabhängigkeit  erfreuen.  Ausgenommen  noch,  dass  der  Banus 
die  zwei  Drittel  der  Zolleinkünfte  von  den  Küstenstädten  erhebt. 
Er  ist  überhaupt  der  Verwalter  der  königlichen  Finanzen  inner- 
halb seines  Amtsgebiets.  Der  Banus  bezieht  seine  Einkünfte  aus 
der  Gerichtsgefällen,  ferner  aus  den  Steuern  der  nicht-adeligen 
Freien.  Als  königlicher  Beamter  nimmt  er  auch  das  Recht  der 
Gastung  in  Anspruch,  oder  fordert  unter  diesem  Titel  eine 
besondere  Abgabe,  welche  gleichfalls  als  Banalsteuer  bezeichnet 
wird.^^  Der  Stellvertreter  des  Banus  ist  der  Vicebanus;  wenn 
ein  Banus  Slavonien  und  Kroatien  verwaltet,  hat  er  zwei 
Stellvertreter:  der  Gespan  des  Zägräber  Comitats  ist  der  Vice- 
banus von  Slavonien,  derjenige  des  Köröser  Comitats  Vicebanus 
von  Kroatien. ^^ 

Die  terra  banalis  wurde  bekanntlich  sehr  häufig  von 
königlichen  Herzogen  verwaltet,  was  die  administrative  Trennung 
Slavoniens  von  dem  eigentlichen  Ungarn,  mit  welchem  es  ur- 
sprünglich enger  verbunden  war,  und  den  näheren  Anschluss 
an  Kroatien  und  Dalmatien  betreff  der  Verwaltungsorganisation, 
die  Bildung  eines  besonderen  Verwaltungsgebietes,  in  grossem 
Masse  förderte.  Herzog  Kaiman,  der  1226  dem  jüngeren  König 
Bela  in  der  Verwaltung  dieser  Landesteile  folgte,  führte  zuerst 
den  Titel  dux  iotius  Slavoniae}^ 

In  Slavonien  bestand  dieselbe  Verwaltungsorganisation,  die- 
selbe Besitzverfassung  und  dieselben  ständischen  Verhältnisse,  wie 
in  den  übrigen  Teilen  Ungarns.  Zugleich  mit  der  Auflösung  der 
königlichen  Gespanschaftverfassung  entwickelte  sich  auch  in 
Slavonien  die  autonomische  Comitatsorganisation,  desgleichen 
die  städtische  Freiheit.  In  Kroatien  hingegen  verlor  sich  die 
Zupanatsverfassung  vermöge  der  Immunitätsverleihungen  in 
grundherrschaftlichen  Bildungen. 

Während  der  Regierung  Belas  II.  begann  die  ungarische 
Herrschaft  sich  über  die  Save,  zwischen  den  an  der  Bosna 
wohnenden  serbischen  Stämmen  zu  verbreiten.  Der  König 
ernannte  im  Jahre  1137  seinen  fünfjährigen  Sohn  Ladislaus 
„mit   der   Zustimmung   und   dem   Willen   des   ganzen  Landes" 

1-  Art.  17.  des  slavonischen  Statuts  von  1273  Endlicher  S.  540. 
'^  Korbuly  a.  a.  0.  S.  64. 
1*  Fejer  C.  D.  III/2  S.  237. 
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zum  Herzog  von  Bosnien.  Zu  dem  neuen  Besitz,  den  wahr- 
scheinlich ein  einheimischer  Banus  in  königlichem  Auftrage  ver- 
waltete, kam  alsbald  die  Gegend  des  Narenta-Tales,  das  s.  g. 
Rama  hinzu  und  Bela  II.  fügte  zu  seinen  Titeln  bereits  1138 
den  des  rex  Ramae,  welchen  seine  Nachkommen  bis  auf  den 
heutigen  Tag  führen.  Rama  blieb  lange  Zeit  ein  integrierender 
Teil  des  bosnischen  Banats. 

Im  Laufe  des  XIII.  Jahrhunderts  entwickelte  sich  sowol 
in  Slavonien,  als  in  Kroatien  eine  mächtige  Besitzaristokratie. 
Der  Wettstreit  der  Oligarchen  um  die  Würde  des  Banus,  dessen 
Amtsgewalt  von  jedem  Inhaber  zur  Vermehrung  seiner  privaten 
Macht  misbraucht  wurde,  führte  zu  häufigen  Fehden,  oft  zu 
offener  Empörung  gegen  die  königliche  Gewalt. 


I 


VI.  KAPITEL. 

Finanz-  und  Heerwesen. 

§.  1.  Die  Finanzrechte  des  Königs  und  die  Einkunfts- 
quellen des  königlichen  Fiscus. 

Dem  unentwickelten  Staatsleben  der  mittelalterlichen  Völ- 
ker ist  der  moderne  Begriff  des  Staatshaushaltes,  der  Staats- 
finanzen durchaus  fremd.  Die  Bedürfnisse  des  primitiven  Staats- 
wesens werden  nicht  mittelst  Geldabgaben,  Steuern  gedeckt,  son- 
dern durch  Naturalleistungen  befriedigt. 

Sowol  der  germanische,  als  der  ungarische  Urstaat  kennt 
bloss  zwei  öffentliche  Angelegenheiten  und  demgemäss  nicht  mehr, 
als  zwei  gemeinsam  zu  befriedigende  Bedürfnisse  der  Gesammt- 
heit:  das  militärische  und  Justizbedürfnis.  Das  erste  wird  da- 
durch befriedigt,  dass  jedes  freie  Mitglied  der  Nation,  später 
jeder  Inhaber  eines  freien  Grundbesitzes  verpflichtet  ist  zur 
Verteidigung  des  Landes  auf  eigene  Kosten  V/affendienst  zu 
tun ;  das  andere  in  der  Weise,  dass  jeder  Freie  gehalten  ist  die 
Volks-,  beziehungsweise  die  königliche  Gerichtsbarkeit  zu  unter- 
stützen, namentlich  an  dem  Gericht  und  Urteil  über  seine  Ge- 
nossen teilzunehmen  und  die  Volksrichter,  späterhin  den  König 
und  die  von  ihm  entsendeten  Richter  zu  beherbergen  und  zu  ver- 
pflegen. Die  Quellen  bezeichnen  diese  Verpflichtung,  die  früheste 
Erscheinungsform  der  öffentlichen  Lasten  in  den  mittelalterlichen 
Staaten,  als  servitium  regis  im  engeren  Sinne  und  das  diesbe- 
zügliche Recht  des  Königs  als  ins  descensus  regit,  Recht  der 
Gastung.^ 

^  Nach  Schröder  a.  a.  0.  S.  196  ist  das  sen'itlam  rep^s  auf  römische 
Einrichtungen  zurückzuführen.  Diese  Behauptung  scheint  uns  jeder  Grund- 
lage zu  entbehren. 
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Mit  der  Ausbreitung  der  königlichen  Gerichtsbarkeit  wird 
die  VerpflegungspfHcht  zu  einer  stets  drückenderen  Last  für  die 
öffenthch-rechtlich  Freien,  die  Adeligen  und  darum  sucht  bereits 
Art.  III  der  Goldenen  Bulle,  desgleichen  die  späteren  Decrete 
das  Einquartierungsrecht  einzuschränken.^ 

Bei  dem  System  der  Deckung  der  staatlichen  Bedürfnisse 
mittelst  Naturalleistungen,  bleibt  den  mittelalterlichen  Völkern  der 
Begriff  der  Steuer  als  einer  öffentlichen  Last  völlig  unbekannt. 
Das  primitive  Mittelalter  kennt  keine  aus  dem  öffentlichen  Ver- 
bände fliessende  Vermögensabgaben ;  es  vermag  noch  keinen 
Unterschied  zu  machen  zv^^ischen  der  Steuer  und  dem  Zins.  Alle 
Vermögensabgaben  erscheinen  zu  Beginn  des  Mittelalters  als  pri- 
vatrechtliche, vertragsmässige  Leistungen  und  demnach  als  mit 
der  Vollfreiheit  unverträglich.  Die  öffentlich-rechtlich  Freien  kön- 
nen v^eder  nach  ihrer  Person,  noch  nach  ihrem  Vermögen  be- 
steuert werden,  denn  das  würde  eine  Herabminderung  ihrer  Ge- 
meinfreiheit bedeuten.  Die  Freiheit  von  Steuern  ist  im  Mittel- 
alter eben  ein  Kriterium  der  Gemeinfreiheit.  Steuerpflichtig  sind 
allein  die  Nicht-Vollfreien,  das  sind  diejenigen,  die  sich  in  per- 
sönlicher oder  dinglicher  Abhängigkeit  von  anderen  befinden, 
namentlich  kein  freies  Besitzrecht  haben,  sondern  auf  den  Gütern 
des  Königs  oder  anderer  sitzen.  Die  mittelalterlichen  Steuern 
sind  daher  in  ihrem  Ursprünge  keine  auf  öffentlich-rechtlichen 
Grundlagen  ruhenden  Abgaben,  keine  eigentlichen  Steuern,  son- 
dern tragen  den  privatrechtlichen  Charakter  von  Zinszahlungen 
an  sich :  es  sind  grundherrliche,  domaniale  Steuern. 

Hierdurch  erklärt  es  sich,  dass  in  den  auf  dem  Boden  des 
römischen  Kaiserreiches  gegründeten  Germanenstaaten,  die  Voll- 
freien wol  freiwillige  Geschenke,  Gaben  leisten,  aber  keine 
Steuern  zahlen,^  und  dass  in  den  germanischen  Königreichen, 
namentlich  im  fränkischen  Reich  das  von  der  römischen  Ver- 
waltung ererbte  vollkommene  Steuersystem  trotz  der  Bemühun- 
gen der  Könige  spurlos  untergeht.* 

^  „Nee  in  domus,  nee  in  villas  [servientium]  descendemus,  nisi  voeati." 
Man  sehe  noch  Art.  XV :  1222,  VII  und  VIII:  1231,  1:1267,  XI :  1290, 
XXXI :  1298. 

■^  Siehe  W.  Sickel,  Geschichte  der  alten  Staatsverfassung  S.  168  ff. 
TiMON,  A  germän  ösalkotmäny  S.  86—88. 

*  Vgl.  Montesquieu,  Esprit  des  lois  1.  XXX.  chap.  12.  Guizot,  Essais 
sur  l'histoire  de  France  S.  97  ff.  Giraud,  Origines  du  droit  frangais  I.  S.  93. 
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Da  dem  Mittelalter  der  Begriff  der  Steuer  als  einer  aus 
dem  öffentlichen  Verbände  fliessenden  öffentlichen  Leistung  ab- 
geht, mangelt  ihm  auch  der  eigentliche  Begriff  des  Staats- 
haushaltes und  des  Fiscus,  des  Centralamtes,  das  für  die 
Deckung  sämmtlicher  Bedürfnisse  des  Staatswesens,  für  die  mate- 
rielle und  geistige  Wolfahrt  der  Untertanen  sorgen  würde. 
Die  Stelle  des  Staatsfiscus  vertritt  die  königliche  Schatz- 
kammer, der  Jiscus  regius.  Die  königliche  Schatzkammer  ist 
die  private  Schatzkammer  des  Königs;  die  in  den  Schatz  fliessen- 
den Einkünfte  sind  keine  öffentlichen,  sondern  private  Ein- 
künfte. Sie  werden  in  den  Urkunden  im  allgemeinen  als 
„Nutzen  der  königlichen  Kammer"  {lucrum  camerae  regiae)  be- 
zeichnet, und  dienen  zur  Bestreitung  des  königlichen  Hofhaltes. 

Die  Schatzkammer  des  Königs  von  Ungarn  schöpft  ihre 
Einkünfte,  ebenso  wie  die  der  westeuropäischen  Herrscher,  aus 
zahlreichen  und  verschiedenen  Quellen.  Von  deren  Beschaffen- 
heit und  rechtlicher  Natur  wollen  wir  im  einzelnen  ausführlich 
handeln. 

I.  Die   königlichen  Domänen. 

Der  Ursprung  der  königlichen  Domänen  kann  auf  die 
Landnahme  zurückgeführt  werden.  Dem  Geschlechte  Ärpäds, 
des  Herzogs,  wurde  der  umfangreichste  Besitz  zu  Teil.  Als  dann 
das  Königtum  errichtet  wurde,  ward  der  König  Obereigentümer 
des  gesammten  Staatsgebietes  und  verfügte  nun,  ausgenommen  die 
im  Besitze  der  Geschlechter  befindlichen  Ländereien,  frei  über 
alles  Land,  Davon  schenkte  er  an  Kirchen  und  Private,  und 
begründete  andererseits  die  königliche  Comitatsverfassung ;  aber 
einen  beträchtlichen  Teil,  ausgedehnte  Gütercomplexe,  behielt  er 
für  sich  und  seine  Familie.  Der  König  war  demnach  auch  in 
Ungarn,  wie  in  den  westlichen  Staaten,  der  grösste  und  reichste 
Grundbesitzer.  Die  in  allen  Landesteilen  zerstreut  liegenden 
Domänen  erhöhten   und   vermehrten   die   Autorität   des  Königs. 

Auf  diesen  Gütern  sitzt  das  Gesinde  des  Königs,  das  die 
persönlichen  und  dinglichen  Bedürfnisse  der  königlichen  Hof- 
haltung deckt.  Das  königliche  Gesinde  ist  schon  zur  Zeit  Stefans 
des  Heiligen   persönlich   frei.^   Im   allgemeinen   werden   sie  als 

Clamageran,  Histoire  de   Timpot   en   France.   Savigny,   Über   die  römische 

Steuerverfassung  unter  den  Kaisern.  Zschft  f.  gesch.  Rechtswissenschaft  VI.  2. 

*  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  55.  (Endlicher  II.   21.):    „Si   quis   illorum 

qui  vulgo  udvomic  vocantur  furtum  commiserit,  lege  liberorum  diiudicetur". 
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udvornici  des  Königs  oder  der  Königin  bezeichnet;  zufolge 
der  verschiedenen  Bedürfnisse  des  Hofhalts  zerfallen  sie  in 
zahlreiche  Gruppen:  so  gibt  es  königliche  Köche,  Bäcker, 
Fischer,  Schmiede,  Böttcher,  Ledergerber,  Zimmerleute,  Drechsler, 
Stallknechte,  Hundewärter,  Falkner  u.  s.  w.  u.  s.  w.  Obwol 
man  infolge  der  privatrechtlichen  Auffassung  der  königlichen 
Gewalt  das  Burgland  und  die  königlichen  Domänen  durchaus 
nicht  scharf  von  einander  trennte,  bestand  dennoch  von  Anbeginn 
ein  gewisser  Unterschied  zwischen  den  Beiden.  Schon  Stefan 
der  Heilige  spricht  von  der  propria  hereditas,  was  Privateigen 
im  engeren  Sinne  bedeutet;  die  königlichen  Domänen  werden 
ferner  von  besonderen  Amtleuten  {comites  oder  maglstn),  nicht 
den  Comitatsgespänen  verwaltet ;  sie  sind  ebenfalls  in  Hundert- 
schaften und  Zehntschaften  eingeteilt,  mit  centunones  und 
decuriones  an  der  Spitze.''  Der  oberste  Vorsteher  und  Richter 
der  udvornici  ist  lange  Zeit  der  Palatin,"  der  auch  bestimmte 
Einkünfte  von  ihnen  bezieht.  Im  XII.  und  XIII.  Jahrhundert 
verringert  sich  infolge  der  masslosen  Schenkungen  die  Zahl 
und  der  Umfang  der  königlichen  Domänen,  ebenso  sehr  wie 
das  königliche  Burgland.  Als  dann  einerseits  die  völlig  aufge- 
löste königliche  Comitatsverfassung  den  autonomischen  Comitaten 
des  Adels  weicht,  und  andererseits  der  öffentlich-rechtliche  Begriff 
der  Heiligen  Krone  sich  entwickelt,  verschmelzen  die  übrig- 
gebliebenen Burgländereien  mit  den  königlichen  Domänen  zur 
Kategorie  der  Krongüter. 

2.  Die  Regalien  {iura  regalid). 

Wir  bezeichnen  die  dem  König  vorbehaltenen  nutzbaren 
Rechte  als  Regalrechte  {iura  regalia).  Hierher  gehören  das 
Münz-,  Berg-  und  Zollrecht ;  es  ist  bereits  gesagt  worden,  dass 
die  Könige  von  Ungarn  diese  Rechte  nach  dem  Beispiele  der 
westeuropäischen  Herrscher  in  Anspruch  nahmen.  Die  Regahen, 
welche  die  vorzüglichste  Einnahmequelle  des  königlichen  Schatzes 
bildeten,  unterstanden  der  völlig  unbeschränkten  Verfügung  des 
Königs;   sie   wurden   durch   besondere    königliche  Beamte  ver- 

«  Wenzel  II.  S.  216,  IV.  S.  30.  Fej^r  C.  D.  II.  S.  103.  219,  III  2  S. 
150.  Reg.  de  Värad  Nr.  330.  Ein  spätes  Zeugnis  für  die  Verbreitung  der 
udvornici  im  ganzen  Lande  Fej£r  C.  D.  X/3  S.  252 :  „N.  magister  dapi- 
ferorum  ....  cum  .  .  .  pro  discutiendis  et  restituendis  terris  udvornicorum 
per  omnes  comitatus  existentes  (so !)  iudex  missus  et  constitutus  fuissemus". 

'   Decr.  S.  Lad.  111.  cap.  3. 
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waltet,  denen  der  Tavernicus  vorstand.  Mit  der  Zeit  giengen 
diese  Rechte  zum  Teil  auf  die  geistlichen  und  weltlichen  Herren 
über,  wodurch  die  Einkünfte  des  königlichen  Fiscus  sich 
beträchtlich  verminderten. 

a)  Das  Münzrecht  (las  monetanum)  war  und  blieb 
stets  ein  ausschliessliches  Recht  des  Königs.^  Der  Münzschlag 
—  die  Hauptmünzstätte  befand  sich  in  Esztergom  —  wurde 
vom  Erzbischof  von  Esztergom  beaufsichtigt  und  erhielt  dieser 
dafür  das  s,  g.  pisetum,  d.  i.  laut  den  Freibriefen  von  1256 
und  1263  nach  jeder  Mark  ein  pondusy  Die  Falschmünzerei 
wurde  als  schwere  Verletzung  des  königlichen  Rechts  zu  den 
Fällen  der  Treulosigkeit  gerechnet  und  mit  Verlust  des  Lebens 
und  des  Vermögens  bestraft.^*^ 

Der  Geldfuss  blieb  während  der  ganzen  Periode  derselbe. 
Die  ungarische  Mark  (später  Mark  von  Buda)  stimmte  mit  der 
in  Baiern  gebräuchlichen  Regensburger,  bezw.  der  Mark  von 
Troyes  überein,  deren  Gewicht  245  Gramm  betrug.  ^^  Auf  die 
Mark  Silbers  wurden  240  Denare  ausgeprägt,  so  dass  ein  Denar 
um  ein  geringes  mehr  als  ein  Gramm  wog.  Als  nominelle 
(ideale)  Rechnungsmünze  erscheint  das  Goldstück,  pensa  auri, 
wovon  acht  auf  eine  Mark  Silbers  giengen ;  eine  Goldpensa 
entsprach  also  30  Denaren.  Laut  dem  Zeugnisse  der  Urkunden 
wurde  ferner  nach  Vierteln  {fertö)  und  pondera  gerechnet. 
Ein  ferto  war  der  vierte  Teil  der  Mark,  daher  gleich  60  Denaren ; 
ein  ferto  zerfiel  in  12  pondera,  ein  pondus  enthielt  also 
5  Denare.  Neben  der  idealen  Goldpensa,  dem  Goldschilling  des 
bairischen  Geldfusses,  begegnen  wir  auch  dem  karolingischen 
Silberschilling,  von  welchem  dritthalb  auf  einen  Goldsolidus 
giengen.    Im   XI.    Jahrhundert   fand    auch    der   byzanüus,   das 

*  Otto  von  Freisingen  berichtet  mit  Erstaunen  (1 147) :  „Nullus  in  tarn 
spacioso  ambitu  rege  excepto  monetam  vel  theloneum  habeat".  MG,  SS.  XX. 
S.  368.  Andreas  II.  sagt  im  Freibriefe  für  den  Deutschen  Orden  1222 : 
„nullam  potestatem  habeant  cudendi  monetam  sine  regis  licentia  speciali". 
Fejer  C.  D.    um  S.  372. 

^  Franz  Kollänyi,  Az  esztergomi  ersek  pisetumjoga  [Das  ius  piseti 
des  Erzbischofs  von  Esztergom]  1889. 

*"  Siehe  ein  interessantes  Beispiel  Fej^r  C.  D.  IV/'l  S.  401.  Art. 
XL :  1298  :  „Si  quae  persona  ausu  temerario  monetam  in  sua  possessione 
vel  domo  cudi  fecerit,  illa  possessione  vel  domo  privetur,  poenam  legis 
susceptura".  Kovachich,  Sylloge  S.  40,  Endlicher  (Art.  XXXII)  S.  638. 

1'  Pauler  a.  a.  0.  P  S.  336  und  508. 
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byzantinische  Goldstück  in  Ungarn  Eingang,  dessen  Wert  den 
der  ungarischen  Goldpensa  um  ein  Drittel  überschritt  (ent- 
sprechend dem  Verhältniss  des  Byzantiner  und  des  Troyes- 
Pfundes  4:3),  so  dass  ein  byzantius  zu  40  ungarischen  Denaren 
berechnet  wurde.  ^^ 

Auch  in  Ungarn  bezog  der  königliche  Fiscus  bedeutende 
Einkünfte  aus  dem  Münzverruf,  bezw.  der  Einwechselung  der 
alten  Münze.  Man  nannte  diese  Einkünfte  in  besonderem  Sinne 
lücmm  camerae.  Der  König  schlug  entweder  anstatt  der  voll- 
wertigen Münze  neues  Geld  mit  weniger  Feingehalt  und  wech- 
selte die  alte,  bessere  Münze  für  dieselbe  Quantität  des  minder- 
wertigen neuen  Geldes  ein ;  oder  er  nahm  in  Ansehung  der 
Abnützung  des  alten  Geldes  und  als  Schlagschatz  des  neuen  ein 
gewisses  Aufgeld. ^^  Der  häufige  Münzwechsel  verursachte  den 
Landeseinwohnern  viel  Plackereien  und  beträchtlichen  Schaden, 
und  darum  verordnete  Art.  XXIII  der  Goldenen  Bulle,  dass  „das 
neue  Geld  von  Ostern  zu  Ostern  im  Verkehr  bleibe",  d.  h.  dass 
der  König  bloss  einmal  im  Jahre  neues  Geld  münze.  Die  Ein- 
wechselung des  Geldes  wurde  durch  die  Beamten  des  Tavernicus 
mit  der  Unterstützung  des  Comitatsgespans  besorgt.  Wenn  der 
König  von  dem  Rechte  des  Münzwechsels  keinen  Gebrauch 
machte,  erhob  er  unter  diesem  Titel  eine  Steuer,  welche  die  Adeligen 
ausgenommen,  von  Allen  gezahlt  wurde,  die  nicht  durch  beson- 
deres Privileg  befreit  waren.  Art.  XXXIX:  1298  verpflichtet  die 
Adeligen  iu  solchem  Falle  von  jedem  Hofe  {mansiö)  ihres  Gutes 
30  Denare  einzutreiben.^* 


'^  Indem  wir  2  Kronen  der  gesetzlichen  Goldwährung  einem  Gulden 
der  früheren  österreichischen  Währung  gleichstellen  (§.  10  G.  A.  XVII :  1892), 
kommen  wir  zu  folgenden  Resultaten.  Nach  der  österreichischen  Währung 
wurden  auf  500  Gramm  Silbers  45  Gulden,  d.  i.  90  Kronen  ausgesprägt. 
Die  Hälfte  hiervon,  250  Gramm,  entspricht  rund  der  alten  ungarischen 
Mark  zu  acht  Goldpensen ;  eine  Pensa  würde  also  5  Kronen  40  Heller, 
ein  Denar  18  Heller  (15  Pfennig  deutscher  Reichswährung)  gelten. 

"  Thallöczy,  A  kamara  haszna  törtenete  [Geschichte  des  lucrum 
camerae]  1879. 

^*  „Et  nichilomimus,  si  qui  eandem  non  assumpserint  monetam  ad 
collectam  dimidii  fertonis  per  singulas  mansiones  sue  possessionis  tene- 
antur."  Kovachich,  Sylloge  S.  40,  Endlicher  (Art.  XXXI)  S.  638.  Für  die 
erste  Hälfte  des  Xlll.  Jahrhunderts  vergleiche  1212:  Fej6r  C.  D.  lll/l  S.  132, 
1237 :  IV/1  S.  68.  Art.  7  des  Freibriefes  für  den  Erzbischof  von  Esztergom 
1263:  „Super  possessiones  eiusdem  ecclesie  nullum  censum,  nullam  collec- 
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b)  Das  Bergrecht  fius  regale  minerale).  Mit  dem  Münz- 
recht stand  das  Bergregal,  das  ausschliessliche  Recht  auf  Hebung 
des  Edelmetalls,  in  engem  Zusammenhange.  Das  adelige  (freie) 
Besitzrecht  bezog  sich  bloss  auf  die  Nutzung  der  Oberfläche  des 
Bodens.  Die  Nutzung  der  im  Schosse  der  Erde  befindhchen  Me- 
talle war  dem  König  vorbehalten.  Auf  grund  dieses  Regals  ent- 
stehen die  königlichen  Bergbaukolonien,  woraus  sich  späterhin 
die  königlichen  Bergstädte  entwickeln.^ ^ 

Die  Bergleute  entrichten  an  die  königliche  Schatzkammer 
als  Bergzins,  urbura  ein  Achtel  des  Edelmetallertrags.  Den  Zehn- 
ten des  königlichen  Bergzinses  bezieht  laut  dem  Freibrief  von 
1259  der  Erzbischof  von  Esztergom.  Der  König  konnte  Berg- 
baurecht gewähren,   mit   oder   ohne  Vorbehalt   des   Bergzinses. 

Auch  die  Salinen  bildeten  einen  Gegenstand  des  Regals. 
Die  Herstellung  und  der  Betrieb  des  Salzes  scheint  von  Anbe- 
ginn Sache  des  Königs  gewesen  zu  sein,  der  hieraus  bei  der 
grossen  Bedeutung  des  Salzes  als  Lebensmittel,  beträchtliche 
Einkünfte  bezog. ^^^ 

cj  Das  Z  0 1 1  r  e  c  h  t  {ius  tributi)  gieng  im  westlichen 
Europa  von  den  römischen  Kaisern  auf  die  germanischen  Könige 
über ;  doch  besass  es  auch  eine  selbständige  Wurzel  in  der 
Kriegshoheit  der  mittelalterlichen  Herrscher.  Die  öffentlichen  Stras- 
sen sind  zu  jener  Zeit  Heerstrassen :  der  König  hält  sie  zu  Kriegs- 
zwecken in  gutem  Stande ;  darum  fordert  er  von  den  Kaufleu- 
ten, die  auf  den  bequemen  Strassen  ihre  Waren  transportieren, 
für  die  Benutzung  der  öffentlichen  Wege  eine  gewisse  Abgabe, 
die  als  Zoll  {teloneum,  tributum)  bezeichnet  wird.  Es  gab  Grenz- 
und  Binnenzölle;^'  erstere  wurden  nach  den  über  die 
Grenze  importierten  und  exportierten  Waren  erhoben,  und  da  sie 


tarn  fisco  applicandam  possint  exigere  vel  dicare,  ut  eciam  lucrum  camere, 
quod  super  populos  omnium  regnicolarum  quandocunque  dicare  et  exigere 
consueverunt".  Endlicher  S.  502. 

^■'  Wenzel,  Magyarorszäg  bänyäszatänak  kritikai  törtenete  [Kritische 
Geschichte  des  Bergbaus  in  Ungarn]  1880  S.  19  ff. 

'^  „Rex  Ungarie  habet  de  sale  suo  XVI  millia  marcas."  Bericht  über 
den  Hofhalt  des  Königs  von  Ungarn  aus  der  Zeit  Belas  III.  Endlicher  S.  246. 

^'  Diese  Unterscheidung  findet  sich  bereits  im  Freibriefe  der  Zägrä- 
ber  Bürger  von  1267 :  „Nee  ipsi  cives  nostri  infra  terminos  regni  nostri 
aliquod  tributum,  tarn  in  aquis,  quam  in  terris,  nee  aliquam  tricesimam  in 
alio  loco  solvere  teneantur-.  Fejer  C.  D.  IV  3  S.  397. 

V.  Timon,  Ung.  \'erfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  17 
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den  dreissigsten  Teil  des  Wertes  (3\ 3 %)  betrugen,  Dreissigst 
{tricesima,  ung.  harminczad)  genannt.^*"  Im  Innern  des  Landes 
erhob  man  sowol  von  den  Land-,  als  den  Wasserstrassen  Zoll : 
man  unterschied  demnach  Trocken-  und  Wasser-,  bezw.  Weg-, 
Brücken-  und  Fährzölle. 

Mit  dem  Zollrecht  hängt  das  Marktrecht  eng  zusam- 
men. Die  Marktplätze  sind  zugleich  königliche  Zollstätten :  von 
den  zu  Markt  gebrachten  Waren  wird  für  die  königliche  Schatz- 
kammer Zoll  erhoben.  Die  Marktzölle  erscheinen  bereits  zur  Zeit 
Stefans  des  Heiligen ;  der  Umsatz  von  Waren  v^ar  ursprüng- 
lich an  die  Märkte  gebunden,  einerseits  damit  die  Zolleinnahmen 
des  königlichen  Fiscus  gesteigert,  anderseits  damit  der  Verkauf 
gestohlener  Sachen  verhindert  werde.  König  Kaiman  erhöhte  die 
Marktzölle  der  Kaufleute,  „die  Handel  treiben,  bloss  um  sich 
zu  bereichern",  um  das  Doppelte.'^ 

Die  ursprünglichen  Verleihungen  von  Marktrecht  an  Grund- 
herren und  Gemeinden  gewährten  bloss  das  Recht,  an  gewissen 
Plätzen  zu  gewissen  Zeiten  Märkte  abzuhalten ;  der  Zoll  nach  den 
zu  Markt  gebrachten  Waren  gebürte  dem  König,  falls  er  nicht 
die  Marktzölle  überhaupt  aufhob  (man  sprach  dann  von  einem 
Freimarkte,  Ubenini  forum)  oder  das  Zollrecht  ausdrücklich  auf 
den  Grundherrn,  bezw.  die  Gemeinde  übertrug.  In  den  Ur- 
kunden der  Ärpädenzeit  ist  im  allgemeinen  von  Wochenmärkten 
die  Rede ;  Tagesmärkte  werden  nur  ausnahmsweise  erwähnt.  Die 
Verleihung  eines  Jahrmarktes  {forum  annuale)  ist  für  diese  Pe- 
riode nur  ein  einziges  Mal  bezeugt :  Ladislaus  IV,  gewährte  dies 
Privileg  den  Bürgern  von  Buda,  indem  er  zugleich  den  Kaufleuten, 
die  sich  dahin  begeben  würden,  vollkommene  Zollfreiheit  auf 
der  Hin-  und  Rückreise  erteilte,  um  Buda  zum  commerciellen 
Mittelpunkt  des  Landes  zu  erheben.  ^*^  Auf  den  Märkten,  als  ur- 
sprünglich königlichen  Zollstätten  waren  die  vom  König  festge- 
setzten Zolltarife  in  Geltung. 

Unter  den  Zolltarifen,  die  aus  dem  Zeitalter  der  Ärpäden 
auf  unsere  Zeit  gekommen  sind,  beanspruchen  die  von  Esztergom 

^'  Der  Dreissigste  wird  zuerst  in  dem  genannten  Berichte  aus  der 
Regierungszeit  König  Belas  III.  Endlicher  S.  246  erwähnt ;  ferner  im 
Freibrief  für  Varasd  1209  ebenda  S.  406. 

'*  Decr.  1.  cap.  33. :  ,Mercatores,  ad  id  soluni  uti  ditescant,  venaJium. 
rerum  dediti  studiis,  pristina  duplicent  tributa". 

-«  1287  :  Endlicher  S.  602. 
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und  Buda  das  grösste  Interesse,  da  diese  beiden  Städte  die 
wichtigsten  Handelsplätze  jener  Zeit  waren.  Der  Esztergomer 
Tarif  stand  bereits  1198  in  Geltung,  als  Esztergom  noch  tatsäch- 
lich eine  königliche  Zollstätte  war;-^  der  Tarif  von  Buda  stammt 
aus  dem  Jahr  1255,  da  Bela  IV.  die  Einkünfte  der  Zollstätte  zu 
Buda  den  Nonnen  der  Haseninsel  (später  und  noch  heute  Marga- 
reteninsel) schenkte. ^^ 

Mit  dem  Zoll-  und  Marktrecht  hängt  auch  das  Stapel- 
recht {ius  stapiilae)  zusammen.  Es  bestand  darin,  dass  die  vom 
Auslande  eingeführten  Waren  in  den  privilegierten  Städten  ab- 
gelagert und  zum  Verkaufe  ausgeboten  werden  mussten  und 
von  den  fremden  Kaufleuten  nicht  tiefer  in  das  Innere  des  Lan- 
des geführt  werden  durften.  Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung 
dieses  Privilegs  war,  dass  die  ausländischen  Handelsleute  ge- 
zwungen waren,  ihre  Waren  den  Kaufleuten  der  mit  dem  Stapel- 
recht begabten  Städte  zu  verkaufen  und  also  den  aus  dem 
Kleinhandel  fliessenden  Nutzen  diesen  zu  überlassen;  diese  Ab- 
sicht gelangt  in  einer  Bestimmung  des  Freibriefes  für  Vasvär  von 
1279  zu  klarem  Ausdrucke.-^  Stapelrecht  besassen  Buda  und 
Pest  betreff  der  Waren,  die  donauabwärts  oder  aufwärts  zogen, 
Györ  betreff  der  aus  Österreich  kommenden  oder  dahingehenden, 
Pozsony  hinsichtlich  bestimmter  Waren,  jedoch  ohne  Ansehung 
des  Ursprungs.'^*  Später  erhielten  noch  mehrere  Städte  das  Sta- 
pelrecht. 

Die  Verleihung  der  Zölle  nahm  besonders  in  der  zweiten 
Hälfte  des  XIII.  Jahrhunderts,  infolge  der  Ausbreitung  der  Immu- 
nitäten grössere  Dimensionen  an,  da  im  Immunitätsgebiet  auch 
das  Zollrecht  auf  den  Grundherrn  übergieng.  Das  führte  zu 
zahlreichen  Misbräuchen,  indem  nun  die  geistlichen  und  welt- 
lichen Grossen,  desgleichen  die  Städte  mit  dem  königlichen  Fiscus 
um  die  Wette  bestrebt  waren,   aus   dem    Zollrecht   je   grössere 

-i  Fejer  C.  D.  VII  5  S.  143—146.  Den  Zolltarif  von  1288  siehe  bei 
Endlicher  S.  609—612. 

2-  Endlicher  S.  493—496.  Beachtung  verdient  auch  der  Tarif  von 
Györ  aus  1255  ebenda  S.  490—492. 

"  Art.  8 :  „Item  statuimus,  quod  mercatores  extranei  ad  forum  ipso- 
rum  venientes  pannum  incisum  vendere  non  presumant,  sed  pecias  integras 
vendere  teneantur."  Endlicher  S.  553. 

"  Pest  1244  Art.  16  Endlicher  S.  468,  Györ  1271  Art.  10  ebenda 
S.  528,  Pozsony  1291  Art.  19  S.  626. 

17* 
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Einkünfte  herauszuschlagen.  Andreas  III.  schuf  strenge  Mass- 
regeln gegen  die  eingerissenen  Misbräuche.  Er  hob  die  unter 
seinem  Vorgänger,  Ladislaus  IV.  entstandenen  Zölle  und  Zoll- 
stätten auf  und  verbot  die  Zollpfändung."^''  Ferner  verbot  er  die 
Erhebung  ungesetzlicher  Zölle,  unter  Androhung  schwerer  Lei- 
bes- und  Vermögensstrafen.  Der  Grundherr,  der  eigenmächtig, 
ohne  königliche  Bewilligung  Zoll  erhübe,  solle  sein  Vermögen 
verlieren ;  der  hohe  königliche  Beamte,  der  dies  täte,  obendrein 
seines  Amtes  entsetzt  werden.^*'  Von  den  königlichen  Zöllen 
konnte  einzig  der  König  befreien.  Zollfreiheit  erhielten  zu- 
meist die  Untertanen  der  Kirchen,  ferner  die  städtischen 
Bürger,  und  zwar  entweder  bezüglich  sämmtlicher  Zollstätten 
im  Lande,  oder  nur  betreff  der  Zollstätten  eines  bestimmten 
Umkreises.  Das  Decret  von  1290  befreite  die  Untertanen  der 
Kirchen  und  Adeligen  von  allen  königlichen  Zöllen  überhaupt 
und  beschränkte  die  Zollpflicht  auf  den  internationalen  Handels- 
verkehr." Ob  diese  allgemeine  Zollbefreiung  tatsächlich  ins  Leben 
trat,  ist  schwer  zu  beantworten ;  wir  begegnen  auch  später  Ver- 
leihungen der  Zollfreiheit  an  Untertanen  von  Kirchen  und 
Adeligen,  deren  es  bei  allgemeiner  Zollfreiheit  wol  nicht  be- 
durft hätte. 

3.  Die  königlichen  Steuern. 

Die  königlichen  Steuern  werden  in  den  Quellen  mit  den 
Ausdrücken  census  regalis,  coUecia  regalis  bezeichnet,  welche  im 
allgemeinen  Steuer,  d.i.  eine  Vermögensabgabe  an  den  König, 
bedeuten.  Ebenso  werden  unter  den  Benennungen  tallia,  exactio, 
pensio,  servitium  regis  unterschiedlos  allerlei  Königssteuern  begrif- 
fen. Die  königlichen  Steuern  sind  entweder  ordentliche  oder 
ausserordentliche  Steuern.  Unter  den  ersteren  verstehen 
wir  die  regelmässig  von  Jahr  zu  Jahr  an  die  königliche  Schatz- 


*•'  Art.  XXI  :  1290 :  „Item  impignoraciones  super  transeuntes  incola- 
rum  regni  nostri  penitus  volumus  et  fecimus  aboleri".  Art.  XXII :  „Omnia 
tributa  tempore  Ladislai  regis  facta  omnino  exstirpentur".  Kovachich,  Syl- 
loge  S.  21,  Endlicher  (Art.  XVI  und  XVII)  S.  618. 

-*  S.  die  Verordnung  vom  Jahre  1297  betreffend  die  Abschaffung 
der  widerrechtlich  errichteten  Zölle.  Endlicher  S.  629. 

^''  Art.  XXIll  :  1290  :  „Volumus  eciam  quod  in  locis  antiquorum  tri- 
butorum  populi  nobilium  et  ecclesiarum  tributa  non  persolvant.  Sed  tan- 
tummodo  mercatores  de  aliis  regnis  ad  alia  regna  transeuntes".  Kovachich, 
Sylloge  S.  21,  Endlicher  (Art.  XVIll)  S.  618. 
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kammer  entrichteten  Vermögensleistungen ;  unter  den  letzteren 
hingegen  solche  Abgaben,  die  der  König  im  Ausnahmefalle  neben 
den  ordentlichen  Steuern  von  den  steuerpflichtigen  Bewohnern 
des  ganzen  Landes  oder  eines  gewissen  Landesteils  erhebt. 

Als  Ausgangspunkt  und  Fundament  des  Besteuerungsrechts 
der  Könige  muss  auch  in  Ungarn,  ebenso  wie  im  westlichen 
Europa  das  oberste  Grundeigentum  {dominium  naturale)  des 
Königs  angesehen  werden.  Die  nicht-adeligen  Freien,  das  sind 
alle,  die  kein  freies  Besitzrecht  haben,  unterstehen  der  grund- 
herrlichen Gewalt  des  Königs,  dem  ius  regium,  der  iurisdicüo 
regia}^  Die  auf  das  naturale  dominium  gegründeten  königlichen 
Steuern  waren  principiell  alle  Freien  zu  zahlen  verpflichtet,  die 
auf  Burgland  oder  Königsgut  (im  engeren  Sinne)  oder  auf  den 
Gütern  von  Privaten  sassen ;  nicht  aber  die  Sklaven,  die  in  der 
unbeschränkten  privaten  Gewalt  ihrer  Herren  standen.-'^  In  der 
weiteren  Entwicklung  der  Königssteuern  treten  zwei  wichtige 
Folgen  jenes  Grundcharakters  zu  Tage.  Fürs  erste  werden  die 
ursprünglich  domanialen  Steuern  als  Zeichen  der  unmittelbaren 
Unterordnung  unter  die  öffentliche  Gewalt  als  Kriterium  der 
Freiheit  betrachtet.  Man  bezeichnete  die  an  den  königlichen 
Schatz  entrichtete  Kopfsteuer  als  freie  Denare  {liberi  oder 
libertini  denarii) ;  denn  wer  diese  Steuer  zahlt,  ist  (ungleich 
dem  Sklaven)  frei  von  der  privaten  Gewalt  eines  Herrn.  Es 
gelangt  dies  im  Decret  König  Kaimans  zu  klarem  Ausdrucke: 
von  den  freien  hospites  und  den  Burgholden  wird  gesagt,  dass 
sie  pro  libertate  Denare  steuern. ^*^  Die  andere  wichtige  Folge- 
erscheinung des  domanialen  Charakters  besteht  darin,  dass  die 
königlichen  Steuern  mit  der  Entwicklung  der  grundherrlichen 
Gewalt  nach  und  nach  auf  die  Grundherren  übertragen  werden. 
Der  Übergang  der  domanialen  Königssteuern  beginnt  zugleich 
mit  den  ersten  Anfängen  der  Grundherrschaft.  Stefan  der  Heilige 


-^  Siehe  z.  B.  Fejer  C.  D.  III  1  S.  177  und  196. 

*"  Noch  in  späteren  Urkunden  heisst  es  :  „quia  et  udvornici  et  servi 
a  solutione  collectae  per  conditionem  suam  excusantur".  1270:  Fejer  C.  D. 
V  1  S.  45.  Siehe  auch  Wenzel  VII.  S.  27. 

'"  Colom.  decr.  I.  cap.  80. :  „Liberi  quique  ac  hospites  sicut  Sclavi 
vei  ceteri  sunt  extranei,  qui  in  terris  laborant  aliorum,  pro  libertate  tantum 
denarios  dent,  non  alios  eciam  denarios  insuper  pro  opere  aliquo  dare 
cogantur."  Cap.  81.:  „De  castellanis  autem  tarn  pro  opere,  quam  pro  liber- 
tate denarii  accipiantur." 
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überlässt  den  Mönchen  von  Pecsvärad,  indem  er  den  Abt  mit 
der  Gerichtsbarkeit  in  causa  civil/  begabt,  zugleich  den  dritten 
Teil  der  freien  Denare  der  Hintersassen.^^  Von  da  ab  werden 
die  unter  den  Benennungen  collecta  oder  census  zusammen- 
gefassten  ordentlichen  Königssteuern  immer  häufiger  und  in  stets 
wachsendem  Umfange  den  Grundherren  übereignete^  und  er- 
scheinen als  eigentliche  grundherrliche  Steuern,  als  Vermö- 
gensleistungen der  Untertanen,  (wo  sie  nicht  infolge 
königlicher,  bezw.  grundherrlicher  Steuerbefreiungen  ganz  ver- 
schwinden). Art.  III.  der  Goldenen  Bulle,  ferner  die  späteren 
Decrete  befreien  die  freien  Hintersassen  der  Kirchen  und  der 
Adeligen  von  den  königlichen  Steuern  überhaupt  ^^  und  Artikel 
V:1231  beschränkt  die  Steuerpflicht  auf  diejenigen,  die  „dem 
königlichen  Schatze  zu  steuern  gehalten  sind".^* 

Die  Geschichte  der  Denarsteuer  sowol,  als  der  mariurina 
(Marderzins)  genannten  Grundsteuer  zeigt,  dass  ursprünglich 
bloss  ein  Drittel  des  Steuerertrags  dem  Grundherrn  {dominus 
fundi)  überlassen  wird,  zwei  Drittel  jedoch  dem  König  als 
„Landesherrn"  {dominus  terrae)  verbleiben.  Diese  Phase  der 
Entwicklung  wird  durch  Art.  XXXIII  :  1231  bezeugt,  worin  es 
heisst :  „Als  Marderzins  sollen  je  vier  pondera  entrichtet  werden, 
und  zwar  ein  Drittel  der  Summe  an  den  Grundherrn,  zwei 
Drittel   an   den   Landesherrn ".e''   Als   jedoch  die  grundherdiche 

^'  „.  .  .  Et  liberorum  denariorum  tertiam  partem,  qui  ex  advenis 
in  terra  ecclesie  habitantibus  debentur,  ad  calciamenta  fratrum  concessi- 
mus."  Karäcsonyi,  Szent  Istvän  kiräly  oklevelei  S.  82. 

*-  Als  Beispiel  diene  1221  :  „Omnes  reditus  .  .  .  ville  Martini  ad 
fiscum  pertinentes  scilicet  liberos  denarios  et  pondera  et  chybriones  eciam 
de  eadem  villa  nobis  pertinentes  supradicte  domine  perpetuo  iure  obti- 
nendas  donavimus."  Fejer  C.  D.  III/l  S.  319.  Vgl.  Wenzel  I.  S.  183.  262. 
270.  Fej^r  C.  D.  II1/2  S.  89,  lV/1  S.  70,  IV  2  S.  466. 

^*  Art.  111  :  1222:  „Item  nullam  collectam  nee  libras  denariorum  Iver- 
derbt  für :  liberos  denarios]  colligi  faciemus  supra  praedia  serviencium  .  .  . 
Super  populos  eciam  ecclesiarum  ipsorum  nullam  penitus  collectam  facie- 
mus." Vgl.  Art.  VI  :  1231,  I  :  1267,  XI  :  1290,  XXX  und  XLIU  :  1298. 

**  „.  .  .  nullam  collectam  .  .  .  super  homines  cuiuscunque  nacionis 
vel  condicionis  colligi  faciemus  exceptis  iis  qui  fisco  regio  in  censu  debito 
tenentur."    Kovachich,  Sylloge  S.  3,  Endlicher  S.  429. 

•''^  „Pro  singulis  marturinis  quatuor  pondera  persolvantur,  quantum- 
cunque  in  ea  pervenerit,  tercia  pars  domino  fundi  et  due  partes  domino 
terre  persolvantur."  Kovachich,  Sylloge  S.  9.  Endlicher  S.  433.  Als  Er- 
klärung kann  wol  der  Schenkungsbrief  des  jüngeren    Königs   Bela  für  die 


263 

Gewalt  an  der  Wende  des  XIII.  und  XIV.  Jahrhunderts  zur 
regelmässigen  Erscheinung  wird,  zahlen  nur  noch  diejenigen 
die  ordentlichen  Königssteuern,  die  in  der  unmittelbaren  grund- 
herrlichen Gewalt  des  Königs  verblieben  sind,  so  die  Einwohner 
der  königlichen  Städte ;  die  Untertanen  der  geistlichen  und 
weltlichen  Grundherren  jedoch  zahlen  entweder  überhaupt  keine 
königlichen  Steuern,  oder  sie  entrichten  die  Steuern,  falls  sie 
davon  nicht  durch  königliches  Privileg  befreit  worden  sind,  an 
den  Grundherrn.  Dieser  konnte  das  ihm  zustehende,  ehemals 
königliche  Recht  weiter  verleihen  (der  Bischof  von  Väcz  vergab 
es  an  das  Münster  Lelesz),  oder  aber  seine  Untertanen  gänzlich 
oder  zum  Teil  von  den  betreffenden  Abgaben  befreien. ^"^ 

Die  zahlreichen  Befreiungen  von  den  ordentlichen  Königs- 
steuern, noch  mehr  die  Übertragung  des  Steuererträgnisses  an 
die  Grundherren,  bewirkten  naturgemäss,  dass  die  Einkünfte  des 
königlichen  Fiscus  aus  den  Steuern  mehr  und  mehr  schwanden. 
Die  Könige  versuchten  nun  (seit  Andreas  II.)  diesen  Abgang 
mittelst  Erhebung  ausserordentlicher  Steuern,  besonders  der  Münz- 
wechselabgabe (lucmni  camerae)  zu  ersetzen. 

Die  ausserordentlichen  Steuern  werden  in  den 
Quellen  gleichfalls  als  colleda,  cetisus,  pensio,  talia,  oder 
servitium  bezeichnet;  am  häufigsten  erscheint  immerhin  die 
erste  Benennung.  Wir  müssen  zweierlei  ausserordentliche  Steuern 
unterscheiden :  Landes-  und  partielle  Steuern,  je  nach  dem  sie 
im  ganzen  Lande,  oder  bloss  in  gewissen  Teilen  oder  Gegenden 
des  Landes  erhoben  wurden ;  das  letztere  geschah  zumeist, 
wenn  eine  neue  Burg  zum  Schutze  des  umliegenden  Territoriums 
erbaut  werden  sollte.-'^  Die  Könige  erhoben  ausserordentliche 
Auflagen  ursprünglich  nur  zu  bestimmten  Zwecken,  z.  B. 
anlässlich  der  Ausheiratung  eines  königlichen  Herzogs  oder 
einer  Prinzessin,  oder  im  Kriegsfälle.-'^  Später  als  der  Ertrag  der 

Burgmänner  von  Goricza  1224  angezogen  werden  :  „Porro  hospites,  quos 
predicti  liberi  homines  habuerint  infra  metas  prescriptas,  decem  denarios 
debent  annuatim  pro  marturinis.  Unde  quilibet  de  prefatis  liberis  homini- 
bus  tertiam  partem  marturlnarum  habet  de  suis  hominibus,  duas  vero  par- 
tes marturinarum  tocius  terra  illius  que  ad  ins  nosirum  pertinebant,  Radus 
et  heredibus  eins  dedimus  in  perpetuum."  Fej^r  C.  D.  111/ 1  S.  447. 

="^  Fejer  C.  D.  111/ 1  S.  160.  Siehe  ferner  den  Freibrief  des  Propstes  von 
Jäszö  für  seine  Gäste  Art.  9  Endlicher  S.  463. 

"  Wenzel  III.  S.  129.  Siehe  auch  Fejer  C.  D.  V1II.4  S.  54. 

^^  Vgl.  Fejer  C.  D.  IV  3  S.  503. 
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ordentlichen  Steuern  infolge  der  obgenannten  Ursachen  stetig 
sank,  sahen  sich  die  Könige  mehr  und  mehr  zu  der  Erhebung 
ausserordentlicher  Steuern  gedrängt,  umso  eher,  als  ja  die  in 
den  königlichen  Decreten  gewährte  Steuerfreiheit  sich  nicht  auf 
die  ausserordentlichen  Steuern  mitbezog.  Da  dem  Könige  gegen- 
über den  nicht-adeligen  Freien  das  Recht  der  Besteuerung 
unbedingt  zustand,  konnte  der  König  nach  Willkür  ausser- 
ordentliche Steuern  fordern.  Aber  die  Kirche  —  als  der  grösste 
Grundbesitzer  im  Lande  —  nahm  bald  energisch  Stellung 
gegen  den  Gebrauch,  den  der  König  von  seinem  schranken- 
losen Besteuerungsrechte  macht.  Bereits  Andreas  II.  versprach 
1232  feierlichst,  dass  er  ohne  Vorwissen  des  Papstes  keine 
Steuer  erheben  wird.-''  Aber  trotz  des  eidlichen  Versprechens 
blieben  die  ausserordentlichen  Steuern  in  Übung ;  auch  befreiten 
die  Könige  häufig  davon. 

Zugleich  entwickelt  sich  eine  neue  Königssteuer,  die  an 
Stelle  des  Münzwechsels  geforderte  Abgabe,^"  deren  Grundlage 
nicht  die  oberste  Grundherrlichkeit  des  Königs,  sondern  dessen 
Münzregal  bildet,  und  welche  sich  unter  König  Karl  Robert 
zur  —  ersten  —  Landessteuer  umgestaltet. 

Die  ordentlichen  Königssteuern  der  Ärpädenzeit  waren 
im  einzelnen  die  folgenden: 

a)  Die  Denarsteuer  oder  das  Herdrecht  {Üben  oder 
übertini  denarii,  fiimarii,  ung.  üistpenz).^^  Diese  Kopfsteuer  ist 
so  alt,  als  das  Königtum ;  sie  wurde  von  jedem  nicht-adeligen 
Freien  entrichtet,  der  einen  eigenen  Herd  hatte,  und  nicht 
besonders  befreit  war.  Sie  gründete  sich  wol  auf  die  oberste 
Grundherrlichkeit  des  Königs,  besass  jedoch  insoferne  einen 
öffentlich-rechtlichen  Charakter  und  Bedeutung,  als  sie  zugleich 
die  unmittelbare  Unterordnung  der  nicht-adeligen  Freien  unter  die 
öffentlichen  Organe  bezeichnete,  was  auch  die  Benennung  üben 
denarii  zum  Ausdruck  bringt.  Die  Bezeichnung  fumarii,  Herd- 
recht ^'^   weist   darauf    hin,    dass    diese    Steuer   bloss   von  den 

^"  Art.  16  des  s.  g.  Bereger  Vergleichs :  „Super  collectis  per  regnum 
nostrum  aliis  imponendis  per  nostrum  legatum  consuletur  dominus  papa." 
Endlicher  S.  441. 

"  „Si  collectam  rex  in  regno  indixerit,  sive  pro  redemtione  quo  re- 
cepta  non  fuerit  .  .  ."   1237  :  Wenzel  VII.  S.  30. 

«'  Vgl.  Schiller,  Artikel  Fiistpenz  in  MJL.  111.  S.  737-738. 

•*'  „Libertinos  denarios  qui  vulgo  fumarii  vocantur."  Wenzel  I. 
S.  270.  Vgl.  Fej^r  C.  D.  iV  1  S.  195. 
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selbständigen  Hauswirten  gezaiilt  wurde,  die  einen  eigenen 
Herd  und  Rauch  besassen.  Nach  dem  Zeugnis  der  Urkunden 
wurden  die  freien  Denare  an  gewissen  Festtagen  erhoben.  Zu 
Ende  der  Ärpädenzeit  verschwindet  die  Denarsteuer  infolge  der 
häufigen  Befreiung  und  der  Übertragungen  an  die  Grundherren 
fast  gänzHch  als  besonders  genannte  Königssteuer. 

b)  Der  Grundzins  oder  die  Grundsteuer  {terra- 
glum).  In  den  westeuropäischen  Staaten  war  das  terragiiun 
{tierage,  in  den  deutschen  Gegenden  vornehmlich  Medem  ge- 
nannt) eine  durch  das  ganze  Mittelalter  verbreitete  Art  der  Grund- 
steuer, deren  Ursprung  im  fränkischen  Reiche  teilweise  ins  VI. 
Jahrhundert  zurückreicht.  Das  tenagium  wurde  anfänglich  nach 
der  mansio  (Hausstelle)  entrichtet,  später  verwandelte  es  sich  in 
eine  Productensteuer  und  wurde  namentlich  nach  dem  durch 
Rodung  gewonnenen  Kulturlande  gezahlt. ^^  Auch  in  Ungarn  ist 
das  tenagium  eine  Art  von  Grundsteuer,  welche  die  nicht-ade- 
ligen Freien  an  die  königlichen  Schatzkammer  zahlen ;  beson- 
ders häufig  wird  es  in  den  Stadtprivilegien  erwähnt,^*  was  den 
westlichen  Ursprung  des  termgium  bekundet.  Identisch  damit  ist 
die  in  den  Quellen  häufig  genannte  Pondiissteuer.^'"  Pondiis, 
pondera  bezeichnen  also  keine  besondere  Steuergattung,  sondern 
die  Geldeinheit,  worin  das  terraglum  festgesetzt  war.  Ursprüng- 
lich wurde  das  termgium  auch  in  Ungarn  nach  den  einzelnen 
Hausstellen  oder  Hofstätten,  mansiones,  portae  gezahlt:  später 
lieferten  die  Gemeinden  der  hospites,,  bezw.  die  königlichen 
Städte  unter  diesem  Titel  eine  gewisse  Pauschalsumme  an  die 
königliche  Kammer  ein.  Nach  dem  Beispiele  der  Städte  war 
bekanntlich  der  Grundzins  der  Siebenbürger  und  der  Zipser 
Sachsen  ebenfalls  in  einer  Pauschalsumme  (500,  bezw.  300  Mark 
Silbers)   festgesetzt.   Mit   der  Entwicklung   der   Grundherrschaft 

"  Brunner,  Rechtsgeschichte  II.  S.  236.  Schröder  a.  a.  O.*  S.  193—194. 

^*  Dass  das  ierraghim  eine  allgemeine  städtische  Steuer  war,  zeigt 
die  bei  Kovachich,  Formulae  soUennes  styli  S.  43  mitgeteilte  Formel,  worin 
die  Begünstigungen  und  Freiheiten  der  in  die  Stadt  Ziehenden  aufgezählt 
werden :  „.  .  .  hospites  in  adventu  ipsorum  usque  ad  (tot)  annos  nullam 
collectam  nullumve  terragium  nobis  ad  communitatem  pro  censu  regali 
dare  teneantur." 

"'"  Freibrief  für  Lipcse  1260 :  „de  mansione  qualibet  iinum  pondiis 
auri  racione  teiragii  nobis  dare  et  solvere  teneantur".  Fejer  C.  D.  IV  3 
S.  9.  Vgl.  Veröcze  1234  Art.  3  Endlicher  S.  443,  Luprechthäza  1247. 
Art.  5  S.  472,  Bereny  1265  Art.  1  S.  506. 
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wird  das  terragiuin  zu  einer  allgemeinen  grundherrlichen  Steuer, 
einer  Untertanenabgabe.  Die  Untertanen  der  Kirchen  und  Adeli- 
gen konnten  nach  Entrichtung  des  Grundzinses,  der  gewohn- 
heitsrechtlich 12  Denare  betrug,  vom  Gute  ihres  Grundherren 
ungehindert  fortziehen.**' 

c)  Die  Mardersteuer  {marturind)  ist  nach  ihrer  recht- 
lichen Natur  eine  Grundsteuer  {termgiiim),  ja  wahrscheinlich 
deren  älteste  Form,  welche  in  den  von  slavischen  Volkselemen- 
ten bewohnten  waldigen  Gegenden,  wo  das  Sammeln  von  Fel- 
len einen  Haupterwerb  der  Bevölkerung  bildete,  ursprünglich  in 
natura  entrichtet  wurde.  Auch  spätere  Nachrichten  bezeugen,  dass 
diese  Steuer  in  der  terra  banalis,  nämlich  in  Slavonien,  ausser- 
dem aber  auch  im  Baranyaer,  Turöczer  und  Liptöer  Comitat, 
also  in  den  Waldgegenden  Ungarns  heimisch  war.*^  Laut  Art. 
XXVII  der  Goldenen  Bulle  setzte  bereits  König  Kaiman  den 
Steuersatz  fest;**^  aus  Art.  XXXIII:  1231  können  wir  auf  einen 
Satz  von  4  pondera,  d.  i.  24  Denaren  schliessen;  anderen  ur- 
kundlichen Nachrichten  zufolge  betrug  die  Mardersteuer  10 — 12 
Denare,*'**  gleich  dem  terragiiim.  Die  hospites  entrichteten  später 
eine  gewisse  Pauschalsumme  als  Marderzins. ^*'  Ein  Drittel  des 
Ertrags  der   Mardersteuer   gebürte,   wie   oben   erwähnt,   bereits 


^*  Vgl.  den  Freibrief  für  Kamar,  worin  der  Freizug  durch  die  Ent- 
richtung des  Grundzinses  bedingt  ist  („.  .  .  libere  .  .  .  recedant  .  .  .  ter- 
ragio  persoluto"  Art.  3)  und  dieser  in  12  Denaren  festgesetzt  ist  („ut 
mansio  quelibet  duodecim  denarios  in  octavis  S.  Georgii  pro  censu  seu 
terragio  solvere  teneatur"  Art.  5)  Endlicher  S.  504.  Vgl.  Fej^r  C.  D.  lV/1 
S.  441  :  „Si  quisquam  recedere  voluerit,  datis  duodecim  denariis  über 
recedet."  Art.  LXX  :  1298 :  „.  .  .  consueto  suo  terragio  persoluto  .  .  ." 
KovACHicH,  Sylloge  S.  50. 

''  FEjtR  C.  D.  IV;1  S.  173.  Wenzel  XI.  S.  500.  Vgl.  Knauz,  Marturina 
es  Bansulmora.  Magyar  Sion  Jg  1865.  Pauler  a.  a.  O.  I-  S.  468.  Acsädy, 
Art.  Adö  törtenete  [Geschichte  der  Steuern]  in  Magyar  Közgazdasägi  Lexikon 
[Ungarisches  Volkswirtschaftliches  Lexikon]  Bd.  1.  S.  69.  Schiller,  Art. 
Marturina  MJL  V. 

**  „Marturinae  iuxta  consuetudinem  a  Coloinanno  rege  constitutam 
soivantur.'" 

'''  Siehe  1224  Fejer  C.  D.  Ill'l  S.  447  „Porro  hospites  .  .  .  decem 
denarios  debent  annuatim  pro  marturinis".  1255  Hazai  Okmt.  Vll.  S.  50  :  „io- 
bagiones  eorum  tenentur  dare  pro  marturinis  decem  denarios". 

^^  Freibrief  für  Szt.-Ambrus  1269 :  „Sepedicti  hospites  singulis  annis 
in  festo  beati  Stephani  racione  marturinarum  triginta  et  quatuor  marcas 
solvent  nobis  in  denariis  nobilibus."  Endlicher  S.  519. 
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laut  Art.  XXXIII:  1231  den  Grundherren.  Ludwig  der  Grosse 
verzichtete  auf  den  Marderzins  (der  zu  jener  Zeit  allgemein  bau 
zolosma  d.  i.  bau  zsolozsindja,  bdn  elese,  ung.  s.  v.  w.  victus 
bant  genannt  wurde)  zu  gunsten  der  slavischen  Adeligen. ^^ 

Neben  der  Mardersteuer  wird  in  den  waldigen  Gegenden 
häufig  der  Schweinezins  (trtbiitum  porcorum)  —  eine  Pro- 
ductensteuer  —  erwähnt.''- 

d)  Die  Ochsensteuer  ist  gleichfalls  eine  Art  von 
Grundsteuer.  Die  Urkunden  nennen  sie  als  Abgabe  der  Wal- 
lachen ;  dass  sie  eine  allgemeine  Königsteuer  war,  ist  aus 
Artikel  XXIX  der  Goldenen  Bulle  ersichtlich,  welcher  den  Ochsen- 
zins unter  den  ordentlichen  königlichen  Einkünften  aufzählt. ^^ 
Auch  die  Szeklyer  gaben  anlässlich  der  Krönung  Ochsen  {sigiia- 
tiira  boiim) ;  '*  es  ist  oben  ausgeführt  worden,  dass  dies  keine 
eigentliche  Steuer,  sondern  eine  Gabe  (Geschenk)  war. 

e)  Die  Weinsteuer  {cibriones,  acones)  wird  in  den 
Quellen  Csöbör-,  Akösitntr  genannt,  von  der  ungarischen  Benen- 
nung des  Hohlmasses,  wonach  die  Steuer  bemessen  (und  einge- 
liefert) wurde.  Nach  ihrer  rechtlichen  Natur  ist  sie,  ebenso  wie 
der  Marder-  und  Ochsenzins  eine  Grundsteuer,  welche  die  Win- 
zer belastete.  Den  allgemeinen  Charakter  und  die  Verbreitung 
dieser  Steuer  bekundet  Art.  XXIX  der  Goldenen  Bulle,  ferner 
zahlreiche  Urkunden,  denen  zufolge  die  cibriones  nicht  bloss 
von  den  Burgholden,  sondern  auch  von  anderen  Freien,  nament- 
lich den  hospites  entrichtet  wurden,  sofern  sie  davon  nicht  sonder- 
lich befreit  waren. ^^ 


'"^  Art.  XII  :  1351  :  „Nee  racione  collectae  marturinarum  bansulmora 
[falsche  Schreibweise]  vocatarum,  amodo  et  imposterum  molestentur". 

*-  „Sancimus  eciam  ut  tarn  de  marturinis  nostris  vel  proventibus, 
qui  loco  marturinarum  exhibentur,  quam  eciam  de  porcis  qui  in  episcopatu 
Zagrabiensi  colligentur  .  .  .  episcopi  decimas  percipiant."  Fejer  C.  D.  II. 
S.  364.  Vgl.  Hazai  Okmt.  VII.  S.  50. 

"^  „Comites  iure  sui  comitatus  tantum  fruantur ;  cetera  ad  regem 
pertinentia,  scilicet  cibriones,  tributa,  boves  et  duas  partes  castrorum  rex 
obtineat." 

^*  Die  Bewohner  von  Olähfaiu  befreit  der  König  von  der  Ochsen- 
gabe, da  sie  keine  freien  Szeklyer  sind :  „Non  omisso  eo  quod  a  signa- 
tura  boum  exempti  sint".  Szekely  Oklt.  I.  S.  31. 

*^  Pest  1244  Art.  3 :  „Item  de  vineis  eorum  cibriones  nullatenus 
exigantur."  Endlicher  S.  467,  Pozsony  1291  Art.  2  S.  624. 
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4.  Geschenke  {miuiera) 

Unter  Geschenken,  Gaben  werden  jene  Vermögensleistun- 
gen verstanden,  welche  nach  der  Auffassung  des  Mittelalters 
freier  Männer  würdig  sind,  d.  i.  von  Freien  gegeben  werden 
können,  ohne  Schaden  ihrer  Gemeinfreiheit. -"^^  Als  solche  Pflicht- 
gabe erscheint  die  mehrfach  erwähnte  signatura  boiini  der 
Szeklyer.''' 

Eine  nicht  geringe  Geschenkpflicht  lag  den  königlichen 
Comitatsgespänen  ob.  Der  mehrmals  citierte  Bericht  über  die 
Finanzen  des  Königs  von  Ungarn  aus  der  Zeit  Belas  III.,  mel- 
det, dass  jeder  der  72  Comitatsgespäne  den  König  einmal  im 
Jahre  bewirte  und  diesem,  bevor  er  sich  von  der  Tafel  erhebe, 
ein  Geschenk  von  100  Mark  darbiete;  ja  einige  geben  Geschenke 
im  Werte  von  200  Mark,  so  dass  der  König  hieraus  ein  Ein- 
kommen von  ungefähr  10,000  Mark  beziehe.  Zufolge  desselben 
Berichts  erhalten  auch  die  Königin  und  die  Königssöhne  grosse 
Geschenke  in  Silber,  Seide,  Tuch  und  Pferden ;  wer  diese  Ge- 
schenke gegeben  habe,  kann  aus  den  Quellen  nicht  festgestellt 
werden.''^ 

Zerstreute  Nachrichten  belehren  uns,  dass  auch  die  Unter- 
tanen gegenüber  dem  Grundherrn,  die  Burgholden  gegenüber 
der  Burgobrigkeit  zu  Gaben  verpflichtet  waren.  Für  die  spätere 
Zeit  sind  Geschenke  der  Untertanen  an  den  Grundherrn  zum 
Zeichen  der  Anerkennung  des  Grundeigentums  urkundlich  be- 
zeugt. Ebenso  gaben  auch  die  Gemeinden  der  hosplies,  ferner 
die  Siebenbürger  Sachsen  Geschenke,  gewöhnlich  dreimal  im 
Jahre. ^'-^  Hieraus  entwickelte  sich  in  der  nächsten  Periode  die 
Geschenkspflicht  der  königlichen  Freistädte  in  Signum  dominii 
naturalis. 

5.  Der  Zwanzigste  des  Kirchenzehnten  {yige- 
simd). 

Der  königlichen  Schatzkammer  gebürte  der  zwanzigste  Teil 
des   Kirchenzehents,    da  bei  der   Eintreibung  der  Zehnten  auch 


**  TiMON,  Germän  ösalkotmäny  S.  86.  88.  Schröder  a.  a.  O.  ^S.  194. 

'"''  Freibrief  der  Szeklyer  1499  Kolosväri  und  Öväri,  Magyar  Jogtört. 
Emlekek  [Ung.  Rechtshist.  Denkmäler]  I.  S.  7  ff. 

^^  Endlicher  S.  246. 

'■''■'  Siehe  Fej6r  C.  D.  11.  S.  lüü.  Und  vergleiche  VIII/1  S.  154,  Vni/2 
S.  516,  Vlll,7  S.  159,  lX/3  S.  147,  1X5  S.  464,  X/6  S.  744,  XI.  S.  179. 


269 

königliche  Unterbeamten,  Pristalde  mitwirkten.*^*^  Artikel  XXI  der 
Goldenen  Bulle  erlässt  den  Bischöfen  den  bisherigen  königlichen 
Anteil  an  dem  Zehnten  der  adeligen  Güter,  welcher  für  die 
Zwecke  des  königlichen  Marstalls  verwendet  worden  war.*^^ 
Art.  XXIX:  1231  enthält  die  Zusage,  dass  der  König  ausser  dem 
Zwanzigsten,  der  ihm  von  Alters  gebürt,  keinen  Zehnten  for- 
dern wird.*'"^ 

6.  Herrenlose  Sklaven  und  Vieh.  Schatzfunde. 

Eine  wichtige  Quelle  der  Bereicherung  des  Fiscus  bildeten 
das  herrenlos  gewordene  Vieh  und  die  flüchtigen  Sklaven. 

Es  war  bei  der  grossen  Bedeutung  der  Viehzucht  im  land- 
wirtschaftlichen Betriebe  dieser  Zeit  ein  alltäglicher  Vorfall, 
dass  frei  weidendes  Vieh  ausriss  und  herumirrte ;  desgleichen 
gab  es  unzählige  flüchtige  Sklaven.  In  den  Decreten  Ladislaus 
des  Heiligen  und  Kaimans  finden  sich  diesbezüglich  ausführliche 
Bestimmungen.*''^  Das  herrenlose  Vieh  und  die  flüchtigen  Sklaven 
wurden  von  besonderen  Amtleuten,  den  collectores  rerum  fugiti- 
varum,  ung.  jökszedö,  eingefangen  und  gesammelt,  und  in  die 
Stadt  des  betreffenden  „Comitats"  getrieben,  wo  der  Marschall 
des  Königs  zu  diesem  Zwecke  einen  Stall  hatte.  Bis  zu  Michaelis 
wurden  das  Vieh  und  die  Sklaven  in  Gewahrsam  gehalten  ; 
kam  der  Eigentümer,  erhielt  er  gegen  eine  gewisse  Gebür  seine 
Sache  zurück ;  kam  er  nicht,  teilten  der  König  und  der  Comitats- 
gespan  das  herrenlose  Gut ;  der  König  erhielt  zwei  Drittel, 
eines  der  Gespan. 

Der  gefundene  Schatz  gehörte  gleichfalls  dem  König,  und 
wer  es  unterliess  den  Schatzfund  anzumelden,  wurde  als  Dieb 
bestraft.^^ 

«0  Vgl.  den  Freibrief  für  Arbe  1111  Art.  3  Endlicher  S.  378. 

*'  „Episcopi  super  predia  serviencium  equis  nostris  decimas  non 
dent,  nee  ad  predia  regalia  populi  eorundem  decimas  suas  apportare 
teneantur." 

**  „Preter  vicesimam  quam  ab  antiquo  reges  habent,  decimas  non 
exigemus,  quia  per  hoc  populus  gravatur."  Kovachich,  Sylloge  S.  9, 
Endlicher  S.  432. 

"  Decr.  S.  Ladislai  III.  cap.  13.  20.  21.  und  29.;  decr.  Colom.  I. 
cap.  39.  41—44.  Vgl.  Schiller,  Art.  Bitang  ioszäg  [irrendes  Gut]  in  MJL.  II. 
S.  156—157. 

**  Reg.  de  Värad  Nr.  348 :  „Pangracius  traxit  in  causam  quosdam 
convillanos  suos  .  .  .  dicens,  quod  fures  essent  regis  eo  quod  thesaurum 
inventum  cum  deberent,  regi  non  indicassent". 
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7.  Gerichtsgefälle.  Eingezogene  Güter. 

Die  königlichen  Richter  nahmen  für  ihre  amtliche  Tätig- 
keit von  den  Parteien  eine  Gebür;  einen  Teil  davon  mussten 
sie  in  die  Schatzkammer  des  Königs  einliefern.  Laut  dem 
Decret  Ladislaus  des  Heiligen  gibt  der  Richter  auch  von  jenen 
freiwilligen  Gaben,  die  er  für  seine  schiedsrichterliche  Wirk- 
samkeit empfängt,  zwei  Drittel  an  den  König  ab.*^^  Ebenso 
gehört  dem  König  ein  Teil  —  und  zwar  mit  der  Zeit  der 
grössere  Teil  —  der  Composition,  die  als  Ablösung  der 
Privatfehde,  bezw.  zum  Zwecke  der  Versöhnung  des  Verletzten 
gegeben  wurde.  Nach  der  Bestimmung  Stefans  des  Heiligen 
sind  für  den  vorsätzlichen  Totschlag  110  Pensde  zu  büssen  ; 
davon  fallen  50  an  die  Verwandten  des  Toten,  50  an  den 
König,  10  gebüren  den  Vermittlern.''"  Neben  den  Compositionen 
erscheinen  (wie  im  strafrechtlichen  Teil  ausführlich  gezeigt 
werden  wird)  auch  wirkliche  Vermögensstrafen,  von  der  könig- 
lichen Gewalt  angedrohte  Bussen,  die  ungeteilt  dem  Könige  zu- 
gute kommen.  Zu  den  königlichen  (Bann)bussen  gehört  vor- 
nehmlich die  Heerbusse  {iudidum  exercitus),  welche  von  den 
Adeligen,  desgleichen  den  Kumanen  und  den  zu  Adelsrecht 
besitzenden  Sachsen  im  Falle  der  Verletzung  ihrer  Heerfolge- 
pflicht eingetrieben  wird. 

An  dieser  Stelle  ist  auch  der  Einziehung  des  Vermögens 
bei  den  schwersten  Verbrechen  zu  gedenken.  Das  eingezogene 
Gut  fiel  gänzlich  oder  zum  Teil  an  den  königlichen  Fiscus. 

8.  Die  öffentlichen   Frohnden   {gratuiti  labores). 

Ausser  den  oben  genannten  Steuern  mussten  die  nicht- 
adeligen Freien,  namentlich  die  Burgholden  verschiedene  Frohnden 
für  die  öffentliche  Obrigkeit  leisten.  Die  Urkunden  erwähnen 
zahlreicher  solcher  Dienste :  genannt  werden  namentlich  Burg- 
werk, Strassenbau,  Schanzwerk,  Stellung  von  Vorspann,  Salz- 
beförderung, Einlieferung  von  Zehnten  u.  s.  w.  Die  öffent- 
lichen Frohnden  waren  nicht  genau  festgesetzt  und  geregelt, 
sondern  die  Organe  der  königlichen  Gewalt  nahmen  im  gege- 
benen Falle  diejenigen  in  Anspruch,  die  sie  zunächst  fanden ; 
ja    es    ist   wahrscheinlich,    dass    in    gewissen   Fällen    auch  die 


"  Decr.  S.  Lad.  III.    cap.  27.    (Endlicher  28.)  :    „.  .  .    Si    concordati 
aliquid  iudici  inde  dederint,  terciam  sibi,  duas  partes  regi  reservet". 
"*  Decr.  Stedh.  II.  cap.  16.  (Endlicher  I.  14.) 
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Adeligen  nicht  ausgenommen  wurden,  die  ja  ihrerseits  ebenfalls 
die  unmittelbare  Gerichtsbarkeit  des  Königs  zu  fördern  ver- 
pflichtet waren.  Bereits  Ladislaus  der  Heilige  und  Kaiman 
erleichterten  die  Frohndienste  nach  mehreren  Richtungen.  So 
z.  B.  wenn  das  vom  Comitat  anlässlich  der  Gerichtsfahrt  des 
Königs  gestellte  Pferd  unterwegs  verendete,  erhielt  der  Eigen- 
tümer eine  Entschädigung  von  15  Pensae,  im  Falle  einer 
Verletzung  des  Pferdes  die  Hälfte.*^'  Im  XIII.  Jahrhundert  häuften 
sich  die  Befreiungen  von  den  öffentlichen  Frohnden  ebenso, 
als  die  Exemtionen  von  anderen  öffentlichen  Leistungen.  Art. 
XXVIII :  1231  gewährt  den  Untertanen  der  Kirchen  und  Adeligen 
im  allgemeinen  Freiheit  vom  Strassenbau,  Schanzwerk,  ferner 
den  Arbeiten  in  königlichen  Gärten,  königlichen  Gebäuden  und 
Werkstätten.*''^  Hinwiederum  finden  wir  auch  in  königlichen 
Freibriefen  Mass  und  Umfang  der  öffentlichen  Frohnden  genau 
festgesetzt. 


§.  2.  Wehrpflicht  und  Heeresverfassung. 

Das  von  Stefan  dem  Heiligen  begründete  Staatswesen 
kennt  zweierlei  Wehrpflicht.  Demgemäss  ist  auch  die  Kriegs- 
macht und  die  Heeresorganisation  des  ungarischen  Staates  eine 
zweifache.  Von  diesen  beiden  Heeren,  nämlich  dem  nationalen 
und  königlichen  Heere  muss  im  folgenden  besonders 
gehandelt  werden. 

I.  Das  National  heer. 

Wir  haben  gesehen,  dass  im  Urstaate  jeder  freie,  waffen- 
fähige Volksgenosse  wehrpflichtig  war.  jeder  Vollfreie  musste 
auf  die  Ladung  der  Boten  in  der  Nationalversammlung  erscheinen 
und  am  Heerzuge,  den  die  Gemeine  beschloss,  teilnehmen. 

Die  Monarchie  änderte  nichts  an  der  allgemeinen 
gleichen  Wehrpflicht.  In  den  Decreten  aus  dem  ersten 
Jahrhundert   des   Königtums  erscheint  die  aus  dem  öffentlichen 

^^  Decr.  Colom.  I.  cap.  36.  Siehe  noch  decr.  S.  Lad.  III.  cap.  14. 
und  28.  (Endlicher  29.) 

^*  „Ad  secandas  indagines  et  fossa  facienda,  ad  hortos  et  que- 
cunque  regia  edificia  vel  officinas  ser\iencium,  et  ecclesiarum  populos  non 
cogemus."  Kovachich,  Sylloge  S.  8,  Endlicher  S.  432. 
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Nationalverbande  fliessende  Heerfolgepflicht  nirgends  festgesetzt, 
noch  geregelt.  Wol  wissen  wir  nicht,  wie  die  Bestimmung 
Stefans  des  Heiligen  gedeutet  werden  muss,  dass  „ein  jeder 
Senior  oder  Herr  seinen  miles,  d.  h.  Knecht  habe  und  dass 
niemand  den  miles  überreden  dürfe,  seinen  alten  Herrn  zu  ver- 
lassen und  ihm  zu  folgen" ;  ^  aber  aus  der  Vergleichung  der  späteren 
Quellen  ergibt  sich  mit  Notwendigkeit,  dass  Stefan  der  Heilige 
an  der  gleichen  Wehrpflicht  der  vollfreien  Mitglieder  der  Nation 
damit  nicht  rütteln,  noch  weniger  etwas  wie  die  spätere  Banderial- 
verfassung  einführen  wollte.  Die  allgemeine  gleiche  Wehrpflicht 
der  öffentlich-rechtlich  Freien,  d.  i.  der  Adeligen  erlitt  weder 
durch  die  Entstehung  des  Privateigentums  am  ursprünglichen 
Geschlechtsland,  noch  durch  das  Donationalsystem  eine  Ver- 
änderung. Jeder  Eigentümer  eines  freien,  oder  wie  man  bald 
sagte,  adeligen  Grundstückes  war  wehrpflichtig,  ohne  Ansehung 
der  Grösse  seines  Besitzes.  Wir  finden  keine  Spur  dessen,  dass 
die  freien  Grundbesitzer  im  Verhältnisse  ihrer  Besitzungen 
Krieger  ausgerüstet  hätten,  wie  in  der  nächsten  Periode."^  Die 
Wehrpflicht  der  öffentlich-rechtlich  Freien  war  in  diesem  Zeit- 
alter eine  persönliche,  und  ruhte  nicht  auf  dem  Grundbesitz. 
Zuerst  sehen  wir  die  Besitzverhältnisse  in  Art.  XXIl  :  1298  in 
Betracht  gezogen,  worin  bestimmt  wird,  dass  von  unabge- 
schichteten  Brüdern  bloss  einer  (der  Tapferere  und  Gewandtere) 
verpflichtet  sei  dem  Heere  zu  folgen.^ 

Die  Wehrpflicht  der  öffentlich-rechtlich  Freien  war  eine 
unentgeltliche.  Jeder  Adelige  musste  sich  selber  ausrüsten 
und  während  des  Heerzuges  verpflegen.  Insoferne  verwandelte 
sich  die  auf  dem  öffentlichen  Verbände  beruhende  Wehrpflicht 
in  eine  auf  dem  freien  Grundbesitz  ruhende  öffentliche  Last, 
indem  bloss  der  Eigentümer  eines  freien  Grundbesitzes  in  der 
Lage  war,  auf  eigene  Kosten  ins  Feld  zu  ziehen. 

Die  allgemeine  Wehrpflicht  war  ferner  eine  beschränkte 
Heerfolgepflicht :  sie  beschränkte  sich  auf  die  Landesver- 
teidigung. Die  freien  Mitglieder  der  Nation  sind  verpflichtet 

*  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  21.  (Endlicher  I.  23):  „Volumus,  ut  unus- 
quisque  senior  seu  dominus  suum  habeat  militem,  id  est  servientem,  nee 
aiiquis  alter  illum  suadeat   antiquuin    deserere    seniorem  et  ad  se  venire." 

-  Von  den  Vorläufern  dieser  neuen  Entwicklung  wird  unten  sub  IL 
Punkt  6  die  Rede  sein. 

^  KovACHiCH,  Sylloge  S.  35,  Endlicher  (Art.  XIX)  S.  535. 
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das  Vaterland  gegen  äussere  Angriffe  zu  verteidigen,  aber  nicht 
dem  König  auf  Angriffsfeldzügen  zu  folgen.  Das  wird  in  Art. 
VII  der  Goldenen  Bulle  klar  ausgeführt:  „So  der  König  ausser- 
halb des  Landes  Krieg  führen  will,  sind  die  Adeligen  nicht  ver- 
pflichtet mit  ihm  zu  ziehen,  ausser  für  sein  Geld.  Und  wenn  er 
zurückkehrt,  soll  er  darum  keine  Heerbannbusse  von  ihnen  ein- 
treiben. Wenn  hingegen  ein  fremdes  Heer  gegen  das  Land  heran- 
zöge, sollen  alle  insgemein  mit  ihm  zu  ziehen  gehalten  sein.  Item, 
wenn  wir  ausserhalb  Landes  Krieg  führen  wollen  und  selbst  ins 
Feld  ziehen,  sollen  alle,  die  Gespanschaften  haben,  für  unser  Geld 
uns  zu  begleiten  verpflichtet  sein."^  Das  Decret  von  1231  besei- 
tigt auch  die  bisherige  Ausnahme,  wonach  die  Adeligen  dem 
König  auf  seine  Kosten  {pro  pecunia  ipsius)  auch  ins  Aus- 
land folgen  d.  i.  an  Angriffskriegen  teilnehmen  mussten  und 
erklärt,  dass  die  Adeligen  bloss  zur  Verteidigung  des  Landes 
gegen  andringende  Feinde,  und  zur  Verfolgung  der  Fliehenden 
verpflichtet  seien. -^  Dasselbe  verordnen  die  späteren  Decrete.^ 
Die  Wehrpflicht  der  Adeligen  war  schliesslich  an  den  per- 
sönlichen Oberbefehl  des  Königs  gebunden.  Der  Führer  des 
Nationalheeres  ist  der  König.  Das  zeigen  die  eben  citierten 
Bestimmungen,  welche  stets  von  der  Vorausetzung  ausgehen, 
dass  der  König  das  Heer  befehligt.  Ausdrücklich  ist  es  im  Kuma- 
nenprivileg  von  1279  ausgesprochen,'  desgleichen  in  Art.  X  :  1290, 

*  „Si  autem  rex  extra  regnum  exercitum  ducere  voluerit,  servientes 
cum  ipso  ire  non  teneantur,  nisi  pro  pecunia  ipsius.  Et  post  reversionem 
iudicium  exercitus  super  eos  non  recipiat.  Si  vero  ex  adversa  parte  exer- 
citus  veniret  super  regnum,  omnes  universaliter  ire  teneantur.  Item  si 
extra  regnum  exercitum  ducere  voluerimus  et  cum  exercitu  ipse  iverimus, 
omnes  qui  comitatus  habent,    pro  pecunia  nostra  nobiscum  ire  teneantur." 

'"  Art.  XV :  „Nobis  facientibus  exercitum  extra  regnum  nobiles  nobis- 
cum ire  non  teneantur,  nisi  comites  et  stipendiarii  et  iobagiones  castri  et 
qui  ex  officio  debito  tenentur  et  quibus  amplas  concessimus  possessiones." 
Art.  XVI :  „Si  vero  exercitus  super  regnum  venerit,  universi  et  singuli  ad 
defensionem  patrie  contra  inimicos  se  opponere  teneantur,  regresso  super- 
veniente  hoste  pro  vindicta  ipsos  tenentur  persequi."  Kovachich,  Sylloge 
S.  5,  Endlicher  S.  431. 

«  Art.  VII  :  1267,  X.  XI  und  XII  :  1290  Kovachich,  Sylloge  S.  13 
und  19,  Endlicher  S.  514  und  617. 

'  Art.  8 :  „Precise  expressimus,  quod  domini  et  nobiles  Comanorum 
universi  et  singuli  ad  nostrum  exercitum  ad  quem  nos  personaliter  acces- 
serimus,  venire  teneantur,  sicut  ceteri  nobiles  regales  servientes".  Endlicher 
S.  572.  Vgl.  Art.  16  des  slavonischen  Statuts  1273  ebenda  S.  539. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  18 
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worin  gesagt  wird,  dass  „die  Adeligen  und  Sachsen  (die  Grund- 
besitz zu  Adelsrecht  innehaben)  wider  ihren  Willen  nicht  gehal- 
ten sein  sollen  ohne  uns,  unter  der  Führung  eines  unserer  Gros- 
sen, unentgeltlich  in  den  Krieg  zu  ziehen".  "^  Darum  bildet  der 
Kriegsdienst  unter  dem  Königsbanner  ein  wesentliches  Kriterium 
und  Bestandteil  der  adeligen  Freiheit.  Die  Adelsbriefe  des  XIII. 
Jahrhunderts  besagen  häufig,  dass  der  König  dem  Empfänger 
die  Freiheit  und  Gnade  gewähre  unter  dem  Königsbanner,  sab 
vexlllo  nostro  zu  streiten.^  Natürlich  hatten  auch  die  königlichen 
Grosswürdenträger,  denen  der  König  den  Befehl  über  einzelne 
Heeresabteilungen  übertrug,  unter  dem  Königsbanner  ihre  beson- 
deren Fahnen.  Das  s.  g.  slavonische  Statut  von  1273  gestattet 
daher  den  Adeligen  Slavoniens,  nach  ihrer  Wahl,  mit  welchen 
Baronen  immer  ins  Feld  zu  ziehen.^'' 

Betreff  der  Ausrüstung  des  Adelsheeres  wissen  wir  nichts 
näheres.  Es  war  ein  Reiterheer  und  zwar  leichte  Reiterei :  diese 
Waffengattung  war  von  jeher  charakteristisch  für  das  ungarische 
Nationalheer. 

Die  Verletzung  der  auf  dem  Nationalverbande  beruhenden 
Wehrpflicht  zog  laut  dem  angeführten  Art.  VII  der  Goldenen 
Bulle  und  Art.  XXII  :  1298  eine  Geldstrafe,  die  Heeresbusse, 
iudidum  exercitus  nach  sich ;  über  die  Höhe  dieser  Busse 
sind  wir  nicht  unterrichtet.  Zufolge  des  Freibriefes  von  1279 
waren  die  Kumanen  zu  demselben  Kriegsdienst  verpflichtet,  wie 
die  Adeligen,  unter  Strafe  derselben  Heeresbusse.  Das  gleiche 
gilt,  wie  erwähnt,  von  den  Sachsen,  die  adelige  Güter  besitzen 
und  nach  Adelsart  leben. ^^ 

II.  Das  Königsheer. 

Den  zweiten  Teil  der  staatlichen  Kriegsmacht  Ungarns 
bildet  das  Königsheer,  welches  der  freien  Verfügung  des  Königs 
untersteht.  Es  recrutiert  sich  aus   denjenigen,   die   dem    Könige 

*  „.  .  .  nobiles  regni  nostri  et  Saxones  Transylvani  predia  tenentes 
et  more  nobilium  se  gerentes  .  .  .  cum  nullo  baronum  nostrorum  coacti 
vel  inviti  super  factis  et  negociis  regni  nostri  intrinsecis  vel  extrinsecis 
absque  nobis  sine  pecunia  Ire  teneantur." 

^  Z.  B.  Wenzel  IV.  S.  49 :  „.  .  .  inter  servientes  regales  computati 
exercituantur  sub  nostro  vexillo  more  nobilium  eorundem". 

*"  Art.  16:  „.  .  .  Cum  baronibus  quibus  voluerint  exercituandi  lia- 
beant  liberam  facultatem". 

"  S.  oben  Anm.  7  und  8. 
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gegenüber  zu  ungemessenen  Kriegsdiensten  verpflichtet  sind. 
Die  gegen  den  König  bestehende  Heerfolgepfhcht  ist  im  Ge- 
gensatze zu  der  beschränkten  Pflicht  der  Landesverteidigung, 
die  aus  dem  öffentlichen  Nationalverbande  fliesst,  eine  unbe- 
schränkte. Diejenigen,  die  dem  König  zu  besonderen  Kriegs- 
diensten verpflichtet  sind,  müssen  seinen  Befehlen  unbedingt 
gehorchen  und  einerseits  ihm  in  den  Angriffskrieg  folgen, 
andererseits  auch  ohne  seinn  persönliche  Führung  ins  Feld  ziehen. 
Während  jedoch  die  auf  dem  Nationalverbande  beruhende  allge- 
meine Wehrpflicht  ohne  Entgelt  geübt  wird,  wird  die  besondere 
Wehrpflicht  vom  Könige  entgolten  und  belohnt,  ebenso  wie  im 
Lehnsstaate  die  Kriegsdienste  der  Vasallen,  die  dafür  ihre  Lehen 
empfangen.  Das  Königsheer  entspricht  also  nach  seiner  rechtli- 
chen Natur  durchaus  den  auf  dem  Lehnsverband  beruhenden 
Heeren  der  westeuropäischen  Herrscher. 

Die  Bestandteile  des  Königsheeres  waren:  1.  die  könig- 
lichen Beamten  nebst  der  von  ihnen  ausgerüsteten  Miliz ;  2.  die 
Burgmänner;  3.  die  von  den  Städten  und  den  privilegierten 
Gemeinen  (Sachsen  u.  s.  w.)  gestellten  Krieger;  4.  das  Kriegs- 
volk der  Kirchen  und  weltlichen  Herren ;  5.  die  Söldner ; 
6.  Lehnsmiliz. 

1.  Die  königlichen  Beamten  sind  kraft  ihres  Amtes^-  dem 
König  zu  ungemessenem  Dienste,  also  auch  zu  unbedingten 
Kriegsdiensten  verpflichtet.  Die  hohen  Beamten  versehen  nicht 
bloss  die  Agenden  der  Verwaltung,  namentlich  der  Gerichtsbar- 
keit, sondern  leisten  auch  (ebenso,  wie  im  westlichen  Europa) 
militärische  Dienste,  als  Führer  des  königlichen  Heeres.  Das  ist 
unzweifelhaft  für  die  Comitatsgespäne,  die,  solange  die  könig- 
liche Gespanschaftverfassung  als  Heeresverfassung  bestand,  die 
Befehlshaber  der  zur  Burg  gehörigen  Kriegerschar  waren.  Das 
Decret  Kaimans  verpflichtet  die  Gespane  (wahrscheinlich  auch 
die  königlichen  Centralbeamten :  den  Palatin,  Hofrichter,  Taver- 
nicus  u.  s.  w.)  nicht  nur  wann  immer  auf  des  Königs  Befehl 
in  eigener  Person  ins  Feld  zu  ziehen,  sondern  auch  nach 
ihrem  Amtslande  und  anderen  Einkünften  Kriegsleute  auszu- 
rüsten.^" Wir  betrachten  diese  Bestimmung  als  den  ersten  Keim 


>-  Art.  XV  :  1231  :  „.  .  .  ex  officio  debito  .  .  ." 
'*  Decr.  I.  cap.  40. :  „Comites  si  proprios  in  villis  suis  liberos  habu- 
erint  de  quibus  equos  accipere  et  centum  pensas  possint  colligere  loricatum 

18* 
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der  Entwicklung  der  Amtsbanderien  {banderia  officiosä),  denen 
wir  in  der  nächsten  Periode  begegnen  werden. 

2.  Der  bedeutendste  Bestandteil  und  feste  Kern  des  Königs- 
heeres waren  die  Burgmänner.  Sie  mussten  dem  König  für  das 
empfangene  Burgland  ungemessene  Kriegsdienste  leisten,  und 
bildeten  das  ständige  königliche  Heer,  das  dem  König  auch 
ausserhalb  Landes  zu  folgen  verpflichtet  war.  Die  Wehrpflicht 
der  Burgmänner  steht  also,  wie  bereits  oben  gesagt  worden 
ist,  derjenigen  der  westeuropäischen  Vasallen  ursprünglich 
am  nächsten,  und  so  entspräche  denn  der  Grundbesitz  der 
Burgmänner  am  ehesten  dem  Lehngute ;  jedoch  findet  sich 
—  wie  erwähnt  —  keine  Spur  dessen,  dass  bei  der  Ver- 
leihung der  Burgländereien,  oder  bei  Erbgang  die  Formen  der 
Belehnung:  Huldigung  und  Commendation  und  die  Investitur 
zur  Anwendung  gekommen  wären. 

3.  Die  übrigen  nicht-adeligen  Freien:  die  Burgholden,  hospites 
und  freien  Landleute  waren  nicht  persönlich  wehrpflichtig,  sondern 
acht  oder  zehn  von  ihnen  stellten  nach  dem  Bericht  Ottos  von 
Freisingen  je  einen  Krieger.  ^^  Der  Bericht  des  Freisinger  Bischofs 
wird  vollauf  bestätigt  durch  die  frühesten  Stadtprivilegien,  welche 
die  Kriegspflicht  der  hospites  gleichfalls  nach  der  Zahl  der 
Hausstellen  {mansiones)  festsetzen.  ^^  Später  als  die  Stadtfreiheit 
zur  eigentlichen  Ausbildung  gelangt,  rüsten  die  Städte  eine 
bestimmte  Anzahl  (8,  10,  12)  Schwerbewaffneter  aus;  sie  sind 
ferner  verpflichtet  die  Burgmauern  zum  Zwecke  der  Verteidigung 
zu  bemannen.  Ebenso  waren  die  Siebenbürger  und  Zipser  Sach- 
sen zur  Stellung  einer  bestimmten  Anzahl  von  Kriegern  ver- 
pflichtet :  erstere  stellten,  wie  wir  wissen,  innerhalb  der  Landes- 
grenzen 500,  ausserhalb  des  Landes,  wenn  der  König  das  Heer 
führte,  100,  sonst  50  Mann;  letztere  unter  allen  Umständen  50 
Lanzenbewaffnete. 

4.  In  den  Urkunden  des  XIII.  Jahrhunderts  ist  häufig  von 
den  jobbagiones  exercituantes  des  Königs,   der   Königin,   sowie 

unum  regi  de  sumptu  illo  procurent,  si  vero  quadraginta  pensas  militem 
absque  lorica  educant ;  at  si  minus  suis  hoc  propriis  usibus  reservent." 

'*  MG,  SS.  XX.  S.  368. 

1*  Nagyszombat  1238  Art.  2:  „.  .  .  de  centum  mansionibus  unum 
militem  Omnibus  necessariis  militaribus  honestissime  preparatum  mittere 
teneantur".  Endlicher  S.  445.  Vgl.  Könnend  1244  Hazai  Oi<mt.  VI.  S.  43. 
Kolozsvär  1260-1279  Wenzel  Vlll.  S.  267. 
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der  geistlichen  und  weltlichen  Herren  die  Rede.^- Der  Ursprung 
dieser  Kriegerklasse  kann  wol  auf  Stefan  den  Heiligen  zurück- 
geführt werden,  indem  der  Stiftungsbrief  der  Abtei  Pecsvärad 
zweihundert  freier  Kriegsleute,  die  zum  Schutze  des  Münsters 
dienen  sollen,  der  Stiftsbrief  des  Veszpremvölgyer  Nonnenklos- 
ters sechzig  berittener  Dienstleute  gedenkt.^'  Zu  grösserer  Bedeu- 
tung gelangte  dies  Institut  erst  im  Laufe  des  XIII.  Jahrhunderts, 
als  den  geistlichen  und  weltlichen  Grossen  die  Erbauung  von 
Burgen  gestattet  wurde,  in  welchen  sie  natürlich  Bemannung 
unterhielten ;  im  Notfalle  mussten  diese  Kriegsleute  im  Königs- 
heere Kämpfen.^ ^  Dass  gegen  das  Ende  dieser  Periode  ver- 
armte Adelige  in  grosser  Zahl  bei  den  geistlichen  und  welt- 
lichen Herren  Waffendienst  nahmen,  ist  uns  bereits  bekannt.^^ 
Die  Institution  der  jobbagiones  exercituantes  und  der  familiäres, 
d.  h.  der  adeligen  Kriegsleute  im  Dienste  von  Privaten,  ist 
gleichfalls  ein  Vorläufer  der  Banderialverfassung  der  nächsten 
Periode. 

5.  Unter  Söldnern  {stipendiarii)  verstehen  wir  die  um 
Sold  dienenden  Krieger.  Ausser  dem  König  unterhielten  auch 
die  Grossen  Söldner.  Laut  Art.  XV:  1231  mussten  die  Söldner, 
gleich  den  königlichen  Beamten  und  den  Burgmännern,  dem 
König  auch  auf  Heerzügen  ins  Ausland  folgen.-^  Soviel  scheint 
unzweifelhaft,  dass  die  Söldner  während  dieser  Periode  eine 
sehr  unbedeutende  Rolle  in  der  Heeresverfassung  spielten. 

6.  Einige  Male  begegnen  wir  in  den    königlichen   Schen- 

1«  Z.  B.  Fejer  C.  D.  IV/2  S.  293,  IV  3  S.  346.  492,  V'3  S.  126. 
Wenzel  IV.  S.  343.  Reg.  de  Värad  Nr.  88. 

'^  „.  .  .  idem  monasterium  .  .  .  dotavimus  .  .  .  populis  .  .  .  liberis 
scilicet  ducentis  militibus  quos  sub  talem  redegimus  militiam  ut  si  forte 
aliqua  in  regione  suboriatur  seditio  ad  monasterii  armata  manu  concurrant 
custodiam,  et  abbati  regalem  visitandi  (so)  presentiam  duodecim  equites 
servitium  studeant  exhibere."  Karäcsonyi  a.  a.  0.  S.  79.  „.  .  .  o-Scuji.'.  .  .  . 
l-K'Moiirxz  E^-rjxovxa."  Ebenda  S.  26. 

'«  1146:  Wenzel  I.  S.  56.  1186:  Fejer  C.  D.  II.  S.  228,  1258:  V/1 
S.  321,  1279:  V/2  S.  591,  1291  :  Knauz,  Mon.  Strig.  II.  S.  298,  1292:  S.  334. 

1*  Art.  XXXIII :  1298 :  „Item  statuimus,  quod  nobiles  servire  valeant, 
qüibuscunque  voluerint  sua  spontanea  voluntate".  Kovachich,  Sylloge  S.  38, 
Endlicher  (Art.  XXVII)  S.  637.  —  Der  Bischof  von  Zägräb  verleiht  1293 
ein  Praedialgut  „more  et  consuetudine  praedialium  nostrorum  aliorum  ser- 
viciis  debitis  et  consuetis  nobis  et  nostris  successoribus  in  eadem  consue- 
tis".  Fejer  VII '5  S.  515. 

*"  S.  oben  Anm.  5. 
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kungsbriefen  der  Festsetzung  wirklicher  feudaler  Heerfolgepflicht. 
Der  König  verpflichtet  nämlich  den  Donatar,  eine  bestimmte 
Anzahl  von  Kriegern  ins  königliche  Lager,  also  auch  ausser  Lan- 
des, auszurüsten.  Art.  XV:  1231  begreift  diese  Donationalisten 
unter  dem  Ausdrucke :  denen  der  König  grosse  Besitzungen 
schenkte,  qiiibus  amplas  concessinms prossessiones.  Bartholomaeus, 
der  Vorahne  der  Grafen  Frangipani,  erhält  1193  die  Gespan- 
schaft Modrus  zu  Eigen  mit  der  Verpflichtung,  im  Kriegsfalle  inner- 
halb der  Landesgrenzen  zehn,  ausserhalb  des  Landes  vier  Schwer- 
bewaffnete zu  stellen. 2^  Den  Burgmännern  von  Goricza  wird 
1224  die  terra  Klokoche  gegen  die  Verpflichtung  verliehen,  15 
schwerbewaffnete  Reiter  und  100  Mann  Fussvolk  ins  Königslager 
zu  senden. '^'^ 

Die  Lehnsmiliz  gelangte,  als  Ausnahmeerscheinung,  gleich- 
falls zu  keiner  grösseren  Bedeutung  für  die  königliche  Heeres- 
verfassung. 

^  -'  Fejer  C.  D.  11.  S.  292.  Wenzel  XI.  S.  53. 
-=*  Fejer  C.  D.  1111  S.  447. 
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VII.  KAPITEL. 

Königtum  und  Kirche. 

§.  1.  Die  ursprüngliche  Organisation  und  Rechtstellung 
der  Kirche.  Die  Kirchengewalt  des  Königs.* 

Die  grosse  Bedeutung  der  christlichen  Kirche  für  das 
Staats-  und  sociale  Leben  des  Mittelalters  beruht  in  der  Primi- 
tivität des  Staatswesens  einerseits,  dem  religiösen  Zuge  der 
Zeit  andererseits.  Das  Christentum  und  dessen  äusserliche 
Organisation,  die  Kirche,  bildet  das  Bindeglied  der  mittelalter- 
lichen Gesellschaft.  Die  mittelalterlichen  Staaten  sind  keine 
Kultur-,  sondern  bloss  Rechtsstaaten.  Die  höheren  ethischen 
Ziele  und  Aufgaben,  die  Förderung  der  materiellen  und  geistigen 
Kultur  sind  dem  Staatswesen  noch  unbekannt;  ja  der  Staat 
vermag  selbständig  nicht  einmal  der  Aufgabe  der  Wahrung  des 
Rechtsfriedens  vollkommen  gerecht  zu  werden :  er  bedarf  auch 
hierbei  der  Unterstützung  der  Kirche.  Die  Kirche  ist  also  nicht 
bloss   eine   religiös-ethische    Schöpfung,    sondern    zugleich    ein 

*  Literatur:  F.  A.  Kollar,  Historia  diplomatica  iuris  patronatus 
apostolicorum  regum  Hungariae  1762 ;  De  originibus  et  usu  perpetuo  po- 
testatis  legislativae  circa  sacra  apostolicorum  regum  Hungariae  1764. 
M.  SzvoRENYi,  Amoenitates  historiae  ecclesiasticae  regni  Hungariae  1796. 
Barth.  Schönvitzky,  II.  Szilveszter  buliäja  [Die  Bulle  Sylvesters  III  1884. 
Äkos  Timon,  A  pärber  Magyarorszägon  [Die  Lecticalgebür  in  Ungarn]  1885. 
Ludwig  Balics,  A  röm.  kath.  egyhäz  törtenete  Magyarorszägon  [Geschichte 
der  röm.  kath.  Kirche  in  Ungarn.]  KarAcsonyi,  Szent  Istvän  kiräly  oklevelei 
es  a  Szilveszter-bulla  [Die  Urkunden  Stefans  des  Heiligen  und  die  Sylvester- 
bulle] 1891.  Fraknöi,  A  magyar  kirälyi  kegyüri  jog  [Das  Patronatsrecht  des 
Königs  von  Ungarn]  1895;  Magyarorszäg  viszonya  a  szentszekhez  1899. 
[Ungarns  Beziehungen  zum  heiligen  Stuhl.] 
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wichtiges  staatliches  Institut,  ein  ergänzender  Bestandteil  der 
Staatsverfassung.  Die  Wirkungskreise  der  Kirche  und  des  Staates 
sind  nicht  nur  nicht  genau  abgegrenzt,  sondern  sie  gehen  auch 
mehrfach  ineinander  über.  Während  auf  der  einen  Seite  der 
Staat  die  Kirche  in  ihrer  religiös-ethischen  Wirksamkeit  unter- 
stützt, dehnt  auf  der  anderen  die  Kirche  ihre  Tätigkeit  und  ihren 
Machtkreis  auf  zahlreiche  Angelegenheiten  aus,  die  ihrer  Natur 
nach  in  den  Machtbereich  des  Staates  fallen. 

So  standen  die  Dinge,  als  die  ungarische  Nation  dank  dem 
apostolischen  Eifer  Stefans  des  Heiligen  in  den  Schoss  der  katholi- 
schen Kirche  sich  begab.  Es  war  das  ein  für  die  ganze  Christenheit 
hochbedeutsames  Ereignis.  Der  Abfall  der  orientalischen  Kirche, 
das  Schisma  stand  nahe  bevor;  und  man  musste  in  Rom  mit 
Recht  befürchten,  dass  der  gesammte  Osten  Europas  sich  der 
orientalischen  Kirche  anschliessen,  und  also  dem  Papsttum  ver- 
loren gehen  würde. 

Das  zwischen  den  Westen  und  Osten  Europas  eingescho- 
bene Ungarnvolk  schloss  sich  an  die  occidentalische  Kirche  an 
und  ward  so  ein  Bollwerk  derselben  und  des  Papsttums  gegen  das 
orientalische  Schisma.  Hierdurch  erklärt  sich  zum  Teil  der  aus- 
gezeichnete Empfang,  den  Papst  Sylvester  II.  dem  Gesandten 
Stefans,  Astrik  bereitete.^  Der  Papst  sandte  Stefan  dem  Heiligen 
nicht  bloss  die  Krone,  das  erwünschte  Wahrzeichen  der  könig- 
lichen Gewalt,  sondern  stattete  ihn  auch  zum  Zwecke  der  kirch- 
lichen Organisation  des  christianisierten  Landes  mit  der  päpst- 
lichen Legation,  d.  i.  der  kirchlichen  Machtfülle  der  Gesandten 
des  Heiligen  Stuhles  aus.  Die  Übertragung  der  päpstlichen  Lega- 
tion an  einen  weltlichen  Herrschersteht  in  der  Weltgeschichte  ein- 
zig da,  denn  jenes  oft  angezogene  bedeutende  Privileg,  das  Urban 
II.  dem  König  Roger  von  Sicilien  erteilte,  begriff  die  mit  der 
Legation  verbundenen  Rechte  nicht.'^ 

Die  von  Sylvester  II.  verliehene  päpstliche  Legation 

'  Johann  Karäcsonyi  hält  die  bedrängte  Lage  Sylvesters  und  Kaiser 
Ottos  III.,  die  im  Februar  1001  gezwungen  waren,  vor  dem  Aufstande  des 
römischen  Adels  Rom  zu  verlassen,  für  die  Ursache  der  freundlichen  Auf- 
nahme ;  und  erachtet  umgekehrt  diesen  römischen  Aufstand  für  einen 
Beweis  dessen,  dass  die  Schenkunj<  der  Krone  im  Jahre  1001  stattgefunden 
habe.  Szt.  Istvän  megkoronäzäsa  [Die  Krönung  Sankt  Stefansl  Szäzadok 
Jg.  1901  S.  876  ff. 

*  Sentis,  De  Monarchia  Sicula  1869. 
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bildete  die  Grundlage  der  im  ungarischen  Staatsrecht  späterhin 
als  oberstes  Patronatsrecht  {lus  siipremi  patronatus)  bezeichne- 
ten Kirchengewalt  der  Könige  von  Ungarn,  die  wo!  im  Wechsel 
der  Zeiten  manche  Veränderungen  und  auch  Abschwächungen 
erlitt,  aber  stets  eine  schönste  Zierde  und  ein  köstliches  Juwel 
der  Heiligen  Krone  blieb.  Das  Recht  der  päpstlichen  Legation, 
das  oberste  Patronatsrecht  des  Königs  hat  die  Souverainität  des 
ungarischen  Königreichs  nicht  beeinträchtigt,  sondern  noch  ge- 
hoben, den  Glanz  der  Krone  nicht  nur  nicht  verdunkelt,  sondern 
gesteigert. 

Die  römischen  Kaiser  deutscher  Nation  und  auch  andere 
weltliche  Herrscher  besassen  einst  eine  ähnliche  Kirchengewalt, 
als  die  ungarischen  Könige,  jedoch  nicht  von  Rechts  wegen, 
auf  Grund  päpstlicher  Ermächtigung,  sondern  gestützt  auf  ihre 
eigene  weltliche  Macht;  darum  gieng  die  kirchliche  Gewalt  jener 
Herrscher  später  gänzlich  zu  gunsten  des  Papsttums  verloren, 
während  der  König  von  Ungarn  bis  auf  den  heutigen  Tag  im 
Besitz  einer  bedeutenden  Kirchengewalt  geblieben  ist. 

Jene  päpstliche  Bulle,  worin  Sylvester  II.  Stefan  dem  Heili- 
gen die  päpstliche  Legation  verlieh  und  den  damit  verbundenen 
Macht-  und  Wirkungskreis  umschrieb,  ist  nicht  auf  unsere  Zeit 
gekommen;  die  Schrift,  welche  seit  dritthalb  Jahrhunderten  als 
Bulle  Sylvester  II.  bekannt  ist,  rührt  von  Fälscherhänden  des 
XVII.  Jahrhunderts  her.^  Die  Tatsache  der  Verleihung  der  Lega- 
tion {officium  legattonis  sedis  apostolicae)  an  Stefan  den  Heiligen 
und  die  Ausübung  der  darin  begriffenen  Kirchengewalt  durch  den 
heiligen  König  steht  zufolge  zeitgenössischer  Berichte  und  späterer 
Angaben  unzweifelhaft  fest. 

Die  Jurisdiction  der  Legaten  des  Heiligen  Stuhls  war  zu 
dieser  Zeit  noch  nicht  genau  festgesetzt.  Aus  den  Vollmachten 
von  Fall  zu  Fall  ist  ersichtlich,  dass  die  päpstlichen  Legaten 
im  Gebiet  ihrer  Legation  als  mit  Machtvollkommenheit  aus- 
gestattete Gesandte  und  Statthalter  des  Papstes  die  kirchlichen 
Verhältnisse  in  selbständiger  Weise  regeln.  Sie  errichten  Erz- 
bistümer und  Bistümer,  ordnen  deren  jurisdictionelle  und  terri- 
toriale  Verhältnisse  und  Einkünfte,  verieihen    die   Kirchenämter 


'  Die  Authenticität  der  Bulle  bildete  den  Gegenstand  einer  langen 
Controverse.  Die  Fälschung  ist  in  abschliessender  Weise  von  Karäcsonyi, 
Szent  Istvän  kiräly  oklevelei  es  a  Szilveszter  bulla  1891  nachgewiesen  worden. 
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und  Würden,  gewähren  kirchliche  Privilegien  und  setzen  die 
Pflichten  des  Klerus  und  der  Laien  fest;  bei  festlichen  Gelegen- 
heiten dürfen  sie  sich  das  apostolische  Kreuz  vorantragen  lassen. 

Alle  diese  Rechte  übte  auch  Stefan  der  Heilige  aus,  des- 
gleichen von  seinen  Nachfolgern  noch  Ladislaus  der  Heilige  und 
Kälmän ;  und  zwar  wie  Stefan  der  Heilige  in  seinen  Urkunden 
erklärt,  auf  grund  päpstlicher  Vollmacht.*  Auf  diese  gestützt 
errichtete  er  die  Diöcesan-  und  Parochialverfassung  Ungarns. 
Die  Legende  des  heiligen  Gerhard  berichtet,  dass  Sankt  Stefan 
zwölf  Bistümer  gründen  wollte ;  tatsächlich  teilte  er  das  Staats- 
gebiet bloss  in  zehn  Diöcesen :  u.  zw.  die  Diöcesen  Esztergom, 
Györ,  Veszprem,  Väcz,  Pecs,  Kalocsa,  Csanäd,  Eger,  Bihar  (später 
Nagyvärad)  und  Gyulafehervär  (in  Siebenbürgen).  Die  Zahl  der 
Bistümer  wurde  erst  zu  Ende  des  Jahrhunderts  auf  zwölf  ergänzt, 
indem  Ladislaus  der  Heilige  das  Bistum  Zägräb,  Kälmän  das  Bis- 
tum Nyitra  errichtete.  Diese  Diöcesaneinteilung  bestand  unverändert 
bis  Andreas  IL,  unter  dessen  Regierung  das  Szeremer  Bistum 
hinzukam.  Der  Sitz  des  ersten  ungarischen  Kirchenfürsten,  des 
Primas,  ward  Esztergom,  zu  jener  Zeit  der  Sitz  des  Königs 
selbst.  Nach  der  Kirchenverfassung  jener  Zeit  war  der  Primas 
die  mittlere  Instanz  zwischen  dem  Papst  einerseits  und  den 
Bischöfen  andererseits.  Doch  erhielt  bereits  der  erste  Bischof 
von  Kalocsa,  Astrik,  das  Pallium  und  wurde  solcherart  Erz- 
bischof, so  dass  die  ungarische  Kirche  fast  von  allem  Anbeginn 
unter  zwei  Metropoliten  stand.  Aber  der  Primat  des  Erzbischofs 
von  Esztergom  bestand  nichtsdestoweniger  fort,  ja  wurde  später 
vom  Papste  besonders  bestätigt. 

Stefan  der  Heilige  führte  auch  die  Parochialeinteilung 
durch ;  er  verordnete,  dass  je  zehn  Gemeinden  {villae)  eine 
Kirche  bauen  und  sie  dotieren  sollten.  Für  die  Einrichtung  der 
Kirchen  sorgte  der  König ;  Priester  und  Bücher  gab  der  Bischof.*^ 

Stefan  der  Heilige  und  seine  Nachfolger  gründeten  auch 
zahlreiche  Klöster,  welche  sie,  gleichwie  die  Bistümer,  mit  reichem 
Grundbesitz  ausstatteten.  Neben  den  Benedictinerklöstern  erblicken 

*  Z.  B.  1009  :  Karäcsonyi  a.  a.  O.  S.  40,  1015  :  ebenda  S.  79. 

'-  Decr.  11.  cap.  34.  (Endlicher  II.  1.):  „Decem  villae  ecclesiam  aedifi- 
cent,  quam  duabus  mansionibus  totidemque  mancipiis  dotent,  equo  et 
iumento,  sex  bobus  et  duabus  vaccis  triginta  quatuor  minutis  bestiis.  Vesti- 
menta  vero  et  corporalia  et  coopertoria  rex  provideat ;  presbyterum  et 
libros  episcopi." 
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wir  später  in  grosser  Zahl  auch  Niederlassungen  der  Cistercien- 
ser,  Praemonstratenser,  Karthäuser,  Dominikaner,  Augustiner 
und  Franziskaner,  ferner  des  Johanniter-,  Templer-  und  Deutschen 
Ordens.*^ 

Das  königliche  Recht  der  päpstlichen  Legation  verknüpfte 
die  Wirkungskreise  der  geistlichen  und  weltlichen  Gewalt  noch 
enger  und  manigfacher.  Die  Decrete  Sankt  Stefans,  Ladislaus  des 
Heiligen  und  Kaimans  enthalten  zahlreiche  Bestimmungen  über 
das  Kirchenregiment  und  die  Kirchendisciplin,  die  religiösen 
Pflichten  der  Mitglieder  des  geistlichen  Standes  und  der  Gläu- 
bigen :  namentlich  Kirchenbesuch,  Fasten,  Beichte,  den  Ge- 
horsam gegen  die  Kirche  u.  s.  w.  Die  Geistlichen  und  das 
Kirchengut  stehen,  wie  in  den  westeuropäischen  Staaten,  unter 
dem  Königsfrieden,  dem  besonderen  Schutze  des  Königs,  und 
wird  daher  die  Verletzung  einer  geistlichen  Person  oder  des 
Kirchenvermögens  als  Verletzung  des  königlichen  Rechtskreises 
angesehen  und  geahndet.  Dieser  ausgezeichneten  Stellung  der 
Kirche  ist  es  wol  zuzuschreiben,  dass  zuerst  die  Kirchen  in 
den  Besitz  der  Immunität  gelangen.  Die  innige  Verschmelzung 
der  geistlichen  und  weltlichen  Gewalt  offenbaren  deutlich  die 
von  Ladislaus  dem  Heiligen  und  Kaiman  „mit  den  Prälaten 
und  Vornehmen  im  Beisein  des  ganzen  Klerus  und  Volkes" 
abgehaltenen  Synoden,  auf  welchen  der  König  (wie  einst  die 
Merowinger  und  Karolinger)  die  Verhältnisse  der  Kirche  regelt  und 
die  Durchführung  der  gemeinen  Kirchengesetze  mittelst  beson- 
derer Verordnungen  zu  fördern  sucht.  Namentlich  die  Sorge  für 
die  Wahrung  der  Autorität  des  geistlichen  Standes  und  die 
Kirchendisciplin  liegt  dem  König  ob.  Das  zeigt  sich  namentlich 
in  der  Frage  der  Priesterehen.  Das  Decret  Ladislaus  des  Heiligen 
verbietet  den  Mitgliedern  des  geistlichen  Standes  bloss  die 
Eingehung  einer  zweiten  Ehe,  desgleichen  die  Ehe  mit  einer 
Wittwe  oder  geschiedenen  Frau ; '  denselben  Standpunkt  nimmt 
die  erste  Esztergomer  Synode  unter  König  Kaiman  ein.-  Laut  den 
Beschlüssen  der  zweiten  Synode  kann  jedoch  niemand  den 
Diakonat  oder  eine  höhere  Weihe  empfangen,  ehe  er  das 
Gelübde  der  Ehelosigkeit  abgelegt  hat ;  der  verheiratete  Priester 


«  Siehe  Balics  a.  a.  0.  II/2  S.  147  ff. 

'  Decr,  I.  cap.  1. 

^  Art.  53  und  54.  Vgl.  Art.  11.  31.  32  und  33. 
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darf  keinen  Gottesdienst  verrichten,  ausgenommen  seine  Gattin 
gelobt  ewige  Keuschheit  und  begibt  sich  an  einen  anderen  Ort.'* 
Kap.  57  des  Decrets  König  Kaimans  steht  durchaus  auf  dem 
milderen  Standpunkte  der  ersten  Synode ;  und  die  Bestimmun- 
gen der  Ofner  Synode  von  1279  bezeugen,  dass  verheiratete 
Priester  noch  in  der  zweiten  Hälfte  des  XIII.  Jahrhunderts 
keine  Seltenheit  waren  in  Ungarn.^" 

Die  Mitglieder  des  geistlichen  Standes  geniessen  auch  in 
Ungarn  jener  Vorrechte,  deren  sie  in  den  Staaten  des  Westens 
teilhaftig  waren  und  die  in  dem  Begriffe  libertas  derlconim 
zusammengefasst  wurden.^'  Die  Prälaten  nehmen,  gleich  den 
obersten  Beamten  des  Königs,  ständig  an  den  Versammlungen 
des  königlichen  Rates  Teil,  ja  sie  gehen  ihnen  im  Range  vor 
und  werden  auch  in  der  Schlussklausel  der  Urkunden  an  erster 
Stelle  genannt.  Unter  den  gemeinsamen  Vorrechten  des  ge- 
sammten  geistlichen  Standes  steht  das  Gerichtsprivileg 
{jjnvUegium  fori),  wonach  geistliche  Personen  ihren  Gerichts- 
stand nur  vor  geistlichen  Gerichten  haben,  obenan.  Bereits  das 
Decret  König  Kaimans  verordnet,  dass  kein  Laienrichter  eine 
geistliche  Person  vor  sein  Gericht  lade,  der  Geistliche  hingegen 
seine  Klage  gegen  einen  Laien  vor  dem  zuständigen  weltlichen 
Richter  anbringe.^"  Dasselbe  bestimmt  der  grosse  Freibrief 
Andreas  II.  von  1222.^^  Andererseits  war  es  den  Geistlichen 
strenge  untersagt,  in  geistlichen  Angelegenheiten  das  Gericht 
ihres  Ordinarius  zu  umgehen  und  sich  an  ein  weltliches  Gericht, 
sei  es  das  unmittelbare  Gericht  des  Königs  selbst,  zu  wenden. 
Auch  als  ordentliche  (gemeine)  Gerichte  besassen  die 
geistlichen  Gerichte  bereits  zur  Zeit  Stefans  des  Heiligen  grosse 
Bedeutung  für  das  Strafrecht  und  das  Gerichtsverfahren.  Sowol 
Stefan,  als  Ladislaus  der  Heilige  und  Kaiman  überliessen  die 
Bestrafung  mehrerer  Verbrechen   den  geistlichen  Gerichten  und 


^  Decr.  Colom.  II.  cap.  9.  10.  (bei  Endlicher,  Synodus  altera 
Art.  9.  10.) 

"  Art.  9.   10  und  12.  Endlicher  S.  569—570. 

'^  Vgl.  den  Freibrief  Andreas  II.  für  den  Klerus  1222  Endlicher 
S.  417  ff. 

'*  Decr.  1.  cap.  6  und  14.  Die  Angelegenheiten  gewisser  Geistlichen 
wies  Kaiman  vor  die  gemischten  Synodalgerichte  cap.  8  und  9. 

•'  Art.   1   und  2  Endlicher  S.  417—418. 
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befahlen  die  Mitwirkung  geistlicher  Personen  beim  Beweisver- 
fahren, namentlich  der  Vollstreckung  der  Ordalien.'* 

Ein  anderes  wichtiges  Privileg  des  Klerus  war  die  Steuer- 
freiheit. Die  Geistlichen  zahlen  ebensowenig,  als  die  Adeli- 
gen irgend  eine  Steuer,  obwol  sie  während  dieser  Periode  noch 
nicht  zu  den  Adeligen  zählen.  Die  Unfreien  waren  übrigens  von 
der  Aufnahme  in  den  geistlichen  Stand  mangels  Zustimmung 
des  Herrn,  kraft  gemeinen  Kirchenrechts,  ausgeschlossen.  Der 
Freibrief  von  1222  verbot  den  Prälaten  strenge  die  udvornici 
oder  die  Sklaven  des  Königs  zu  Klerikern  zu  scheeren.^^ 

Die  bedeutendste  Einkunftsquelle  der  Kirche  war  der 
Zehnte  {dedmä). 

Die  Kirche  schöpft  das  Recht  auf  den  Zehnten  aus  dem 
alten  Testament  ^'^  und  gründet  es  auf  das  Gebot  Gottes.  In 
Ungarn  wurde  das  Zehntrecht  der  Kirche  von  Stefan  dem 
Heiligen  festgesetzt.  Der  Zehnte  gebürte  ausschliesslich  der 
Kirche ;  weder  der  König,  noch  sonst  ein  Laie  durfte  kraft 
eigenen  Rechts  den  Zehnten  eintreiben ;  bloss  auf  grund  der 
Übertragung  seitens  der  Kirche :  vermöge  Erbpacht,  Tausches 
oder  eines  anderen  Rechtsgeschäfts.  Das  Zehntrecht  stand 
anfänglich  ausschliesslich  den  Bischöfen  zu;  den  hierhergehörigen 
Bestimmungen  der  Decrete  des  ersten  Jahrhunderts  liegt  entschie- 
den dies  Princip  zugrunde.^"  Doch  schon  Stefan  der  Heilige  verlieh 
den  Abteien  von  Pannonhalma  und  Pecsvärad  den  Zehnten;  ^*^  und 
später  gelangten  durch  königliches  Privileg,  bezw.  Verleihung 
gar  zahlreiche  Klöster  in  den  Besitz  des  Zehntrechts,  was  klar 
bekundet,  dass  die  Könige  das  Recht  der  Vergebung  von  Zehnten 
beständig  in  Anspruch  nahmen. 

Mit  der  Ausbildung  der  Kirchspielverfassung  fällt  der 
Zehnte  nach  gemeinem  Kirchenrechte  an  den  Pfarrer  des  Ortes. 
Päpstliche  Constitutionen  sowol,  als  Beschlüsse  particulärer 
Concilien  gewähren   den   Bischöfen  übereinstimmend  bloss  den 


"  Ausführlich  wird  hiervon  in  Kap.  III  und  IV  des  III.  Buches  die 
Rede  sein. 

1*  Art.  4  Endlicher  S.  418. 

^«  Mosis  B.  I.  Kap.  28.  V.  22,  B.  II.  Kap.  22.  V.  29,  B.  III.  Kap.  27. 
V.  30—33,  B.  IV.  Kap.  18.  V.  21  und  24. 

^'  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  52.  (Endlicher  II.  18.);  decr.  S.  Lad.  I.  cap. 
41  ;  decr.  Colom.  I.  cap.  25. 

^-  Karäcsonyi  a.  a.  O.  S.  84  und  148. 
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vierten  Teil  des  Zehnten.  Dennoch  wurde  der  Zehnte  den  Seel- 
sorgern allmälig  entzogen  und  diese  mussten  sich  mit  dem  vierten 
Teil  des  Zehnten,  ja  späterhin  mit  dem  vierten  Teil  des  vierten 
Teils,  der  sedednia  (Sechzehntel)  begnügen.  Dieselbe  Ent- 
wicklung findet  sich  in  Ungarn.  Unter  Ladislaus  dem  Heiligen 
und  Kaiman  gebürt  dem  Pfarrer  noch  der  vierte  Teil,  während 
der  Regierungszeit  Belas  IV.  nur  ein  Sechzehntel  des  Zehnten. 
Später  sehen  wir  die  Pfarrer  zufolge  besonderer  örtlicher 
Gewohnheit  oder  kraft  Vergleichs  häufig  im  Besitze  des  vierten 
oder  achten  Teils.  Den  vollen  Zehnten  besass  der  Pfarrer  nur 
sehr  selten,  auf  grund  besonderen  Privilegs.^'-' 

Zehntpflichtig  waren  alle  Landesbewohner :  der  König,  die 
Geistlichen,  die  Laien,  ohne  Unterschied  des  Ranges,  die 
Klöster,  welche  nicht  besonders  befreit  waren,  und  die  Hinter- 
sassen aller  der  Genannten.  Laut  dem  Decret  König  Kaimans 
gebürte  dem  Bischof  der  Zehnte  von  den  zu  Händen  des 
Comitatsgespans  fliessenden  königlichen  Einkünften.  Später 
besitzt  der  Erzbischof  von  Esztergom  den  Zehnten  von  allen 
Einkünften  der  königlichen  Schatzkammer.  Hingegen  hat  der 
König  den  Zwanzigsten  (vicesima)  vom  Zehnten, ^^  und  vergibt 
ihn  auch  häufig.^^ 

Der  Zehnte  wurde  von  den  verschiedensten  Früchten: 
Weizen,  Roggen,  Gerste,  Hafer,  Wein,  Hanf,  Obstfrüchten,  Haus- 
tieren, den  Einkünften  der  Mühlen  u.  s.  w.,  und  auf  dreierlei  Weise 
entrichtet.  Nach  der  Art  des  Zehntens  unterschied  man  nämlich 
den  ungarischen,  slavischen  und  deutschen  Zehnten.  Der  Unter- 
schied der  beiden  ersten  wird  uns  aus  den  Urkunden  nicht  klar. 
Unter  Zehnten  nach  deutscher  Art  verstand  man  die  Abgabe 
bloss  des  zwölften  Teils  der  Frucht;  ferner  Hess  man  bei  diesem 
Zehnten  den  Teil  des  Getreides  auf  dem  Felde.  Der  Zehnte 
wurde  in  natura  geleistet,  was  noch  Art.  XX  der  Goldenen  Bulle 
bestätigt."^^  Zum  Zwecke  der  Sicherstellung  des   Zehnten   trafen 

^"  Vgl.  TiMON,  A  pärber  Magyarorszägon  jogtörteneti  fejlödese  es 
jelen  älläsa  szerint.  [Die  Lecticalgebühr  in  Ungarn,  in  ihrer  rechtshistorischen 
Entwicklung  und  nach  ihrem  gegenwärtigen  Stande]  1885.  S.  7—8. 

'»  S.  oben  S.  268. 

"  Knauz,  Mon.  Strig.  I.  S.  97.  Wenzel  11.  S.  103. 

^*  „Decimae  argento  non  redimantur,  sed  sicut  terra  protulerit  vinum 
vel  segetes  persolvantur.  Et  si  episcopi  contradixerint,  non  iuvabimus  ipsos". 
Siehe  auch  Fejer  C.  D.  V/3  S.  41. 
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bereits  Stefan  der  Heilige,  und  nacii  ihm  Ladislaus  der  Heilige 
strenge  Massregeln.  Wer  den  Zehnten  vorenthielt,  musste  neun 
Zehntel  der  Frucht  geben."  Die  Eintreibung  des  Zehnten  besorgten 
besondere  Angestellte  der  Geistlichen,  decimatores,  doch  unter 
Mitwirkung  der  königlichen  Beamten,  wofür  der  Comitatsgespan 
einen  Hundertteil  des  Zehnten  oder  nach  jedem  Hofe  zwei  Denare 
erhielt.^* 


§.  2.  Die  Beschränkung  der  Kirchengewalt  des  Königs. 
Der  Investiturstreit  und  die  electio  canonica.* 

Eines  der  wichtigsten  Rechte,  welche  die  apostolische  Lega- 
tion, demnach  auch  die  Kirchengewalt  des  Königs  von  Ungarn 
in  sich  schloss,  war  die  Verleihung  der  höheren  Kirchenämter. 
Stefan  der  Heilige  übte  dieses  Recht  aus ;  von  seinen  nächsten 
Nachfolgern  wissen  wir  es  nicht  mit  Bestimmtheit,  bis  auf 
Ladislaus  den  Heiligen.  Aber  wir  haben  nicht  den  mindesten 
Grund  das  Gegenteil  anzunehmen,  denn  im  XI.  Jahrhundert 
wurde  das  Recht  der  freien  Besetzung  der  höheren  Kirchen- 
ämter von  den  Kaisern  und  den  anderen  Herrschern  allgemein 
in  Anspruch  genommen.^  Noch  weniger  kann  aus  dem  Mangel 
diesbezüglicher  Nachrichten  gefolgert  werden,  dass  Stefan  der 
Heilige  die  päpstliche  Legation  einzig  für  seine  Person  empfieng 
und  auf  seine  Nachfolger  bloss  deren  Wahrzeichen,  das  aposto- 
lische Doppelkreuz,  nicht  aber  die  in  der  Legation  begriffene 
Machtfülle  vererbte.  Diese  Annahme  entbehrt  umsomehr  der 
Begründung,  als  wir  ja  von  Ladislaus  dem  Heiligen  wissen,  dass 
er  die  Legatenrechte  ausübte,  namentlich  die  höheren  Kirchen- 
ämter selbständig  besetzte,  ebenso  König  Kaiman,  den  Papst  Urban  II. 
bereit  war  in  der  Würde  und  dem  Ehrenamt,  die  Stefan  der  Heilige 


"  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  52.  (Endlicher  II.  18.);  decr.  Lad.  I.  cap.  41. 

**  Fejer  C.  D.  II.  S.  56,  V  1    S.  40,    VII  2  S.  79.  H.  Okmt.  III.  S.  6. 

*  Literatur.  Nebst  der  zu  §.  1  angeführten  siehe  besonders  C.  A. 
Dedek,  A  magyarorszägi  föpapnevezesek  [Die  Ernennung  der  ungarischen 
Prälaten]  1885.  Ludwig  Rajner,  A  püspöki  szekek  betöltesenek  törtenete 
[Geschichte  der  Besetzung  der  Bischofsstühle]  I.  1901. 

^  pRAKiNöi,  Kirälyi  kegyüri  jog  S.  15  ff. 
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vom  apostolischen  Stuhle  erworben  hatte,  zu  bestätigen."  Stefan 
der  Heilige  vererbte  auf  seine  Nachfolger  nebst  dem  Symbole 
der  apostolischen  Legation  auch  deren  Gehalt.  Ein  Teil  der  darin 
begriffenen  Rechte  gieng  jedoch  späterhin  zu  gunsten  des  Papst- 
tums verloren  und  man  bezeichnete  nunmehr  die  derart  verkürzte 
Kirchengewalt  der  Könige  von  Ungarn  nicht  als  apostolische 
Legation,  sondern  als  oberstes  Patronatsrecht  (ins  supremi  patro- 
natus).'-' 

In  den  germanischen  Staaten  des  Westens  rissen  die  Könige 
in  strictem  Gegensatze  zur  kanonischen  Ordnung  die  Besetzung 
der  höheren  Beneficien,  Erzbistümer  und  Bistümer  an  sich, 
so  dass  die  kanonische  Mitwirkung  des  Klerus  und  des  Volkes 
in  den  Hintergrund  trat  oder  ganz  verschwand.  Die  weltlichen 
Herrscher  ernannten  die  Kirchenobern  nach  ihrem  Gutdünken, 
setzten  sie  durch  Übergabe  des  Hirtenstabes  und  Ringes  (als 
Symbole  der  kirchlichen  Gewalt)  in  ihr  Amt  ein  und  überiiessen 
es  ihnen,  die  Bestätigung  der  kirchlichen  Behörde  und  die 
Consecration  zu  erwirken. 

Erst  im  XI.  Jahrhundert  eröffnete  die  Kirche  den  Unab- 
hängigkeitskampf gegen  den  Staat.  Diese  mächtige  kirchliche 
Bewegung,  deren  erstes  siegreiches  Vordringen  sich  an  den 
Namen  Gregors  VII.  knüpft,  nahm  besonders  Stellung  gegen 
die  Besetzung  der  Kirchenämter  durch  die  weltlichen  Herrscher 
und  die  Investitur  mit  Ring  und  Stab,  welche  gemeinhin  die 
Auffassung  zum  Ausdrucke  brachte,  als  ob  die  geistliche  Gewalt 
ein  Ausfluss  der  weltlichen  wäre.  Der  unter  dem  Namen  des 
Investiturstreits  bekannte  Kampf  endete  im  deutsch-römischen 
Reiche,  wo  er  am  heftigsten  getobt  hatte,  1122  mit  dem  Worm- 
ser  Concordat.  Der  Kaiser  gestattete,  dass  die  Besetzung  der 
Bischofsstühle   durch   die   Wahl    der   nach   kanonischem    Recht 


"  Fejer  C.  D.  II.  S.  15 :  „.  .  .  ut  quidquid  honoris,  quidquid  digni- 
tatis  praedecessor  tuus  Stephanus  ab  apostolica  nostra  ecciesia  promeruisse 
dignoscitur,  certa  devotione  exquiras,  plena  libertatis  benignitate  percipias". 
Fraknöi  a.  a.  O.  S.  11  folgert  hieraus  das  gerade  Gegenteil,  unseres  Er- 
achtens  irriger  Weise.  Denn  die  neuerliche  Verleihung  eines  Rechts  be- 
deutete im  Mittelalter  nicht,  dass  der  Beliehene  jenes  Recht  früher  nicht 
besessen  habe ;  eher  das  Gegenteil. 

^  Rajner  zieht  a.  a.  O.  S.  413  ff  die  apostolische  Legation  Stefans 
des  Heiligen  überhaupt  in  Zweifel  und  behauptet,  dass  die  canonica  electio 
von  Anbeginn  in  Übung  und  Geltung  gewesen  sei. 
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Wahlberechtigten  {canonica  electiö)  in  seiner  oder  seines  Stell- 
vertreters Gegenwart  erfolge  und  verzichtete  auf  die  Investitur 
mit  Ring  und  Stab ;  die  Investitur  mit  den  Regalien  sollte  mit 
dem  Symbol  des  Scepters  stattfinden.'^  Auch  in  Ungarn  strebte 
die  Kirche  der  Forderung  der  electio  canonica  zum  Siege 
zu  verhelfen.  König  Kaiman  verzichtete  1106  im  Concil  zu 
Guastalla  auf  die  Investitur  und  verpflichtete  sich  den  Bestim- 
mungen der  Kirchengesetze  gemäss  zu  handeln  und  ihnen  Aner- 
kennung zu  verschaffen.  °  Der  Umfang  dieses  Verzichts,  namentlich, 
ob  er  sich  bloss  auf  die  Investitur,  oder  zugleich  auf  die  Besetzung 
der  Bischofsstühle  bezogen  habe,  lässt  sich  aus  den  Quellen  nicht 
feststellen.^  So  viel  steht  unzweifelhaft  fest,  dass  die  Könige  die 
höheren  Kirchenämter  auch  nachher  frei  verliehen.  König  Geza  II. 
versprach,  die  Bischöfe  ohne  Rat  und  Zustimmung  des  Papstes 
weder  zu  versetzen,  noch  abzusetzen.  Stefan  III.  bestätigte  und 
wiederholte  diese  Zusage  1169  im  eigenen  Namen,  und  fügte 
hinzu,  dass  er  auch  die  Pröpste  und  Äbte  der  königlichen  Klöster 
nicht  willkürlich  absetzen,  sondern  hierbei  dem  kanonischen 
Verfahren  seinen  Lauf  lassen  wolle."  Es  ist  dies  die  erste  positive 
Nachricht  betreffend  die  Beschränkung  des  Königs  hinsichtlich 
der  freien  Collation  der  Kirchenämter.  Allerdings  kann  der 
völlige  Verzicht  daraus  nicht  mit  Sicherheit  gefolgert  werden, 
denn  in  der  Urkunde  ist  ausdrücklich  nur  vom  Verzichte  auf 
die  willkürliche  Transferierung  und  Absetzung  der  Bischöfe, 
königlichen  Pröpste  und  Äbte  die  Rede. 

Wahrscheinlich  begann  damals  der  Kampf  der  Päpste  mit 
den  Königen.  Die  Päpste  forderten,  dass  die  Erzbistümer  und 
Bistümer  laut  den  Bestimmungen  des  gemeinen  kanonischen 
Rechts  mittelst  der  durch  die  Kapitel  vorgenommenen  canonica 
electio  besetzt  würden,   während   die   Könige   an   ihrem   unbe- 


*  MG,  LL.  IV.  1.  S.  159.  Literatur  siehe  bei  Schröder  a.  a.  O.  ^S.  499. 

*  „Denunciamus  vobis  pater  venerande  nos  legi  divine  subditos  ac 
secundum  eam  vobis  servire  paratos.  Unde  et  investituram  episcoporum 
hactenus  a  maioribus  habitam  et  si  quem  (so)  in  electione  huiusmodi  minus 
canonice  retroactum  est,  de  cetero  deo  volente  cavebimus."  Fejer  C.  D.  II. 
S.  45,  Endlicher  S.  375. 

^  Rajner  a.  a.  0.  S.  329  ff.  weist  den  Verzicht  König  Kälmäns  in 
das  Reich  der  Fabeln ;  doch  ermangelt  diese  Behauptung  der  überzeugen- 
den Beweise. 

'  Fejer  C.  D.  II.  S.  181  f.,  Endlicher  S.  382  f. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  19 
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schränkten  Ernennungsrecht  festhielten.  Das  Resultat  des  Kampfes 
war,  dass  die  canonica  electio  im  XIII.  Jahrhundert  auch  in 
Ungarn  durchdrang.^  Es  kam  hierbei  ein  Compromiss  zustande, 
das  den  Königen  trotz  der  Anerkennung  des  kanonischen  Wahl- 
princips  bedeutenden  Einfluss  auf  die  Besetzung  der  höheren 
Beneficien  gewährte.  Die  compromissuale  Lösung  bestand  in 
Folgendem :  ä)  Das  Kapitel,  bezw.  Kloster  konnte  die  Wahl 
nur  mit  Bewilligung  des  Königs  vornehmen.^  b)  Der  Gewählte 
war  gehalten,  sich  dem  König  vor  der  Confirmation  seitens  der 
kirchlichen  Behörde  vorzustellen  und  die  königliche  Zustimmung 
{assensus  regalls)  zu  seiner  Wahl  zu  erwirken.^*'  c)  Wenn  das 
Kapitel  oder  königliche  Kloster  eine  dem  König  misliebige  Person 
{ingrata  persona)  gewählt  hatte,  konnte  der  Gewählte  das 
Kirchenamt  nicht  antreten."  Ob  die  Könige  im  allgemeinen  ein 
Candidationsrecht  ausübten  und  das  Kapitel,  bezw,  die  Reli- 
giösen an  die  königliche  Candidationsliste  gebunden  waren, 
lässt  sich  nicht  entscheiden.  Die  Bestimmung  des  Freibriefs 
für  das  Bistum  Eger,  wonach  bloss  ein  rechtsgelehrter  Adeliger, 
und  zwar  aus  der  Reihe  der  vom  Könige  präsentierten  drei  Per- 
sonen, zum  Bischöfe  gewählt  werden  konnte,^'^  beweist  klar,  dass 
der  König  befugt  war,  sich  das  Recht  der  Candidation  vorzu- 
behalten und  gewisse  Eigenschaften  ausser  den  kanonischen 
als  Bedingung  der  Wählbarkeit  aufzustellen.  Die  Anwendung 
der  canonica  electio  hob  in  Ungarn  das  königliche  Ernennungs- 
recht nicht  eigentlich  auf,  sondern  beschränkte  es  bloss ; 
denn  sie  trat  nicht  als  Forderung  des  gemeinen  Kirchenrechts, 
sondern  als  königliche  Gunst  und  Privileg  in  Kraft.  Das  zeigt 
nebst  der  Zustimmung  des  Königs,  die  erstens  zur  Vornahme 
der  Wahl,  und  zweitens  hinsichtlich  der  Person  des  Gewählten 
erforderlich  war,  die  besondere  privilegiale  Verleihung  des  Rechts 
der  Bischofswahl  an  die  Kapitel,  deren  es  bei  der  Anwendung 
gemeinrechtlicher  Principien  nicht  bedurft  hätte. 

*  Der  erste  bekannte  Fall  der  electio  canonica  ist  die  Wahl  des 
Erzbischofs  von  Esztergom  1203.  Katona,  Hist.  Grit.  IV.  S.  783  ff. 

«  Fej^r  C.  D.  II.  S.  451,  IV/1  S.  215.  Theiner,  Vet.  Mon.  I.  S.  232  f. 

'»  FEjtn  C.  D.  II.  S.  404. 

"  Fej^r  C.  D.  II.  S.  447,  IV/3  S.  497. 

"  Fej^r  C.  D.  V/I  S.  156:  „Nullus  alius  possit  eligi  in  episcopum, 
nisi  nobilis  genere  et  iuris  peritus  ...  de  tribus  praesentatis  per  domi- 
num regem". 
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Der  gewählte  und  vom  König  bestätigte  Bischof  übernahm 
allsogleich  die  Leitung  der  Diöcese  und  der  bischöflichen  Güter ; 
er  nannte  sich,  bis  die  Confirmation  aus  Rom  eintraf,  electus 
episcopus.  Die  Confirmation  der  königlichen  Pröpste  und  Äbte 
wurde  bis  Ende  des  XII.  Jahrhunderts  von  den  Erzbischöfen 
von  Esztergom  ausgeübt.  Auf  Ersuchen  König  Emerichs  behielt 
sich  Papst  Innocenz  III.  die  Confirmation  vor;^^  doch  überlies 
er  sie  zum  Teile  wieder  dem  Erzbischof  von  Esztergom.  Seither 
standen  die  Pröpste  und  Äbte  der  königlichen  Klöster  zum 
Teil  unter  der  unmittelbaren  Obrigkeit  des  Papstes,  der  über- 
wiegende Teil  jedoch  unter  der  Jurisdiction  des  Primas. 

Es  war  solcherart  den  Päpsten  gelungen,  die  in  der  apos- 
tolischen Legation  begriffenen  Rechte  des  Königs  einzuschrän- 
ken. Im  Laufe  des  XIII.  Jahrhunderts  mischten  sich  nun  die 
Päpste  immer  häufiger  in  die  kirchlichen  Angelegenheiten 
Ungarns.  Während  vormals  infolge  der  apostolischen  Legation 
des  Königs  die  geistliche  und  weltliche  Gewalt  in  einer  Hand 
vereinigt  war,  trennten  sich  jetzt  die  beiden  Gewalten  und 
kehrten  sich  wider  einander.  Die  Päpste  respectierten  nicht 
mehr  die  Legationsrechte  des  Königs ;  sie  sandten  ausserordent- 
liche Legaten  ins  Land,  nicht  bloss  zur  Wahrung  der  kirchlichen 
Interessen,  sondern  auch  um  die  Landesbewohner  gegen  die  zu 
Misbräuchen  geneigte  königliche  Gewalt  und  die  Besitz- 
aristokratie zu  schützen.  Die  stetige  Zunahme  des  politischen 
Einflusses  der  Kirche,  namentlich  unter  Andreas  IL,  Ladislaus  IV. 
und  Andreas  III.,  bewirkte  die  Ausbreitung  der  kirchlichen 
Gewalt,  die  Vermehrung  und  extensive  Deutung  der  Freiheiten 
der  Kirche.  Nicht  allein  der  Machtkreis  der  Kirche  im  allge- 
meinen dehnte  sich  aus,  auch  einzelne  Prälaten  gelangten  in 
den  Besitz  neuer,  besonderer  Privilegien.  Vor  allen  der  Erz- 
bischof von  Esztergom,  der  von  Anbeginn  der  Erste  in  der 
ungarischen  Kirche  war  und  blieb,  trotz  der  heftigen  An- 
griffe, welchen  der  Erzbischof  von  Kalocsa  gegen  seinen 
Primat  richtete.  Die  Könige  erklären  wiederholt,  dass  die 
Kirche  von  Esztergom  die  Mutter  und  Lehrerin  der  anderen  sei 
und   darum   besonders   bevorrechtet   sein  müsse. ^*    Die  Päpste 


!=>  Fejer  C.  D.  II.  S.  404. 

1*  Vgl.  Fejer  C.  D.  II.    S.   274.   324.  416,    III  1    S.    31,    III/2  S.  224, 
IV,  1   S.  152.  161,    V/2  S.  150.  367,    V3  S.  158.  Wenzel    IV.  S.  310.    Knauz 

19* 
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teilten  durchaus  diese  Meinung,  Unter  den  Vorrechten  des 
Erzbischofs  von  Esztergom  stand  obenan  das  Recht,  den  König 
zu  krönen,  ferner  dem  König  und  den  Mitgliedern  der  königlichen 
Familie  die  Sacramente  zu  spenden.  Seiner  Jurisdiction  unter- 
standen die  meisten  königlichen  Propsteien  und  Abteien,  ferner 
die  von  der  bischöflichen  Gewalt  eximierten  Kirchspiele  und 
neuen  Ansiedlungen.  Der  Erzbischof,  d.  h,  erzbischöfliche  Amt- 
leute hatten  die  Aufsicht  über  die  bei  dem  Münzschlag  ver- 
wendeten Werkzeuge  und  Typarien,  wofür  dem  Erzbischof  von 
jeder  ausgeprägten  Mark  Silbers  ein  pondus  (also  V^^)  gebürte. 
Während  er  von  den  Einkünften  des  Königs  aus  dem  Bergzins 
{urbum),  gleichwie  den  übrigen  königlichen  Einkünften,  den 
Zehnten  erhielt,  kam  der  Bergzins  nach  den  Edelmetallwerken, 
die  sich  auf  seinen  Gütern  befanden,  gänzlich  ihm  zugute. 
Die  Güter  des  Erzbischofs  waren  mit  voller  Immunität  ausge- 
stattet; schliesslich  durften  die  Adeligen  ihren  Grundbesitz 
sowol  inter  vivos,  als  von  Todeswegen  ohne  Einholung  der 
königlichen  Bewilligung  dem  Erzbistum  übertragen  und  sich  in 
dessen  Dienst  begeben. 


§.  3.  Die  Rechtsstellung  der  Kapitel.  Das  allgemeine 
Patronatsrecht  des  Königs  (ius  patronatus  universale).* 

Im  XII.  Jahrhundert  tritt  hinsichtlich  der  Rechtstellung 
und  wirtschaftlichen  Lage  der  Kapitel  eine  bedeutende  Ver- 
änderung ein.  Anfänglich  lebten  nämlich  die  am  Bischofssitze 
wohnhaften  Geistlichen,  d.  h.  die  Mitglieder  des  Kapitels,  auch 
in  Ungarn  nach  klösterlicher  Weise,  in  gemeinsamem  Haushalte 
mit   dem    Bischof.    Dieser   war   der  ausschliessliche    Herr  und 

Mon.  Strig.  I.  S.  186.  277.  328.  406.  436.  487.  Theiner,  Vet.  Mon.  1. 
S.  93.  139.  232.  Siehe  Johann  Török,  Magyarorszäg  primäsai  [Der  Primas 
Ungarns]. 

*  Literatur:  A.  Timon,  Das  städtische  Patronatsrecht  in  Ungarn.  Archiv 
für  Kirchenrecht  Bd.  LXI.  S.  369  ff.  Remigius  Bekefi,  A  magyarorszägi 
käptalanok  megalakuläsa  [Die  Entwicklung  der  Kapitel  in  Ungarn]  Kath. 
Szemle  Jg  1901.  Franz  Kollänyi,  A  magyar  katholikus  also  papsäg  veg- 
rendelkezesi  Joga  [Testierfähigkeit  des  niederen  katholischen  Klerus  in 
Ungarn]  1890;  A  magyar  kath.  föpapsäg  vegrendelkezesi  jogänak  törtenete 
[Geschichte  der  Testierfähigkeit  des  katholischen  Hochklerus  in  Un- 
garn] 1896. 
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Verwalter  des  Stiftsgutes,  und  deckte  aus  den  Einkünften  des 
Kirchenvermögens  die  Bedürfnisse  der  Kirche  und  der  Geist- 
lichkeit. Um  die  Mitte  des  XII.  Jahrhunderts  nimmt  das  kloster- 
artige Leben  und  die  Gemeinschaft  der  Bischöfe  und  Kapitel 
ein  Ende.  Die  Bischöfe  und  die  Kapitelsherren  führen  einen 
besonderen  Haushalt.  Das  Vermögen  der  Kirche  wird  zwischen 
dem  Bischöfe  und  dem  Kapitel  aufgeteilt.  Die  Kapitel  erlangen 
corporative  Vermögensrechte  und  werden  zu  selbständigen,  von 
den  Bischöfen  getrennten  Vermögenssubjecten. 

Die  vermögensrechtliche  Selbständigkeit  verhalf  den  Kapi- 
teln zu  öffentlicher  Bedeutung  und  politischer  Selbständigkeit. 
Damit  begann  die  hervorragende  Rolle,  die  sie  Jahrhunderte 
lang  im  öffentlichen  Leben  Ungarns  spielten.  Bald,  nachdem  die 
Kapitel  ihre  besitzrechtliche  Selbständigkeit  errungen  hatten, 
erhielten  sie  kraft  königlicher  Privilegien  authentische  Siegel. 
Die  Kapitel  wurden  hierdurch  zu  authentischen  Stellen 
{loca  credibilia)  erhoben,  deren  Zeugnis  mit  öffentlicher  Glaub- 
würdigkeit ausgestattet  ist.  Sie  stellen  einerseits  unter  ihrem 
Siegel  Urkunden  aus  über  vor  ihnen  stattgefundene  Rechts- 
geschäfte, andererseits  wirken  sie  bei  gewissen  Gerichtshand- 
lungen, Ladungen,  Besitzeinweisungen,  Ordalien  u.  s.  w.  mit, 
was  zuerst  durch  Art.  XXI :  1231  obligatorisch  vorgeschrieben 
wurde. ^ 

Die  Kapitel  sind  Cathedral-  oder  Collegiatstifte.  Erstere  sind 
am  Bischofssitze,  neben  der  Cathedralkirche  tätige  geistliche 
Corporationen ;  letztere  sind  Corporationen  von  Geistlichen,  die 
sich  in  anderen  Städten  im  Dienste  einer  Kirche  zusammen- 
gefunden haben.  Allerdings  konnten  auch  an  den  Bischofssitzen 
Collegiatkapitel  entstehen,  nämlich  in  Beziehung  auf  eine  andere, 
als  die  Cathedralkirche.  Das  war  der  Fall  in  Esztergom. 

Die  Kapitelpfründen  wurden  von  den  betreffenden  Erz- 
bischöfen, Bischöfen  und  Pröpsten  verliehen,  aber  nicht  kraft 
eigenen  Rechts,  sondern,  wie  spätere  Nachrichten  bezeugen, 
vermöge  königlicher  Ermächtigung.  Denn  der  König  blieb,  auch 
als  er  einen  Teil  der  Legationsrechte  aufgab,  stets   der  oberste 

'  „Et  quia  multi  in  regno  leduntur  per  falsos  prestaldos,  citationes 
vel  testimonia  eorum  non  valeant,  nisi  per  testimonium  diecesani  episcopi 
vel  capituli,  nee  falsificatus  prestaldus  possit  se  iustificare  nisi  eorundem 
testimoniis,  in  causis  vero  minorum  vicinorum  conventuum  vel  claustrorum 
testimoniis."  Kovachich,  Sylloge  S.  7,  Endlicher  S.  432. 
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Patron  aller  Kirchen  und  kirchlichen  Anstalten  in  Ungarn,  unl- 
versanim  ecclcsiamm  regni  Hungartae  paironus?  Wir  müssen 
das  allgemeine  königliche  Patronat  {lus  patronatus  universale) 
als  Corrollarium  der  apostolischen  Legation  betrachten.^  Nach 
gemeinem  Kirchenrechte  stand  und  steht  dem  König  ein  solches 
allgemeines  Patronatsrecht  nicht  zu;  denn  den  Erwerbstitel  des 
Patronats  bildet  (abgesehen  von  der  Verjährung  und  päpstlichen 
Verleihung)  ausschliesslich  die  Fundation,  und-  zwar  ohne  be- 
sondere Beziehung  auf  die  königliche  Gewalt.  Ja  eben  bezüglich 
der  Cathedralkirchen,  der  Erzbistümer  und  Bistümer  kann  selbst 
auf  grund  der  Fundation  kein  unbedingtes  Patronatsrecht,  nament- 
lich nicht  dessen  wichtigster  Bestandteil,  das  Präsentationsrecht 
beansprucht  werden,  falls  es  nicht  durch  besonderes  päpsthches 
Privileg  gewährt  wird.  Die  Könige  von  Ungarn  jedoch  besitzen 
sowol  an  den  Cathedral-,*  als  an  den  übrigen  Kirchen  das 
Patronat,  bezw.  das  oberste  Patronatsrecht,  indem  auch  das 
Patronat  der  Privaten  sich  in  enger  Abhändigkeit  von  dem  könig- 
lichen Patronatsrechte  befindet,  was  nicht  anders  erklärt  werden 
kann,  als  dass  man  das  private  Patronatsrecht  als  Abspaltung 
des  obersten  königlichen  Patronats  auffasste.  Wir  haben  es  hier 
gleichfalls  mit  einer  Entwicklung  zu  tun,  deren  Analogon  man 
in  den  westeuropäischen  Staaten  vergeblich  suchen  würde ;  denn 
nach  gemeinem  Kirchenrechte  erwirbt  und  übt  der  Gründer  die 
Patronatsrechte  in  völliger  Unabhängigkeit  vom  König,  einzig 
nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  kanonischen  Rechts.  In 
Ungarn  hingegen  besitzt  der  König  als  patronus  universalis  ein 
Aufsichtsrecht  über  die  Privatpatrone  und  ist  befugt  diese,  falls 
sie  sich  Versäumnisse  zu  schulden  kommen  lassen,  ihrer  Rechte 
zu  entsetzen  und  das  erledigte  Patronatsrecht  an  andere  zu 
verleihen.  Den  königlichen  Klöstern  kann  er  Patrone  geben, 
desgleichen  das  Patronat  jeder  Kirche,  sofern  sie  sich  noch  nicht 
im  Privatpatronat  befindet,  frei  verleihen.  Er  überwacht  auch  die 


*  1263:  Fejer  C.  D.  IV/3  S.  145.  Vgl.  1239:  Wenzel  VII.  S.  70. 

'  Die  Theorie  des  allgemeinen  königlichen  Patronats  ist  ausführlich 
entwickelt  von  Timon,  Das  städtische  Patronatsrecht  in  Ungarn  S.  6  ff. 

*  Der  Bischof  von  Veszprem  veräussert  1239  ein  Grundstück  seiner 
Kirche  „impetrata  a  nobis  (d.  i.  vom  König)  licencia  tamquam  a  patrono". 
Wenzel  VII.  S.  70.  König  Mathias  verleiht  1458  der  Familie  Orszägh  das 
Patronat  des  Nyitraer  Bistums.  Urkunde  im  Budapester  Landesarchiv 
DI.  15245. 
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rechtzeitige  Ausübung  des  Präsentationsrechts,  das  im  Falle  der 
Unterlassung  iure  devolutionis  ihm  zufällt.  Ist  das  Patronatsrecht 
strittig  geworden,  so  muss  es  vor  dem  König  beansprucht  werden, 
denn  in  Patronatsprocessen  steht  die  Entscheidung  dem  Könige  zu. 
Das  Privatpatronatsrecht  kann  nur  mit  königlicher  Einwilligung 
auf  andere  übertragen,  bezw.  von  anderen  Privaten  erworben 
werden,^  Das  allgemeine  Patronat  des  Königs  bildet  ferner  die 
Grundlage  des  städtischen  Patronatsrecht s.  Die  städti- 
schen Gemeinden  haben  während  dieser  Periode  noch  kein 
freies  Grundeigentum  am  Stadtgebiet;  sie  konnten  daher  un- 
möglich mittelst  Fundation,  die  ein  freies  Besitzrecht  voraus- 
setzte, das  Patronat  erwerben,  sondern  erhielten  es  kraft  könig- 
licher Verleihung.  Das  städtische  Patronatsrecht  in  Ungarn  stützt 
sich  unmittelbar  auf  das  oberste  Patronat  des  Königs. 

Im  Mittelalter  war  es  allgemeiner  Brauch,  dass  die 
Patrone  den  Nachlass  des  verstorbenen  Beneficiars  einzogen; 
besonders  pflegten  die  Herrscher  die  Güter  der  erledigten  höhe- 
ren Beneficien  in  Besitz  zu  nehmen.  Aus  diesem  Gebrauch  ent- 
wickelte sich  das  ius  spolii,  gegen  das  die  Kirche  bald  einen 
langen  und  heftigen  Kampf  eröffnete.  Laut  dem  Beschlüsse  des 
unter  König  Kaiman  abgehaltenen  I.  Esztergomer  Nationalconcils 
dürfen  die  Bischöfe  über  den  vierten  Teil  ihres  erworbenen 
Vermögens  frei  verfügen,  drei  Viertel  sind  sie  verpflichtet  ihrer 
Kirche  zu  hinterlassen.^  Dennoch  wurde  das  ius  spolii  auch 
nachher  von  den  Königen  ausgeübt;  das  zeigt  die  bereits  oben 
angeführte  Urkunde  Stefans  III.  von  1169,  worin  der  König 
verspricht,  mit  der  Administration  der  erledigten  Kirchenämter 
geistliche  Personen  zu  betrauen,  die  die  Einkünfte  der  Kirche  zu 
kirchlichen  und  anderen  frommen  Zwecken  verwenden  sollen; 
der  König  werde  überhaupt  nichts  in  Anspruch  nehmen  „von 
den  Dingen,  die  der  Kirche  gehören",  höchstens  etwa  im  Falle 
feindlichen  Angriffs  oder  sonst  der  dringendsten  Not,  doch  nie- 
mals ohne  Vorwissen  der  Bischöfe.'  Dass  jedoch  das  ius  spolii 
auch  im  XIII.  Jahrhundert  nicht  ganz  ausser  Gebrauch  gekom- 
men war,  lehrt  das  Verbot  des  Deere ts  von  1298:  „Wir  setzen 

'  Z.  B.  Fej^r  C.  D.  IV/1  S.  294,  IV/2  S.  461. 

*  Art.  12  :  „Episcopus  si  tres  partes  de  acquisitis  ad  utilitatem  ecclesie 
contulisse  videtur,  liceat  ei  agere  de  quarta,  quod  voluerit".  Endlicher 
S.  352. 

'  Art.  2  und  3.  Endlicher  S.  383. 
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fest,  ja  wir  erklären  es  als  ein  von  alters  festgesetztes  Recht 
der  Kirche,  dass  im  Falle  der  Erledigung  weder  der  Herr  König, 
noch  dessen  Abgesandter,  noch  auch  die  Comitatsgespäne  von 
dem  Vermögen  und  den  Gütern  der  Kirche  Besitz  ergreifen  und 
das  Kirchengut  beschädigen  und  verkürzen  dürfen.  Der  König 
soll  auch  nicht,  noch  irgend  eine  andere  Person,  das  Vermögen 
des  verstorbenen  Bischofs  an  sich  reissen,  sondern  falls  dieser 
ohne  Testament  verstirbt,  soll  es  zum  Nutzen  der  Kirche,  deren 
Vorsteher  er  war,  verwendet  werden".*^ 


§.  4.  Die  Rechtstellung  der  Nichtchristen. 
(Juden,  Mohammedaner.) 

I.  Die  Juden  genossen  infolge  ihrer  Abstammung  und  ihres 
Glaubens  in  keinem  Staate  des  Westens  den  Schutz  des  ge- 
meinen Rechts;  als  Volksfremde  waren  sie  überall  von  dem 
Stammes-,  später  dem  Landrecht  ausgeschlossen.  Die  Stellung 
der  Juden  ausserhalb  des  gemeinen  Rechts  bildet  die  Grundlage 
des  Königsschutzes.  Anfänglich  gewährte  der  König  bloss 
einzelnen  Juden  Schutzprivilegien ;  später  wurde  der  Königschutz 
der  gesammten  Judenschaft  zugesichert.  Als  besondere  königliche 
Prärogative  entwickelt  sich  der  allgemeine  Judenschutz  nach  dem 
Falle  des  fränkischen  Reichs.  In  Deutschland  wird  es  zuerst  im 
Landfrieden  König  Heinrichs  IV.  von  1103  ausgesprochen,  dass 
die  im  Reiche  wohnenden  Juden  unter  Königsfrieden  stehen. 
Die  Juden  zahlen  für  den  Königsschutz  eine  gewisse  Steuer  an 
die  königliche  Kammer;  sie  werden  daher  bereits  in  den  Frei- 
briefen der  Kaiser  Friedrich  I.  und  II.  als  Kammerknechte  {servi 
camerae  regiae)  bezeichnet.  Der  Judenschutz  gestaltete  sich  zu 
einem  nutzbaren  königlichen  Rechte  und  war  dieses  Juden- 
regal ebenfalls  Gegenstand  häufiger  Verleihung.^ 

Die  ersten  Bestimmungen  über  die  Rechtstellung  der 
ungarischen   Juden   finden   sich  in  den  Decreten  Ladislaus  des 

«  Art.  XXVI  und  XXVII.  Kovachich,  Sylloge  S.  37,  Endlicher  (Art. 
XXII  und  XXIII)  S.  637. 

^  Siehe  aus  der  reichen  Literatur:  Stobbe,  Die  Juden  in  Deutschland 
während  des  Mittelalters  1866.  Scherer,  Rechtsverhältnisse  der  Juden  in 
den  deutsch-österreichischen  Ländern  1901. 
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Heiligen  und  Kaimans.  Die  Verordnungen  des  Ersteren  sind 
mehr  negativer  Natur :  sie  bestätigen  nämlich  die  von  der  Kirche 
aufgestellten  Beschränkungen,  ohne  die  rechtliche  Lage  der  Juden 
in  positiver  Weise  zu  umschreiben.  Es  wird  nur  gesagt,  dass 
die  Juden  keine  Christinnen  ehelichen,  noch  christliche  Sklaven 
halten  dürfen  und  sich  an  den  christlichen  Feiertagen  der 
Arbeit  enthalten  müssen. ^  König  Kaiman  erneuerte  nicht  nur  das 
Verbot  seines  Vorgängers,  sondern  ergänzte  es  dahin,  dass  die 
Juden  einerseits  keine  christlichen  Bediensteten  halten,  anderer- 
seits keinen  Handel  mit  Christensklaven  treiben  durften ;  es  war 
ihnen  gestattet  Grundbesitz  zu  erwerben,  doch  mussten  sie  aus- 
schliesslich an  Bischofssitzen  wohnen.^  Der  Freibrief,  den  König 
Kaiman  den  Juden  ausstellte,  ist  uns  vermutlich  nur  zum  Teil 
erhalten  in  der  s.  g.  Lex  de  Judaeis.^  Das  auf  unsere  Zeit  ge- 
kommene Bruchstück  regelt  die  Darlehn-  und  Kaufgeschäfte 
zwischen  Christen  und  Juden.  Wir  ersehen  aus  den  Bestimmun- 
gen des  Privilegs,  dass  bereits  zu  dieser  Zeit  auch  in  Ungarn 
das  Princip  zur  Anerkennung  gelangt  war,  welche  die  west- 
europäische Gesetzgebung  seit  den  Judenprivilegien  Ludwigs 
des  Frommen  befolgte,^  dass  nämlich  gegen  einen  Juden  das 
Zeugnis  von  Christen  allein  keinen  vollen  Beweis  bildete,  son- 
dern es  auch  der  Zeugenschaft  von  Juden  bedurfte  und  dass 
umgekehrt  ein  Christ  durch  jüdische  Zeugen  allein  nicht  überführt 
werden  konnte.  Das  Privileg  König  Kaimans  gebietet  daher  die 
Verwendung  von  Zeugen  beiderlei  Glaubens  beim  Abschluss  der 
Rechtsgeschäfte. 

Die  Finanznöten  Andreas  IL  verhalfen  den  Juden  und 
Ismaeliten  zu  grossem  Einflüsse;  wir  finden  sie  als  Verwalter 
und  Pächter  der  königlichen  Einkünfte.  Da  sie  in  dieser  Eigen- 
schaft den  Adeligen  misliebig  waren,  schlössen  Art.  XXIV  der 
Goldenen  Bulle  und  die  späteren  Decrete  sie  von  den  königlichen 
Ämtern  aus.  Im  s.  g.  Bereger  Vergleich  von  1232  (worin  auch  das 

^  Decr.  I.  cap.  10  und  26. 

*  Decr.  I.  cap.  74  und  75.  Siehe  auch  Art.  60  des  I.  Concils  zu  Eszter- 
gom  Endlicher  S.  356.  Vgl.  Pauler  a.  a.  O.  I-  S.  167—168,  450. 

*  Endlicher  S.  371 — 372.  Im  Corpus  iuris  Hungarici  bilden  diese 
Bestimmungen  die  Kap.  1—3  des  decretum  Colom.  II. 

'  Vgl.  Brunner,  Rechtsgeschichte  I.  S.  275—276.  Stobbe  a.  a.  O. 
S.  151—153  und  259—262.  Das  liberale  Princip  widersprach  dem  kanoni- 
schen Recht:  c.  25.  und  26.  C.  2.  qu.  7. 
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Verbot  der  christlichen  Sklaven  aufgefrischt  wurde)  versprach 
König  Andreas,  dafür  sorgen  zu  wollen,  dass  die  Juden  und 
Saracener,  wie  es  die  Kirche  wünsche,  ein  gewisses  Zeichen 
von  den  Christen  unterscheide.'^  Doch  diese  Verbote  hatten 
wenig  Erfolg,  ob  auch  die  Kirche  deren  Durchführung  unablässig 
forderte  und  das  Concil  zu  Buda  von  1279  selbe  mit  Strenge 
wiederholte.'' 

Bela  IV.  stellte  im  Jahre  1251  den  Juden  seines  Landes 
nach  dem  Beispiel  Herzog  Friedrichs  des  Streitbaren  von  Öster- 
reich einen  Freibrief  aus,  der  bis  zur  Schlacht  bei  Mohäcs  die 
Basis  der  Rechtstellung  der  Juden  gebildet  hat  und  mit  Fug 
und  Recht  als  die  Goldene  Bulle  der  Juden  bezeichnet  werden 
kann.^ 

Das  Grundprincip,  wovon  die  Bestimmungen  des  Freibriefes 
ausgehen,  ist,  dass  die  Juden  nicht  unter  dem  gemeinen  Rechte, 
sondern  unter  dem  besonderen  Schutze  des  Königs  stehen.  Der 
gegen  die  Person  oder  das  Vermögen  des  Juden  gerichtete  An- 
griff erscheint  daher  als  Verletzung  des  königlichen  Rechtskreises 
und  zieht  eine  schwerere  Strafe  nach  sich,  als  sonst,  indem  der 
Täter  nicht  allein  dem  Verletzten,  sondern  auch  dem  König 
Sühne  zu  leisten  verpflichtet  ist.'-'  Die  Juden  werden  für  den 
Königsschutz  Knechte  der  königlichen  Kammer.  Ihre  Person  und 
ihr  Vermögen  sind  Eigentum  der  Schatzkammer  des  Königs. 
Wer  ihr  Vermögen  angreift,  wird  als  „Kammerfrevler"  bestraft.^ '^ 
Sie  entrichten  Steuern  an  den  königlichen  Schatz. 

Die  Juden  hatten  sowol  in  Straf-,  als  in  bürgerlichen  Streit- 
sachen ihren  Gerichtsstand  vor  Sondergerichten.  Die  geringeren 
Angelegenheiten  der  Juden  unter  einander,  ferner  die  von  Christen 
gegen  sie  angestrengten  Klagen  gehörten  nicht  vor  den  Stadt- 
richter, sondern  vor  den  Judenrichter  {iudex  Judaeo  mm),  den 


«  Art.  1—5  Endlicher  S.  436—437.  Art.  3  lautet:  „Item  faciemus, 
quod  judei,  Sarraceni  seu  Ismaelite  de  cetero  certis  signis  distinguantur  et 
discernantur  a  Christianis." 

^  Vgl.  über  die  Klagen  und  Vorstellungen  der  Kirche  Fej^r  C.  D. 
MI  2  S.  2.  49  f.  242  f.  295.  349.  368.  375.  Von  dem  Unterscheidungs- 
zeichen handelt  Art.  125  der  Beschlüsse  des  Concils  zu  Buda.  Tört.  Tär  Jg 
1881  S.  543  f. 

*  Mitgeteilt  bei  Endlicher  S.  473—477. 

«  Art.  9.  10.  11  und  20. 

"*  Art.  29:  „ut  violator  camere  nostre  graviter  puniatur". 
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der  König  ernannte.  Der  Judenrichter  Iconnte  nur  auf  Ersuciien 
des  Verletzten  verfahren ;  ^^  die  Streitsachen  zwischen  Juden 
schlichtete  er  nach  Anhörung  der  „Judenschule",  des  geistlichen 
Gerichts  der  Juden;  klagte  ein  Christ  gegen  einen  Juden,  so 
urteilte  er  mit  christlichen  und  jüdischen  Beisitzern.  Alle  wich- 
tigeren Angelegenheiten  hingegen,  besonders  die  schweren  Ver- 
brechen gehörten  vor  das  unmittelbare  Gericht  des  Königs; 
und  zwar  urteilte  in  der  Regel  der  Kanzler,  über  todeswürdige 
Verbrechen  der  König  selbst.^  ^  Nur  in  der  persönlichen  Gegen- 
wart des  Königs  waren  die  Juden  verpflichtet  den  grossen  Eid 
auf  die  Bücher  Mosis  {rodale)  abzulegen.^ ^ 

Die  königliche  Gewalt  Hess  auch  dem  jüdischen  Kult  ihren 
besonderen  Schutz  angedeihen.  Ihre  Todten  durften  sie  nach 
ihrer  Gewohnheit  von  einer  Stadt  in  die  andere  befördern,  ohne 
irgendwo  Zoll  zahlen  zu  müssen. ^^  Wer  die  Judenschule  (Syna- 
goge) bewarf,  zahlte  dem  Judenrichter  anderthalb  Mark.^^ 

Für  die  Leiheverträge  forderte  der  Freibrief  von  1251  nicht 
mehr  jene  strengen  Formen,  Verwendung  von  Zeugen  und 
Urkunden,  welche  das  Decret  König  Kaimans  vorschreibt ;  doch 
er  behielt  das  Princip  bei,  dass  das  Zeugnis  eines  Christen 
gegen  einen  Juden  nur  dann  angenommen  werden  könne,  wenn 
das  Zeugnis  eines  Juden  es  bestätige. ^^  Ferner  sicherte  das 
Privileg  den  Juden  das  Recht  im  ganzen  Lande  Handel  zu 
treiben ;  niemand  sollte  sie  aufhalten,  noch  belästigen  dürfen ; 
nach  ihren  Waren  sollten  sie  denselben  Zoll  entrichten,  als 
die  Bürger  der  Stadt,  in  welcher  sie  wohnten.^ ^  Es  war  ihnen 
erlaubt  Zinsen  zu  nehmen ;  doch  bestimmte  der  Freibrief  kein 
Zinsmaximum;  der  diesbezügliche,  nicht  übernommene  Artikel 
des   Privilegs   Friedrichs    des   Streitbaren,   hatte  einen  Zinsfuss 

"  Art.  21  :  „Item  iudex  Judeorum  nullam  causam  ortam  inter  Judeos 
in  iudicium  deducat,  nisi  per  querimoniam  fuerit  invitatus". 

^-  Art.  8  und  30.  Vergleiche  über  die  Judenschule,  das  Bethdin 
Samuel  Kohn,  A  zsidök  törtenete  Magyarorszägon  [Geschichte  der  Juden  in 
Ungarn]  1879.  S.  109  und  148. 

^'  Art.  18:  „Item  statuimus,  ut  nullus  iuret  pro  re  modica  super 
librum  Moysis  qui  podale  (so)  appellatur,  nisi  ad  nostram  vocatus  fuerit 
Maiestatem. " 

'*  Art.  13. 

1'  Art.  14. 

1«  Art.  1—7. 

1'  Art.  12. 
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von  etwa  IQO^/o  festgesetzt.^^  Die  Juden  durften  sowol  laut  dem 
Decret  König  Kaimans,  als  nach  urkundlichen  Berichten  Grund- 
eigen erwerben  und  besitzen. ^^  Im  Freibriefe  Belas  IV.  ist  nur 
davon  die  Rede,  dass  adelige  Güter  an  Juden  verpfändet  werden 
dürfen,  und  dass  die  Juden  das  als  Pfand  gesetzte  Gut  frei 
besitzen  und  nutzen  können,  bis  ein  Christ  das  Gut  um  den 
Pfandschilling  aus  der  Verpfändung  löst ;  doch  darf  der  jüdische 
Gläubiger  keinerlei  Jurisdiction  über  die  christlichen  Hintersassen 
ausüben.'^'' 

Der  letzte  Artikel  des  Freibriefes,  welcher  dem  Stadtrichter 
{iudex  civitatis),  der  den  Bestimmungen  des  Privilegs  zuwider- 
handeln würde,  mit  Absetzung  droht,  beweist  zur  genüge,  dass 
die  Juden  in  Städten  und  nicht  zerstreut  in  Dörfern  wohnten. 
Sie  genossen  die  gleichen  Rechte,  als  die  Stadtbürger,^^  anfänglich 
ohne  an  den  städtischen  Lasten  teilzunehmen,  da  sie  ja  beson- 
dere Steuern  entrichteten ;  doch  verpflichtete  Ludwig  der 
Grosse  die  Juden  von  Pozsony  auch  zur  Teilnahme  an  den 
öffentlichen  Lasten.^'' 

Die  jüdischen  Aufschriften  der  Münzen  Belas  IV.  und 
Stefans  V.,  ferner  urkundliche  Nachrichten  bezeugen,  dass  die 
Juden  trotz  des  Verbotes  der  Goldenen  Bulle  königliche  Ämter, 
besonders  an  den  Münzstätten  bekleideten.^^ 

II.  Die  Mohamedaner  erscheinen  in  den  Quellen 
unter  dem  Namen  der  Ismaeliten  oder  Saracenen  {Ismaelitae, 
Sarraceni). 

Es  gab  vermutlich  schon  zur  Zeit  der  Landnahme  Moha- 
medaner in  Ungarn.  Die  von  den  ungarischen  Eroberern  hier 
angetroffenen,  sowie  die  später  eingewanderten  Bulgaren, 
desgleichen  ein  Teil  der  als  achter  Stamm  ins  Land  gekom- 
menen Kabaren,  mochten  zum  Teil  dem  Islam  angehangen 
haben,  da  die  Chasaren  und  Bulgaren  sich  bereits  im  IX.  Jahr- 
hundert   teils    zum    Judentum,    teils    zum    Mohamedanismus 

'"  Art.  22  und  26.  Der  Freibrief  bezeichnet  die  Zinsen  als  pene 
{poenae),  nicht  als  iisiirae. 

1«  FEjf:R  C.  D.  II1/2  S.   140,  271.  IV  1  S.  272.  IV/2  S.  283. 

-"  Art.  24. 

^'  Freibrief  für  Pozsony  1291  Art.  12:  „Item  ludei  in  ipsa  civitate 
constituti  habeant  eandem  libertatem  quam  et  ipsi  cives".  Endlicher  S.  525. 

"  Fej^r  C.  D.  lX/1  S.  363. 

"  FEjf.R  C.  D.  IV/1  S.  147,  lV/3  S.  86.  Knauz,  Mon.  Strig.  I.  S.  550. 
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bekannten."^*  Als  Stefan  der  Heilige  sein  Volk  zum  Christentum 
bekehrte,  mochten  wo!  die  mohamedanischen  Landesbewohner 
an  ihrer  Religion,  die  ja  dem  Schamanenglauben  der  heidnischen 
Ungarn  sehr  überlegen  war,  zähe  festgehalten  haben,  und  wenn 
sie  wahrscheinlich  auch  die  Taufe  empfiengen,  bald  zu  ihren 
alten  Gebräuchen  und  Glauben  zurückgekehrt  sein.  Die  Decrete 
Ladislaus  des  Heiligen  und  Kaimans  zeigen,  dass  es  in  Ungarn 
dazumal  zahlreiche  Anhänger  des  Mohamedanismus  gab  und  dass 
das  Königtum  selbst  ein  gewisses  Mass  von  Zwang  und  Gewalt 
anzuwenden  bereit  war,  um  die  Mohamedaner  zum  Christen- 
tum zu  bekehren,  bezw.  zur  christlichen  Religion  zurückzuführen 
und  damit  die  völlige  Verschmelzung  jener  verwandten  Volks- 
elemente zu  beschleunigen.  Dieses  Bestreben  gelangt  in  der 
Verordnung  Ladislaus  des  Heiligen  zum  Ausdruck,  dass  die 
rückfälligen  Ismaeliten  von  ihren  Wohnsitzen  entfernt  und  in 
andere  Dörfer  angesiedelt  werden  sollen. -^^  König  Kaiman 
bestimmt,  dass  jedes  Ismaelitendorf  eine  Kirche  baue  und 
dotiere ;  sobald  die  Kirche  erbaut  sei,  solle  das  halbe  Dorf 
wegziehen  und  sich  anderwärts  niederlassen,  „damit,  die  gleiche 
Sitten  mit  uns  pflegen,  auch  in  der  Kirche  Christi  mit  uns 
vereinigt  seien".  Ihre  Töchter  dürfen  sie  nur  Ungarn,  d.  h. 
Christen  zur  Ehe  geben.  Wer  bei  seinen  mohamedanischen 
Gebräuchen  ertappt  wird,  soll  dem  König  angezeigt  und  ein 
Teil  von  dem  Vermögen  des  Schuldigen  dem  Anzeiger  gewährt 
werden. ^"^  Dennoch  gelang  die  Bekehrung  der  Ismaeliten  nicht 
ganz ;  verschiedene  Berichte  aus  dem  XIII.  Jahrhundert  zeugen 
von  der  beträchtlichen  Zahl  und  dem  grossen  Einflüsse  der 
Saracenen.'^'  Art.  XXIV  der  Goldenen  Bulle  schliesst  sie  gleich 
den  Juden  von  den  königlichen  Finanzämtern  aus. 

**  Pauler  identificiert  die  Kabaren,  Szeklyer  und  Ismaeliten  a.  a.  O. 
P  S.  166 ;  Nehäny  szö  hadi  viszonyainkröl  a  XI — XIII.  szäzadban.  Hadtört. 
Közlemenyek  [Einige  Worte  über  unsere  Kriegsverhältnisse  im  XI— XIII. 
Jahrh.  Kriegsgeschichtliche  Mitteilungen]  Jg  1888  S.  509—513. 

*^  Decr.  I.  cap.  9. 

"  Decr.  I.  cap.  46—49. 

*'  Siehe  den  Bericht  des  arabischen  Geographen  Jakut,  übersetzt 
von  Fraehn  in  den  Memoires  de  l'Academie  de  St.  Petersbourg  1821 
VIII.  S.  623.  Siehe  noch  Fejer  C.  D.  III  1  S.  312. 


III.  BUCH. 

DIE 
RECHTSIXSTITUTIOXEN  IM  MITTELALTER. 


I.  KAPITEL. 

Die  Rechtsquellen. 

§.  1.  Von  den  Rechtsquellen  im  allgemeinen. 
Das  Gewohnheitsrecht. 

Der  Begriff  und  das  Wesen  des  Rechts  folgt  aus  dem 
Begriff  der  Gesellschaft:  ubi  societas,  ibi  ius.  Das  Recht  ist 
überall  gegenwärtig,  wo  Menschen  beisammen  wohnen.  Die 
durch  das  gesellschaftliche  Zusammensein  bedingten  Verhält- 
nisse und  Beziehungen  der  Einzelnen  bedürfen  der  Regelung, 
damit  jeder  wisse,  was  er  tun  dürfe  und  was  er  unterlassen 
müsse. 

Das  Recht  ist  anfänglich  das  schlichte  Complement  der 
Sitte,  das  nur  durch  die  tatsächliche  Übung  zur  Anerkennung 
zu  gelangen  vermag.  Die  völlige  Trennung  des  Rechts  von  der 
in  den  Gebräuchen  sich  darstellenden  Sitte  erfolgt  erst,  als  in 
der  Form  von  Gesetzen  ausgesprochene  Rechtsregeln  zustande 
kommen,  die  unbedingte  Geltung  besitzen,  unabhängig  von  der 
Übung  und  der  zugrunde  liegenden  Rechtsüberzeugung ;  d.  h.  als 
die  gesetzgebende  Gewalt,  als  ein  besonderer  Factor  des  ge- 
sellschaftlichen Zusammenseins,  die  Aufgabe  der  Rechtsbildung 
übernimmt.^ 

Das  Recht  ist  also  anfänglich  Gewohnheitsrecht,  das  Recht 
der  germanischen  Völker  des  frühen  Mittelalters  im  besonderen 
Stammesgewohnheitsrecht.  Bei  den  germanischen  Völkern  war 
nämlich  der  Stamm  der  Träger  der  Rechtsbildung :  das  Recht 
beruhte  auf  der  Stammeszugehörigkeit.  Auch  nach  der  dauernden 

^  Bernhöft,  Zeitschrift  für  vergleich.   Rechtswissenschaft   II.    S.  264. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  ^ü 
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Niederlassung  blieb  das  Recht  Stammesrecht  und  gestaltete  sich 
nicht  zum  Rechte  des  Territoriums.  Dies  brachte  das  mittel- 
alterliche Princip  der  persönlichen  Rechte  hervor. 
Das  Recht  richtet  sich  nach  der  Geburt  und  Abstammung  des 
Einzelnen,  nicht  nach  dem  Territorium,  worin  er  sich  aufhält.^ 
Man  wird  zu  einem  Rechte  geboren.  Des  Stammesrechts  ist 
nur  derjenige  teilhaftig,  der  vermöge  seiner  Abstammung  dem 
Stamme  angehört.  Der  Franke  lebt  nach  fränkischem,  der  Baire 
nach  bairischem,  der  Sachse  nach  sächsischem  Recht,  wo  er 
sich  immer  befinden  mag.  Das  Recht  wohnt  in  der  Person  und 
wandert  mit  ihr. 

Das  jüngere  Princip  der  territorialen  Rechte  beginnt 
in  den  Staaten  des  Westens  erst  vom  X.  Jahrhundert  an  (abge- 
sehen von  den  Kapitularien  —  Reichsgesetzen  —  der  fränkischen 
Könige)  allmälig  zur  Geltung  zu  gelangen,  ohne  jedoch  das 
Princip  der  Stammesrechte  gänzlich  verdrängen  zu  können. 

Aber  auch  die  Herrschaft  des  Territorialprinzips  vermochte 
nicht  in  den  westeuropäischen  Staaten  eine  einheitliche  Rechts- 
ordnung, die  Einheit  des  Rechts  zu  begründen.  Im  Gegenteil, 
die  Ausbildung  des  Lehnsstaates  bewirkte  eine  noch  grössere 
Zerklüftung  der  Rechtsordnung.  Indem  die  feudalen  Grossen  in 
ihren  Territorien  die  Landeshoheit  erwerben,  spaltet  sich  das 
Staatsgebiet  in  ebensoviele  Sondergebiete,  in  welchen  die  Lan- 
desherrlichkeit (Landeshoheit),  Fundament  und  Quelle  je  einer 
besonderen  Rechtsordnung  wird.  Ebenso  leben  die  nach  und 
nach  von  der  grund-  und  landesherrlichen  Gewalt  befreiten 
Städte  vermöge  ihrer  Autonomie  ein  eigenes  Rechtsleben.  Wir 
begegnen  in  den  mittelalterlichen  Staaten  nirgends  einem  ein- 
heitlichen, im  gesammten  Staatsgebiet  geltenden  Reichsrecht 
oder  nationalen  Recht.  Die  Rechtsbildung  bewegt  sich  zum  aller- 
grössten  Teil  in  den  Bahnen  der  particulären  Rechtsentwick- 
lung. Neben  den  Stammes-,  bezw.  Land-,  Stadt-  und  Hofrech- 
ten besteht  entweder  überhaupt  kein  Reichsrecht,  oder  es  besitzt 
nur  sehr  untergeordnete  Bedeutung.  Die  Ursache  hiervon  ist 
einerseits,  dass  in  den  mittelalterlichen  Staaten   kein   nationaler 

*  Siehe  Davoud  Oghlou,  Histoire  de  la  legislation  des  anciens  Germains 
1845.  Stobbe,  Geschichte  der  deutschen  Rechtsquellen  I.  1860. 

'  SoHM,  Die  altdeutsche  Reichs-  und  Gerichtsverfassung  I.  S.  173 
und  187  ff.  Heusler,  Institutionen  des  deutschen  Privatrechts  I.  S.  144  ff. 
und  188  ff. 
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Gemeingeist,  kein  allumfassendes  Nationalgefühl  vorhanden  war, 
das  ein  einheitliches  Gewohnheitsrecht  aller  Staatsangehörigen 
hervorgebracht  hätte ;  anderseits  gab  es  keine  kraftvolle  Cen- 
tralgewalt,  welche  vermittelst  der  Reichsgesetzgebung  und 
-Gerichtsbarkeit  ein  nationales  (Reichs-)Recht  begründet  hätte. 
Die  Rechtsgewohnheit,  der  wirksamste  Factor  der  mittelalterlichen 
Rechtsbildung  ist  —  England  ausgenommen  —  gleichfalls  vor- 
wiegend an  der  Bildung  der  particularen  Rechte :  der  Stammes- 
(Land-),  Stadt-  und  Hofrechte  tätig. 

Im  Gegensatze  zur  particularen  Richtung  des  westeuro- 
päischen Rechtslebens  wird  das  Rechtsleben  Ungarns  durch  die 
Tendenz  der  Einheitlichkeit  charakterisiert.  Der  kräftige  Gemein- 
geist und  öffentlich-rechtliche  Sinn  des  ungarischen  Volkes 
verhinderte  die  Feudalisierung  des  ungarischen  Staatswesens 
und  die  Spaltung  des  Staatsgebietes  in  Lehnsprovinzen.  Die 
Rechtsbildung  bewegte  sich  von  Anbeginn  in  der  Richtung  des 
einheitlichen  Landes(Reichs-)rechts,  und  erlangte  die  particuläre 
Rechtsentwicklung  nur  geringe  Bedeutung. 

In  Ungarn  bestand  von  Anbeginn  ein  Landesrecht, 
das  im  gesammten  Staatsgebiet  Geltung  besass.  Das  treibende 
Element  dieses  einheitlichen  Rechts  war  der  nationale  Gemein- 
geist, die  gemeinsame  Rechtsüberzeugung.  Die  Bildung  des 
ungarischen  Landesrechts  beginnt  mit  der  Landnahme.  Die 
ungarischen  Eroberer  nahmen  dieses  Land  nicht  einfach  in 
Besitz,  sondern  gründeten  an  den  Ufern  der  vier  Flüsse  eine 
neue  Gesellschaft  und  einen  Staat  und  schufen  demgemäss  eine 
ihren  nationalen  Eigentümlichkeiten  entsprechende  neue  Rechts- 
ordnung. 

Die  politische  Selbständigkeit  der  sieben  (oder  acht)  Stämn.e, 
welche  vor  der  Vereinigung  zur  Nation  bestanden  hatte,  beein- 
flusste  die  nach  der  Landnahme  einsetzende  Rechtsbildung  in 
keineriei  Weise.  Wie  die  ungarische  Nation  seit  der  Vereini- 
gung eine  öffentlich-rechtliche  Einheit,  ein  staatliches  Ganze 
bildet,  so  erscheint  auch  das  ungarische  Recht  seit  der  Land- 
nahme als  ein  einheitliches  Landesrecht.  Der  ehemalige  Stam- 
mesverband gab  bei  den  Ungarn,  anders,  als  in  den  germani- 
schen Staaten,  keine  Grundlage  particulärer  Rechtsbildungen  ab. 
Dasselbe  gilt  bezüglich  der  im  Lande  vorgefundenen  Bevölke- 
rung. Während  in  den  Staatengründungen  der  germanischen 
Völker  das  römische  Recht  als  das  persönliche  Recht  der  unter- 

20* 
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worfenen  älteren  Bevölkerung  auch  ferner  seine  Geltung  behielt, 
dem  gegenüber  das  Recht  der  germanischen  Eroberer  gleich- 
falls nur  als  persönliches  Recht,  Stammesrecht  erschien,  suchen 
wir  in  Ungarn  vergeblich  nach  den  Spuren  eines  solchen  recht- 
lichen Dualismus;  es  findet  sich  keine  Spur,  dass  die  unter- 
worfenen Volkselemente,  seien  es  Germanen  oder  Slaven,  im 
Gegensatze  zu  den  ungarischen  Eroberern  unter  der  Herrschaft 
besonderer  Stammesrechte  gestanden  hätten.^  Ein  einheitliches 
Recht,  das  der  Rechtsüberzeugung  des  staatsbildenden  ungari- 
schen Volkes  entsprossen  war,  herrschte  im  Gesammtgebiet  des 
ungarischen  Staates. 

Das  Recht  wurde  anfänglich  auch  in  Ungarn  nicht  von 
der  organisierten  Staatsgewalt  geschaffen :  sondern  es  war  die 
Schöpfung  der  im  Volke  lebendigen  Rechtsüberzeugung,  die 
nur  vermittelst  der  Übung  sich  offenbart  und  festsetzt.  Das 
beweist  der  Ursprung  des  ungarischen  Wortes  jog  (d.  h.  Recht), 
das  von  dem  Begriffe  des  Guten,  Richtigen,  Wahren  ausgeht. 
Jog  stammt  von  jö,  d.  i.  gut.  Jog  ist  gleich  Jobb,  d.  h.  das  Bes- 
sere.^ Gut  und  richtig  ist,  was  die  Zustimmung  derjenigen  findet, 
mit  denen  wir  leben.  Wer  in  der  Weise  vorgeht,  dass  er  den 
Beifall  der  anderen  erwirbt,  handelt  recht,  d.  h.  nach  dem 
Recht  {Jobb,  Jog).^  Im  Bewusstsein  des  ungarischen  Volkes  iden- 
tificierte  sich  der  Begriff  des  Rechts  durchaus  mit  dem  Gerech- 
tigkeitsbegriffe, ja  er  identificiert  sich  noch  heute.    Die   unteren 

*  Wenzel,  Magyarorszäg  mezögazdasägänak  törtenete  [Geschichte 
der  ungarischen  Landwirtschaft]  1885  S.  62 — 64. 

*  In  den  alten  Denltmäiern  der  ungarischen  Sprache  bedeutet  jog 
soviel,  wie  die  Rechte  (Hand),  die  rechte  Seite.  Magyar  Nyelvtörteneti 
Szötär  [Ungarisches  Sprachhistorisches  Wörterbuch]  s.  h.  v.  Vgl.  Sigmund 
SiMONYi,  A  jogäsz  nyelvröl  [Die  Juristensprache]  Nyelvör  Jg  1896  S.  51—52. 

•*  Auch  in  den  anderen  Sprachen  bedeutet  die  Bezeichnung  für 
Recht,  z.  B.  ius  —  recht,  rätt,  ret,  nght  —  droit,  diritto,  derecho,  direito 
—  prawo,  eigentlich  das  Bessere  oder  das  Richtige,  die  (gerade)  Richtung, 
und  geht  also  ursprünglich  von  dem  Begriffe  des  Guten  und  Wahren 
aus.  Es  bedeutet  zufolge  dieser  Begriffsbestimmung  in  erster  Reihe  das 
subjective  Gute  und  Wahre,  zweitens  aber  das  richtige  Verfahren,  die 
auf  grund  der  guten  Gewohnheit  entstandene  Rechtsregel,  wie  man  im 
Mittelalter  sagte :  die  laiidabilis  consuetudo.  Vgl.  Alexander  Esterhäzy, 
A  bölcseleti  jogtudomäny  kezikönyve  [Handbuch  der  philosophischen 
Rechtswissenschaft]  I.  S.  106  ff.  Julius  Pikler,  A  jus  szö  eredete  [Der 
Ursprung  des  Wortes  jus]  1898.  Betreff  der  laudabilis  consuetudo  siehe 
TiMON,  A  pärber  Magyarorszägon    [Die    Lecticalgebür   in  Ungarn]  S.  16  ff. 
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Volksklassen  sagen  nicht :  nekem  jogom  van  (ich  habe  recht), 
sondern :  nekem  igazam  van  (eigentlich :  ich  habe  das  Wahre 
oder  das  Gerechte)  u.  s.  w. 

Das  ursprüngliche  Gewohnheitsrecht  des  ungarischen  Vol- 
kes ist  unserer  Kenntnis  entzogen.  Es  wurde  nicht  wie  das 
Gewohnheitsrecht  der  germanischen  Völker,  nach  der  dauernden 
Niederlassung  niedergeschrieben.  Auch  das  Gewohnheitsrecht 
der  ersten  Jahrhunderte  des  Königtums  ist  uns  nur  sehr  wenig 
—  aus  den  erhaltenen  Urkunden  —  bekannt :  das  Zeitalter  der 
Ärpäden  hat  uns  keine  schriftliche  Aufzeichnung  des  Landes- 
gewohnheitsrechts, namentlich  kein  Rechtsbuch,  dergleichen  im 
Westen  um  diese  Zeit  zu  so  grosser  Bedeutung  gelangten,  hin- 
terlassen. Dass  jedoch  die  Gewohnheit,  wie  bei  den  mittelalter- 
lichen Völkern  überhaupt,  der  wichtigste  Factor  der  Rechtsbil- 
dung war,  bezeugen  die  Urkunden,  welche  Schritt  auf  Tritt  die 
alte  Gewohnheit  des  Landes,  die  antlqiia  regni  consuetudo 
erwähnen  und  anziehen. 

Das  ursprüngliche  Recht  der  Ungarn  machte  nach  der 
Errichtung  des  Königtums  bedeutende  Veränderungen  durch. 
Ungarn  trat  dank  der  apostolischen  Tätigkeit  Stefans  des  Hei- 
ligen in  die  Reihe  der  westlichen  Staaten.  Die  notwendige  Folge 
war,  dass  die  factischen  Lebensverhältnisse  und  die  sociale  Ord- 
nung sich  nach  Massgabe  der  Forderungen  der  westlichen 
Kultur  veränderten,  was  natürlich  auf  die  weitere  Entwicklung 
des  ungarischen  Rechtes  einwirken  musste.  Das  ungarische  Recht 
konnte  sich  den  leitenden  europäischen  Rechtsgedanken  und 
Einrichtungen  nicht  länger  verschliessen ;  es  huldigte  ihnen 
fortab,  ohne  aber  darum  seinen  nationalen  Charakter  und  seine 
Eigentümlichkeit  abzustreifen. 

Das  grosse  Werk  der  Neugestaltung  vollbrachte  auf  dem 
Gebiete  des  Rechtslebens,  ebenso  wie  auf  dem  Gebiete  der 
staatlichen  Organisation,  hauptsächlich  die  königliche  Gewalt. 
Der  König  nimmt  als  Quelle  der  richteriichen  Gewalt  und  Hüter 
des  inneren  Friedens  nach  dem  Beispiele  der  westeuropäischen 
Herrscher  das  Recht  der  Satzung  in  Anspruch.  Damit  tritt  neben 
das  vorher  alleinherrschende  Gewohnheitsrecht  das  in  den  könig- 
lichen Decreten  begriffene  Gesetzesrecht  (gesatzte  Recht),  als 
integrierender  Bestandteil  des  Landesrechts. 

Doch  blieb  trotz  der  königlichen  Gesetzgebung  die  Gewohn- 
heit {consuetudo)   die   oberste  Quelle   des   Rechts.   Nicht   bloss 
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während  der  Ärpädenzeit,  auch  nachher  das  ganze  Mittelalter 
hindurch  konnte  nach  der  Anschauung  des  ungarischen  Volkes 
einzig  das  Gewohnheitsrecht  Rechtsgebote  von  dauernder 
Geltung  hervorbringen.  Die  von  der  königlichen  Gewalt  aus- 
gehende Rechtsbildung,  die  königlichen  Decrete  vermochten 
allein  kraft  der  nationalen  Rechtsüberzeugung,  vermittelst  Rechts- 
gewohnheit der  Landesbewohner  den  Charakter  der  Beständig- 
keit zu  gewinnen  und  sich  als  Recht,  d.  h.  als  von  der  könig- 
lichen Gewalt  unabhängige,  dauernde  Regeln  mit  allgemein 
bindender  Kraft  zu  behaupten.  Es  war  das  ganze  Mittelalter 
hindurch  auch  in  Ungarn  eine  fundamentale  Tatsache,  ein  Axiom 
des  Rechtslebens,  dass  das  Recht  nicht  von  der  Gewalt  geschaf- 
fen werden,  sondern  sich  allein  vermöge  der  Rechtsüberzeugung 
des  Volkes,  bezw.  der  Rechtsübung,  worin  jene  Überzeugung 
zum  Ausdrucke  gelange,  bilden  könne. ^  Darum  wird  auch  das  durch 
königliche  Verordnung  begründete  Rechtsgebot  als  consuetudo 
bezeichnet.*^  Wol  ist  der  König  befugt.  Rechtsregeln  zu  schaffen 
und  auf  diese  Weise  die  Lücken  des  Rechts  auszufüllen  und 
für  die  Erhaltung  des  Friedens  zu  sorgen ;  aber  sein  Nachfol- 
ger ist  nicht  verpflichtet  die  Decrete  seines  Vorgängers  in  Kraft 
zu  lassen,  er  darf  sie  abändern  und  aufheben.  Die  in  den 
königlichen  Decreten  enthaltenen  Rechtsregeln  erlangen  erst 
dadurch  dauernden  Bestand,  sie  werden  erst  dadurch  wirkliches 
Recht,  dass  die  Rechtsüberzeugung  der  Nation  sie  gutheisst 
und  durch  lange  Übung  sanctionirt ;  doch  beruht  nun  die  Rechts- 
kraft nicht  mehr  auf  der  königlichen  Verordnung,  sondern  eben 
der  beständigen  Übung,  der  Gewohnheit.^ 

Dies  Axiom  findet  sich  bereits  bei  dem  grossen  Codifi- 
cator  des  mittelalterlichen  ungarischen  Rechts,  Stefan  Werböczi, 
ausgeführt.  „Alles  Recht  Ungarns",  sagt  Werböczi  in  Übereinstim- 
mung mit  der  Auffassung  seiner  Zeit,  „stammt  ursprünglich  aus 

"  Dieselbe  Rechtsanschauung  herrschte  in  Polen.  Siegfried  Hüppe, 
Geschichte  der  Verfassung  Polens  S.  42.  Andere  Analogien  siehe  angeführt: 
Felix  Schiller,  A  härmaskönyv  jogforrästana  [Die  Lehre  des  Tripartitums 
von  den  Rechtsquellen]  1902  S.  36—37  Anm.  3. 

«  Man  sehe  z.  B.  Art.  XXVII  der  Goldenen  Bulle :  „Marturinae 
iuxta  consiietadincm  a  Colomanno  rege  constifntam  solvantur". 

9  Die  Urkunden  der  Ärpädenzeit  berufen  sich  nicht  auf  die  alten 
königlichen  Decrete,  sondern  auf  die  antiqita  regni  consuetudo,  wenn  sie 
die  Geltung  eines  Rechtssatzes  dartun  wollen. 
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dem  päpstlichen  und  kaiserlichen  Recht".  Diesem  gemeinen  d.  i. 
allen  christlichen  Staaten  gemeinsamen  Rechte  steht  das  hei- 
mische Recht,  die  munlcipalls  consuetudo  gegenüber,  worunter 
wir  das  im  Lande  geltende  Recht  überhaupt  verstehen  müssen. 
Das  heimische  Recht  ist  also  Gewohnheitsrecht,  und  baut  sich 
nach  Werbö'czi  auf  drei  constitutiven  Elementen  und  Grundlagen 
auf:  den  Gesetzen  oder  richtiger  den  königlichen  Decreten,  den 
königlichen  Privilegien  und  endlich  den  Urteilssprüchen  der 
ordentlichen  Richter  des  Landes.^''  Sowol  die  Gesetze,  als  die 
Privilegien  und  die  richterlichen  Entscheidungen  müssen  erst 
durch  die  Übung,  die  consuetudo  zu  Bestandteilen  des  Landes- 
rechts erhoben  werden. ^^  Aus  den  Ausführungen  Werbdezis  ist 
klar  ersichtlich,  dass  der  von  der  Gewohnheit  und  Praxis  nicht  reci- 
pierte  Teil  des  Gesetzes  und  Richterrechts,  ferner  der  Privilegien 
seine  Geltung  und  Rechtsverbindlichkeit  einbüsst.  Das  Recht 
kann  auch  im  mittelaltedichen  Ungarn,  ebenso  wie  bei  den  Ger- 
manen, nur  bezeugt,  nicht  gemacht  werden. 


§.  2.  Die  königlichen  Decrete.* 

Die  Könige  machten  von  ihrem  Gesetzgebungsrechte  zunächst 
im  Interesse  der  Rechtssicherheit,  der  Erhaltung  des  öffentlichen 
Friedens  Gebrauch.  Die  Decrete  Stefans  des  Heiligen,  Ladislaus 
des  Heiligen  und  Kaimans  enthalten  hauptsächlich  strafrecht- 
liche und  processuale  Bestimmungen. 


^°  Tit.  6.  p.  II.  princ.  bis  §.  3:  „Sciendum  .  .  .  quod  quamquam 
omnia  fere  iura  regni  huius  originaliter  ex  pontificii  caesareique  iuris  fon- 
tibus  progressum  habeant,  municipalis  tarnen  haec  nostra  consuetudo,  qua 
in  iudiciis  modo  generaliter  utimur,  ex  tribus  fundamentis  constat.  Primo 
ex  constitutionibus  et  decretis  publicis,  secundo  autem  ex  principum  pri- 
vilegiis,  tertio  vero  ex  iudicum  ordinariorum  regni  sententiis". 

"  §.  9—11.  Siehe  die  Analyse  Schillers  a.  a.  0.  S.  33—36. 

*  Literatur:  Jon.  Jony,  Commentatio  historico-iuridica  de  origine  et 
processu  iuris  Hunno-hungarici  1727.  Joh.  Fleischhacker,  Historia  iuris 
Hungarici  1791.  Graf  A.  M.  Cziräky,  Ordo  historiae  iuris  civilis  Hungarici 
1794.  Paul  Hajnik,  Historia  iuris  Hungarici  privati  1807.  Emerich  Kelemen, 
Historia  iuris  Hungarici  privati  1818.  Jon.  Markovits,  Adumbratio  historica 
iuris  privati  Hungarici  1829.  Paul  Szlemenics,  Törvenyeink  törtenete  az 
Ärpädok  koräban.  Akad.  Evk.  [Geschichte  unserer  Gesetze  unter  den  Ärpä- 
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Stefan  der  Heilige  gab  gleich  in  den  ersten  Jahren  seiner 
Regierung  Gesetze,  worin  er  Leib  und  Leben,  die  persönliche 
Freiheit  und  das  Vermögen  des  Einzelnen,  namentlich  das 
private  Grundeigentum  und  die  Herrschaft  über  die  Sklaven, 
ferner  den  Hausfrieden  sicherte  und  die  böswillig  verlassenen 
Frauen,  die  Wittwen  und  Waisen  in  Schutz  nahm.  Andererseits 
sicherte  er  die  wirtschaftlichen  und  militärischen  Grundlagen 
der  königlichen  Gewalt  und  bedrohte  den  Hochverrat  mit  schwe- 
ren Strafen.  Dem  Beispiel  des  ersten  Königs  folgte  die  Gesetz- 
gebung Ladislaus  des  Heiligen  und  Kaimans,  in  welcher  das 
strafrechtliche  und  processrechtliche  Element  noch  mehr  über- 
wiegt. 

Mit  der  Regierung  Andreas  IL  tritt  in  der  Richtung  und 
den  Gegenständen  der  königlichen  Gesetzgebung  eine  wesent- 
liche Veränderung  ein.  Nicht  mehr  die  Sicherung  des  Rechts- 
friedens, die  Regelung  des  Strafrechts  und  der  Rechtspflege, 
sondern  die  Gewährleistung  der  Rechte  und  Freiheiten  der 
Staatsangehörigen,  besonders  der  Adeligen  gegenüber  der  könig- 
lichen Regierung  und  der  Besitzaristokratie,  bildet  nun  die  Auf- 
gabe der  Gesetzgebung.  Die  Goldene  Bulle  und  die  späteren 
Decrete  haben  überwiegend  öffentlich-rechtlichen  Inhalt.  Privat- 
rechtliche Bestimmungen  finden  sich  nur  ausnahmsweise,  inso- 
ferne  gewisse  Institutionen  des  Privatrechts  (Besitzrecht,  Erbrecht) 
die  öffentlich-rechtliche  Stellung  und  Freiheit  der  Adeligen  näher 
berührten. 

Wir  bezeichnen  die  von  den  Königen  erlassenen  Gesetze 
als  Decrete.  Sie  sind  nur  zum  Teil  auf  uns  gekommen.  Die 
Decrete  der  Könige  des  ersten  Jahrhunderts  besitzen  wir  nicht 
in  ihrer  ursprünglichen  Gestalt,  sondern  in  der  Form  von 
Gesetzessammlungen.  Die  Decrete  des  XIII.  Jahrhunderts  sind 
nach  ihrer  äusseren  Erscheinung  Privilegien,  Freibriefe  und 
unterscheiden  sich  nur  hinsichtlich  ihres  Inhalts  von  den  gewöhn- 
lichen Privilegien.  Allgemeine  Regeln  lassen  sich  darüber,  wie 
die  königlichen  Decrete  geschaffen  wurden,  nicht  aufstellen. 
Stefan  der  Heilige   gab    seine  Gesetze  mit  Mitwirkung  des  aus 


den  Akad.  Jahrb.]  VI.  S.  72—227.  Stefan  Endlicher,  Die  Gesetze  des 
Heiligen  Stefan  1849.  Wenzel,  Magyarorszäg  jogtört^net^nek  rövid  väzlata 
IKurzer  Abriss  der  ungarischen  Rechtsgeschichte]  1872 ;  A  magyar  magän- 
jog  rendszere  [System  des  ungarischen  Privatrechts]  1872.  I. 
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den  geistlichen  und  weltlichen  Grossen  gebildeten  Rates :  das 
bezeugen  die  zahlreichen  Stellen  der  Sammlung  seiner  Decrete, 
worin  der  Zustimmung  des  königlichen  Rates  gedacht  wird.^ 
Die  Decrete  .  adislaus  des  Heiligen  und  Kaimans  wurden  auf 
Reichstagen  erlassen,  an  welchen  ausser  den  Prälaten  und  den 
hohen  königlichen  Beamten  auch  „das  Volk"  zugegen  war, 
allerdings  nicht  um  die  zu  erlassenden  Rechtsgebote  förmlich 
zu  votieren  und  anzunehmen,  sondern  einfach  zum  Zwecke  der 
Kenntnisnahme,  damit  die  Vollstreckung  des  Gesetzes  erleichtert 
werde.  Unzweifelhaft  ist  es,  dass  die  Decrete  des  XIII.  Jahr- 
hunderts auf  das  Drängen  der  öffentlich-rechtlich  berechtigten 
Nation,  d.  i.  der  Adeligen  erlassen  wurden,  und  dass  das 
Decret  von  1298  auf  den  formalen  Beschlüssen  der  Prälaten 
und  Adeligen  beruht,  wozu  nachher  die  Einwilligung,  wir 
können  sagen :  die  Sanction  des  Königs,  und  die  Zustimmung 
der  Barone  trat.  Die  constitutionelle  Form  der  königlichen  Ge- 
setzgebung, und  damit  die  Teilung  der  gesetzgebenden  Gewalt 
zwischen  dem  Könige  und  der  Nation  gehört  der  folgenden 
Periode  an. 

Die  Rechtsverbindlichkeit  der  vom  König  erlassenen  Rechts- 
gebote gründet  sich  auf  die  königliche  Gewalt.  Der  Nachfolger 
ist  an  die  Gesetze  seines  Vorgängers  nur  insoferne  gebunden, 
als  diese  von  der  Rechtsgewohnheit  recipiert  wurden.  Das  be- 
weisen die  Urkunden,  ja  auch  die  späteren  Decrete,  welche  sich 
nicht  auf  die  Gesetze  der  früheren  Könige,  sondern  auf  die 
alte  Gewohnheit  des  Landes  berufen. 

Wir  wollen  nun  im  einzelnen  zu  den  erhaltenen  Decreten 
übergehen. 

1.  Die  Decrete  Stefans  des  Heiligen  sind  in  den 
Handschriften  in  zwei  Bücher  geteilt.  Der  älteste  und  zuver- 
lässigste, und  auch  kürzeste  Text  wurde  1846  von  Wilhelm 
Wattenbach,  dem  Verfasser  von  „Deutschlands  Geschichts- 
quellen" im  steirischen  Kloster  Admont  entdeckt;  er  weicht 
hinsichthch  der  Einteilung  und  des  Inhalts  sehr  wesentlich  von 
demjenigen  Texte  ab,  den  die  Herausgeber  der  Corpus  Juris 
Hungarici  benützten.  Da  der  Admonter  Text  aus  dem  XII. 
Jahrhundert    stammt,    hat    er    den    zweifellosen    Vorrang    der 

'  Decr.  II.  cap.  14.  16.  19.  27.  29.  32.  (Endlicher  I.  15.  14.  20.  29. 
31.  34.) 
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Authenticität  gegenüber  den  späteren  Abschriften.'^  Zufolge  der 
Admonter  Handschrift  umfasst  das  I.  Buch  der  Gesetzes- 
sammlung Stefans  des  Heiligen  35,  das  II.  Buch  21  Kapitel. 
Das  erste  Buch  ist  warscheinlich  bald  nach  der  Krönung  ent- 
standen, als  der  König  laut  dem  Bericht  der  Vorrede,  „nach 
dem  Muster  der  früheren  und  jetzigen  Herscher",  seinem  Volke 
Gesetze  gab,  mit  Rat  und  Zustimmung  der  geistlichen  und 
weltlichen  Grossen.  Das  zweite  Buch  ändert  die  Bestimmungen 
des  ersten  mehrfach  ab.  Wann  dieses  spätere  Decret  entstanden 
ist,  lässt  sich  nicht  feststellen ;  es  kann  nicht  bezweifelt  werden, 
dass  es  gegenüber  dem  ersten  Decret  einen  beträchtlichen 
Fortschritt  bedeutet  und  um  vieles  zweckmässigere  und  gerech- 
tere Bestimmungen  enthält.^ 

Die  beiden  Bücher  der  Admonter  Handschrift  bilden  in 
der  dem  Corpus  Juris  zugrunde  liegenden  Handschrift  ein 
Buch,  und  zwar  das  zweite  Buch  der  Decrete  Stefans  des 
Heiligen.  Als  erstes  Buch  erscheinen  die  Ermahnungen 
Stefans  des  Heiligen  an  seinen  Sohn  Emerich  {De  morum  instl- 
tutlone  ad  Emericum  ducem  über).  Obwol  die  Ermahnungen  im 
Admonter  Codex  nicht  enthalten  sind,  kann  an  ihrer  Authen- 
ticität kaum  gezweifelt  werden.  Als  eigentliches  königliches 
Decret  können  wir  die  Ermahnungen  nicht  betrachten;  doch 
bilden  sie  eine  wichtige  Quelle  für  die  Kenntnis  der  Rechts- 
principien  und  Einrichtungen,  welche  zur  Zeit  Stefans  des  Heiligen 
herrschten.^ 

^  Der  Text  des  Corpus  Juris  Hungarici  fusst  auf  dem  s.  g.  Codex 
Ilosvay,  der  sich  gegenwärtig  in  der  Wiener  k.  k.  Hofbibliothek  (Nr.  8496) 
befindet.  Die  Ungarische  Akademie  der  Wissenschaften  zu  Budapest  besitzt 
ein  von  Stefan  Endlicher  mit  grosser  Sorgfalt  verfertigtes  Facsimile  der 
Admonter  Handschrift.  Der  obengenannte  Text  wurde  zuerst  von  Endlicher 
(1849)  S.  312—324,  1860  von  Wenzel  I.  S.  3-14,  und  zuletzt  (1881)  von 
Florian  Mätyäs  (Florianus,  Font.  dom.  I.  S.  111  —  129)  herausgegeben. 

^  Pauler,  Szent  Istvän  es  alkotmänya  IDie  Verfassung  Stefans  des 
Heiligen]  Szäzadok  Jg  1879  S.  119—120. 

*  Seit  Melchior  Inchofer  (Annales  Ecclesiastici  1644  I.  S.  264)  wur- 
den bis  in  die  jüngste  Zeit  die  Ermahnungen  des  byzantinischen  Kaisers 
Basilios  des  Makedonlers  als  das  Vorbild  der  Insütuiio  morum  betrachtet. 
Diese  Annahme  ist  jedoch  durchaus  irrig ;  ebenso,  wie  die  eigentlichen 
Gesetze  Stefans  ihren  Inhalt  aus  occidentalischen  Quellen  schöpfen,  so 
kann  auch  das  Vorbild  der  Ermahnungen  nur  im  Westen  und  nicht  im 
Osten  gesucht  werden.  Remig  B^kefi  hat  jüngst  (Szent  Istvän  kiräly  intelmei 
[Die     Ermahnungen    König    Stefans    des    Heiligen]     Szäzadok    Jg    1901 
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2.  Die  Decrete  Ladislaus  des  Heiligen  sind 
uns  handschriftlich  in  drei  Büchern  überliefert.  Nach  dem  Text 
des  Corpus  Juris  Hungaricl  umfasst  das  I.  Buch  42,  das 
II.  Buch  18,  das  III.  endlich  29  Kapitel.^  Das  erste  Buch  ent- 
hält die  Beschlüsse  der  Szabolcser  „Synode",  die  König 
Ladislaus  der  Heilige  mit  den  Bischöfen,  Äbten  und  Grossen 
seines  Landes,  in  Gegenwart  „des  ganzen  Klerus"  und  des 
Volkes  am  24.  Mai  1092  in  Szabolcs  an  der  Teiss  abhielt.  Das 
zweite  und  dritte  Buch  weist  in  der  überlieferten  und  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  sehr  verderbten  Gestalt  zahlreiche 
Lücken  und  Widersprüche  und  unzusammenhängende  Bestim- 
mungen auf.  Das  zweite  Buch  ist  vermutlich  gleich  zu  Beginn 
der  Regierung  Ladislaus  des  Heiligen  entstanden  und  zwar 
wie  die  Vorrede  meldet,  auf  einem  Reichstage  am  Heiligen 
Berge  (Martinsberg).  Es  enthält  auf  die  verschiedensten  Misse- 
taten bezügliche  Strafsätze.  Das  dritte  Buch  ist  späteren 
Ursprungs,  als  das  zweite,  es  ist  jedoch  in  der  uns  bekannten 
Fassung  keine  einheitliche  Gesetzesschöpfung,  kein  Decret, 
sondern  eine  Privatarbeit:  ein  Auszug  oder  eine  Sammlung 
mehrerer  Decrete.  Es  enthält  zum  Teil  strengere,  zum  Teil 
mildere  Bestimmungen,  als  das  zweite  Buch.^ 

3.  Die  Decrete  Kaimans  erscheinen  in  der  Hand- 
schrift, die  den  Herausgebern  des  Corpus  Juris  Hungariä  vor- 
lag, in  zwei  Bücher  geteilt.  Das  erste  besteht  aus  84,  das 
zweite  aus  15  Kapiteln.  Im  ersten  Buche  sind  zufolge  der 
Einleitung  die  Beschlüsse  der  etwa  im  Frühling  1096  zu  Kartal 


S.  922 — 990)  überzeugend  nachgewiesen,  dass  dem  Verfasser  der  Ermah- 
nungen nebst  der  Heiligen  Schrift  und  den  Etymologiae  des  Heiligen 
Isidors  von  Sevilla  die  Kapitularien  der  fränkischen  Könige  als  Quelle 
dienten,  und  auch  die  Autorschaft  des  Heiligen  Gerhards  als  warscheinlich 
dargetan. 

^  Endlicher  bietet   S.   326 — 348  einen   einigermassen   abweichenden 

Text  mit  43,  16  und  30  Kapiteln. 

*  Die  Entstehung  des  II.  und  III.  Buches  setzte  bereits  Engel,  Ge- 
schichte von  Ungarn  I.  S.  178  in  eine  frühere  Zeit,  als  das  I.  Buch. 
Nach  BüDiNOER,  Ein  Buch  ungarischer  Geschichte  1866  S.  18  ff  wäre 
das  III.  Buch  im  Jahre  1063  zu  Beginn  der  Regierung  König  Salomons 
entstanden :  eine  Ansicht,  die  bei  den  ungarischen  Gelehrten  allgemeinen 
Anklang  fand,  aber,  wie  Pauler  a.  a.  0.  P  S.  440  in  überzeugender  Weise 
ausführte,  jeder  Grundlage  entbehrt. 
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(Comitat  Pest)  oder  Tarczal  (Comitat  Zemplön)  stattgefundenen  ^ 
Reichstages  enthalten,  die  ein  Mönch  deutscher  Herkunft,  namens 
Alberich,  auf  Anregung  des  Erzbischofs  Seraphin  von  Esztergom, 
niederschrieb.  Die  Vorrede  Alberichs  lässt  vermuten,  dass  er 
die  Beschlüsse  mehrerer  Versammlungen  oder  Beratungen 
zusammenfasste.  Das  eine  steht  fesst,  dass  wir  es  nicht  mit 
dem  wortgetreuen  Text  des  vom  König  erlassenen  Decrets  (oder 
der  Decrete),  sondern  mit  den  Aufzeichnungen,  bezw.  der 
Compilation  eines  Privaten  zu  tun  haben,  der  infolge  seiner 
bescheidenen  Stellung  den  Beratungen  des  Hauses  nur  von 
der  Schwelle  des  Beratungssaales  folgen  konnte  und  obendrein 
der  Beratungssprache  —  des  Ungarischen  —  nicht  vollkommen 
mächtig  war.** 

Das  zweite  Buch  besteht  zufolge  den  zuverlässigeren 
Handschriften,  welche  Endlicher  seiner  Ausgabe  zugrunde 
legte,  aus  wesentlich  verschiedenen  Bestandteilen.  Die  ersten 
drei  Kapitel  enthalten  einige  Artikel  des  Judenprivilegs,  die 
Kapitel  4 — 15  sind  Beschlüsse  des  zu  Esztergom  abgehalte- 
nen II.  Concils.^ 

4.  Die  Reihe  der  Decrete  des  XIII.  Jahrhunderts 
wird  durch  das  Decret  von  1222,  die  Goldene  Bulle,  eröffnet. 
Sie  ist  das  wichtigste  Denkmal  der  ungarischen  Verfassungs- 
geschichte, ein  Verfassungsgrundgesetz,  und  kann  daher  füglich 
mit  der  englischen  Magna  Charta  von  1215  verglichen  werden, 
obwol  zwischen  beiden  mehrfache  wesentliche  Unterschiede 
bestehen.  Die  Magna  Charta  erscheint  als  Vertrag ;  die  Goldene 
Bulle  hingegen  ist  ein  in  privilegialer  Form  gegebenes  könig- 
liches Decret.  Erstere  zeugt  von  einem  bedeutend  entwickel- 
teren Staatsleben,  und  ist  um  vieles  ausführlicher,  als  die 
Goldene  Bulle.  Darin  stimmen  jedoch  beide  Urkunden  überein, 
dass  die  eine  sowol,  als  die  andere  die  Grundzüge  der  Ver- 
fassung  enthält   und   die   Freiheit   der   Nation,    die   politischen 

'  Im  s.  g.  Codex  Thuröczy,  den  Endlicher  benützte,  steht  conciliuin 
Cursollinum,  im  Codex  Ilosvay,  welcher  dem  Corpus  Juris  zugrunde  Hegt, 
conciüum  Tursolinurn ;  das  concllium  Vercellinum  im  Corpus  Juris  kann 
also  bloss  auf  einem  Schreibfehler  oder  einer  falschen  Conjectur  beruhen. 

®  Decr.  Colom.  I.  praef. 

^  Bei  Endlicher  S.  371—375  erscheinen  die  Kapitel  4  und  5  als 
Beschlüsse  eines  dritten  (?)  Concils,  und  Kapitel  6—15  in  16  Artikel 
getrennt. 
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Rechte  des  Adels  gegenüber  der  königlichen  Gewalt  zu  sichern 
trachtet.  Die  Goldene  Bulle  gewährte  im  Grossen  und  Ganzen 
keine  neuen  Rechte,  ebensowenig,  als  die  Magna  Charta, 
sondern  codificierte  und  gewährleistete  bloss  die  alten  Rechte. 
Obwol  sie  nicht  auf  alles  Einzelne  eingeht,  berücksichtigt  sie 
doch  sämmtliche  freien  Landesbewohner,  was  bei  dem  zuneh- 
menden Einflüsse  der  Besitzaristokratie  und  der  im  Sinken 
begriffenen  Macht  des  Königtums  unerlässlich  war.  Während 
die  Magna  Charta  kein  anderes  Ziel  kennt,  als  die  Rechte  der 
Stände  zu  wahren  und  das  Königtum  zu  beschränken,  will  die 
Goldene  Bulle  nicht  bloss  die  Rechte  und  Freiheiten  des  Adels 
garantieren,  sondern  trachtet  andererseits  die  königliche  Gewalt 
zu  befestigen,  damit  sie  den  Übergriffen  der  Besitzaristokratie 
Widerstand  leisten  und  die  öffentlichen  Interessen  mit  Erfolg 
verfechten  könne.  Insoferne  dürfen  wir  die  Goldene  Bulle  über 
die  Magna  Charta  stellen.^ ° 

Das  hochbedeutsame  Decret  wurde  in  sieben  Original- 
exemplaren ausgefertigt,  doch  ist  von  diesen  keines  erhalten. 
Die  späteren  Transsumpte  lassen  jedoch  keine  Zweifel  an  der 
Authenticität  der  Bulle  bestehen.  Das  älteste  bekannte  Trans- 
sumpt  stammt  aus  dem  Jahre  1318.^^ 

5.  Das  II.  Decret  König  Andreas  II.  von  1231. 
Die  Goldene  Bulle  vermochte  nicht  die  Übel  zu  beheben, 
welche  die  schlechte  Regierung  Andreas  II.  im  Gefolge  hatte. 
Auf  das  Drängen  des  Papstes  und  der  hohen  Geistlichkeit  gab 

t 

^^  Eine  durch  Scharfsinn  und  sicheren  verfassungshistorischen  Blick 
ausgezeichnete  Parallele  der  Goldenen  Bulle  und  Magna  Charta  lieferte 
jüngst  Graf  Julius  Andrässy,  A  magyar  ällam  fönmaradäsänak  es  alkot- 
mänyos  szabadsägänak  okai  [Die  Ursachen  des  Bestandes  und  der  con- 
stitutionellen  Freiheit  des  ungarischen  Staates]  1901  S.  138—153.  Von  der 
verfassungsgeschichtlichen  Bedeutung  handelt  ausführlich  Gejza  FerdinAndy, 
Az  aranybulla  [Die  Goldene  Bulle]  1899.  Vgl.  noch  Äkos  Beöthy,  A  magyar 
ällamisäg  fejlödese  s  küzdelmei  [Die  Entwicklung  und  Kämpfe  des  unga- 
rischen Staatswesens]  I.  1901  S.  40  ff. 

"  Die  Authenticität  der  Goldenen  Bulle  wurde  mehrmals  in  Zweifel 
gezogen ;  doch  hat  Ferdinand  Knauz  die  Haltlosigkeit  der  Angriffe  über- 
zeugend dargetan.  II.  Endre  szabadsäglevelei.  Akad.  Ertek.  a  tört.  tud. 
köreböl  [Die  Freibriefe  Andreas  II.  Akad.  Abhandl.  aus  dem  Gebiete  der 
hist.  Wissenschaft]  1869.  Die  Goldene  Bulle  wurde  von  den  Königen  Un- 
garns wiederholt  bestätigt,  zuerst  von  König  Ludwig  1351  nach  einer 
Originalausfertigung  Knauz  a.  a.  0.  S.  8—12. 
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Andreas  II.  im  Verein  mit  seinen  Söhnen  Bela  und  Kaiman 
nach  Beratung  mit  den  Prälaten  und  weltlichen  Grossen  1231 
ein  neues  Decret  heran.  Dieses  II.  Decret  gründet  sich  zum 
grossen  Teil  auf  die  Goldene  Bulle  und  übernimmt  daraus 
die  meisten  Bestimmungen  Wort  für  Wort.  Dennoch  bestehen 
zwischen  den  beiden  zahlreiche  und  recht  wesentliche  Unter- 
schiede. Das  II.  Decret  ist  nicht  infolge  eines  vom  gemeinen 
Adel  ausgeübten  Druckes  entstanden,  wie  neun  Jahre  vorher 
die  Goldene  Bulle,  sondern  ist  auf  den  Vergleich  der  geistlichen 
und  weltlichen  Herren  zurückzuführen.  Überallhin  wurde  die 
christliche,  oder  vielmehr  kirchliche  Anschauung  hineingetragen ; 
auch  als  Sanction  erscheint  gleichfalls  nicht  mehr  das  ius 
resistendi,  sondern  der  Kirchenbann :  der  Erzbischof  von  Esz- 
tergom  wurde  ermächtigt,  den  König  oder  seine  Söhne,  falls 
sie  dem  Freibriefe  zuwiderhandeln,  in  den  Bann  zu  tun.^'^ 

6.  Das  Decret  vom  Jahre  1267,  das  König  Bela  IV. 
und  dessen  Söhne,  Stefan  der  jüngere  König,  und  Bela,  Herzog 
von  Slavonien,  auf  dem  Reichstage  zu  Esztergom  auf  Bitten 
des  Adels  erliessen,  besteht  aus  10  Artikeln.  Das  Decret  bildet 
sozusagen  einen  Auszug  der  Goldenen  Bulle,  deren  wichtigste 
Bestimmungen  erneuert  werden;  doch  enthält  es  auch  neue  Ver- 
ordnungen :  so  die  Beseitigung  des  obligaten  schriftlichen  Ver- 
fahrens in  den  Angelegenheiten  der  Adeligen,  ferner  die  Bestim- 
mung, dass  die  Güter  des  in  der  Schlacht  gefallenen  Adeligen 
mangels  Leibeserben  nicht  an  den  König,  sondern  an  die  Sippe 
des  Verstorbenen  fallen. ^^  i 

7.  Das  Decret  von  1290  wurde  von  König  Andreas  III. 
nach  der  Krönung,  auf  dem  Reichstage  zu  Ö-Buda,  an  welchem 
„sämmtliche  Prälaten,  Herren  und  Adelige"  teilnahmen,  gegeben. 
Es  besteht  aus  41  (34)  Artikeln  und  geht  gleichfalls  zum  grossen 
Teile  auf  die  Goldene  Bulle  zurück;  aber  es  finden   sich   auch 


^'^  Dieses  Decret,  ebenso  die  übrigen  Decrete  des  XIII.  Jahrhunderts 
finden  sich  nicht  im  Corpus  Juris  Hungarici.  Sie  wurden  erst  von  den 
beiden  Kovachich  (1790—1815)  entdeckt  und  mit  Rücksicht  auf  den  „ge- 
schlossenen" Charakter  des  Corpus  Juris  auch  seither  nicht  in  die  neueren 
Ausgaben  aufgenommen.  —  Das  Decret  von  1231  ist  mitgeteilt  von  Ko- 
vachich, Vestigia  S.  98  ff,  Sylloge  S.  1  ff,  Endlicher  S.  428  ff,  Theiner, 
Vet.    Mon.  S.  107  ff. 

1*  Zuerst  herausgegeben  von  Kovachich,  Vestigia  S.  134  ff;  dann 
Sylloge  S.  11  ff,  von  Endlicher  S.  512  ff. 
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mehrere  neue  Bestimmungen,  welche  die  seit  der  Entstehung 
der  Goldenen  Bulle  stattgefundene  Verfassungsentwicklung  getreu- 
lich wiederspiegeln. ^* 

8.  Das  Decret  vom  Jahre  12  98.  Von  dem  im  August 
1298  zu  Pest  nächst  der  Minoritenkirche  abgehaltenen  Reichstage 
ist  bereits  die  Rede  gewesen. ^°  Die  Beschlüsse  der  Prälaten, 
des  niederen  Klerus  und  der  Adeligen  wurden  vom  König  und 
den  Baronen  (den  weltlichen  Herren)  bestätigt  und  mit  deren 
Siegeln  gefestet.  Der  Text  dieses  Decrets  ist  uns  nur  durch  das 
Transsumpt  König  Wladislaus  I.  von  1440  überliefert  worden.  Es 
besteht  zufolge  des  Transsumpts  aus  80  Artikeln;  doch  sind 
bloss  die  ersten  44  Artikel  eigentliche  Reichstagsbeschlüsse ;  der 
mit  dem  45.  Artikel  beginnende  zweite  Teil  des  Decrets  muss 
als  eine  executive  Verordnung  des  Königs  und  der  Baronen 
betrachtet  werden.  Das  Decret  von  1298  stützt  sich  nicht  mehr 
auf  die  Goldene  Bulle,  sondern  enthält  zahlreiche,  bedeutende 
Neuerungen," 


^*  Zuerst  mitgeteilt  von  J.  N.  Kovachich,  Monumenta  veteris  legislatio- 
nis  Hungaricae  1815  S.  13  ff.  Spätere  Ausgaben :  Kovachich,  Sylloge 
S.  15  ff,  Fejer  C.  D.  VII;2  S.  139  ff,  Endlicher  S.  615  ff.  In  allen 
diesen  Ausgaben  wird  das  Jahr  1291  als  Entstehungsjahr  bezeich- 
net. Karl  Szabö  wies  jedoch  nach,  dass  das  in  Rede  stehende 
Decret  von  Andreas  III.  1290  zu  Ö-Buda  geschaffen  wurde.  Die  irrige 
Ansetzung  des  Entstehungs  jahres  ist  darauf  zurückzuführen,  dass  König 
Andreas  III.,  als  er  im  Jahre  1291  sich  in  Siebenbürgen  aufhielt, 
das  im  Vorjahre  gegebene  Gesetz  für  den  siebenbürgischen  Adel  in  pri- 
vilegialer  Form  neuerlich  ausfertigen  Hess.  Szäzadok  Jg  1884  S.  473 — 482. 
Vgl.  Knauz,  Mon.  Strig.  II.  S.  267. 

1-^  Siehe  oben  S.  200  f. 

'^  Mitgeteilt  von  Kovachich,  Supplementum  I.  S.  66  ff,  Sylloge 
S.  27  ff,  Fejer  C.  D.  VI/2  S.  130  ff ;  zum  Teil  (Art.  I— XLIV)  Endlicher 
S.  630  ff.  Bartal  a.  a.  0.  II.  S.  208  sprach  die  Ansicht  aus,  dass  die  Artikel 
XLV — LXXX  während  der  Regierung  Karl  Roberts  entstanden  und  dem 
Decrete  Königs  Andreas  hinzugefügt  worden  seien ;  doch  sind  seine 
Gründe  durchaus  nicht  stichhältig.  Vgl.  Pauler  a.  a.  0.  IP  S.  581. 
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§.  3.  Privilegien.  Münicipalstatuten.  Gerichtsurteile. 
Urkunden  und  Formeln* 

Das  zweite  constituve  Element  des  Landesrechts  bildeten 
nach  Werbö'czis  Lehre  die  königlichen  Privilegien, 
insoferne  nämlich  die  Rechtsgewohnheit  des  Landes  {munidpalis 
consuetiidö)  die  in  den  königlichen  Freibriefen  enthaltenen  Rechts- 
sätze zu  allgemeiner  Geltung  erhob. 

Die  mittelalterliche  Bedeutung  des  Privilegs  als  Rechts- 
quelle erklärt  sich  aus  der  feudalen  Staatsverfassung,  die  eben 
durch  die  Herrschaft  des  individuellen  Princips  charakterisiert 
wird.  Den  mittelalterlichen  Staaten  ist  die  Idee  der  gleichen 
Untertanschaft  und  Abhängigkeit  der  Landesbewohner  gegen- 
über der  gemeinsamen  höchsten  Gewalt  unbekannt.  Die  Staats- 
angehörigen verknüpft  kein  allgemeiner  Untertanenverband,  son- 
dern der  persönliche,  vertragsmässige  Lehnsverband  mit  einander. 
Hieraus  folgt  die  Sonderstellung  aller  der  Einzelnen,  die  Mannig- 
faltigkeit der  Rechtslage,  die  besonders,  mittelst  der  Privilegien 
(Freibriefe,  chartae,  chartes,  charters)  geregelt  werden  muss. 
Königliche  Privilegien  bestimmen  die  Rechte  und  Pflichten  der 
geistlichen  und  weltlichen  Grossen  gegenüber  dem  König,  als 
ihrem  Oberlehnsherrn.  Ebenso  erfolgt  die  Befreiung  der  Cor- 
porationen  und  Gemeinden,  namentlich  der  Städte  von  der  lehns- 
herrlichen oder  grundherrlichen  Gewalt  mittelst  Freibriefe.  Des- 
gleichen gewähren  die  geistlichen  und  weltlichen  Herren  den 
Einzelnen  und  Corporationen,  die  sich  auf  dem  ihnen  Untertanen 
Gebiete  befinden,  Privilegien,  worin  sie  die  Freiheiten  und 
Verpflichtungen  der  Untertanen  festsetzen  und  das  Privat-  und 
Strafrecht  und  das  Gerichtsverfahren  in  selbständiger  Weise 
regeln.  Das  Privileg  durchsetzte  und  überzog  solcherart  das 
gesammte  Rechtsleben  und  ward  zu  einem  mächtigen  Factor 
der  Rechtsbildung. 

Der  Begriff  des  Privilegs  bestimmt  sich  einerseits  durch 
den  Begriff   der   Freiheit   {libertas),   welche   der  Mächtigere 

*  Literatur:  Gustav  Wenzel,  Az  orszägos  es  a  particularis  jogok 
[Das  Landesrecht  und  die  Particularrechte]  1876;  Magyarorszäg  värosai  es 
värosjogai  [Ungarns  Städte  und  Stadtrechte]  1877.  Kälmän  Demkö,  A  felsö- 
magyarorszägi  värosok  eleteröl  [Aus  dem  Leben  der  oberungarischen 
Städte]  1890. 
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dem  weniger  Mächtigen  zusichert ;  andererseits  durch  die  F  o  r  m, 
in  welcher  der  König  und  die  geistlichen  und  weltlichen  Herren 
das  Recht  der  Satzung  ausüben.  Allmälig  betrachtete  man  jeden 
Rechtssatz,  der  nicht  unmittelbar  durch  die  Gewohnheit  ent- 
standen war,  als  Privileg,  und  bezeichnete  jede  Urkunde,  worin 
ein  Recht  gewährt  oder  gesichert  wurde,  als  Privileg. 

In  Ungarn  kommen  im  XIII.  Jahrhundert  die  königlichen 
Decrete  in  der  Form  von  Privilegien  zustande.  Alle  wichtigeren 
Rechtsverhältnisse  werden  teils  in  königlichen,  teils  in  grund- 
herrlichen Freibriefen  geregelt,  ja  Privilegien  bilden  sogar  den 
Ausgangspunkt  des  Municipalrechts.^ 

II.  Die  durch  königliches  Privileg  frei  gewordenen  Gebiets- 
gemeinen nehmen  je  länger,  desto  mehr  das  Recht  der  Willkür 
{ius  statuendi)  in  Anspruch  und  ordnen  den  Rechtsverkehr  in 
selbständiger  Weise.  Wir  bezeichnen  das  Recht,  das  die  Ver- 
sammlung oder  die  Obrigkeit  einer  freien  Gebietsgemeine  schafft, 
als  Municipalrecht  oder  Statut  (Willkür). 

In  Ungarn  repräsentieren  die  Municipalrechte  das  parti- 
culäre  Recht,  gegenüber  dem  Landesrecht. 

Eine  particuläre  Rechtsbildung  findet  sich  zuerst  in  den 
Städten.  Die  Grundelemente  der  Stadtrechte  stammen  zum 
grossen  Teile  aus  der  Fremde ;  denn  die  Gäste  {hospites),  von 
deren  Gemeinden  die  Entwicklung  des  städtischen  Lebens  aus- 
gieng,  brachten  ihr  Recht  mit  sich.  Doch  als  die  städtische 
Freiheit  sich  ausgebildet  hatte  und  das  Recht  der  hospites  ein 
wirkliches  Stadtrecht  geworden  war,  hatte  dieses  Recht,  einge- 
dämmt zwischen  die  zwingenden  Bestimmungen  der  königlichen 
Freibriefe  und  unter  dem  Einflüsse  des  Landesgewohnheitsrechts 
allmälig  einen  ungarischen  Charakter  angenommen. 

Die  ältesten  Stadtrechte,  so  das  Recht  von  Szekesfejervär, 
Buda,  Selmeczbänya,  Nagyszöllös  und  Zägräb,  entwickelten  sich 
auf  der  Grundlage  des  Willkürrechts  ursprünglich  auf  ungari- 
schem Boden.  Die  später  gegründeten  Städte  (bezw.  zu 
Städten  erhobenen  Gemeinden)  erhielten  durch  Bewidmung  oder 
Rechtsmitteilung  das  fertige  Recht  der  älteren  Städte.  So  ent- 
standen auch  in  Ungarn  Stadtrechtsfamilien,  Mutterrecht  und 
Tochterrechte.  Namentlich  das  Recht  von  Buda  ward  das  Mutter- 

1  Die  zugunsten  von  Städten  und  Corporationen  gegebenen  Frei- 
briefe aus  dieser  Periode  sind  zum  grössten  Teil  gesammelt  bei  Endlicher. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  21 
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recht  zahlreicher  ungarischer  Städte.'^  Die  unmittelbare  Entleh- 
nung aus  ausländischen  Stadtrechten  gehört  erst  der  nächsten 
Periode  an,  und  gelangte  niemals  zu  wesentlicher  Bedeutung. 
Auf  unsere  Tage  ist  aus  dieser  Periode  bloss  ein  Denkmal  der 
statutarischen  Stadtrechte  gekommen,  das  in  deutscher  Sprache 
verf asste  Stadt-  und  Bergrechtsbuch  von  Selmecz- 
bänya  aus  der  Regierungszeit  Belas  IV.,  das  fast  wörtlich  mit 
dem  Rechtsbuch  der  mährischen  Stadt  Iglau  übereinstimmt.^ 

Auch  ausserhalb  der  Städte  gab  es  particuläre  Rechtsbil- 
dungen, die  gleichfalls  auf  grund  des  durch  die  territoriale 
Sonderstellung  bedingten  Willkürrechts  enstanden.  Hierher  gehört 
das  Recht  der  Szeklyer,  der  Rumänen,  der  Siebenbürger  und 
Zipser  Sachsen,  ferner  das  slavonische  und  kroatische  Recht. 

Die  particuläre  Rechtsentwicklung  der  Szeklyer  fusst  in 
der  alten  Stämme-  und  Geschlechterverfassung,  die  sie  unver- 
änderlich beibehielten,  auch  nachdem  in  den  übrigen  Landes- 
teilen die  königliche  Gespanschaftverfassung  eingeführt  worden 
war.  Aus  dieser  Periode  besitzen  wir  ausser  einigen  unbedeu- 
tenden Urkunden^  kein  Denkmal  der  particulären  Rechtsbildung 
des  Szeklyerlandes. 

Die  Grundlage  der  particulären  Rechtsentwicklung  der 
Siebenbürrger  Sachsen  bildet  das  diploma  Andreanum 
von  1224.  Dieselbe  Bedeutung  hat  für  die  Zipser  Sachsen 
der  Freibrief  von  1271,  für  die  Rumänen  das  grosse  Privileg 
von  1279.^ 

Die  Sonderstellung  Slavoniens  in  betreff  der  Verwal- 
tung bewirkte  die  Bildung  eines  slavonischen  Particularrechts, 
dessen  bedeutendstes  Denkmal  das  im  Jahre  1273  auf  einer 
Provinzversammlung  entstandene   s.  g.    slavonische   Statut   ist.^ 

*  Wenzel,  Magyarorszäg  värosai  es  värosjogai  S.  43.  Demkö  a.  a. 
O.  S.  11. 

'  Herausgegeben  von  Wenzel  III.  S.  206  ff,  der  gegenüber  Toma- 
scHEK  wiederholt  den  Nachweis  zu  erbringen  trachtete,  dass  das  Selmecz- 
bänyaer  Rechtsbuch  das  Original  und  das  Iglauer  dessen  Übersetzung  sei. 
Magyarorszäg  värosai  S.  56  ff. 

*  Mitgeteilt  bei  M.  Sz^kely,  A  nemes  szekely  nemzet  constitutiöja 
[Constitution  der  edeln  Szeklyernation]  1818,  ferner  im  Szekely  Okleveltär. 

*  Hiervon  ist  bereits  ausführlich  gehandelt  worden.  Für  das  Recht 
der  Siebenbürger  Sachsen  siehe  Friedrich  Schuler  v.  Libloy,  Statuta  iurium 
municipalium  Saxonum  in  Transilvania  1853. 

^  Mitgeteilt  bei  Endlicher  S.  536 — 541. 
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Auch  ein  Denkmal  des  kroatischen  Particularrechts  hat 
sich  erhalten :  das  interessante  Statut  des  Kreises  Vinodol  (Vallis 
vinaria),  das  im  Jahre  1288  entstand  und  in  alt-kroatischer 
Sprache  abgefasst  ist.' 

III.  Als  drittes  constitutives  Element  des  Landesrechts  nennt 
Werbö'czi  die  Gerichtsurteile,  nämlich  die  im  Königs- 
gericht, in  oder  ausserhalb  der  Curie  vom  König,  Palatin,  Hof- 
richter, Tavernicus  oder  Kanzler  gefällten  Entscheidungen.  Der- 
gleichen Gerichtsurteile  besitzen  wir  in  grösserer  Zahl  erst  aus 
dem  XIII.  Jahrhunderte;  da  die  Urteile  in  der  Curie  vor  der 
Regierung  König  Belas  III.  nicht  in  Schrift  gesetzt  wurden.^ 

Bei  der  bedeutenden  Centralisation  der  Gerichtsbarkeit  in 
Ungarn  war  die  Praxis  der  königlichen  Curie  natürlicher  Weise 
von  dem  grössten  Einfluss  auf  die  Bildung  des  Gewohnheits- 
rechts. 

IV.  Wichtige  Quellen  der  Erkenntnis  des  geltenden  Rechts 
bilden  die  Urkunden,  worin  die  Rechtssätze  in  concreter  prak- 
tischer Anwendung  erscheinen,  besonders  die  s.  g.  Formeln, 
das  sind  die  bei  der  Herstellung  von  Urkunden  benützten  Vor- 
lagen, welche  eben  die  ausgeprägten  Rechtsanschauungen  ent- 
halten. Wahrscheinlich  gab  es  bereits  während  dieser  Periode 
Formelsammlungen ;  doch  sind  uns  keine  erhalten.  Die  älteste 
Sammlung  {ars  notarialis)  stammt  aus  der  Zeit  Ludwig  des 
Grossen.^  ^"^ 

'  Mitgeteilt  (Originaltext  nebst  ungarischer  Übersetzung)  von  Wenzel 
IV.  S.  384  ff,  neuerdings  Racki,  Mon.  hist.-iur.  Slavonorum  meridio- 
nalium  IV.  Siehe  J.  Preux,  La  loi  du  Vinodol,  Nouvelle  revue  historique 
de  droit  fran^ais  et  etranger  Jg  1896. 

*  Hajnik,  Okirati  bizonyitäs  a  közepkori  perjogban  lUrkundenbeweis 
im  mittelalterlichen  Gerichtsverfahren]  1886.  S.  4. 

^  Die  ältesten  Formularien  finden  sich  gesammelt  bei  Kovachich, 
Formulae  sollennes  st>'li  1799. 

'"  Die  erste  grundlegende  und  trotz  vieler  Mängel  noch  heute  un- 
entbehrliche Urkundensammlung  ist  Georg  Fej^r's  Codex  diplomaticus 
Hungariae  ecclesiasticus  et  civilis  43  Bände  1829—1844.  Von  allgemeiner 
Bedeutung  sind  ferner :  Wagner,  Analecta  Scepusii  sacri  et  profani  4  Bde 
1774 — 1778.  Wenzel,  Ärpädkori  Uj  okmänytär  [Neues  Urkundenbuch  der 
Ärpädenzeit]  12  Bde  1860—1874.  Hazai  okmänytär  (Codex  Patrius)  8  Bde 
1865—  1 891 .  Theiner,  Vetera  Monumenta  historica  Hungariam  sacram  illustrantia 
2  Bde  1859—1860.  Franz  Kubinyi  jr.,  Ärpädkori  oklevelek  (Codex  diplomaticus 
Arpadianus)  1867.  Szekely  Okleveltär  6  Bde  1872-1900.  Knauz,  Monu- 
menta  ecclesiae  Strigoniensis  2   Bde    1874—1882.   Hazai  Okleveltär   I.  Bd 

21* 
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§.  4.  Der  Einfluss  der  fremden  Rechte  auf  das 
ungarische  Rechtsleben.  Die  Anfänge  des  juristischen 

Unterrichts.* 

In  den  westlichen  Staaten  treten  uns  während  des  Mittel- 
alters drei  Rechtssysteme  entgegen,  welche  gewissermassen  das 
gemeinsame  Recht  aller  christlichen  Staaten  bildeten,  nämlich 
das  germanische  Recht,  dem  späterhin  das  Lehnrecht  entspross, 
das  römische  Recht  und  das  kanonische  Recht. 

I.  Unter  dem  Ausdrucke:  germanisches  Recht  begrei- 
fen wir  das  Recht  derjenigen  Völker  germanischer  Herkunft, 
die  auf  dem  Boden  des  einstigen  weströmischen  Kaisertums 
Staaten  gründeten :  nämlich  das  Recht  der  Franken,  Alemannen, 
Longobarden,  West-  und  Ostgothen,  Sachsen  u,  s.  w.^ 

Nach  dem  Sturze  des  römischen  Reiches  übernahmen   im 


1879.  Gröf  Zichy  csaläd  okleveltära  (Codex  comitum  Zichy)  9  Bde  1871  — 
1899.  Gröf  Kärolyi  csaläd  okleveltära  [Urkundenbuch  der  gräflichen  Familie 
Kärolyi]  5  Bde  1882—1897.  Gröf  Sztäray  csaläd  okleveltära  [ÜB.  der  gräfl. 
Familie  Sztäray]  2  Bde  1887—1889.  Gröf  Teleki  csaläd  okleveltära  [ÜB.  der 
gräflichen  Familie  Teleki]  2  Bde  1895.  Sopronvärmegye  okleveltära  [ÜB.  des 
Soproner  Comitats]  2  Bde  1889—1891.  Monumenta  Vaticana  historiam 
regni  Hungariae  illustrantia  I.  Reihe  6  Bde,  II.  Reihe  1884—1891.  A  vesz- 
premi  püspökseg  römai  okleveltära  (Monumenta  Romana  episcopatus 
Vesprimiensis)  2  Bde  1896—1899.  TkalCiö,  Monumenta  historica  episcopa- 
tus Zagrabiensis  saeculi  XII.  et  XIII.  2  Bde  1873 ;  Monumenta  historica 
liberae  regiae  civitatis  Zagrabiensis  6  Bde  1889—1900.  RaCki,  Monumenta 
spectantia  historiam  Slavorum  meridionialium  5  Bde  1868—1897.  A.  Kolos- 
vÄRi  und  K.  ÖvÄRi,  A  magyar  törvenyhatösägok  jogszabälyainak  gyüjte- 
menye  (Corpus  statutorum  municipalium)  I— IV/2  1885—1897. 

*  Literatur:  Josef  Vass,  Hazai  es  külföldi  iskoläzäs  az  Ärpädkorszak 
alatt  [Einheimischer  und  ausländischer  Unterricht  während  der  Ärpäden- 
zeit]  1875.  Eugen  Abel,  Egyetemeink  a  közepkorban  [Unsere  Universitäten 
im  Mittelalter]  1881.  Remio  B^kefi,  Ärpädkori  közoktatäsügyünk  es  a  vesz- 
premi  egyetem  letkerdese  [Das  Unterrichtswesen  der  Ärpädenzeit  und  die 
Frage  der  Veszpremer  Universität]  Szäzadok  Jg  1896  S.  321  ff. 

'  Vergleiche  für  die  Geschichte  der  germanischen  Rechte :  Stobbe^ 
Geschichte  der  deutschen  Rechtsquellen  I.  1860.  Brunner,  Geschichte  und 
Quellen  des  deutschen  Rechts,  und  Überblick  über  die  Geschichte  der 
französischen,  normannischen  und  englischen  Rechtsquellen,  in  Holtzen- 
dorff's  Encyclopädie  der  Rechtswissenschaften  1891.  Sohm,  Fränkisches  Recht 
und  römisches  Recht.  Zschft  der  Savigny-Stiftung  (Germ.  Abth.)  I.  S.  1  ff. 
Brissaud,  Manuel  d'histoire  du  droit  frangais  1899. 
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westlichen  Europa  die  germanischen  Völker  die  Führung  sowol 
auf  dem  Gebiete  des  Kultur-,  als  insbesondere  des  Rechtslebens 
und  begründeten  mittelst  der  Aufnahme  romanischer  Elemente 
eine  neue  Kultur  und  ein  neues  Recht,  woraus  sich  allmälig  die 
staatliche  und  sociale  Ordnung  des  Mittelalters  formte. 

Der  Übertritt  der  ungarischen  Nation  zum  Christentum  und 
die  Errichtung  des  Königtums  erhob  Ungarn  in  die  Reihe  der 
westeuropäischen  Staaten.  Seither  steht  der  Einfluss  des  west- 
europäischen, d.  h.  des  germanischen  Rechts  auf  die  ungarische 
Rechtsbildung  ausser  Zweifel.  Die  Gründung  des  Königtums  ist 
schon  an  sich  eine  Folge  des  Eindringens  der  westeuropäischen 
Staatsgedanken.  Die  königlichen  Decrete  des  ersten  Jahrhun- 
derts beweisen  zur  genüge  die  bedeutende  Wirkung,  welche 
die  im  Westen  herrschenden  Institutionen  auf  die  einzelnen 
Zweige  des  ungarischen  Rechtslebens  ausübten. 

Infolge  der  Einwanderungen  aus  dem  Westen  kam  das 
germanische  Recht  in  Ungarn  auch  unmittelbar  zur  Geltung. 
Die  Gemeinden  der  in  den  verschiedenen  Landesteilen  ange- 
siedelten Sachsen,  Baiern,  Flamänder  und  Italiener  erhielten  das 
Privileg,  nach  ihrem  eigenen  (heimischen)  Recht,  wie  es  in  den 
Quellen  heisst,  dem  ius  theutonicum  zu  leben.  Dadurch  war 
die  Herrschaft  des  germanischen  Rechts  in  den  Territorien  der 
Siebenbürger  und  Zipser  Sachsen,  ferner  in  einem  Teil  der 
Städte  gesichert.  Aber  es  wäre  irrig  zu  glauben,  dass  die  Stadt- 
rechte ausschliesslich  auf  dem  fremden  Recht  beruht  hätten;  das 
Königtum  bildete  (wie  oben  ausgeführt  worden)  vermittelst  der 
Bestimmungen  der  Stadtprivilegien  je  länger,  desto  mehr  ein 
selbständiges,  allgemeines  Stadtrecht  aus.  Anders  in  Polen.  Die 
polnischen  Städte  recipierten  schlechthin  die  deutschen  Stadt- 
rechte.^  Der  unmittelbare  Einfluss  des  germanischen  Rechts  war 
in  Ungarn  zu  allen  Zeiten  von  untergeordneter  und  particulärer 
Bedeutung.  Das  Landesrecht  entwickelte  sich  aus  dem  nationalen 
Rechtsbewusstsein  und  recipierte  niemals  das  auf  germanisch- 
rechtlichen Grundlagen  entstandene  Lehnrecht. 

II.  Das   römische   Recht,^  das   nach   dem   Falle   des 


^  HüppE,  Geschichte  der  Verfassung  Polens. 

^  Aus  der  reichen  Literatur  seien  genannt :  v.  Savigny,  Geschichte 
des  römischen  Rechts  im  Mittelalter  1834—1851.  C.  A.  Schmidt,  die  Re- 
ception  des  römischen  Rechts,  in  Holtzendorff's  Encyclopädie. 
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römischen  Reichs  als  persönHches  Recht  der  unterlegenen  Volks- 
elemente seine  Geltung  behielt,  war  nicht  mehr  das  echte, 
klassische  römische  Recht,  sondern  ein  tief  gesunkenes,  barba- 
risch gewordenes  römisches  Recht,  entsprechend  dem  allgemei- 
nen Niedergange  der  Kultur,  der  dem  Ende  des  römischen 
Weltreiches  folgte.  Die  Entdeckung  des  echten,  klassischen 
römischen  Rechts  ist  das  Verdienst  der  Glossatoren  von  Bologna. 
Die  mit  dem  XII.  Jahrhundert  einsetzende  grossartige  Tätigkeit 
der  Glossatoren  setzte  den  Reichtum  und  die  Vortrefflichkeit 
des  römischen  Rechts  ins  hellste  Licht  und  empfahl  dieses,  als 
geeignet,  das  gemeine  Recht  aller  höher  stehenden  Völker  zu 
bilden,  zur  allgemeinen  Annahme.  In  den  Rechtsschulen  wurde 
daher  hauptsächlich  das  römische  Recht  vorgetragen  und  unter- 
richtet, und  die  natürliche  Folge  davon  war,  dass  die  gelehrten 
Juristen,  sobald  sie  sich  in  Amt  und  Stellung  befanden,  die 
römischen  Rechtsprincipien  im  praktischen  Leben  anzuwenden 
und  zu  verwirklichen  trachteten. 

Das  war  das  erste,  als  theoretische  Reception  bezeichnete 
Stadium  der  mittelalterlichen  Reception  des  römischen  Rechts. 
Auch  in  Ungarn  lässt  sich  im  Laufe  des  XIII.  Jahrhunderts  ein 
Eindringen  des  römischen  Rechts  in  diesem  Sinne  bemerken. 
Zahlreiche  Urkunden  dieser  Zeit  bezeugen,  dass  die  Aussteller 
im  römischen  Rechte  bewandert  waren  und  dessen  Grundsätze 
anwendeten.'^ 

Dieser  theoretischen  Reception  folgte  in  vielen  Staaten, 
vor  allem  im  deutschen  Reiche  die  praktische  Reception,  d.  h. 
das  römische  Recht  wurde  in  seinem  gesammten  Umfange 
zum  geltenden  Rechte  erhoben  und  das  alte  einheimische  Recht 
zur  Seite  geschoben  und  verdrängt.  Eine  Reception  des  römi- 
schen Rechts  in  diesem  Sinne  ist  in  Ungarn  niemals  erfolgt.  Die 
ungarische  Rechtsbildung  war  von  Anbeginn  eine  einheitliche 
und  so  brauchte  man  nicht  darauf  zu  verfallen,  was  der  Rechts- 
particularismus  in  Deutschland  nötig  machte :  als  Grundlage 
des  einheitlichen  Rechts  das  fremde  römische  Recht  zu  recipieren. 
Ein  anderer,  wol  weniger  bedeutender  Grund,  weswegen  die 
praktische  Reception  in  Ungarn  unterblieb,  mag  die  geringere 
Entwicklung  des  ungarischen  Gewerbes  und  Handels  gewesen 
sein.  Die  durch   die   wissenschaftliche   Beschäftigung   mit   dem 

*  Bartal  a.  a.  O.  III.  S.  13. 
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römischen  Recht  angebahnte  Reception  wurde  nämlich  beson- 
ders durch  die  stetig  wachsende  Bedeutung  der  Industrie  und 
des  Handels  gefördert.  Im  Laufe  des  XII.  und  XIII.  Jahrhunderts 
hatte  sich  der  Übergang  von  der  Natural-  zur  Geldwirtschaft 
vollzogen  und  ein  höheres  Wirtschaftsleben  entwickelt,  das  ein 
entwickelteres  Sachen-  und  Obligationenrecht  benötigte.  Als  sol- 
ches bot  sich  den  Völkern  des  Mittelalters  das  römische  Recht 
dar;  und  je  höher  das  Wirtschaftsleben  sich  entfaltete,  desto 
mehr  schritt  die  Reception  vor. 

III.  Das  kanonische  Recht  hält  in  gewissem  Sinne 
die  Mitte  zwischen  dem  römischen  und  germanischen  Recht, 
indem  es  aus  beiden  schöpfte. ° 

Anfänglich  galt  das  römische  Recht  als  Recht  der  Kirche : 
die  Geistlichen  leben  nach  römischem  Recht.  Daher  die  Rechts- 
parömie :  Ecclesia  vlvit  lege  Romana.  Später  berücksichtigt 
jedoch  die  Kirche  die  Institutionen  des  germanischen  Rechts  in 
stetig  bedeutenderem  Masse ;  als  sie  sich  dem  Höhepunkte 
ihrer  Macht  nähert,  hat  sie  sich  bereits  aus  römisch-  und 
germanischrechtlichen  Elementen  ein  besonderes,  eigenartiges 
Rechtssystem  als  ihr  Eigenrecht  errichtet :  das  s.  g.  kanonische 
Recht. 

Die  Kirche  ist  nach  ihrer  Bestimmung  kein  Rechts-,  son- 
dern ein  religiös-ethisches  Institut  und  bedarf  als  solches  nur 
insoferne  einer  rechtlichen  Organisation,  als  sie  eine  dem  Staat 
gegenüber  selbständige  religiöse  Gemeinschaft  bildet.  Infolge 
der  Primitivität  des  mittelalterlichen  Staatswesens  gelangte  jedoch 
die  Kirche  auch  auf  dem  Gebiete  der  Rechtsbildung  zu  grosser 
Bedeutung,  indem  sie  ihre  Wirksamkeit  auf  zahlreiche  Lebens- 
kreise und  Angelegenheiten  erstreckte,  deren  Regelung  in 
einem  entwickelteren  Staate  Sache  der  Staatsgewalt  ist.  Die 
päpstliche  Gesetzgebung,  deren  Blütezeit  in  das  XIII.  Jahrhun- 
dert fällt,  baut  das  kanonische  Recht  zu  einem  grandiosen  Ge- 
bäude auf. 

Die  Kirche  beansprucht  das  Recht  der  Gesetzgebung  und 
der    Gerichtsbarkeit   in   den    Verlöbnis-    und   Ehesachen ;    und 

^  Maassen',  Geschichte  der  Quellen  und  Literatur  des  kanonischen 
Rechts  I.  1870.  Hinschius,  Geschichte  und  Quellen  des  kanonischen  Rechts, 
in  Holtzendorff's  Encyclopädie.  E.  Löning,  Geschichte  des  deutschen 
Kirchenrechts  1878.  D'Espinay,  De  l'influence  du  droit  canonique  sur  la 
legislation  frangaise  1856. 
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zwar  ordnet  sie  nicht  allein  die  unmittelbar  aus  dem  Ehe- 
verbande  sich  ergebenden  Rechtsverhältnisse,  sondern  auch  die 
übrigen  connexen  Verhältnisse,  so  die  Legitimität  der  Kinder, 
die  Klagen  um  Mitgift,  Wittum  u.  s.  w.  Die  Testaments- 
angelegenheiten gehören  gleichfalls  vor  das  Forum  der  Kirche, 
da  sie  verpflichtet  ist  darüber  zu  wachen,  dass  dem  letzten 
Willen  des  Testators  die  schuldige  Pietät  entgegengebracht 
werde.  Natürlich  zog  die  Kirche  das  Patronatsrecht  und  die 
Zehntsachen  ebenfalls  in  den  Kreis  der  kirchlichen  Gesetz- 
gebung und  der  geistlichen  Gerichte.  Einen  sehr  bedeutenden 
Einfluss  übte  die  Kirche  auf  die  Entwicklung  des  Strafrechts 
aus ;  es  concurrierte  mit  der  Staatsgewalt  in  der  Bestrafung 
aller  Missetaten,  die  unmittelbar  als  Verbrechen  gegen  die 
Religion  oder  die  Sittlichkeit  erschienen.  Die  grosse  Bedeutung 
der  geistlichen  Gerichtsbarkeit,  sowol  in  bürgerlichen,  als 
in  Strafsachen,  bewirkte  naturgemäss  die  Ausbildung  eines 
besonderen,  vom  Verfahren  der  weltlichen  Gerichte  vielfach 
abweichenden  Processes. 

Die  im  Rahmen  des  kanonischen  Rechts  entstandenen  pro- 
cessualen,  civil-  und  strafrechtlichen  Einrichtungen  und  Gedanken 
beeinflussten  allenthalben  die  Entwicklung  des  weltlichen  Rechts. 
Auch  das  ungarische  Landesrecht  blieb  nicht  unbeeinflusst.  Als 
die  Staatsgewalt  erstarkt  und  den  weltlichen  Wirkungskreis  der 
Kirche  mehr  und  mehr  an  sich  zieht,  übernimmt  sie  zugleich 
den  grössten  Teil  der  von  der  Kirche  hervorgebrachten  Institu- 
tionen, die  nun  dem  staatlichen  Recht  einverleibt  werden. 

IV.  Der  juristische  Unterricht  gelangte  an  den 
Universitäten  {stadium  generale),  die  sich  im  XI.  und  XII.  Jahr- 
hundert auf  grund  des  Princips  der  freien  Vereinigung  aus  den 
Domschulen  entwickelt  hatten,  erst  infolge  der  Tätigkeit  der 
Glossatoren  von  Bologna  zu  grösserer  Bedeutung.*^  Die  erste 
Domschule  Ungarns,  an  der  auch  das  Recht  gelehrt  wurde,  war 
die  Schule  zu  Veszprem.  Seit  wann,  wissen  wir  nicht  genau ;  es 
ist  uns  überhaupt  nicht  bekannt,  wann  die  Veszpremer  Dom- 
schule zur  Universität  erhoben  wurde.''  Die  erste  unzweideutige 

^  H.  Denifle,  Die  Universitäten  des  Mittelalters  I.  1885. 

■  Vass  a.  a.  O.  S.  48  setzt  die  Erhebung  zur  Universität  in  die 
Regierungszeit  Belas  III.,  ebenso  Abel  a.  a.  0.  S.  3.  B^kefi  hingegen  stellt 
es  entschieden  in  Abrede,  dass  die  Schule  zu  Veszprem  ein  Studium  gene- 
rale gewesen  sei  a.  a.  O.  S.  321. 
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Spur  dessen,  dass  in  Ungarn  nicht  allein  das  kanonische,  son- 
dern auch  das  römische  Recht  unterrichtet  wurde,  liefert  uns 
die  Bulle  Papst  Innocents  IV.  von  1254,  welche  an  die  Prälaten 
Frankreichs,  Englands,  Schottlands,  der  pyrenäischen  Königreiche 
und  Ungarns  gerichtet  ist  und  die  Verleihung  kirchlicher 
Beneficien  (seien  es  höhere  oder  geringere)  an  Doctoren  des 
römischen  Rechts  untersagt.^  Der  Papst  begründet  das  strenge 
Verbot  unter  anderem  damit,  dass  in  den  genannten  Staaten 
die  weltlichen  Geschäfte  nicht  nach  den  kaiserlichen  Gesetzen 
—  d.  i.  dem  römischen  Recht  — ,  sondern  nach  der  Rechts- 
gewohnheit (consuetudo)  entschieden  werden  und  daher  der 
Unterricht  des  römischen  Rechts  keine  Notwendigkeit  bildet. 
Doch  wenn  auch  irgendwo  auf  Befehl  des  Herrschers  das  römi- 
sche Recht  gelehrt  würde,  solle  das  Verbot  betreffend  die 
Ausschliessung  der  Legisten  von  den  Kirchenämtern  dessen 
ungeachtet  zu  recht  bestehen.  Die  ungarische  Schule,  worauf 
sich  wegen  des  dort  stattfindenden  Rechtsunterrichts  das  Verbot 
des  Papstes  bezog,  war  die  Domschule  zu  Veszprem.  Das 
erfahren  wir  aus  den  Urkunden  König  Ladislaus  IV.  an- 
lässlich der  grossen  Feuersbrunst,  die  1276  den  Veszpremer 
Dom  und  die  Universität  gänzlich  einäscherte.  Der  König  ver- 
gleicht die  Veszpremer  Schule  der  Universität  zu  Paris  und 
sagt,  dass  darin  die  Rechtsgelahrtheit  „behufs  Erhaltung  der 
Rechte  des  Landes"  die  vornehmste  Stelle  eingenommen  habe.^ 
Aus  der  Schilderung  der  Feuersbrunst  ersehen  wir,  dass  die 
Veszpremer  Schule  über  eine  solch'  reiche  Bibliothek  verfügt 
hatte,  wie  sie  im  Mittelalter  einzig  den  Universitäten,  als  den 
Mittelpunkten  der  Pflege  der  Wissenschaften  zu  geböte  standen ; 
und  wir  vernehmen,  dass  das  Kapitel  unter  seinen  Mitgliedern 
fünfzehn  Doctoren  des  römischen  und  des  kanonischen  Rechts 
zählte,  ^^  die  sicherlich  den  Rechtsunterricht  besorgten.  Es  ist 
wahrscheinlich,  dass  die  Veszpremer  Universität  infolge  der 
durch  die  Feuerbrunst  verursachten  schweren  Verluste  ihre 
Wirksamkeit  noch  unter  König  Ladislaus  völlig  einstellte. 

«  Fejer  C.  D.  IV/2  S.  254. 

9  Fej^r  C.  D.  IV/2  S.  347.  Prout  Parisiis  in  Francia  ...  et  cultus 
iusticie  ad  regni  iura  conservanda  inibi  obtinuit  principatum. 

"  Fejer  C.  D.  VII'2  S.  47:  „Exceptis  libris  iuris  canonici  et  civilis 
quindecim  personarum  de  capitulo  doctorum  iuris  utriusque." 


II.  KAPITEL. 

Das  Privatrecht. 

§.  1.  Der  Sippeverband  und  die  hausväterliche  Gewalt. 

Das  alte  ungarische  Recht  kennt,  gleich  dem  germanischen/ 
zwei  Familienkreise  und  Begriffe :  die  Familie  im  weiteren 
Sinne,  das  Geschlecht,  die  Sippe  {genus,  generaüo,  ung.  nem 
oder  nemzetseg)  und  die  eigentliche  Familie,  die  Familie  im 
engeren  Sinne  {familta,  domiis,  ung.  csaläd).  Wir  werden  von 
beiden  besonders  handeln. 

I.  Im  Urstaate  ist  der  Geschlechtsverband  nicht  bloss  ein 
verwandtschaftlicher,  sondern  zugleich  ein  politischer,  öffentlich- 
rechtlich bedeutsamer  Verband.  Das  Geschlecht  ist  die 
erste,  ursprünglichste  Form  des  öffentlichen  Lebens.  Die  Ange- 
hörigen desselben  Geschlechtes  bilden  eine  politische  und  wirt- 
schaftliche Einheit  bilden.  Das  Geschlecht  besitzt  eine  feste 
öffentlich-rechtliche  Organisation :  man  bezeichnete  es  daher  als 
had,  d.  h.  Heer,  den  Vorsteher  des  Geschlechts  als  hadnagy 
(s.  V.  etwa  wie  maior  generationis)  und  leben  diese  Benen- 
nungen noch  heute  in  der  Sprache  des  ungarischen  Volkes  fort. 
Die  Geschlechtshäuptlinge  sind  einerseits  die  Richter  der 
Geschlechtsgenossen,  andererseits  deren  Anführer  im  Krieg. 

Die  Rechtstellung  und  Existenz  des  Einzelnen  gründet 
sich  im  Urstaate  fast  ausschliesslich   auf   die   Zugehörigkeit   zu 

'  Siehe  besonders  Brunner,  Rechtsgeschichte  I.  S.  81  ff ;  Sippe  und 
Wergeid,  in  Zschft  der  Savigny-Stiftung  (Germ.  Abt.)  III.  S.  1  ff.  Gierke, 
Das  deutsche  Genossenschaftsrecht  I.  S.  15  ff.  Jireöek,  Das  Recht  in 
Böhmen  und  Mähren  1865.  Turner,  Slavisches  Familienrecht  1874. 
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einem  Geschlechte.  Dieses  sichert  ihm  Schutz  gegen  Angriffe 
und  Verletzungen  und  gewährt  ihm  einen  Anteil  an  dem  ge- 
meinsamen Geschlechtsbesitz  (Geschlechtsländereien,  descensus). 

Mit  der  Errichtung  der  monarchischen  Staatsverfassung 
verschwindet  die  öffentlich-rechtliche  Bedeutung  des  Geschlechts- 
verbandes. Die  politische  Organisation  der  Geschlechter  fällt 
auseinander,  ebenso  wie  der  Stammesverband.  Doch  die  grosse 
Bedeutung  des  Geschlechtsverbandes  für  das  Rechtsleben  besteht 
fort  und  wirkt  das  ganze  Mittelalter  hindurch. 

Die  alten  Geschlechter  spalten  sich,  wie  wir  das  bei  den 
Szeklyern  beobachten  können,  nach  der  näheren  Verwandschaft 
in  Sippen  oder  Linien.  Es  entsteht  ein  neuer,  ausschliesslich 
auf  die  Tatsache  der  gemeinsamen  Abstammung 
zurückgreifender  Begriff  des  Geschlechts,  der  dem  Begriffe  der 
landeserobernden  Geschlechter  nicht  mehr  entspricht.  Im  Zeit- 
alter der  Ärpädenkönige  versteht  man  unter  einem  Geschlecht 
die  Gesammtheit  jener  Familien,  in  denen  das  Bewusstsein 
der  gemeinsamen  Abstammung  lebendig  ist,  die  Gesammt- 
heit derjenigen,  die  ihren  Stammbaum  auf  denselben  Ahn- 
herrn zurückführen  —  wie  es  in  den  Urkunden  heisst:  ab 
uno  avo  descendentes? 

Die  Geschlechtsgenossen  bilden  auch  nach  dem  Unter- 
gange der  politischen  Geschlechtsverfassung  ein  Schutz-  und 
Trutzbündnis :  sie  sind  verpflichtet  in  Abwehr  und  Angriff  ein- 
ander wechselseitig  zu  unterstützen.^  Die  Sippegenossen  schützen 
den  Einzelnen  gegen  widerrechtliche  Angriffe ;  und  der  Verletzte 
zwingt  mit  der  Unterstützung  der  Sippe  den  Täter  zur  Sühne. 
Für  den  erschlagenen  Geschlechtsgenossen  fordern  die  anderen 
Genugtuung  und  erhalten  das  Wergeid  des  Getödteten.*  Im 
Processe  stehen  der  Partei  die  Geschlechtsgenossen  als  Eides- 
helfer zur  Seite  und  zeugen  für  die  Glaubwürdigkeit  und 
Zuverlässigkeit  des  Parteieides.  ^  Wenn  die  Freiheit  eines 
Geschlechtsgenossen   angezweifelt    wird,    bringen    die    Sippen- 


*  Karäcsonyi,  A  magyar   nemzetsegek  a  XIV.    szäzad  közepeig   [Die 
ungarischen  Geschlechter  bis  zur  Mitte  des  XIV.  Jahrhunderts]  1901  I.  S.  VI. 

^  Das  beweisen  zur  genüge  die  Urkunden.   Siehe   z.  B.  Fejer  C.  D 
IV/3  S.  290  und  348. 

*  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  16.  (Endlicher  I.  14.) 

^  Ausführlich  ist  von  der  Eideshilfe  in  Kap.  IV.  die  Rede. 
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genossen  den  Nachweis  der  Freiheit,  indem  sie  erklären,  er 
stamme  aus  ihrer  Sippe/' 

Die  Besitznahme  des  Landes  erfolgte  —  wie  oben  aus- 
geführt worden  —  nach  Geschlechtern.  Jedes  Geschlecht  hatte 
einen  —  wol  nicht  unbedeutenden  —  Landstrich  inne  {des- 
census),  der  das  gemeinsame  Eigentum  des  Geschlechts  bildete 
und  gemeinschaftlich  bewirtschaftet  wurde.  Bereits  im  Zeitalter 
der  Urverfassung  beginnt  jedoch  die  Teilung  der  Geschlechts- 
ländereien :  das  Geschlechtsland  wird  zuerst  unter  die  Sippen 
aufgeteilt,  die  im  Schosse  des  alten  Geschlechts  entstanden 
sind,  später  unter  die  einzelnen  Familien  der  Sippe,  des  neuen 
Geschlechts  und  so  entwickelt  sich  stufenweise  und  allmälig 
das  private  Grundeigentum.  Doch  behält  der  Geschlechtsverband 
(im  neueren  Sinne)  auch  nach  der  Entstehung  des  Privat- 
eigentums seine  Bedeutung  auf  dem  Gebiete  des  Besitzrechts. 
Die  durch  die  Teilung  des  alten  Geschlechtslandes  hervorge- 
gangenen Grundstücke  wurden  trotz  der  Teilung  und  des 
Sonderbesitzes  als  ein  zusammenhängendes  und  dem  Geschlechte 
gehöriges  Ganze  betrachtet  und  fielen  bei  unbeerbtem  Tode  des 
Besitzers  wieder  an  das  Geschlecht  heim.^  Der  im  Schosse  der 
Geschlechter  gebräuchlichen  Teilungen  geschieht  in  den  Ur- 
kunden des  XIII.  Jahrhunderts  häufig  Erwähnung.*^ 

Infolge  der  Teilung  des  Geschlechtslandes  sind  es  natürlich 
die  Geschlechtsgenossen,  die  neben  einander  zu  sitzen  kommen  : 
sie  werden  nun  Nachbarn.  Verwandtschaft  und  Nachbarschaft 
sind  anfänglich  stets  identische  Begriffe,  und  bleiben  es  noch  lange 
in  vielen  Fällen.'-*  Solange  der  Geschlechtsverband  ungelockert 
bestand,  konnte  das  aus  dem  Geschlechtsland  hervorgegangene 
Erbe  überhaupt  nicht  veräussert  werden ;  auch  später  haben  die 
Mitglieder  der  Sippe  ein  Näher-  und  Retractrecht,  um  das  Ein- 
dringen ausserhalb  der  Sippe  Stehender  in  den    ursprünglichen 


*  Reg.  de  Värad  Nr.  351  :  „Dixerunt  eundem  B.  servum  esse  eorum 
et  filium  ancille  sue.  Choma  respondit  suum  esse  cognatum  et  de  genere 
suo".  Was  er  denn  auch  selbander  beschwört. 

7  Siehe  die  lehrreiche  Urkunde  bei  Fejer  C.  D.  IX/6  S.  205—234. 

*  »Ipsa  terra  sibi  cedente  ex  divisione  que  fieri  consuevit  per  sin- 
gnlas  generaiiones  in  Hungaria",  lesen  wir  in  einem  Gerichtsurteile  des 
Palatins  Dionys  1237.  Knauz,  Mon.  Strig.  I.  S.  314. 

''  Z.  B.  Fej^r  C.  D.  111/2  S.  149,  V/1  S.  267.  Wenzel  VII.  S.  266, 
Xll.  S.  498. 


333 

Geschlechtsbesitz  zu  verhindern.^''  Dasselbe  Recht  stand  den 
Verwandten  zu,  wenn  ein  Mitglied  der  Sippe  irgend  ein  Ver- 
brechen mit  dem  Verlust  des  Vermögens  büsste,  desgleichen, 
wenn  ein  Teil  des  Erbgutes  als  Wittum  gesetzt  oder  als 
Quartalitium  abgeteilt  wurde. ^^  Die  grosse  Bedeutung  des 
Geschlechtsverbandes  zeigt  auch  Art.  X.  der  Goldenen  Bulle : 
wenn  ein  Adeliger,  der  ein  königliches  Amt  bekleidet,  in  der 
Schlacht  fällt,  soll  der  König  dem  Sohn  oder  Bruder  des  Gefal- 
lenen ein  ähnliches  Amt,  oder  Land  verleihen. 

Die  Sippe  besteht  aus  den  männlichen  Verwandten  vom 
Mannstamme  (die  das  deutsche  Recht  als  Schwertmagen  bezeich- 
net). Bloss  diese  haben  wir  unter  den  propinqui,  cogtiati  und 
proximi  der  Urkunden  zu  verstehen,*-  denn  die  Töchter  traten 
mit  der  Verheiratung  in  das  Geschlecht  des  Gatten  über.  Darum 
waren  sie  anfänglich  vom  Geschlechtserbe  ausgeschlossen,  und 
auch  später,  als  den  Töchtern  in  Ermangelung  männlicher  Lei- 
beserben ein  Anspruch  auf  den  vierten  Teil  des  Erbgutes  ein- 
geräumt wurde,  konnten  die  (männlichen)  Geschlechtsgenossen 
das  Quartalitium  gegen  Erstattung  des  wahren  Schätzungswertes 
{condigna  aestimatiö)  an  sich  bringen  und  den  Übergang  des 
Erbes  in  fremde  Hände  verhindern. 

Auch  das  Recht  der  Vormundschaft  stützt  sich  auf  den 
Geschlechtsverband. ^^  Vormund  ist  der  nächste  Agnat;  denn  es 
liegt  zunächst  im  Interesse  des  Geschlechts,  für  die  Erziehung 
des  unmündigen  Kindes  und  die  Regelung  seiner  Vermögens- 
verhältnisse zu  sorgen. 

Die  Ausbildung  des  Donationalsystems  fahrte  einen  langen, 
harten  Kampf  zwischen  den  Principien  des  Geschlechtsrechts 
und  des  Königsrechts  herbei,  der  wie  wir  unten  sehen  werden, 
in  der  nächsten  Periode  mit  dem  Sieg  des  Geschlechtsprincips 
endete. 


1»  Art.  LXVII :  1298  Kovachich,  Sylloge  S.  49.  Aus  der  grossen  Zahl 
einschlägiger  Urkunden  seien  angeführt  Fejer  C.  D.  III 2  S.  415,  IV  1  S. 
167.  Wenzel  VIII.  S.  225,  IX.  S.  481.  530. 

11  Art.  XXXVI  und  XL :  1290  Kovachich,  Sylloge  S.  25,  Endlicher 
(Art.  XXX  und  XXXIII)  S.  620. 

^^  Siehe  das  in  Anm.  6  citierte  Beispiel. 

"  Z.  B.  Wenzel  VII.  S.  47 :  „Achilles  ....  de  genere  Zydoy  tutor 
pueri  nomine  Macha  ex  eodem  genere". 
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II.  Der  engere  Familienkreis,  die  familia,^^  donius 
begreift  die  Gesammtheit  derjenigen,  die  unter  der  Gewalt  des- 
selben Hausvaters  stehen :  die  Gattin,  Kinder  und  Mündel. ^^ 
Die  Familie  wird  durch  die  hausväterliche  Gewalt 
zusammengehalten,  die  ebenso  wie  bei  den  Römern  und  Ger- 
manen ^^,  eine  unbeschränkte,  souveraine  Gewalt  ist.  Das  bewei- 
sen vor  allem  die  auf  den  Familienverband  bezüglichen  Benen- 
nungen. Das  ungarische  Wort  csaläd  (d.  h.  Familie)  ist  nichts 
als  eine  ablautende  Form  von  cseled,  Diener,  Dienstbote, 
Untergebener.^'  In  der  Volkssprache  nennt  der  Vater  die 
Kinder  noch  heute  cseledek,  Weib  und  Tochter  feliercseledek 
{feher  s.  v.  wie  weiss).  Andererseits  bezeichnet  die  ungarische 
Frau  den  Gatten  noch  heute  als  ihren  Herrn  (ur),  den  Vater 
oder  älteren  Bruder  des  Gatten  als  ihren  „grösseren",  den  jün- 
geren Schwager  als  ihren  „kleineren  Herrn"  :  denn  die  Wittwe 
stand  einst  unter  der  Gewalt  der  Genannten.  Herr,  ür,  bedeu- 
tet eben  den  Inhaber  einer  gewissen  Gewalt.  Die  Quellen 
bezeugen  gleichfalls  die  Schrankenlosigkeit  der  Hausgewalt  sowol 
der  Gattin,  als  den  Kindern  gegenüber.  Sie  verwandelte  sich 
nur  allmälig  in  eine   beschränkte   Gewalt,   die   nicht  mehr   den 


^^  Z.  B.  Decr.  S.  Ladislai  II.  cap.  1.:  „  ...  et  omnis  familia  eius 
depereat"  (von  dem  in  die  Kirche  geflohenen  Dieb).  Familia  bedeutet  auch 
die  Gesammtheit  der  im  Dienstverhältnisse  stehenden  Untergebenen,  be- 
sonders die  Leute,  namentlich  das  Gesinde  der  Kirche.  So  heisst  es  in  Art.  9 
der  Beschlüsse  des  Concils  zu  Buda  1279  von  den  Kindern  der  Geistlichen  : 
„Filii  autem  sive  filie  predictorum  in  familia  sive  famulatu,  seu  pro  familiis 
maioris  ecclesie  cui  sunt  immediate  subiecti,  redigantur,  ac  eciam  teneantur". 
Endlicher  S.  569.  Schon  1086  lesen  wir  in  der  Conscription  der  Güter  der 
Abtei  von  Bakonybel :  „ubi  cunque  sunt  familie  Sancti  Mauricii".  Wenzel 
I.  S.  34. 

^^  Domus  bedeutet  den  häuslichen  Herd  und  die  Hausgemeinschaft 
Vgl.  decr.  S.  Lad.  II.  cap.  11.  (Endlicher  10a.) 

^*  Vgl.  KoENiGswARTER,  Histoire  de  l'organisation  de  la  familie  en 
france  1851.  Stobbe,  Die  Aufhebung  der  väterlichen  Gewalt  nach  dem 
Rechte  des  Mittelalters  1865.  Gide,  Etüde  sur  la  condition  privee  de  la 
femme  1867.  Heusler,  Institutionen  des  deutschen  Privatrechts  1886.  II.  S. 
271  ff.  KowALEwsKY,  Tablcau  des  origines  et  de  l'evolution  de  la  familie 
et  de  la  propriete  1890.  Post,  Studien  zur  Entwicklungsgeschichte  des 
Familienrechts  1890.  Viollet,  Histoire  du  droit  civil  frangais  1893. 

^'  Beispiele  aus  den  ungarischen  Sprachdenkmälern  des  Mittelalters 
des  Gebrauchs  von  cseled  in  der  Bedeutung  „Familie"  siehe  Magyar  Nyelv- 
tört.  Szötär  [Ung.  Sprachhistorisches  Wörterbuch]  I.  s.  h.  v. 
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Machtinteressen  des  Hausvaters  dienstbar  ist.  Während  die  Haus- 
gewalt im  ältesten  Recht  eine  Herrschaftsgewalt  war, 
erscheint  sie  im  späteren  Recht  als  eine  Schutzgewalt,  die 
nicht  im  Interesse  des  Inhabers  der  Gewalt,  sondern  für  die 
Schutzbedürftigen  da  ist. 

Der  Hausvater  besass  ursprünglich  das  unbeschränkte 
Recht  der  Züchtigung  und  war  Herr  über  Leben  und  Tod  der 
Hausgenossen.  Ein  Überbleibsel  dieses  alten  Rechts  tritt  uns  in 
jener  Bestimmung  des  Ladislaischen  Decrets  entgegen,  dass  der 
Gatte  die  auf  Ehebruch  ertappte  Frau  ungestraft  tödten  durfte.^* 
Der  Hausvater  hatte  auch  ursprünglich  das  Recht,  Weib  und 
Kinder  im  Notfalle  zu  verkaufen  oder  zum  Pfand  (als  Geisel)  zu 
setzen.^''  Ja,  zufolge  des  Zeugnisses  der  Urkunden  war  es  noch 
im  späteren  Recht  gestattet,  dass  der  Bruder  die  unter  seiner 
Hausgewalt  stehende  Schwester  als  Sklavin  verpfände. -°  Das 
hausväterliche  Recht,  seine  Hausleute  zu  verkaufen,  bildet  den 
Ausgangspunkt  des  alten  ungarischen  Eherechts.  Wir  werden 
unten  sehen,  dass  die  Ehe  nach  dem  alten  Recht  der  Ungarn  eine 
Kaufehe  war  und  die  Frau  dem  Inhaber  der  Hausgewalt 
abgekauft  wurde.  Bereits  Stefan  der  Heilige  stellte  diesbezüglich 
Schranken  auf:  der  Hausvater  sollte  die  Wittwe  oder  die  von  ihrem 
Gatten  treulos  verlassene  Frau  nicht  zur  Eingehung  einer  zwei- 
ten Ehe  zwingen,  d.  h.  nicht  verkaufen  dürfen.-^ 

Die  Mitglieder  der  engeren  Familie,  die  Hausangehörigen, 
lebten  in  Vermögensgemeinschaft,  die  auch  nach  dem  Tode  des 
Hausvaters  fortbestehen  konnte,  falls  nämlich  die  Söhne  die 
Erbteilung  unterliessen.  Nach  aussen  vertritt  der  Hausvater  die 
häusliche  Vermögensgemeinschaft  ;^^  doch  wird  der  Anspruch 
der  Gattin  und  der  Kinder  auf  das  Hausvermögen  auch  zu 
Lebzeiten  des  Hausvaters  geschützt,  wie  aus  den  strafrechtlichen 


^^  Decr.  I.  cap.  13. 

^^  Das  beweisen  päpstliche  Verbole  aus  dem  XIII.  Jahrhundert. 
Theiner,  Vet.  Mon.  I.  S.  94. 

-»  Reg.  de  Värad  Nr.  190. 

*'  Decr.  II.  cap.  24.  28.  (Endlicher  I.  26.  30.) 

'-  In  der  Urkunde  bei  Wenzel  VIII.  S.  403  vertritt  der  Vater  drei 
mündige  Söhne,  die  jedoch  keinen  selbständigen  Haushalt  führen,  femer 
zwei  noch  unmündige  Söhne :  „  .  .  .  tarn  pro  se  et  pro  tribus  filiis  suis  .  . . 
quos  invenes  esse  dixit  ac  pro  aliis  duobus  filiis  suis  .  .  .  quos  adhuc 
pan'ulos  fore  asseruit". 
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Bestimmungen  betreffend  die  Vermögenseinziehung  hervorgeht. 
Wird  das  Vermögen  wegen  eines  Verbrechens  des  Hausvaters 
eingezogen,  so  gebürt  der  Gattin  und  den  Kindern  ein  Drittel 
des  Hausvermögens.'"  Im  Falle  eines  Verbrechens  der  Frau  ist 
der  Hausvater  verpflichtet,  das  Frauengut  auszufolgen.^*  Die 
Frau  und  die  Kinder  treten  nach  dem  Tode  des  Hausvaters 
anfänglich  nicht  kraft  eines  Erbrechts,  sondern  kraft  der  Ver- 
mögensgemeinschaft in  den  Genuss  des  Hausvermögens,  Dadurch 
erklärt  sich  die  Bestimmung  Stefans  des  Heiligen,  wonach  der 
Wittwe,  ferner  der  treulos  verlassenen  Frau  an  dem  Vermögen 
des  Gatten  lebenslänglich,  bezw.  bis  zur  Eingehung  einer  neuen 
Ehe  der  Niessbrauch  zusteht.^^ 

Der  hausväterlichen  Gewalt  sind  ausser  den  unmündigen 
auch  die  in  der  Hausgemeinschaft  verbliebenen  mündigen  Kin- 
der unterworfen.  Die  Emancipation  von  der  väterlichen  Gewalt, 
der  Erwerb  der  Eigenrechtlichkeit  erfolgt  einzig  vermittelst  der 
Gründung  eines  besonderen  Haushaltes,  der  Abschichtung  vom 
Hausvermögen.  Solange  keine  Aufteilung  stattgefunden  hat,  herrscht 
der  Vater  im  Vermögen;  andererseits  haften  der  Vater  und  die 
unabgeteilten  Hausgenossen  bezw.  Brüder  sowol  in  privat-,  als 
in  strafrechtlicher  Beziehung  wechselseitig  für  einander.^*^  Die 
Wirkungen  der  hausväterlichen  Gewah  zeigten  sich  besonders 
im  Strafrecht.  Die  Ausschliessung  aus  der  nationalen  Rechts- 
gemeinschaft, die  Friedlosigkeit  ergriff  ursprünglich  auch  die 
Hausgenossen,  die  Frau  und  Kinder.  Ladislaus  der  Heilige  mil- 
derte das  alte  Recht,  indem  er  sogar  bei  dem  schwersten  Ver- 
brechen, dem  Diebstahl,  die  strafrechtliche  Haftung  auf  die 
Kinder  über  zehn  Jahren  beschränkte.^'  Nach  dem  Decret  König 
Kaimans  durften  gar  nur  die  Kinder  des  Diebes,  die  ihr  fünf- 
zehntes Jahr  überschritten  hatten,  verkauft  werden.^^  Art.  XXV: 
1231  hob  endlich  die  Criminalhaftung  der  FamilienmitgHeder  bei 


^'  Decr.  S.  Ladislai  II.  cap.  8. :  „Unde  duae  partes  dentur  cognatis 
iugulati,  tertia  vero  filiis  et  uxori  iugulatoris".  Vgl.  auch  decr.  S.  Steph. 
II.  cap.  35.  (Endlicher  II.  2.) :  „  .  .  .  bona  vero  illius  filiis  innocentibus 
inremota  sint  remanentibus  salvis". 

=**  Decr.  S.  Lad.  III.  cap.  6. 

"  Decr.  II.  cap.  24.  28.  (Endlicher  I.  26.  30.) 

-«  S.  Anm.  30. 

"  Decr.  II.  cap.  12.  (Endlicher  10b.) 

^®  Decr.  I.  cap.  56. 
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Diebstahl  gänzlich"-^  auf.  Das  s.  g.  slavonische  Statut  von  1273 
bestimmt  hinsichtlich  der  Vermögensstrafen  (Einziehung  der 
Güter,  Bussen),  dass  weder  der  Vater  von  wegen  des  abge- 
schichteten Sohnes  oder  umgekehrt,  noch  die  abgeteilten  Brüder 
für  einander  bestraft  werden  können;  es  ergibt  sich  hieraus, 
dass  diese  Vermögensnachteile  die  in  Vermögensgemeinschaft 
lebenden  Hausgenossen  unterschiedlos  betrafen. •'" 

Trotz  einzelner  Überbleibsel  des  alten  strengen  Rechts,  büsst 
die  Hausgewalt  mehr  und  mehr  ihre  einstige  Machtvollkommen- 
heit ein.  Die  Frau  und  die  Kinder  gelangen  allmälig  zu  grösse- 
rer Selbständigkeit  und  eigenen  Vermögensrechten.  Neben  das 
Princip  der  Vermögensgemeinschaft  drängt  sich  das  individuelle 
Eigentum ;  und  neben  dem  ererbten  Vermögen  gewinnt  das 
erworbene  Gut,  worüber  der  Hausvater  nach  jeder  Richtung  frei 
verfügen  darf,  stetig  wachsende  Bedeutung. 

Die  unmündigen  Kinder  gelangen  nach  dem  Tode  des 
Vaters  unter  die  vormundschaftliche  Gewalt  des  nächsten  männ- 
lichen Geschlechtsgenossen.  Der  Vormund  kann  über  das  Ver- 
mögen des  Mündels  nicht  frei  verfügen ;  und  auch  wenn  er 
einen  Teil  des  Erbes  ausdrücklich  zu  dem  Zwecke  veräussert, 
um  eine  auf  demselben  lastende  Schuld  zu  tilgen,  z.  B.  die 
Wittumsforderung  der  Mutter  zu  befriedigen,  darf  das  Mündel 
nach  erreichter  Mündigkeit  die  Veräusserung  rückgängig  machen. ^^ 


-®  „Uxores  furum  vel  latronum  ac  eorum  liberi  pro  delictis  patrum 
non  vendantur".  Kovachich,  Sylloge  S.  9,  Endlicher  S.  432. 

^"  Art.  14 :  „Item  alter  pro  alterius  delicto  sicut  pater  pro  filio 
emancipato  vel  e  converso  aut  frater  pro  fratre  divisionis  titulo  separate 
non  debeat  condemnari,  nisi  fuerint  conscii  vel  participes  criminis  perpe- 
trati".  Endlicher  S.  539.  Siehe  auch  Reg.  de  Värad  Nr.  141 :  „.  .  .  Hagya 
remansit  in  iudicio  sex  marcarum  et  eo  non  habente  unde  sex  marcas 
persolveret  iudex  .  .  .  posuit  eum  et  uxorem  eius  et  unicum  filium  eius- 
dem  .  .  .  pro  sex  marcis  apud  .  .  .  Ualderum  hospitem  de  Bichor.  Quo 
mortuo  remansit  prefatus  Hagya  titulo  vadimonii  apud  .  .  .  filium  .  .  . 
Ualteri  ...  Ab  eo  autem  Hagya  redemit  se  ipsum  et  uxorem  suam  et 
filium  suum." 

^^  Wenzel  VII.  S.  47 :  „Si  predictus  puer  in  virilem  perveniens 
etatem  .  .  .  volens  hanc  emcionem  revocare  —  posse  fuerit  revocata.  Preta- 
xatus  Achilles  [der  Vormund]  duplicem  summam  solvere  teneatur". 


V.  Tirtion,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  22 
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§.  2.  Rechtsfähigkeit   und    Handlungsfähigkeit.   Freie, 
Sklaven  und  Fremde.* 

Nur  die  Freien  sind  Rechtssubjecte,  d.  i.  mit  Rechts- 
fähigkeit ausgestattete  Personen.  Die  Freiheit  ist  die  unerläss- 
liche  Bedingung  der  Rechtsfähigkeit;  die  Sklaven  sind  keine 
Rechtssubjecte,  sondern  Objecto  des  Rechtsverkehrs ;  sie  können 
weder  Rechte  erwerben,  noch  Rechtsgeschäfte  schUessen.  Die 
bedingungsweise  Freigelassenen  {libertini,  ung.  torlö)  sind  wol 
rechtsfähig,  doch  ist  ihre  Handlungsfähigkeit  eine  beschränkte, 
wie  die  der  unter  hausväterlicher  Gewalt  stehenden  Freien. 

Das  alte  ungarische  Recht  unterschied  betreff  der  Handlungs- 
fähigkeit zwei  Alter:  das  handlungsfähige  und  handlungsunfähige 
Alter.  Die  Quellen  bezeichnen  das  handlungsfähige  Alter 
als  gesetzliches  Alter,  legitima  aetas  oder  Mannesalter, 
vlrilis  aetas,^  ohne  aber  das  Jahr  anzugeben,  mit  dessen  Voll- 
endung es  beginnt.  Es  kann  jedoch  nicht  bezweifelt  werden, 
dass  die  strafrechtliche  Haftung  mit  dem  handlungsfähigen  Alter 
begann,  und  wir  können  daher  die  Handlungsfähigkeit  zur  Zeit 
Ladislaus  des  Heiligen  an  das  vollendete  zehnte,  zu  Kaimans 
Zeit  an  das  fünfzehnte  Jahr  knüpfen.^  Es  stimmt  das  mit  dem 
Rechte  der  westeuropäischen  Völker  überein;  bereits  in  den 
germanischen  Volksrechten  beginnt  die  Handlungsfähigkeit  mit 
dem  12.  oder  14.  oder  15.  Jahre. ^ 

Das  erreichte  Alter  der  Handlungsfähigkeit  bewirkt  bloss 
bei  jenen  Jünglingen  die  volle  Selbständigkeit  (Eigenrechtlich- 
keit), deren  Vater  verstorben  ist  und  die  bis  zur  Mündig- 
keit unter  der  Vormundschaft  eines  Geschlechtsgenossen  stan- 
den. Die  unter  väterlicher  Gewalt  stehenden  Söhne  hingegen 
werden  infolge  des  Princips   der  häuslichen  Vermögensgemein- 

*  Literatur :  Endlicher,  Gesetze  des  Heiligen  Stefan  S.  66  ff.  B^kefi, 
A  rabszolgasäg  Magyarorszägon  [Die  Sklaverei  in  Ungarn]  1901. 

^  Wenzel  VIII.  S.  30 :  „  .  .  .  non  iudicentur;  usque  dum  in  etate  legi- 
tima fuerint  constituti".  VII.  S.  47  :  „  .  .  .  puer  in  virilem  perveniens  etatem". 
Bezüglich  der  Frauen  siehe  Fejer  C.  D.  X/31S.  282. 

*  Decr.  S.  Lad.  II.  cap.  12.  (Endlicher  10b);  decr.  Colom.  1.  cap.  56. 
^  Die  Handlungsfähigkeit  trat  bei  den  meisten  germanischen  Stämmen 

mit  vollendetem  zwölften  Jahre  ein ;  bei  den  ribuarischen  Franken  und  den 
Burgundern  mit  vollendetem  fünfzehnten  Jahre.  Siehe  Schröder  a.  a.  O.^ 
S.  270. 
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Schaft  erst    mit    dem    Austritt    aus    dem   Vaterhause    und    der 
Gründung  eines  besonderen  Herdes  rechtlich  selbständig.^ 

Die  Frauen  bleiben  anfänglich  auch  nach  erreichtem 
gesetzlichem  Alter  unter  der  Hausgewalt  des  Vaters  oder  des 
nächsten  männlichen  Verwandten.  Noch  zu  Werböczis  Zeiten 
erlangen  die  Frauen  erst  durch  die  Heirat  die  Eigenrechtlichkeit 
und  können  dann  die  erzwungenen  Verträge  widerrufen.^  Die 
Geschlechtsvormundschaft  über  die  Frauen  schwächt  sich  übri- 
gens im  Laufe  der  Zeiten  immer  mehr  ab  und  der  Kreis  der 
Rechtsgeschäfte  und  Handlungen,  die  von  den  Frauen  selbständig 
vorgenommen  werden  können,  erweitert  sich.  Das  tritt  beson- 
ders im  Recht  der  ^heschliessung  und  im  ehelichen  Güter- 
recht zu  tage.  Der  Inhaber  der  Hausgewalt  darf  die  Frau  nicht 
mehr  wider  ihren  Willen  verkaufen,  d.  h.  zur  Ehe  zwingen ; 
sie  kann  nach  ihrem  eigenen  Willen  eine  Ehe  eingehen,  doch 
steht  dem  Inhaber  der  Hausgewalt  das  Recht  des  Einspruchs 
zu.  Die  Frau  kann  nach  Auflösung  der  Ehe  über  ihr  Wittum 
frei  verfügen,  desgleichen  über  ihr  Mädchenerbe  {quarialitium) 
und  das  unter  welchem  Titel  immer  envorbene  Sondergut.  Sie 
kann  auch  mit  königlichen  Schenkungen  ausgestattet  werden 
und  darüber  kraft  königlichen  Privilegs  frei  schalten;^  als  die 
Grundherrschaft  zur  Ausbildung  gelangt,  üben  sie  die  Juris- 
diction über  ihre  Hintersassen  durch  Amtleute  (s.  g.  Hofrich- 
ter) aus.^ 


*  Es  folgt  dies  aus  dem  Princip  der  häuslichen  Vermögensgemein- 
schaft, ferner  aus  der  Haftung  der  im  Hausverbande  verbliebenen  mündigen 
Kinder  für  die  Missetaten  des  Vaters  (s.  S.  336  Anm.  27—30).  Das  alte 
germanische  Recht  kannte  ebensowenig  eine  gesetzliche  Volljährigkeit.  Die 
Erreichung  eines  gewissen  Alters  bewirkte  nicht  die  Emancipation  des 
Haussohnes;  diese  Wirkung  hatte  erst  die  Gründung  eines  eigenen  Herdes, 
bezw.  die  Abschichtung  vom  Hausvermögen.  Siehe  das  angef.  Werk  Stobbes. 

^  Tit.  111.  partis  I.  §.  8.  Doch  kennt  Werböczi  neben  den  alten 
Mündigkeitsterminen  bereits  die  Volljährigkeitstermine  :  das  24.  Jahr  für  den 
Mann,  das  16.  für  die  (unverehelichten)  Frauen. 

"  Andreas  II.  schenkt  einer  Hofdame  seiner  Gemahlin  Land  und 
bestimmt :  „quod  maritus  eins  nullam  iurisdictionem  in  terra  illa  habere 
debeat,  eandem  A.  [die  Empfängerin]  cuicunque  voluerit,  sive  suo  marito, 
sive  pro  remedio  anime  sue  plenam  conferendi  habeat  potestatem".  1220: 
Fej^r  C.  D.  III/l  S.  285. 

7  Fejer  C.  D.  II.   S.  200. 
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Die  Sklaverei  setzt  sich  durch  die  Geburt  fort.  Die 
Kinder  eines  Sklaven  sind  ebenfalls  Sklaven.  Daher  war  es 
den  Freien  bei  Strafe  des  Verlusts  der  eigenen  Freiheit  ver- 
boten, eine  Sklavin  zu  ehelichen.**  Die  freie  Frau  hingegen,  die 
einen  Sklaven  heiratete,  behielt  ihre  persönliche  Freiheit,  doch 
folgten  die  Kinder  dem  Stande  des  Vaters.'*  Wenn  der  Sklave 
sich  betrügerischer  Weise  für  frei  ausgegeben  hatte,  konnte  der 
Vater  oder  die  anderen  nächsten  Verwandten  der  freien  Frau 
die  Ehe  als  connubium  indignum  anfechten.^"  Der  andere  wich- 
tige Entstehungsgrund  der  Sklaverei  war  die  Verknechtung.  Der 
zur  Sklaverei  Verurteilte  gieng  in  der  Regel  auch  seiner  Familie 
und  seines  Vermögens  verlustig :  seine  Frau  und  Kinder  wurden 
gleichfalls  als  Sklaven  verkauft,  seine  Güter  und  Fahrhabe  zu 
gunsten  der  königlichen  Schatzkammer  eingezogen. ^^  Das  spätere 
Recht  kennt  ausser  der  ständigen  Sklaverei  einen  vorübergehen- 
den Knechtschaftszustand  :  den  Freiheitsverlust  für  gewisse  Zeit, 
die  Verpfändung  der  Freiheit.  Wenn  der  zur  Bussezahlung 
Verpflichtete  seiner  Verpflichtung  nicht  nachkommen  mochte, 
gab  der  Richter  ihn  und  seine  Familie  so  lange  zu  Pfand  {va- 
dium) in  die  Gewalt  des  Verletzten,  bis  jemand  die  Busse  an 
des  Verpflichteten  Statt  bezahlte. ^^  Ebenso  konnte  der  Inhaber 
der  Hausgewalt  die  seiner  Gewalt  untergebenen  Hausgenos- 
sen für  eine  Zeit  an  Zahlungsstatt  verknechten.^^  Der  Sklave 
durfte  nur  mit  Einwilligung  des  Herrn  Zeugnis  ablegen  und 
eine  Ehe  eingehen.  Der  Herr  kann  seinen  Sklaven  die  Ehe  mit 
fremden  Sklaven  oder  Freien  untersagen  und  bloss  Heiraten 
untereinander  zulassen. ^^  Die  Sklaverei  endete  durch  Freilassung. 

»  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  27.  (Endlicher  I.  29.) 

^  Fej^r  C.  D.  II.  S.  92 :  „.  .  .  cum  duobus  aratris  et  novem  man- 
sionibus  quarum  nomina  haec  sunt :  Hartnigic  cum  filiis  suis  absque 
uxore,  quae  libera  est."  Wenzel  VI.  S.  194 :  „.  .  .  C.  cum  filiis  et  filiabus, 
quia  uxor  libera  est."  Siehe  noch  Wenzel  VII.  S.  142.  Hingegen  scheint 
die  Urkunde  im  Hazai  Okmt.  VIII.  S.  71  zu  zeigen,  dass  die  Kinder  der 
freien  Mutter  nicht  alle  sammt  Sklaven  waren,  sondern  dass  ein  Teil  dem 
besseren  Stande  der  Mutter  folgte.  Vgl.  B^kefi  a.  a.  O.  S.  20—21. 

1»  Reg.  de  Värad  Nr.  162. 

"  Siehe  unten  III.  Kap.  §.  2. 

'■  Reg.  de  Värad  Nr.  141. 

>'  Ebenda  Nr.  190. 

'*  1086  Wenzel  I.  S.  35:  „.  .  .  ut  non  possint  nubere  aliunde,  neque 
rädere  filias  suas  alienis,  sed  intra  ipsos  nubant".  1137  Fej^r  C.  D. 
II.  S.  90 :  „Sed  si  abbati  placuerit,  dent  filias  liberis,  et  ducant  de  liberis." 
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Vollkommene  Rechtsfähigkeit  gab  jedoch  nur  die  unbedingte 
Freilassung,  in  welchem  Falle  der  Sklave  das  Gut  seines  früheren 
Herrn  frei  verlassen  durfte."  Der  bedingt  Freigelassene  {libertus, 
libertinus)  gewann  nur  eine  beschränkte  Rechtsfähigkeit  und 
verblieb  gewissermassen  in  der  Gewalt  des  Herrn. 

Der  heutige  Begriff  der  Staatsbürgerschaft  war  dem 
Mittelalter  unbekannt.  Die  Bedingungen  des  Erwerbs  und  Ver- 
lusts  der  Staatsangehörigkeit  waren  nicht  festgesetzt,  noch  die 
Rechtsfolgen,  die  sich  an  die  staatsbürgerliche  Qualität  knüpften. 
Wer  sich  im  Lande  dauernd  niederliess,  wurde  Staatsbürger. 

Die  Fremden  (A^u  s  1  ä  n  d  e  r)  sind  nach  der  Rechts- 
auffassung des  Mittelalters  vom  Rechtsschutze  ausgeschlossen 
und  daher  rechtsunfähig.  Ebenso  wie  in  den  westeuropäischen 
Staaten,^*^  ist  auch  in  Ungarn  von  Anbeginn  der  König  der 
Schutzherr  der  Fremden.  Diese  Anschauung  von  den  könig- 
lichen Pflichten  findet  sich  bereits  in  den  Ermahnungen  Stefans 
des  Heiligen  an  seinen  Sohn  Emerich.^'  Aus  späterer  Zeit 
bezeugen  besonders  die  Verordnungen  König  Kaimans,  dass 
das  Königtum  den  Fremden  besonderen  Schutz  und  Gunst  zu- 
wendete und  die  Niederlassung  der  fremden  Gäste  {hospites), 
wie  sie  in  den  Quellen  allgemein  bezeichnet  werden,  zu  för- 
dern trachtete.^**  Wir  haben  gesehen,  dass  die  Entwicklung  des 
städtischen  Lebens  von  den  Gemeinden  der  hospites  ausgieng. 

Die  Einwanderung  und  Ansiedelung  geschah  zumeist  in 
Massen  und  wurde  die  Rechtstellung  der  Ansiedler  mittelst 
collectiver  Privilegien  geregelt.  Doch  gab  es  auch  höhergestellte 
fremde   Edelleute   und    Ritter   in   beträchtlicher  Zahl,   wie  uns 


**  Reg.  de  Värad  Nr.  162:  ,.  .  .  U.  manumisit  quendam  servum 
suam  .  .  .  cum  omni  generacione  sua  que  ab  illo  esset  successura,  ita  ut 
ubicunque  vellet  manendi  fas  haberet." 

^®  Vgl.  Demangeat,  Histoire  de  la  condition  civile  des  etrangers  en 
France  1844.  Klimrath,  Travaux  sur  l'histoire  du  droit  fran^ais  I.  Jacob 
Grimm,  Deutsche  Rechtsaltertümer  1854  S.  396  ff.  Heusler,  Institutionen 
des  deutschen  Privatrechts  I.  S.  144  ff. 

^^  Decr.  I.  (Institutio  morum)  cap.  6. 

1«  Decr.  I.  cap.  35.  80.  81.  —  Cap.  4.  („Item  nuUus  advena  sine 
fideiussore  recipiatur")  bezieht  sich,  wie  der  Zusammenhang  mit  den  vor- 
hergehenden Bestimmungen  lehrt,  nur  auf  die  Mitglieder  des  geistlichen 
Standes. 
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Kc'zai  berichtet/^  die  einzeln  oder  höchstens  in  kleineren  Scharen 
hereinkamen.  Sie  erhielten  gewöhnlich  vom  König  Land  geschenkt 
und  genossen  so  dieselben  Rechte,  wie  die  Abkömmlinge  der 
alten  Geschlechter.-*^  Trotz  der  günstigen  Aufnahme,  welche  die 
Fremden  in  Ungarn  fanden,  gab  es  dennoch  einzelne  Beschrän- 
kungen der  Fremden,  die  allerdings  vorwiegend  öffentlich- 
rechtlicher Natur  waren,  doch  auch  die  privatrechtliche  Rechts- 
fähigkeit berührten.  Art.  XI  der  Goldenen  Bulle  machte  die 
Verleihung  hoher  königlicher  Ämter  von  der  Zustimmung  des 
Reichstages  abhängig  ^^ ;  Art.  XXVI  verbietet  königliche  Schen- 
kungen an  Fremde,  die  ihnen  bisher  geschenkten  oder  von 
ihnen  durch  Kauf  erstandenen  Besitzungen  sollen  die  Landes- 
bewohner an  sich  ziehen  dürfen.^^  Das  war  eine  empfindliche 
Beschränkung  der  Fremden  hinsichtlich  des  Eigentumerwerbs; 
sie  verschwand  jedoch,  sobald  der  Fremde  erklärte,  dass  er  sich 
im  Lande  niederlassen  und  hier  wohnen  wolle, -^^  denn  es  sind 
uns  aus  dieser  Zeit  keine  besonderen  Bedingungen  des  Erwerbs 
der  Staatsangehörigkeit  bekannt. 

Ähnlichen  Bestrebungen  begegnen  wir  in  den  Städten.  Es 
bildet  einen  ständigen  Punkt  der  Stadtprivilegien,  dass  städtische 
Grundstücke  oder  Häuser  nur  dann  an  Fremde  veräussert  wer- 
den dürfen,  wenn  diese  gewillt  sind  sich  dauernd  in  der  Stadt 
niederzulassen.^^  Ja  auch  die  auf  Burgland  oder  Königsgut  oder 
auf  den  Gütern  privater  Grundherren  in  Feldgemeinschaft  leben- 
den nicht-adeligen  Freien  widersetzen  sich  der  Ansiedelung  von 
Fremden  in  ihrer  Mitte  und  suchen  dergleichen  „Hergelaufene" 


^*  Anhang:  De  nobilibus  advenis.  Endlicher  S.  124  ff. 

="  Ein  interessantes  Beispiel  liefert  die  Urkunde  Andreas  II.  für 
Simon  von  Aragonien  1223  Fejer  C.  D.  III  1  S.  393  ff. 

"  „Si  hospites,  videlicet  boni  homines,  ad  regnum  venerint,  sine 
consilio  regni  ad  dignitates  non  promoveantur." 

"  „Item  possesslones  extra  regnum  non  conferantur.  Si  sunt  aliquae 
collatae  vel  venditae,  populo  regni  ad  redimendum  reddantur." 

^^  Das  findet  sich  in  Art.  XXIII  :  1231  klar  ausgesprochen  :  „Hospi- 
tes nobiles  ad  regnum  venientes,  nisi  incole  esse  velint,  ad  dignitates  non 
promoveantur,  per  tales  enim  divicie  regni  extrahuntur." 

^*  Pest  1244  Art.  5 :  „Nullus  hospes  ex  ipsis  possessiones  suas 
vel  domos  vendere  valeat  alicui  extraneo,  nisi  in  eadem  villa  volenti 
amodo  habitare."  Endlicher  S.  467.  Siehe  auch  Nagyszombat  1238  Art.  13 
ebenda  S.  446. 


343 

{extorres)  von  dem  Genüsse  des  gemeinschaftlichen  Grundbesitzes 
auszuschliessen.^^ 

Die  Staatsangehöriglceit  und  der  Adel  konnten  (ausser 
mittelst  königlicher  Besitzschenkung)  simultan  dadurch  erwor- 
ben werden,  dass  ein  adeliges  Geschlecht  mit  königlicher 
Erlaubnis  einen  Fremden  in  ihren  Schoss  aufnahm. ^'^ 


§.  3.  Das  Recht  der  Eheschliessung.* 

Die  vergleichende  Rechtsgeschichte  zeigt  als  die  beiden 
ältesten  Formen  der  Eheschliessung  den  Frauenraub  und  den 
Frauenkauf.  Wie  die  beiden  Formen  bei  den  einzelnen  Völkern 
sich  entwickelten  und  welches  ihr  Verhältnis  war,  lässt  sich 
mangels  historischer  Daten  nicht  immer  genau  feststellen. 

Es  steht  nunmehr  unzweifelhaft  fest,  dass  nach  dem  ältes- 
ten ungarischen  Recht  die  EheschUessung  in  der  Form  des 
Kaufgeschäftes  vor  sich  gieng.^  Vor  einigen  Jahren  ist  uns  ein 
hierauf  bezüglicher  höchstwichtiger  Bericht  zugänglich  geworden : 
die  Mitteilungen  des  persischen  Schriftstellers  Ourdezi,  die  ein 
sicherlich  viel  klareres  und  ausführlicheres  Bild  des  ungarischen 
Eheschliessungsrechts  entwerfen,  als  es  die  Schilderung  der 
germanischen  Ehe  bei  Tacitus  ist." 

Qurdezis   Bericht   lautet  folgendermassen :    „Die    Ungarn 

"  Reg.  de  Värad  Nr.  7.  11.  17.  79.  157.  291.  323.  340.  358. 

2«  Ein  Beispiel  siehe  Fej^r  C.  D.  VI/2  S.  249. 

*  Literatur:  Julius  Koväts,  A  häzassägkötes  Magyarorszägon  [Die 
Eheschliessung  in  Ungarn]  1883.  Baron  Erwin  Roszner,  Regi  magyar  häzas- 
sägi  jog  [Das  alte  ungarische  Eherecht]  1887.  —  Aus  der  reichen  Literatur 
über  das  germanische  und  kanonische  Eherecht  seien  hervorgehoben : 
Friedberg,  Das  Recht  der  Eheschliessung  in  seiner  geschieht).  Entwicklung 
1865;  Verlobung  und  Trauung  1876.  Sohm,  Das  Recht  der  EheschUessung 
1875;  Trauung  und  Verlobung  1876.  Dargun,  Mutterrecht  und  Raubehe 
1883.  Post,  Entwicklungsgeschichte  des  Familienrechts  1890.  Esmein,  Le 
manage  en  droit  canonique  1891.  Preisen,  Geschichte  des  kanonischen 
Eherechts  1893.  Brissand,  Manage  par  achat  1900. 

^  Kezai  gedenkt  im  Zusammenhange  der  Sage  von  Hunor  und  Ma- 
gor  des  Frauenraubes  (Kap.  1.  Endlicher  S.  87,  M.  Florianus,  Font.  dorn. 
II.  S.  105),  doch  kann  dieser  Erzählung  von  rechtshistorischem  Stand- 
punkte keine  besondere  Bedeutung  untergelegt  werden. 

"^  Germania  cap.  18. 
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haben  den  Gebrauch,  dass  sie,  wenn  sie  sich  vereheUchen, 
Waren  (Kaufpreis)  bringen.  Nach  der  Beschaffenheit  der  Frau 
und  ihrem  Vermögen  an  Rindern,  können  die  Waren  (der  Kauf- 
preis) mehr  oder  weniger  betragen;  sie  werden  vor  dem  Zelte 
aufgestapelt.  Der  Vater  des  Mädchens  führt  hierauf  den  Vater 
des  Bräutigams  in  sein  Haus  und  zeigt  ihm  alles,  was  er  an 
Wiesel-,  Marder-,  Eichhorn-,  Zobel-,  Fuchsfellen  und  Seiden- 
stoffen besitzt,  im  Werte  von  zehn  Pelzgewändern ;  das  wickelt 
er  dann  in  einen  Teppich  und  packt  es  auf  das  Pferd,  das 
dem  Vater  des  Bräutigams  gehört,  und  begleitet  diesen  heim. 
Dann  werden  die  Waren  (Kaufpreis),  die  in  Rindern,  Geld  und 
Hausrat  bestehen,  zusammengezählt.  Alles  dies  wird  dem  Bräuti- 
gam übersendet.  Nach  dem  das  geschehen,  führt  man  das 
Mädchen  in  das  Haus"  (nämlich  des  Bräutigams,  bezw.  seines 
Vaters).-' 

Hier  haben  wir  also  das  Recht  der  Eheschliessung,  wie 
es  die  ursprüngliche  Rechtsgewohnheit  des  ungarischen  Volkes 
ausbildete,  vor  uns.  Dem  Vater  oder  demjenigen,  unter  dessen 
Hausgewalt  sie  steht,  wird  für  die  Frau  ein  Kaufpreis  angebo- 
ten. Das  Angebot  macht  in  der  Regel  der  Vater  des  Bräutigams, 
denn  dieser  ist  infolge  des  Princips  der  häuslichen  Vermögens- 
gemeinschaft zumeist  noch  rechtlich  unselbständig  und  verfügt 
nicht  über  eigenes  Vermögen.  Ein  eigenes  Vermögen  erlangt  er 
erst  durch  die  Gründung  des  besonderen  Herdes  und  Familien- 
standes, indem  er  sich  vom  Vater  abschichtet.  Die  Höhe  des 
Kaufpreises  ist  von  selten  des  Rechts  nicht  festgesetzt,  sondern 
richtet  sich  nach  dem  Vermögen  der  Frau.  Wenn  der  Vater  der 
Frau  den  Kaufpreis  für  genügend  erachtet,  zeigt  er  dem  Vater 
des  Bräutigams  sein  Vermögen,  besonders  was  er  der  Tochter 
als  Ausstattung  mitzugeben  gewillt  ist;  das  letztere  hat,  so 
scheint  es,  bei  den  vornehmen  Ungarn  den  Wert  von  zehn  Pelz- 
gewändern und  wird  vom  Vater  des  Bräutigams  allsogleich  mit- 


'  Der  Text  der  in  den  MHK.  S.  172—173  veröffentlichten  ungarischen 
Übersetzung  weicht  von  dem  hier  gegebenen  in  einigen  Wendungen  ab  ;  doch 
hat  der  Herausgeber  und  Übersetzer  des  persischen  Originals,  Graf  QtzA 
KuuN,  mich  versichert,  dass  der  obige  Text  dem  Original  vollkommen  ent- 
spreche. —  Da  Gurdezis  Bericht  den  Forschern,  die  bisher  das  Recht  der 
Eheschliessung  bei  den  alten  Ungarn  behandelten,  unbekannt  blieb,  ver- 
mochten sie  nur  ein  sehr  lückenhaftes  Bild  des  ältesten  Eheschliessungs- 
rechts  zu  entwerfen. 
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genommen.  Dann  schätzt  der  Vater  der  Frau  die  als  Kaufpreis 
gegebenen  Waren  ab  und  bringt  sie  nebst  der  Frau  in  das 
Haus  des  Bräutigams. 

Wir  sehen  :  der  Bräutigam  kauft  die  Braut  von  dem  Inhaber 
der  hausvätedichen  Gewalt,  dem  Muntwalt  (um  einen  deutsch- 
rechtlichen Ausdruck  zu  gebrauchen) ;  doch  gibt  dieser  dem 
Bräutigam  mit  der  Frau  den  Kaufpreis  zurück,  damit  er  zur 
Sicherstellung  der  Frau  diene.  Ourdezi  drückt  dies  so  aus, 
dass  die  Gegenstände,  woraus  der  Kaufpreis  besteht,  gezählt 
(geschätzt)  werden  müssen, 

Gurdezis  vollkommen  zuverlässiger  Bericht^  wird  durch 
die  Ausdrücke  der  ungarischen  Sprache  vollauf  bestä- 
tigt. Bisher  war  es  eben  einzig  die  Sprache,  die  Anhalts- 
punkte bot  für  die  Meinung,  dass  nach  altem  ungarischen 
Recht  die  Ehe  in  der  Form  des  Kaufgeschäftes  geschlossen 
wurde.  Man  erklärte  auch  bisher  mittelst  der  Annahme  des 
Frauenkaufes  die  Bezeichnung  des  Nupturienten  als  völegeny, 
ursprünglich  vevölegeny,  s.  v.  w.  kaufender  Geselle,  derjenigen, 
die  von  Seite  des  Bräutigams  bei  der  Trauungsceremonie  mit- 
wirken als  vöfelek,  {vevöfelek)  s.  v.  w.  kaufende  Partei,^  des  heirats- 
fähigen Mädchens  als  eladö  leäny,  d.  h.  verkäufliches  Mädchen, 
der  Braut  als  am^  s.  v.  w.  verkauft  (vergleiche  är,  Preis;  dm, 
Ware). 

Der  ehebegründende  Kaufvertrag  erscheint  in  Gurdezis 
Bericht  als  ein  Bargeschäft,  indem  der  Leistung  des  Käufers, 
der  Zahlung  des  Kaufpreises,  die  Übergabe  der  Ware,  die 
Geleitung  der  Braut  in  das  Haus  des  Bräutigams,  unmittelbar 
nachfolgt.  Aber  bereits  Gurdezis  Bericht  lässt  ahnen,  was  in 
der  späteren  Rechtsentwicklung  bei  den  Ungarn,  ebenso  wie 
bei  den  germanischen  Völkern,  klar  zu  Tage  tritt:  dass  die 
EheschUessung  aus  zwei  Rechtsgeschäften  besteht;  das  eine  ist 


*  Wir  können  die  Zuverlässigkeit  des  Berichts  umsoweniger  in 
Zweifel  ziehen,  als  Gurdezi  die  Eheschliessung  der  Burtassen  und  der 
S 1  a  V  e  n  in  durchaus  abweichender  Weise  beschreibt. 

^  Siehe  Magyar  Nyelvtörteneti  Szötär  III.  s.  h.  v.  —  Reg.  de  Värad  Nr. 
29.  262.  werden  Vermittler  und  Mitwirkende  bei  Eheschliessungen  :  paralym- 
phus,  mediator,  nuntius  genannt. 

®  Ära  bedeutet  im  älteren  Ungarisch  (z.  B.  nach  dem  Zeugnis  des 
Dictionarium  latino-hungaricum  des  Franz  Päpai-Pariz  1708)  auch  die 
Schwiegertochter. 
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die  eigentliche  Eileschliessung,  das  Zustandekommen  des  Kauf- 
geschäfts mittelst  Zahlung  des  Kaufpreises;  das  zweite  ist  die 
Erfüllung  des  zustandegekommenen  Kaufvertrags  seitens  des 
Verkäufers:  die  Hingabe  der  gekauften  Braut  an  den  Mann, 
die  Geleitung  in  das  Haus  des  Bräutigams  (in  den  west- 
europäischen Rechten  und  später  auch  in  Ungarn  traditio 
puelLae  genannt).  Daher  meldet  Gurdezi:  „Nachdem  das  ge- 
schehen (d.  h.  nachdem  der  Kaufvertrag  abgeschlossen  ist),  führt 
man  das  Mädchen  in  das  Haus".' 

Nach  dem  Übertritt  des  ungarischen  Volkes  zum  Christen- 
tum, fassten  allmälig  auch  die  kirchlichen  Lehren  über  die  Ehe 
feste  Wurzeln  in  Ungarn,  was  umso  leichter  war,  als  die  Ehe 
bei  den  Ungarn,  sowol  nach  dem  Berichte  Ourdezis,  als  der 
Chroniken,^  eine  monogame  war.  Das  angestammte  Recht  der 
Eheschliessung  musste  bald  den  christlichen  Lehren  weichen. 
Nach  der  Lehre  der  Kirche  ist  die  Ehe  ein  Sacrament,  die  auf 
göttliches  Gebot  gegründete  innigste  Verbindung  von  Mann  und 
Weib,  die  nur  durch  wechselseitige  Einwilligung  der  Beiden 
Zustandekommen  kann :  consensus  facit  nuptias.  Diese  Lehre 
stand  in  scharfem  Widerspruche  zu  dem  Kaufvertragscharakter, 
der  dem  alten  ungarischen  (und  germanischen)  Recht  der  Ehe- 
schliessung zu  gründe  lag ;  denn  nach  der  Lehre  der  Kirche  ist 
es  nicht  mehr  der  Inhaber  der  Hausgewalt,  der  den  Ehevertrag 
schliesst,  sondern  die  Braut,  die  verkauft  wird,  selbst.  Die  Ehe 
ist  ein  Consensualvertrag ;  es  bedarf  zu  deren  Giltigkeit  bloss 
des  übereinstimmenden  Willens  der  Nupturienten. 

Es  gelang  der  Kirche  weder  in  den  germanischen  Staa- 
ten, noch  in  Ungarn,  ihre  Lehre  allsogleich  gegen  das  alther- 
gebrachte Recht  und  die  alten  Ehegebräuche  durchzusetzen. 
Dem  widerstand  die  Macht  des  Familienrechts,  das  dem 
Hausvater  betreff  der  Eheschliessungen  auch  ferner  wesentlichen 
Einfluss  sicherte.  Wol  verliert  die  Eheschliessung  den  Cha- 
rakter des  Kaufvertrags.    Der   Hausvater  darf  die  seiner  Gewalt 

7  1201  :  Fej^r  C.  D.  III/l  S.  285:  „Regina  Yoles  quandam  puellam ... 
cuidam  ex  regni  nostri  nobilibus  .  .  .  tradidit  in  uxorem."  1265  Knauz 
Mon.  Strig.  I.  S.  526 :  „.  .  .  pridem  cum  eadem  domina  filia,  cum  eam 
nuptui  tradidit  .  .  .  tradita".  Vgl.  Wenzel  I.  S.  35,  XII.  S.  629.  Hazai  Okmt. 
V.  S.  30. 

"*  Anonymus  Kap.  1.:  „Non  erant  enim  fornicatores,  sed  solummodo 
unusquisque  suam  habet  uxorem."  Endlicher  S.  4.  M. 
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untergebene  Frau  nicht  mehr  als  sein  Eigentum  nach  freiem 
Willen  verkaufen,  denn  das  Schwergewicht  der  Eheschliessung 
ruht  nun  in  der  Einwilligung  der  Frau ;  doch  muss  die  Frau 
vom  Hausvater  gefreit  werden,  sein  Wort  fällt  gleichfalls  mit 
entscheidendem  Gewicht  in  die  Wagschale  und  kann  seine 
Zustimmung  nicht  entbehrt  oder  umgangen  werden.  Das  bezeu- 
gen die  Verordnungen  Stefans  des  Heiligen.  Die  Wittwe,  des- 
gleichen die  verlassene  Frau  kann  nicht  mehr  zur  Eingehung 
einer  neuen  Ehe  gezwungen  werden ;  ^  doch  muss  andererseits 
der  Frauenräuber  auch  dann  büssen,  wenn  er  die  Verwandten 
des  Mädchens  versöhnt  hat.^"  Das  Königtum  lässt  derart  der 
Hausgewalt  und  dem  daraus  fliessenden  Einwilligungsrecht  des 
Hausvaters  kräftigen  Schutz  angedeihen. 

Der  Bräutigam  zahlt  keinen  Kaufpreis  mehr;  der  Kauf- 
preis verwandelt  sich  in  das  Wittum,  d.  i.  das  Vermögen,  das 
der  Frau  vom  Manne  oder  für  den  Mann  verordnet  wird; 
bereits  nach  dem  Berichte  Ourdezis  wurde  ja  der  Kaufpreis  zu 
Händen  des  Bräutigams  zurückerstattet,  um  nach  Auflösung  der 
Ehe  die  wirtschaftliche  Existenz  der  Frau  sicherzustellen.  An 
die  Stelle  des  Kaufpreises  tritt  die  arrha,  das  Aufgeld  oder 
Handgeld,  als  Symbol  des  einstigen  Kaufpreises,  das  sich 
allmälig  zum  Brautgeschenk  oder  Verlobungsring  umgestaltet 
und  nun  gleichfalls  der  Frau  gehört.  ^^  Es  zeigt  die  Macht  des 
alten  Rechts,  dass  der  Volksgebrauch,  obwol  die  Kirche  keinerlei 
Form  für  die  Eheschliessung  vorschrieb,  dennoch  gewisse  For- 
men anwendete;  namentlich  das  Wechseln  der  Ringe,  das 
Verlöbnis  und  die  Trauung.^^ 

^  Decr.  II.  cap.  24.  (Endlicher  1. 26.) :  „a  nemine  iterum  cogatur  in  coniu- 
gium";  cap.  28.  (1. 30.):  „. . .  nemo  in  aliud  coniugium  eam  cogere  praesumat". 

^"  Decr.  II.  cap.  25.  (Endlicher  I.  27.):  „.  .  .  raptor  decem  solvat 
iuvencos  pro  raptu,  licet  postea  reconcilietur  parentibus  puellae".  —  Kai- 
man überliess  die  Bestrafung  des  Frauenraubs  den  geistlichen  Gerichten. 
Decr.  I.  cap.  59. 

"  Das  unten  ausführlich  zu  behandelnde  Ehegesetz  König  Kaimans 
fordert  die  Überreichung  einer  arrha.  Im  Berichte  von  der  Hochzeit  Kai- 
mans mit  der  normannischen  Königstochter  Busilla  heisst  es  gleichfalls  : 
„.  .  .  Lo  giorno  ordinato  et  determinato  in  presentia  multi  episcopi  .  .  . 
li  doti  della  citella  in  publico  foro  assignati".  Wenzel  XI.  S.  35.  In  späteren 
Urkunden  wird  der  arrha  häufig  Erwähnung  getan  z.  B.  Fej^r  C.  D.  VIII /7 
S.  280.  Wenzel  II.  S.  210. 

1^  Siehe  Fej^r  C.  D.  111/ 1  S.  356.  414,  V/2  S.  389.  Wenzel  IV.  S.  285, 
V.  93.  265.  Über  das  Ringewechseln  vergleiche  Hofmann,  Verlobungs-  und 
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Infolge  der  Sacramentalität  und  der  weittragenden  Bedeu- 
tung der  Ehe  für  das  'ganze  Leben  forderte  die  Kirche,  dass 
die  Ehegatten  bevor  sie  das  eheUche  Zusammenleben  begönnen, 
sich  in  die  Kirche  begeben  und  Gottes  Segen  erflehen  sollten. 
Die  kirchliche  Einsegnung  {benedidiö)  ist  die  älteste  Form  der 
Mitwirkung  der  Kirche  bei  der  Eheschliessung;  sie  fand  an- 
fänglich aus  Anlass  der  Hingabe  der  Braut,  der  traditio  puellae 
statt.  Später,  als  unter  dem  Einfluss  der  Kirche  die  Ehe  zu 
einem  Consensualvertrag  geworden  war  und  die  Parteien  die 
Ehe  mittelst  wechselseitiger  Einwilligung  schlössen,  trachtete 
die  Kirche,  dass  die  eheliche  Willenserklärung  {consensus 
nupiialis)  „im  Angesicht  der  Kirche"  {in  facie  vel  in  conspectu 
ecclesiae)  geschähe,  damit  die  Legitimität  und  Ehelichkeit  des  Zu- 
sammenlebens im  Streitfalle  leichter  erwiesen  und  die  Ehe  vom 
Concubinat  unterschieden  werden  könne.  Es  gelang  der  Kirche  das 
ganze  Mittelalter  hindurch  nicht,  dieser  Forderung  Anerkennung 
zu  verschaffen  ;  erst  das  Tridentiner  Concil  (1545 — 1563)  schrieb 
die  kirchliche  Form  der  Eheschliessung  (die  Erklärung  des 
Consenses  vor  dem  zuständigen  Pfarrer  und  zweien  Zeugen) 
unter  Strafe  der  Nichtigkeit  obligatorisch  vor.  Bis  dahin  begnügte 
sich  die  Kirche  damit,  dass  der  erfolgte  eheliche  Consens  in 
irgend  welcher  Form  nachgewiesen  werde;  doch  wünschte  sie 
stets,  dass  die  Gatten  vor  dem  Beginn  des  Zusammenlebens 
in  die  Kirche  gehen,  die  Messe  hören  und  den  priesterlichen 
Segen  empfangen  sollten.  Ein  Resultat  dieser  Bestrebung  der 
Kirche  ist  eine  [wichtige  Bestimmung  des  unter  König  Kaiman 
abgehaltenen  zweiten  Concils,  welche  für  die  Eheschliessung 
die  k  i  rc  h  1  i  c  h  e  Form  vorschreibt,  wenn  auch  nicht  ganz 
mit  der  rechtlichen  Wirkung,  die  fast  fünf  Jahrhunderte  darnach 
das  Tridentinum  seinem  Gebote  beilegte.  Der  Concilbeschluss^^ 
lautet   folgendermassen :    „Die    heilige  Synode    beschloss,    dass 


Trauring.  Sitzungsberichte  der  philosophisch-historischen  Klasse  der  Wiener 
kais.  Akademie  der  Wissenschaften  1870. 

'^  Er  erscheint  im  Corpus  Juris  als  15.  Kapitel  des  II.  Buchs  des 
Colomannischen  Decrets,  in  der  von  Endlicher  seiner  Ausgabe  zugrunde 
gelegten  Handschrift  als  Art.  16  der  Beschlüsse  des  II.  Concils.  (S.  374.) 
Der  Originaltext  lautet :  „Placuit  Sanctae  Synodo,  ut  omnis  coniuga- 
lis  desponsatio  in  conspectu  ecclesiae,  praesente  sacerdote,  coram  idoneis 
testibus  aliquo  signo  subarrationis  ex  consensu  utriusque  fieret,  aliter  non 
coniugium,  sed  opus  fornicarium  reputetur." 
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alle  Eheschliessungen  angesichts  der  Kirche,  in  Gegenwart  eines 
Priesters  vor  geeigneten  Zeugen  mit  Hingabe  eines  Zeichens^als 
Handgeld,  durch  den  übereinstimmenden  Willen  der  Parteien 
vor  sich  gehen  sollen,  sonst  werden  sie  nicht  für  Ehen,  sondern 
für  Werke  der  Unzucht  erachtet  werden". 

Diese  Bestimmung  bezeichnet  eine  wichtige  Fortbildung  des 
alten  ungarischen  Rechts  unter  der  Einwirkung  der  kirchlichen 
Lehren.  Das  Wesen  der  Eheschliessung  beruht  nun  in  dem 
übereinstimmenden  Willen  der  Nupturienten,  der  nach  dem 
Wunsche  der  Kirche  behufs  bequemeren  Nachweises  in  Ge- 
genwart des  Priesters  und  geeigneter  Zeugen  geäussert  werden 
soU.^*  Doch  das  genügt  an  sich  noch  nicht ;  es  bedarf  zudem 
der  Überreichung  irgend  eines  als  Handgeld  fungierenden  Gegen- 
standes {Signum  subarrhationis),  der  den  Kaufpreis  von  einst  ver- 
tritt. Die  Ehe  ist  kein  Kaufvertrag,  kein  Realvertrag  mehr,  son- 
dern ein  Consensualvertrag,  den  die  zukünftigen  Ehegatten 
selbst  schliessen.  Aber  sie  ist  noch  kein  reiner  Consensualver- 
trag. Das  Signum  subarrhationis,  d.  i.  das  Zeichen  der  Hand- 
geldleistung, nämlich  der  Ring  ist  ein  Überbleibsel  des  älteren 
Rechts,  das  an  den  ursprünglichen  Kaufvertragscharakter  der 
Eheschliessung  erinnert ;  an  die  Stelle  des  Kaufpreises  tritt  das 
Handgeld  (arrha),  das  durch  den  Ring  dargestellt  wird,  und  die 
Perfection  des  Ehevertrags  zu  äusserlichen  Ausdrucke  bringt. 

Von  dem  sacramentalen  Charakter  der  Ehe  ausgehend, 
brachte  die  Kirche  auch  in  Ungarn  (ebenso  wie  in  den  Staaten 
des  Westens)  die  Gesetzgebung  und  Gerichtsbarkeit  in  Ehe- 
sachen an  sich.^^  Die  Kirche  bestimmt  die  Voraussetzungen  der 
Eheschliessung  und  setzt  die  Ehehindernisse  fest,  so  das  unreife 
Alter,  Zwang,  Blutsverwandtschaft,  Schwägerschaft,  cognatio 
spiritualis,  Weihe,  Verbrechen,  Glaubensunterschied.  In  den 
königlichen  Decreten  finden  sich  hierüber  nur  vereinzelte  Bestim- 
mungen, die  den  Geboten  der  Kirche  Geltung  verschaffen  sollen. 

^*  Der  Herausgeber  der  ungarischen  Concil-  und  Synodalbeschlüsse, 
Karl  Peterffy  bemerkt  hierzu  u.  a. :  „Multi  ex  hoc  capite  coniiciunt  matri- 
monia  clandestina  in  Hungaria  iam  ante  S.  Concilium  Tridentinum  prohi- 
bita  fuisse ;  alii  de  ea  causa  canonem  insertum  dicunt,  ut  coniugia  Christia- 
norum  cum  paganis,  quorum  non  pauci  in  Hungaria,  vivente  Colomano, 
supererant,  rescinderentur." 

1^  Siehe  Knauz,  Mon.  Strig.  I.  S.  295.  Wenzel  VII.  S.  179.  Theiner, 
Vet.  Mon.  I.  S.  115. 
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Die  Ehe  ist  nach  der  Lehre  der  Kirche  ein  unauflösbarer 
Bund  fürs  Leben.  Das  Princip  der  Unauflösbarkeit  vermoclite  in 
Ungarn  nur  allmälig  Wurzel  zu  fassen.  Stefan  der  Heilige  gestatte 
noch  der  Frau^*^,  die  ihr  Gatte  treulos  verlassen  hatte,  eine  neue 
Ehe  einzugehen ;  der  Mann  hingegen,  falls  er  nach  eingegange- 
ner neuer  Ehe  seiner  verlassenen  Gattin  heimkehrte,  sollte  sich 
bloss  mit  Einwilligung  des  Bischofs  von  neuem  verehelichen 
dürfen.  Während  der  Regierung  König  Kaimans  nahm  das  s.  g. 
L  Concil  zu  Esztergom  noch  den  Standpunkt  ein,  dass  die  Ehe 
wegen  treulosen  Verlassens  und  Ehebruchs  aufgelöst  werden 
könne,  ja  dass  die  Frau,  die  der  Gatte  ungerechter  Weise 
des  Ehebruchs  zeihe,  einen  andern  heiraten  dürfe.^^  Bereits  das 
IL  Concil  sprach  jedoch  die  Unauflösbarkeit  der  Ehe  aus :  Quod 
Deus  coniunxit,  liomo  non  separet,  und  trachtete  das  Princip  mit 
Strenge  durchzuführen.^^ 

Um  die  Schliessung  ungiltiger  Ehen  zu  verhindern,  schrieb 
die  Kirche  die  Eheaufgebote  vor;  doch  machte  die  Unterlas- 
sung des  Aufgebots  die  Ehe  allein  nicht  ungiltig.^^ 


§.  4.  Die  rechtlichen  Wirkungen  der  Ehe.  Das  eheliche 

Güterrecht. 

Die  rechtliche  Wirkung  der  Ehe  äusserte  sich  zunächst 
darin,  dass  die  Frau  in  die  Hausgewalt,  genauer :  die  eheherrliche 
Gewalt  des  Gatten  gegeben  wurde,  die  anfänglich  eine  eben  so 
unbeschränkte  Gewalt  war,  als  die  des  Hausvaters  über  seine 
Kinder.^  Ein  Überbleibsel  dieses  alten  Rechts  ist,  dass  den  Gatten 
noch  das  Decret  König  Ladislaus  des  Heiligen  ermächtigte, 
die  auf  Ehebruch  ertappte  Frau  zu  tödten.  Falls  er  sie  jedoch 
unschuldiger  Weise  getödtet  hatte,  musste   er   den   Verwandten 

"  Decr.  II.  cap.  28.  (Endlicher  I.  30.) 

'^  Art.  52.  Endlicher  S.  355. 

'^  Art.  4,  siehe  ferner  Art.  5.  6.  7.  Endlicher  S.  373. 

^^  Das  allgemeine  Gebot  des  IV.  lateranensischen  Concils  (c.  3.  X. 
JV.  2.)  wurde  für  Ungarn  durch  Art.  120  der  Beschlüsse  der  Synode  zu 
Buda  von  1279  erneuert. 

^  Die  Frau  bezeichnet  den  Ehegatten  auch  in  den  lateinisch  ab- 
gefassten  Urkunden  als  i  h  r  e  n  H  e  r  r  n  :  „.  .  .  dominus  meus  Martinus" 
Fej^r  C.  D.  II.  S.  92. 
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der  Frau  büssen ;  "^  dies  zeigt,  dass  sein  Züchtigungsrecht  nur 
noch  ein  beschränktes  war.  Die  Frau  wurde  ursprünglich,  ebenso 
wie  die  Kinder,  für  das  Verbrechen  des  Gatten  (bezw.  Vaters)  als 
Sklavin  verkauft ;  wol  milderte  sich  die  strafrechtliche  Haftung 
im  Laufe  der  Zeit,  doch  war  sie  noch  im  XIII.  Jahrhundert 
nicht  ganz  verschwunden.^  Wenn  die  Frau  das  Heim  verliess, 
hatte  der  Gatte  das  Recht  sie  in  jedem  Falle  zurückzufordern.* 
Andererseits  durfte  aber  auch  der  Gatte  die  Ehegemeinschaft 
nicht  willkürlich  auflösen ;  falls  er  dies  tat  und  „aus  Abscheu 
vor  seinem  Weibe"  ins  Ausland  floh  oder  sich  freiwillig  in  die 
Knechtschaft  begab,  gieng  sein  gesammtes  Vermögen  in  den 
Besitz  und  Nutzniessung  der  verlassenen  Frau  über  und  ver- 
blieb ihr  bis  zur  Eingehung  einer  neuen  Ehe,''  was  wie  wir 
oben  gesehen  haben,  noch  das  I.  Concil  unter  König  Kaiman 
gestattete.^  Allmälig  erlangt  die  Frau  ein  grösseres  Mass  von 
Selbständigkeit  gegenüber  dem  Manne.  Die  eheherrliche  Gewalt 
streift  im  Laufe  der  Zeiten  ihren  Herrschaftscharakter  ab  und 
verwandelt  sich  mehr  und  mehr  in  eine  Schutzgewalt,  die  berufen 
ist  die  Interessen  der  Frau  zu  wahren.  Der  Gatte  ist  der  Ge- 
richtsvormund der  Frau ;  hat  die  Frau  eine  Missetat  verübt,  ist 
der  Gatte  verpflichtet  die  von  ihr  verwirkte  Busse  zu  zahlen, 
oder  sie  —  z.  B.  bei  Diebstahl  —  aus  der  angedrohten  Sklaverei 
zu  lösen. ^ 

Für  unsere  Kenntniss  des  ältesten  ehelichen  Güterrechts 
der  Ungarn  ist  desgleichen  öardezis  Bericht  die  wertvollste 
Quelle. 

Wir  ersehen  daraus,  dass  der  für  die  Frau  gegebene  ursprüng- 
liche Kaufpreis  bereits  zu  der  Zeit,  aus  welcher  der  Bericht 
stammt,  sich  in  eine  dos  im  Sinne  des  Mittelalters,  in  ein  der 
Frau  zugewendetes  Vermögen  verwandelte,  das  in  diesem  Stadium 
der  Entwicklung  zugleich  das  Äquivalent  des  von  der  Frau  als 
Ausstattung  eingebrachten  Vermögens  bildete. 

^  Decr.  I.  cap.  13.  Vergleiche  decr.  St.  Steph.  II.  cap.  14.  (End- 
licher I.  16.) 

'  Siehe  z.  B.  Reg.  de  Värad  Nr.  141.  Vgl.  oben  S.  336—337. 

*  Synodus  altera  Art.  4:  „Si  qua  mulier  a  viro  suo  fugerit,  reddatur 
ei  et  quociens  fugerit,  restituatur  ei."  Endlicher  S.  373. 

^  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  28.  (Endlicher  I.  30.) 

«  Siehe  oben  S.  350  Anm.  17. 

^  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  29.  (Endlicher  I.  31.) 
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Bei  dem  im  alten  ungarischen  Recht  herrschenden  Ge- 
schlechtersystem und  dem  Princip  der  häuslichen  Vermögens- 
gemeinschaft, wonach  einerseits  der  Grundbesitz  bloss  den 
männlichen  Mitgliedern  der  Sippe  gehört  und  andererseits  die 
Verwaltung  des  Hausvermögens  auschliesslich  dem  Hausvater 
zusteht,  hat  die  Dotierung  der  Frau  seitens  des  Gatten  keine 
andere  Bedeutung,  als  dass  die  Frau  vermittelst  derselben  in 
die  häusliche  Vermögensgemeinschaft  eintritt,  die 
nun  ihre  wirtschaftliche  Existenz  sichert  und  ihr  Versorgung 
bietet,  nicht  nur  bei  Lebzeiten  des  Mannes,  sondern  auch  im 
Wittwenstande.  Daher  kann  der  Bericht  Ourdezis,  dass  man  die 
als  Kaufpreis  gegebenen  Gegenstände :  Rinder,  Geld  und  Haus- 
rat, zählen  (schätzen)  müsse,  nicht  so  verstanden  werden, 
als  ob  die  Frau  im  Falle  der  Auflösung  der  Ehe  nur  auf  jene 
Fahrhabe  Anspruch  hätte,  —  denn  jene  Sachen  können  ja  wäh- 
rend der  längeren  Dauer  der  Ehe  zugrunde  gehen ;  sondern  die 
Frau  nimmt  auf  grund  der  Dotation  an  der  häuslichen  Vermö- 
gensgemeinschaft am  Genüsse  des  Hausvermögens  teil,  so- 
lange ihr  Gatte  lebt,  und  auch  nach  dessen  Tode  bis  zur  Eingehung 
einer  neuen  Ehe,  in  welchem  Falle  ihr  aus  dem  Hausvermögen 
eine  entsprechende  Ausstattung  als  dos  namens  des  verstorbenen 
Gatten,  ausgefolgt  werden  muss.^ 

Dieses  Entwicklungsstadium  des  ehelichen  Güterrechts 
spiegelt  sich  in  der  merkwürdigen  Verordnung  Stefans  des  Hei- 
ligen wieder,  welche  noch  durchaus  auf  dem  Boden  der  häus- 
lichen Vermögensgemeinschaft  steht  und  deren  volles  Verständ- 
nis uns  erst  der  Bericht  Ourdezis  vermittelt  hat.  Die  Frau, 
die  durch  die  Dotation  seitens  des  Mannes  in  die  häusliche 
Vermögensgemeinschaft  eintrat,  bleibt  —  zufolge  des  Decrets 
Stefan  des  Heiligen*^  —  nach  dem  früheren  Ableben  des  Gatten 

*  Ein  ähnlicher  Gang  der  Entwicklung  findet  sich  bei  einigen  ger- 
manischen Stämmen.  Siehe  Heusler  a.  a.  0.  II.  S.  295  ff. 

^  Decr.  II.  cap.  24.  (Endlicher  1. 26.) ;  „Volumus  quidem,  ut  et  viduae 
et  orphani  nostrae  legis  sint  participes  tali  tenore,  ut  si  qua  vidua  cum 
filiis  filiabusque  remanserit,  atque  nutrire  eos  et  remanere  cum  illis  quamdiu 
vixerit,  promiserit,  habeat  potestatem  a  nobis  sibi  concessam  id  faciendi  et 
a  nemine  iterum  cogatur  in  coniugium.  (§.  1.)  Si  autem  mutato  voto,  iterum 
nubere  voluerit  et  orphanos  deserere  de  rebus  orphanorum  nihil  omnino 
sibi  vendicet,  nisi  tantum  sibi  congrua  vestimenta  accipiat.  (§.  2.)  Si  autem 
vidua  sine  prole  remanserit  et  se  innuptam  in  sua  viduitate  permanere 
promiserit    volumus,   ut   potestatem   habeat  omnium   bonorum  suorum  et 
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mit  ihren  Kindern  im  Hausvermögen  sitzen;  nicht  zu  Gnaden- 
brod,  sondern  zu  gemeinsamem  und  gleichem  Besitz-  und  Nutz- 
niessungsrecht  mit  den  Kindern,  und  niemand  darf  die  Wittwe 
daraus  ausschhessen,  noch  sie  zu  einer  neuen  Heirat  zwingen. 
Wenn  sie  sich  von  neuem  zu  verehelichen  wünscht,  kann  sie 
aus  dem  Hausvermögen,  das  das  Eigentum  der  Kinder  bildet, 
nur  eine  ihrem  Rang  entsprechende  Ausstattung  fordern.  Ja 
auch  bei  unbeerbter  Ehe  bleibt  die  Wittwe  im  Besitze  und 
Niessbrauch  des  gesammten  Vermögens  bis  an  ihr  Lebensende ; 
nach  ihrem  Tode  fällt  dies  gemeinsame  Hausvermögen,  worin 
sich  auch  die  Aussteuer  der  Frau  befindet,  an  die  Mitglieder 
der  Sippe  des  Mannes,  in  Ermangelung  solcher  Verwandten  an 
den  König.  Es  kann  nicht  bezweifelt  werden,  dass  die  Bestim- 
mung Stefans  des  Heiligen  das  Princip  der  Hausvermögens- 
gemeinschaft im  Auge  hat:  alles,  was  die  Frau  an  Aussteuer 
einbringt  und  was  ihr  der  Gatte  als  Gegenwert  zuwendet,  ist 
ein  Bestandteil  des  Vermögens  des  Mannes,  und  fällt  nach  dem 
Tode  der  Frau  an  die  Kinder,  bei  unbeerbter  Ehe  an  den  Mann 
oder  an  dessen  Sippe,  und  hat  die  Frau  kein  Verfügungsrecht 
darüber. 

Das  Decret  Ladislaus  des  Heiligen  zeigt  uns  bereits  eine 
Abschwächung  der  häuslichen  Vermögensgemeinschaft  und  die 
Sonderstellung  des  Frauengutes  innerhalb  des  Hausvermögens. 
Wenn  eine  verheiratete  Frau  einen  Diebstahl  begeht,  kann  der 
Gatte  sie  nicht  mehr  lösen,  wie  zur  Zeit  Stefans  des  Heiligen, 
sondern  sie  wird  verkauft,  und  der  Gatte  muss  das  der  Frau 
gehörige  Vermögen,  „womit  sie  nach  dem  Tode  des  Mannes 
eine  neue  Ehe  hätte  eingehen  können",  ausfolgen;  hat  eine 
Wittwe  einen  Diebstahl  verübt,  so  wird  ihr  Anteil  von  dem 
Vermögen  der  Söhne  gesondert  und  eingezogen. ^"^  Die  Herrschaft 
der  Hausvermögensgemeinschaft  wird  also  allmälig  gebrochen 
und  die  Frau  kann  nun  im  Falle  der  Auflösung  der  Ehe  sowol 
das  Eingebrachte,   als   die   vom   Manne   gewährte  Dotation  als 

quidquid  inde  facere  velit,  faciat  et  post  obitum  eius  eadem  bona  ad  sui 
redeant  parentes  mariti,  si  parentes  habet;  sin  autem  non,  rex  sit  heres." 
^^  Decr.  III.  cap.  6 :  „Si  quae  mulier  habens  maritum,  furtum  fecerit, 
nasum  perdat  et  venumdetur  et  cum  tota  subsistentia  sua,  cum  qua  post 
viri  sui  mortem  maritari  alii  posset,  pereat.  Et  si  vidua  idem  fecerit,  alte- 
rum  perdat  oculum  et  exceptis  partibus  filiorum  suorum  cum  parte  sua 
annihiletur." 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  •^•J 
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ihr  Eigentum  beanspruchen.  Der  Wittwe  gebürt  nicht  bloss  der 
Mitbesitz  und  die  Nutzniessung  des  gemeinsamen  Hausvermö- 
gens, sondern  sie  gewinnt  einen  Anspruch  auf  besondere  Ver- 
sorgung und  Abfertigung  aus  dem  Vermögen  des  Gatten,  bis 
zur  Höhe  des  ehemaligen  Kaufpreises. 

Das  Vermögen,  das  solcherart  der  Frau  aus  dem  Ver- 
mögen des  Mannes  gebürt,  ist  die  dos  im  Sinne  des  Mittelalters, 
(das  Wittum  der  deutschen  Rechte),  ungarisch  hitber,  d.  h. 
Treulohn  genannt,  obwol  sie  in  ihrem  Ursprünge  keine  Beziehung 
auf  die  eheliche  Treue  besitzt.  Die  Frau  kann  die  dos  kraft  des 
gesetzlichen  Ehebundes  auf  grund  des  Landesgewohnheits- 
rechts selbst  bei  mangelnder  vorheriger  Vereinbarung  fordern. ^^ 
Die  dos,  welche  der  Frau  unmittelbar  auf  grund  des  Gewohn- 
heitsrechts gebürt,  bezeichnen  wir  als  dos  legitima,  gesetzlichen 
Treulohn  im  Gegensatz  zum  geschriebenen,  zur  dos  scripta, 
die  der  Gatte  der  Frau  inter  vlvos  oder  durch  eine  Verfügung 
von  Todes  wegen  sichert.^-  Die  Höhe  der  gesetzlichen  dos 
richtete  sich  —  wie  einst  der  für  die  Frau  gegebene  Kaufpreis  — 
nach  den  Vermögensverhältnissen  der  Gatten.  Weder  die  Lan- 
desgewohnheit, noch  die  königlichen  Decrete  stellten  dies- 
bezüglich irgend  ein  Normativ  auf  und  wir  stossen  daher 
in  den  Urkunden  auf  die  verschiedentlichsten  Beträge.  ^^ 
Die  Goldene  Bulle  und  das  Decret  von  1231  gewähren  der 
Frau  den  Anspruch  auf  die  dos  auch  in  dem  Falle,  dass  der 
Gatte  zum  Tode  verurteilt  würde  oder  im  gerichtlichem  Zwei- 
kampf fiele. ^^  Die  dos  lastet  auf  dem  gesammten  Vermögen 
des  Mannes:  sowol   auf   dem  Erbgute,   als   dem  Erwerbe.  Die 

^1  1238:  Codex  ZicHY  I.  S.  3 :  „.  .  .  dotem  in  qua  sibi  maritus  iuxta 
consuetudinem  regni  generalem  fuit  obnoxius  et  obligatus  . .  .  plenarie  re- 
misit  eidem  . .  ."  Siehe  auch  Wenzel  VH.  S.  271.  515.  Fej6r  C.  D.  V/3  S.  362. 
Vgl.  Josef  Ill6s,  A  magyar  häzassägi  vagyonjog  az  Ärpädok  koräban 
[Ungarisches  eheliches  Güterrecht  der  Ärpädenzeit]  1900  S.  18  ff. 

1*  Siehe  z.  B.  Fej^r  C.  D.  111/2  S.  227,  IV/2  S.  418.  Wenzel  III. 
S.  115,  VII.  S.  300.  538. 

'»  Man  vergleiche  etwa  Fej^r  C.  D.  III/2  S.  376.  490,  IV,  1  S.  358, 
IV/2  S.  519,  VII/3  S.  69.  Wenzel  II.  S.  312,  III.  S.  115,  IV.  S.  90.  204,  VII. 
S.  517.  Hazai  Okmt.  VII.  S.  28.  119.  182.  VIII.  S.  400. 

1*  Art.  XII :  1222 :  „Uxores  decedentium  vel  damnatorum  ad  mor- 
tem per  sententiam  vel  in  duello  succumbentium,  vel  ex  quacunque  alia 
causa  non  fraudentur  dote  sua."  Fast  wörtlich  übereinstimmend  Art.  XXIV : 
1231  KovACHicH,  Sylloge  S.  8,  Endlicher  S.  432. 
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Frau,  bezw.  deren  Verwandten  konnten  die  dos  erst  nach  Auf- 
lösung der  Ehe  von  dem  Manne,  bezw.  den  Verwandten  des 
Mannes  fordern,'-^  sofern  nicht  die  Frau,  was  sehr  häufig  vor- 
kam, die  Forderung  ihrem  Gatten  oder  dessen  Erben  erlassen 
hatte  {relaxatio  dotis)}^  Zur  Befriedigung  des  Dotalanspruchs 
konnten  sowol  Fahrnis,  als  liegendes  Gut  gegeben  werden.  Im 
letzteren  Falle  stand  den  Geschlechtsgenossen  des  Gatten  das 
Recht  zu,  das  als  dos  überlassene  Erbe  gegen  Zahlung  des 
wahren  Werts  an  sich  zu  ziehen.^'  Die  Wittwe  blieb  im  Ver- 
mögen des  verstorbenen  Gatten  sitzen,  solange  sie  nicht  hin- 
sichtUch  ihrer  Dotalforderung  und  anderer  vermögensrechtlicher 
Ansprüche  vollauf  befriedigt  wurde.  Dies  ius  reünendl  hat  seine 
rechtshistorische  Grundlage  darin,  dass  die  dos  das  Äquivalent 
des  frühere  Beisitz-  und  Nutzniessungsrechts  war,  das  einst 
der  Wittwe  kraft  des  Princips  der  Hausvermögensgemeinschaft 
an  der  gesammten  Habe  und  dem  Gute  des  Mannes  zustand.^* 
Nach  dem  Bericht  Gurdezis  brachte  die  Frau  gewisse  Ver- 
mögensgegenstände —  im  Durchschnittswerte  von  zehn  Pelz- 
gewändern —  in  das  Haus  des  Mannes  ein.  Es  ist  das  die 
früheste  Spur  der  Aussteuer,  welche  das  Decret  Stefans  des 
Heiligen  als  congrua  vesümenta,  die  späteren  Quellen  als  res 
alLatae,  res  deductae,  res  secum  adductae  u.  s.  w.  bezeichnen. 
Die  Aussteuer  (später  technisch  allatura  uxorea  genannt)  bestand 
in  der  Regel  aus  weiblichen  Kleidungs-  und  Hausratgegenstän- 

^*  Aus  der  Fülle  der  einschlägigen  Urkunden  seien  angeführt :  Fej^r 
C.  D.  III2  S.  490,  IV/1  S.  358,  IV/2  S.  70,  V  2  S.  364,  VI  2  S.  148.  Wenzel 
II.  S.  312,  IV.  S.  346,  VII.  S.  180,  VIII.  S.  408.  Hazai  Okmt.  I.  S.  73,  III. 
S.  33,  VI.  S.  80,  VII.  S.  182,  VIII.  S.  243.  C.  Zichy  I.  S.  86.  Reg.  de  Värad 
Nr.  139.  147. 

1«  Z.  B.  C.  Zichy  I.  S.  3.  Wenzel  V.  S.  134,  VII.  S.  271.  Fejer  C.  D. 
VI  1  S.  209,  VI'2  S.  148,  VII  5  S.  396. 

1'  Art.  XXXVI :  1290  Kovachich,  Sylloge  S.  25,  Endlicher  (Art.  XXX) 
S.  620.  Eben  darum  war  zur  Übertragung  von  Erbe  dotis  nomine  die  Zu- 
stimmung der  Geschlechtsgenossen  erforderlich.  Siehe  z.  B.  Fejer  C.  D. 
IV  1  S.  471  :  „.  .  .  quandam  villam  suam  hereditariam  ...  in  aestimatione 
50  marcarum  pro  dote  sua  cum  consensu  omnium  cognatorum  contulerunt 
perpetuo  possidendam  quia  nihil  se  posse  dare  de  rebus  mobilibus  asse- 
rebant." 

1*  Die  Wittwe  erlässt  dem  zur  Dotalleistung  verpflichteten  Bruder 
des  verstorbenen  Gatten  die  dos  häufig  unter  der  Bedingung,  dass  er  sie 
im  Hause  und  auf  den  Gütern  des  Verstorbenen  belasse.  Wenzel  VIII. 
S.  73.  359.  363. 

23* 
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den,  doch  enthielt  sie  häufig  nach  dem  Masse  des   Wolstandes 
der  Braut  auch  andere  Fahrhabe. ^''' 

Die  Aussteuer  wurde  vom  Vater  oder  dem  sonstigen  Munt- 
walt  der  Frau  (dem  einst  der  Kaufpreis  gehörte)  gegeben.  So- 
lange der  Geschlechts(Sippe-)verband  auf  dem  Gebiete  des 
Besitzrechts  in  voller  Blüte  stand,  hatten  die  Frauen  überhaupt 
kein  Erbrecht  am  Hausvermögen.  Die  Töchter  können,  solange 
sie  unverheiratet  sind,  Versorgung  d.  i.  den  Mitgenuss  des 
gemeinsamen  Hausvermögens  beanspruchen,  was  die  spätere 
Terminologie  als  Jungfrauenrecht  {ius  capillare)  bezeich- 
nete;'^*' wenn  sie  heiraten,  gebürt  ihnen  eine  standesgemässe 
Aussteuer  aus  dem  Erbvermögen.^^  Die  Aussteuer  ist  von  Anbe- 
ginn eine  auf  dem  Erbgut  lastende  Forderung  der  weiblichen 
Abkömmlinge  der  Sippe,  die  daher  gegen  die  männlichen  Mit- 
glieder des  Geschlechts  als  die  Erben  des  Geschlechtsvermögens 
geltend  gemacht  wird.  Hierin  glauben  wir  den  Ursprung  des 
s.  g.  Mädchenerbes  {quarta,  quartaliüani)  zu  finden,  das  betreff 
der  Erbgüter  bereits  die  Goldene  Bulle  den  Töchtern  gewährte, 
falls  keine  Söhne  vorhanden  wären,^^  und  das  die  spätere  Rechts- 
entwicklung auf  den  Donationalbesitz  ausdehnte. -^^  Daher  sagen 
die  Quellen,  dass  die  quarta  den  Frauen  „kraft  natürlichen 
Rechts"  gebüre.^^  Die  Richtigkeit  unserer  Annahme  bezeugen 
die  zahlreichen  Verfügungen,  wonach  den  Töchtern,  falls  sie  nach 
Ableben  des  Vaters  kein  Viertteil  erhielten,  von  den  Erben  Ver- 
sorgung und  Aussteuer  gewährt  werden  soll.^^  Die  Herrschaft 
dieses  Rechtssatzes  bekundet  auch  das  letzte  Decret  König 
Sigismunds:  den  Töchtern  soll  nach  der  Rechtsgewohnheit  des 
Landes  bis  zu  ihrer  Verheiratung  ein  Viertteil  des  väterlichen 
Hauses  und  des  väterlichen  Grundbesitzes  abgeschichtet  und 
anlässlich  ihrer  Verheiratung  und  Aussteuerung  in  Geld  abge- 
löst werden. ^"^ 

"  Ill^s  a.  a.  O.  S.  35  f. 

^°  Trip.  I.  tit.  92. :  „puellae  quae  capillos  adhuc  velamine  nudatos 
gestant." 

21  Hazai  Okmt.  I.  S.  21,  VIII.  S.  331. 

"  Art.  IV  :  1222. 

"  Art.  LXXV:  1298  Kovachich,  Sylloge  S.  51. 

"  Wenzel  XII.  S.  628. 

"  Fejer  C.  D.  IV  1  S.  162. 

=^«  Art.  XIX  und  XX :  1435  (II).  Übereinstimmend  Art,  XXVI  :  1486, 
LXIll :  1492  und  Trip.  I.  tit.  29. 
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Während  des  Bestandes  der  Ehe  bilden  die  zur  Aussteuer 
gehörigen  Gegenstände,  soferne  sie  nicht  für  den  auschliesslichen 
Gebrauch  der  Frau  bestimmt  sind,  eine  Gütermasse  mit  dem 
Vermögen  des  Mannes,  die  der  Gatte  verwaltet.  Doch  lastet 
darauf  die  Restitutionspflicht.  Nach  der  Auflösung  der  Ehe  ist 
der  überlebende  Gatte,  bezw.  die  Verwandtschaft  des  Verstor- 
benen verpflichtet,  die  Aussteuer  den  Verwandten  der  verstor- 
benen Frau,  bezw.  der  Wittwe  herauszugeben,  und  zwar  was 
davon  noch  vorhanden  ist,  in  natura,  das  Verbrauchte  in  ent- 
sprechendem Geldeswert. ^^  Die  Frau  darf  über  die  zur  Aussteuer 
gehörigen  Gegenstände  als  ihr  Eigentum,  von  Todes  wegen  frei 
verfügen,  da  ja  der  Gatte  keinen  Anspruch  daran  hat ;  in  Erman- 
gelung einer  letztwilligen  Verfügung  fällt  die  Aussteuer  an  die 
gesetzlichen  Erben  der  Frau.^^ 

Es  war  allgemeiner  Brauch,  dass  die  Braut  anlässlich  der 
Eheschliessung  vom  Bräutigam,  den  Eltern  und  Verwandten 
beschenkt  wurde.  Die  Quellen  nennen  diese  Geschenke,  zumeist 
weibliche  Gebrauchsgegenstände,  res  paraphernales,  wir  können 
sie  als  Brautgeschenke  bezeichnen.  Das  Brautgeschenk 
stimmt  hinsichtlich  seiner  rechtlichen  Natur  mit  der  Aussteuer 
überein;  darum  werden  die  Brautgeschenke  häufig  gleich  der 
allatura  als  res  secum  delatae,  res  adductae  bezeichnet,  und  muss 
andererseits  oft  unter  res  paraphernales  oder  spcnsalia  nebst  den 
Brautgeschenken  auch  die  Aussteuer  und  überhaupt  sämmtliche 
Vermögensgegenstände  verstanden  werden,  welche  die  Frau 
anlässlich  ihrer  Verheiratung  in  das  Haus  ihres  Gatten  ein- 
brachte." 

Ausser  der  Aussteuer  und  den  Brautgeschenken  konnte  die 
Frau  noch  anderes  Sondergut  besitzen,  nämlich  was  sie 
während  der  Ehe,  doch  ohne  Bezug  auf  diese,  durch  königliche 
Schenkung,  Erbschaft,  Kauf,  Tausch  oder  aus  anderen  Geschäf- 


"  Fejer  C.  D.  VII /5  S.  340 :  „.  .  .  rebus  mobilibus  a  domo  mariti 
sibi  competentibus".  Siehe  noch  z.  B.  C.  Zichy  I.  S.  38.  Wenzel  IV.  S.  204, 
V.  S.  134,  VII.  S.  403. 

**  C.  Zichy  I.  S.  3 :  „Uxor  Trivarci  comitis  de  Hung.  ...  de  Omni- 
bus rebus  propriis  sibi  a  parentibus  suis  traditis,  que  maritum  suum  nullo 
iure  contingebant,  condidit  testamentum."  Siehe  noch  Fej^r  C.  D.  IV'2 
S.  333.  Wenzel  IV.  S.  229,  VI.  S.  493. 

-3  Fejer  C.  D.  IV;3  S.  428.  C.  Zichy  I.  S.  12.  Wenzel  IV.  S.  273. 
IX.  S.  217. 
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ten  erwarb.  Über  dieses  Vermögen  durfte  sie  bereits  während 
der  Ehe  frei  verfügen  und  erstreckte  sich  die  RestitutionspfHcht 
des  überlebenden  Gatten,  bezw.  der  Erben  des  Verstorbenen 
natürhch  auch  auf  dies  Frauengut.^*^ 


§.  5.  Der  freie  Grundbesitz.  Geschlechtsgut  und 
Schenkungsgut.* 

Wir  haben  gesehen,  dass  die  ungarische  Besitzverfassung 
des  Urstaates  auf  dem  Geschlechtsverbande  beruhte.  Die 
Besitznahme  der  den  einzelnen  Stämmen  zugeteilten  Gebiete 
fand  nach  Geschlechtern  statt.  Der  Anteil  der  einzelnen  Ge- 
schlechter, das  von  uns  s.  g.  Geschlechtsland,  descensus,  ung. 
szälläs  bildete  das  Eigentum  des  Geschlechts  und  wurde 
von  den  Geschlechtsgenossen  in  nomadischer  Feldgemeinschaft 
bewirtschaftet.  Die  Familienhäupter,  die  Vorsteher  der  einzelnen 
Hausgemeinschaften  nützten  das  Kulturland  sowol,  als  die 
Wiesen,  Weide-  und  Waldland  in  gemeinsamer  Weise. 

Der  Fortschritt  der  Kultur  und  die  wachsende  Intensität  des 
Ackerbaus  bewirkte  vermöge  der  ständigen  Benützung  und  Be- 
bauung gewisser  Landteile,  die  Auflösung  der  grossen  Geschlechts- 
lager in  kleinere  Gemeinschaften  unter  den  Familienvorstehern, 
d.  i.  die  Entstehung  von  Familien-  und  schliesslich  Eigenbesitz. 

Stefan  der  Heilige  bestätigte  die  Entwicklung,  die  sich  in 
dem  seit  der  Landnahme  verflossenen  Jahrhundert  vollzogen 
hatte,  indem  er  das  private  Grundeigentum  sowol  am  Ge- 
schlechtslande, als  betreff  der  Schenkungsgüter  sicherte. 

Die  Ausscheidung  des  Eigenbesitzes  aus  dem  gemeinsamen 
Geschlechtslande  beschränkte  sich  ursprünglich  auf  das  Ackerland 

'"  In  der  Gründungsurkunde  des  Klosters  Csatär  z.  B.  verfügt  der 
Ehemann  über  ein  Weingebirge  „quam  emit  ab  uxore  supra".  Fej^r  C.  D. 
11.  S.  88. 

*  Literatur:  Endlicher  a.  a.  O.  S.  131  ff.  Villänyi,  Györmegye  es  väros 
anyagi  müveltsegtörtenete  [Materielle  Kulturgeschichte  des  Comitats  und 
der  Stadt  Györ]  1881.  Wenzel,  Magyarorszäg  mezögazdasägänak  törte- 
nete  [Geschichte  der  Landwirtschaft  in  Ungarn]  1887.  Taoänyi,  A  föld- 
közösseg  törtenete  Magyarorszägon.  Magyar  Gazdasägtörteneti  Szemle 
[Geschichte  der  Feldgemeinschaft  in  Ungarn.  Ungarns  Wirtschaftgeschicht- 
liche Rundschau]  Jg  1894  S.  233  ff.  Siehe  ferner  die  S.  74  angeführten 
allgemeinen  wirtschafthistorischen  Werke. 
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{terra  araturae,  terra  arabilis),^  das  teils  von  den  Sklaven,  teils 
von  der  im  Lande  angetroffenen  und  unterjochten  Bevölkerung 
bestellt  wurde.'^  Als  ältestes  Landmass  zur  Bestimmung  des 
Umfangs  eines  privaten  Grundbesitzes  erscheint  daher  das 
aratrum,  ungarisch  eke,  d.  i.  Pflug,  worunter  wir  anfänglich 
ein  Grundstück  verstehen  müssen,  das  ein  Pflug  für  die  Herbst- 
und Frühjahrssaat  beackern  kann :  quantum  potest  laborare 
unum  aratrum?  Später  verwandelt  sich  das  aratrum  in  ein 
fixes  Flächenmass,  das  jedoch  in  den  verschiedenen  Teilen 
des  Landes  nicht  die  gleiche  Ausdehnung  hat  und  im  XIII.  Jahr- 
hundert 100—120—130—150  iugera,  d.  i.  Joch  beträgt.  Laut 
der  Mitteilung  Werböczis  wurde  ein  Königspflug  {aratrum 
regale),  das  gewöhnliche  Landmass  für  adelige  Güter,  zu 
150  Joch  gerechnet.^ 

Zufolge  der  auf  uns  gekommenen  Urkunden  wurde  sowol  der 
aus  dem  Geschlechtslande  hervorgegangene,  als  der  Donational- 
besitz  das  ganze  Mittelalter  hindurch  nach  Pflügen  gemessen : 
terra  ad  unum  aratrum,  ad  duo,  tria,  quatuor  aratra.  Hieraus 
ergibt  sich  mit  Notwendigkeit,  dass  eben  das  mit  dem  Pfluge 
bewirtschaftete    Land    den   wichtigsten   Bestandteil   des    Eigen- 


1  Das  Ackerland  heisst  aratura  (1135  Wenzel  I.  S.  49:  „terram 
autem  araturae  habet  ad  unum  aratrum  et  dimidium")  oder  agriculiura, 
terra  arabilis,  terra  arata,  auch  einfach  terra.  Z.  B.  Fejer  C.  D.  I.  S.  388. 
425.  449,  II.  S...83.  Wenzel  I.  S.  58.  75.  92.  428.  Hazai  Okmt.  IV.  S.  3. 

-  Hiervon  wird  unten  im  Abschnitt  über  den  unfreien  Grundbesitz 
ausführHch  die  Rede  sein. 

■"'  Die  ursprüngliche  Bedeutung  des  aratrum  hat  uns  die  Stiftungs- 
urkunde der  Abtei  Zobor  vom  Jahre  1113  überliefert:  „In  villa  Zumboe 
est  terre,  quantum  potest  laborare  unum  aratrum."  Fejerpataky,  Kälmän 
kiräly  oklevelei  S.  57.  —  Nach  Wenzel,  Mezögazdasäg  törtenete  S.  169— 
170  hätte  aratrum  ursprünglich  ein  Grundstück  bedeutet,  das  an  einem 
Tage  mit  vier  Ochsen  durchgepflügt  werden  konnte.  Die  Irrigkeit  dieser 
Ansicht  fällt  in  die  Augen ;  Wenzel  weist  selbst  nach,  dass  ein  aratrum 
als  Flächenmass  50—100,  späterhin  eine  noch  grössere  Zahl  iugera  (Joch) 
enthielt ;  man  kann  aber  mit  einem  von  vier  Ochsen  gezogenen  Pflug 
höchstens  zwei  Joch  an  einem  Tage  bepflügen.  Aratrum  bedeutete  ur- 
sprünglich u.  E.  ein  Grundstück  von  solcher  Ausdehnung,  dass  es  bei  dem 
System  der  Dreifelderwirtschaft  mit  einem  Pfluge,  den  vier  Ochsen  zogen, 
ordentlich  bewirtschaftet  werden  konnte. 

*  Vgl.  Wenzel  I.  S.  269,  III.  S.  178,  VI.  S.  356.  Fejer  C.  D.  1X1 
S.  701,  IX  7  S.  270.  Mit  dem  aratrum  hängt  der  Begriff  der  Hufe  (ung.  telek) 
zusammen,  dem  wir  bereits   1086  {iheluch)  begegnen.   We.nzel  I.  S.  31,  197. 
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besitzes  bildete.  Man  betrachtet  bloss  das  Ackerland  als  im 
Privateigentum  befindlich ;  der  andere  Grund  und  Boden, 
Wiesen,  Moor-,  Wald-  und  Weideland,  das  zumeist  im  Über- 
flusse vorhanden  ist,  steht  als  Pertinenz  des  Ackerlandes  noch 
im  Gemeinbesitze  der  Gemeindegenossen.  Die  Urkunden 
setzen  in  der  Regel,  nachdem  sie  die  Ausdehnung  des  Grund- 
besitzes in  Pflügen  angegeben  haben,  hinzu,  dass  zu  dem 
Grundstücke  noch  Wiesen,  Wald  und  Weide  gehören  und  was 
sonst  zum  menschlichen  Gebrauch  notwendig  sei.^  Allmälig 
erfolgte  jedoch  auch  hinsichtlich  dieser  lange  gemeinsam  beses- 
senen Gebietsteile :  der  Wiesen,  des  Moor-,  Wald-  und  Weide- 
landes, der  gemeinen  Gewässer  und  Mühlen,  die  Aufteilung 
und  Grenzscheidung  und  erhielt  sich  der  Gemeinbesitz  bloss 
im  Kreise  der  Kleinbegüterten  bis  in  die  neueste  Zeit.*"' 

Mit  dem  privaten  Grundeigentum  entstehen  die  Besitz- 
grenzen. ^  Als  solche  dienen  entsprechend  den  natürlichen  Boden- 
verhältnissen Flüsse,  Bäche,  Seen,  Sümpfe,  Wälder,  Höhen  und 
Strassen.**  Doch  gibt  es  auch  künstliche  Grenzzeichen:  besonders 
künstlich  errichtete  Hügel, Gräben,  Steine,  mitgewissenZeichen  (zu- 
meist dem  Kreuzeszeichen)  gemerkte  Bäume.'-*  Von  genauen  Land- 
messungen ist  natürlich  noch  nicht  die  Rede;  sogar  die  Aus- 
dehnung eines  Grundstückes  in  Aratren  wird  häufig  nach  dem 
Augenmass  oder  nach  Bogenweiten  angegeben.  Die  Festsetzung 

^  1055 :  Fejer  C.  D.  I,  S.  388 :  „habet  eadem  ecclesia  terram  arabi- 
lem,  quae  concluditur  his  terminis".  1135:  Wenzel  I.  S.  49:  „.  .  .  habet 
predium  illud  arbores  fructiferas,  silvam,  fenum  et  alia  necessaria  ad 
humanuni  usum  pertinentia  satis  .  .  .  habet  .  .  .  predium  .  .  .  omnia  neces- 
saria ad  humanum  usum  pertinentia  mixta  cum  villanis".  Darum  heisst  es 
in  den  Schenkungsurkunden  :  „. . .  cum  omnibus  suis  utilitatibus  et  per- 
tinentiis  universis,  signanter  piscinis,  nemoribus,  pratis  et  silvis  .  .  .  dedi- 
mus  .  .  ."  Z.  B.  Fej^r  C.  D.  III  1  S.  21. 

«  Umfriedetes  Waldland  und  Wiesen   1075:  Fej^r   C.    D.  I.    S.  428. 

^  Das  ung.  hatär  (Mark,  Ende,  Grenze)  erscheint  bereits  in  den 
Urkunden  des  ersten  Jahrhunderts  für  das  lateinische  meia.  1086:  Wenzel 
I.  S.  31  :  „ibi  est  cumulus  hoc  est  hatar".  Siehe  noch  Fej^r  C.  D.  III/l 
S.  207,  VII/5  S.  193.  C.  Zichy  I.  S.  1. 

**  Hinsichtlich  der  verschiedenen  Grenzzeichen  enthält  der  Stiftungs- 
brief der  Abtei  Zobor  1113  viel  Interessantes.  Fej^rpataky  a.  a.  O.  S.  55  ff . 

'  Wenzel  III.  S.  173 :  „terra  usui  viginti  aratrorum,  sicut  ex  visu 
oculorum  datur  considerare,  sufficiens".  Ebenda  VII.  S.  73 :  „fere  ad  iac- 
tum  duarum  (so)  sagittarum".  Vgl.  Wenzel,  A  mezögazdasäg  törtenete 
S.  171  ff.  Taoänyi  a.  a.  O.  S.  243  ff. 
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der  Grenzen  geschah  aus  Anlass  der  Schenkung  oder  späterer 
Grenzverletzung,  mit  könighcher  Autorität,  durch  den  Pristald 
des  Königs  oder  späterhin  des  Palatins,  unter  Mitwirkung  des 
Vertreters  eines  beglaubigten  Ortes  (Locus  credibilis)}^ 

Das  aus  der  Aufteilung  des  ursprünglichen  Geschlechts- 
landes hervorgegangene  freie  Grundeigentum  ist  das  Ge- 
schlechtsgut, lateinisch  descensus,  ungarisch  szäLläs  ge- 
nannt. Beide  Benennungen  bezeichnen  also  zweierlei :  erstens 
den  in  Gemeinbesitz  befindlichen  Gebietsanteil  eines  Ge- 
schlechts im  Zeitalter  der  Urverfassung ;  zweitens  den  hieraus 
hervorgegangenen  Eigenbesitz,  welchen  die  Abkömmlinge  der 
alten  Geschlechter  kraft  des  Rechts  der  Teilnahme  am  Gemein- 
besitz des  Geschlechts,  iure  descensuali  innehaben,  das  seiner- 
seits auf  die  Beteiligung  an  der  nationalen  Gemeinfreiheit  zurück- 
geht und  so  das  stärkste  Fundament  des  Privateigentums  ist.^^ 
Das  Recht  des  Geschlechts  am  descensus  sicherte  die  Freiheit 
und  Unabhängigkeit  des  Eigenbesitzes  gegen  jeden  ausserhalb 
des  Geschlechtsverbandes  Stehenden,  und  bewirkte,  dass  der 
freie  oder  adelige  Grundbesitz  in  Ungarn  keinen  feudalen 
Charakter  annahm. 

Zugleich  mit  dem  durch  Aufteilung  der  Geschlechtslände- 
reien  entstandenen  Geschlechtsgut  entstand  die  zweite  Kategorie 
des  freien  Privateigentums,  das  Schenkungsgut  (Donational- 
besitz),  dessen  Rechtsbasis  das  Königsrecht  {ius  regium)  war. 

Infolge  der  Errichtung  der  Monarchie  gieng  —  wie  oben^^ 
ausführlich  dargestellt  worden  ist  —  das  Obereigentum  am 
Staatsgebiete  von  der  Nationalversammlung  auf  den  König  über, 
der  kraft  des  obersten  Eigentumsrechts  über  alle  ausserhalb  der 
Geschlechtsländereien  befindlichen  Gebietsteile  frei  verfügen 
konnte.  Dieses  Verfügungsrecht  des  Königs,  das  ius  regium  ist 
zum  Teil  öffentlich-rechthcher,  zum  Teil  privat-rechtlicher  Natur. 


^°  Fejer  C.  D.  I.  S.  450:  „.  .  .  terram  circum  quaque  signatam  rega- 
libus  signis  .  .  ." 

^^  Die  Herrschaft  dieses  Rechtsgedankens  bekundet  in  klarer  Weise 
die  Schenkungsurkunde  König  Belas  IV.  1248  Fejer  C.  D.  IV/2  S.  11 
„.  .  .  non  ut  donationes  a  regia  benignitate  concessas,  sed  ut  descensum 
haereditarium  praedicto  Detrico  .  .  .  contulimus,  dedimus,  donavimus  atque 
tradidimus  iure  haereditario  ac  irrevocabiliter  possidendum".  Siehe  auch 
1271  ebenda  V/1  S.  130. 

1»  S.  109. 
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Kraft  öffentlich-rechtlichen  Titels  fallen  die  Burgländereien,  das 
erblose  und  herrenlose  Gut,  ferner  die  im  Wege  des  Straf- 
vollzugs eingezogenen  Güter  unter  das  Königsrecht;  auf 
grund  des  privaten  Rechts  die  Patrimonialbesitzungen  der  könig- 
lichen Familie.  Da  jedoch  zwischen  der  öffentlich-  und  privat- 
rechtlichen Persönlichkeit  des  Königs  kein  Unterschied  gemacht 
wurde,  traten  die  beiden  verschiedenen  Grundlagen  des  Königs- 
rechts bei  den  Besitzverleihungen  nicht  hervor.  Der  König 
schenkt  sowol  Burgländereien  und  herrenloses  Gut,  als  Land 
von  seinen  Familiengütern,  ohne  dass  hinsichtlich  der  Form 
oder  des  rechtlichen  Gehalts  der  Verleihung  irgendwelche  Unter- 
schiede sich  ausgebildet  hätten. ^^ 

Stefan  der  Heilige  stellte  die  von  ihm  verliehenen  Schen- 
kungsgüter dem  aus  den  Geschlechtsländereien  hervorgegangenen 
freien  Grundbesitz  völlig  gleich. ^^  Das  zeigt,  dass  er  das  Schen- 
kungsrecht als  Ausfluss  der  öffentlichen  Gewalt  betrachtete,  die 
der  König  im  Interesse  der  Nation,  zum  Besten  des  Landes 
auszuüben  gehalten  ist;  er  ist  daher  nicht  befugt,  von  den 
Beschenkten  besondere  Treue  und  Dienste  zu  fordern,  noch 
ihrem  Verfügungsrechte  über  das  Schenkungsgut  besondere 
Schranken  zu  setzen.  Andererseits  sicherte  er  auch  am  Geschlechts- 
gut das  Königsrecht  bei  Treulosigkeit,  ferner  für  den  Fall  des 
Abgangs  des  Geschlechts  und  unterwarf  somit  das  Geschlechtsgut 
denselben  Rechtsnormen,  als  das  Schenkungsgut.  Wir  können 
also  füglich  Stefan  den  Heiligen  als  den  Begründer  des  freien 
adeligen  Besitzrechts  ansprechen. 


''  Vergleiche  Fej^r  C.  D.  II.  S.  345.  395,  III/2  S.  194,  IV/1  S.  24, 
V/2  S.  94.  Wenzel  IV.  S.  34.  97.  237. 

^*  Decr.  II.  cap.  35.  (Endlicher  II.  2.) :  „Consensimus  igitur  petitioni 
totius  senatus,  ut  unusquisque  dominetur  propriorum,  similiter  et  donorum 
regis,  dum  vivit.  [Proprium  bedeutet  das  Geschlechts-,  donuni  das  Schen- 
kungsgut.] Ac  post  obitum  eius  filii  simili  dominio  succedant.  Nee  pro 
ullius  causa  reatus  detrimentum  bonorum  suorum  patiatur  quis,  nisi  con- 
siliatus  mortem  regis  aut  traditionem  regni  fuerit,  vel  in  aliam  fugerit  pro- 
vinciam.  Tunc  vero  bona  illius  in  regiam  veniant  potestatem.  Ast  si  quis 
in  consilio  regiae  mortis  aut  traditionis  regni  legaliter  inventus  fuerit,  ipse 
vero  capitali  subiaceat  sentencie,  bona  vero  illius  filiis  innocentibus  inre- 
mota  sint  remanentibus;  salvis."  Den  Heimfall  an  den  König  bei  Abgang 
des  Stammes  bezeugt  decr.  II.  cap.  24.  (Endlicher  1.  26.) :  „.  .  .  Et  post 
obitum  eius  eadem  bona  ad  sui  redeant  parentes  mariti,  si  parentes 
habet;  sin  autem  non,  rex  sit  heres." 
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Die  vollkommene  Gleichstellung  des  Geschlechtsgutes  und 
des  Schenkungsgutes  währte  nur  bis  zu  König  Kaimans  Zeiten. 
Kaiman  führte  hinsichtlich  der  Schenkungsgüter  nach  dem  Bei- 
spiel des  deutschen  Lehnrechts,  die  Linealerbfolge  ein,  d.  h.  er 
schloss  die  Seitenverwandten,  die  Sippegenossen,  von  der  Succes- 
sion  aus  und  beschränkte  das  Erbfolgerecht  auf  die  Mitglieder 
des  engeren  Familienkreises,  die  männlichen  Descendenten, 
falls  keine  vorhanden  wären,  auf  den  Bruder  und  kraft  Ein- 
trittsrechts auf  dessen  Söhne.  Bloss  betreff  der  von  Stefan  dem 
Heiligen  verliehenen  Schenkungen  sollte  das  Erbrecht  der  Ge- 
schlechtsmitglieder ungeschmälert  fort  bestehen. ^^  Damit  kam 
vom  Standpunkte  des  privaten  Rechts  eine  wichtige  Verschieden- 
heit der  rechtlichen  Natur  der  beiden  zustande :  das  Königsrecht 
wirkt  seither  kräftiger  im  Schenkungsgut,  als  im  Geschlechtsgut. 
Von  dem  hier  einsetzenden  Kampfe  des  Geschlechtsprincips 
und  des  Konigsrechts  wird  unten  bei  der  Darstellung  des  Erb- 
rechts ausführUch  die  Rede  sein. 

Das  öffentlich-rechtliche  Fundament  des  Donationalsystems 
wurde  jedoch  durch  die  Einführung  der  Linealerbfolge  und  die 
daraus  fliessende  engere  Abhängigkeit  vom  Königtum  nicht 
beseitigt.  Die  Schenkungsgüter  verwandelten  sich  nicht  in  Lehn- 
güter. Das  in  der  Nation  lebendige  Bewusstsein  dessen,  dass 
das  ursprüngliche  freie  Besitzrecht  der  Lohn  öffentlicher  Ver- 
dienste, der  Mitwirkung  bei  der  Landnahme  sei,  blieb  auch 
nach  Kaimans  Zeiten  herrschend,  ja  befestigte  sich  im  Laufe 
des  XIII.  Jahrhunderts  mehr  und  mehr.  Das  königliche  Schen- 
kungsrecht wurde  nicht  als  private  Machtbefugnis  des  Königs, 
sondern  als  ein  Bestandteil  der  öffentlichen  Gewalt  auf- 
gefasst,  die  dem  Könige  als  dem  souverainen  Oberhaupt  des 
Staates  zusteht.  Eben  darum  ist  das  Schenkungsgut,  ebenso  wie 
das  Geschlechtsgut  die  Belohnung  öffentlicher  Verdienste  {laurea 
virtutis),  die  keine  anderen,  als  die  aus  dem  öffentlichen  Ver- 
bände fHessenden  öffentlichen  Pflichten  nach  sich  zieht  und 
keinerlei  lehnähnliches  Abhängigkeitsverhältnis  zwischen  dem 
König  und  dem  Donatar  begründet.  Der  König  darf  von  seinem 
Schenkungsrecht  nur  zum  gemeinen  Besten  Gebrauch  machen. 
Im  XIII.  Jahrhundert  ist  es  ein  allgemein  anerkannter  Rechtssatz, 
dass  bloss  jene  Schenkungen   rechtskräftig   und   unwiderruflich 

1*  Decr.  I.  cap.  20. 
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seien,  welcher  der  Beschenkte  iiisto  servltio  —  wie  es  in  der 
Goldenen  Bulle  heisst^*^  —  erworben  habe.  Hingegen  waren  die 
Schenkungen  an  Fremde  (Ausländer)  schlechthin  verboten  und 
konnte  die  verliehenen  Güter  jeder  den  Landesbewohner  an 
sich  ziehen  werden ;  ^^  andererseits  durfte  der  König  die  über- 
flüssigen und  dem  Lande  zu  Schaden  gereichenden  Schenkun- 
gen jederzeit  widerrufen.  König  Bela  IV.  erklärt  wiederholt,  dass 
er  „mit  dem  gemeinen  Rate  der  Barone  und  des  ganzen 
Landes  beschlossen  habe,  die  überflüssigen  und  unnützen  Schen- 
kungen einiger  Vorgänger  zu  widerrufen."  ^^  Die  Herrschaft  des- 
selben öffentlich-rechtlichen  Princips  bekundet  das  Decret  von 
1290:  diejenigen  Schenkungen  Ladislaus  IV.,  welche  den  Ange- 
hörigen der  gegen  die  Tartaren  Gefallenen  zugewendet  wurden, 
bleiben  in  voller  Kraft;  die  „ungebürlichen  und  unrichtigen" 
hingegen  werden  widerrufen. ^^  Die  öffentlich-rechtliche  Auffas- 
sung des  Schenkungsrecht  zeigt  sich  ferner  darin,  dass  die  Dona- 
tionalbriefe  bei  grösseren  Schenkungen  die  im  Rate  anwesenden 
geistlichen  und  weltlichen  Herren  namentlich  nennen,  und  dass 
Art.  XXIII:  1298  die  Ausübung  des  Schenkungsrechts  an  die 
Zustimmung  des  königlichen  Rates  knüpfte. ^^^ 

Das  Königsrecht  am  Grundbesitz  erscheint  bereits  zu  Ende 
der  Periode  gewöhnlich  unter  der  Benennung  des  Rechts 
der  Krone,  als  Recht  der  den  ungarischen  Staat  repräsen- 
tierenden Heiligen  Krone,  welcher  die  Besitzungen  zum  Schaden 
und  Nachteil   des   Landes  nicht  entzogen  werden  dürfen.-^   Im 

^«  Art.  XVII :  1222. 

1-  Art.  XXVI :  1222. 

1«  Z.  B.  1237:  Fej6r  C.  D.  IV'l  S.  71. 

"  Art.  VI:  „.  .  .  quia  .  .  .  quorundam  nobilium  regni  nostri  patres 
et  fratres  in'defensione  regni  sunt  interempti,  donaciones  pro  eorum  servi- 
ciis  meritoriis  per  .  .  .  regem  Ladislaum  iuste  et  legitime  factas  iuxta  con- 
silium  archiepiscoporum,  episcoporum  et  consiliariorum  nostrorum  per 
regnum  deputatorum  conservari  faciemus."  Art.  VIII :  „Collaciones  vero 
indebitas  et  iniustas  tempore  ipsius  Ladislai  regis  factas  revocabimus  con- 
silio  eorundem."  Kovachich,  Sylloge  S.  17 — 18,  Endlicher  S.  616. 

=*<•  S.  oben  S.  176  Anm.  15.  Der  Zustimmung  des  königlichen  Rates 
gedenken  u.  a.  die  Schenkungsurkunden  Fej^r  C.  D.  III/l  S.  393,  IV/1  S. 
71.  Hazai  Okmt.  II.  S.  8. 

■^  Fej^r  C.  D.  III 2  S.  254:  „.  .  .  ea,  quae  contra  utilitatem  et  hono- 
rem regni  Hungariae  fuerant  de  iure  coronae  alienata  .  .  .  dignum  duximus 
revocare."  Ebenda  IV/105 :  „superfluas  et  inutiles  donationes  .  .  .  per  quas 
ius  coronae  regiae  pene  penitus  erat  annullatum." 
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Zeitalter  der  auf  dem  Begriff  der  Heiligen  Krone  beruhenden 
Staatsverfassung  ist  es  ein  in  der  Heiligen  Krone  wurzelndes 
Recht,  das  die  beiden  verschiedenen  Grundlagen  des  freien 
Grundbesitzes,  das  Volksrecht  (Geschlechtsrecht)  und  das  Königs- 
recht in  sich  verschmilzt. 


§.  6.  Die  Grundprincipien  des  Donationalsystems.* 

Die  aus  dem  ersten  Jahrhundert  des  Königtums  erhaltenen 
wenig  zahlreichen  Schenkungsbriefe  lauten  zugunsten  der  Kirche.^ 
Sie  verHehen  volles  Eigentum,  das  die  rechtliche  Natur  des 
Geschlechtgutes  hatte. ^  Die  Vergabungen  an  die  Kirche  nahmen 
jedoch  bald  den  rechtlichen  Charakter  der  kirchlichen  Fundatio- 
nen an :  sie  wurden  zu  Kirchengütern  und  standen  unter  der 
Herrschaft  mehrfach  abweichender  Rechtsregeln.^ 

Die  Entstehung  des  Schenkungsgutes,  als  einer  hinsichtlich 
ihrer  rechtlichen  Natur  vom  Geschlechtsgutes  verschiedenen  Kate- 
gorie des  freien  Grundbesitzes  fällt,  wie  wir  eben  gesehen  haben, 
in  die  Regierungszeit  König  Kaimans. 

Die  eigentliche  Bedeutung  des  Donationalsystems  beginnt 
mit  Ende  des  XII.  Jahrhunderts.  Seit  König  Andreas  II.  war  die 


*  Literatur.  Michael  Hirsch,  De  donatione  regia  1780.  Ignaz  Bären- 
kopf, De  dominio  nobilium  Hungariae  1790.  Stefan  Horväth,  Magyarorszäg 
gyökeres  regi  nemzetsegeiröl  [Die  alten  Geschlechter  Ungarns]  1820.  Ignaz 
Frank,  De  donatione  regia  1823.  Emerich  Krajner,  A  magyar  nemes  jöszäg 
termeszete  [Die  rechtliche  Natur  des  ungarischen  Adelsgutes]  1843.  Gustav 
Wenzel,  Artikel  Ädomäny  [Schenkung]  in  Magyar  Encyclopaedia  I. 

^  Siehe  die  ältesten  Schenkungsbriefe :  Fejer  C.  D.  I.  und  II.  Wen- 
zel I.  Knauz,  Mon.  Strig.  I.,  ferner  Karäcson\'i,  Szent  Istvän  kiräly  oklevelei. 
Fej^rpataky,  Kälmän  kiräly  oklevelei. 

'^  Vom  Kirchengut  handelt  u.  a.  decr.  S.  Steph.  II.  cap.  1.  (End- 
licher I.  1.):  „.  .  .  Ita  sunt  [seil,  res  ecclesiasticae]  sub  defensione  regis, 
sicuti  propriae  suae  hereditates,  magisque  advertat,  quia  quanto  deus  excel- 
lentior  est  homine,  tanto  praestantior  est  divina  causa  mortalium  posses- 
sione".  Vgl.  cap.  35.  (II.  2.) :  „.  .  .  excepto  quod  ad  episcopatum  perti- 
net  .  .  ."  Ferner  decr.  S.  Lad.  I.  cap.  5.  6.  23. 

'  Vergleiche  Kälmän  Török,  A  magyarorszägi  katholikus  egyhäzi 
vagyon  tulajdonjoga  [Das  Eigentumsrecht  am  Vermögen  der  katholischen 
Kirche  in  Ungarn]  1897. 
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Inanspruchnahme  des  Schenkungswesens  wahrhaftig  ein  Gouver- 
nementsprincip.^ 

Unter  königlicher  Schenkung  (donatio  regis)  wersiehen 
wir  die  erbliche  und  unwiderrufliche  Verleihung  eines  in  Königs- 
recht befindlichen  Grundstückes  oder  an  ein  Grundstück  geknüpfter 
Rechte  durch  den  König,  als  den  Inhaber  der  öffentlichen  Ge- 
walt, zur  Belohnung  öffentlicher  Verdienste. 

Das  Schenkungsgut  unterscheidet  sich  also  vom  Lehngute 
{feiidum)  des  Westens  erstens  durch  die  öffentlich-rechtliche 
Grundlage,  zweitens  durch  die  Erblichkeit  und  Unwiderruflichkeit 
der  Verleihung.  Auf  dem  Schenkungsgute  lastet  daher  in  der  Regel 
keine  besondere  Verpflichtung ;  andererseits  hob  weder  der  Tod 
des  Verleihers  (des  Königs),  noch  des  Empfängers  (des  Donatars) 
die  rechtliche  Wirkung  der  Schenkung  auf,  sondern  das  ver- 
liehene Gut  blieb  ohne  jedwede  Erneuerung  im  Besitze  des 
Donatars  und  gieng  dann  ipso  iure  auf  dessen  männliche  Nach- 
kommen über. 

Die  Schenkung  konnte  auf  das  Ersuchen  {petitio)  oder  die 
Verwendung  {interventio)  Einzelner,^  oder  aber  aus  eigener  Initia- 
tive des  Königs  stattfinden.  Gegenstand  der  Schenkung  konnten 
stets  nur  solche  Grundstücke  oder  mit  einem  bestimmten 
Grundstück  verbundene  Rechte  sein,  die  sich  unter  der 
unmittelbaren  Verfügung  des  Königs,  in  Königsrecht  befanden. 
Daher  musste  vor  der  Schenkung  stets  ins  Reine  gebracht 
werden,  ob  der  fragliche  Grundbesitz  dem  Königsrecht  unter- 
stehe, ferner  welches  die  Grenzen  und  die  Teile  des  Gutes  seien? ^ 
Falls  diesbezüglich  Zweifel  auftauchten,  entsendete  der  König 
einen  Boten  {homo  regius)  an  Ort  und  Stelle,  der  dort  eine 
Untersuchung  einleitete  und  in  Gegenwart  und  nach  Anhörung 
der   Nachbarn     und    Grenzleute    (vidni    et    commetanei)    die 


*  Welche  Dimensionen  die  Schenkungen  zur  Zeit  König  Andreas  II. 
angenommen  hatten,  zeigt  die  Urkunde  Fej^r  C.  D.  111/ 1  S.  255:  „castra, 
comitatus,  terras  et  ceteros  opulentos  Hungariae  proventus  in  perpetuas 
hereditates  nostris  baronibus  et  militibus  distribuimus."  Und  Bela  IV.  er- 
klärt nach  der  Tartarennot  ebenda  IV/3  S.  439 :  „Venientibus  ...  ad  vo- 
cationem  nostram  causa  habitandi  regnum  nostrum  dedimus  et  assigna- 
vimus  terras  et  possessiones  et  aliquibus  redditus,  unicuique  prout  status 
sui  exigentia  requirebat." 

'-  Interessante  Beispiele  siehe  Fej^r  C.  D.  III/l  S.  77,  IV  3  S.  112. 

•  Z.  B.  Fej^r  Ill/l  S.  358.  Wenzel  IV.  S.  237,  VI.  S.  412. 
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Grenzen  des  Gutes  und  das  königliche  Recht  am  Grundstücke 
festsetzte.'  Ja  zur  grösseren  Sicherheit,  damit  niemand  hinterher 
einen  Anspruch  auf  das  Gut  erheben  könne,  wurde  es  allmäHg 
zum  ständigen  Rechtsbrauch,  den  Donatar  feierUch  in  den  Besitz 
einzuweisen,  was  die  Urkunden  als  statutlo  oder  Introdiictio 
bezeichnen.  Die  Besitzeinweisung  nahm  der  Königsbote  anfäng- 
lich allein  vor,  —  auch  wurde  zu  dieser  Zeit  gewöhnlich  ein 
hoher  königlicher  Beamter  damit  betraut  — ,  später  zufolge  der 
Bestimmung  des  Art.  XXI:  1231  zusammen  mit  dem  Vertreter 
{homo  capitularis  oder  conventualis)  des  hierzu  vom  Könige  auf- 
geforderten beglaubigten  Ortes  (Kapitels  oder  Convents).  Die 
Statution  geschah  mit  Wahrung  der  grösstmöglichsten  Öffent- 
lichkeit, in  Gegenwart  der  Nachbarn  und  Grenzleute.  Der 
Königs-  und  Kapitelsbote  blieben  behufs  Entgegennahme  der 
etwa  gegen  die  Statution  erhobenen  Einsprüche  einige  Zeit, 
späterhin  in  der  Regel  fünfzehn  Tage,  auf  dem  Gute.  Nach 
Verlauf  dieser  Frist  erstattete  das  Kapitel  (oder  Convent)  auf 
grund  des  Berichts  der  Boten  Meldung  an  den  König. 

Eine  stets  häufiger  zur  Anwendung  gebrachte  Art  der 
Schenkung  freien  Besitzrechts  bestand  darin,  dass  der  König 
nicht-adelige  Freie,  Burgmänner,  Burgholden  oder  königliche 
udvorniü  nebst  all'  ihrem  ererbten  und  erworbenen  Grundbesitz 
aus  der  bisherigen  Abhängigkeit  befreite  und  in  die  Reihe  der 
Adeligen  des  Landes  erhob.  ^  Die  Aufnahme  in  den  Adelsstand 
gieng  in  dergleichen  Fällen  mittelst  der  Befreiung  des 
bisher  unfreien  Besitzes  von  den  darauf  ruhenden 
Lasten  vor  sich.  Der  König  schenkt  keinen  neuen  Grundbesitz, 


'  Fejer  C.  D.  IV'2  S.  125 :  „.  .  .  ipsum  G.  per  fidelem  nostrum 
M.  comitem  de  Sarus  in  possessionem  earundem  terrarum  introduci  feci- 
mus  corporalem."  C.  Zichy  I.  S.  36 :  „Ad  maiorem  cautelam  in  corporalem 
possessionem  dicte  terre  per  N.  comitem  de  Wgocha  fidelem  nostrum 
fecimus  introduci."  Siehe  auch  Fejer  C.  D.  III/2  S.  130,  IV  1  S.  446,  IV/2 
S.  499.  Frühe  Beispiele  der  Statution  „sub  testimonio  capituli"  Wenzel 
V.  S.  233,  VIII.  S.  197.  C.  Zichy  I.  S.  46. 

^  Z.  B.  Fej^r  IV,3  S.  469 :  „.  .  .  jobbagiones  Castriferrei  de  gene- 
ratione  Churnug  .  .  .  a  jobbagionatu  castri  praedicti  pure  et  simpliciter 
eximentes  in  numerum  servientium  nostrorum  nobilium  transtulimus  cum 
Omnibus  possessionibus  eorum  hereditariis,  emtitiis  et  quocumque  iusto 
titulo  acquisitis,  quarum  omnium  proprietatem  apud  eosdem  et  suos  poste- 
ros  duximus  perpetualiter  relinquendam".  Siehe  noch  ebenda  IV  1  S.  333, 
VII2  S.  113.  Wenzel  III.  S.  256. 
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sondern  verwandelt  den  unfreien  Besitz  in  einen  Grundbesitz 
zu  Adelsrecht,  der  nun  als  Schenkungsgut  fungiert  und  sich  als 
solches  vererbt. 

Die  Schenkung  erfolgte  in  der  Form  eines  königlichen 
Privilegs  (Freibriefs)  und  zwar  regelmässig  unter  dem  könig- 
lichen Doppelsiegel  {sigillum  duplex).  Es  war  bestimmt,  den 
rechtmässigen  Erwerb  des  Schenkungsgutes,  den  Übergang  des 
Königsrechts  auf  den  Besitzer  zu  bezeugen  und  zugleich  für 
die  Zukunft  die  Unantastbarkeit  der  Übertragung  zu  gewähr- 
leisten. Die  Schenkungsbriefe  weisen  anfänglich  grössere  Ver- 
schiedenheiten auf;  sie  beschränken  sich  übrigens  vornehmlich 
auf  die  tatsächliche  Festsetzung  der  Verleihung.  Allmälig  jedoch 
wird  ihr  Rechtsinhalt  reicher  und  einheitlicher,  indem  darin  die 
Rechtssätze  zum  Ausdruck  gelangen,  welche  sich  bei  der  Aus- 
übung des  Schenkungsrechts  in  der  Königskanzlei  entwickelten. 
Seine  vollkommene  Ausbildung  erreichte  das  Donationalsystem 
erst  in  der  nächsten  Periode  durch  die  s.  g.  Aviticitätsgesetz- 
gebung  Ludwigs  des  Grossen. 

Die  Schenkungsurkunden  enthalten  bereits  im  XIII.  Jahrhun- 
dert regelmässig  die  folgenden  fünf  rechtlich  bedeutsamen  Teile. 

1.  Der  Schenkungstitel  {iustum  servitlum.)  Den 
rechtmässiger  Titel  der  Schenkung  bildeten  die  Verdienste  um 
den  König  und  das  Land.  Daher  werden  sowol  bei  den  eigent- 
lichen Schenkungen,  als  der  Erhebung  nicht-adeliger  Freien  in 
den  Adelsstand  (der  Befreiung  unfreier  Güter)  im  Eingange  des 
Donationalbriefes  die  Verdienste  des  Empfängers  aufgezählt.-^  Es 
war  dies  umso  dringender  geboten,  als  seit  Anfang  des  XIII. 
Jahrhunderts  infolge  des  Misbrauchs,  den  die  Könige  mit  dem 
Schenkungsrecht  trieben,  der  Widerruf  ungerechtfertigter  Schen- 
kungen immer  mehr  in  Gebrauch  kam,  was  bekanntlich  Art. 
XVII  der  Goldenen  Bulle  entschieden  guthiess. 

2.  Die  nähere  Bezeichnung  des  Königsrechts. 
Da  der  König  bloss  ein  solches  Gut  zu  schenken  befugt  war, 
das  dem  Königsrecht  unterstand,  d.  i.  sich  nicht  im  Eigentum 
irgend  eines  Privaten  (oder  einer  Corporation)  befand,  wurde  in 
den  Schenkungsbriefen,  zur  Zerstreuung  etwaiger  Zweifel,   stets 


"  Ausführliche  Erzählungen  der  verdienstvollen  Taten  der  Empfänger 
siehe  z.  B.  Hazai  Okmt.  11.  S.  8.  Fej^r  C.  D.  V/1  S.  106,  V/2  S.  430,  VI/1 
S.  247. 
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erwähnt,  aus  welchem  Rechtsgrunde  das  betreffende  Gut  der 
königlichen  Verfügung  (ad  manus  reglas,  ad  collatbnem  regiam) 
unterstehe:  ob  es  Burgland,  wegen  Treulosigkeit  eingezogenes, 
als  erblos  heimgefallenes  Gut  sei,  oder  vom  König  kraft  privat- 
rechtlichen Titels  erworben  wurde  oder  von  altersher  der  könig- 
lichen Familie  gehöre.^" 

3.  Die  Beschreibung  der  Grenzen  des  Gutes. 
Es  war  gebräuchlich  die  Grenzen  des  verliehenen  Grundbesitzes 
im  Donationalbriefe  genau  anzugeben,  besonders  bei  grösseren 
Schenkungen,  ferner,  wenn  das  betreffende  Gut  überhaupt  oder 
in  seiner  jetzigen  Abgrenzung  das  erste  Mal  Gegenstand  einer 
Schenkung  bildete.  Die  ausführliche  Feststellung  der  Grenzen  er- 
wies sich  als  überflüssig,  wenn  das  Gut  mit  denselben  Gren- 
zen bereits  früher  besessen  worden  war^^  oder  wenn  der  König 
den  unfreien  Besitz  eines  nicht-adeligen  Freien  in  einen  freien 
Grundbesitz  zu  Adelsrecht  verwandelte. 

4.  Die  Erwähnung  der  stattgefundenen  Be- 
sitzeinweisung. Nach  dem  Zeugnis  der  Urkunden  wurde 
der  in  feierlicher  {privilegialiter)  Form  abgefasste,  definitive 
Schenkungsbrief  erst  nach  erfolgter  Statution  {introductio  in  cor- 
poralem  possessionem)  ausgestellt.  Und  zwar  erwähnen  die 
Schenkungsurkunden  nicht  allein  die  Tatsache  der  Statution, 
sondern  teilen  auch  mit,  wer  dabei  mitwirkte  und  dass  der 
Statution  niemand  widersprochen  habe  {nullo  penitus  contra- 
dicente  atque  prohibente). 

5.  Die  Klausel  (clausula)  —  genauer:  Dispositions- 
klausel —  ist  der  wichtigste  Teil  der  Schenkungsurkunde.  Wir 
verstehen  darunter  die  Festsetzung  dessen,  zu  welchem  Recht 
und  unter  welchen  Bedingungen  das  Gut  dem  Donatar  ver- 
liehen wird. 

Es  zeigen  sich  hierbei  auch  noch  in  späterer  Zeit  sehr 
wesentliche  Abweichungen.  Laut  der  regelmässig  angewendeten 
Klausel  schenkt  der  König  das  Gut  dem  Empfänger  und  durch 
ihn    seinen    Erben    und    den   Erbeserben   auf   immer   zu   erb- 

"  Siehe  z.  B.  Fej^r  C.  D.  II.  S.  345.  395,  IV/1  S.  24.  68,  IV  2  S.  94. 
125.  501,   V/1  S.    105,  V/2   S.  38,  V/3  S.  260.  Wenzel  IV.  S.  97.  237. 

"  FEjtR  C.  D.  IV/3  S.  113:  „sub  eisdem  antiquis  metis  et  terminis 
quibus  dictum  castrum  dignoscitur  possedisse".  Ebenda  V2  S.  431 :  „sub 
antiquis  metis  et  terminis,  quibus  ab  olim  per  priores  suos  possessores 
habitae  et  possessae  extiterunt." 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  ^ 
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liehen  Besitz:  „ dictam  ierram  dedimus,  donavimus  et 

contulimus  eidem  M.  et  per  eum  suis  heredlbus  heredumque 
suorum  successoribus  iure  perpetuo  et  irrevocabiliter  possiden- 
dam"}'^  Diese  —  häufigste  —  Klausel  gewährte  ein  erbliches, 
unwiderrufliches  Recht  am  Schenkungsgut,  doch  nur  den  männ- 
lichen Nachkommen  des  Donatars.  Hat  der  Donatar  keine  männ- 
lichen Nachkommend^  so  fällt  der  Grundbesitz  notwendiger 
Weise  an  den  König  heim.  Hierin  trat  der  grosse  Unterschied 
zwischen  dem  Recht  des  Geschlechtguts  und  dem  des  Schen- 
kungsguts zu  tage.  Manchmal  schenkte  nun  der  König  ein 
Grundstück  nicht  als  Schenkungs-,  sondern  ausdrücklich  als 
Geschlechtsgu t/*  was  soviel  bedeutete,  dass  das  verliehene 
Gut  dem  gesammten  Geschlechte  des  Donatars  verfangen  war,, 
nämlich  mangels  männlicher  Leibesnachkommen  die  Geschlechts- 
(Sippe-)genossen  ebenso  erben  sollten,  als  ob  es  sich  um  ein 
Geschlechtsgut  handelte.  Dasselbe  konnte  auch  ohne  ausdrück- 
liche Verleihung  des  Geschlechtsrechts  erzielt  werden,  indem 
der  König  bestimmte,  dass  mangels  Leibeserben  das  Gut  als 
Erbe  an  die  Sippe  des  Donatars  falle.^^ 

Häufig  sind  die  Klauseln,  worin  mangels  männlicher  Lei- 
beserben, dem  Empfänger  das  Recht  der  freien  Verfügung  gewährt 
oder  das  Erbrecht  auf  die  Töchter,  bezw.  deren  Nachkommen 
ausgedehnt  wird.^^  Letzteres  wird  späterhin  regelmässig  in  der 
Weise  formuliert,  dass  der  König  das  Gut  dem  Donatar  und 
dessen  Nachkommen  beiderlei  Geschlechts  {posteritatibus  utri- 
usque  sexus  universis)  verleiht.^  ^ 

Die  Verleihung  geschah  in  der  Regel  ohne  Auferlegung 
irgend   welcher    besonderen   vasallitischen   Verpflichtung.   Der- 

"  Z.  B.  Fej^r  C.  D.  vi/1  S.  250. 

^*  In  den  ältesten  Schenkungsbriefen  ist  häufig  nur  von  den  nächsten 
Descendenten,  den  Söhnen  die  Rede,  z.  B.  1130  Fej^r  C.  D.  II.  S.  80: 
, dedimus,  donavimus,  contulimus  ipsi  et  filiis  ipsius  B.  E.  perpetuae 
donationis  titulo  possidendam". 

1*  Z.  B.  FEjfeR  C.  D.  IV/2  S.  11,  V/1  S.  130. 

'*  Fej£r  C.  D.  IV/2  S.  501 :  „.  .  .  (si)  dictum  Cseh  absque  solatia 
heredum  prius  quam  dictam  uxorem  suam  mori  contingat,  ex  tunc  ipsa 
consors  eius  dictam  terram  possideat,  quoad  vivit,  post  obitum  vero  eiusdem 
ad  generationem  didi  Cseh,  iamquam  ipsorum  hereditaria  pleno  iure  devoL- 
vaiur  perpetuo  possidenda." 

^«  FEjfeR  C.  D.  11/ 1  S.  285,  IV/2  S.  33. 

»'  Fej6r  C.  D.  V/2  S.  431. 
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artige  lehenähnliche  Gedinge  {donatio  in  feudum)  gehören 
zu  den  seltenen  Ausnahmen  und  übten  daher  auf  die  Entwick- 
lung des  Donationalrechts   keinerlei  wesentlichen  Einfluss.^^ 

Das  durch  die  Gesetzgebung  König  Kaimans  in  den  Schen- 
kungsgütem  eingeführte  Linealprincip  stand  in  entschiedenem 
Gegensatz  zu  den  volksrechtlichen  Grundlagen  des  freien  Besitz- 
rechts, wonach  der  Grundbesitz  an  das  Geschlecht  gebunden 
war  und  in  Ermangelung  von  männlichen  Nachkommen  auf  die 
entfernteren  Mitglieder  des  Geschlechts,  die  Seitenverwandten 
übergieng.  Während  nun  einerseits  die  Könige  bestrebt  waren 
das  Linealprincip  auch  auf  die  Geschlechtsgüter  auszudehnen, 
so  dass  mangels  männlicher  Descendenten  jeder  freie  Grund- 
besitz an  den  König  heimgefallen  wäre,  trachtete  der  Adel  das 
Erbrecht  der  Geschlechtsgenossen  auch  betreff  der  Schenkungs- 
güter zur  Geltung  zu  bringen,  bezw.  wiederherzustellen.  Die 
erste  Frucht  dieses  Kampfes  war  Art.  IV  der  Goldenen  Bulle, 
welcher  das  Erbrecht  der  Seitenverwandten  (der  Geschlechts- 
genossen) in  den  Geschlechtsgütern,  gegenüber  dem  Königsrecht 
von  neuem  gewährleistete.  Dasselbe  enthält  Art.  IX  des  Decrets 
von  1267  hinsichtlich  der  Schenkungsgüter  der  im  Kriege  Gefalle- 
nen. Art.  XXXII:  1290  stellt  für  die  testamentarische  Erbfolge 
in  den  Schenkungs-  und  Geschlechtsgütern  dieselben  Regeln  auf 
und  bereitet  somit  die  Verschmelzung  der  beiden  Besitzkatego- 
rien vor,  welche  in  der  nächsten  Periode  vermittelst  des  Aviti- 
citätsgesetzes  erfolgte. 

Den  Gegensatz  des  Besitzes  zu  Geschlechtsrecht  und  zu 
Schenkungsrecht  vermittelte  der  Begriff  des  Erbbesitzes  {ius 
hereditarium).  Das  Schenkungsgut  wird  durch  Erbgang  zum 
Erbgut  {possessio  herediiarid);  es  streift  nach  der  nationalen 
Anschauung  den  Schenkungscharakter  ab  und  nimmt  die  recht- 
liche Natur  des  Geschlechtsgutes  an  ^^ :  das  Königsrecht  tritt  zurück, 

»«  Siehe  Fej^r  C.  D.  II.  S.  292,  IUI  S.  447,  V;2  S.  406,  besonders 
IV/2  S.  499 :  „sibi  in  feudum  et  in  perpetuum  contulimus" ;  VII  2  S.  68 : 
„secundum  ius  theotonicum  et  secundum  quod  per  alios  dominos  in 
Austria  aliis  bonis  est  infeudatus,  praedicta  bona  seu  reditus  titulo  contu- 
limus feudali".  Es  ist  aus  den  beiden  Urkunden  ersichtlich,  dass  derlei 
Verleihungen  westeuropäischen  Muster  befolgten ;  über  das  Gedinge  selbst 
schweigen  die  Urkunden. 

^^  „Cum  possessiones  ab  antiquo  collatae  pro  hereditatibus  habean- 
tur,"  heisst  es  in  einer  1299  anlässlich  des  Reichstages  zu  Buda  ausgestellten 
Urkunde.  Kovachich,  Supplementum  I.  S.  235. 

24* 
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indem  die  Seitenverwandten  erben,  und  der  Besitzer  befugt  ist 
über  das  Gut  mit  Zustimmung  der  Geschlechtsgenossen  zu  ver- 
fügen, d.  h.  selbes  zu  erblichem  Rechte  an  andere  zu  über- 
tragen.^*' 

Durch  Übertragung  des  freien  Besitzrechts  (mittelst  Kaufs, 
Tausches,  Gabe)  entsteht  eine  neue  Kategorie  des  Erbbesitzes, 
deren  Rechtsgrundlage  weder  der  Erbgang  im  Geschlechtsgut, 
noch  im  Schenkungsgut,  sondern  die  fassio  perennalis  ("ung. 
örökvallds)  ist.  Die  in  rechtmässiger  Weise,  mit  Zustimmung  der 
Geschlechtsgenossen,  bezw.  bei  Schenkungsgut,  mit  Einwilligung 
des  Königs  stattgefundene  Perennalfassion  gewährte  ein 
dauerndes,  unwiderrufliches  Besitzrecht;  das  Gut  nahm  durch 
Erbgang  die  Natur  des  Erbbesitzes  an''^  und  gelangte  das 
Königsrecht  erst  zur  Geltung,  wenn  kein  berechtigtes  Mitglied 
des  Geschlechts  mehr  vorhanden  war  und  der  letzte  Besitzer 
keine  Verfügung  von  Todeswegen  getroffen  hatte. 


§.  7.    Inhalt    und    Übertragung   des  freien   (adeligen) 
Besitzrechts.  Die  Fassion. 

Schon  Stefan  der  Heilige  bezeichnet  das  Recht  am  Ge- 
schlechts-, sowie  am  Schenkungsgut  als  Eigentum,  dominium, 
propria  hereditas}  Doch  kannte  das  ungarische  Recht  des  Mit- 
telalters den  römisch-rechtlichen  Begriff  des  Eigentums,  als  der 
vollkommenen  und  ausschliesslichen  rechtlichen  Herrschaft  über 
eine  Sache,  ebenso  wenig,  als  das  Recht  der  westeuropäischen 
Staaten,  wo  dominium,  Eigen  gleichfalls  einfach  das  liegende 
Gut,  den  Grundbesitz  bedeutete.  Das  Moment  des  freien  Verfü- 
gungsrechts enthält  jedoch  der  mittelalterliche  Eigentumsbegriff 
nicht:  weder  inter  vivos,  noch  mortis  causa. 

*"  Den  Unterschied  zwischen  dem  reinen  Schenkungsgut  und  dem 
durch  Erbgang  zu  Erbbesitz  gewordenen  beleuchtet  die  Urkunde  König 
Ladislaus  IV.  Hazai  Okmt.  II.  S.  11:  „ymo  restituimus  [nämlich  einem 
rebellischen  Grossen]  tamquam  ius  suum  hereditariam,  ut  tam  ipse  Chepa- 
nus,  quam  eius  successores,  memoratam  possessionem  totam  in  metis 
antiquis  ianquam  suam  hereditariam  possidere  valeant  et  habere". 

"  Siehe  z.  B.  Pej^r  C.  D.  V/3  S.  128. 

^  Decr.  II.  cap.  1.  (Endlicher  I.  1.):  „sicuti  suae  propriae  hereditati"  ; 
cap.  35.  (Endlicher  II.  2.) :  „dominetur  propriorum  simul  et  donorum 
regis",  „filii  simili  dominio  succedant". 
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In  Ungarn  stand  dem  das  Recht  des  Geschlechts  und  das 
Königsrecht  hindernd  im  Wege.  Das  Geschlechtsgut,  desgleichen 
das  Erbgut  gehört  zum  Geschlecht,  und  kann  der  Besitzer  ohne 
Zustimmung  der  Geschlechtsmitglieder  darüber  nicht  verfügen. 
Im  Schenkungsgut  setzt  das  Königsrecht  der  freien  Verfügung 
Schranken:  da  das  Gut,  sofern  keine  männlichen  Descendenten 
vorhanden  sind,  an  den  König  heimfällt,  kann  es  nur  mit  könig- 
lichem Consens  veräussert  werden. 

Den  Inhalt  des  Rechts  am  freien  Grundbesitz  bildete  also 
das  Recht  des  Besitzes  und  der  Nutzung.  Nur  dem  Eigen- 
tümer des  freien  oder  adeligen  Grundbesitzes  stand  das  unbe- 
schränkte Besitz-  und  Nutzungsrecht  zu,  welches  auch  das  Recht 
der  Jagd,  Fischerei  und  das  Mahlrecht  begriff.  Das  bezeichnen 
die  in  den  Quellen  häufig  wiederkehrenden  Ausdrücke  llllbata 
und  perpetua  possessio. ^^  Mit  dem  freien  Besitzrecht  waren  häu- 
fig durch  königliches  Privileg  gewisse  nutzbringende  Rechte 
verbunden,  so  das  Zoll-,  Markt-  und  Bergrecht. 

Die  grosse  Bedeutung  des  Grundbesitzes  im  Wirtschafts- 
leben des  Mittelalters  einerseits,  die  Herrschaft  des  Geschlechts- 
rechts und  des  Königsrechts  andererseits  bewirkte  naturgemäss, 
dass  die  Veräusserung  von  Grundbesitz  an  bestimmte,  strenge 
Formen  gebunden  war.  Die  ältesten  Formen  der  Übertragung 
lassen  sich  aus  den  uns  erhaltenen  Quellen  nicht  mit  Sicherheit 
feststellen.  Wir  können  nur  mutmassen,  dass  die  Übertragung 
des  freien  Grundbesitzes  auch  nach  ungarischem  Recht  mittelst 
gewisser  symbolischer  Rechtshandlungen  an  Ort  und  Stelle,  in 
Gegenwart  von  Zeugen  vor  sich  gieng,  denen  „zum  Gedächt- 
nis" Geldstücke  oder  andere  Zeichen  gegeben  wurden.^  Später 
ward  es  Brauch  eine  Urkunde  über  das  Veräusserungsgeschäft 
auszustellen  und  zwar  wurde  die  Veräusserung  mittelst  Übergabe 

*  Anfänglich  ist  in  den  Urkunden  regelmässig  von  der  possessio 
perpetua,  proprietas  illibata  die  Rede  z.  B.  Fej^r  C.  D.  III/2  S.  464,  IV/3 
S.  60.  112.  Später  gelangt  der  Ausdruck  dominium  zur  allgemeinen  An- 
wendung :  „infundendo  in  eos  totum  ius  dominii  eiusdem  terrae"  ebenda 
V/1  S.  130 ;  „totum  ius  et  universale  dominium  dictae  possessionis  trans- 
funderunt,  nihil  iuris  atque  proprietatis  retinendo  vel  reservando  in  eadem" 
ebenda  VII/2  S.  202.  Das  Mahl-  und  Fischereirecht  erscheint  bereits  in  der 
Stiftungsurkunde  der  Abtei  Pecsvärad  als  Recht  des  Grundherrn:  „In  fon- 
tibus  infra  terminos  dicti  monasterii  existentibus  molendina  sive  piscinas 
absque  abbatis  permissione  nulli  liceat  facere".   Karäcsonyi  a.  a.  O.  S.  83. 

*  Fej^r  C.  D.  II.  S.  90:  „istis  dati  sunt  numi  in  recordationem". 
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der  Urkunde  {traditio  cartae)  perficiert.  Die  Schriftlichkeit  der 
Verträge  gewann  nämhch  allmälig  auch  in  Ungarn  grössere  Ver- 
breitung. Bereits  das  Judengesetz  König  Kaimans  schrieb  den 
Gebrauch  von  cartae  oder  cartulae  für  die  Kauf-  und  Darlehen- 
geschäfte zwischen  Christen  und  Juden  vor^;  und  die  Urkunden 
des  XII.  Jahrhunderts  zeigen,  dass  das  alte  ungarische  Recht  die 
dispositive  carta  in  grossem  Umfange  kannte  und  anwendete.^ 
Die  Partei,  die  ein  Recht  überträgt  oder  constituiert;  der  Geber, 
Testator,  Verkäufer  u.  s.  w.  spricht  in  eigener  Person;  und 
gelangt  das  Rechtsgeschäft  durch  Übergabe  der  Urkunden 
vor  Zeugen  zum  Abschluss.  Das  Siegel  gehörte  anfänglich  nicht 
zum  Wesen  der  carta ;  wir  begegnen  noch  im  XII.  Jahrhundert 
unbesiegelten.*^  Doch  hob  das  Siegel  die  Glaubwürdigkeit 
der  carta  in  grossem  Masse,  ^  ganz  besonders  das  Königs- 
siegel ;  man  pflegte  darum  die  Urkunde  am  Königshofe  durch 
den  Notar  des  Königs  schreiben  und  unter  dem  Königssiegel 
ausfertigen  zu  lassen.^  Seit  Beginn  des  XIII.  Jahrhunderts  wen- 
deten sich  jedoch  die  Parteien  mehr  und  mehr  an  die  näher 
erreichbaren  Kapitel  und  Convente. 

Damit  kam  die  neuere  Form  der  Veräusserung  von  Grund- 
besitz zustande:  die  vor  einem  beglaubigten  Orte  {locus  credi- 
bilis)    oder    einer    glaubwürdigen    Person    (persona    credibilis) 

*  Decr.  II.  cap.  2.  (bei  Endlicher  :  Lex  data  Judaeis  Art.  3) :  „.  . .  ac 
nomina  testium  in  cartulam  scribere  et  sigillo  utriusque,  mutuatoris  scilicet 
et  mutuantis,  sigillari  faciant".  Cap.  3.  (Endlicher  Art.  4) :  „eamque  rem  et 
nomina  testium  in  cartula  scribere  faciat  et  cartulam  illam  cum  sigillo 
utriusque,  venditoris  scilicet  et  emptoris  insignitam  apud  se  custodiat". 

*  Eine  der  ältesten  cartae  ist  die  Vergabungsurkunde  des  Vesz- 
premer  jobbagio  Acha.  Der  Schreiber  der  carta,  ein  Domherr  zu  Györ, 
nennt  die  Urkunde  Privilegium :  „.  .  .  qui  et  huius  privilegii  scriptor  est". 
Wenzel  I.  S.  48.  In  der  Regel  bezeichnen  sich  die  Urkunden  selbst  als 
caHae  z.  B.  Wenzel  I.  S.  56.  58.  62.  63.  65.  69.  76.  214,  VI.  S.  104.  Fej^r 
C.  D.  II.  S.  140.  185.  Knauz,  Mon.  Strig.  I.  S.  118. 

«  Wenzel  I.  S.  48.  63.  76.  214. 

'  Urkundung  unter  Privatsiegel  1168  Wenzel  I.  S.  65:  „presentem 
paginam  sigillo  communivimus". 

^  1146  Wenzel  I.  S.  58:  „Notarius  regis  Barnabas  huius  cartula 
scriptor  et  sigillator."  Die  Kraft  des  Königssiegels  zeigt  die  Poenalklausel : 
„Siquis  autem  temeritate  vel  aiiqua  presumtione  huic  regall  edlcto  voluerit 
contradicere,  divino  totius  ecclesie  subiaceat  anathemati  et  auri  libras 
quinquaginta  persolvat  Maiestati  Regie".  Siehe  noch  Pej^r  C.  D.  II. 
S.  143.  186.  Wenzel  I.  S.  62.  69. 
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stattfindende  Fassion.  Die  von  den  beglaubigten  Orten,  den 
Kapiteln  und  Klöstern  ausgestellten  Urkunden  haben  nicht  mehr 
die  Form  der  carta\  es  sind  noüüae,  worin  das  Kapitel  oder 
Kloster  das  vor  ihm  fatierte  Rechtsgeschäft  bezeugt.^  Die 
Urkunde  enthält  nicht  mehr  die  förmliche  Disposition  der  Partei, 
die  ein  Recht  überträgt  (constituiert,  erlässt  u.  s.  w.),  sondern 
die  Erklärung  des  Kapitels  oder  Convents,  dass  zwischen  den 
erschienenen  Parteien  ein  Rechtsgeschäft  (Kauf,  Tausch,  Gabe, 
Herausgabe  des  Quartalitiums,  der  dos  u.  s.  w.)  in  rechtsgiltiger 
Form  zustande  gekommen  sei.  ^^  Aber  den  Fassionalbriefen  wohnt 
trotz  ihrer  Notitienform,  woher  sie  die  Bezeichnung  literae  testi- 
moniales  führen,  kraft  des  authentischen  Siegels  dieselbe  Rechts- 
kraft und  rechtliche  Wirkung  inne,  als  den  dispositiven  cartae 
von  früher,  indem  sie  das  Rechtsgeschäft  nicht  bloss  bezeugen, 
sondern  auch  perficieren  und  die  Anfechtung  seitens  der  Parteien 
ausschliessen.^^ 

In  der  ersten  Hälfte  des  XIII.  Jahrhunderts  wird  bei 
Liegenschaften  der  unter  authentischem  Siegel  ausgestellte  Fassio- 
nalbrief  ein  notwendiges,  constitutives  Erfordernis  der  Gil- 
ligkeit  des  Veräusserungsgeschäfts.  Wer  sein  Gut  durch 
Rechtsgeschäft  (Verkauf,  Tausch,  Gabe)  veräussern,  d.  i.  zu 
erblichem  Rechte  einem  anderen  übereignen  wollte,  erschien  mit 
dem  Erwerber  vor  dem  Kapitel  oder  Convent  und  erklärte  (con- 
Jessus  est)  seinen  Veräusserungswillen.  Bei  Kaufgeschäften  erfolgte 
unter  einem  die  Erklärung  des  Veräusserers,  dass  er  den  Kauf- 

^  Vgl.  Brunner,  Carta  und  Notitia;  Rechtsgeschichte  der  roma- 
nischen und  germanischen  Urkunde.  Ficker,  Beiträge  zur  Urkunden- 
lehre I.  Hajnik,  Okirati  bizonyitäs  a  közepkori  perjogban  [Urkunden- 
beweis im  ungarischen  Gerichtsverfahren  des  Mittelalters]  1886. 

'"  Den  Übergang  zu  den  notitiae  {literae  tesUmoniales,  z.  B.  1231 : 
Wenzel  VI.  S.  501)  stellen  zahlreiche  Urkunden  dar  z.  B.  Wenzel  I.  S.  100. 
105.  257.  291.  Um  die  Mitte  des  XIII.  Jahrhunderts  verschwindet  endlich 
auch  die  Benennung  carta,  der  wir  nur  noch  sporadisch  begegnen  z.  B. 
1240:  Fejer  C.  D.  IV/1  S.  191,  1299:  V/3  S.  216. 

"  Die  Fassionalbriefe  (literae  fassbnales)  treten  uns  bereits  zu  Be- 
ginn des  XIII.  Jahrhunderts  in  völlig  ausgebildeter  Gestalt  entgegen,  die 
sich  Jahrhunderte  hindurch  unverändert  erhielt.  Sowol  der  Eingang :  „Ad 
universorum  notitiam  tenore  praesentium  volumus  pervenire",  als  die 
Schlussformel :  „In  cuius  rei  testimonium  (memoriam)  praesentes  literas 
contulimus  (dedimus,  concedere  duximus)  sigilli  nostri  munimine  robora- 
tas",  zeigen  die  Notitialform  der  Fassion  an.  Siehe  z.  B.  Fejer  C.  D.  111/2 
S.  115.  Wenzel  X.  166,  XII.  473.  Hazai  Okmt  VIII.  342.  400.  414. 
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preis  voll  oder  zum  Teil  erhalten  habe,  bezw.  die  Festsetzung  der 
Modalitäten  der  Zahlung  des  Kaufpreises.  Wenn  ein  Erbgut  Gegen- 
stand des  Veräusserungsgeschäftes  war,  musste  die  Fassion  in  Ge- 
genwart der  Verwandten  und  Nachbarn  stattfinden,  die  vor  dem  Ka- 
pitel (oder  Convent)  ihre  Zustimmung  {consensus,  assensus)  erklärten. 
Es  bedurfte  dieser  Erklärung  aus  dem  Grunde,  da  der  Besitzer 
kraft  des  Geschlechtsrechts  weder  über  das  Geschlechtsgut,  noch 
über  sonstiges  Erbgut  ohne  Einwilligung  der  nächsten  Erben 
verfügen  konnte.  Aus  diesem  Beispruchsrecht  entwickelte  sich 
das  Vorkaufsrecht  der  Verwandten  und  Erben.  Der  Ver- 
äusserer musste  diesen  das  Erbgut  zum  Kaufe  anbieten,  und 
ihre  Zustimmung  zur  Veräusserung  erwirken;  denn  unterliess  er 
es,  so  konnten  die  Verwandten,  ja  auch  die  Nachbarn  vermöge 
ihres  Vorkaufsrechts  die  Veräusserung  anfechten  und  das  Gut 
gegen  Bezahlung  des  ordentlichen  Schätzungswertes  an  sich 
ziehen. ^"^  Es  war  ferner  gebräuchlich,  dass  der  Veräusserer  ge- 
genüber dem  Erwerber  die  Gewährschaft  {evictiö)  über- 
nahm, d.  h.  sich  verpflichtete,  den  Erwerber  und  dessen  Nach- 
kommen gegen  jedweden  Angriff  Dritter  auf  eigene  Kosten 
(propriis  laboribus  et  expensis)  im  Besitze  zu  schützen.  Die 
Gewährpflicht  pflegte  gleichfalls  vor  dem  beglaubigten  Orte  über- 
nommen zu  werden;  daher  bildet  die  Übernahme  der  Ge- 
währschaft einen  stereotypen  Bestandteil  der  Fassionalbriefe 
und  begründet  eine  auf  die  Erben  übergehende  Verpflichtung.^* 

"  Art.  LXVII  :  1298:  „Item  si  quis  nobilium  possessionem  seu  pos- 
sessiones  aut  particulas  suas  possessionarias  necessitate  praepeditus  ven- 
dere  vel  impignorare  aut  a  se  alienare  intenderet,  tunc  primo  et  principa- 
liter  eisdem  vel  ipsorum  fratribus  et  hominibus  suae  generationis  vel 
condivisionalibus  vel  commetaneis  aut  vicinis  suis  tali  modo  vendere  pos- 
sit,  ut  talem  possessionem  seu  portionem  possessionariam,  cuius  fructus, 
proventus  et  utilitates  ad  unam  marcam  se  extendunt,  per  anni  circulum 
facere  possunt,  pro  decem  marcis,  cuius  vero  ad  duas,  pro  viginti  marcis 
et  sie  successive  emere  debeant.  Et  ipsam  venditionem  primitus  coram 
dictis  iuratis  ipsis  fratribus,  hominibus  generationalibus,  commetaneis  aut 
vicinis  suis  notificare  teneantur  et  si  ipsam  proprio  cum  praescitu  vendere 
vellent,  bene  quidem,  aiioquin  eam,  quibuscunque  aliis  voluerint,  ven- 
dendi  habeant  facultatem."  Kovachich,  Sylloge  S.  49. 

>»  Siehe  z.  B.  Fej^r  C.  D.  IV/2  S.  516,  VI/2  S.  286,  VII/5  S.  403; 
Art.  LXIX  :  1298:  „Item  quicunque  nobilis  possessionem  vel  possessiones 
seu  portiones  suas  possessionarias  alicui  homini  vendidisset  et  ipsum  in 
suum  verum  successorem  in  ordine  assumpsisset,  et  tandem  talis  possessio 
ab  ipso  emptore   per  formam   iuris    per    quemcunque   requireretur,   tunc 
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Das  erhaltene  Urkundenmaterial  bezeugt,  dass  auch  die 
Veräusserung  des  unfreien  (nicht-adeligen)  Grundbesitzes  mit- 
telst Fassion  vor  einem  beglaubigten  Orte  vor  sich  gieng,  und 
dass  es  dazu,  der  Zustimmung  der  Verwandten  und  Nachbarn, 
ja  soferne  es  sich  um  Burgland  handelte,  auch  der  Einwilli- 
gung des  Königs  bedurfte.^* 

Das  auf  grund  einer  Perennalfassion  erworbene  Gut 
bezeichnen  die  Quellen  im  allgemeinen  als  Kauf  gut  {pos- 
sessio emptitia),  im  Gegensatze  zum  Erbgute  (possessio  heredl- 
tarid)  und  Schenkungsgute  {possessio  acquisitd)}'"  Über  das 
Kaufgut  konnte  der  Eigentümer  völlig  frei  verfügen ;  es  bestand 
daran  weder  ein  Recht  des  Geschlechts,  noch  irgend  ein  Königs- 
recht; denn  man  betrachtete  es  als  das  Äquivalent  des  dafür 
bezahlten  Kaufschillings  oder  anderer  Fahrhabe,  die  der  freien 
Verfügung  des  Eigentümers  unterstand.  Vom  Gesichtspunkte  des 
Privatrechts  erscheint  das  Kaufgut  als  die  reinste,  dem  römisch- 
rechtlichen Eigentumsbegriff  am  meisten  verwandte  Form  des 
Grundeigentums,  da  der  Eigentümer  seine  Sache  sowol  unter 
Lebenden,  als  von  Todes  wegen  vollkommen  frei  veräussem 
durfte.  Das  Kaufgut  verwandelte  sich  jedoch  durch  Erbgang 
—  wie  bereits  erwähnt  —  in  ein  Erbgut  oder  Erbe  {possessio 
hereditaria,  hereditas),  das  gleichfalls  dem  Geschlechtsrecht 
unterworfen  war.  Die  grosse  Bedeutung  der  Fassion  bestand 
eben  darin,  dass  sie  ein  erbliches  Recht  am  Gute  gewährte, 
weshalb  man  bald  die  Bezeichnung  Perennalfassion  dafür 
prägte. ^^  Als  Ursache  dieser  Rechtswirkung  wurde  je  länger,  je 

talis  expeditor  et  sui  successores  modis  omnibus  emptorem  et  suos  suc- 
cessores  secundum  suum  assumptum  in  perpetuum  expedire  tenebitur,  in 
facto  possessionario  praenotato".  Kovachich,  Sylloge  S.  50. 

1*  Siehe  z.  B.  Fej^r  C.  D.  III/l  S.  150,  III  2  S.  220,  IV/1  S.  75,  IV/2 
S.  36,  IV;3  S.  301,  VII/1  S.  525,  VII/2  S.  72,  VIII/4  S.  397.  Wenzel  I.  S.  257. 

'*  Decr.  Colom.  I.  cap.  21. :  „Hereditas  emptitia  nulli  heredi  anferatur." 
Art.  IX  :  1267:  „Possessiones  quocunque  modo  acquisitae  ad  manus  regias 
non  devolvantur  .  .  .  Emptitia  vero  cuicunque  in  vita  sua  conferre  volue^ 
rint,  relinquantur".  Kovachich,  Sylloge  S.  14,  Endlicher  S.  514.  Art.  XXXII: 
1290 :  „.  .  .  possessiones  decedentis  hereditariae,  emtitiae  et  etiam  acqui- 
sitae nuUatenus  debeant  confiscari."  Kovachich  S.  24,  Endlicher  (Art. 
XXVI)  S.  619. 

^^  Perenniter  {perhenniter)  erscheint  bereits  früh  in  der  Roborations- 
klausel  der  Fassionalbriefe :  „sigilli  nostri  munimine  perenniter  roborari 
fecimus".  Z.  B.  Fej£r  C.  D.  IV/1  S.  191.  Wenzel  I.  S.  69,  VII.  S.  140 
C.  Zichy  I.  S.  64. 
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mehr  das  authentische  Siegel  angesehen,  indem  der  unter  einem 
solchen  ausgefertigte  Fassionalbrief  volle  Beweiskraft  besass  und 
die  darin  enthaltenen  Tatsachen  nicht  angefochten  werden  konn- 
ten. So  bildete  sich  allmälig  die  Auffassung  aus,  dass  ein  Grund- 
besitz unter  Privatsiegel  überhaupt  nicht  zu  erblichem  Eigen 
übertragen  werden  könne ;  und  dass  ein  unter  privatem  Siegel 
zustandegekommenes  Kaufgeschäft  bloss  als  interimistische  Be- 
sitzübertragung, als  Pfandsetzung  betrachtet  werden  könne,  da 
ein  Privatsiegel  kein  erbliches  Besitzrecht  zu  gewähren  vermöge.^ ^ 
Der  Kauf  wird  zum  Pfandvertrag.  Emptlo  venditio  ad  pignus 
redücitur}^ 

Die  Fassion  musste  aus  freiem  Willen,  ohne  Zwang  und 
Furcht  geschehen ;  sonst  war  sie  ungiltig.^^  In  den  Fassional- 
briefen  wird  die  spontanea  voluntas  der  Parteien  häufig  aus- 
drücklich erwähnt.  Die  Bestätigung  der  Fassion  vermittelst  der 
Besitzeinweisung  {introducüo,  statuüö)  war  bereits  im  XIII.  Jahr- 
hundert Brauch.  Die  Rechtsgewohnheit  erhob  die  Statution 
späterhin  zur  unerlässlichen  Ergänzung  der  Fassion,  die  binnen 
Jahresfrist  erfolgen  musste.^'' 


"  Werböczi  in  tit.  13.  partis  II.  §.  4 :  „Non  authentica  sunt  privata- 
nim  personarum  sigilla  et  talia  nihil perpetuitatis  sub  se  continere  possunt." 

*«  Ignaz  Frank,  Közigazsäg  törvenye  Magyarhonban  [Ungarisches 
gemeines  Recht]  1845.  I.  S.  346. 

^'  Art.  XXXV:  1290:  „Preterea  si  aliqui  ex  ipsis  regnicolis  nostris 
vi  vel  metu  possessiones  suas  vendiderunt,  aut  non  vendentes  instrumenta 
vendicionis  contra  se  praepotentibus  confici  coacti  fecerunt,  si  huiusmodi 
violencia  sive  metus  legitime  et  rationabiliter  constiterit,  instrumenta  taliter 
confecta  sint  viribus  vacuata  et  penitus  red  .  .  ."  Kovachich  Sylloge  S.  15, 
Endlicher  (Art.  XXIX)  S.  620. 

*"  Trip.  I.  tit.  63.  §.  1.2.:  „Omnes  fassiones  perennales  super  quibuslibet 
bonis  ac  iuribus  possessionarüs  inter  alienos  ac  extraneos  quocunque 
modo  factae,  imo  etiam  pignoris  titulo  ultra  summam  quinquaginta  flore- 
norum  celebratae  et  emanatae  infra  integrum  unius  anni  revolutionem 
statutione  legitima  firmari  solent  atque  debent.  Et  hoc,  si  ille,  cui  fassio 
facta  fuerit,  extra  dominium  ipsorum  bonorum  extiterit."  Über  die  beglau- 
bigten Orte  und  deren  Tätigkeit  vgl.  Felix  Schiller,  Artikel  Käptalanok  es 
konventek,  mint  hiteles  helye  [Kapitel  und  Convente  als  beglaubigte  Orte]  in 
MJL.  IV.  S.  580—583  nebst  dort  angeführter  Literatur. 
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§.  8.  Der  Ursprung  des  nicht-adeligen  Grundbesitzes. 

Die    gemeindegenossenschaftliche    Feldgemeinschaft. 

Das    Recht    des    Untertanen-    und    des    städtischen 

Grundbesitzes.* 

Der  Grundbesitz  der  Untertanen  und  der  städtische  Grund- 
Ijesitz  entwiclcelte  sich  aus  der  Feldgemeinschaft  der  Gemeinde- 
Genossen  auf  dieselbe  Weise,  wie  der  adelige  oder  freie  Grund- 
besitz aus  der  geschlechtsgenossenschaftlichen  Feldgemeinschaft. 

Die  Feldgemeinschaft  der  Gemeindegenossen  wurzelt  tief 
in  den  Wirtschaftsverhältnissen  des  Mittelalters.  Zur  Kultur  geeig- 
netes Land  gibt  es  die  Fülle,  aber  nur  wer  über  Arbeitskräfte 
verfügt,  kann  es  nutzen.  Der  Reichtum  beruht  nicht  in  der 
Menge  des  Grundbesitzes,  sondern  in  der  Zahl  der  Arbeiter. 
Das  bezeugen  die  ältesten  Schenkungsurkunden,  welche  die  zu 
verschiedenen  Diensten  verpflichteten  Hintersassen  nicht  nur  der 
Zahl  nach,  sondern  auch  namentlich  aufzählen.^ 

Auf  dem  Burgland,  den  königlichen  Domänen,  auf  den 
Gütern  der  Kirche  und  der  Privaten  sitzen  die  freien  und  unfreien 
Landleute  ursprünglich  in  Feldgemeinschaft  neben  einander.  Zu 
Beginn  der  Niederlassung  scheiden  bloss  die  Hofstätten  {mansus, 
mansio,  sessio)  als  privates  Eigentum  aus  dem  Gemeinbesitz 
aus;  das  Ackerland,  Weingärten,  Wiesen,  Wald-,  Moor-  und 
Weideland,  Fischteiche  u.  s.  w.  werden  von  den  Gemeinde- 
{vlllä)  oder  Hof-((/7/-ü:^^/w/7z^ genossen  gemeinsam  besessen  und 
genutzt.^ 


*  Literatur:  Nebst  der  S.  142.  148.  163  und  218  angeführten  Litera- 
tur besonders  Karl  Tagänyi,  A  földközösseg  törtenete  Magyarorszägon 
(Magyar  GazdasägtörtenetiSzemle)  Jg  1894  S.  233  ff. 

1  Siehe  z.  B.  Wenzel  I.  S.  24  ff.  31  ff.  66  ff.  76  f.  105  f.  107  ff. 
Fej^r  C.  D.  I.  S.  428  ff.  448  ff.  II.  S.  83  ff.  158  f. 

*  In  einer  Urkunde  für  das  Nonnenkloster  Veszpremvölgy  v.  J. 
1109  lesen  wir:  „Villa  Z.  cum  LIII  mansionibus;  sed  terra  ad  ipsam  vil- 
lam  pertinens  est  communis  et  silva  ipsius  ville  habitatoribus  .  .  .  Dedit 
etiam  insulam  in  S.  et  preter  ipsam  insulam  dedit  predium  in  ipso  portu 
S.  ad  opus  pecudum ;  sed  terra  est  communis  .  .  .  Septima  villa  est  S., 
sed  terra  communis  est  cum  populo  quinqueecclesiensis  episcopi.  Octava 
Villa  est  P.,  in  qua  villa  habet  filius  P.  communem  terram  cum  populo 
abbatisse." 
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Die  Quellen  bezeichnen  die  Verteilung  der  im  Gemein- 
besitz befindlichen  Fluren  unter  den  Einzelwirtschaften  mit  den 
ungarischen  Benennungen  füvönosztäs  und  fükötel  (wörtlich  s. 
V.  wie  Grasteilung  und  Grasseil.)^  Die  Gemeindefluren  wurden 
nämlich  mittelst  eines  Messseiles  (funiculus),  dessen  Länge  durch 
das  Herkommen  oder  sonst  bestimmt  war,  ausgemessen  und  in  die 
entsprechende  Zahl  von  Parcellen  geteilt;*  und  zwar  Hess  man 
zwischen  den  einzelnen  Parcellen  einen  Rasenstreifen  von  etwa 
zwei  Fuss  Breite  als  Grenzrain  unverteilt  und  ungepflügt ;  daher 
die  ungarischen  Benennungen.^  Im  übertragenen  Sinne  bedeu- 
tete das  Seil,  fäkötel,  das  Recht  des  Anteils  am  Gemein- 
besitz {ius  funiculi),  vermöge  dessen  der  Berechtigte  anläss- 
lich der  Verteilung  (Verlosung)  der  Fluren  eine  gewisse  Anzahl 
in  den  verschiedenen  Gewannen  zerstreut  liegender  Acker- 
breiten erhielt,  welche  in  ihrer  Gesammtheit  sein  Los,  seine 
Hufe  (ung.  nyil,  nyilas  ursprünglich  s.  v.  wie  Pfeil)  bildeten.® 
Die  wirtschaftlich  selbständigen  Mitglieder  der  Gemeinde,  die 
Hofbesitzer  wurden  nach  ihrem  Anteile  an  der  Gemeindeflur  als 
conierranel  bezeichnet;  der  Fremde,  der  keinen  Anteil  hatte  an 
der  Mark,  hiess  extorrls,  „ohne  Land".'' 

Königliche  Befreiungen  einerseits,  Schenkungen  anderer- 
seits hatten  die  Besitzverhältnisse  häufig   derart  gestaltet,   dass 

'  Siehe  unten  Anm.  5, 

*  Ein  in  einem  Grenzstreit  ergangenes  Gerichtsurteil  erklärt :  „. . .  ut 
omnia  prata  illa  et  aquas  cum  funiculis  mensurando  iuridicis  in  tres  par- 
tes divisissent."  Wenzel  II.  S.  243.  Über  die  Grösse  des  funiculus  vgl. 
ebenda  VII.  S.  80 :  „terramque  fimosam  cum  funiculo  decem  ulnarum, 
numero  nonaginta  sex,   ubi  contineri   dicuntur   centumquadraginta  iugera." 

*  Hazai  Okmt.  IV.  S.  147 :  „Cursus  metarum  ideo  vobis  scribere 
non  valemus,  quia  tota  terra  nobilium  de  Ayka  mixta  habentur  (so)  et 
divisa  sunt  wAganiex  fyuketel  nuncupatis".  Diese  Stelle  lehrt  zugleich,  dass 
die  Rasenstreifen  keine  bleibende  Grenze  bildeten.  Siehe  auch  Zalamegyei 
Oklt.  I.  S.  217 :  „(possessio)  sit  divisa  cum  divisione  vulgariter  fiuketel 
dicta."  Hazai  Okmt.  V.  S.  86 :  „.  .  .  si  qui  de  ecclesie  nostre  familiis  mix- 
tim,  quod  vulgo  fyunoztas  dicitur,  agros,  vineas  seu  aliqua  iura  ab  an- 
tiquo  possederunt  usque  modo,  sie  in  futurum  possideant,  duximus  appro- 
bandam."  Die  entsprechenden  lateinischen  Bezeichnungen  lauten:  erbauter 
divisa,  per  herbas  divisa,  cum  herbis  dividitur,  disiincta  cum  herbis  z.  B. 
Hazai  Okmt.  II.  S.  96,  270.  Wenzel,  VIII.  S.  396,  IX.  S.  91.  Knauz,  Mon. 
Strig.  I.  S.  561. 

^  Reg.  de  Värad  Nr.  330 :  „.  .  .  de  terra  autem  eadem  habet  J.  ius 
unius  funiculi  ad  dimidium  aratrum." 

'  Siehe  z.  B.  Reg.  de  Värad  Nr.  7.  11.  17.  157.  340. 
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in  einer  Gemeinde  Angehörige  verschiedener  Stände:  Adelige, 
Burgmänner,  udvornici,  freie  und  unfreie  Landleute  in  Feld- 
gemeinschaft vereinigt  waren.^  Doch  ist  es  besonders  der  bäuer- 
liche oder  Untertanenbesitz,  ferner  der  städtische  oder  bürger- 
liche Grundbesitz,  der  sich  auf  grund  der  gemeindegenossenschaft- 
lichen Feldgemeinschaft  als  Eigenbesitz  entwickelt. 

Da  ursprünglich  weder  die  freien,  noch  die  unfreien  Land- 
leute privaten  Grundbesitz  inne  hatten,  waren  die  Leistungen 
dieser  bäueriichen  Hintersassen  nicht  an  das  Grundstück,  sondern 
eher  an  die  Untertaneneigenschaft  selbst,  an  das  Abhängigkeits- 
verhältnis gegenüber  dem  Grundherrn  gebunden,  in  der  Weise, 
dass  jeder  Gemeindeinwohner,  sobald  er  einen  selbständigen 
Haushalt  und  Hof  {mansio,  mansus)  gründete,  das  Recht  eriangte 
an  dem  gemeinsamen  Gemeindegut  zu  participieren,  und  anderer- 
seits verpflichtet  war  an  den  Eigentümer  des  Gemeindegebiets, 
den  Grundherrn  gewisse  Leistungen  und  Abgaben  zu  entrichten. 
Die  Untertanenleistungen  waren  bis  zur  Regierungszeit  Ludwigs 
des  Grossen  landesrechtlich  nicht  festgesetzt,  sondern  wurden 
je  nach  den  wirtschaftlichen  Bedürfnissen  des  Grundherrn  durch 
die  Rechtsgewohnheit,  grundherriiche  Privilegien  und  Verträge 
umschrieben.  Damit  erklärt  sich  die  Mannigfaltigkeit  der  Leis- 
iungen  in  den  verschiedenen  Gegenden  des  Landes.^  Wenn 
betreff  der  herkömmlichen  Leistungen  ein  Streit  entstand,  so 
entschied  ein  vom  König  entsendeter  Richter.^*^ 

Im  allgemeinen  wurden  vom  unfreien  Grundbesitz  Geld- 
und  Naturalabgaben,  ferner  Frohnden  geleistet.  Mit  Ausnahme 
der  Burgmänner  entrichteten  alle,  die  nicht  auf  freiem  Eigen 
Sassen,  irgendeine  —  meist  geringe  —  Geldsumme  an  den 
König,  bezw.  den  Grundherrn.  Hierher  gehört  das  Herdrecht 
{liberi  denarii),  ferner  das  terragium,  die  als  ursprünglich  doma- 
niale  Steuern   allmälig   auf   die   Grundherren   übergehen.^^   Die 

«  Siehe  z.  B.  Wenzel  I.  169.  315,  II.  2  ff.  55,  IV.  S.  231,  VII.  S.  79, 
178.  Hazai  Okmt.  I.  S.  38,  III.  S.  14.  Fej6r  C.  D.  V/3  S.  231,  VII/2  S.  129. 

^  Man  vergleiche  die  in  Anm.  1.  angeführten  Urkunden. 

"  So  setzt  um  1226  der  Palatin  die  Pflichten  der  Untertanen  der 
■  Abtei  Pannonhalma  fest.  Wenzel  VI.  S.  437  ff.  Siehe  noch  z.  B.  Fej6r 
C.  D.  IV/3  S.  201.  Wenzel  II.  S.  280. 

"  Siehe  oben  S.  264.  Eine  grundherrliche  Geldabgabe  wird  er- 
wähnt Fej£r  V/2  S.  591  :  „Pro  lylyno  integro  solvent  unciam  fini  argenti 
et  pro  dimidio  tria  pondera  in  festo  Sancti  Michaelis ;  et  in  quolibet  lylyno 
sexaginta  iugera  continentur." 
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Naturalleistungen  bestimmen  sich  begreiflicher  Weise  nach  den 
erzeugten  Naturproducten.  Die  Ackerbautreibenden  liefern  Ge- 
treidefrüchte (Weizen,  Roggen,  Gerste,  Hafer,  Hirse),  Honig, 
Wachs,  ferner  eine  gewisse  Stückzahl  der  grossen  und  kleinen 
Haustiere ;  die  Winzer  eine  bestimmte  Menge  Mostes ;  die  Fischer 
an  bestimmten  Tagen  Fische.  Die  Frohnden  bestehen  in  land- 
wirtschaftlichen Arbeitsleistungen  der  Untertanen  (Pflügen,  Säen, 
Ernten,  Einbringung  der  Frucht  u.  s.  w.)  auf  dem  eigent- 
lichen Herrn-  oder  Meiergute,  den  Frohnländereien.^*  Doch  auch 
gewerbliche  Leistungen  ruhen  auf  dem  unfreien  Grundbesitz : 
eine  Folgeerscheinung  der  Unselbständigkeit  und  untergeordneten 
Lage  des  Gewerbes  gegenüber  der  Landwirtschaft.  Der  Grund- 
herr muss  die  in  Haushalt  und  Wirtschaftsbetrieb  benötig- 
ten gewerblichen  Gegenstände  durch  seine  eigenen  Hintersassen 
herstellen  lassen.  Ein  Teil  der  Untertanen  leistet  für  das  zur 
Nutzung  empfangene  Grundstück  Handwerkerdienste,  als  Zim- 
mermann, Schmied,  Wagner,  Gerber  u.  s.  w.^^ 

Der  Untertan  kann  das  Grundstück,  auf  welchem  er  sitzt, 
da  er  es  nicht  zu  freiem  Eigentum  besitzt,  nicht  veräussern;  es 
steht  ihm  an  dem  Grundstück,  als  dem  Eigentum  des  Grund- 
herrn nur  ein  beschränktes  Recht  des  Besitzes  und  der  Nutzung 
zu.  Wenn  er  das  Gut  des  Herrn  verlässt,  (wozu  der  freie  Unter- 
tan nach  Erfüllung  aller  seiner  rückständigen  Verpflichtungen 
berechtigt  ist),  darf  er  wol  seine  Verwendungen,  namentlich  das 
Haus,  das  er  baute,  verkaufen,  doch  ist  es  ihm  verboten,  die 
Verwendungen  zu  vernichten  oder  vom  Grundstück  zu  entfernen.^* 


"  Von  einem  solchen  Frohnlande  ist  in  der  Urkunde  von  1181  die 
Rede.  Wenzel  I.  S.  75:  „Prelibatus  conventus  ...  in  villa  Kezu,  non  ex 
cultura  agrorum  eiusdem  populi,  sed  ex  iure  ecciesie  quod  ecclesia  sibi 
habet  proprium  et  ad  suum  arathrum  pertinens,  viginti  scilicet  et  octo 
iugera  concessit." 

"  Die  Besitzbestätigungsurkunde  für  die  Abtei  Bakonybel  z.  B.  er- 
wähnt 5  Kürschner,  5  Schmiede,  4  Tischler,  5  Drechsler,  4  Köche.  Wenzel 
I.  S.  35  ff.  Siehe  auch  Fej£r  C.  D.  II.  S.  94.  104,  IV/I  S.  305. 

1*  Freibrief  des  Propstes  für  die  Gäste  von  Jäszö  1243  Art.  11  : 
„Item  Clara  luce  venient,  et  venditis  universis  edificiis  suis  clara  luce  rece- 
dent  libere  et  secure."  Endlicher  S.  463.  Freibrief  des  Erzbischofs  von 
Esztergom  für  Keresztür  1246  Art.  9:  „Item  si  quispiam  recedere  voluerit, 
datis  duodecim  denariis  libere  recedet  et  poterit  domos  suas  et  alia  bona, 
que  habebit,  hominibus  de  eadem  villa  vendere,  sed  destruere  non  audeat, 
nee  transferre."  Ebenda  S.  470. 
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Die  Ausbildung  der  städtischen  Freiheit  brachte  die  zweite 
Kategorie  des  nicht-adeligen  Besitzes:  den  städtischen  oder 
bürgerlichen  Grundbesitz  hervor.  Anfänglich  bestand 
auch  in  den  städtischen  Niederlassungen,  ebenso  wie  in  den. 
anderen  Gemeinden,  die  Feldgemeinschaft;  ja  es  kam  auch 
noch  später  vor,  nachdem  in  den  Gemarkungen  der  Stadt  selbst 
das  Privateigentum  jeden  Rest  der  Feldgemeinschaft  verdrängt 
hatte,  dass  die  Könige  den  Städten  Land  zu  gemeinschaftlichem 
Besitze  der  Bürger  schenkten. '^^ 

Der  städtische  oder  bürgerliche  Grundbesitz  ist  vermöge 
seines  Ursprungs  kein  freier  Besitz  zu  Adelsrecht;  denn  es  ruhten 
darauf  gewisse,  ursprünglich  domaniale  Leistungen  an  die  Stadt- 
kasse. Bei  unbeerbtem  Tode  fiel  das  städtische  Grundstück  nebst 
der  anderen  Habe  an  die  Stadt.  Der  Bürger  durfte,  falls  keine 
Leibeserben  vorhanden  waren,  seinen  Grundbesitz  veräussern, 
aber  in  der  Regel  nur  an  Bürger  oder  an  solche,  die  sich  in 
der  Stadt  niederlassen  wollten,  damit  nämlich  auch  der  neue 
Besitzer  an  den  städtischen  Lasten  teilnehme.  ^^  Die  Veräusse- 
rung  (desgleichen  die  Verpfändung)  der  städtischen  Liegenschaf- 
ten geschah  anfänglich  gleichfalls  vor  den  beglaubigten  Orten„ 
den  Kapiteln  und  Conventen,  später  durchwegs  vor  der  Stadt- 
behörde, dem  Richter  und  Rat,  zumeist  in  Gegenwart  und  mit 
Zustimmung  (consensus)  der  nächsten  Verwandten  und  unter 
Übernahme  der  Gewährschaft.  ^  ^  Die  Veräusserung  konnte  von 
den  Erben  und  den  sonstigen  Berechtigten  nur  binnen  Jahr  und 
Tag  angefochten  werden;  denn  es  bestand  in  den   Städten   zu 


"  Dass  auch  in  den  Städten  ursprünglich  Feldgemeinschaft  bestand 
zeigt  Art.  15  des  Freibriefes  für  Pest  von  1244 :  „Item  tarn  terram  Kuer, 
quam  alias,  quas  prius  habuerant,  dividant  in  communi,  habita  contem- 
placione  facultatum  cuiuslibet,  quantum  possit  facere  araturam,  ne  terre 
supradicte  inculte  maneant  et  inanes."  Endlicher  S.  467.  Siehe  auch  Fej^r 
C.  D.  V  3  S.  480,  V2  S.  122. 

"  Freibrief  für  Nagyszombat  1238  Art.  13:  „Item  nullus  ipsorum 
hereditates  et  possessiones  suas  immobiles  in  ipsorum  terminis  constitutas 
cuicunque  vendere  possit  vel  conferre,  nisi  ei  qui  nobis  consimile  servi- 
cium  cum  ipsis  civibus  ipsius  ville  exhibebit."  Enducher  S.  454.  Siehe 
auch  Pest  1244  Art.  5  und  12,  ebenda  S.  467. 

"  Beispiele  der  Veräusserungen  vor  Kapiteln:  Kubinyi,  Ärpädkori 
Oklt.  S.  178.  Wenzel  IX.  S.  324,  X.  S.  11.  Hazai  Okmt.  VI.  S.  340.  Vor 
dem  Magistrat:  Wenzel  VII.  S.  415,  VIII.  S.  352.  Fejer  C.  D.  VI/2  S.  300. 
Siehe  besonders  Art.  11  des  Selmeczer   Rechtsbuches  Wenzel   III.    S.  212. 
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Recht,  dass  der  rechtmässige  Besitzer  in  Jahr  und  Tag  das  Eigen- 
tum an  der  Sache  erwerbe,  und  sich  auf  keinerlei  Anfechtung 
mehr  einzulassen  brauche/^ 


§.  9.  Der  Schutz  des  Besitzes. 

Als  Mittel  des  Besitzschutzes  diente  zunächst  die  Eigen- 
macht. Jeder  Besitzer,  auch  derjenige,  dessen  Besitzrecht  zeitlich 
t)egrenzt  war,  z.  B.  der  Pfandbesitzer,  durfte  die  widerrechtliche 
Störung  seines  Besitzes  mit  Gewalt  zurückweisen  Das  spätere 
Recht  gewährte  bei  langjährigem  Besitz  eines  Grundstückes  dem 
Dejicierten  binnen  eines  Jahres  sogar  das  Recht  der  Selbsthilfe, 
der  eigenmächtigen  Reoccupation  des  entzogenen  Besitzes.^ 

Das  ältere  Recht  kannte  nur  eine  Klage  wegen  Ent- 
ziehung des  Besitzes.  Wer  das  Gut  eines  anderen  wider- 
rechtlich in  Besitz  nahm  und  dessen  im  Gericht  überführt  wurde, 
musste  nach  dem  Gesetze  König  Kaimans  ein  eben  solches 
tjrundstück  abtreten  und  obendrein  zehn  Pensae  büssen.^  Ur- 
kundliche Nachrichten  bezeugen,  dass  wenn  jemand  von  dem 
Gute  eines  anderen  mit  List  oder  Gewalt  Besitz  ergriff,  der 
Dejiciens  nicht  bloss  das  Gut  nebst  allen  Nutzungen  und  Früch- 
ten herausgeben  musste,  sondern  dass  alle  seine  Aufwendungen 
{impensae)  auf  königlichen  Befehl  vernichtet,  namentlich  die  von 
ihm  aufgeführten  Gebäude  niedergerissen  oder  in  Brand  gesteckt 
Avurden.^  Gegen  das   Ende   der   Periode   wird   die   gewaltsame 

^*  Pest  1244  Art.  7 :  „Item  quicunque  ex  eis  possessiones  emerit,  si 
per  annum  et  diem  nullus  ipsum  super  hoc  impetierit,  de  cetero  eos  sine 
contradictione  aliqua  possideat  pacifice  et  quiete."  Endlicher  S.  467.  Siehe 
•§.  379  des  Stadtrechts  von  Buda. 

'  Trip.  I.  tit.  68.  princ.  und  §.1. 

*  Decr.  Colom.  I.  cap.  32. :  „Si  quis  terram  alterius  ad  possiden- 
dum  sibi  usurpaverit  iniuste,  cum  in  iudicio  reus  fuerit,  tantundem  de 
propria  terra  perdat,  insuper  decem  pensas  persolvat."  Eugen  Nyäri,  A  bir- 
tok  vedelme  a  magyar  jogban  [Der  Schutz  des  Besitzes  nach  ungarischem 
-Recht]  1903  S.  23  bemerkt  ganz  richtig,  dass  das  Gesetz  König  Kälmäns 
nicht  von  der  technisch  s.  g.  possessorischen  Klage  zu  verstehen  sei. 

'  Siehe  z.  B.  Wenzel  I.  S.  68 :  „.  .  .  facta  est  inquisicio  de  terra 
Sancti  Mauricii  in  predio  Qu.  quam  Sciscienses  dicebant  suam  esse.  Sed 
falsitas  semper  subiicitur  veritati  .  .  .  Eodem  tempore  prestaldus  veniens 
iussu  regis  terram  et  metas  cum  privilegio   circuivit,    molendinum  Martini 
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Besitzstörung  und  die  Entziehung  des  Besitzes  oder  der  Nutzun- 
gen in  den  Kreis  der  Gewalttätigkeit  {factum  oder  actus 
notentiae)  einbezogen,  und  anfänglich  mit  einer  bedeutenden 
Vermögensstrafe,  dem  Ersatz  des  zehnfachen  Wertes  des  occu- 
pierten  Grundstücks,  später  gleich  den  übrigen  Fällen  der  Gewalt- 
tätigkeit alternativ  mit  dem  Verlust  des  Lebens  oder  des  Ver- 
mögens bestraft.^ 

Als  Beweismittel  kamen  bei  Besitzklagen  nach  dem  Zeug- 
nis des  Regestrum  de  Värad  der  Eid  und  das  Gottesurteil, 
später  besonders  der  Inquisitionsbeweis  zur  Anwendung.^ 

Die  Fahrnis  genoss  nach  altungarischem  Rechte  ebenso- 
wenig des  Eigentumsschutzes,  als  nach  germanischem  Recht.  Die 
reivindicatlo  des  römischen  und  des  modernen  Rechts  war 
hinsichtlich  der  beweglichen  Habe  dem  Mittelalter  unbekannt ; 
d.  h.  dem  gutgläubigen  Besitzer,  der  durch  rechtmässigen  Erwerb 
in  den  Besitz  der  Sache  gelangt  war,  wurde  voller  Rechtsschutz 
zuteil,  hingegen  konnte  der  rechtmässige  Besitzer,  bezw.  Eigen- 
tümer, der  den  Besitz  der  Sache  verloren  hatte,  sie  nicht  von 
jedem  dritten  Besitzer,  sondern  einzig  von  demjenigen  zurück- 
fordern, dem  er  sie  anvertraut  hatte;  wer  die  Sache  von  dem 
Empfänger  erworben  hatte,  brauchte  sie  weder  dem  Eigentümer 
herauszugeben,  noch  war  er  ihm  zu  Schadenersatz  verpflichtet.  Die 
mittelalterliche  Fahrnisklage  war  also  keine  dingliche  (Eigentums-), 
sondern  eine  persönliche  Klage.  Das  deutsche  Recht  drückte 
diesen  Rechtssatz  mit  den  Worten  aus :  Hand  muss  Hand  wahren. 

Ein  ausgedehnterer  Rechtsschutz  wurde  dem  Eigentümer 
der  Fahrhabe  bloss  in  der  Form  des  Besitzschutzes  gewährt. 
Der  Besitzer,  dem  die  Sache  wider  seinen  Willen :  durch  Dieb- 
stahl oder  Raub  (wahrscheinlich  stellte  man  beiden  Handlungen 
auch  die  Fundunterschlagung  gleich)  entwendet  wurde,  durfte 
sie  nach  germanischem  und  mittelalterlichem  Recht  mit  der 
Anfangsklage  {anefang,  in  den  fränkischen  Quellen  intertiaiio, 
französisch  droit   de   sulte)   gegen   jeden   Dritten   in   Anspruch 

combussit,  ostia  domus  Petri  perforatim  securibus  confregit  atque  Sciscien- 
ses  destructis  domibus  contractisque  hostiis  de  terra  eiecit".  Wahrschein- 
lich bezog  sich  das  in  Art.  XXXV :  1231  ausgesprochene  Verbot  der 
Wüstung  (siehe  unten  III.  Kap.  §.  2)  auch  auf  solche  Aufwendungen. 

*  Siehe  im  strafrechtlichen  Teil  §.  3,  Punkt  5. 

*  Reg.  de  Värad  Nr.  97.  110.  113.  330.  Siehe  auch  Fej^r  C.  D.  III/2 
S.  97.  Wenzel  V.  S.  181. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  25 
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nehmen.  Der  Anfang  war  im  wesentlichen  eine  Delictsklage. 
Der  Bestohlene  (d.  i.  dem  die  Sache  abhanden  gekommen  war) 
konnte  sich  mit  Verwandten  und  Nachbarn  auf  die  Suche,  die 
s.  g.  Spurfolge  begeben.  Wenn  er  die  gestohlene  Sache  auf  der 
Spurfolge  oder  sonst  innerhalb  drei  Tagen  in  jemandes  Besitz 
fand,  durfte  er  sie  allsogleich  an  sich  nehmen ;  fand  er  die 
Sache  erst  nach  Ablauf  von  drei  Tagen,  so  musste  er  unter 
feierlicher  Berührung  der  Sache  den  Besitzer  zur  Verantwortung 
ziehen  und  vor  Gericht  laden.  Wenn  der  Besitzer  weder 
ursprünglichen  (originären)  Erwerb  nachzuweisen,  noch  seinen 
Gewährsmann,  von  dem  er  die  Sache  erworben  hatte,  zu  stellen 
vermochte,  musste  er  die  Sache  dem  Kläger  herausgeben ;  falls 
er  sich  nicht  eidlich  von  dem  Verdacht  des  des  Diebstahls  reinigte, 
wurde  er  obendrein  als  Dieb  bestraft.  Wenn  der  Gewährsmann 
sich  zur  Gewährschaft  bekannte,  musste  dieser  die  Sache  gegen 
Rückerstattung  des  Kaufpreises  an  den  Besitzer,  an  sich  nehmen, 
und  setzte  sich  nun  das  Verfahren  auf  dieselbe  Weise  gegen 
ihn  fort.^ 

Eine  Gesetzesbestimmung  Ladislaus  des  Heiligen  bezeugt, 
dass  das  Institut  der  Spurfolge  {invesfigaüo  furüvae  rei) 
und  demgemäss  eine  ihrem  rechtlichem  Gehalt  nach  dem 
Anfang  verwandte,  Besitzklage  auch  in  Ungarn 
bestanden  hat.  Ladislaus  der  Heilige  bestimmt  nämlich,  dass 
wenn  den  Bestohlenen  die  Spur  seiner  abhanden  gekommenen 
Sache  in  ein  Dorf  führt,  er  einen  Boten  in  das  Dorf  senden 
und  den  Inwohnern  verbieten  dürfe,  ihr  Vieh  auszutreiben,  damit 
die  Verfolgung  der  Diebesspur  durch  die  neuen  Spuren  nicht 
vereitelt  werde.  Wer  dem  Verbote  zuwider  handelt,  büsst  den 
Wert  der  verlorenen  Sache.  Falls  jedoch  die  Bewohner  ihr  Vieh 
bereits  austrieben,  dürfen  die  Verfolger  —  der  Verlusttragende 
mit  geeigneten  Zeugen  —  jedes  Haus  im  Dorfe  frei  durch- 
suchen ;  die  sich  der  Hausdurchsuchung  widersetzen,  müssen 
ihre  Unschuld  durch  das  Gottesurteil  dartun;  werden  sie  sach- 
fällig,   so     erleiden     sie     die    Strafe    des     Diebstahls;     aber 

®  Vgl.  aus  der  reichen  Literatur  über  diesen  Gegenstand :  Arnold, 
Zur  Geschichte  des  Eigentums  in  den  deutschen  Städten  1861.  Laband,  Die 
vermögensrechtlichen  Klagen  nach  den  sächsischen  Quellen  des  Mittel- 
alters 1869.  JoBBE-DuvAL,  Etüde  historique  surla  revendication  des  meubles 
en  droit  frangais  1881.  Heusler  a.  a.  0.  II.  S.  209  ff.  Brunner  a.  a.  0.  II. 
S.  495  ff. 
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auch  diejenigen,  denen  es  gelingt,  sich  zu  reinigen,  büssen 
ihre  WidersetzHchkeit  mit  dem  halben  Wergeide,  55  Pensae.' 
Dieselben  Schlüsse  auf  das  Vorhandensein  der  Fahrnisklage 
aus  verlorenem  Besitz  lassen  die  Bestimmungen  Ladislaus 
des  Heiligen  und  Kaimans  über  den  Verkauf  beweglicher  Güter, 
namentlich  die  Kaufgeschäfte  zwischen  Christen  und  Juden,  zu.^ 
Das  Verfahren  stellt  sich  uns  auf  grund  dieser  Angaben  folgen- 
dermassen  dar.  Der  Bestohlene  begibt  sich  mit  Zeugen  auf  die 
Suche ;  wenn  er  die  Sache  bei  jemandem  auffindet,  ist  der 
Besitzer  verpflichtet,  den  rechtmässigen  Erwerb  nachzuweisen. 
Das  geschieht  principiell  durch  Nennung  und  Stellung  des 
Gewähren.  Falls  der  Besitzer  dies  nicht  zu  erfüllen  vermag,  so 
kann  er  durch  Vorlegung  der  Kaufurkunde  und  den  Eid  der 
gezogenen  Zeugen  die  Rechtmässigkeit  des  Erwerbs  nachweisen 
und  sich  von  der  Anschuldigung  des  Diebstahls  reinigen.  Falls 
jedoch  der  Beklagte  weder  seinen  Gewährsmann  stellen,  noch 
die  Kaufurkunde  und  Zeugen  producieren  kann,  muss  er  nicht 
nur  die  Sache  herausgeben,  sondern  wird  auch  als  Dieb  bestraft.^ 


^  Decr.  S.  Lad.  II.  cap.  5.  :  „Si  quis  vestigia  sequitur  furtivae  rei, 
nuncium  praemittat  in  villam,  in  quam  diriguntur  vestigia,  ne  excutiendo 
bestias  suas,  perturbent  villani  vestigia  sequenda.  Quod  si  contumaciter 
fecerint,  perditas  res  persolvant.  Si  autem  priusquam  nuncius  venerit,  vil- 
lani excusserint  bestias  suas,  tunc  investigatores  perscrutentur  singulas 
domos,  ut  ipsis  placuerit.  Si  cui  perierit  res,  eat  cum  testibus  idoneis  in- 
vestigare  rem,  ubi  putaverit  esse,  et  si  prohibitus  fuerit,  prohibitores  pro- 
bentur  iudicio,  et  si  culpabiles  effecti  fuerint,  pereant  ut  fures,  si  vero 
mundati,  propter  prohibitionem  quinquaginta  quinque  pensas  persolvant." 
Siehe  auch  decr.  III.  cap.  11.  16.  29.  (Endlicher  30.)  Bereits  das  Gesetz 
Stefans  des  Heiligen  bestrafte  denjenigen,  der  die  Verfolgung  eines  fliehen- 
den miles  oder  Sklaven  verhindert,  mit  einer  Busse  von  zehn  jungen 
Ochsen.  Decr.  II.  cap.  23.  (Endlicher  I.  25.) :  „Si  cuius  miles  vel  servus 
ad  alium  fugerit,  et  is  cuius  miles  vel  servus  fuga  est  elapsus  suum  mise- 
rit  legatum  ad  reducendos  suos  et  is  legatus  ibidem  a  quocunque  per- 
cussus  ac  flagellatus  exstiterit,  decrevimus  nostrorum  primatum  conventu, 
ut  ille  percussor  decem  solvat  invencos." 

*  Decr.  S.  Lad.  II.  cap.  7. ;  decr.  Colom.  II.  cap.  3.  (bei  Endlicher 
Lex  data  Judaeis  Art.  4.) 

*  Decr.  Colom.  II.  cap.  3. :  „Si  . . .  dominum  furtivae  rei  et  recognitae 
producere  non  poterit,  chartulam  vero  sigillatam  ostenderit,  iuramento 
testium  inscriptorum  purgatus  evadat". 
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§.  10.  Das  Erbrecht  der  Adeligen/ 

Im  ältesten  ungarischen  Rechte  beruhte  das  Erbrecht  durch- 
aus auf  dem  Geschlechtsverbande,  Erben  waren  die  nächsten 
Geschlechtsgenossen,  deren  gesetzlicher  Erbanspruch  durch 
keinerlei  letztwillige  Verfügungen  ausgeschlossen  werden  konnte : 
die  testamentarische  Erbfolge  war  dem  ungarischen  Recht  ursprüng- 
lich ebenso  unbekannt,  als  dem  germanischen  Recht.  Die  Ursache 
davon  ist  einerseits  in  der  Geschlechtsverfassung,  andererseits 
in  der  Vermögensgemeinschaft  der  durch  den  engeren  Familien- 
verband verknüpften  Hausgenossen  zu  suchen.  Zufolge  des 
ehemaligen  Gemeineigentums  des  Geschlechts  gelten  die  aus 
dem  Geschlechtslande  als  privates  Eigentum  der  einzelnen 
Hausväter,  bezw.  Hausverbände  hervorgegangenen  Güter  auch 
ferner  als  Bestandteile  des  descensus,  woran  bloss  die  Ge- 
schlechtsgenossen Teil  haben,  und  welche  daher  bei  unbeerbtem 
Tode  des  Hausvaters  an  das  Geschlecht  heimfallen,  d.  h,  auf 
die  nächsten  Mitglieder  des  Gechlechts  übergehen.  Andererseits 
wurde  das  Erbe  als  Hausvermögen  betrachtet,  d.  h.  als  ein 
Vermögen,  das  nicht  dem  Einzelnen  (dem  Hausvater),  sondern 
den  Hausgenossen  gehört.  Der  Haussohn  tritt  mit  dem  Tode 
des  Vaters  an  dessen  Stelle  hinsichtlich  der  Verwaltung  und 
Vertretung  des  Hausvermögens,  nicht  kraft  Erbrechts,  sondern 
auf  grund  der  Vermögensgemeinschaft.  ^ 

Es  erklärt  sich  aus  dem  engen  Zusammenhange  des  ererb- 
ten Vermögens  mit  dem   Geschlechtsverbande,   dass   als    sich 

*  Literatur:  Benjamin  Nänässy,  Testamentom  a  magyarorszägi  törve- 
nyek  szerint  [Das  Testament  nach  den  ungarischen  Gesetzen]  1798.  Aloysius 
Zalay,  Nehäny  szö  az  örökseg  es  a  körülötte  teendök  felöl  [Einige  Worte 
über  das  Erbrecht  und  was  in  dieser  Sache  zu  geschehen  hat]  1847. 
Lorenz  Töth,  A  magyar  örökösödesi  jog  szelleme.  (Akad.  Ertesitö.) 
[Geist  des  ungarischen  Erbrechts,  Jahresberichte  der  Akademie]  1860—1862. 
Emerich  Zlinszky,  A  magyar  örökösödesi  jog  6s  az  euröpai  jogfejlödes 
[Das  ungarische  Erbrecht  und  die  europäische  Rechtsentwicklung]  1877. 
Benjamin  Zsöoöd,  Öröklött  es  szerzett  vagyon  [Ererbtes  und  erworbenes 
Vermögen]*  1897.  Gustav  Schwarz,  Az  ägi  örökles  k^rdese  [Die  Frage  der 
Linealsuccession]  1898;  Ägi  örökles  es  özvegyi  jog  (Üjabb  magänjogi 
fejtegetesek)  [Linealsuccession  und  Wittwenrecht,  in :  Neuere  civilistische 
Untersuchungen]  1901  S.  153  ff. 

^  Siehe  oben  §§.  1  und  4. 
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allmälig  ein  eigentliches  Erbrecht  ausbildete,  dieses  durchaus 
auf  die  männlichen  Geschlechtsgenossen  (Agnaten,  Schwertma- 
gen) beschränkt  war,  mit  völligem  Ausschluss  der  Weiberseite; 
ferner  dass  man  einen  Unterscheid  zu  machen  begann  zwischen 
dem  ererbten  und  dem  erworbenen  Gut,  über  welches  letztere 
der  Eigentümer  von  Anbeginn  frei  verfügen  konnte. 

Die  ersten  sicheren  Nachrichten  über  das  Erbrecht  des 
Adels  stammen  aus  der  Zeit  Stefans  des  Heiligen.  Indem  er 
das  Privateigentum  am  Geschlechts-  und  Schenkungsgut  sicherte, 
setzte  er  zugleich  das  Erbrecht  fest:  die  Söhne  sollen  dem 
Vater  in  gleicher  Herrschaft  folgen.^  Es  ist  in  dieser  Stelle  nur 
von  Söhnen  (/////  wol  allgemein  für  männliche  Leibeserben  über- 
haupt gebraucht)  die  Rede;  die  Bestimmung  über  die  Witt- 
wen  zeigt,  dass  mangels  Leibeserben  das  Vermögen  auf 
die  nächsten  Mitglieder  der  Sippe  übergeht.^  Stefan  der 
Heilige  gestattete  auch,  dass  der  Hausvater  seine  Fahrhabe  noch 
bei  Lebzeiten  unter  die  Hausgenossen  teile  (auch  die  Kirche 
erscheint  diesem  engeren  Erbenkreise  zugezählt),  und  solle  diese 
Aufteilung  nach  dessen  Tode  von  niemandem  angefochten  wer- 
den können.* 

Stefan  der  Heilige  unterschied  auch  hinsichtlich  des  Erb- 
rechts nicht  zwischen  Geschlechtsgut  und  Schenkungsgut.  Die 
Einführung  dieses  Unterschiedes  knüpft  sich,  wie  bereits  meh- 
rere Male  erwähnt  worden,  an  König  Kaiman.  Die  von  Stefan 
dem  Heiligen  verliehenen  Schenkungen  sollen,  so  bestimmte 
Kaiman,  auf  alle  nach  der  allgemeinen  Erbfolgeordnung  Berech- 


-  Decr.  II.  cap.  35.  (Endlicher  II.  2.) :  „Consensimus  igitur  petitioni 
totius  senatus,  ut  unusquisque  dominetur  propriorum  similiter  et  donorum 
regis  dum  vivit,  ac  post  eius  vitam  filii  simili  dominio  succedant". 

'  Decr.  II.  cap.  24.  (Endlicher  I.  26.) :  „Et  post  obitum  eius  eadem 
bona  ad  sui  redeant  parentes  mariti,  si  parentes  habet ;  si  autem  non, 
rex  Sit  haeres". 

*  Decr.  II.  cap.  5.  (Endlicher  I.  6.):  „Decrevimus  nostra  regali  poten- 
tia,  ut  unusquisque  habeat  facultatem  sua  dividendi,  tribuendi  uxori,  filiis, 
filiabusque  atque  parentibus  sive  ecclesiae.  Nee  post  eius  obitum  quis  hoc 
destruere  audeat".  —  Hajnik  a.  a.  O.  S.  320  betont  sehr  richtig,  dass  dieses 
Gesetz  Stefans  nicht  etwa  Testierfreiheit,  sondern  die  Zulässigkeit  von 
Schenkungen  unter  Lebenden  decretiere.  Unseres  Erachtens  kann  ferner 
nicht  bezweifelt  werden,  dass  hier  bloss  von  der  Fahrhabe  und  (sonstigem) 
erworbenen  Gute  die  Rede  ist,  da  ja  der  Besitzer  über  das  ererbte  Gut 
selbst  durch  Rechtsgeschäft  unter  Lebenden,  nicht  verfügen  durfte. 


390 

tigten  vererben.  Die  von  den  anderen  Königen  verlielienen  Güter 
sollen  vom  Vater  auf  den  Sohn,  falls  keine  Söhne  vorhanden 
vi^ären,  auf  den  Bruder  übergehen,  dessen  Söhne  auch  nach 
dem  Tode  des  Vaters  nicht  ausgeschlossen  werden  dürfen.  Falls 
auch  kein  Bruder  gefunden  werde,  solle  das  Erbe  dem  Könige 
gehören.-'  Es  ist  klar,  dass  König  Kaiman  die  Erbfolge  in  den 
Schenkungsgütern  auf  den  engeren  Familienkreis,  die  Haus- 
genossen beschränkte;  und  dem  grossen  Familienkreise,  dem 
Geschlecht  (Sippe)  das  Königsrecht  entgegenhielt.  Das  Decret 
Kaimans  führte  das  Linealprincip  in  das  ungarische  Erbrecht 
ein:  dass  nämlich  die  Teilung  die  gegenseitigen  Erbansprüche 
aufhebe  und  dass  daher  mangels  männlicher  Erben  in  einem 
der  abgeteilten  Zweige,  das  Gut  an  den  König  heimfalle.  Das 
Linealprincip,  das  König  Kaiman  dem  deutschen  Lehnrecht  (T^e  i- 
lung  bricht  Folge)  entnahm,  stand  in  strictem  Gegensatze 
zu  dem  Geschlechtsprincip  des  alten  ungarischen  Rechts,  wonach 
die  Mitglieder  des  Geschlechts  einen  unentziehbaren  Anspruch 
auf  das  Erbe  hatten.  Der  Sieg  des  Königsrechts  hinsichtlich  der 
Erbfolge  in  den  Schenkungsgütern,  und  der  Kampf  des  König- 
tums, dasselbe  betreff  der  Geschlechtsgüter  durchzusetzen,  bewirkte 
allmälig,  dass  man  entgegen  der  altungarischen  Auffassung  ein- 
zig in  den  männlichen  Descendenten  Noterben  sah,  deren 
Vorhandensein  sowol  Verfügungen  unter  Lebenden,  als  von  Todes 
wegen  ausschloss:  in  den  Urkunden  und  Decreten  des  XIII. 
Jahrhunderts  werden  ausschliesslich  die  männlichen  Nachkommen 
als  heredes  bezeichnet.^ 

Seit  König  Kaiman  ringen  das  Geschlechtsprincip  und  das 
Princip  des  Königsrechts  miteinander  um  die  Herrschaft  im 
Liegenschaftsrecht.  Die  Folgen  dieses  erst  durch  das  s.  g.  Avi- 
ticitätsgesetz  Ludwigs  des  Grossen  beigelegten  Kampfes  sind 
die  Schwankungen  und  mangelnde  Einheit  des  Erbrechts  der 
Ärpädenzeit. 

Das  erste  Ergebnis  dieses  Kampfes  ist  Artikel  IV  der  Gol- 
denen Bulle,  der  in  den  Geschlechtsgütern  und  den  diesen 
rechtlich  parificierten  sonstigen  Erbgütern  gegenüber  dem  königs- 
rechtlichen   Linealprincip    das    Geschlechtsrecht   gewährieistete. 


'"  Decr.  I.  Kap.  20. 

•■'  Siehe  Art.  VI  und  IX  :  1267,  XXXII :  1298,  angeführt  unten  in  Anm. 
9.  und  10. 


391 

„Wenn  ein  Adeliger,  so  heisst  es  in  dem  Gesetze,  ohne  Söhne 
verstirbt,  sollen  die  Töchter  den  vierten  Teil  des  Gutes  erhalten ; 
über  das  Übrige,  möge  er  nach  seinem  Willen  verfügen.  Falls 
ihn  der  Tod  ereilt,  bevor  er  über  das  Gut  verfügte,  sollen  es  die 
Verwandten,  die  ihm  zunächst  stehen,  empfangen;  so  er  über- 
haupt keine  Geschlechtsgenossen  hätte,  empfängt  es  der  König."' 
Die  erste  Regel  ist  auch  hier,  wie  zufolge  der  Bestimmung 
Stefans  des  Heiligen,  dass  der  Sohn  dem  Vater  folge.  Und  zwar 
erscheinen  eben  nur  die  männlichen  Nachkommen  als  Noterben, 
deren  Erbanspruch  durch  keine  letztwillige  Verfügung  umgan- 
gen werden  darf.  Daher  gih  als  zweite  Regel,  dass  der  Ade- 
lige in  Ermangelung  von  männlichen  Leibeserben  über  seine 
Güter  mit  Ausschluss  der  den  Töchtern  gebürenden  Quarta 
{quarta  puellae,  quartalitium)  frei  verfügen  dürfe.  Die  dritte 
Regel,  welche  Artikel  IV  enthält,  bestimmt,  dass  mangels  einer 
Verfügung  von  Todes  wegen  die  Mitglieder  des  Geschlechts 
{propinqui)  nach  der  Verwandtschaftsnähe  erben;  bloss  das  Gut 
des  völlig  Sippelosen  fällt  an  den  König  heim. 

Das  Fundament  des  Erbrechts  ist  die  Zugehörigkeit  zur 
Sippe,  der  Geschlechtsverband  gebheben:  daher  ist  einzig  die 
Männerseite  (Agnaten)  erbberechtigt.  Die  Reihenfolge  der  Colla- 
teralen  vermögen  wir  nicht  mit  Sicherheit  festzustellen.  Aus  der 
Natur  des  Geschlechtsverbandes  und  fremden  Analogien  können 
wir  folgern,  dass  betreff  der  Regredienterbschaft  die  Nähe 
der  Linie  und  nicht  die  Gradesnähe  entscheidend  war.  Das 
ererbte  Vermögen  gieng,  wenn  keine  Söhne  vorhanden  waren, 
auf  die  männliche  Descendenz  des  Vaters,  die  Brüder,  bezw. 
deren  Söhne,  über;*  in  Ermangelung  von  Angehörigen  der 
väterlichen  Parentel  fiel  das  Erbe  an  die  Parentel  des  Gross- 
vaters. 

Es  kann  nicht  bezweifelt  werden,  dass  Artikel  IV  der 
Goldenen  Bulle  den  Sieg  des  geschlechtsrechtlichen  Princips 
über  das  Königsrecht  bedeutet ;  denn  das  Gut  fälh  bloss  dann 
an  den  König  heim,  wenn  die  Sippe  des  Erblassers  völlig 
erloschen  ist.  Eben   diese   Bestimmung   bekundet  jedoch,   dass 

'  „Si  quis  serviens  sine  fiiio  decesserit,  quartam  partem  possessionis 
filia  obtineat ;  de  residuo,  sicut  ipse  voluerit,  disponat.  Et  si  morte  prae- 
ventus  disponere  non  poterit,  propinqui  sui  qui  eum  magis  contingunt, 
obtineant;  et  si  nullam  penitus  generationem  habuerit,  rex  obtinebit". 

*  Das  bezeugt  per  analogiam  auch  decr.  Colom.  I.  cap.  20. 
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der  in  Rede  stehende  Artikel  der  Goldenen  Bulle  die  Erb- 
folge im  Erbgut  regelte  und  sich  nicht  auf  das  Schenkungs- 
gut bezieht:  denn  die  Mitglieder  des  Geschlechts  hatten  weder 
vor,  noch  nach  der  Goldenen  Bulle  irgend  einen  Erbanspruch 
am  Schenkungsgut.  Das  ergibt  sich  namentlich  aus  Art.  IX: 
1267,  worin  als  besondere  Gunst  festgesetzt  wird,  dass  die 
Schenkungsgüter  des  in  der  Schlacht  ohne  Hinterlassung  eines 
Sohnes  gefallenen  Adeligen  den  Verwandten  „verbleiben"  sollen.^ 
Artikel  VI  des  Decrets  scheint  dasselbe  zu  bekunden :  die 
hinterlassenen  Güter  des  ohne  männliche  Descendenz  verstor- 
benen Adeligen  solle  niemand  in  Anspruch  nehmen,  ehe  die 
Verwandten  vor  den  König  geladen,  und  in  ihrer  Gegenwart 
festgestellt  werde,  was  nach  der  Ordnung  Rechtens  geboten 
sei.^**  Es  mag  nämlich  häufig  vorgekommen  sein,  dass  auch  das 
Geschlechtsgut  des  ohne  männliche  Leibeserben  verstorbenen 
Adeligen  als  erblos  eingezogen  und  vom  Könige  verliehen  wurde, 
während  es  doch  nach  Art.  IV  der  Goldenen  Bulle  den  Mit- 
gliedern des  Geschlechts  gebürte.^^ 

Das  Erbrecht  der  Agnaten  am  Geschlechtsgut  war  zufolge 
der  Goldenen  Bulle  kein  Noterbrecht  mehr,  indem  der  Erblasser, 
falls  keine  männliche  Descendenz  vorhanden  war,  über  das  Gut 
von  Todes  wegen  verfügen  durfte.  Doch  konnten  die  Verwandten 


®  „Item  si  aliquis  ex  nobilibus  non  Habens  heredem  in  exercitu 
mortuus  fuerit,  possessiones  istius  quocunque  modo  acquisite  ad  manus 
regias  non  devolvantur,  sed  cognatis  vel  generacioni  sue  remaneant.  Emti- 
cie  vero,  cuicunque  in  vita  sua  conferre  voluerint,  relinquantur".  Kovachich, 
Sylloge  S.  14,  Endlicher  S.  514. 

^"  „Item  volumus,  quod  si  aliquem  de  nobilibus  sine  berede  mori 
contigerit,  possessiones  eins  non  distrahantur,  nulli  donentur,  nulii  confe- 
rantur,  nulli  perpetuentur,  donec  cognati  et  generationes  eius  ad  presenciam 
nostram  evocentur,  et  ipsis  ac  baronibus  nostris  presentibus  de  iis  ordinetur, 
sicut  dictaverit  ordo  iuris."  Kovachich,  Sylloge  S.  13,  Endlicher  S.  513.  Ver- 
gleiche Art.  15  des  slavonischen  Statuts:  „Item  porcio  hereditaria  sine  berede 
decedentis  cognacioni  sue  debeat  remanere,  uti  et  pertinencie".  Ebenda 
S.  539. 

"  Dass  mangels  männlicher  Leibeserben  bloss  das  Schenkungsgut, 
an  den  König  heimfiel,  nicht  auch  das  Erbgut,  ist  in  einem  Schenkungs- 
briefe König  Belas  IV.  klar  ausgedrückt :  „Memorata  possessio  decedente 
Turda  filio  M.  absque  berede  ad  nostras  manus  secundum  approbatam 
regni  nostri  consuetudinem  devoluta,  cum  non  esset  hereditaria  ipsi".  1235: 
Fej£r  C.  D.  IV/1  S.  24.  Siehe  noch  z.  B.  ebenda  IV/2  S.  31.  47,  V/3  S. 
274.  298. 
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das  Erbgut  gegen  Bezahlung  des  wahren  Schätzungswertes  an 
sich  ziehen,  selbst  wenn  die  letztwillige  Verfügung  mit  könig- 
lichem Consens  erfolgt  war/^  ebenso  wenn  das  Erbgut  wegen 
einer  Missetat  eingezogen  wurde.^^  König  Bela  IV.  bestätigte, 
dieses  Näherrecht  der  Geschlechtsgenossen  auch  als  er  den 
Adeligen  gestattete,  ihre  Güter  der  Esztergomer  Metropolitan- 
kirche  zu  schenken  oder  zu  hinterlassen.^* 

Das  Testierrecht  stützt  sich  anfänglich  auf  die  könig- 
liche Gewalt:  letztwillige  Verfügungen  können  nur  auf  grund 
königlichen  Privilegs  getroffen  werden/^  Das  Königtum  favori- 
siert den  natürlichen  engeren  Familienkreis  gegenüber  der  ent- 
fernteren Sippe;  es  gestattet  daher,  dass  der  adelige  Besitzer 
in  Ermangelung  männlicher  Leibeserben  zugunsten  der  Töch- 
ter, der  Ehefrau  und  der  Kirche  testiere.  In  betreff  des  Ge- 
schlechts- und  überhaupt  des  Erbgutes  geschieht  dies  auf  Kosten 
des  Geschlechtsverbandes ;  hinsichtlich  des  Schenkungsgutes  zu 
Schaden  des  Königsrechts.  Art.  IV  der  Goldenen  Bulle  erhebt 
die  Testierfreiheit  (mangels  männlicher  Descendenzj  zur  Regel, 
doch  nur  in  Ansehung  der  Geschlechts-  und  überhaupt  der 
Erbgüter.  Der  Eigentümer  des  Schenkungsgutes  musste  auch 
nachher  um  königliche  Erlaubnis  einkommen,  wenn  er  über  das 
Schenkungsgut  testieren  wollte.  Erst  Art.  XXXII:  1290  erklärte, 
dass  der  Adelige  über  seine  ererbten  und  erworbenen  und 
namentlich  auch  die  Schenkungsgüter  zugunsten  der  Verwand- 
ten, der  Gattin  und  der  Kirche  sowol  unter  Lebenden,  als  von 
Todes  wegen  frei  verfügen  dürfe  i^''  doch  sind  uns   auch   noch 

^^  Z.  B.  Fej^r  C.  D.  IV  1  S.  146:  „.  .  .  omnia  quae  cognatus  ipso- 
rum  N.  ecclesiae  contulerat,  non  fuerunt  ipsius  emtitia,  sed  hereditario  iure 
possessa ;  allegantes  approbatam  regni  consuetudinem,  quod  eadem  cum 
essent  hereditaria,  pecunia  possent  et  vellent  remutare".  Siehe  auch  ebenda 
V/1  S.  129. 

'^  Art.  XL :  1290  Kovachich,  Sylloge  S.  23,  Endlicher  (Art.  XXXIII) 
S.  620. 

^*  Art.  5  des  Freibriefs  von  1263:  „.  .  .  sine  praeiudicio  tarnen 
proximorum  suorum  possessionum".  Endlicher  S.  502. 

^^  Das  bezeugen  die  ältesten  Testamente  z.  B.  Wenzel  I.  S.  58.  62. 
63.  69.  105.  Fej^r  C.  D.  111/ 1  S.  325.  Vgl.  Paul  Szlemenics,  A  kirälyi  con- 
sensus  szüksege,  viszontagsägai  (A  m.  t.  tärsasäg  evkönyvei  III.)  [Die 
Notwendigkeit  und  Schicksale  des  consensus  regius,  in :  Jahrbuch  der  Unga- 
rischen Gelehrten  Gesellschaft  III.]  1838. 

^'  Art.  XXXII :  „Item  concessimus,  quod  si  quis  nobilium  sive  Saxo- 
num   predictorum   sine    berede    decesserit,    possessiones    sie    decedentis 
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spätere  Fälle  der  Einholung  königlicher  Erlaubnis  zu  letztwilli- 
gen Verfügungen  bekannt/'  Die  Testamente  wurden  ursprüng- 
lich in  der  Form  der  carta  verfasst  und  mit  dem  königlichem 
Siegel  bestätigt.  Später  erscheint  auch  hierfür  die  Fassion  vor 
einem  beglaubigten  Orte  als  gebräuchliche,  ja  gegen  Ende  des 
XIII.  Jahrhunderts  als  behufs  Giltigkeit  des  Testamentgeschäfts 
unerlässliche  Form.^"* 

Das  erworbene  Gut  (possessio  eniptltiä)  war  beson- 
deren erbrechtlichen  Regeln  unterworfen :  der  Eigentümer  konnte 
darüber  sowol  unter  Lebenden,  als  von  Todes  wegen  frei  verfügen. 
Wahrscheinlich  bestimmte  ursprünglich,  als  noch  die  häusliche 
Vermögensgemeinschaft  in  ungeschwächter  Kraft  bestand,  das 
geschlechtsrechtliche  Princip  auch  die  Erbfolge  im  erworbenen 
Gute,  und  waren  daher  die  Frauen  daraus  ausgeschlossen.^'*  Später 
spielt  der  Geschlechtsunterschied  bei  der  Erbfolge  im  erwor- 
benen Gut  (desgleichen  im  Frauengut,  wohin  die  Aussteuer, 
das  Wittum  und  das  Quartalitium  gehörte)  keine  Rolle  mehr. 
Die  Söhne  und  Töchter  erben  unterschiedlos  nach  Köpfen, 
die  Enkeln  in  stirpes,  d.  h.  sie  erhalten  das  Erbteil  des  vor- 
verstorbenen Parens.  Sind  keine  Kinder  (noch  Enkel)  vorhanden, 
erben  die  Eltern;  nach  deren  früherem  Tode  die  Geschwister, 
gleichfalls  ohne  Unterschied  des  Geschlechts.  Bei  der  Regre- 
gienterbschaft  im  Frauengut  kommt  das  Linealprincip  zur  Gel- 
tung, indem  bloss  jener  Elternteil,  bezw.  dessen  Descendenten 
erben,  von  dessen  Seite  das  Vermögen  herrührte.-^ 

hereditarie,  emticie  et  eciam  acquisite  nullatenus  debeant  confiscari,  sed 
idem  decedens  propinquis  suis  aut  alicui  propinquorum  seu  uxori  vel 
eciam  ecclesiis  pro  remedio  anime  sue  legare  in  morte  et  conferre  in  vita 
cuicunque  voluerit,  liberam  habeat  facultatem".  Kovachich,  Sylloge  S.  23, 
Endlicher  (Art.  XXVI)  S.  619. 

'^  Siehe  z.  B.  Anjoukori  Okmt.  I.  S.  312.  638,  II.  S.  7. 

^'  Siehe  z.  B.  Fejer  C.  D.  VI/1  S.  169.  228,  Vl/2  S.  106.  Wenzel  V. 
S.  72.  157,  X.  S.  312. 

'"  Es  ist  ein  Grundsatz  des  Systems  der  Vermögensgemeinschaft, 
dass  der  Erwerb  der  Gemeinder  gleichfalls  Gemeingut  wird  und  desgleichen 
das  Object  der  (etwaigen)  späteren  Teilung  bildet.  Man  sehe  die  Urkunde 
König  Stefans  V.  von  1270  Fej^r  C.  D.  V/1  S.  48,  worin  von  den  aus  der 
Hausgemeinschaft  scheidenden  älteren  Brüdern  gesagt  wird :  ,si  quid  in 
possessionibus  seu  rebus  aliquibus  acquirere  possent,  pater  et  fratres 
eorum  iuniores  nullam  exinde  vindicare  possent  portionem,  nee  in  ius  com- 
putarent  divisionis,  salvis  tarnen  possessionibus  eorum  paternis". 

='«  Siehe  z.  B.  Fej£r  C.  D.  IV/2   S.  518,    V/2   S.   365,   VI/1    S.   209. 
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Die  Töchter  besassen  ursprünglich  gar  keinen  Erbanspruch 
auf  das  Geschlechtsvermögen.  Doch  konnten  sie  geziemenden  Un- 
terhalt und  Aussteuerung  aus  dem  Erbgut  fordern,  und  entwickelte 
sich  hieraus,  wie  wir  bereits  oben  gesehen  haben,  mangels 
männlicher  Descendenz,  allmälig  ein  Erbanspruch  auf  den  vier- 
ten Teil  des  Erbvermögens,  den  zuerst  Art.  IV  der  Goldenen 
Bulle  decretierte.  Später  wurde  ihnen  derselbe  Anspruch  in 
betreff  des  Schenkungsgutes  gewährt:  das  Decret  von  1298 
bestimmt,  dass  von  den  Gütern,  die  bei  unbeerbtem  Tode  eines 
Adeligen  an  den  König  heimfallen,  der  vierte  Teil  den  Töchtern 
oder  Schwestern  des  Verstorbenen  in  natura,  und  zwar  jeden- 
falls (also  auch  wenn  die  Güter  zerstreut  liegen)  in  einem 
Stück  übergeben  werden  solle.^^  Am  erworbenen  Gute  bestand 
keine  quarta  piiellae,  da  ja  die  Töchter  mit  den  Söhnen  zu 
gleichen  Teilen  erbten;  und  man  andererseits  das  freie  Verfü- 
gungsrecht des  Eigentümers  am  Erwerbe  nicht  beschränken 
wollte.-^  Die  quarta  wurde  ursprünglich  (häufig  auch  noch 
später)  in  natura  ausgeschieden;  das  Decret  von  1290  gestat- 
tete den  Verwandten  das  Mädchenerbe  gegen  Bezahlung  des 
wahren  Schätzungswertes  an  sich  zu  ziehen."^" 

Wir  haben  gesehen,  dass  bereits  Stefan  der  Heilige  die 
Kirche  dem  engeren  Familienkreise  zugesellte,  indem  er  dem 
Hausvater  gestattete,  einen  Teil  des  seiner  freien  Verfügung 
unterstehenden  Vermögens  der  Kirche  zuzuwenden.    Es   bildete 

Wenzel  II.  S.  312,  III.  S.  281,  IV.  S.  90.  260,  VIII.  S.  363,  XII.  S.  627. 
Hazai  Okmt.  I.  S.  85,  VI.  202,  VIII.  S.  101.  333.  C.  Zichy  I.  S.  6. 

-^  Art.  LXXV :  „Item  si  quis  nobilis  sine  berede  masculino  ab  hac 
luce  decesserit,  cuius  possessiones  de  iure  ad  manus  regias  sunt  devol- 
vendae,  tunc  ius  ratione  filiaüs  filiae  vel  sororis  eiusdem  decessi  eisdem 
filiabus  et  sororibus  cum  possessione  in  uno  loco  et  uno  ambitu  debent 
extradari  perpetuo  possidendae."  Kovachich,  Sylloge  S.  51.  Dass  mangels 
männlicher  Abkömmlinge  auch  der  Schwester  die  quarta  vom  Erbgut  aus- 
gefolgt werden  musste,  zeigt  das  Beispiel  bei  Fejer  C.  D.  V;2  S.  222. 

-^  Fejer  C.  D.  IVl  S.  148:  „[Barones  nostri]  .  .  .  decreverunt,  quod 
cum  illa  [seil,  bona]  fuerint  emptitia  et  non  hereditaria  patris  ipsius  et 
pater  filiae  nihil  expresse  reliquerit  de  eisdem,  nuilam  inde  eins  filia  de- 
beret  de  iure  habere  portionem." 

■^  Art.  XXXVI :  „Item  possessiones  nobilium  seu  Saxonum  predicto- 
rum  non  possit  introire  extraneus  racione  dotis  aut  racione  quarte  filiabus 
debite,  sed  heredes  decedentium,  vel  proximiores  de  generacione  sua  redi- 
mant  eas  secundum  estimacionem  iustam  regni  nostri  consuetam."  Kova- 
chich, Sylloge  S.  25,  Endlicher  (Art.  XXX)  S.  620. 
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sich  solcherart  gefördert  von  Königtum  die  Anschauung  aus, 
dass  die  Kirche  in  jedem  Hausverbande  die  Stelle  eines  Sohnes 
einnehme,  und  dass  daher  die  Kirche  pro  remedio  animae,  selbst 
wenn  Söhne  vorhanden  seien,  mit  einem  Sohnesteil  bedacht 
werden  könne.**  Das  Decret  von  1290  bestätigte  dies  alte  Recht 
der  Kirche.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  die  Kirche,  die 
bloss  auf  grund  letztwilliger  Verfügung  erben  konnte,  die  Errich- 
tung von  Testamenten  und  die  testamentarische  Erbfolge  sehr 
begünstigte. 


§.11.  Das  Erbrecht  der  Nicht-Adeligen. 

Über  das  Erbrecht  der  Nicht-Adeligen  enthalten  bloss  die 
Stadtprivilegien  ausführlichere  Nachrichten.  In  dem  wir  diese 
Daten  mit  den  Angaben  des  Rechtsbuches  von  Selmeczbänya,  der 
wol  späteren  Zipser  Willkür  und  den  gleichfalls  der  nächsten 
Periode  angehörigen  Tavernicalartikeln  zusammenhalten,  ist  es 
uns  möglich  die  Grundzüge  des  städtischen  (bürgerlichen)  Erb- 
rechts und  dessen  Abweichungen  vom  Erbrecht  des  Adels 
festzustellen. 

Die  Verschiedenheit  der  beiden  erbrechtlichen  Systeme  geht 
in  letzter  Linie  darauf  zurück,  dass  es  in  den  Städten,  welche 
aus  den  Niederiassungen  der  liospites  hervorgegangen  waren, 
keine  auf  dem  Geschlechtsverbande  beruhende  Besitzverfassung 
gab,  und  dass  der  Aufschwung  des  Handels  und  Gewerbes  das 
Schwergewicht  des  Vermögens  vom  Grundbesitz  auf  das 
bewegliche  Gut  verschob.  Das  führte  zunächst  zur  erbrechtlichen 
Gleichstellung  der  Frauen  mit  den  Männern:  sowol  in  ab-,  als 
in  aufsteigender  Linie  haben  die  Männer  und  Frauen  die  glei- 
chen  Erbansprüche.'    Ferner   folgte    hieraus,    dass    die    Frauen 

•'*  1150—1154  verfügt  ein  Edler,  namens  Adelbert  mit  Zustimmung 
des  Königs,  der  Grossen  und  der  Verwandten  wie  folgt :  „Quod  si  Deus 
misericorditer  heredem,  quem  exspecto,  mihi  tribuerit,  duas  partes  omnium 
meorum  ipse  h  )eat,  terciam  ecclesia  beati  Martini".  Wenzel  I.  S.  63. 
1237:  Fej^r  C  J.  IV/1  S.  98 :  „.  .  .  etiam  inter  filios  meos  sex  septimum 
fUium  ecclesia  praedidam  autoritate  paiernali,  tamquam  primogenitutn 
constituam  he    ;ditate  legitima." 

'  „Boi  et  hereditates  quorumlibet  civium  nostrorum  de  dicto  Poso- 
nio,   absque    leredum  utriusque  sexus  solatio   decendentium  .  .  .", 
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(anders  als  nach  Adelsrecht)  nicht  bloss  eine  Aussteuer  zum 
Zwecke  des  Haushalts  erhielten,  sondern  auf  grund  ihres  Erb- 
rechts auch  in  den  Besitz  eines  Sondergutes  gelangten,  d.  i.  in 
der  Regel  —  entweder  anlässlich  der  Verehelichung,  oder  später 
während  des  Bestandes  der  Ehe  —  Vermögen  in  das  Haus 
des  Mannes  brachten. 

Unter  dem  Einflüsse  germanisch-rechtlicher  Principien  ent- 
wickelt sich  in  den  Städten  das  System  der  ehelichen  Güter- 
gemeinschaft.^ Das  Vermögen,  das  die  Frau  in  das  Haus  ihres 
Gatten  bringt,  verschmilzt  mit  dem  des  Mannes :  das  beidersei- 
tige Vermögen  bildet  als  eine  einheitliche  Masse  das  Miteigentum 
beider  Ehegatten  und  wird  während  der  Ehe  vom  Manne  ver- 
waltet. Stirbt  der  Ehegatte  und  sind  Kinder  vorhanden,  so  behält 
der  überiebende  Ehegatte  als  Vormund  der  Kinder  das  gesammte 
Vermögen  ungeteilt;  wenn  der  überlebende  Gatte  eine  neue 
Ehe  eingeht,  kann  seitens  der  Kinder  die  Teilung  gefordert 
werden ;  und  zwar  wird  das  gemeinsame  Vermögen  entweder 
zu  gleichen  Teilen  geteilt,  indem  der  parens  binubiis  und  die 
Kinder  je  eine  Hälfte  erhalten^  oder  aber  man  teilt  das  Vermö- 
gen im  Verhältnisse  von  eins  und  zwei  und  gewährt  dem  über- 
lebenden Ehemann  (Vater)  zwei  Drittel,  der  Ehefrau  (Mutter) 
ein  Drittel  vom  gemeinsamen  Vermögen.*  Bei  kinderioser  Ehe 
behält  der  überiebende  Ehegatte  drei  Viertel  des  Vermögens 
und  braucht  den  Verwandten  des  verstorbenen  Gatten  bloss  ein 
Viertel  herauszugeben.  ° 


es  in  einem  Freibriefe  Ludwigs  des  Grossen  für  Pozsony  1382  Fej^r 
C.  D.  IX  5  S.  583.  Dasselbe  ergibt  sich  aus  Art.  1  des  Rechtsbuches  von 
Selmeczbänya  Wenzel  III.  S.  207  und  Art.  17  der  Zipser  Willkür.  Dea^kö, 
Löcse  törtenete  S.  32. 

-  Demkö,  A  szepesi  jog  [Das  Zipser  Recht]  1891  S.  21  ff  vergleicht 
das  eheliche  Güterrecht  der  Zipser  Willkür  eingehend  mit  den  deutschen 
Rechten,  namentlich  dem  Rechte  des  Sachsen-  und  Schw^abenspiegels. 

^  Zipser  Willkür  Art.  12.  13.  17.  65.  Demkö  a.  a.  O.  S.  28.  32.  74.  Das 
Recht  der  Tavemicalstädte  befolgt  des  Princip  der  gleichen  Teilung.  G.  M. 
KovACHicH,  Codex  authenticus  iuris  tavemicalis  1803  Art.  129 — 131. 

*  Rechtsbuch  von  Selmeczbänya  Art.  1  :  „Wer  wnnder  uns  sterbe  und 
ein  hawsfraw  hinder  sein  last  und  erbnn,  das  weder  der  Richter,  noch  kain 
anderer  mon  sol  sich  unnsers  guets  underwindnn,  sondern  es  sol  inn  der 
hawsfrawnn  gewalt  beleiben  und  in  irer  erbnn.  Ist  ober  das  sich  die  haws- 
fraw vorendertt,  so  behellt  sie  ein  fraies  drittail".  Wenzel  III.  S.  207. 

"  Zipser  Willkür  Art.  4.  Demkö  a.  a.  O.  S.  18. 
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Auch  nach  dem  Recht  der  städtischen  Bürger  waren  die 
Descendenten  (und  zwar  sowol  die  Söhne,  als  die  Töchter)  Not- 
erben. Die  Errichtung  von  Testamenten  war  nur  gestattet,  falls 
keine  Nachkommen  vorhanden  waren.*="  Die  Kinder  erbten  nach 
Köpfen,  die  übrigen  Descendenten  nach  Stämmen. 

Starb  der  Erblasser  ohne  Nachkommen  und  ohne  Hinter- 
lassung eines  Testaments,  so  galt  für  das  ererbte  Gut  das 
Princip  der  Linealsuccession :  patema  paternis,  materna  mater- 
nis,  d.  h.  das  von  der  Vaterseite  stammende  Vermögen  kehrte 
zur  Vater-,  das  von  der  Mutterseite  herrührende  Vermögen  zur 
Mutterseite  zurück.  Das  erworbene  Gut  hingegen  gebürte  beiden 
Linien  zu  gleichen  Teilen.  Der  Geschlechtsunterschied  kam  auch 
bei  der  Succession  der  Seitenverwandten  nicht  in  Betracht. 

Auch  in  den  Städten  stützte  sich  das  Testierrecht  auf  die 
königliche  Gewalt.  Die  Testierfreiheit  der  Bürger  bildete  von 
Anbeginn  einen  ständigen  Punkt  und  demgemäss  einen  integrie- 
renden Bestandteil  der  städtischen  Freiheit.  Doch  war  der  Um- 
fang und  die  Voraussetzungen  des  Testierrechts  in  verschiedener, 
wesentlich  abweichender  Weise  bestimmt.  Aus  den  Stadtprivile- 
gien des  XIII.  Jahrhunderts  treten  uns  vier  allgemeine  Formen 
der  Testierfreiheit  entgegen,  ä)  Das  vollkommenste  Mass  der 
Testierfreiheit  besteht  darin,  dass  der  Erblasser  befugt  ist  über 
sein  gesammtes  bewegliches  und  unbewegliches  Gut  zugunsten 
wes  immer  zu  verfügen.^  b)  In  manchen  Städten  darf  der  Bür- 
ger wol  über  sein  gesammtes  Vermögen,  doch  nur  zugunsten 
der  Verwandten  und  der  Kirche  testieren.*^  c)  Zufolge  einiger 
Freibriefe  kann  über  die  Fahrnis  zu  wes  gunsten  immer,  über 
Liegenschaften  jedoch  nur  zugunsten  der  Gattin  und  der  Kirche 

®  Das  bezeugen  sämmtliche  Stadtprivilegien.  Siehe  die  folgenden 
Anmerkungen. 

'  Pest  1244  Art.  6 :  „Item  quicunque  ex  ipsis  sine  herede  decesserit, 
possessiones  dimittendi  habeat  facultatem,  cui  volet".  Endlicher  S.  467. 
Vasvär  1279  Art.  7:  „Ad  hec  ordinavimus,  quod  si  aliquis  ex  ipsis  hospiti- 
bus  sine  herede  decesserit,  iidem  decedentes  de  bonis  suis  ordinandi, 
legandi  et  conferendi  tam  universahter,  quam  in  parte  cuicunque  voluerint, 
liberam  habeant  facultatem".  Ebenda  S.  552.  Siehe  noch  Szamobor  1242 
Art.  4  S.  457,  Jastrebarska  1257  Art.  5  S.  497. 

«  Varasd  1209  Art.  3 :  „Si  quis  autem  herede  carens  decesserit,  libere 
disponat  possessionem  suam  sive  ecelesie,  sive  cuilibet  suorum  cognato- 
rum".  Endlicher  S.  406.  Siehe  noch  Veröcze  1234  Art.  2  ebenda  S.  443, 
Komärom  1277  Art.  3  S.  544. 
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verfügt  werden.^  d)  Etliche  Privilegien  beschränken  die  Testier- 
freiheit überhaupt  auf  die  Fahrnis;  das  unbewegliche  Gut  fällt 
in  Ermangelung  von  Nachkommen  notwendig  an  die  Ascendenten, 
bezw.  die  Seitenverwandten. ^"^  In  den  Zipser  Städten  konnten 
beide  Gatten  nur  über  je  ein  Drittel  ihres  Vermögens  verfügen ; 
zwei  Drittel  der  Erbschaft  gebürten  ihren  Verwandten. ^^ 

Der  Nachlass  des  ohne  Testament  verschiedenen  Bürgers 
wurde,  wenn  überhaupt  keine  zur  Erbfolge  berechtigten  Bluts- 
verwandten vorhanden  waren,  von  der  Stadt  eingezogen  und  in 
drei  Teilen  zu  kirchlichen,  woltätigen  und  städtischen  Gemein- 
zwecken verwendet.^-  Dasselbe  Schicksal  erfuhr  der  Nachlass 
des  Fremden,  wenn  sich  binnen  Jahr  und  Tag  kein  Erbe  gemeldet 
hatte.  ^^ 

II.  Über  das  Erbrecht  der  übrigen  Klassen  des  nicht-ade- 
ügen  Standes:  der  Burgmänner,  Burgholden,  udvornicl  und 
freien  Landleute  besitzen  wir  kaum  spärliche  Nachrichten.  Das 
Erbrecht  des  Untertanenstandes  der  nächsten  Periode  findet 
sich  zuerst  im   Tripartitum    Werböczis   systematisch   dargestellt. 

Das   Erbrecht   der   Burgmänner  folgte   dem   adeligen 

'  Zägräb  1242  Art.  16 :  „Item  si  quis  de  civitate  sine  berede  decesse- 
rit,  de  rebus  suis  mobilibus  liberam  habeat  disponendi  facultatem  cui- 
cunque  voluerit,  res  vero  immobiles,  domus,  curiam,  vineas,  terram  et 
beneficia,  suorum  concivium  habito  consilio  uxori  sue  vel  alicui  cognatorum 
suorum  relinquat".  Endlicher  S.  454. 

"  Nagyszombat  1238  Art.  14 :  „Item  quicunque  ex  ipsis  sine  berede 
decesserint,  bona  sua  mobilia  cuicunque  voluerint  conferendi  habeant  facul- 
tatem". Endlicher  S.  446. 

"  Zipser  Willkür  Art.  2. 

^-  Zägräb  1242  Art.  17 :  „Item  si  quis  intestatus  decesserit  et  nee 
uxorem,  nee  filios  vel  cognatos  habuerit,  due  partes  rerum  suarum  per 
viros  fide  dignos  consilio  civium  ad  hoc  deputatos  pauperibus  et  ecclesie 
civitatis  eiusdem  distribuantur,  tercia  vero  pars  ad  utilitatem  civitatis  reser- 
vetur."  Endlicher  S.  454.  Auch  nach  Art.  1  des  Rechtsbuches  von  Selmeczbänya 
wird  der  erblose  Nachlass  in  drei  Teile  geteilt :  ein  Drittel  empfängt  die 
Kirche  für  das  Seelenheil  des  Verstorbenen,  ein  Drittel  wird  zu  Brücken- 
und  Strassenbauzwecken,  ein  Drittel  zu  anderen  öffentlichen  (städtischen) 
Zwecken  verwendet.  Wenzel  III.  S.  207.  Buda  1276  Art.  2  Endlicher  S.  542. 

^^  Rechtsbuch  von  Selmeczbänya  Art.  1 :  „.  .  .  Ist,  das  ein  fremder 
mensch  stirbt  und  von  seinem  guet  nichts  schaft,  die  geswomen  von  der 
Stat  sollen  sich  seines  guets  underwinden,  und  sollen  es  behaltnn  under 
der  statt  insigll  Jar  und  tag  .  .  .  kombt  oder  niemand  in  Jares  frist,  so  sol 
man  das  guet  in  drey  tail  tailenn  als  obnn  gesprochnn  ist".  Wenzel  IIL 
S.  208. 
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Erbrecht,  wie  ja  deren  gesammte  Rechtstellung  und  Besitzrecht 
dem  Adelsrecht  zunächst  stand.  Das  Immobiliarerbrecht  beherrschte 
das  Geschlechtsprincip :  das  Erbgut  erbten  die  männlichen 
Abkömmlinge,  falls  keine  vorhanden  waren,  die  Sippegenossen 
(Agnaten).^'  Mangels  männlicher  Descendenz  durfte  der  Burg- 
mann über  den  zur  Burg  gehörigen  Grundbesitz  nur  mit  könig- 
licher Erlaubnis  testieren ;  über  den  sonstigen  Grundbesitz  konnte 
er  frei,  bezw.  über  Erbgut  mit  Zustimmung  der  Mitglieder  des 
Geschlechts  verfügen. 

Der  nicht  zur  Burg  gehörige  Grundbesitz  der  Burghol- 
den vererbte  sich  gleichfalls  nach  den  Bestimmungen  des 
adeligen  Landesrechts.^^'^  Hinsichtlich  der  Succession  in  das 
Burgland  bestanden  jedoch  besondere  Regeln,  die  wir  aber  in 
höchst  ungenügender  Weise  kennen.  Die  einzige  Quelle  unserer 
Kenntnis  bildet  der  Freibrief  König  Belas  IV.  für  die  Winzer 
{casirenses  vinitores)  der  Burg  Györ.  Den  ohne  männliche  Leibes- 
erben verschiedenen  Burgholden  beerbt  dessen  Bruder  (w/m/zws) ; 
ist  kein  Bruder  vorhanden,  fällt  die  Hälfte  des  Vermögens  an  die 
Wittwe  und  die  Töchter,  die  andere  Hälfte  an  den  Burggespan; 
bei  kinderloser  Ehe  gehört  der  Wittwe  ein  Drittel,  dem  Gespan  zwei 
Drittel  des  Vermögens.  ^'^ 

Das  Erbrecht  des  Untertanenstandes  kennt  ursprünglich 
bloss  die  Erbfolge  des  engeren  Familienkreises.  Der  Untertan 
konnte  jedoch,  falls  keine  männliche  Descendenz  vorhanden  war, 
kraft  grundherrlichen  Privilegs  Verfügungen  von  Todes  wegen 
treffen ;  die  Testierfreiheit  war  entweder  eine  unbeschränkte,  oder 
beschränkte  sich  auf  die  Fahrnis. ^^  Selbstverständlich  konnte 
der  Untertan  den  Grundbesitz  nicht  anders  übertragen,  als  mit 
den  bisherigen  Lasten  und  Pflichten.  Für  die  Gewährung  der 
Testierfreiheit  pflegte  der  Grundherr  sich  einen  Nachlassgegen- 

1*  Siehe  z.  B.  Fej^r  C.  D.  IV/1  S.  75.  470,  IV/3  S.  380.  451. 

^^  Von  einem  solchen  Grundbesitz,  der  ebenfalls  nur  mit  Zustim- 
mung der  Agnaten  veräussert  werden  durfte,  ist  in  den  Urkunden  häufig 
die  Rede.  Z.  B.  Fej^r  C.  D.  IV/1  S.  99. 

"^  Die  wichtige  Urkunde  wurde  zuerst  von  Fej£r  C.  D.  IV/1  S.  196 
mitgeteilt,  dann  von  Endlicher  S.  448  ff.  Einen  mehrfach  abweichenden, 
jedoch,  wie  VillAnyi  a.  a.  O.  S.  63  gezeigt  hat,  ebenfalls  nicht  ganz  tadel- 
losen Text  gibt  Hazai  Okmt.  III.  S.  5  ff. 

^'  Jäszö  1243  Art.  10:  „Item  sine  herede  decedentes  universa  bona 
sua  tam  in  rebus  mobilibus,  quam  immobilibus  cuicunque  vel  quocunque 
voluerint,  liberam  habebunt  legandi  facultatem."  Endlicher  S.  463. 
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stand    (entsprechend    dem    Besthaupt    des    deutschen    Rechts) 
vorzubehalten.^* 

Die  eigentlichen  Unfreien,  die  Sklaven,  denen  die  Vermö- 
gensrechtsfähigkeit völlig  abgieng,  hatten  natürlich  kein  Erbrecht. 


§.  12.  Das  Vertrags-  und  F*fandrecht.* 

Dem  germanischen  Recht  und  auch  dem  Recht  des  Mittel- 
alters bis  ins  XIII.  Jahrhundert  war  der  Consens  der  Parteien 
als  Verpflichtungsgrund  an  sich,  ebenso  unbekannt,  wie  dem 
alten  römischen  Recht.  Das  primitive  Recht  geht  den  feineren 
Unterscheidungen  aus  dem  Wege;  es  nimmt  bloss  dort  die 
Übereinstimmung  des  Willens  wahr,  wo  sie  in  greifbarer  Gestalt 
erscheint,  d.  h.  wo  die  seitens  der  einen  Partei  bereits  erfolgte 
Vertragsleistung,  oder  irgend  eine  beim  Abschluss  des  Vertrags 
zur  Anwendung  gebrachte  Formalität  oder  Symbol  die  Entschie- 
denheit der  Willensvereinigung  zeigt.  Daher  spielt  die  Beweis- 
frage im  mittelalteriichen  Vertragsrecht  die  allerwichtigste  Rolle ; 
das  alte  Recht  macht  lange  keinen  Unterschied  zwischen  der 
Frage,  ob  dem  Consens  der  Parteien  verpflichtende  Kraft  inne- 
wohne, und  der  Frage  nach  der  Beweisbarkeit  des   Consenses. 

Das  Recht  der  germanischen  Vorzeit  und  der  fränkischen  Zeit 

^*  Keresztür  1246  Art.  6:  „Item  de  rebus  morientis  sine  berede 
comes  accipiet  unam,  quam  voluerit,  de  ceteris  moriens  disponet  pro  sua 
voluntate,  si  vero  intestatus  decedet,  devolvantur  bona  sua  ad  uxorem 
vel  ad  filiam  suam,  si  habet,  salvo  tamen  iure  comitis  sui,  ut  predictum 
est,  de  ceteris  disponat,  sicut  voluerit".  Endlicher  S.  469. 

*  Literatur:  Josef  Illes,  A  magyar  szerzödesi  jog  az  Ärpädok  korä- 
ban  [Das  ungarische  Vertragsrecht  der  Ärpädenzeit]  1901.  —  Aus  der 
reichen  Literatur  des  germanisch-mittelalterlichen  Rechts  der  Schuldverhält- 
nisse seien  genannt :  Stobbe,  Zur  Geschichte  des  deutschen  Vertragsrechtes 
1855.  Meibom,  Das  deutsche  Pfandrecht  1867.  Siegel,  Das  Versprechen  als 
Verpflichtungsgrund  1874.  Richard  Lönino,  Der  Vertragsbruch  im  deutschen 
Recht  1876.  Val  de  Lievre,  Launegild  und  Wadia  1877.  Th^venin,  Contri- 
butions  ä  l'histoire  du  droit  germanique  1879.  Franken,  Das  französische 
Pfandrecht  im  Mittelalter  1879.  Esmein,  Etudes  sur  les  contrats.  (Nouvelle 
Revue  historique  du  droit  frangais  et  etranger  IV.)  Amira,  Nordgermani- 
sches Obligationenrecht  1882.  Biermann,  Traditio  ficta  1891.  Viollet,  Histoire 
du  droit  civil  fran9ais  1893.  Heusler  a.  a.  O.  II.  S.  225  ff.  Schröder  a.  a.  O.* 
S.  289  ff,  729  ff. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  26 
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kannte  überhaupt  bloss  Barverträge  und  vermochte  Schuldver- 
hältnisse überhaupt  nur  auf  dem  Umwege  der  Sachhaftung  und 
der  Bürgschaftshaftung  zu  constituieren.  Nach  mittelalterlichem 
Recht  kommen  Vertrag  und  Schuldverhältnis  durch  die  Leistung 
oder  vermittelst  Anwendung  einer  gewissen  Form  zustande.  Die 
Vorleistung,  auf  grund  deren  die  Gegenleistung  gefordert  wer- 
den konnte,  war  ursprünglich  eine  wirkliche,  später  immer 
häufiger  eine  Scheinleistung,  z.  B.  die  Hingabe  eines 
Hand-  oder  Drangeides.  Als  Form  des  Schuldvertrags  er- 
scheint die  Hingabe  eines  symbolischen  Gegenstandes,  eines 
Stabes  {festiica),  Halmes  (stijmld),  Handschuhes  oder  Schwerts, 
dann  auch  der  carta.  Später  ersetzt  der  Handschlag  die  Stab- 
reichung  und  unter  dem  Einfluss  der  Kirche  gewinnt  die 
eidliche  Bekräftigung  des  Schuldversprechens  dieselbe  Rechts- 
wirkung. Im  XIII.  Jahrhundert  endlich  gelangt  der  Rechtssatz 
zur  Herrschaft,  dass  der  einfache  Consens  an  sich  das  Schuld- 
verhältnis begründe ;  es  war  dies  die  Folge  der  irrigen  Inter- 
pretation des  römischen  Rechts  (das  weit  entfernt  gewesen  war, 
jeder  Einigung  der  Parteien  Vertragswirkung  beizulegen),  teils  der 
Einwirkung  der  kirchlichen  Anschauung,  der  zufolge  jeder 
Vereinbarung  erlaubten  Inhalts  verpflichtende  Kraft  innewohnte.^ 

Das  neue  Recht  verdrängte  jedoch  nicht  allsogleich 
die  alten  Rechtsformen  und  Gewohnheiten.  Das  Hand-  oder 
Drangeid,  der  Wein-  oder  Leitkauf,  Handschlag  und  Eid, 
ferner  die  Urkunde  blieben  auch  ferner  in  Gebrauch,  doch 
nicht  mehr  als  Form  der  Vertragschliessung,  sondern  als  Mittel 
der  Beweisung  und  Bestätigung  des  abgeschlossenen  Vertrags.^ 

Infolge  des  allen  primitiven  Rechten  gemeinsamen  Entgelt- 
lichkeitprincips  ist  der  Kauf,  bezw.  der  Tausch   der  Grund- 

^  C.  1.  X.  I.  35.:  „Antigonus  episcopus  dixit :  aut  inita  pacta  suam 
obtineant  firmitatem,  aut  conventus  (si  se  non  cohibuerit)  ecclesiae  sentiat 
disciplinam.  Dixerunt  universi:  pax  servetur,  pacta  custodiantur  (Ex  con- 
cilio  Africano  anno  348.)"  C.  3.  eod.  tit. :  „.  •  •  studiose  agendum  est,  ut 
quae  promittuntur,  opere  compleantur  (Gregorius  papa  anno  600.)"  Siehe 
A.  EsMEiN  a.  a.  O.  S.  668  ff. 

-  Es  war  noch  im  XIII.  Jahrhundert  häufiger  Brauch,  Verträge  eidlich 
zu  bekräftigen.  Z.  B.  Wenzel  IX.  S.  248 :  „Insuper  predictus  Ugrinus  tactis 
corporaliter  sacrosanctis  evangeHis  iure  iurando  promisit  et  firmavit  solem- 
niter  omnia  et  singula  supradicta  per  se  et  suos  heredes  firma  et  illibata 
servare  et  in  nullo  alicuius  rei  pretextu  cavillacione,  malicia  seu  ingenio 
contrafacere  vel  venire." 
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typus  des  Vertrags.  Beide  Verträge  sind  im  alten  ungarischen 
Reciit,  ebenso  wie  im  germanischen,  Barverträge:  ein  unmittel- 
barer Austausch  der  Werte.  Unter  diesen  Begriff  fällt  die  von 
Gurdezl  geschilderte  Eheschliessung  sowol,  als  der  im  Decret 
König  Ladislaus  des  Heiligen  geregelte  Marktkauf.  ^  Soferne  der 
Austausch  der  Leistungen  nicht  Zug  um  Zug  erfolgte,  konnte  die 
Haftung  für  die  zukünftige  Leistung  durch  Pfandsetzung  (Wett- 
satzung) begründet  werden.  Die  älteste  Satzung  ist  eigentlich 
eine  bedingte  Zahlung,  ein  Poenaiversprechen  des  Schuldners, 
kraft  dessen  die  als  Pfand  gesetzte  Sache,  im  Falle  die 
Leistung  unterbliebe,  in  das  Eigentum  des  Gläubigers  übergeht. 
Das  gegebene  Pfand  wurde  von  den  germanischen  Völkern 
wadla,  wette,  franz.  gage  (in  den  lateinischen  Rechtsdenkmälern 
vadium,  vadimonium)  genannt ;  das  Wort  bedeutet  (gothisch 
vidan,  binden)  so  viel  wie  das  Gebundene,  Gesetzte,  Verpflich- 
tete.* Die  Wettsatzung  konnte  eine  reale  Pfandsetzung  oder  ein 
Bürgschaftsvertrag  sein,  in  dem  als  Verfallpfand  ein  Bürge 
gestellt  wurde.  Der  Wettvertrag,  der  Formalvertrag  des  Mit- 
telalters, entwickelte  sich  vermittelst  der  Selbstbürgschaft  aus 
dem  Urteilerfüllungsversprechen,  der  in  den  germanischen 
Rechten,  namentlich  in  den  fränkischen  Rechtsquellen  s.  g.fides 
facta. 

In  den  ungarischen  Quellen  findet  sich  wol  dieser  Ausdruck 
nicht,  aber  sonst  genügende  Zeugnisse  dafür,  dass  diese  cautio 
iudicatum  solvi  auch  dem  ungarischen  Recht  bekannt  war^ 
und  ebenfalls  eng  mit  dem  Institut  der  Bürgschaft  zusammen- 
hieng.^ 

Die  germanisch-mittelalterliche  Bürgschaft  begründete 
ursprünglich  die  unmittelbare  Personenhaftung  des  Bürgen.  Der 
Bürge  wurde  durch  den   Bürgschaftsvertrag   als   Pfand   (Wette) 


^  Gurdezis  Bericht  siehe  oben  S.  343.  —  Decr.  S.  Lad.  regis 
II.  cap.  7. 

*  J.  Grimm,  Deutsche  Rechtsaltertümer  S.  601.  v.  Amira  a.  a.  O.  I. 
S.  193  ff.  Auch  in  den  ungarischen  Rechtsquellen  wird  das  Pfand  als 
vadium,  vadimonium  bezeichnet  z.  B.  Decr.  Colom.  II.  cap.  2.  Wenzel  I. 
S.  66.  Reg.  de  Värad  Nr.  141.  190. 

*  Slavonisches  Statut  (1273)  Art.  14 :  „In  actione  eciam  furti,  sive 
violencie  vel  cuiuslibet  maleficia  homo  possessionatus  sine  caucione 
fideiussoria  iudicetur."  Endlicher  S.  539. 

^  Decr.  S.  Lad.  II.  cap.  1.;  decr.  Colom.  I.  cap.  4.  42. 

26* 
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in  die  Gewalt  des  Gläubigers  gegeben ;  und  zwar  wie  eben 
angedeutet  worden,  als  Verfallpfand,  d.  h.  wenn  die  Leistung 
seitens  des  Schuldners  unterblieb,  geriet  der  Bürge  in  die 
Schuldknechtschaft  des  Gläubigers,  der  ihn  nach  Belieben  miss- 
handeln und  tödten  durfte.  Die  Bürgenstellung  war  also  ein 
Geiselvertrag.  Der  Vertrag  wurde  bei  den  germanischen  Völkern 
mittelst  Hingabe  eines  Symbols,  der  festuca,  abgeschlossen,  so 
dass  wadia,  wette  im  engeren  Sinne  eben  den  bei  der  Vertrags- 
schliessung verwendeten  Stab  bezeichnet,  und  der  Bürgschafts- 
vertrag technisch  vadimonliim  genannt  wird.  Die  Personalhaftung 
des  Bürgen  milderte  sich  später  zu  einer  vermögensrechtlichen ; 
doch  verblieb  auch  ferner  die  Unmittelbarkeit  der  Haftung.  Der 
Bürge  haftet,  gleich  dem  obses,  vas,  praes''  des  alten  römischen 
Rechts,  direct  an  Stelle  des  Schuldners,  nicht  accessorisch,  neben 
dem  Schuldner  wie  der  römische  fldemssor.  Der  Gläubiger  kann 
sich  mit  Zwangsmitteln  behufs  Befriedigung  bloss  an  den  Bür- 
gen wenden,  hinwiederum  haftet  der  Schuldner  dem  Bürgen  für 
die  Bürgschaftshaftung.** 

Die  nächste  Stufe  in  der  Entwicklung  des  Kaufvertrages 
(und  der  Verträge  überhaupt)  ist  der  Realcontract.  Die 
Vorleistung  der  einen  Partei  begründet  die  Leistungspflicht  der 
anderen.  Der  Käufer  kann  die  gekaufte  Sache  fordern,  sobald 
er  geleistet,  d.  h.  den  Kaufpreis  ganz  oder  teilweise  gezahlt 
hat.  Bald  tritt  dann  an  die  Stelle  der  wirklichen  Zahlung  (Vor- 
leistung) eine  Scheinzahlung:  nämlich  die  Hingabe  des  Hand- 
oder Drangeides  {arrha),  einer  kleinen  Geldsumme,  die  vom 
wirtschaftlichen  Standpunkt  nicht  viel  bedeutet,  namentlich  auch 
nicht  als  Teilzahlung  in  Betracht  kommt,  aber  rechtlich  die  Stelle 
der  wirklichen  Zahlung  des  Kaufpreises  vertritt,  in  dem  sie  den 
Verpflichtungswillen  zum  äusseren  Ausdrucke  bringt.^  Das  Hand- 

'  Dass  vas  und  praes  (als  ursprünglicher  Plural  praevides  belegt) 
mit  vadi  (vidan)  und  wette  auch  sprachlich  zusammenhängt,  ist  von 
DiEFFENBACH,  Wörterbuch  der  gothischen  Sprache  I.  S.  140  nachgewiesen 
worden. 

'  Man  vergleiche  Nummer  117  des  Reg.  de  Värad :  „Folcus  .  .  . 
impeciit  V.,  St.,  N ,  P.  et  alios  de  villa  Qu.  pro  quatuor  marcis  in  eorum 
fideiussione  cuidam  eorum  convillano  accomodatis  .  .  ." 

"  Dass  auch  die  Ehe,  nachdem  sie  aufgehört  hatte  ein  Barvertrag 
zu  sein,  zunächst  mittelst  Hingabe  einer  arrha  geschlossen  wurde  (siehe 
decr.  Colom.  II.  cap.  15.,  verb.  aliquo  signo  subarrhationis),  haben  wir 
oben  S.  347—349  dargestellt. 
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geld  wurde  nicht  in  den  Kaufpreis  eingerechnet  und  musste 
daher  verausgabt  werden :  man  verwendete  es  zu  woltätigem 
Zwecke  oder  bewirtete  diejenigen,  die  beim  Kaufgeschäfte 
zugegen  waren.  Dieser  Rechtsbrauch  brachte  in  den  Staaten  des 
Westens  einerseits  den  Gottespfennig  (Gotteshelier,  dena- 
riüs  dei,  denier  ä  Dieu),  andererseits  den  Wein  kauf  (Leitkauf, 
mercipotus)  hervor.  Beides  findet  sich  auch  im  ungarischen 
Recht  des  Mittelalters.  ^°  Der  Weinkauf,  ungarisch  äldomäs  mag 
zum  Teil,  wie  viele  Forscher  glauben,  in  einer  alten  heidnisch- 
sacralen  Form  der  Vertragsschliessung  wurzeln ;  ^^  unseres  Erach- 
tens  kann  jedoch  nicht  bezweifelt  werden,  dass  die  besonders 
bei  Marktkäufen  noch  heute  gebräuchliche  Sitte  des  äldomäs 
mit  dem  Handgeld  verknüpft  ist,  zumindest  durch  dieses'  grös- 
sere Verbreitung  und  Bedeutung  gewonnen  hat ;  das  steht  fest, 
dass  das  Hand-  oder  Drangeid  in  Ungarn  von  Anbeginn  zum 
Zwecke  des  äldomäs  (viel  spärlicher  zu  Woltätigkeitszwecken) 
verwendet  wurde.  Das  Handgeld  war  anfänglich  der  vertrags- 
begründende Factor;  unterblieb  die  Hingabe  des  Drangeides 
so  war  der  Kauf-  oder  Mietvertrag  überhaupt  nicht  zustande- 
gekommen. Später  betrachtet  man  das  Hand-  oder  Drangeid 
nur  noch  als  (geeignetestes)  Beweismittel  der  Perfection  des 
Vertags;  der  Vertrag  selbst  kommt  vermittelst  des  übereinstim- 
menden Willen  der  Parteien  zustande.  Doch  hielt  der  Volks- 
gebrauch eben  um  der  Beweiskraft  willen  am  Handgeld  und 
namentlich  an  der  Rechtssitte  des  äldomäs  fest.  Hierin  beruht 
auch  zufolge  des  Tripartitums  die  Bedeutung  desselben.  Wenn 
der  des  Diebstahls  Bezichtigte  behauptet,  die  Sache  auf  dem 
Markt,  oder  sonst  wo  gekauft  zu   haben,  aber  weder  seinen 

"  Ofner  Stadtrecht  §  375 :  „Wer  einen  kauft,  thuet  umb  farund  hab, 
der  da  pestetiget  wird  mit  einem  gotes  pfenning,  der  selbig  kauff  musz 
stetig  sein  zu  gewyn  und  zu  schaden."  Michnay  und  Lichner  S.  195. 

"  Siehe  oben  S.  52  Anm.  49.  Es  mag  auch  eine  Christianisierung 
ursprünglicher  heidnischer  Elemente  sein,  dass  das  zum  äldomäs  be- 
stimmte Handgeld  als  Szt.  Miklös  penze  (Set.  Niklas'  Geld),  und  der 
Becher,  woraus  der  feierliche  Zeugentrunk  geschieht,  als  poculum  Sdi 
Joannis  erscheint.  Ungarisch  hiess  dieser  Becher  in  manchen  Gegen- 
den Ukkonpohär ;  und  ist  es  daher  eine  Frage  von  grosser  Bedeutung,  ob 
diese  Benennung  das  Andenken  der  finnischen,  also  wol  auch  urmagyari- 
schen Gottheit  Ukko  enthält  (wie  namentlich  Hunfalvy  behauptete)  oder 
eine  Corruption  des  deutschen  Wortes  Urkundbecher  ist.  Siehe  Felix 
Schiller,  Art.  Äldomäs  in  MJL.  I.  S.  391. 
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Gewährsmann,  noch  sonst  jemanden  zu  stellen  vermag,  der  „beim 
Kauftrunke  nach  hergebrachter  Sitte  das  Wo!  ausbrachte",  soll 
er  als  Dieb  dem  Galgen  verfallen.^- 

Dieselbe  rechtsgeschichtliche  Entwicklung  machte  das  Hand- 
oder Drangeid  betreff  der  Mietverträge  durch.  Es  bezeugt  die 
Macht  des  alten  Rechts,  dass  das  Drangeid  bei  dem  Abschlüsse 
von  Miet-  und  Arbeitsverträgen  sowol  in  Ungarn,  als  im  west- 
lichen Europa  noch  heute  gang  und  gebe  ist.^^ 

Neben  dem  Kauf  (und  Tausch)  ist  das  Dar  lehn  der 
wichtigste  Vertrag  des  mittelalterlichen  Rechts.  Als  Schuldver- 
trag entwickelt  sich  das  Darlehen  erst  nach  der  Periode  der 
Barverträge,  vermittelst  der  Wettsatzung.  Das  mittelalterliche 
Recht  kennt  lange  Zeit  kein  anderes  Darlehen  als  das  durch 
Pfandsetzung  gesicherte :  das  Darlehn  des  Mittelalters  ist  der 
Pfandleihevertrag. ^^  Der  Darlehnempfänger  übernimmt  die  Rück- 
zahlungspflicht durch  die  Pfandsetzung,  die  eigentlich  eine 
bedingte  Zahlung  ist.  Wenn  die  Rückerstattung  der  Darlehn- 
summe,  d.  i.  die  Auslösung  des  Pfandes  zur  gesetzten  Frist, 
unterbleibt,  gewinnt  der  Gläubiger  das  Pfand  zu  Eigentum. 
Bloss  die  Sache  haftet;  daneben  besteht  kein  besonderes  per- 
sönliches Obligationsverhältnis  zwischen  dem  Gläubiger  und 
dem  Schuldner.  Dies  hat  zur  Folge,  dass  der  Untergang  oder 
die  Verschlechterung  der  Sache  dem  Gläubiger  zu  schaden  gereicht; 
ebenso  wenig  kann  er  vom  Schuldner  Ersatz  fordern,  wenn  die 
Pfandsache  zur  Befriedigung  nicht  ausreicht.  Umgekehrt  ist 
auch  der  Gläubiger  nicht  verpflichtet,    den   etwaigen   Mehrwert 


1*  Trip.  HI.  tit.  34.  §.  3.  „Verum  für  ille  si  dixerit  in  foro  libero  et 
communi  vel  alibi  se  emisse,  et  evictorem  (quem  nos  expeditorem  appella- 
mus),  non  potuerit  statuere,  neque  hospitem  vel  alium  quempiam,  qui 
mercipotum,  hoc  est  victimam  emptionis  et  venditionis  more  solito  bene- 
dixisset,  producere,  patibulo  reus  erit."  Die  frühesten  urkundlichen  Spuren 
des  äldomäs  sind  1310:  Anjoukori  Okmt.  I.  S.  213:  „.  .  .  quibus  ipse  prior 
et  fratres  dederunt  mercipotum  et  aldamasium  ad  bibendum  secundum  con- 
suetudinem  illius  loci  approbatam",  ferner  1424:  Fej6r  C.  D.  X/6  S.  628: 
„.  .  .  huic  venditioni  seu  victimae  bibitionis  interfuerunt  .  .  ." 

"  In  Paris  pflegt  der  neue  Mieter  dem  Concierge  noch  heute  einen 
denier  ä  Dieu  zu  geben.  Esmein  a.  a.  O.  IV.  S.  695. 

'*  Die  Pfandsetzung  wird  in  den  Quellen  obligare,  obligatio  genannt. 
Siehe  die  unten  angeführten  Stellen  des  Judenprivilegs  von  1251,  ferner 
FEjtR  C.  D.  lV/1  S.  99,  IV;2  S.  364,  IV/3  S.  304.  Hazai  Okmt.  IV.  S.  83, 
VI.  S.  334,  VII.  S.  283.  Wenzel  VII.  S.  515,  XII.  S.  374. 
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der  Pfandsache  herauszugeben,  noch  für  das  ohne  sein  Ver- 
schulden untergegangene  Pfand,  falls  der  Schuldner  es  auslösen 
wollte,  Ersatz  zu  leisten.  Das  Pfand  ist  also  ein  s.  g.  Ver- 
fallpfand.  Im  XIII.  Jahrhundert  tritt  in  Ungarn  ebenso  wie 
im  westlichen  Europa  allmälig  das  Verkaufs-  oder  Sicher- 
heitspfand an  die  Stelle  des  Verfallpfandes.  Das  Pfand  hat 
nicht  mehr  die  Bestimmung  das  Schuldverhältnis,  die  Rück- 
erstattungspflicht zu  begründen,  sondern  bloss  das  bestehende 
obligatorische  Verhältnis  zu  bestärken.  Dieses  selbst  kommt 
als  Realvertrag  bereits  durch  Hingabe  und  Empfang  der  Dar- 
lehnssumme,  unabhängig  von  der  Pfandsetzung  zustande, 
welche  nur  noch  accessorische  Bedeutung  besitzt  und  dem 
Gläubiger  für  den  Fall  der  Nichtleistung  Befriedigung  gewähr- 
leisten soll.  Die  auf  das  Pfand  bezüglichen  Rechtsregeln  sind 
wesentlich  andere,  als  beim  alten  Verfallspfand.  Wenn  das  im 
Besitze  des  Gläubigers  befindliche  Pfand  (ohne  Verschulden  des 
Gläubigers)  untergeht  oder  beschädigt  wird,  trifft  der  Schaden 
nicht  den  Gläubiger,  sondern  den  Schuldner;  ersterer  kann, 
falls  er  aus  dem  Erlöse  des  Pfandes  nicht  völlig  befriedigt 
worden  ist,  die  Erstattung  der  ungedeckten  Summe  fordern. 
Andererseits  verfällt  das  Pfand,  wenn  die  Lösung  unterbleibt, 
dem  Gläubiger  nicht  zu  Eigentum;  er  ist  bloss  befugt  das 
Pfand  zu  verkaufen  und  muss  den  Mehrerlös  dem  Schuldner 
herausgeben. 

Die  im  Vorstehenden  geschilderte  Entwicklung  des  Pfand- 
leihevertrags wird  für  Ungarn  durch  das  Judengesetz  König 
Kaimans,  ferner  das  grosse  Judenprivileg  Belas  IV.  und  zahl- 
reiche Urkunden  bezeugt.  Das  Gesetz  Kaimans  bezeichnet  die 
beginnende  Umgestaltung  des  Verfallpfandes  in  das  Verkaufs- 
pfand, das  sich  im  Privileg  von  1251  völlig  ausgebildet  zeigt.  Im 
Decret  Kaimans  erscheint  das  Pfand  noch  in  seiner  ursprüng- 
Hchen,  das  Schuldverhältnis  begründenden  Bedeutung,  als  vadl- 
monmm}^  Es  bedarf  der  Pfandsetzung,  damit  das  Darlehen 
zustandekomme;  wenn  kein    Pfand   gegeben  worden   ist,   kann 

'^  Decr.  Colom.  II.  cap.  2.  (Endlicher,  Lex  data  Judaeis  Art.  2):  „Si 
Christianus  Judeo,  aut  Judaeus  Christiane  duarum  vel  trium  pensarum  pre- 
tium  accomodare  voluerit,  mutuator  a  matuante  vadimonium  recipiat  et 
testes  Christiani  ac  Judaei  in  testimonium  assumantur,  ut  si  forte  alter 
alteri,  quod  mutuaverit,  denegaverit,  vadimonio  tarnen  et  testimonio  utri- 
usque  comprobetur." 
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der  Gläubiger  die  Forderung  überhaupt  nicht  geltend  machen. 
Behufs  vollkommeneren  Beweises  müssen  beim  Darlehen  auch 
Zeugen,  Christen  und  Juden,  zugezogen  werden,  ja  wenn  der 
Betrag  des  Darlehns  drei  Goldstücke  (pensa)  überschreitet,  ist 
sogar  die  Abfassung  einer  carta  erforderlich,  welche  die  Namen 
der  Zeugen  enthalten  und  mit  den  Siegeln  (vermutlich  dem 
gebräuchlichen  Handzeichen,  Handmal)  der  Parteien  versehen  sein 
muss.'*^  Es  ist  klar,  dass  der  Schwerpunkt  auf  der  Pfandsetzung 
ruht  und  dass  das  Pfand  noch  wesentlich  ein  Verfallpfand  ist; 
Zeugen  und  Urkunde  sind  blosse  Beweismittel.  Das  Privileg 
König  Belas  von  1251  schreibt  weder  Zeugen,  noch  Beurkun- 
dung des  Darlehngeschäftes  vor ;  die  Pfandsetzung  genügt  zum 
Beweise  des  Darlehns;  doch  kann  der  Gläubiger  den  Bestand 
seiner  Darlehnsforderung  eben  nur  mittelst  des  Pfandes  bewei- 
sen. Es  ist  das  eine  klare  Reminiscenz  dessen,  dass  das  Pfand 
ursprünglich  ein  Verfallpfand  gewesen  war.  Wenn  der  Gläubiger 
oder  der  Schuldner  die  Pfandsetzung  leugnete,  konnte  er  mit 
seinem  Eineide  sich  von  der  Rückgabe  des  Pfandes,  bezw.  der 
Rückerstattung  der  Darlehnssumme  lösen. ^^  Wurde  die  Pfand- 
setzung vom  Schuldner  anerkannt  und  war  bloss  die  Höhe  des 
Darlehns  strittig,  so  behielt  der  Gläubiger  mit  seinem  Eineide 
die  Forderung. ^^  Das  Pfand  ist  reines  Sicherheitspfand, /7/]^/z«s ; 
wenn  es  ohne  Verschulden  des  Gläubigers  durch  Diebstahl, 
Raub  oder  Brand  untergeht,  oder  dem  Gläubiger  als  gestohlene 
Sache  abgefordert  wird,  besteht  die  Verpflichtung  des  Schuld- 
ners nichts  destoweniger  fort:  „er  muss  die  Schuld   unvermin- 


'•^  Decr.  II.  cap.  2 :  „Si  autem  ultra  tres  pensas  alteri  quidquam 
accommodaverit,  vadimonium  et  testes,  ut  predictum  est,  assumant  et 
quantitatem  pecunie  ac  nomina  testium  in  cartulam  scribere  ac  sigillo 
utriusque,  mutuatoris  scilicet  et  mutuantis,  sigillari  faciant ;  ut  si  quando 
alter  alteri  in  hac  re  vim  inferre  voluerit,  scripto  aut  sigillo  utriusque  veri- 
tas  comprobetur." 

''  Art.  2. :  „Item  si  Christianus  impetit  asserens,  quod  ei  sua  pignora 
obligavit  etjudaeus  hoc  diffidetur,  si  Christianus  Judaei  simplici  verbo  fidem 
adhibere  noluerit.Judaeus  iurando  equivalenter  sibi  obligato  suam  intencio- 
nem  probabit  et  transiet  absolutus".  Art.  4 :  „Item  si  Judaeus  Christianum 
testibus  non  assumtis  dicat  se  pignus  obligasse  et  ille  negaverit,  super  hoc 
Christianus  sui  solius  iuramento  se  expurget".  Endlicher  S.  473  f. 

'*  Art.  3:  „Item  si  Christianus  obligaverit  pignus  Judaeo,  affirmando 
quod  ludaeo  pro  minori  obligaverit  quam  dicat,  iurabit  Judaeus  super  pignore 
sibi  obligato  et  quod  iurando  probaverit,  ei  solvere  non  recuset."  Ebenda. 
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dert  bezahlen"  ^^;  andererseits  steht  dem  Gläubiger  bloss  das 
Recht  zu,  aus  dem  Erlöse  des  Pfandes  sich  zu  befriedigen, 
indem  er  nach  Ablauf  der  Lösungsfrist  die  Sache  mit  Wissen 
des  Richters  öffentlich  verkauft.  Wenn  der  Gläubiger  das  Pfand 
nach  Ablauf  der  Lösungsfrist  noch  ein  Jahr  lang  besitzt,  ohne 
dass  der  Schuldner  dagegen  Einsprache  erheben  würde,  erwirbt 
er  es  zu  Eigentum.^''  Auch  das  ist  ein  Überbleibsel  des  älteren 
Rechtes,  eine  Reminiscenz  des  Verfallpfandes. 

Sowol  Fahrhabe,  als  Liegenschaften  konnten  Gegenstand 
der  Verpfändung  sein ;  im  späteren  Recht  entwickelten  sich  dem 
entsprechend  zwei  Pfandrechtsysteme.  Nasse  und  blutige  Kleider 
durften  nicht  verpfändet,  noch  zu  Pfand  angenommen  wer- 
den (damit  nicht  etwaige  Misssetaten  verheimlicht  würden), 
geistliche  Kleider  durften  einzig  aus  der  Hand  des  Kirchenobem 
zu  Pfand  genommen  werden.^  ^ 

Die  Verpflichtung  Zinsen  zu  zahlen  verstand  sich  nach 
dem  Rechte  des  Mittelalters  nicht  nur  nicht  von  selbst  (wie  es 
denn  hierzu  auch  nach  römischen  Recht  einer  besonderen  Ver- 
abredung bedurfte),  sondern  das  zinsbare  Darlehen  war  sogar 
im  allgemeinen  verboten.  Das  kirchliche  Zinsverbot  beruhte  auf 
der  irrigen  volkswirtschaftlichen  Anschauung,  dass  das  geliehene 
Kapital  keine  neuen  Werte  produciere,  nummus  non  parit  num- 
mum ;  die  Zinsnahme  führe  also  den  wirtschaftlichen  Ruin  des 
Schuldners  herbei,  und  sei  als  eine  gegen  das  Gebot  der  Nächsten- 
liebe verstossende  Handlung  den  Christen  untersagt.  ^^  Das 
kanonische  Zinsverbot  erstreckte  sich  natürlich  nicht  auf  die 
Juden;  und  so  sehen  wir  denn  die  Juden  allenthalben 
im  Besitze  des  Privilegs,  nach  dem  Darlehen  Zinsen  zu  nehmen. 
In  der  Regel  setzten  königliche  Freibriefe  den  (maximalen)  Zins- 

"  Art.  6:  „.  .  .  debitum  pro  quo  obligatur,  sine  diminucione  per- 
solvat."  Ebenda  S.  474. 

^"  Art.  26 :  „Item  si  Judeus  receptum  a  Christiano  per  spacium  anni 
tenuit,  si  pignoris  valor  mutuatam  pecuniam  et  penam  non  excesserit, 
Judeus  iudici  suo  pignus  demonstrabit  et  prius  ea  vendendi  habeat  liber- 
tatem."  Ebenda  S.  476.  Art.  27:  „Si  quod  pignus  per  annum  et  dum  ultra 
terminum  convencionis  apud  Judeum  absque  ulla  protestacione  remanserit, 
nuUi  supra  hoc  postea  respondebit."  Ebenda. 

"  Art.  5.  Ebenda  S.  474. 

--  Vgl.  besonders  Endemann,  Die  nationalökonomischen  Grundsätze 
der  kanonistischen  Lehre  1863 ;  Studien  in  der  romanisch-kanonistischen 
Wirtschafts-  und  Rechtslehre  1874—1883. 
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fuss  fest ;  das  Privileg  B^las  IV.  enthält  diesbezüglich  keine 
Bestimmung.  Wenn  der  Schuldner  die  rückständigen  Zinsen 
innerhalb  eines  Monates  nach  der  Lösung  nicht  bezahlte,  durfte 
der  Gläubiger  Zinseszinsen  nehmen."^ 

Das  Zinsverbot  bewirkte  die  Ausbildung  eines  von  der 
römisch-rechtlichen  Hypothek  durchaus  verschiedenen  Immo- 
biliarpfandrechts.  Der  Gläubiger,  der  keine  Zinsen  empfieng, 
musste  nämlich  auf  andere  Weise:  durch  die  Pfandnutzung 
dafür  entschädigt  werden,  dass  er  sich  der  geliehenen  Summe 
für  gewisse  Zeit  entäusserte.  Nach  dem  Rechte  des  Mittelalters 
geht  das  verpfändete  Grundstück  in  den  Besitz  und  die  Nutzung 
des  Gläubigers  über ;  der  Pfandgläubiger  hat  die  Besitzstörungs- 
klage und  alle  übrigen  rechtlichen  Schutzmittel,  welche  dem 
Eigentümer  und  sonstigen  rechtmässigen  Besitzer  zustehen,  kann 
das  Grundstück  nebst  allem  Zubehör  frei  nutzen,'^^  und  übt  auch 
die  grundherrliche  Gewalt  aus,  als  einen  integrierenden 
Bestandteil  des  freien  Besitzrechtes. -^  Die  Verpfändung  der 
Liegenschaften  fand  nach  ungarischem  Recht  in  denselben  For- 
men statt,  wie  die  Übertragung  zu  Erbbesitz,  die  Veräusse- 
rung.  Als  regelmässige  Form  des  Pfandvertrags  betreffend 
Liegenschaften  erscheint  im  XIII.  Jahrhundert  die  Fassion  vor 
einem  beglaubigten  Orte.  Das  Judenprivileg  von  1251  begründet 
eine  Ausnahme  von  der  Regel,  indem  es  die  Verpfändung  ade- 
liger Güter  an  Juden  auch  unter  Privatsiegel  zu  vollem  Recht 
gestattet;"^*'  dass  das  im  Besitze  jüdischer  Gläubiger  befindliche 

-'  Art.  22 :  „Item  si  Christianus  a  Judeo  pignus  suum  absolverit  ita, 
quod  penam  impositam  non  persolverit,  si  eidem  penam  infra  mensam 
non  solvent,  illis  penis  increscant  penae".  Endlicher  S.  476.  Siehe  oben 
S.  299  f. 

^*  Art.  24  :  „Nos  Judeo  possessionem  assignabimus  obligatam  et  eos 
contra  violenciam  defensabimus  et  faciemus  eum  percipere  fructus  pro- 
venientes".  Endlicher  S.  476.  Siehe  auch  Fej^r  C.  D.  IV/1  S.  99,  IV/2  S. 
363,  Vm/l  S.  72.  Wenzel  III.  S.  71,  VII.  S.  441,  X.  S.  79,  XII.  S.  586. 
Hazai  Okmt.  V.  S.  30,  VI.  S.  138.  397.  C.  Zichy  I.  S.  41. 

'^^  Eben  darum  schliesst  das  Privileg  König  Belas  den  jüdischen 
Pfandbesitzer  expressis  verbis  aus:  „.  .  .  Super  Christianis  tamen  in  eisdem 
possessionibus  existentibus  Judeum  aliquam  iurisdictionem  nolumus  exer- 
cere",  heisst  es  in  Art.  24. 

"^^  Art.  24 :  „Item  si  Judeus  super  possessionem  aut  literas  magnatum 
regni  pecuniam  mutuaverit  et  hoc  per  suas  literas  et  sigillum  probaverit 
nos  Judeo  possessionem  assignabimus  obligatam".  Es  mag  das  mit  dem 
später  zur  allgemeinen  Geltung  gelangenden  Rechtssatz   zusammenhängen. 
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Grundstück  von  jedem  Christen  gegen  Bezahlung  der  Verpfän- 
dungssumme gelöst  (d.  h,  an  sich  gezogen)  werden  konnte,  ist 
bereits  bei  der  Darstellung  der  Rechtsverhältnisse  der  Juden 
erwähnt  worden.  Obwol  die  Verpfändung  bloss  ein  zeitlich 
beschränktes  Besitzrecht  gab,  war  es  nach  dem  Zeugnis  der  Ur- 
kunden dennoch  gebräuchlich,  die  Zustimmung  {consensus,  assen- 
sus)  der  Verwandten  (der  Mitglieder  der  Sippe),  ja  auch  der 
Nachbarn  einzuholen.  Auch  pflegte  man  ausdrücklich  Gewähr- 
schaft für  den  friedlichen  Besitz  und  Nutzung  zu  übernehmen. '^^ 

Die  Verpfändung  geschah  in  der  Regel  für  eine  bestimmte 
Frist.  Wenn  der  Schuldner  die  Schuld  nach  Ablauf  der  Frist  nicht 
beglich,  war  der  Gläubiger  befugt,  vor  dem  Kapitel  den  Verkauf 
des  Grundstückes,  nämlich  die  Übertragung  zu  Eigentum  zu  fordern. 

Dies  wurde  gewöhnlich  bereits  bei  der  Verpfändung  (im 
Fassionalbriefe)  bedungen;  die  Urkunden  bezeichnen  diesen 
Übergang  des  Eigentums  als  perpetuatio?^  Der  die  Pfandsumme 
übersteigende  Mehrwert  gebürte  dem  Schuldner;  umgekehrt 
konnte  der  Gläubiger  den  Ersatz  der  durch  das  Pfand  nicht 
gedeckten  Summe  beanspruchen;-^  der  Wert  des  Pfandobjects 
wurde  unter  Mitwirkung  eines  beglaubigten  Ortes  mittelst  Schä- 
tzung festgestellt."" 

In  der  Regel  setzte  man  für  den  Fall,  dass  die  Lösungs- 
frist versäumt  würde,  eine  Conventionalstrafe  (poena  conventio- 
nalis)  fest;  am  gebräuchlichsten  war  die  poena  dupll,  welche 
darin  bestand,  dass  nunmehr  das  Doppelte  der  Darlehnssumme 
erstattet  werden  musste.'^ 

dass  das  Erfordernis  des  öffentlich  beglaubigten  Siegels  bloss  für  den  Erwerb 
eines  „ewigen"  Rechts,  namentlich  des  Eigentums  bestehe.  Siehe  oben  §.  7. 

"  Z.  B.  Pej^r  C.  D.  IV/3  S.  98,  VI/2  S.  315.  Wenzel  VIII.  S.  13, 
XII.  S.  560.  Hazai  Okmt.  VI.  387.  397. 

^*  Z.  B.  Wenzel  XII.  S.  586:  „Voluit  eciam  comes  P.,  quod  si  in 
ipsis  octavis  ipsam  solucionem  ducentarum  et  quinquaginta  marcarum  facere 
non  posset,  super  perpetuacione  dicte  possessionis  U.  comiti  M.  contra- 
diccione  quorumlibet  non  obstante,  Privilegium  nostrum  nullo  alio  consensu 
super  hoc  requisito  dari  faceremus."  Siehe  noch  VIII.  S.  110,  IX.  S.  132. 
X.  S.  59.  Hazai  Okmt.  I.  S.  58,  VI.  S.  378,  VII.  S.  91.   C.  Kärolyi  I.  S.  26. 

-3  Siehe  z.  B.  Fej^r  C.  D.  IV/3  S.  98,  VI/2  S.  305,  VIM  S.  360. 
Wenzel  V.  S.  17.  19,  IX.  S.  191,  X.  S.  405,  XII.  S.  560.  Hazai  Okmt.  VI. 
S.  397,  VIII.  S.  232. 

»"  Siehe  z.  B.  Fejer  C.  D.  VII/2  S.  254. 

^^  Z.  B.  Wenzel  VIII.  S.  250. :  „. . .  post  medium  [seil,  quadragesime] 
cum  pena  dupli  tenebitur  redimere".  Fejer  C.  D.  IV/3  S.  98. 


III.  KAPITEL. 

Das  Strafrecht. 

§.  1.   Die  Grundprincipien  des  Strafrechts. 

Wir  kennen  das  Strafrecht  der  Urzeit  nicht.  Dies  ist  umso 
bedauerhcher,  als  unsere  diesbezüghchen  Kenntnisse  das  Ver- 
ständnis der  späteren  Entwicl<:lung  bedeutend  erleichtern  würden. 
Aus  den  spärlichen  Nachrichten  der  Chroniken  ersehen  wir  nur 
das  eine,  dass  die  Verbrechen  gegen  das  nationale  Ganze,  den 
Staat  von  den  durch  die  Nationalversammlung  gewählten  Rich- 
tern bestraft  wurden,  und  dass  die  Strafe  in  der  Ausschliessung 
aus  dem  Gemeinfrieden,  der  Ächtung  bestand,  welche  die  Ver- 
nichtung der  Rechtspersönlichkeit,  des  näheren :  die  Tötung 
oder  Verknechtung  des  Ächters  in  sich  schloss.  Von  den  Ver- 
brechen gegen  das  nationale  Ganze  handeln  Artikel  4  und  5 
des  Urvertrags.  Wer  treulos  wird  gegen  die  Person  des  Herzogs 
oder  Untreue  stiftet  zwischen  dem  Herzog  und  dessen  Verwandten, 
d.  h.  sich  gegen  den  Herzog,  als  den  Repräsentanten  der  natio- 
nalen Einheit  vergeht  und  die  verfassungsmässige  Gewalt  des 
Herzogs  zu  untergraben  versucht,  soll  die  Missetat  mit  seinem 
Blute,  das  ist  mit  seinem  Leben  büssen.  Der  Herzog  oder  die 
Stammeshäuptlinge,  die  irgend  eine  Bestimmung  des  Blutvertrages 
zu  verletzen  wagen,  verfallen  der  Acht,  was  wie  erwähnt  gleichfalls 
die  Todesstrafe  bedeutet.^  Als  Verbrechen  gegen  die  Gesammtheit 
erscheint  ferner  die  Verletzung  der  Wehrpflicht.  Dieser  machte 
sich  schuldig,  wer  dem  Heeresaufgebote  keine  Folge  leistete 
oder  zum  Feinde  übergieng  oder  sich  im  Feldzuge  als  Feigling 
erwies.  Im   ersten   Falle   gebot   das   „scythische    Gesetz",    wie 

1  Anonymus  Kap.  6.  MHK  S.  398,  Endlicher  S.  7. 
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Kezai  berichtet,  den  Missetäter  mit  dem  Schwerte  entzwei- 
zuspalten,  oder  zu  verknechten  - ;  im  zweiten  Falle  bestand  die 
Strafe  darin,  dass  der  Schuldige  aus  der  Rechtsgemeinschaft 
gesetzt  wurde,  wie  das  Beispiel  der  aus  der  Schlacht  am  Lech- 
feide  heimgekehrten  sieben  Ungarn  zeigt  (die  nationale  Überliefe- 
rung bezeichnet  sie  als  gyäszmagyarok  s.  v.  wie  Schandungarn).^ 
Dass  die  Heeresflüchtigen  gleichfalls  von  der  Strafe  der  Fried- 
losigkeit  betroffen  wurden,  versteht  sich  selbst:  denn  die  Heeres- 
flucht ist  der  schwerste  Fall  der  Feigheit.  Hierauf  bezieht  sich 
die  Nachricht  bei  Leo  dem  Weisen,  dass  es  die  Ungarn  sehr 
kränke,  wenn  jemand  aus  ihrem  Reihen  zu  den  Römern  über- 
gehe. Ausser  den  genannten  wurden  allem  Anscheine  nach  auch 
noch  andere  Missetaten  von  der  öffentlichen  Gewalt  bestraft, 
obwol  sie  nicht  unmittelbar  gegen  die  nationale  Gesammtheit  ge- 
richtet waren.  Kezai  erwähnt,  dass  über  die  „Übeltäter,  Diebe 
und  Räuber"  ein  erwählter  rector,  namens  Kädär,  unter  der 
Aufsicht  der  Gemeinde  gerichtet  habe.^ 

Reichere  Nachrichten  besitzen  wir  über  das  alte  ungarische 
Strafrecht  aus  der  Zeit  des  Königtums,  als  an  die  Stelle  des 
Volks-  oder  Nationalfriedens  der  Königsfriede  getreten  war.  Die 
Gesetze  Stefans  und  Ladislaus  des  Heiligen,  ferner  König  Kai- 
mans enthalten  zum  grossen  Teil  strafrechtliche  Bestimmungen. 

Das  Strafrecht,  das  uns  in  den  königlichen  Decreten  des 
ersten  Jahrhunderts  entgegentritt,  ruht  auf  denselben  Grund- 
principien,  wie  das  im  westlichen  Europa  herrschende  Strafrecht 
germanischen  Ursprungs,^  und  ist  die  Übereinstimmung  auch  im 

*  Angeführt  oben  S.  62. 

'  Chronicon  Pictum  Kap.  19.  M.  Florianus,  Hist.  Hung.  fönt.  dorn. 
II.  S.  128 :  „.  .  .  communitas  talem  sententiam  dedisse  perhibetur.  Omnia 
que  habebant,  amiserunt,  tarn  in  re  stabili,  quam  mobili  ab  uxoribus  et 
pueris  illos  separantes,  pedites  sine  calceis  proprium  nil  habere  permise- 
runt.  Semper  etiam  insimul  de  tabemaculo  in  tabernaculum  mendicando 
usque  dum  viverent,  ire'compulerunt."  Vgl.  über  die  Sage  von  den  Schand- 
ungarn Pauler,  A  magyar  nemzet  törtenete  Szt.  Istvänlg.  [Geschichte  der 
ungarischen  Nation  bis  Stefan  den  Heiligen]  S.  180—182. 

*  Siehe  oben  S.  62. 

*  WiLDA,  Strafrecht  der  Germanen  1842.  Köstlin,  Geschichte  des  deut- 
schen Straf  rechts  1859.  Osenbrüogen,  Das  alamannische  Strafrecht  1860;  Das 
Strafrecht  der  Longobarden  1863.  Dahn,  Fehdegang  und  Rechtsgang  1877. 
Thonissen,  V  Organisation  judiciaire,  le  droit  penal  et  la  procedure  penale  de  la 
Loi  Salique  1882.  Bar,  Geschichte  des  deutschen  Strafrechts  1882.  Brunner, 
Deutsche  Rechtsgeschichte  I    S    156  ff,  II.  S.  536  ff. 
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einzelnen  eine  grosse.  Es  ergibt  sich  hieraus  einerseits,  dass 
bereits  im  Zeitalter  der  Urverfassung  den  germanisch-rechtlichen 
ähnhche  Principien  das  ungarische  Strafrecht  beherrschten,  ande- 
rerseits, dass  nach  der  Christianisierung  Ungarns  und  der 
Errichtung  der  Monarchie  Königtum  und  Kirche  das  Strafrechts- 
systems des  Westens  einzuführen  suchten. 

Das  Strafrecht  der  primitiven  Gesellschaft  charakterisiert 
sich  hauptsächlich  dadurch,  dass  es  in  seinem  Wesen  kein 
öffentliches  Recht,  sondern  P  r  i  v  a  t  r  e  c  h  t,  ein  integrierender 
Bestandteil  des  Privatrechts  und  nicht  des  öffentlichen  Rechts 
ist.  Das  primitive  Staatswesen  kennt  ausser  den  unmittelbar 
gegen  die  Gesammtheit  gerichteten  Verbrechen  keine  öffentlichen 
Missetaten.  Die  Missetaten  gegen  Leib  und  Leben,  Freiheit, 
Vermögen  und  Ehre  der  Einzelnen  sind  Privatdelicte, 
welche  bloss  den  Verletzten  und  dessen  Sippe  berühren,  nicht 
aber  die  öffentliche  Staatsgewalt;  es  liegt  daher  dem  Ver- 
letzten und  der  Sippe  ab,  Vergeltung  zu  üben.  Die  öffentliche 
Gewalt  war  nämlich  in  jenen  primitiven  Zeiten  noch  nicht  so 
weit  erstarkt,  dass  sie  jede  Verletzung  des  Einzelnen  hätte 
bestrafen  können ;  sie  musste  sich  daran  genügen  lassen,  die 
unmittelbar  gegen  sie  selbst,  gegen  die  Gesammtheit  gerichteten 
Handlungen  strafend  abzuwehren.  Die  Reaction  gegen  die  Privat- 
delicte war  demnach  keine  Strafe  im  heutigen  Sinne,  sondern 
die  Versöhnung  und  Entschädigung  {composltlö)  des  Verletzten, 
bezw.  seiner  Sippe. 

Das  mittelalterliche  Strafrecht  baut  sich  auf  dem  C  o  m  p  o- 
sitionensystem  auf.  Gleichwie  die  gegen  das  gemeine 
Wesen,  den  Staat  gerichteten  Missetaten  von  der  öffentlichen 
Gewalt  selbst  gerächt  werden,  indem  sie  den  Täter  aus  den 
Frieden  setzt,  so  rächt  auch  der  Einzelne  die  gegen  ihn  gerich- 
tete Missetat  selbst  mit  Hilfe  der  Sippegenossen.  Die  Folge  der 
Verletzung  des  Einzelnen  ist  für  den  Täter  der  Verlust  des 
Friedens  von  seite  des  Verletzten.  Zwischen  dem  Täter  und  dem 
Verletzten  ensteht  mit  der  Missetat  ipso  facto  Feindschaft 
(inimlcitid)  und  Fehde  (pugna),  welche  die  Befriedigung  des 
Verletzten  bezweckt.  Jeder  Freie,  der  in  seinem  Leib,  Vermögen 
oder  Ehre  angegriffen  wurde,  ist  befugt  an  seinem  Feinde  mit 
Unterstützung  der  Sippegenossen  Rache  zu  nehmen,  bezw. 
Genugtuung  für  die  erlittene  Unbill  zu  fordern.  Die  Mitglieder 
des   Geschlechts  waren   strengstens   verpflichtet   den   verletzten 
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Sippegenossen  in  der  Fehde  zu  unterstützen,  bezw.  für  den 
Getödteten  Blutrache  zu  üben.  Der  rechten  Fehde  war  ursprüng- 
lich keinerlei  Schranke  gesetzt.  Wie  gross  oder  gering  auch  das 
ihm  zugefügte  Übel  sein  mag,  der  Verletzte  und  dessen  Sippe 
verschaffen  sich  die  Genugtuung,  die  sie  sich  nur  irgendwie  zu 
verschaffen  vermögen.*^  Während  der  Dauer  der  Fehde,  als  des 
vom  Recht  anerkannten  Feindschaftsverhältnisses  ist  die  Ver- 
übung jeglicher  Tat  gestattet  und  straflos;  der  Verletzte  darf 
sogar  den  Gegner  töten,  was  für  das  ungarische  Recht  nament- 
lich durch  die  von  der  Notwehr  handelnde  Bestimmung  Stefans 
des  Heiligen  bezeugt  wird.' 

Will  der  Täter  der  Fehde  entgehen,  so  muss  er  den  Ver- 
letzten, bezw.  die  beleidigte  Sippe  versöhnen,  das  heisst  er  ein 
gewisses  S  ü  h  n  g  e  1  d  als  Lösung  und  Entschädigung  bezahlen. 
Die  lateinischen  Quellen  des  Mittelalters  bezeichnen  das  Sühngeld 
als  compositio,  die  deutschen  als  Busse  (der  engere  Sinn  des 
Wortes  begriff  jedoch  nicht  die  Totschlag-  oder  Mannbusse,  d.  i. 
das  Wergeid). 

Anfänglich  war  es  durchaus  den  Parteien  überlassen,  sich 
betreff  der  Bedingungen  der  Wiederherstellung  des  Friedens 
zu  einigen.  Später  bestimmte  das  Recht  die  Höhe  des  Sühn- 
geldes nach  der  Grösse  des  verübten  Übels.  Anfänglich  hieng 
es  auch  von  dem  Belieben  des  Verletzten  ab,  ob  er  Fehde  üben 
oder  sich  mit  der  Busse  begnügen  wollte  (dem  Täter  stand  nie 
die  Wahl  zwischen  Fehde  und  Busse  frei);  späterhin  jedoch 
musste  der  Beleidigte,  bezw.  dessen  Sippe  das  vom  Täter  ange- 
botene gesetzliche  Sühngeld  bei  Strafe  der  Friedlosigkeit  anneh- 
men ;  und  wenn  er  die  Hilfe  der  öffentlichen  Gewalt  in  Anspruch 
nahm,  d.  i.  den  Täter  gerichtlich  klagte,  konnte  er  eben  nur  die 
rechtlich  fixierte  Busse  verlangen.  Das  Sühngeld  gebürte,  solange 
man  die  Fehde  als  reine  Privatsache  behandelte,  naturgemäss 
ausschliesslich  dem  Verletzten,  bei  Totschlag  der  Sippe  des 
Getöteten.  Als  jedoch  die  öffentliche  Gewalt  den  Betrag  der 
Composition  festsetzt  und  den  Verletzten  zwingt,  sich  mit  dem 
rechtlich  fixierten   Sühngeld    zu    begnügen,    zerfällt    dieses    in 


*  Vergleiche  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  32.  (Endlicher  I.  34.). 

7  Decr.  II.  cap.  33.  (Endlicher  I.  35.):  „Si  comes  [der  Angreifer] 
ibidem  occubuerit,  sine  compositione  iaceat".  Derselbe  Ausdruck  findet 
sich  in  den  fränkischen  Kapitularien,  siehe  Brunner  a.  a.  O.  I.  S.  158.  Anm.  8. 
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zwei  wesentlich  verschiedene  Bestandteile.  Ein  Teil,  die  eigent- 
liche compositio,  gebürt  auch  ferner  als  Sühne  dem  Verletzten, 
bezw.  der  beleidigten  Sippe  —  die  germanischen  Rechte  bezeich- 
nen diesen  Teil  als  faidiis,  faida;  der  andere  ist  die  Sühne  des 
öffentlichen  Friedensbruches  und  fällt  daher  an  die  öffentliche 
Gewalt,  den  Richter,  —  die  germanischen  Rechtsquellen  haben 
dafür  die  Ausdrücke  fretiis,  fredus,  auch  lat.  pax  oder  poena  pacis, 
Friedensgeld,  die  ungarische  Rechtsquellen  iudldum,  und  das 
aus  dem  gleichbedeutenden  ung.  birsäg  latinisierte   birsagium.^ 

Das  birsagium  ist  das  öffentlich-rechtliche  Element  der 
Composition,  eine  öffentlich-rechtliche  Zahlung,  eine  wirkliche 
Geldstrafe.  Es  bekundet  daher  die  öffentlich-rechtliche  Entwick- 
lung des  Strafrechts,  dass  der  Anteil  des  Richters  an  den  Buss- 
geldern sich  stetig  vergrössert.  Die  öffentlich-rechtliche  Ent- 
wicklungsrichtung äussert  sich  ferner  darin,  dass  neben  den 
alten  Compositionen,  welche  infolge  des  Ersatzmomentes  keine 
eigentlichen,  reinen  Strafen  sind,  wirkliche  Strafsätze  entstehen, 
die  ungeteilt  an  den   Vertreter   der   öffentlichen   Gewalt   fallen. 

Das  sprechendste  Zeugnis  für  die  Herrschaft  des  auf  der 
Fehde  und  dem  Compositionensystem  beruhenden  primitiven 
Strafrechts  in  Ungarn  findet  sich  im  Decret  König  Ladislaus 
des  Heiligen.  Es  wird  darin  bestimmt,  dass  der  Richter  die 
private  Fehde  der  Parteien  nicht  verhindern  möge.^  In  den  der 
Privatrache  überlassenen  Fällen  darf  der  Richter  bloss  auf  Wunsch 
der  Parteien  intervenieren,  und  auch  nur  als  Vermittler.  Die 
Fehdesache  ist  eine  private  Angelegenheit  der  Parteien,  über 
welche  sie  verfügen ;  das  Verfahren  von  Amtswegen  ist  ausge- 
schlossen, ja  der  Richter  besitzt  eine  von  der  Verfügungsgewalt 
der  Parteien  unabhängige  Obrigkeit  auch  dann  nicht,  nachdem 
die  Sache  vor  ihn  gebracht  worden  ist.  Er  darf  auch  kein 
Friedensgeld  fordern ;  doch  wenn  die  Parteien  durch  seine  Ver- 
mittlung sich  versöhnt  haben  und  ihm  freiwillig  etwas  geben, 
gebüren  zwei  Drittel   des  Friedensgeldes  dem  Könige. 

Die  Befestigung  der  königlichen  Gewalt  und  der  Einfluss 
der    Kirche    förderten    stetig    die    öffentlich-rechtliche 

«  Vgl.  Schiller,  Art.  Judicium  in  MJL.  IV.  S.  513  ff. 

^  Decr.  S.  Lad.  III.  cap.  27.  (Endlicher  cap.  28.) :  „Si  qui  domi 
pugnaverint  et  ad  iudicem  non  venerint,  nil  quaerat  iudex.  Si  venerint  ad 
ius  eius,  fiat  libitum.  Quod  si  concordati  aliquid  iudici  inde  dederint, 
tertiam  sibi,  duas  partes  regi  reservet". 
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Entwicklung  des  Strafrechts.  Das  zeigt  sich  namenthch  darin, 
dass  auf  die  schweren  Verbrechen  (Diebstahl,  Raub,  Brand- 
stiftung u.  s.  w.)  keine  Bussen,  sondern  peinliche  Strafen  gesetzt 
sind,  die  nicht  mehr  abgekauft  werden  können.  Der  Kreis  der 
hierher  gezogenen  Missetaten,  d.  h.  der  öffentlichen  Verbrechen 
erweitert  sich  stetig. 

Die  Strafe  des  öffentlichen  Verbrechens  bestand,  wie  erwähnt, 
auch  bei  den  Ungarn  in  der  Ausschliessung  aus  der  Friedens- 
und Rechtsgemeinschaft;  sie  bedeutete  die  völlige  Vernichtung 
der  Persönlichkeit,  die  Setzung  des  Täters  ausserhalb  Recht  und 
Gesetz.  Den  Friedlosen  durfte,  ja  sollte  jedermann  töten ;  ihn  zu 
hausen  und  zu  hofen,  war  verboten;  Vermögen  und  Familie 
waren  für  ihn  verioren.  Später  traten  die  natüriichen  Folgen  der 
Friedlosigkeit,  die  Todesstrafe  und  die  Einziehung  des  Vermö- 
gens, nur  bei  den  schwersten  Verbrechen,  namentlich  dem 
Hochverrat  ein;  eine  Lösung  von  der  Strafe  der  Friedlosigkeit 
ist  hierbei  so  wenig  gestattet,  als  nach  dem  alten  Recht; 
das  ist  der  Sinn  jener  Bestimmung  Stefans  des  Heiligen,^ *^  dass 
der  Verschwörer  gegen  den  König  oder  das  Land  in  der  Kirche 
keinen  Schutz  finden  solle;  die  Bedeutung  des  Asyls  bestand 
eben  in  der  Abwendung  der  verwirkten  Todesstrafe.  Bei  den 
übrigen  öffentlichen  Verbrechen  kamen  anstatt  des  Verlustes  des 
Lebens  und  Vermögens  als  öffentlich-rechtliche,  peinliche  Strafen 
andere  Abspaltungen  der  Friedlosigkeit  zur  Anwendung:  die 
Verknechtung,  Verbannung,  Verstümmelung,  Brandmarkung,  kör- 
perliche Züchtigung  und  Einkerkerung.  Später  konnten  diese 
peinlichen  Strafen  in  gewissen  Fällen  um  Geld  abgekauft  werden, 
ja  auf  mindere  Missetaten  wurden  seitens  der  öffentlichen  Gewalt 
von  vornherein  Geldstrafen  {btrsäg)  gesetzt. 

Ein  interessantes  Moment  der  öffentlich-rechtlichen  Ent- 
wicklung des  Strafrechts  enthält  die  Bestimmung  Stefans  des 
Heiligen  über  die  Zauberei  und  Giftmischerei.  Diese  Missetat 
steht  an  der  Grenze  der  öffentlichen  Verbrechen  und  Privat- 
delicte.  Das  Gesetz  begnügt  sich  damit  die  Notwendigkeit  einer 
Bestrafung  zu  constatieren  und  zu  verordnen,  dass  der  Zauberer 
oder  Giftmischer  dem  Verletzten,  bezw.  der  beleidigten  Sippe 
übergeben  werde ;  die  Art  und  Weise  und  das  Mass  der  Rache 

"  Decr.  II.  cap.  51.  (Endlicher  II.  17.) :  „Si  quis  in  regem  aut  in  regnum 
conspiraverit,  refugium  nullum  habeat  ad  ecciesiam". 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  27 
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und  Genugtuung  jedoch  wird  seitens  der  öffentlichen  Gewalt 
durchaus  dem  Verletzten  anheim  gestellt. ^^ 

in  der  königlichen  Gesetzgebung  gelangt  bei  gelegentlicher 
Angabe  des  Strafzwecks  der  Vergeltungsgedanke  nur 
in  der  Anwendung  des  Talionprincips  zum  Ausdrucke.  Vor- 
herrschend sind  Anschauungen,  welche  man  modern  als  Prä- 
ventions-  und  Abschreckungstheorie  bezeichnen 
könnte.  Manche  Bestimmungen  König  Stefans  des  Heiligen 
bezeichnen  die  Strafe  als  Sicherheit  {cautio),  nämlich  als  Gewähr 
dafür,  dass  in  Zukunft  keine  ähnliche  Missetat  begangen  werde.  ^^ 
In  anderen  Gesetzesstellen  erblickt  er  den  Zweck  der  Strafe 
darin,  dass  die  Guten  von  den  Angriffen  der  Bösen  verschont 
werden";  und  dass  zwischen  den  Mächtigen  und  Schwachen 
Friede  und  Einigkeit  herrsche,  nach  dem  Worte  des  Apostels: 
„Seid  eines  Sinnes ".^^  Anklänge  der  Verbesserungstheorie  finden 
sich  nicht. 

Der  Einfluss  der  Abschreckungs-  und  Präventionstheorie 
tritt  besonders  in  dem  Bestreben  zu  tage,  dass  die  Art  und 
Weise  der  Leibesstrafe,  ferner  die  Vollzugsart  der  Todesstrafe 
die  verübte  Missetat  offenbare,  und  sichtbarlich  kundmache. 
Wir  pflegen  solche  Strafen  als  spiegelnde  Strafen  zu  be- 
zeichnen. Hierher  gehört  z.  B.,  dass  man  dem  Verleumder  die 
Zunge,  dem  Meineidigen  die  Schwurhand  abschnitt,  und  den 
Brandstifter  am  Scheiterhaufen  verbrannte.^^  Den  spiegeln- 
den Strafen  sind  die  Schimpf-  oder  Zeichenstrafen 
verwandt.  Sie  wurden  angewendet,  um  zu  verhindern,  dass  der 
Täter  je  eine  ähnliche  Missetat  begehe ;  sie  unterscheiden  sich 
von  den  spiegelnden  Strafen  darin,  dass  sie  nicht  immer  jenes 

1^  Decr.  II.  cap.  32.  (Endlicher  I.  34.) :  „.  . .  Ast  si  quis  vel  quae 
posthac  haec  praesumpserit,  tradatur  in  manus  maleficio  laesi  aut  in  manus 
parentum  eius,  secundum  eorum  velle  ad  iudicandum". 

^^  Decr.  II.  cap.  26.  (Endlicher  I.  28.) :  „Ut  liberi  suam  custodiant 
libertatem  incontaminatam,  volumus  Ulis  ponere  cautionem,  ne  cum  alienis 
fornicentur  ancillis".  Siehe  auch  cap.  32.  (Endlicher  I.  34.) 

"  Decr.  H.  cap.  32.  (Endlicher  I.  34.) :  „Ut  creatura  Dei  ab  omnium 
laesione  malignorum  remota  et  a  nullo  detrimentum  sui  passura  maneat .  .  ." 

^*  Decr.  II.  cap.  33.  (Endlicher  I.  35.) :  „Volumus,  ut  firma  pax  et 
unanimitas  sit  inter  majores  et  minores,  secundum  apostolum  :  Omnes 
unanimes  estote ;  nee  alium  aliquis  invadere  audeat". 

**  Decr.  S.  Steph.  11.  cap.  15.  (Endlicher  1. 17.),  cap.  54.  (Endlicher  II.  20.) 
Decr.  S.  Lad.  I.  cap.  14.  Rechtsbuch  von  Selmeczbänya  Art.  19  Wenzel  IU. 
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Körperglied  betrafen,  das  bei  der  Missetat  vornehmlich  tätig 
war.  In  der  Regel  ist  die  Zeichenstrafe  jedoch  zugleich  eine 
spiegelnde  Strafe,  wie  z.  B.  beim  Meineide  und  der  Verleum- 
dung ;  doch  gibt  es  auch  reine  Zeichenstrafen,  z.  B.  die  Brand- 
markung des  falschen  Zeugen. ^'^  Im  übrigen  war  für  die  Voll- 
zugsart d«r  Todesstrafe,  ferner  die  Gattung  der  Leibesstrafe 
häufig  auch  das  Princip  der  Talion  massgebend,  welches  in 
das  mittelalterliche  Recht  aus  dem  jüdischen  Recht  übergegan- 
gen war.  Stefan  der  Heilige  befiehlt,  dass  wer  einen  anderen 
mit  dem  Schwerte  tötete,  durch  dasselbe  Schwert  gerichtet 
werde ;  wer  jemanden  mit  dem  Schwerte  verstümmelte,  solle 
dieselbe  Verstümmelung  erleiden.^' 

Bei  gewissen  öffentlichen  Verbrechen  konnten  die  pein- 
lichen Strafen  um  Geld  (oder  anderes  Gut  an  Geldesstatt)  abge- 
löst werden.  Die  Quellen  bezeichnen  dies  Lösegeld  gleichfalls 
als  compositio,^'^  obzwar  zwischen  dieser  und  der  alten,  eigent- 
lichen Composition  ein  gewaltiger  rechtlicher  Unterschied  besteht. 
Das  ursprüngliche  Recht  kennt  keine  eigentlichen  Strafen,  son- 
dern schreibt  unmittelbar  die  Befriedigung  des  Verietzten,  die 
Composition  vor.  Im  Laufe  der  Entwicklung  ist  in  erster 
Linie  eine  peinliche  Strafe  auf  die  Missetat  gesetzt,  doch  kann 
der  Täter  manchmal  das  verwirkte  Leben  oder  Glied  erkaufen. 
Die  strafrechtliche  Regel  lautet:  perdat  manum  aut  redlmat. 

Das  mittelalteriiche  ungarische  Strafrecht  verstand  unter 
Missetat  oder  Verbrechen  {malum  factum,  crimen,  scelus,  culpa, 
reatus^^)  ebenso  wie  das  germanische  „die  rechtswidrige  Zufü- 
gung  eines  Übels"  (Brunner).   Der  Begriff  der  Missetat  ist  an 

^^  Decr.  Colom.  I.  cap.  83.:  „.  .  .  ad  modum  crucis  ferro  in  genis 
excoquatur,  ut  amplius  testimonium  eius  refutatur". 

^^  Decr.  II.  cap.  46.  (Endlicher  II.  12.) :  „Si  quis  hominem  gladio 
occiderit,  eodem  iuguletur  gladio".  Cap.  47.  (Endlicher  II.  13.):  „Si  quis 
autem  gladio  evaginato  alium  quemlibet  debilitaverit,  vel  in  oculis,  vel  in 
pede,  vel  in  manu,  consimile  sui  corporis  damnum  patiatur." 

^*  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  39.  (Endlicher  II.  6.) :  „.  .  .  componat  nasum 
quinque  iuvencis  .  .  ."  Cap.  40  (ebenda) :  „.  .  .  componat  aures  quinque 
iuvencis". 

^^  Maleßcium  dient  in  den  ungarischen  Rechtsquellen  ausschliesslich 
zur  Bezeichnung  der  Hexenkunst  und  Zauberei.  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  32. 
(Endlicher  I.  34.)  Betreff  der  im  Text  angeführten  Benennungen  siehe : 
decr.  S.  Steph.  II.  cap.  14  (I.  15.),  31.  (I.  33.),  54.  (II.  20.);  decr.  S.  Lad.  IL 
cap.  9. ;  decr.  Colom.  1.  cap.  56. 

27* 
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das  Vorhandensein  eines  rechtswidrigen  Erfolgs,  eines  Schadens 
gebunden,  was  die  französische  und  die  deutsche  Rechtsparömie 
in  folgender  Weise  formulierte:  „Le  fait  juge  Thomme",  „Die 
Tat  tötet  den  Mann".  Die  subjectiven  Begleitumstände,  der 
Grad  des  persönlichen  Verschuldens  blieben  ursprünglich  ausser 
Betracht.  Anstatt  den  seelischen  Zustand  des  Täters  zu  unter- 
suchen, begnügte  man  sich  damit,  von  der  Tat,  dem  zugefügten 
Übel  mit  strenger  Consequenz  auf  das  Vorhandensein  des  ver- 
brecherischen Übels  zu  schliessen ;  andererseits  gab  es  keine 
Missetat  und  keine  Strafe,  wo  der  schädliche  Erfolg  ausge- 
blieben war. 

Der  Fortschritt  des  Strafrechts  bewegt  sich  demgemäss  in 
der  Richtung  des  Subjectivismus  ;  der  Grad  des  subjectiven 
Verschuldens:  Absicht,  Fahrlässigkeit  und  Zufall  wird  bei 
dem  Strafausmass  allmälig  mehr  und  mehr  berücksichtigt.  Bereits 
Stefan  der  Heilige  unterscheidet  zwischen  absichtlichen 
und  absichtslosen  Missetaten.  Den  Dolus  bezeichnet  er 
mit  verschiedenen  Ausdrücken :  im  accensus  aut  superbia  elatus, 
obdumtus  corde  negledusque  anima,  flde  commaculatus,  corde 
pollutüs?^  Die  Absichtslosigkeit  wird  casus  genannt;  das  Wort 
begreift  unterschiedlos  Zufall  und  Fahrlässigkeit  (entsprechend 
dem  Ungefähr  des  deutschen  Rechts)  ^^  Bei  gewissen  Missetaten 
wird  die  Absicht  zu  einem  begrifflichen  Merkmale,  zu  einem 
integrierenden  Teil  des  Tatbestandes  erhoben,  in  der  Weise, 
dass  der  ohne  böse  Absicht  verursachte  Schaden  überhaupt 
straflos  bleibt.  Das  interessanteste  Beispiel  bietet  hierfür  die 
Brandstiftung,  welche  nur  in  dem  Falle  bestraft  werden  kann, 
wenn  sie  aus  feindlicher  Gesinnung,  per  inlmiütlas  verübt 
wurde.  ^^  Dasselbe  gilt  beim  Meineide,  Gattenmord  und  der 
Verletzung  der  persönlichen  Freiheit.^^  Das  Decretum  Stefans 
des  Heiligen  betrachtet  ferner  bloss  die  absichtliche  Tötung  als 
solche,  welche  einen  Anspruch  auf  Leistung  des  Wergeides 
begründet;  bei  unfährlichem,  durch  Ungefähr  {casus)  herbeige- 
führtem Tode  ist  bloss  ein  relativ  sehr  geringes  Sühngeld  von 
10 — 12  Pensae  zu  zahlen.^* 

*«  Decr.  II.  cap.  14.  (Endlicher  I.  15.),  15.  (I.  17.),  16.  (I.  14.) 

*^  Decr.  II.  cap.  13.  (Endlicher  I.  14.) 

"  Decr.  II.  cap.  30.  (Endlicher  I.  32.) 

''^  Decr.  II.  cap.  14.  (Endlicher  I.  15.),  15.  (I.  17.),  20.  (1.  22.) 

**  Decr.  IL  cap.  13.  (Endlicher  I.  14.),  16.  (I.  14.) 
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Entsprechend  dem  Princip,  dass  nur  der  schädliche  Erfolg, 
das  wirkHch  zugefügte  Übel  Gegenstand  der  Rache  und  Genug- 
tuung, der  Composition  bildet,  war  der  Versuch  ursprünglich 
völlig  straflos.  Die  Entwicklung  setzt  damit  ein,  dass  bei  gewissen 
Verbrechen  die  nächsten  Versuchshandlungen  {proximus  cona- 
tus'^'")  ebenso  bestraft  wurden,  als  das  vollendete  Verbrechen : 
d.  h.  die  der  Ausführung  nahe  stehende  Versuchshandlung 
wurde  als  delidum  sui  generls,  als  ein  Versuchsverbrechen 
gefasst.  Ein  lehrreiches  Beispiel  findet  sich  im  ersten  Buche 
der  Gesetze  König  Stefans  des  Heiligen :  wer  das  Schwert 
zieht,  um  einen  anderen  zu  verletzen,  soll  mit  demselben 
Schwerte  gerichtet  werden.^*^  Allmälig  wird  jedoch  infolge  der 
zunehmenden  Berücksichtigung  der  subjectiven  Tatbestand- 
merkmale der  Versuch  als  solcher  bestraft,  nicht  ausnahmsweise 
als  eigenartiges  Delict,  wie  früher,  sondern  'in  principieller 
Allgemeinheit,  als  ein  leichterer  und  daher  milder  bestrafter  Fall  des 
vollendeten  Delicts.  Diese  Wandelung  vollzog  sich  augenschein- 
lich in  sehr  kurzer  Zeit:  denn  bereits  das  zweite  Buch  der 
Gesetze  Stefans  des  Heiligen  enthält  an  Stelle  des  Versuchs- 
verbrechens die  Bestimmung,  dass  wer  das  Schwert  zieht,  pro 
sola  eva^inatione  gladii  das  halbe  Wergeid  zu  zahlen  habe, 
auch  wenn  er  niemanden  verletzte.  ^^  Hinsichtlich  der  schwersten 
öffentlichen  Verbrechen,  des  Landes-  und  Hochverrats  wurde 
die  ganze  Ärpädenzeit  hindurch  an  jener  ausnahmsweisen 
Regelung  festgehalten  und  der  Versuch  (was  übrigens  nach 
den  meisten  Strafgesetzen  noch  heute  der  Fall  ist),  ja  auch 
die  blosse  Zustimmung  und  die  Kenntnis  des  geplanten  Hoch- 
verrates mit  der  gleichen  Strafe  geahndet,  wie  das  vollendete 
Verbrechen.'^  ^ 

*^  Vgl.  Brunner  a.  a.  O.  II.  S.  559. 

■^  Decr.  I.  cap.  16.  bei  Endlicher  :  „Interdiximus  omnibus,  ut  nullus 
ad  ledendum  aliquem  evaginet  gladium.  Quod  si  quis  posthac  stimulis 
audacie  sue  tactus  temptaverit,  eodem  iuguletur  giadio".  Die  den  Aus- 
gaben des  Corpusjuris  Hungariä  zugrundeliegenden  Handschriften,  welche 
die  Gesetze  Stefans  in  ein  Buch  vereinigen,  haben  dies  Kapitel  nicht. 

"  Decr.  II.  cap.  15.  bei  Endlicher  :  „Si  quis  furore  repletus  evagi- 
naverit  gladium,  et  tarnen  non  leserit,  pro  sola  evaginacione  mediam 
homicidii  compositionem  absolvat".  Ebenso,  mit  sehr  geringen  Abweichun- 
gen, der  Text  des  Corpus  Juris  cap.  49. 

-*  Decr.  II.  cap.  51.  (Endlicher  II.  17.):  „Si  quis  contra  regis  salutem 
auf  dignitatem    quolibet   modo  aliquid  conspiraverit  aut  conspirare  aliquid 
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Das  alte  ungarische  Recht  bestrafte  die  Begünstigung 
mit  grosser  Strenge.  Das  folgte  aus  dem  Grundsatze,  dass  die 
Tat  den  Mann  richte :  der  Täter  hatte  ipso  facto  den  Frieden 
verwirkt  und  es  war  daher  verboten,  ihn  zu  speisen  und  zu 
hofen;  dies  entsprach  durchaus  den  Verhältnissen  des  primi- 
tiven Staates,  da  mangels  öffentlicher  Strafpolizei  die  einzelnen 
Volksgenossen  gehalten  waren,  Polizeidienst  zu  leisten  und  den 
Behörden,  bezw.  dem  Verletzten  bei  der  Verfolgung  der  Misse- 
täter behilflich  zu  sein.  Das  Gesetz  König  Ladislaus  des  Heiligen 
macht  es  den  Gemeindebewohnern  zur  Pflicht,  die  königlichen 
Beamten  zu  unterstützen,  damit  sie  der  Diebe  und  Räuber  hab- 
haft werden ;  namentlich  müssen  sie  bei  Strafe  von  10  Pensae 
unter  Eid  aussagen,  wer  ihnen  als  Dieb  bekannt  sei.'^^ 
Die  strafrechtliche  Haftung  der  Gemeindegenossen  brachte  das 
Institut  der  Diebsrüge  {furem  prodatnare,  ostendere  oder no- 
minare)  hervor.  Wen  das  Dorf  als  Dieb  bezeichnete,  musste  sich 
durch  Gottesurteil  von  der  Klage  reinigen ;  das  Vermögen  des 
Beweisfälligen  wurde  zugunsten  des  königlichen  Fiscus  ein- 
gezogen und  gebürte  davon  ein  Drittel  den  Gemeindegenossen, 
ausgenommen  diejenigen,  die  für  die  Unschuld  des  Diebes  ein- 
getreten waren.^*^  Aus  der  Beteiligung  der  Anzeiger  am  gefrohnten 
Vermögen  mochten  wol  die  Misbräuche  geflossen  sein,  ob  deren 
die  Goldene  Bulle  die  Diebesrüge  gänzlich  abschaffte. ^^  In  den 
königlichen  Decreten  finden  sich  zahlreiche  Bestimmungen  über 
die  Begünstigung.  Als  allgemeine  Regel  galt  wol,  zufolge  der 
Gesetzgebung  Ladislaus  des  Heiligen,  dass  die  Begünstigung, 
wenn  sie  seitens  eines  Privaten  erfolgte,  als  Bruch  des  Königs- 
friedens mit  einer  Busse  von  55  Pensae,  d.  i.  dem  halben 
Wergeide  bestraft  wurde,  vorausgesetzt,  dass  der  Bezichtigte 
sich  durch  Eid  oder  Gottesurteil  von  dem  Verdachte  der  Teil- 
nahme oder  der  Wissenschaft  reinigte ;  gelang  dies  nicht, 
wurde  er  gleich  dem  Täter  bestraft.  ^=^  Wer  sich  des  Missetäters 

tentaverit  seu  tentari  scienter  consenserit,  anathematizetur  et  omnium 
fidelium  communione  privetur". 

"  Decr.  III.  cap.  I. 

"  Decr.  S.  Lad.  II.  cap.  4. 

"  Art.  VI :  „Item  populi  coniurati  in  unum  fures  nominare  non 
possint,  sicut  consueverunt". 

^^  Decr.  S.  Lad.  II.  cap.  5.,  III.  cap.  21.  (Endlicher  22.) ;  decr.  Colom. 
I.  cap.  42. 
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annahm,  trotzdem  er  von  dem  Verbrechen  Kenntnis  hatte, 
namenthch,  wer  es  zu  verhindern  suchte,  dass  der  Dieb  gebun- 
den und  vor  den  Richter  geführt  werde,  zahlt  zunächst  das 
halbe  Wergeid  und  büsst  als  Dieb.^^  Der  öffentliche  Beamte, 
der  im  Verlaufe  des  Strafverfahrens  den  Dieb  irgendwie  begün- 
stigt, wird  gleich  dem  Diebe,  der  sich  in  ein  Asyl  rettete,  als 
Sklave  verkauft.  Diese  Strafe  trifft  nicht  nur  den  pflichtverges- 
senen Richter,  sondern  auch  den  Priester  und  den  Bürgen,  der 
den  in  seine  Kirche  geflohenen,  bezw.  ihm  unter  Haftungspflicht 
ausgelieferten  Dieb  entwischen  lässt.^^  Gemäss  der  den  Einzel- 
nen obliegenden  öffentlichen  Polizeipflicht  erstreckt  sich  der 
Begriff  der  Begünstigung  auch  auf  diejenigen,  die  bei  dem 
Verkauf  einer  gestohlenen  Sache  als  Zeugen  mitwirken.  Sie 
müssen  sich  von  der  Anklage  des  Diebstahls  durch  Gottesurteil 
reinigen;  werden  sie  beweisfällig,  so  trifft  sie  die  ordentliche 
Strafe  des  Diebstahls. -^^  Als  ein  besonderer  Fall  der  Begünsti- 
gung erscheint  der  aussergerichtliche  Ausgleich  mit  dem  Täter; 
das  Verbot  der  Richtung  findet  sich  wol  nur  für  den  Diebstahl 
ausgesprochen,  doch  bestand  es  sicherlich  betreff  aller  von 
Amtswegen  verfolgten  (öffentlichen)  Verbrechen.^®  Sowol  die  Gol- 
dene Bulle,  als  das  Decret  von  1290  verbieten  die  Begünstigung 
der  Verurteilten,  d.  h.  die  Vereitelung  des  Strafvollzuges.^^ 

Es  folgt  aus  dem  Compositionensystem,  dass  bloss  der 
eigentliche  Täter  zur  Rechenschaft  gezogen  wurde.  Dem  Ver- 
letzten, der  von  dem  Täter  Genugtuung  forderte,  war  es  gleich- 
giltig,  ob  dieser  die  Tat  allein  oder  unter  Mitwirkung  anderer 
verübte.  Es  handelt  sich  eben  vor  allem  darum,  Sühne  und 
Genugtuung  zu  erlangen.  Dem  ältesten  Strafrecht  ist  daher  die 
Teilnahme,  namentlich  die  Beihilfe  unbekannt.  Als  je- 
doch die  öffentlich-rechtliche  Entwicklung  des  Strafrechts  ein- 
setzt, bilden   sich   betreff   der   schweren  Verbrechen  besondere 


'^  Decr.  S.  Lad.  II.  cap.  3. 

=>*  Decr.  S.  Lad.  II.  cap.  6.,  III.  cap.  4. 

"  Decr.  S.  Lad.  III.  cap.  11. 

'«  Decr.  S.  Lad.  III.  cap.  18.  (Endlicher  19.) 

^'  Art.  XXVIII.  1222 :  „Si  quis  ordine  iudiciario  fuerit  condemnatus, 
nullus  potentum  possit  eum  defendere".  Art.  XXXIV :  1290 :  „Si  quis  male- 
factorum  coram  aliquo  iudice  convictus  auffugerit,  nullatenus  ipsum  reci- 
piemus,  nee  etiam  defensamus.  Et  similiter  per  barones  nolumus  nee  patiemur 
defensari".  Kovachich,  Sylloge  S.  24,  Endlicher  (Art.  XXVIII.)  S.  619. 
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Strafrechtsregeln  für  die  Beihilfe  aus.  Das  Decret  Ladislaus 
des  Heiligen  bestimmt,  dass  die  Freien,  die  dem  Heimsucher 
Hilfe  leisteten,  sich  mit  55  Byzantiner  Goldstücken  lösen 
sollen ;  die  Sklaven  des  Angreifers  erleiden  dieselbe  Strafe,  wie 
ihr  Herr;  fremde  Sklaven,  die  ohne  Wissen  des  Herrn  an  der 
Heimsuchung  teilgenommen  haben,  werden  verkauft  und  der 
Erlös  zwischen  dem  Verletzten  und  dem  Herrn  geteilt.^" 

Von  der  Bedeutung  des  Geschlechtsverban- 
des für  das  Strafrecht  haben  wir  bereits  zum  Teil  gehandelt. 
Sie  bestand  nämlich  einerseits  darin,  dass  der  Verletzte  mit 
Unterstützung  der  Sippe  für  das  ihm  rechtswidrig  zugefügte 
Übel  sich  Genugtuung  verschaffte.  Auf  der  anderen  Seite 
äusserte  sich  die  Bedeutung  des  Geschlechtsverbandes  in  der 
Verpflichtung  der  Sippegenossen,  für  den  Täter  Sühne  zu 
gewähren.  Umfang  und  Mass  der  Verantwortlichkeit  vermö- 
gen wir  jedoch  auf  grund  der  Quellen  nicht  festzustellen ; 
die  erhaltenen  Nachrichten  beziehen  sich  ausschliesslich  auf 
den  engeren  Familienkreis,  das  Haus,  das  ist  die  unter  der 
Gewalt  eines  Hausvaters  Vereinigten. 

Es  kann  nicht  bezweifelt  werden,  dass  die  Ausschliessung 
aus  der  Friedens-  und  Rechtsgemeinschaft  nach  dem  ältesten 
Recht  die  ganze  Familie  des  Täters  mitbegriff.  Die  ursprüng- 
liche Friedlosigkeit  der  Hausgenossen  spaltete  sich  später  dahin 
ab,  dass  bei  den  schweren  Verbrechen  die  Frau  und  Kinder 
des  Täters  als  Sklaven  verkauft  wurden.^'-'  Laut  dem  Gesetz 
Ladislaus  des  Heiligen  soll,  wer  einen  grossen  Diebstahl  be- 
gangen hat,  falls  er  sich  nicht  in  die  Kirche  rettet,  gehenkt 
werden,  und  seine  ganze  Familie  untergehen ;  doch  gelingt  es 
ihm,  in  ein  Asyl  zu  flüchten,  so  werden  (nach  einer  vielleicht 
späteren  Bestimmung)  nur  die  Kinder  über  zehn  Jahre  ver- 
kauft. König  Kaiman  milderte   die   strafrechtliche  Haftung  noch 


3«  Decr.  S.  Lad.  II.  cap.  11. 

'^  Einige  Gesetzesbestimmungen  Ladislaus  des  Heiligen  nehmen  die 
Kinder  des  Missetäters  von  der  Strafe  der  Knechtschaft  aus,  woraus  sich 
ergibt,  dass  in  der  Regel  auch  die  Kinder  verkauft  wurden.  Der  Richter, 
der  sich  bei  der  Bestrafung  des  Diebes  lässig  gezeigt  hat,  soll  alles  ver- 
lieren „praeter  filios  suos" ;  die  Vorsteher  der  Grenzwächter,  die  den  Aus- 
fuhr\'erboten  zuwider  gehandelt  haben,  „cum  omnibus  quae  habuerint 
pereant ;  soli  filii  et  filiae  in  libertate  permaneant".  Cap.  17.  desselben 
Buches. 
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mehr,  indem  er  bestimmte,  dass  die  Kinder  über  fünfzehn 
Jahre  als  Sklaven  verkauft  werden  sollen,  desgleichen  die  Frau, 
wenn  sie  an  der  Missetat  teil  hatte.-^*'  Trotz  der  allmäligen  Ab- 
nahme war  jedoch  die  strafrechtliche  Haftung  der  Hausgenossen 
noch  im  XIII.  Jahrhundert  nicht  ganz  geschwunden.  Wol  scheint 
Art.  XII  der  Goldenen  Bulle,  worin  der  Wittwe  des  zum  Tode 
Verurteilten  ihre  dos  gewährleistet  wird,  den  Mangel  jeglicher 
Haftung  der  Frau  zu  bekunden;  doch  kennen  wir  spätere 
Fälle,  dass  Frau  und  Kinder  wegen  des  Verbrechens  des 
Mannes,  bezw.  Vaters  als  Sklaven  verkauft  wurden. ^^  Artikel 
XXV:  1231  hob  die  strafrechtliche  Haftung  der  Hausgenossen 
gänzlich  auf,  ausdrücklich  allerdings  nur  bei  Diebstahl  und 
Raub.'*-  Das  slavonische  Statut  regelt  die  vermögensrechtlichen 
Folgen  des  Verbrechens  (Vermögenseinziehung,  Bussen)  in  der 
Weise,  dass  der  abgeschichtete  Sohn  für  die  Missetat  des 
Vaters  und  der  Vater  für  das  Verbrechen  des  abgeschichteten 
Sohnes,  desgleichen  die  abgeteilten  Brüder  gegenseitig  nur  dann 
haften,  wenn  sie  an  der  Missetat  teilgenommen,  oder  zumin- 
dest Kenntnis  davon  besessen  haben.^^  Es  folgt  hieraus,  dass 
die  Haftung  der  Hausgenossen  betreff  der  vermögensrechtlichen 
Folgen  noch  zu  dieser  Zeit  eine  unbeschränkte  war. 

Die  Friedlosigkeit,  die  nach  dem  ältesten  Strafrecht  den 
Missetäter  traf  und  ihn  seiner  Rechtspersönlichkeit  gänzlich 
entkleidete,  wirkte  noch  lange  darin  nach,  dass  die  Verurtei- 
lung zum  Tode  oder  zu  einer  Gliederstrafe  die  Verminderung 
der  Rechtsfähigkeit  nach  sich  zog.  Der  Verurteilte  ist  unfähig, 
einen  Eid  zu  schwören,  Zeugnis  abzulegen,  Klage  zu  erheben, 
ein  richterliches  oder  sonst  ein  Amt,  zu  dessen  Führung  Unbe- 


*"  Decr.  S.  Ladislaus  II.  cap.  1.  und  12.  Decr.  Colom.  I.  cap.  56.: 
„Uxor  furis  quae  particeps  est  sceleris  mariti  merito  mancipetur  servituti. 
Filii  quoque  eorum  quindecim  annorum  et  ultra  matris  poenam  sortiantur. 
Qui  vero  infra  quindecim  annos  fuerint,  impune  dimittantur". 

*^  1228  verurteilt  das  Königsgericht  den  treubrüchigen  Kämpen  Achil- 
les zu  ewiger  Knechtschaft:  „ipse,  et  uxor  ipsius,  nee  non  liberi,  tarn 
masculini,  quam  feminei  sexus,  tarn  nati,  quam  in  posterum  nascituri  in 
perpetuam  servitutem  redacti".  PejiSr  C.  D.  111,2  S.  148.  Siehe  noch  Reg. 
de  Värad  Nr.  150. 

"  „Uxores  furum  vel  latronum  ac  eorum  liberi  pro  delictis  patrum 
non  vendantur." 

"  Art.  14.  Endlicher  S.  539. 
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scholtenheit  der  Ehre  erforderlich  ist,  zu  bekleiden.*^  Wir  pflegen 
diesen  partiellen  Verlust  der  Rechtsfähigkeit,  der  in  der  Min- 
derung des  sittlichen  Wertes  beruht,  im  Gegensatze  zur  Fried- 
losigkeit  oder  völligen  Rechtlosigkeit  als  Ehrlosigkeit  oder 
Rechtlosigkeit  im  engeren  Sinne  zu  bezeichnen. 

Der  Stand  der  Parteien  ist  strafrechtlich  nach  zwei 
Richtungen  bedeutsam.  Einerseits  kann  zufolge  des  herrschen- 
den Compositionensystems  der  Verletzte  je  nach  seinem  Stande 
ein  grösseres  oder  geringeres  Sühngeld  beanspruchen ;  anderer- 
seits ist  häufig  auch  die  Strafe  nach  dem  verschiedenen  Stande 
des  Täters  eine  verschiedene. 

In  den  westlichen  Staaten  wird  dem  vornehmeren  Stande 
ein  höheres  Wergeid  und  Busse  gewährt.^''  In  Ungarn  beträgt 
unter  den  Ärpädenkönigen  das  Freienwergeld  unterschiedlos 
110  Pensae.  Der  Betrag  der  Composition  bringt  also  einzig  den 
Standesunterschied  zwischen  dem  Freien  und  dem  Sklaven  zum 
Ausdrucke,  da  dieser  überhaupt  kein  Wergeid  besitzt  und  der 
Herr,  dem  ein  Sklave  getötet  worden,  bloss  Ersatz  fordern 
kann,  in  Geld  oder  mittelst  Überlassung  eines  gleichwertigen 
Sklaven.*^ 

Der  höhere  Stand,  oder  richtiger  die  vornehmere  sociale 
Stellung  des  Täters  wirkte  zumeist  hinsichtlich  der  compositio- 
nalen  Vermögensstrafen  als  Erschwerungs-,  betreff  der  pein- 
lichen Strafen  als  Milderungsgrund.  Sowol  Stefan,  als  Ladislaus 
der  Heilige,  unterscheiden  bei  der  Festsetzung  der  Compositio- 
nen  bald  drei,  bald  zwei  sociale  Stufen.  Die  Bestimmung  Stefans 
des  Heiligen  über  den  Gattenmord  enthält  je  ein  besonderes 
Strafausmass  für  den  comes,  miles  und  vulgaris,  das  vom  Mein- 
eide und  dem  Frauenraub  handelnde   Kapitel   besondere   Sätze 

^*  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  3.  (Endlicher  I.  3.) :  „Testes  autem  et 
accusatores  clericorum  sine  aliqua  sint  infamia".  Decr.  Colom.  I.  cap.  27 : 
„Cuiuscunque  testimonium  falsum  inveniatur,  eius  testimonium  amplius 
non  recipiatur".  Cap.  29:  „ludicis  pristaldos  tales  esse  praecipimus,  quales 
idoneos  testes  fieri  iusseramus  supra".  Über  den  Verlust  des  Actorats  vgl. 
Hajnik,  A  magyar  birösägi  szervezet  es  perjog  S.  164 — 165. 

''  Vgl.  Brunner  a.  a.  O.  I.  S.  86.  224  ff,  II.  S.  613  ff. 

*®  Decr.  S.  Steph.  1.  cap.  14.  bei  Endlicher  (fehlt  im  Corpus  Juris) 
„Si  alicuius  servus  servum  alterius  occiderit,  reddatur  servus  pro  servo 
aut  redimatur.  Si  vero  liber  alicuius  occiderit  servum,'  reddat  alium  servum 
vel  pretium  componat".  Siehe  auch  decr.  S.  Steph.  II.  cap.  36.  (End- 
licher II.  3.) 
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für  den  Valens,  bezw.  miles  und  den  vulgaris.  Ladislaus  der 
Heilige  unterscheidet  bei  der  Begünstigung  den  comes,  minister 
und  plebeius,  später  bloss  den  comes  und  plebeius}''  Hinsicht- 
lich der  peinlichen  Strafen  findet  sich  nur  der  Unterschied 
zwischen  dem  Freien  und  Sklaven  berücksichtigt,  namentlich 
beim  Diebstahl. ^^ 

Eine  wichtige  Rolle  spielte  im  mittelalterlichen  Strafrecht 
das  Institut  der  Schutzstätte  (A  s  y  l).  Es  ist  ein  Werk  der  Kirche 
und  der  kirchlichen  Reaction  gegen  die  Grausamkeit  der  pein- 
lichen Strafen.  Das  Decret  Ladislaus  des  Heiligen  zählt  die 
Kirche,  den  Königshof  und  den  bischöflichen  Sitz  als  Asyle 
auf.*^  Der  todeswürdige  Verbrecher,  dem  es  gelang  sich  in  eine 
Kirche  zu  flüchten,  rettete  damit  sein  Leben.  Die  Todesstrafe 
durfte  nicht  mehr  vollzogen  werden :  stand  er  in  Fehde,  so  war 
es  verboten  ihn  seinen  Gegnern  auszuliefern.  Das  Asyl  gewährte 
jedoch  dem  Flüchtigen  keine  völlige  Straflosigkeit.  Er  wurde 
einem  Gottesurteil  unterworfen,  und  wenn  er  beweisfällig  wurde, 
bestraft,  „als  ob  er  niemals  die  Kirche  betreten  hätte ",°"  immer- 
hin jedoch  mit  einer  gelinderen  Strafe,  denn  der  Tod.^^  Obwol 
die  weltliche  Macht  das  Institut  des  Asyls  anerkannte  und 
respectierte,  verbot  sie  es  dennoch  den  Privaten  nicht  weniger, 
als  den  öffentlichen  Beamten,  die  Flucht  ins  Asyl  zu  fördern. 
Wer  den  Dieb,  den  er  bereits  festgenommen  hatte,  unvorsich- 
tiger Weise  in  eine  Schutzstätte  entwischen  Hess,  verlor  den 
Anspruch  auf  den  Häscherlohn.^"^  Wer  dem  Sklaven,  der  einen 
Diebstahl  begangen  hatte,  den  Rat  erteilte,  sich  in  eine  Kirche 
zu  retten,  zahlte  zwei  Pensae  an  die  betreffende  Kirche.^^  Bei 
Landes-  und  Hochverrat  war  das  Asylrecht  überhaupt  aus- 
geschlossen.^^ 

♦'  Decr.  S.  Steph.  11.  cap.  14.  (Endlicher  1.  15.),  15.  (I.  17.),  16.  (I. 
14.),  25.  (I.  27.);  S.  Lad.  III.  cap.  21.  (22.) 

*«  Siehe  unten  §.  3.  Punkt  4. 

"  Decr.  II.  cap.  1.  und  2.  Dass  der  Königshof  noch  im  XIII.  Jahr- 
hundert als  Friedensstätte  galt,  bezeugt  Art.  1 1  des  grossen  Kumanenprivi- 
legs  von  1279 :  „.  .  .  si  .  .  .  pertinens  ad  mortem  ad  nos  confugere  posset 
incidenter,  ex  tunc  huiusmodi  effusionem  sanguinis,  ex  hoc  quod  ad  nos 
pervenit,  evadet".  Endlicher  S.  563. 

*o  Decr.  S.  Lad.  III.  cap.  17. 

"  Siehe  decr.  S.  Lad.  cap.  12.,  III.  cap.  4. 

*^  Decr.  S.  Lad.  II.  cap.  1 :  „Careat  qui  non  cavet,  vendicatione  furti" 

"  Decr.  S.  Lad.  III.  cap.  5. 

**  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  51.  (Endlicher  II.  17.) 
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§.  2.  Die  Strafen. 

Die  Reaction  gegen  die  Missetaten  erfolgte  zum  teil  seitens 
der  öffentlichen  Gewalt,  zum  teil  seitens  der  Privaten:  des  Ver- 
letzten und  seiner  Sippe.  Die  Strafen  zerfallen  daher  in  zwei 
Gruppen:  in   öffentliche   und  Privatstrafen. 

Wirkliche  Strafen  nach  heutigem  Begriffe  sind  bloss  die 
öffentlichen  Strafen :  bloss  sie  sühnen  die  Verletzung  der  öffent- 
lichen Rechtsordnung;  die  Privatstrafen  gewähren  unmittelbar 
bloss  dem  Verletzten  Genugtuung  und  Schadenersatz.  Das 
Sühngeld,  die  Composition  nimmt  jedoch  allmälig  mehr  und 
mehr  den  Charakter  einer  öffentlichen  Strafe  an.  Das  äussert 
sich  in  mancherlei  Erscheinungen,  die  wir  oben  ausführlich 
besprochen  haben.  Erstens  gebürt  nun  ein  Teil  der  Composi- 
tion dem  Richter  als  Vertreter  der  öffentlichen  Gewalt.  Ferner 
wird  manchmal  die  Composition  geleistet,  trotzdem  keine 
Verletzung  vorliegt,  Befriedigung  und  Ersatz  also  nicht  gefor- 
dert werden  könnte;  z.  B.  wer  das  Schwert  zieht,  wenn  er  auch 
niemanden  verletzte,  zahlt  das  halbe  Freienwergeld.  Sehr  häufig 
übersteigt  auch  die  Composition  das  natürliche  Mass  des  Er- 
satzes, das  Äquivalent  des  Schadens,  so  beträchtlich,  dass  sie 
als  eigentliche  Strafe  betrachtet  werden,  z.  B.  wenn  der  Freie, 
der  eine  Sache  von  zehn  Denaren  gestohlen  hat,  das  Zwölf- 
fache büssen  und  obendrein  einen  Ochsen  geben  muss.^  Die 
öffentlich-  und  privatrechtlichen  Elemente  der  Composition  gehen 
mehr  und  mehr  in  einander  über,  so  dass  es  häufig  schwer 
ist,  die  beiden  wesentlich  verschiedenen  Bestandteil  zu  scheiden. 
Dennoch  müssen  wir  bei  der  Festsetzung  der  rechtlichen  Natur 
der  Vermögensstrafen   die   beiden   durchaus   auseinanderhalten. 

Obwol  das  alte  ungarische  Strafrecht  hinsichtlich  der 
Strafarten  und  des  Strafvollzugs  in  vielen  Dingen  mit  dem 
Strafrecht  der  westlichen  Staaten  übereinstimmte,  entwickelte 
sich  auf  grund  der  königlichen  Gesetzgebung  gewohnheits- 
rechtlich ein  eigenartiges  ungarisches  Strafen- 
system, was  der  Freibrief  des  Erzbischofs  von  Esztergom  für 
die   Gemeinde   Keresztür  (1246)   zu   klarem   Ausdrücke  bringt, 

'  Decr.  S.  Lad.  I.  cap.  14. 
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indem   er  bestimmt,    dass   „in  peinlichen  Sachen  nach  ungari- 
schem Rechtsbrauche  gestraft  werde ".^ 

Als  Strafarten  können  wir  unterscheiden :  1 .  die  Todes- 
strafe, 2.  Leibesstrafen,  3.  Freiheitsstrafen,  4,  Vermögensstrafen, 
5.  Ehrenstrafen. 

1.  Die  Todesstrafe  war  ursprünglich  die  Folge  der 
Friedlosigkeit ;  den  aus  dem  Frieden  Gesetzten  durfte,  ja  sollte 
jedermann  tödten.  Die  Friedlosigkeit  begriff  jedoch  mehr  in  sich, 
als  die  blosse  Lebensstrafe,  denn  der  Friedlose  verlor  ausser 
dem  Leben  auch  Familie  und  Vermögen.  Dieser  Grundsatz  des 
ältesten  Strafrechts  wirkt  auch  später  fort,  indem  zu  Beginn  der 
Ärpädenzeit  die  Todesstrafe  noch  nicht  als  selbständige  Strafe, 
sondern  in  Verbindung  mit  der  Einziehung  des  Vermögens  und 
der  Vernichtung  der  Familie  erscheint.  So  nach  den  Gesetzen 
Stefans  des  Heiligen  und  König  Kaimans  beim  Landes-  und 
Hochverrat;^  nach  dem  Decret  Ladislaus  des  Heiligen  büsst 
auch  der  handhafte  Dieb  und  wer  einen  grossen  Diebstahl 
begangen  hat,  Leben  und  Gut  und  Familie  ein,  falls  er  sich 
nicht  in  ein  Asyl  rettet.*  Die  fortschreitende  Entwicklung 
beschränkt  jedoch  die  Verbindung  der  Lebensstrafe  und  des 
Vermögensverlustes  auf  den  Fall  des  Hochverrats  und  der  Treu- 
losigkeit. Todesstrafe  und  Einziehung  des  Vermögens  werden 
als  selbständige  Strafen  jede  besonders  verhängt  (letztere  häufig 
als  Äquivalent  der  ersteren).^  Die  Selbständigkeit  der  Todes- 
strafe zeigt  sich  namentlich  in  den  Stadtrechten :  nach  dem 
Rechtsbuch  von  Selmeczbänya  geht  kein  Bürger,  und  sei  die 
Missetat  noch  so  gross,  seines  Vermögens  verlustig,  sondern  es 
verbleibt  zu  friedlichen  Besitze  der  Frau  und  der  Kinder.^  Eine 

*  Art.  5 :  „In  criminalibus  causis  puniuntur  more  hungarico".  End- 
licher S.  469. 

'  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  35.  (Endlicher  II.  2.):  „Nee  pro  ullius 
causa  reatus  detrimentum  bonorum  suorum  patiatur  quis,  nisi  consiliatus 
mortem  regis  aut  traditionem  regni  fuerit".  Siehe  auch  cap.  51.  (II.  17.) 
und  decr.  Colom.  II.  cap.  6.  (bei  Endlicher,  Synodus  altera  Art.  2.  und  3.) 

*  Decr.  S.  Lad.  II.  cap.  1.  und  12. 

^  Decr.  S.  Lad.  II.  cap.  8.  und  11.;  decr.  Colom.  I.  cap.  77. 

*  „So  wellen  wir  auch  und  gebietnn  vestiglich  zu  behalltnn, 
ob  ein  man  einen  todslaag  beginng,  oder  also  grosse  missetatt,  so  soll 
kein  Lannt  Richter,  noch  keiner  unser  ambttlewtt  keinen  Gewalt  on  seinen 
guett,  farund  oder  unfarunde  begern,  noch  der  Richtter,  noch  die  gesworen 
von   der   Statt,   wie   wol   er   doch   schuldig  und  vorfluchttig  worden  say. 
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Ausnahme  macht  das  Recht  der  Stadt  Pozsony,  laut  welchem 
der  Dieb  und  der  Friedebrecher  sein  Leben  und  Gut  veriiert.^ 
Die  Trennung  der  beiden  Strafen  bezeugt  ferner  das  Decret 
von  1298;  es  finden  sich  darin  bereits  die  Ansätze  zur  capitalis 
sententia  (der  auf  die  Gewalttat,  factum  potentiae,  gesetzten 
Strafe)  der  nächsten  Periode,  wonach  das  Strafurteil  stets  auf 
Verlust  des  Lebens  und  des  Vermögens  lautet,  der  Vollzug 
jedoch  alternativ  das  Leben  oder  das  Vermögen  des  Ver- 
urteilten, aber  niemals  beides  trifft.** 

Gleich  der  Treulosigkeit  und  dem  Hochverrat  wurde  auch 
die  falsche  Anklage  wegen  dieser  Verbrechen  mit  dem  Verluste 
des  Lebens  und  Vermögens  gebüsst.  Das  slavonische  Statut 
von  1273  setzt  die  poena  talionis  auf  die  falsche  Anklage 
wegen  Majestätsverietzung  und  Falschmünzerei.'-'  Da  das  alte 
ungarische  Recht  die  falsche  Anklage  überhaupt  nach  dem 
Princip  der  Talion  behandelte  (was  unten  des  näheren  gezeigt 
werden  soll),  kann  nicht  bezweifelt  werden,  dass  auch  das 
Landesrecht  betreff  dieser  schwersten  Fälle  das  gleiche  be- 
stimmte. Nach  dem  Decret  Stefans  des  Heiligen  wird  mit  dem 
Tode  bestraft,  wer  mit  dem  Schwert  einen  Menschen  tötet. 
Ladislaus  der  Heilige  setzt  Einkerkerung  und  Vermögens- 
einziehung darauf ;  falls  das  eingezogene  Vermögen  weniger  als 


sondern  sein  hawsfraw  und  Ire  erbnn  sollen  es  besitznn  mit  frid  und  mit 
gemach«.  Wenzel  III.  S.  207. 

'  Siehe  Kiräly,  Pozsony  väros  Joga  [Recht  der  Stadt  Pozsony]  S.  323. 

-  Art.  LH  :  1298  :  „Item  si  quis  aliquem  non  casualiter,  sed  potentia- 
üter  ex  concepta  malitia  interfecerit,  tunc  per  dominum  regem  eidem  gratia 
non  fieri  debet,  nisi  ex  voluntate  fratrum  et  proximorum  ipsius  interfecti, 
sed  talis  reus  plecti  debet  vindicta  capitis,  si  apprehendi  poterit.  Sin  autem, 
tunc  possessionariae  portiones  suae  occupari  debent".  —  Dasselbe  ver- 
ordnet Art.  LIII.  hinsichtlich  der  unfährlichen  Tötung,  mit  dem  Unterschiede, 
dass  die  den  Verwandten  des  Getöteten  als  Voraussetzung  der  Gnade 
zu  gewährende  Genugtuung  nicht  der  freien  Richtung  der  Parteien  unter- 
liegen, sondern  von  den  Grossen  festgesetzt  werden  soll.  Dieselben  Regeln 
sollen  nach  Art.  LIV  „in  factis  potentiae,  calumniae  et  aliis  his  similibus" 
angewendet  werden.  Kovachich,  Sylloge  S.  44—45.  Für  die  Periode  der 
Könige  aus  den  verschiedenen  Häusern  vgl.  Hajnik,  A  magyar  birösägi  szer- 
vezet  es  perjog  [Ung.  Gerichtsverfassung  und  Gerichtsverfahren]  S.  390  ff. 

®  Art.  6 :  „Item  si  quis  alteri  crimen  obiecerit  lese  maiestatis  vel 
dixerit,  quod  falsam  cudi  faciat  monetam,  si  convincere  non  possit,  penam 
pati  debeat  talionis".  Endlicher  S.  538. 


431 


110  Pensae  beträgt,  wird  der  Täter  als  Sklave  verkauft.^'' 
Todesstrafe  trifft  ferner  nach  dem  Gesetze  Stefans  des  Heiligen 
den  zum  zweiten  Male  rückfälligen  Dieb,  den  Freien  sowol,  als 
den  Sklaven. ^^  Ladislaus  der  Heilige  verschärfte  die  Strafe :  der 
Dieb  büsst  seine  Missetat  mit  dem  Leben,  wenn  er  einen 
grossen  Diebstahl  begangen,  d.  i.  eine  Sache  über  zehn  Denare 
gestohlen  hat,  desgleichen  bei  handhafter  Tat,  falls  die  ge- 
stohlene Sache  auch  nur  den  Wert  eines  Huhnes  übersteigt.^ ^ 
König  Kaiman  führte  als  ordentliche  Strafe  des  Diebstahls  die 
Blendung  ein.^^  Später  sehen  wir  wieder  die  Todesstrafe  zur 
Anwendung  gelangen,  und  es  gilt  das  ganze  Mittelalter  hindurch 
als  Regel,  dass  der  Diebstahl  über  einer  gewissen  geringen  Wert- 
grenze mit  dem  Tode  bestraft  wird.  Gegen  das  Ende  der 
Periode  erscheint  die  Todesstrafe  auch  bei  den  Verbrechen,  die 
späterhin  unter  den  Begriff  der  Gewalttat  zusammengefasst 
werden,  allgemein  angewendet.  Die  Stadtrechte  ahndeten  gleich- 
falls zahlreiche  Verbrechen  mit  dem  Tode.^* 

Das  Landesrecht  kannte  nur  zwei  Vollzugsarten  der  Todes- 
strafe :  die  Enthauptung  mit  dem  Schwerte  und  das  Hen- 
ken, die  Hinrichtung  am  Galgen  {paübulum)}'-'  Die  qualificier- 
ten  Vollzugsarten  der  Todesstrafe :  das  Rädern,  Zerreissen, 
Ertränken,  Verbrennen,  treten  uns  bloss  in  den  städtischen 
Rechten  entgegen. ^^  Die  Todesstrafe  konnte  ursprünglich,  als 
sie  noch  einfach  die  Spielart  der  Friedlosigkeit  war,  von  jeder- 
mann vollzogen  werden.  Sobald  jedoch  die  Todesstrafe  sich  als 
selbständige  Strafart  entwickelt,  steht  das  Recht  des  Straf- 
vollzugs principiell  der  öffentlichen  Gewalt  zu.  Ein  Überbleibsel 
des  älteren  Rechts  ist  in  der  bereits  besprochenen  Bestimmung 
Stefans  des  Heiligen  über  die  Zauberer  und  Giftmischer  ent- 
halten,  welche   die   Bestrafung   (ja  auch  das  Mass  der  Strafe) 

1"  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  46.  (Endlicher  II.  12.);  decr.  S.  Lad. 
II.  cap.  8. 

^^  Decr.  I.  cap.  40.  41.  (Endlicher  II.  6.  7.) 

^-  Decr.  II.  cap.  1.,  III.  cap.  8. 

^^  Decr.  I.  cap.  56. :  „Für  inventus  in  iudicio  culpabilis,  aboculetur". 

^*  Siehe  unten  §.  3. 

'^  Decr.  S.  Steph.  IL  cap.  46.  (Endlicher  II.  12.) :  „Si  quis  hominem 
gladio  occiderit,  eodem  iuguletur  gladio".  Decr.  S.  Lad.  II.  cap.  1.:  „. .  .  ut 
ipse  für  .  .  .  suspendatur  .  .  .  Si  autem  de  manu  fideiussoris  evaserit,  de 
patibulo  quidem  liberetur".  Siehe  auch  decr.  II.  cap.  12. 

1«  Rechtsbuch  von  Selmeczbänya  Art.  19.  (Wenzel  III.  S.  213.) 
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dem  Verletzten,  bezw.  der  beleidigten  Sippe  überlässt,  so  dass 
der  Vollzug  der  Todesstrafe  in  solchen  Fällen  als  Recht  und 
Pflicht  der  Partei  erscheint.^'' 

2.  Die  Leibesstrafen  sind  zum  teil  verstümmelnde 
Leibesstrafen  oder  Gliederstrafen,   zum   teil   Züchtigungsstrafen. 

a)  Die  verstümmelnde  Leibesstrafe  (mutilaäo, 
detnmcatio  membroniniy^  besteht  in  der  Vernichtung  eines 
selbständige  Functionen  versehenden  Gliedes  oder  Körperteils. 
Hierher  gehören  das  Ausreissen  des  Auges  oder  die  Blendung, 
das  Abschneiden  der  Nase,  der  Ohren,  der  Zunge,  das  Abhauen 
von  Hand  oder  Fuss. 

Die  Gliederstrafe  wurde  vor  allem  als  Ersatz  der  To- 
desstrafe angewendet  und  galt  als  deren  Äquivalent.  Nach 
dem  Gesetze  Ladislaus  des  Heiligen  entrinnt  wol  der  Dieb, 
der  sich  in  ein  Asyl  geflüchtet  hat,  dem  Tode,  aber  er  muss 
dafür  eine  verstümmelnde  Strafe,  die  Blendung  erdulden.^  ^  Auch 
manche  andere  Momente  der  Geschichte  des  Diebstahls  bezeugen 
die  Abschwächung  der  Lebensstrafe  zu  Gliederstrafen.  Stefan 
der  Heilige  bestrafte  den  Sklaven,  der  zum  ersten  Male  stahl, 
mit  Abschneiden  der  Nase,  den  (einmal)  rückfälligen  mit 
Abschneiden  der  Ohren.^**  König  Kaiman  setzte,  wie  erwähnt, 
an  Stelle  der  Todesstrafe  die  Blendung,  als  ordentliche  Strafe 
des  Diebstahls  fest.  Ferner  wurde  die  Gliederstrafe  häufig  als 
spiegelnde,  oder  Zeichenstrafe  zur  Anwendung  gebracht,  so 
beim  Meineide,  der  Verleumdung,  dem  Gebrauch  falscher  Masse, 
Falschspielerei.  ^^  Auf  dem  Princip  der  Talion  beruht  die  Anwen- 
dung der  verstümmelnden  Leibesstrafe  bei  der  mit  dem  Schwert 
verübten  schweren  Körperverletzung.'^'^  Als  Nebenstrafe  findet 
sich  die  Verstümmelung  im  Decret  Ladislaus  des  Heiligen : 
der  wegen  Diebstahl  als  Sklavin  verkauften  Ehefrau  wird 
obendrein  die  Nase  abgeschnitten,  der  Wittwe  in  gleichem  Falle 
das  eine  Auge  ausgerissen.^' 

'^  Decr.  II.  cap.  32.  (Endlicher  I.  34.) 

'®  Vgl.  decr.  Colom.  I.  cap.  84. 

'9  Decr.  II.  cap.  12. 

'"'  Decr.  II.  cap.  39.  40.  (Endlicher  II.  6.) 

"  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  15.  (Endlicher  I.  17.),  cap.  54.  (II.  29.) 
Rechtsbuch  von  Selmeczbänya  Art.  5  und  28 :  („Man  sol  den  feischer  die 
würffll  durch  die  hannd  slagn")  Wenzel  III.  209.  215. 

*==  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  47.  (Endlicher  II.  13.) 

"  Decr.  111.  cap.  6. 
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Die  Gliederstrafe  l^onnte  in  manchen  Fällen  abgelöst 
werden.  So  nach  dem  Decret  Stefans  des  Heiligen  das  Abschnei- 
den der  Nase  und  der  Ohren  beim  Diebstahl,  das  Abhauen 
der  Hand  beim  Meineide. 

b)  Züchtigungsstrafen  (das  deutsche  Recht  kennt 
sie  als  Strafen  zu  Haut  und  Haar)  sind  das  Abschneiden  des 
Haupthaares,   die  Geisselung,  Prügelstrafe   und   Brandmarkung. 

Das  Abschneiden  des  Haupthaares  kam  regel- 
mässig nebst  der  Geisselung  und  Prügelung  bei  den  Verbrechen 
und  Vergehen  gegen  Glauben  und  Sitte  zur  Anwendung,  so 
als  Strafe  der  Störung  des  Gottesdienstes  oder  des  Fernbleibens 
davon ;  ferner  bei  Unzucht  mit  fremden  Mägden.^*  Als  Neben- 
strafe findet  sich  das  Abschneiden  des  Haares  (gleichfalls  in 
Verbindung  mit  der  Prügelstrafe)  bei  der  Straf knechtschaft.^^ 
Die  Geisselung  und  Prügelung  wurde  häufig  auch 
selbständig  angewendet,  so  als  Strafe  des  lässigen  Richters,  des 
Wahrsagers,  derjenigen,  die  den  sonntäglichen  Gottesdienst  ver- 
säumten,^^ und  wurde  zu  grösserem  Schimpfe  gewöhnlich  auf  Märk- 
ten, oder  an  Festtagen,  an  der  Kirche  vollzogen.  Die  Stadtrechte 
enthalten  hierüber  ausführliche  Bestimmungen.^^  Die  Brand- 
mark u  n  g  findet  sich  für  zwei  Straffälle  vorgeschrieben.  Stefan 
der  Heilige  verordnete,  dass  die  rückfällige  Hexe  mit  dem 
Kirchenschlüssel  auf  der  Stirne,  der   Brust   und   den   Schultern 

-*  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  8.  (Endlicher  I.  9.),  cap.  18.  (I.  19.) 
Cap.  26.  (Endlicher  I.  28.)  bestimmt :  „Si  quis  .  .  .  improvidus  .  .  .  forni- 
catur  cum  ancilla  alterius,  sciat  se  reum  criminis  et  pro  eodem  crimine 
imprimis  decoriari.  Si  vero  secundo  cum  eadem  fornicatus  fuerit,  iterum 
decorietur  et  depiletur".  Unter  decoriaiio  wurde  bis  vor  kurzem  die  Skal- 
pierung verstanden,  bis  Fl.  Mätyäs  den  Nachweis  erbrachte,  dass  es  einfach 
Prügelung  bedeute.  Die  decoriatio  wurde  nämlich,  wie  das  eben  angeführte 
Kapitel  zeigt,  manchmal  wiederholt,  während  doch  die  Skalpierung  unmög- 
lich zum  zweiten  Male  vorgenommen  werden  kann.  Törteneti  egyezesek  stb. 
Akad.  Ertes.  [Historische  Übereinstimmungen  etc.  Jahresbericht  der  Akad.] 
Jg  1896  S.  595. 

"  Decr.  S.  Lad.  II.  cap.  11. 

"  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  26.  (Endlicher  I.  28.),  cap.  32.  (I.  34.) 
infine;  decr.  S.  Lad.  I.  cap.  11.,  III.  cap.  24.  (Endlicher  25.)  Im  Falle  der 
Verletzung  der  Sonntagsruhe  wurde  die  Geisselung  anstatt  der  Einziehung 
der  Werkzeuge  angewendet :  „cum  cute  redimat".  Decr.  S.  Steph. 
II.  cap.  7.  (I.  8.). 

"  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  18.  (Endlicher  1.  19.) ;  decr.  S.  Lad. 
II.  cap.  11.  Rechtsbuch  von  Selmeczbänya  Art.  16.  Wenzel  III.  S.  212. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  28 
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gezeichnet  werde. ^®  König  Kaiman  befahl  die  beiden  Wangen 
des  falschen  Zeugen  mit  glühenden  Eisen  zu  brandmarken.^^ 
Später  pflegte  man  auch  den    Urkundenfälscher   zu   zeichnen.'^ 

3.  Die  Abarten  der  Freiheitsstrafen  waren  a)  die 
Strafknechtschaft,  b)  die  Verbannung  und  c)  die   Einkerkerung. 

a)  Die  Strafknechtschaft  war  die  schwerste  und  zugleich 
die  am  häufigsten  angewendete  Art  der  Freiheitsstrafe.  Sie 
erscheint  zunächst,  gleich  den  Gliederstrafen,  als  Surrogat  der 
Todesstrafe.  Es  galt  als  allgemeine  Regel,  dass  der  todeswür- 
dige Verbrecher,  falls  er  in  ein  Asyl  flüchtete,  wol  sein  Leben 
rettete,  aber  als  Sklave  verkauft  wurde.^^  Sie  wurde  ferner  als 
ergänzende  Strafe  angewendet,  wenn  der  Täter  das  Sühngeld 
nicht  zu  bezahlen  vermochte :  Stefan  der  Heilige  bestimmte, 
dass  der  Freie,  der  zum  ersten  oder  zweiten  Male  einen  Dieb- 
stahl begieng,  falls  er  sich  nicht  lösen  konnte,  als  Sklave  ver- 
kauft werde  f^  nach  dem  Gesetze  Ladislaus  des  Heiligen  „verlor" 
der  Freie,  der  einen  Menschen  mit  dem  Schwerte  tötete,  wenn  sein 
Vermögen  weniger  als  110  Pensae  betrug,  „obendrein  seine 
Freiheit", ^^  ebenso  der  Heimsucher,  wenn  sein  Vermögen 
zur  Genugtuung  nicht  hinreichte.  Doch  findet  sich  die  Straf- 
knechtschaft noch  in  manchen  anderen  Fällen :  sie  wird  dem 
Richter  angedroht,  der  es  unterlässt,  den  Dieb  zu  bestrafen,  dem 
adeligen  Hausdiebe,  der  Diebin,  dem  Sammler  des  irrenden 
Gutes  (Sklaven  und  Vieh),  der  vor  der  Einlieferung  und  der 
öffentlichen  Schaustellung  irgend  etwas  verheimlicht  oder  ver- 
schenkt, desgleichen  dem  Empfänger  einer  solchen  herrenlosen 
Sache. ^*  Die  Strafknechtschaft  wurde  häufig  durch  Abschneiden 
des  Haupthaares,  Prügelung  oder  Verstümmelung  verschärft; 
als  ausgezeichnete  Art  erscheint  ferner  die  Verknechtung  ins 
Ausland.2^ 

'®  Decr.  II.  cap.  31.  (Endlicher  I.  33.) 

"  Decr.  I.  cap.  83. 

^«  Siehe  z.  B.  Fej£r  C.  D.  III/l  S.  364. 

"  Decr.  S.  Lad.  III.  cap.  4. 

'*  Decr.  II.  cap.  41.  (Endlicher  II.  7.) 

"  Decr.  II.  cap.  8.  11. 

»*  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  29.  (Endlicher  I.  31.);  decr.  S.  Lad. 
11.  cap.  6.  9.,  III.  cap.  13.  Vgl.  Schiller,  Art.  Bitang  jöszäg  [Irrendes  Gut] 
in  MJL.  II.  S.  156  f. 

"  Decr.  S.  Lad.  II.  cap.  9. :  „.  .  .  ut  exul  venumeat" ;  decr.  III.  cap.  4 : 
„venumdetur  in  aliam  patriam".  Decr.  Colom.  I.  cap.  77. 
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Die  Straf knechtschaft  war  in  der  Regel  eine  dauernde, 
lebenslängliche  Strafe.  Es  gehört  eher  in  das  Processrecht, 
als  ins  Strafrecht,  dass  in  Busssachen  der  Verurteilte,  der  die 
verwirkte  Busse  nicht  zu  bezahlen  vermochte,  nebst  seiner 
Familie  in  die  Knechtschaft  des  Gläubigers  gegeben  wurde, 
bis  sich  jemand  fand,  der  die  Busse  an  seiner  Statt  be- 
zahlte. ^^ 

b)  Die  Verbannung  kam  ursprünglich  als  verschärfen- 
des Moment  bei  der  Verknechtung  zur  Anwendung,  und  war 
also  lebenslängliches  Exil.  Später  erscheint  sie  jedoch  als  selb- 
ständige Strafe  von  bestimmter  Dauer ;  besonders  in  den  Stadt- 
rechten bei  geringeren  Missetaten.^  ^  Manchmal  begegnet  sie  uns 
allerdings  auch  in  den  Städten  als  lebenslängliche  Strafe,  und 
zwar  in  Verbindung  mit  der  Einziehung  des  Vermögens,^'' 

c)  Die  Einkerkerung,  der  Freiheitsverlust  von  be- 
stimmter Dauer,  die  ordentliche  Strafe  unseres  heutigen  Straf- 
rechts, ist  die  am  seltensten  angewendete  Strafart  der  Periode. 
Nach  dem  Decret  Ladislaus  des  Heiligen  soll  der  Adelige,  der 
einen  häuslichen  Diebstahl  begeht,  „der  Hut  des  Gefängnisses" 
übergeben  werden. ^^  Keine  eigentliche  Freiheitsstrafe,  sondern 
ein  Vorarrest,  zum  Zwecke  der  Sicherung  der  Personalexecution 
ist  gemeint  in  den  Bestimmungen  desselben  Decrets,  betreffend 
die  mit  dem  Schwert  vollzogene  Tötung  und  die  Übertretung 
der  Pferdeausfuhrverbote.^" 

Eine  besondere  Art  der  Freiheitsstrafe  war  schliesslich  die 
Einsperrung  in  den  Turm  {clppus) :  das  Decret  Ladislaus  des 
Heiligen  verhängt  eine  zwölftägige  Haft  bei  Wasser  und  Brot 
über  diejenigen,  die  den  Sonntag  oder  die  Quatember  nicht 
feiern  oder  ihre  Toten  nicht  an  der  Kirche  beerdigen.*^ 

"  Reg.  de  Värad  Nr.  141.  Siehe  oben  S.  337  Anm.  30. 

"  Rechtsbuch  von  Selmeczbänya  Art.  3  und  39.  Wenzel  III.  S.  221. 

^ä  Der  Freibrief  für  Zägräb  vom  Jahre  1242  bestimmt,  dass  bei 
Ehrenbeleidigung  und  Verleumdung  der  zum  dritten  Male  Rückfällige 
„rebus  omnibus  in  commune  applicatis  tamquam  infamis  de  civitate  turpiter 
expellatur".  Art.  3.  Endlicher  S.  453. 

'^  Decr.  S.  Lad.  II.  cap.  3. :  „ergastulorum  custodiae  mandetur". 

*"  Decr.  S.  Lad.  II.  cap.  8.  und  12.  Dass  es  in  den  Burgen  behufs 
Vollstreckung  der  Kerkerstrafe  und  der  vorläufigen  Festnahme  Gefängnisse 
gab,  welche  von  Burgholden  bewachj  wurden,  bezeugen  zahlreiche  Urkun- 
den. Siehe  besonders  Reg.  de  Värad  Nr.  10. 

"  Decr.   S.   Lad.   I.   cap.  25.   Vgl.   decr.   Colom.   I.  cap.  73.  Decr. 

28* 
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4.  Vermögensstrafen.  Das  vom  Compositionensystem 
beherrschte  Strafrecht  wendete  natürlich  am  häufigsten  die  Ver- 
mögensstrafe an.  Den  ursprüngUchen  Compositionen,  dem  Sühn- 
geld (Bussen)  gesellten  sich  im  Laufe  der  Entwicklung  noch 
andere  Vermögensstrafen  hinzu.  Die  peinlichen  Strafen  konnten 
nämlich,  wie  erwähnt,  häufig  um  Geld  abgelöst  werden ;  diese 
Lösungssummen  werden  in  den  Quellen  gleichfalls  als  Compo- 
sitionen bezeichnet,  obwol  ihre  rechtliche  Natur  eine  durchaus 
verschiedene  ist.  Später  verhängt  die  öffentliche  Gewalt  auch 
principiell  Vermögensstrafen  über  diejenigen,  die  königliche 
Befehle  verletzen  oder  überhaupt  öffentliche  Verbote  übertreten. 
Wir  müssen  daher  nach  der  Verschiedenheit  der  rechtlichen  Natur 
drei  Arten  der  Vermögensstrafe  unterscheiden. 

a)  Die  compositionalen  Vermögensstrafen 
sind,  wie  oben  dargestellt  worden,  keine  eigentlichen  Strafen ; 
sie  nehmen  erst  allmälig  ein  öffentlich-rechtliches  Moment  an, 
indem  die  öffentliche  Gewalt  die  Höhe  der  Composition  fest- 
setzt und  deren  Leistung  erzwingt. 

Hierher  gehört  vor  allem  die  Mannbusse  oder  das 
Wergeid  {homaglum,  compositio  homlcidii).  Das  Wergeid 
des  Freien  beträgt  nach  dem  Decret  Stefans  des  Heiligen 
HO  Pensae.  Davon  erhält  der  König  fünfzig,  der  Richter 
zehn  Pensae ;  den  Verwandten  bleiben  also  im  ganzen  50  Gold- 
stücke.'^^ Das  Wergeid  konnte  nur  bei  vorsätzlicher  Tötung  ge- 
fordert werden ;  unfährlichen  Totschlag  büsste  man  mit  einem 
bedeutend  geringeren  Sühngeld:  zehn  oder  zwölf  Pensae.*^  Es 
ist  uns  nicht  bekannt,  wie  lange  diese  Bestimmungen  in  Gel- 
tung blieben.  Das  Decret  Ladislaus  des  Heiligen  handelt  bloss 
von  der  Tötung  mit  dem  Schwerte  —  worauf  Stefan  der 
Heilige  die  Talionstrafe  gesetzt  hatte  —  und  zwar  soll  das 
Vermögen  des  Täters  eingezogen  werden ;  auf  das  Fortbestehen 
des  alten  Wergeidsatzes  deutet  jedoch,  dass,  falls  das  Vermö- 
gen weniger,  denn  110  Pensae  beträgt,  der  Täter  obendrein 
als  Sklave   verkauft  wird.^*    In  den  Urkunden   des   XIII.   Jahr- 


S.  Steph.  II.  cap.  10.  (Endlicher  I.  11.)  setzt  einwöchentliche  Haft,  mit  Fasten 
verschärft,  auf  die  Übertretung  des  freitäglichen  Fastengebotes. 

"  Decr.  II.  cap.  16.  (Endlicher  I.  14.) 

"  Decr.  II.  cap.  13.  (Endlicher  I.  14.  Absatz  2.) 

"  Decr.  II.  cap.  8. 
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Hunderts  sind  sehr  verschiedene^^  Wergeidbeträge  erwähnt, 
woraus  wol  geschlossen  werden  kann,  dass  der  Betrag  ge- 
wöhnlich von  den  Parteien  selbst  durch  Vergleich  festgesetzt 
wurde>^  In  der  nächsten  Periode  erscheinen  abermals  fixe  Wer- 
geldsätze,  die  sich  genau  nach  dem  Stande  des  Einzelnen 
richten. 

Die  übrigen  Compositionen  (Bussen)  sind  entsprechend 
dem  Grade  der  Missetat  in  verschiedenen  Beträgen  —  Geld- 
oder anderen  Werten,  namentlich  Viehhäuptern *^  —  oder  in 
unbestimmter  Weise  festgesetzt,  indem  z.  B.  Schadenersatz 
in  genere  befohlen^*  oder  die  Einziehung  des  gesammten  Ver- 
mögens verordnet  wird.  In  vielen  Fällen  muss  das  Mehrfache 
(Zwei-,  Drei-,  einmal  das  Zehnfache)  des  Schadens  ersetzt  und 
obendrein  noch  irgend  eine  Sache,  z,  B.  ein  Ochse,  gegeben 
werden.*'*  Wir  haben  es  hier  mit  der  beginnenden  Umwand- 
lung der  Compositionen  in  wirkliche  Strafen  zu  tun.  Unter  den- 
selben Gesichtspunkt  fällt,  wie  erwähnt,  die  Busse,  welche  für 
die  ohne  schädlichen  Erfolg  gebliebene  gefährdende  Handlung 
bezahlt  werden  muss,  z.  B.  für  das  Entblössen  des  Schwertes 
in  feindlicher  Absicht. 

Über  die  Teilung  der   Composition   zwischen   der   öffent- 


**  Das  slavonische  Statut  von  1273  scheint  für  das  Recht  des  slavo- 
nischen  Gebiets  ein  fixes  Wergeid  von  120  Pensae  zu  bekunden  :  in  gewissen 
Fällen  zahlt  der  Verleumder  „dimidii  homagii  iudicium,  pensas  scilicet 
sexaginta".  Art.  7.  Endlicher  S.  538. 

*«  Z.  B.  1245  Hazai  Okmt.  VIII.  S.  46  (der  Palatin  stellt  mittelst 
Urteil  bloss  die  Genugtuungspflicht  des  Täters  fest,  über  die  Summe 
einigen  sich  die  Parteien),  „tam  plenam  satisfactionem  exhibuisset 
ipsis  ad  sententiam  Dionysii  palatini  super  interfectione.  E  .  .  .  quod  nulla 
lis  .  .  .  sive  inimicitiarum  disceptatio  remansisset  de  morte  praedicti  E." 
1251 :  Fej^r  C.  D.  IV/2  S.  84 :  „Antequam  super  hoc  facto  coram  rege  lis 
fuisset  inchoata  J.  et  M.  mediantibus  communibus  amicis,  compositionem 
amicabilem  habuerint  hoc  modo,  quod  dictus  J.  teneatur  solvere  duodecim 
marcas  argenti  pro  homicidio  antedicto".  Siehe  noch  Fejer  C.  D.  V/2  S.  604. 
Wenzel  IV.  S.  48.  329,  V.  S.  86.  101,  X.  S.  58,  XI.  S.  384. 

*^  Z.  B.  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  14.  (Endlicher  1.  15.),  25.  0-  27.),  33. 
(I.  35.),  49.  (II.  15.);  decr.  S.  Ladislai  III.  cap.  21.  (Endlicher  22.),  29.  (30.) 

**  Es  ist  das  zumeist  bei  Delicten  der  Fall,  die  an  oder  durch 
Sklaven  begangen  werden.  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  26.  (Endlicher  I.  28.),  36. 
(II.  3.),  38.  (II.  5.) 

"  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  30.  (Endlicher  I.  32.),  42.  (II.  8.),  45. 
(II.  11.);   decr.  S.  Lad.  I.  cap.  6.,  II.    cap.  14,  III.  cap.  21.   (Endlicher  22.) 
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liehen  Gewalt  und  dem  Verletzten  und  die  Teilungsquote  besitzen 
wir  nur  sehr  spärliche  Quellennachrichten,  Von  der  Teilung  des 
Wergeides  nach  dem  Gesetze  Stefans  des  Heiligen  war  bereits 
die  Rede.  Nach  einer  anderen  Bestimmung  desselben  Decrets 
büsst  der  vermögende  Mann,  der  einen  fremden  Sklaven  frei- 
gelassen hat,  50  junge  Ochsen,  davon  gehören  40  dem  König, 
10  dem  Herrn  des  Sklaven.  Später  änderte  Stefan  der  Heilige 
diese  Bestimmung  dahin  ab,  dass  der  Freilasser  soviel  Sklaven 
ersetzen  solle,  als  er  freigelassen  hat;  doch  behält  der  geschä- 
digte Herr  bloss  den  dritten  Teil,  zwei  Drittel  gehören  dem 
König.^'' 

^)  Die  Straflösungssummen.  Nach  dem  Gesetze 
Stefans  des  Heiligen  konnte  der  Meineidige  die  verwirkte  Schwur- 
hand um  50,  bezw.  12  junge  Ochsen  ledigen ;  der  Sklave,  der  einen 
Diebstahl  begangen  hatte,  durfte  seine  Nase,  bei  Rückfall  seine 
Ohren  um  je  fünf  Pensae  lösen,  desgleichen  der  Verleumder 
seine  Zunge  (das  Gesetz  gibt  den  Lösungsbetrag  nicht  an.)^^ 
Ladislaus  der  Heilige  gewährt  dem  Mitgliede  der  frommen 
Brüderschaften  {Kßletidae),  der  von  den  milden  Gaben  ohne 
Wissen  der  Brüder  etwas  entwendet  hat,  das  Recht,  seine  Hand 
um  10  Pensae  zu  erkaufen. ^"^  Im  späteren  Recht,  namenthch 
den  Stadtrechten  wird  die  Ablösbarkeit  der  peinlichen  Strafe 
beinahe  zum  Princip.^^ 

c)  Die  eigentlichen  Vermögensstrafen  oder 
Bannbussen  sind  von  der  öffentlichen  Gewalt  auf  die  Über- 
tretung königlicher  oder  im  allgemeinen  obrigkeitlicher  Verfü- 
gungen gesetzt  und  kommen  ausschliesslich  der  öffentlichen 
Gewalt  zugute. -^^   Die   Strafe   der  Verletzung   des   Königsbanns 

^"  Decr.  S.  Steph.  I.  cap.  21.  bei  Endlicher  (fehlt  im  Corpus  Juris), 
decr.  II.  cap.  38.  (Endlicher  II.  5.) 

''  Decr.  II.  cap.  15.  (Endlicher  I.  17.),  39.  40.  (II.  6.),  54.  (II.  20.) 

"  Decr.  I.  cap.  14. 

"  Handbusse :  Art.  5.  des  Rechtsbuch  von  Selmeczbänya  Wenzel  III. 
S.  209,  Zungenbusse :  slavonisches  Statut  Art.  2. 

'*  Die  Busse,  die  durch  Verletzung  einer  zum  Schutze  der  Kirche 
oder  des  Glaubens  erlassenen  Verfügung  verwirkt  wird,  fällt  häufig  an 
kirchliche  Personen,  namentlich  die  kirchliche  Obrigkeit.  So  wird  nach 
decr.  S.  Lad.  I.  cap.  2.,  wenn  der  Priester  eine  Sklavin  als  Kebse  bei  sich 
hält,  diese  verkauft  und  der  Erlös  dem  Bischof  übergeben  ;  wer  am  Sonntag 
Waren  feilbietet,  soll  nach  cap.  16.  desselben  Decrets  den  Geistlichen, 
die  ihn  dabei  antreffen,  fünfundfünfzig  Pensae  büssen. 
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beträgt  die  Hälfte  des  Wergeides,  55  Pensae;  Ladislaus  der 
Heilige  bezeichnet  diese  Summe  ausdrücklich  als  die  Strafe 
welche  alle  trifft,  die  den  Befehl  des  Königs  und  der  Fürsten, 
„das  Gesetz"  verachten.^^  Auch  König  Kaiman  spricht  an  zwei 
Stellen  schlechthin  von  der  Strafe  der  legis  fractum,  ohne  sie 
näher  zu  bezeichnen ;  einmal  gibt  er  50  Pensae  als  Strafsumme 
an,  doch  kann  nicht  bezweifelt  werden,  dass  die  Zahl  50  infolge 
eines  Schreibfehlers  für  55  steht.^^  Bei  geringeren  Vergehen 
wird  eine  Bannbusse  von  5,  6,  10  Pensae  gezahlt ; "  die  einem 
niedrigeren  Stande  Angehörigen  zahlen  häufig  nur  derlei  redu- 
cierte  Bussen,  wenn  die  Höherstehenden  die  volle  Bannbusse 
von  55  Pensae  zu  leisten  haben. °* 

Als  Vermögensstrafe  mit  gemischtem,  teils  compositionalem, 
teils  pönalem  Charakter  stellt  sich  die  Einziehung  des 
Vermögens  dar.  Sie  ist  eine  totale  oder  partielle. 

Der  totale  Verlust  des  Vermögens  griff  Platz:  in  An- 
lehnung an  das  alte  Recht  zugleich  mit  der  Lebenstrafe  bei 
Landes-  und  Hochverrat  und  bei  grossen  Diebstahl ^^l  nebst 
der  Verknechtung  als  Strafe  der  Diebin  und  des  Richters,  der 
einen  Dieb  begünstigte;^^  als  selbständige  und  principielle 
Strafe  fand  sie  Anwendung  bei  der  Tötung  mit  dem  Schwerte, 
der  Heimsuchung  und  der  Verletzung  der  Ausfuhrverbote  seitens 
der  Gespäne.^^  Das  für  die  königliche  Schatzkammer  einge- 
zogene  Gut  wurde   ursprünglich   völlig  vernichtet  und  nieder- 


*^  Decr.  S.  Lad.  III.  cap.  15:  „Quicunque  vero  regis  et  principum 
decreta  fregerit,  si  episcopus  est  secundum  voluntatem  regis  diiudicetur,  si 
comes  a  comitatu  degradetur,  si  centurio  honore  privetur  et  insuper 
quinquaginta  quinque  pensas  solvat".  Siehe  auch  decr.  I.  cap.  29.,  II.  cap.  3., 
III.  cap.  2.  20.  21. 

*^  Decr.  I.  cap.  39.  In  cap.  82.  hat  Endlicher  50,  das  Corpus  Juris 
eine  Pensa.  Beides  ist  irrig,  denn  mehrere  Bestimmungen  des  Decrets 
zeigen,  dass  auch  Kaiman  die  Verletzung  des  königlichen  Befehls  mit  einer 
Strafe  von  55  Pensae  belegte :  so  cap.  42.  und  44. 

*?  Decr.  S.  Lad.  I.  cap.  42.,  III.  cap.  10.  23.  (Endlicher  24.),  26.  (27.) ; 
decr.  Colom.  I.  cap.  41. 

*«  Z.  B.  decr.  S.  Lad.  III.  cap.  20.  21.  (Endlicher  21.  22.) 

"  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  35.;  decr.  S.  Lad.  II.  cap.  1.,  III.  cap.  10. 

««  Decr.  S.  Lad.  II.  cap.  6.,  III.  cap.  6. 

"Decr.  S.  Lad.  II.  cap.  8.  11.  (Endlicher  10a);  decr.  Colom. 
I.  cap.  77.  Ein  Drittel  des  Vermögens  verbleibt  jedoch  in  diesen  Fällen 
der  Familie :  der  Frau  und  den  Kindern. 
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gebrannt.  Art.  XXXV:  1231  untersagte  die  Wüstung  des  gefrohn- 
ten  Gutes.*^- 

Die  partielle  Vermögenseinziehung  bestand  in  der 
Wegnahme  einzelner  beweglicher  Sachen.  Wir  haben  es  hier 
mit  dem  auch  heute  anerkannten  strafrechtlichen  Grundsatz  zu 
tun,  wonach  die  bei  der  Verübung  der  Missetat  verwendeten 
Gegenstände  dem  Täter  entzogen  werden  sollen.  Hierher  gehört, 
dass  wer  den  Sonntag  durch  Arbeit  entheiligt,  den  Ochsen  oder 
das  Pferd  verlieren  soll,  womit  er  das  Feld  bestellt  hatte,  des- 
gleichen andere  Werkzeuge ;  dass  wer  am  Sonntage  jagt,  Pferd 
und  Bracken  einbüsst.  Unter  denselben  Gesichtspunkt  fällt 
ferner  die  Confiscation  des  Pferdes,  das  der  Eigenthümer,  ohne 
die  Erlaubnis  des  Königs  zu  besitzen,  ins  Ausland  schmuggeln 
will.63 

5.  Die  Ehrenstrafen  finden  sich  vornehmlich  in  den 
Städten ;  geringere  Vergehen,  besonders  öffentliches  Ärgernis 
erregende  Übertretungen  werden  zumeist  mit  schimpflicher 
Behandlung  geahndet.  Nach  dem  Recht  der  Stadt  Pozsony 
stellte  man  die  nächtlichen  Ruhestörer  und  wer  sonst  Aufruhr 
auf  den  Strassen  erregte  oder  Ärgernis  gab,  unter  den  Pranger 
oder  schloss  ihn  in  das  zu  diesem  Zwecke  aus  Eisenstäben  und 
Holzstangen  errichtete  s.  g.  Narrenköterl.*'^  Das  Rechtsbuch  von 
Selmeczbänya   drohte   den   Verleumdern  die  Prangerstrafe  an.^^ 

Das  Landesrecht  kannte  nur  eine  Ehrenstrafe :  die  feier- 
liche Abbitte.  Wer  wegen  einer  Gewalttat  Leben  und  Ver- 
mögen verwirkt,  jedoch  vom  König  Gnade  für  sein  Haupt 
erlangt  und  sich  mit  seinem  Gegner  betreff  des  Vermögens 
verglichen  hatte,  musste  dennoch  mit  einer  im  königlichen 
Begnadigungsschreiben  angegebenen  Anzahl  Adeliger  sich  für 
einen  Tag  ins  Gefängnis  begeben  und  anderen  Tags  dem  Ver- 
letzten feierlich  Abbitte  leisten. ^^ 

^^  „Quandocunque  aliquos  ordine  iudiciario  convinci  contigerit,  in 
voluntate  nostra  erit  bona  ipsorum  penes  nos  retinere  vel  aliis  pro 
velle  nostro  distribuere.  Incendium  tarnen  nolumus  mittere  super  villas 
eorundem." 

"  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  7.  (Endlicher  I.  8.);  decr.  S.  Lad.  I.  cap.  12., 
II.  cap.  16.  (Endlicher  18.) 

**  KiRÄLY,  Pozsony  väros  Joga  [Recht  der  Stadt  Pozsony]  S.  318. 

"  Art.  18.  Wenzel  III.  S.  213. 

"*  Ein  interessantes  Beispiel  aus  1267  siehe  Fej6r  C.  D.  IV/3  S.  403  ff. 
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§.  3.  Einzelne  Missetaten. 

Wir  fassen  die  wichtigeren  Missetaten  nach  ihrer  inneren 
Verwandtschaft  in  fünf  Gruppen  zusammen. 

1.  Landesverrat,  Hochverrat  und  Treulosig- 
keit. Wir  haben  bereits  gesehen,  dass  das  älteste  Strafrecht 
bloss  die  gegen  das  Gemeinwesen  gerichteten  Verbrechen, 
welche  wir  mit  dem  Sammelnamen  des  Landesverrats  zu  be- 
zeichnen pflegen,  als  öffentliche  Missetaten  behandelte.  Wer 
zwischen  dem  Herzog  und  seinen  Verwandten  Zwiespalt  erregte 
oder  den  Bestimmungen  des  Urvertrages  zuwiderhandelte,  ferner 
wer  dem  Heeresaufgebot  keine  Folge  leistete  oder  im  Kriege 
Feigheit  bewies  oder  zum  Feinde  übergieng,  wurde  als  der  Ge- 
fährdung des  nationalen  Daseins  und  der  nationalen  Einheit 
schuldig,  mit  der  Ausschliessung  aus  der  Friedensund  Rechts- 
gemeinschaft des  Volkes  bestraft. 

Als  mit  der  Errichtung  des  Königtums  die  öffentliche  Ge- 
walt im  Gewände  der  königlichen  Gewalt  erscheint  und  der 
Staatsbegriff  sich  mit  der  Persönlichkeit  des  Königs  verknüpft, 
identificierten  sich  die  Verbrechen  gegen  die  Gesammtheit, 
den  Staat,  begrifflich  mit  den  gegen  die  Person  des  Königs 
gerichteten  Verbrechen,  welche  als  Verietzung  der  dem  König 
geschuldeten  Treupflicht  Treulosigkeit  {infidelitas)  genannt 
wurden. 

Allmälig  werden  alle  Missetaten,  die  gegen  den  Staat  oder 
gegen  den  König  und  die  königliche  Familie  oder  gewisse 
Rechte  des  Königs  gerichtet  sind,  unter  den  Begriff  der  Treu- 
losigkeit gezogen.  Treulosigkeit  ist,  wenn  jemand  den  König 
oder  ein  Mitglied  des  Königshauses  verletzt  oder  den  König  in 
seiner  Würde  angreift,  zwischen  dem  Könige  und  seinen  Ver- 
wandten Zwietracht  stiftet,^  oder  sich  gegen  den  König  und 
das  Reich  verschwört,  ein  bewaffnetes  Heer  gegen  den  König 
anführt  und  auf  „Zerstörung  des  Reiches"  {dilapidaüo  regni) 
sinnt.'^  Im  XIIL  Jahrhundert  wurde  bereits  auch  die  Verietzung 

^  „N.  .  .  .  talem  commisit  infidelitatem",  schreibt  die  Königin-Mutter 
1286,  „quod  inter  dominum  Ladislaum  inclytum  regem  Hungariae  caris- 
simum  filium  nostrum  et  nos  .  .  .  discordiam  seminavit  et  suscitavit  non 
modicam."  Fejer  C.  D.  V;3  S.  324. 

^  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  35.  (Endlicher  II.  2.),  51.  (II.  17.);  decr. 
Colom.  II.  cap.  6. 
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der  Münzhoheit  des  Königs  als  Treulosigkeit  behandelt,  bald 
auch  die  Urkundenfälschung.  Eine  sehr  reiche  Ausbildung  er- 
fuhr der  Begriff  der  Infidelität  im  Zeitalter  der  Könige  aus  den 
verschiedenen  Häusern.^ 

Unter  dem  Einflüsse  des  römischen  Rechts  tritt  im  XIII. 
Jahrhundert  der  Begriff  der  persönlichen  Majestät  des  Königs 
{maiestas)  mehr  und  mehr  in  den  Vordergrund  und  damit  son- 
dern sich  die  gegen  die  Person  des  Königs  und  der  Angehöri- 
gen des  königlichen  Hauses  verübten  Missetaten  von  den  übri- 
gen Fällen  der  Treulosigkeit  als  ein  besonderer  Verbrechenstypus, 
als  Hochverrat  {crimen  laesae  maiestatis)  ab.^ 

Der  qualificierenden  Behandlung  des  Versuches  und  der 
Teilnahme  bei  der  Treulosigkeit,  ist  bereits  oben  gedacht  wor- 
den. Die  mindeste  Versuchshandlung  sowol,  als  die  geringste 
Teilnahme,  selbst  die  einfache  Zustimmung  wurde  ebenso  be- 
straft, wie  das  vollendete  Verbrechen.  Ja  die  gleiche  Strafe  traf 
auch  denjenigen,  der  es  unterliess  den  zu  seiner  Kenntnis  ge- 
langten Anschlag  anzuzeigen,  obwol  er  es  mit  Erfolg  und  ohne 
Nachteile  für  sich  hätte  tun  können.^  Auf  dem  Hochverrat  und 
der  Treulosigkeit  stand  stets  der  Verlust  des  Lebens  und  des 
Vermögens.  Von  der  Todesstrafe  rettete  den  Täter  selbst  die 
Flucht  in  ein  Asyl  nicht.^  Einzig  die  Gnade  des  Königs  ver- 
mochte die  Strafe  aufzuheben  oder  zu  mildern. 

2.  Missetaten   gegen   Leib   und   Leben. 

ä)  Der  Totschlag.  Bereits  Stefan  der  Heilige  unterscheidet 
streng  zwischen  der  absichtlichen  und  der  unfährlichen  Tötung ; 
bloss  die  erstere  wird  als  eigentlicher  Totschlag  (Jiomiädium)  an- 


'  Vergleiche  Art.  II :  1462  und  Trip.  I.  tit.  14. 

*  Der  Ausdruck  findet  sich  bereits  im  slavonischen  Statut  von  1273 
Art.  6.  Endlicher  S.  538. 

*  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  51.  in  fine :  ,Vel  si  quis  huiusmodi  aliquem 
noverit  et  probare  valens  non  indicaverit,  praedictae  subiaceat  damnationi." 
Die  Admonter  Handschrift  (Endlicher  II.  17.)  hat  hiefür  die  Worte :  „etpost 
hec  Valens  non  edicaverit" ;  das  heisst,  der  Anschlag  brauchte  bloss  in  dem 
Falle  angezeigt  werden,  wenn  der  Betreffende  die  Anzeige  ohne  Gefahr 
und  Nachteil  für  sich  und  seine  Nächsten  erstatten  konnte.  §.  135  des 
ungarischen  Strafgesetzbuches  (G.-A.  V :  1878)  regelt  die  Anzeigepflicht  bei 
Hochverrat  in  derselben  Weise. 

*  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  51.  (Endlicher  II.  17.) 
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gesehen  ^  und  mit  der  gesetzlichen  Lösungssumme  der  Blutrache, 
dem  Wergeide  (composltlo  homicldii,  iadlclum  homagii,  homa- 
gluni)^  von  110  Pensae  gebüsst,  während  durch  die  casuelle 
Tötung  eine  verhältnismässig  geringe  Busse  (10  oder  12  Pensae) 
verwirkt  wird.^  Das  ungarische  Recht  hielt  fortan  diese  Unter- 
scheidung fest,  das  Landesrecht  sowol,  als  die  Stadtrechte ; 
doch  wechseln  die  Strafsätze  in  grosser  Mannigfaltigkeit  ab. 
Nach  Landesrecht  ist  sehr  lange  das  Wergeid  die  Strafe  der 
absichtlichen  Tötung ;  doch  schwankt  der  Betrag  des  Wergeides, 
wie  oben  erwähnt  worden.  Als  der  Begriff  der  Gewalttat  (factum 
potentiae)  sich  zu  entwickeln  beginnt,  fällt  nicht  nur  die  ab- 
sichtliche Tötung  principiell  unter  diesen  Begriff,  sondern  auch 
der  zufällig  verursachte  Tod,  wie  das  Decret  von  1298  bezeugt. 
Auch  die  casuelle  Tötung  wird  mit  der  alternativen  Strafe  des 
Lebens-  und  Vermögensverlustes  geahndet,  doch  findet  sich 
immer  noch  ein  höchst  bedeutender  Unterschied :  der  König 
kann  den  Totschläger  wider  Absicht,  auch  ohne  Zustimmung 
der  beleidigten  Sippe  begnadigen  und  wird  die  Lösungssumme 
für  das  verwirkte  Verniögen  des  Täters  nicht  durch  die  Parteien, 
sondern  die  Grossen  des  Landes  festgesetzt.^'' 

Die  Stadtrechte  setzen  auf  die  absichtliche  Tötung  im 
allgemeinen  die  Todesstrafe,  zumeist  mit  Betonung  des  Talion- 
princips.^^  Kann  die  Todesstrafe  nicht  vollzogen  werden,  weil 
der  Täter  verstorben  oder  geflohen  ist,  so  wird  sein  Vermögen 
eingezogen  und  fallen  davon  zwei  Drittel  an  die  Verwandten 
des  Getöteten,  ein  Drittel  an  die  Stadt.^"  Die  unfähriiche  Tötung 
hingegen  wird  mit  der  einstigen  Strafe  des  absichtlichen  Tot- 
schlages, dem  Wergeid,  der  composltlo  homlcldll  (100  bis    120 


7  Stefan  der  Heilige  bezeichnet  die  durch  absichtliche  Tötung  ver- 
wirkte Busse  einfach  als  homicldii  composltlo.  Decr.  II.  cap.  48.  49.  (End- 
licher II.  14.  15.) 

*  Vgl.  Art.  7  des  slavonischen  Statuts  S.  538.  Trip.  I.  tit.  2.  §.  2  ; 
II.  tit.  40  §.  2;  III.  tit.  3.  §.  1,  tit.  9. 

^  Decr.  II.  cap.  13.  16.  (Endlicher  I.  14.) 

"  Art.  LH  und  LIII.  Kovachich,  Sylloge  S.  44. 

^1  Freibrief  für  Göding  1228  Art.  7:  „Et  si  quis  aliquem  interfece 
rit,  Caput  pro  capite  ponderetur".  Endlicher  S.  425.  Kösva  1270  Art.  13 : 
„Si  quis  autem  aliquem  occiderit,  ipse  eciam  contra  occidetur."  Rechts- 
buch von  Selmeczbänya  Art.  19  Wenzel  III.  S.  213. 

1*  Zägräb  1242  und  1266  Art.  7,  bezw.  8.  Endlicher  S.  453  und  510. 
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Pensae)  gebüsst,  welche   —   zu   verschiedenen   Teilen   —   der 
Stadt  und  der  beleidigten  Sippe  zugute  kommt.^^ 

Als  qualificierte  Tötung  erscheint  im  Decret  Stefans  des 
Heiligen  die  Tötung  mit  dem  Schwert;  sie  wird  nicht  mit 
dem  Wergeid,  sondern  nach  dem  Princip  der  Talion  mit  dem  Tode 
durch  das  Schwert  bestraft.^*  Ladislaus  der  Heilige  setzte  an 
die  Stelle  der  Enthauptung  die  Einziehung  des  Vermögens.^^ 
Ein  qualificierter  Totschlag  ist  ferner  der  an  einem  Verwand- 
t  e  n  begangene ;  König  Kälmän  weist  ihn  vor  das  geistliche 
Gericht,  während  über  einfachen  Totschlag  {homicidia  simplicia) 
der  weltliche  Richter  in  Gemeinschaft  mit  dem  Archidiakon  rich- 
tete;^*' die  Tötung  eines  Verwandten  erscheint  auch  später  als  quali- 
ficierter Totschlag,  der  unbedingt  Verlust  des  Vermögens  nach 
sich  zieht;  nach  dem  Decret  von  1298  fällt  der  gesammte 
Grundbesitz  und  Anwartschaft  des  Verwandtenmörders  an  die 
Erben  des  Getöteten.'' Auch  die  von  einem  Christen  ver- 
übte Tötung  eines  Juden  ist  ein  ausgezeichneter  Tot- 
schlag: das  gesammte  bewegliche  und  unbewegliche  Gut  des 
Täters  fällt  als  „verdiente  Strafe"  an  den  König.^^  Die  Tötung 
der  Ehefrau  {iixoris  homicidium),  war  gleichfalls  lange  Zeit 


"  Koros  1252  Art.  6  ebenda  S.  480,  Zägräb  1266  Art.  8  Endlicher 
S.  510.  Der  Freibrief  für  Zägräb  bezeichnet  die  Absicht  als  premeditata 
malicia ;  die  Unfährlichkeit  wird  mit  dem  Ausdrucke  in  ludo  typisiert. 

'*  Decr.  U.  cap.  46.  (Endlicher  II.  12.) 

'*  Decr.  II.  cap.  8. 

^*  Decr.  I.  cap.  50. 

'■  Art.  LV :  „Si  quis  autem  fratrem  suum  uterinum,  patruelem  vel 
generationalem  seu  condivisionalem  interemerit,  tunc  possessionaria  portio 
eiusdem  interfectoris  seu  homicidae  propria  in  portionem  suam  cessa  vel 
cedenda  heredibus  vel  posteris  ipsius  interfecti  perpetuo  devolvatur." 
KovACHiCH,  Sylloge  S.  45. 

**  Art.  10  des  grossen  Freibriefs  von  1251 :  „Si  Christianus  Judeum 
interemerit,  digno  iudicio  puniatur  et  omnia  eius  mobilia  et  immobilia  in 
nostram  transeant  potestatem."  Endlicher  S.  474.  R.  B^keki  meint,  dass 
die  Einziehung  des  Vermögens  neben  der  „verdienten  Strafe"  angedroht 
sei  und  dass  unter  dieser  die  Lebensstrafe  verstanden  werden  müsse. 
Valläsos  es  erkölcsi  elet  Magyarorszägon  az  Ärpädhäzi  kirälyok  koräban 
[Das  Glaubens-  und  Sittenleben  Ungarns  unter  den  Ärpädenkönigen] 
Kath.  Szemle  Jg  1896  S.  207.  Unseres  Erachtens  hat  König  B^la  IV.  das 
Wort  morte,  das  sich  in  der  entsprechenden  Stelle  des  Judenprivi- 
legs Herzog  Friedrichs  des  Streitbaren  befindet,  mit  Bedacht  weg- 
gelassen. 
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eine  qualificierte  Tötung  und  zwar  gerade  ein  leichterer  Fall  des 
Totschlags.^^  Nach  dem  Gesetze  Stefans  des  Heiligen  musste,  wer 
herzlos  und  vermessentlich  sein  Weib  tötete,  die  Anverwandten  der 
Frau  mit  fünfzig  jungen  Ochsen  versöhnen,  wenn  er  ein  Gespan 
war ;  mit  zehn,  wenn  er  dem  Stande  der  milites  angehörte  oder 
sich  sonst  Wolhabenheit  erfreute;  der  gemeine  Mann  büsste 
fünf  Tiere.  Laut  dem  Decret  Ladislaus  des  Heiligen  durfte  der 
Ehegatte  sein  Weib,  das  er  auf  Ehebruch  ertappte,  töten;  tat 
er  dies  jedoch  ohne  Rechtsgrund,  so  konnten  die  Anverwandten 
der  getöteten  Ehefrau  ihn  vor  Gericht  laden  und  von  ihm  Sühne 
fordern.  Die  Stadtrechte  bestrafen  die  Tötung  der  Gattin, 
gleich  der   einfachen   absichtlichen   Tötung   mit   Enthauptung.'^*^ 

Die  Tötung  eines  Sklaven  wurde  nicht  als  homi- 
ciduim  betrachtet,  der  Sklave  hatte  ja  überhaupt  kein  Wergeid, 
sondern  bloss  einen  Sachwert.  Daher  musste  für  die  Tötung 
Schadenersatz  in  Geld  oder  In  genere:  mittelst  Leistung  eines 
gleichwertigen  Sklaven  gewährt  werden.^ ^ 

Es  gab  auch  erlaubte  Tötungen,  die  keinerlei  Strafe 
nach  sich  zogen.  So  die  im  gerichtlichen  Zweikampf  {duellum) 
verübte,  die  als  Privatstrafe  vollzogene  Tötung,"^^  ferner  die  Tö- 
tung der  auf  Ehebruch  ertappten  Frau,  des  Friedlosen,  die  in 
rechter  Notwehr  und  schliesslich  die  m  rechter  Fehde  verübte 
Tötung. 

b)  Die  Körperverletzungen  zerfallen  zunächst  in 
zwei  Gruppen :  Wunden  und  (trockene)  Schläge.  Unter  Wunden 
müssen  wir  diejenigen  Körperverletzungen  verstehen,  wobei 
Blut  fliesst  (effiisio  sanguinis).  Sie  werden  in  der  Regel  mit 
grösserer  Strenge  bestraft,  als  die  einfachen  (trockenen)  Schläge. 
Ein  interessantes  Beispiel  liefert  das  Judenprivileg  von  1251 : 
wer  einen  Juden  verwundet,  zahlt  ausser  der  ordentlichen  „(Geld-) 
strafe"  (Bannbusse),  die  dem  Könige  gebürt,  dem  Verletzten 
zwölf  Mark  Silbers  und  die  Heilungskosten;  wer  einen  Juden 
schlägt,  büsst  dem  Könige  vier  Mark.^^  Der  Unterschied  kommt 

19  Decr.   S.    Steph.    II.   cap.    14.    (Endlicher  II.  15.);  decr.    S.  Lad. 

I.  cap.  13. 

^o  Rechtsbuch  von  Selmeczbänya  Art.  24.  Wenzel  III.  S.  218. 

*i  Vgl.  decr.  S.  Steph.  I.  cap.  14.  Abs.  3  und  4  bei  Endlicher,  decr. 

II.  cap.  36.  (Endlicher  II.  3.) 

22  Siehe  z.  B.  decr.  S.  Steph.  II.  cap.  32.  (Endlicher  I.  34.) 
^^  Art.  9  und  11.  Endlicher  S.  474 — 475. 
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auch  processuell  zur  Geltung.  Wo  die  Strafgerichtsbarkeit  nach 
grösseren  und  geringeren  Sachen  geteilt  erscheint,  wird  nebst 
dem  furtum  und  dem  homicidium  auch  die  effusio  sanguinis 
dem  höheren  Richter  vorbehalten.^* 

Die  Wunden  sind  abermals  entweder  «)  Verstümme- 
lungen oder  Lähmungen  {debilitatio,  defectus  niembromm 
oder  mutilatio),  oder  ß)  einfache  Wunden  (vulnera). 

Durch  die  Körperverletzung  wurde  eine  Busse  (Composi- 
tion)  verwirkt,  welche  ursprünglich  ganz  dem  Verletzten  zugute 
kam,  später  jedoch  zwischen  diesem  und  dem  Vertreter  der 
öffentlichen  Gewalt  geteilt  wird.  Es  hängt  sicherlich  mit  dem 
privaten  Charakter  der  Körperverletzungen  zusammen,  dass  die 
königlichen  Decrete  des  XL  Jahrhunderts  der  hierher  gehörigen 
Missetaten  nur  ausnahmsweise,  meist  bloss  in  jenen  Fällen  ge- 
denken, in  welchen  sie  vermöge  besonderer  qualificierender 
Umstände  einen  öffentlichen  Charakter  annehmen.  Nach  dem 
Gesetze  Stefans  des  Heiligen  soll,  wer  jemanden  mit  dem 
Schwerte  verstümmelt,  „dieselbe  Verstümmelung  am  eigenen 
Leibe"  erdulden ;  wenn  die  mit  dem  Schwerte  zugefügte  Wunde 
heilt,  ist  bloss  das  Wergeid  verwirkt.^^  Zehn  junge  Ochsen  büsst, 
wer  den  Eigentümer,  der  seinen  entlaufenen  miles  oder  Skla- 
ven oder  sein  irrendes  Vieh  verfolgt,  bezw.  dessen  Boten 
aufhält  und  schlägt.^  ^ 

Das  spätere  Recht  bestraft  die  Körperverletzung  auf  höchst 
mannigfaltige  Weise,  namentlich  in  den  Städten,  entspre- 
chend der  eben  berührten  Verschiedenheit  der  Fälle  und  den 
besonderen  Tatumständen.  Das  Rechtsbuch  von  Selmeczbänya 
z.  B.  enthält  je  einen  besonderen  Strafsatz  für  die  Verwundung 
zu  Marktzeit  (Abhauen  der  Hand),  für  die  zu  solcher  Zeit  ver- 
suchte Verwundung  (Gefängnis)  und  für  die  während  einer 
Feuersbrunst  zugefügte  Wunde  (Enthauptung)."  Körperliche  Mis- 
handlungen,  die  man  wol  nicht  als  Körperverletzungen  betrachten 
kann,  werden  ob  ihres  ehrenkränkenden  Charakters  häufig  sehr 

"  Freibrief  für  Jäszö  1243  Art.  5  Endlicher  S.  463,  Keresztür  1246 
Art.  13  ebenda  S.  470,  Kösva  1270  Art.  14  S.  522;  Kumanenprivileg  von 
1279  Art.  11  S.  563. 

"  Decr.  II.  cap.  47.  48.  (Endlicher  II.  13.  14.) 

"  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  23.  (Endlicher  I.  25.);  decr.  S.  Lad. 
]II.  cap.  29.  (30.) 

"  Art.  19.  34.  Wenzel  111.  S.  213.  220. 
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strenge  geahndet.  Nach  dem  Freibriefe  für  Zägräb  von  1242 
zahlt,  wer  einen  Mitbürger  ohrfeigt  oder  ihn  in  böser  Absicht 
bei  den  Haaren  greift,  ebenso  wie  bei  mündhcher  Beleidigung, 
zum  ersten,  zweiten  und  dritten  Male  dem  Verletzten  10  Pensae, 
in  die  Stadtkasse  100  Denare;  beim  dritten  Rücirfall  jagt  man 
ihn  als  ehrlosen  Mann  aus  der  Stadt  und  verwendet  sein  ge- 
sammtes  Vermögen  für  städtische  Zwecke. ^^ 

3.  Missetaten  gegen  die  Religion  und  Sitt- 
lichkeit im  engeren  Sinne.  Die  hierhergehörigen  Delicte 
charakterisieren  sich  dadurch,  dass  die  Kirche  sich  deren  Be- 
strafung von  Anbeginn  sehr  angelegen  sein  Hess  und  sowol  die 
weltliche  Macht  gegen  sie  aufbot,  als  auch  im  eigenen  Wirkungs- 
kreise strafend  auftrat.  Die  berührten  Verbrechen  erscheinen 
infolge  des  Einflusses  der  Kirche  sehr  frühe  als  öffentliche  Ver- 
brechen, die  von  Amtswegen  verfolgt  werden ;  bei  der  Bestrafung 
gehen  die  weltlichen  und  geistlichen  Gerichte  manchmal  con- 
currierend,  zumeist  jedoch  gemeinsam,  als  gemischte  Gerichte  vor. 

Die  hierhergehörigen  Missetaten  zerfallen  in  vier  engere 
Gruppen. 

ä)  Zauberei,  Giftmischerei,  Fruchtabtreibung. 
Die  Grundlagen  des  Begriffs  der  Zauberei  und  Hexerei  reichen 
in  die  Zeit  des  heidnischen  Glaubens  zurück.  Auch  bei  den 
Ungarn  war,  ähnlich  wie  bei  allen  anderen  primitiven  Völkern 
des  Westens  und  Ostens,  der  Glaube  verbreitet,  dass  Einzelne 
mit  den  bösen  Mächten  einen  Bund  eingehen  und  durch  diese 
in  den  Besitz  übernatürlicher  Kräfte  gelangen  können,  welche 
sie  zum  Schaden  und  zum  Untergange  anderer  gebrauchen.  Die 
christliche  Kirche  lehrte  das  Dasein  des  Bösen,  d.  h.  des  Teu- 
fels und  schrieb  den  teuflischen  Mächten  Einfluss  auf  den 
Menschen  zu  ^^ ;  natürlich  verdammte  und  ahndete  sie  strengstens 
jedes  Bündnis  mit  den  bösen  Geistern,  das  den  Nebenmenschen 
mit  Gefahr  und  Schaden  bedrohte.  Als  welch'  schwere  Missetat 
die  Zauberei  der  mittelalterlichen  Anschauung  erschien,  beweist 
am  besten,  dass  maleficus  und  maleficium,  das  seinem  ursprüng- 
lichen Wortsinne    nach  die    Missetat  überhaupt  bedeutet,   sich 


»«  Art.  4.  Endlicher  S.  452.  Vergl.  Kösva  1270  Art.  11.  12.  14,  ebenda 
S.  521—522 ;  Freibrief  der  Zipser  Sachsen  1271  Art.  5  S.  523 ;  Rechts- 
buch von  Selmeczbänya  Art.  38.  39.  Wenzel  III.  S.  222. 

"  BßKEFi  a.  a.  0.  S.  233. 
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eben  als  Bezeichnung  der  Zauberei  festsetzte.  Das  ungarische 
Wort  für  Zauberei,  rontäs,  entspricht  genau  dem  lateinischen 
maleficLiim,  indem  es  wörtlich  Zufügung  eines  Übels  (Verbum 
rontani  s.  v.  wie  verderben,  zerstören),  Übeltat,  Missetat  be- 
deutet. 

Die  Giftmischerei  {veneficlum)  ist  bloss  ein  beson- 
derer Fall  der  Zauberei,  da  der  Zauberer  eben  mit  Gifttränken 
arbeitet.  Im  Decret  Stefans  des  Heiligen  sind  die  Giftmischer 
{yenefiä)  den  eigentlichen  Zauberern  durchaus  gleichgestellt. 

Auch  in  Ungarn  bestand  der  bei  manchen  germanischen 
Völkern  nachweisbare  Irrglaube,  dass  es  Zauberer  und  Hexen 
gebe,  die  Menschen  verzehren.  Die  mittelalterlichen  Quellen  be- 
zeichnen diese  menschenfressenden  Hexen  als  strlgae  {striae), 
in  genauem  Sinne  des  Wortes;  ihre  Strafe  war  nach  manchen 
germanischen  Rechten  der  Feuertod.  Die  Kirche  verwarf  jedoch 
den  Glauben  an  diese  Hexenart  als  unsinnig,  und  ist  es  wol 
auf  den  Einfluss  der  Kirche  zurückzuführen,  dass  das  Verbren- 
nen der  strigae  bei  den  Longobarden  von  König  Rothari  unter 
Androhung  einer  hohen  Busse,  bei  den  Sachsen  von  Karl  dem 
Grossen  unter  Todesstrafe  verboten  wurde. ^^  Stefan  der  Heilige 
handelt  von  den  Hexen  {strigae)  und  den  übrigen  Zauberern 
in  besonderen  Abschnitten.  Es  scheint,  dass  auch  er  bereits  an 
der  Existenz  der  strigae  zweifelte.  Hierdurch  erklärt  es  sich, 
dass  er  es  für  unstatthaft  erachtete,  die  der  Hexerei  Bezichtigte 
auf  die  erste  Klage  hin,  ja  selbst  bei  wiederholter  Anklage  zu 
bestrafen.  Die  zum  ersten  Male  Angeklagte  soll  in  die  Kirche 
vor  den  Priester  gebracht  werden,  der  sie  im  rechten  Glauben 
unterweise  und  fasten  lasse;  ebenso  verfährt  man  mit  ihr  im 
Falle  einer  zweiten  Anklage,  doch  wird  sie  obendrein  mit  dem 
glühend  gemachten  Kirchenschlüssel  in  Kreuzesform  gezeichnet ; 
erst  das  dritte  Mal  übergibt  man  sie  „den  Richtern". ^^  Das 
Gesetz  Ladislaus  des  Heiligen  bedeutet  gewissermassen  einen 
Rückschritt,  indem  unter  dem  Ausdrucke  strigae  allem  Anscheine 
nach  die  eigentlichen  strigae  mit  den  übrigen  Zauberern  zu- 
sammengefasst  werden ;  und  die  Bestrafung  aller  dem  Bischof 
zugewiesen  wird.^^  Einen  umso  bedeutsameren  Fortschritt  stellt 


=">  Brunner  a.  a.  O.  II.  S.  679. 

"  Decr.  II.  cap.  31.  (Endlicher  I.  33.) 

'*  Decr.  I.  cap.  35. 
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das  Gesetz  König  Kaimans  dar :  „De  strlgis  vero  quae  non  sunt 
nulla  quaestiofiat".^^  Diese  Bestimmung  wurde  bis  in  die  jüngste 
Zeit  dahin  verstanden,  dass  König  Kaiman  die  Hexenprocesse 
überhaupt  abgeschafft  habe.  Das  ist  jedoch  durchaus  irrig.  Wir 
können  die  angeführte  Bestimmung  durchaus  nicht  als  Äusse- 
rung einer  ihrer  Zeit  weit  überlegenen  Aufklärung  ansehen ; 
denn  sie  bezieht  sich  eben  nur  auf  eine  bestimmte  Gruppe  von 
Zauberern  (Hexen)  und  was  sie  verbietet,  war  in  einigen  Staa- 
ten des  Westens  bereits  Jahrhunderte  vorher  verboten  worden. 
Dass  König  Kaiman  trotz  des  berühmten  „Hexengesetzes"  die 
Hexenprocesse  nicht  abschaffte,  bekundet  zur  genüge  die  fast 
unmittelbar  darauf  folgende  Bestimmung  desselben  Decrets  über 
die  Zuständigkeit  der  Processe  gegen  Zauberer.^* 

Als  schwerstes  malificium  nennt  das  Decret  Stefans  des 
Heiligen  den  Fall,  dass  der  Zauberer  oder  Giftmischer  jemanden 
seines  Lebens  oder  seines  Verstandes  beraubt.  Der  Täter  soll 
in  diesem  Falle  der  beleidigten  Sippe  ausgeliefert  werden, 
damit  sie  nach  ihrem  Gutdünken  Rache  nehme.  Als  ein  leichter 
Fall  der  Zauberei  erscheint  die  Wahrsagerei  {sortilegium) ; 
das  Decret  Stefans  des  Heiligen  setzt  darauf  die  Strafe  der 
Geisselung,  deren  Vollzug  vom  Bischof  beaufsichtigt  werden  soll.^^ 
In  den  Städten  steht  auf  Zauberei  und  Hexerei  der  Feuertod. ^^ 

Vermöge  der  zumeist  angewendeten  Mittel  umfasst  der 
Begriff  der  Giftmischerei  und  Zauberei  auch  die  Fruchtab- 
treibung. Die  königlichen  Decrete  des  ersten  Jahrhunderts 
enthalten  diesbezüglich  keine  Strafverordnung,  König  Kaiman 
weist  die  Frau,  die  ihre  Leibesfrucht  abtreibt,  vor  das  Gericht 
des  Archidiakons.^^ 

b)  Nichtbesuch  und  Störung  des  Gottes- 
dienstes, Entheiligung  der  Feiertage,  Gottes- 
lästerung. Meineid,  falsches  Zeugnis,  falsches 
Spiel,  Gebrauch  falscher  M|asse,  Urkunden- 
fälschung und    Falschmünzerei. 

*^  Decr.  I.  cap.  57. 

'^  Cap.  60 :  „Malefici  per  nuncium  archidiaconi  et  comitis  inventi 
iudicentur".  Noch  im  XIII.  Jahrhundert  sehen  wir  den  Archidiakon  und  den 
Comitatsgespan  über  die  Zauberer  und  Giftmischer  zu  Gericht  sitzen.  Reg. 
de  Värad  Nr.  273.  Doch  richtet  manchmal  der  Gespan  allein.  Ebendort  Nr.  2. 

»^  Decr.  II.  cap.  32.  (Endlicher  I.  34.)  in  f. 

3«  Rechtsbuch  von  Selmeczbänya  Art.  17.  Wenzel  III.  S.  212. 

"  Decr.  I.  cap.  58. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  29 
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Gegenüber  dem  naturgemäss  sehr  starken  Anhange  des 
alten  heidnischen  Glaubens  musste  die  Befolgung  der  Gebote 
der  neuen  Religion  auch  mit  äusseren  Zwangsmitteln  gesichert 
und  des  Volk  selbst  mit  Gewalt  zu  den  Ceremonien  und  Insti- 
tutionen der  christlichen  Kirche  erzogen  werden.  Wir  finden 
daher  in  den  Decreten  des  ersten  Jahrhunderts  des  Christentums 
zahlreiche  Bestimmungen,  welche  den  Kirchenbesuch,  die  Heili- 
gung des  Sonntags  und  die  Fasten  unter  strafrechtliche  Sanction 
stellen.  Stefan  der  Heilige  verordnet,  dass  dem  Gemeindevor- 
steher, durch  dessen  Schuld  die  Gemeindegenossen  die  Sonn- 
tagsmesse versäumen,  das  Haupthaar  genommen  und  Geissei- 
hiebe gegeben  werden  sollen. ^^  Nach  dem  Decret  Ladislaus  des 
Heiligen  trifftjeden  die  Prügelstrafe,  der  an  Sonntagen  oder  Feier- 
tagen nicht  die  Messe  seines  Kirchspiels  hört.^^  Sowol  Stefan, 
als  Ladislaus  der  Heilige  bestrafen  die  Übertretung  der  Fasten- 
gebote mit  Gefängnis  bei  Wasser  und  Brot,  ja  Ladislaus  der 
Heilige  droht  den  Italienern,  die  entgegen  „der  rechten  Gewohn- 
heit der  Ungarn"  auch  am  Faschingsmontag  und  -Dienstag 
Fleisch  geniessen,  falls  sie  von  ihrem  ungesetzlichen  Brauche 
nicht  abstehen,  mit  der  Landesverweisung.**^  Die  Entheiligung 
des  Sonn-  und  Feiertage,  namentlich  durch  Arbeit  oder  Jagd, 
wurde  gleichfalls  bestraft.*^ 

Seit  dem  XI.  Jahrhundert  begegnen  wir  bezüglich  dieser 
Gegenstände  keinen  Bestimmungen  des  staatlichen  Strafrechts 
mehr.  Das  Christentum  hatte  sich  im  Laufe  eines  Jahrhunderts 
völlig  befestigt  und  war  die  Kirche  zur  genüge  erstarkt,  um 
gegen  die  Misachtung  ihrer  Gebote  selbständig,  mit  eigenen 
Waffen  anzukämpfen,  ohne  mehr  der  Unterstützung  seitens  der 
königlichen  Gewalt  zu  bedürfen.*^  Sogar   auf   die   Störung   des 

^^  Decr.  I.  cap.  9.  bei  Endlicher.  Dem  Text  des  Corpus  Juris 
(decr.  H.  cap.  8.)  zufolge  traf  diese  Strafe  die  ohne  triftigen  Grund  Fern- 
gebliebenen. 

3^  Decr.  I.  cap.  11. 

"  Decr.  S.  Steph.  II.  9.  10.  (Endlicher  I.  10.  11.);  decr.  S.  Lad. 
I.  cap.  25.  31. 

*'  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  7.  (Endlicher  1.  8.);  decr.  S.  Lad.  I.  cap. 
12.  15.  16.  25.  26.;  decr.  Colom.  II.  cap.  13.  14.  (bei  Endlicher:  Synodus 
altera  Art.  14.  15.) 

**  Das  Decret  Stefans  des  Heiligen  (II.  cap.  12.,  Endlicher  I.  13.) 
sichert  der  Kirche  die  Unterstützung  ausdrücklich  zu.  Wer  trotz  sieben- 
maliger   Kirchenstrafe    sich    ungehorsam    und    dem   christlichen    Glauben 
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Gottesdienstes  (die  noch  heute  Gegenstand  staatlicher  Verfolgung 
ist)  findet  sich  seit  dem  XI.  Jahrhundert  keine  weltliche  Strafe 
gesetzt.  Nach  dem  Decrete  Stefans  des  Heiligen  wurde  der 
Ruhestörer,  wenn  er  vom  vornehmen  Stande  war,  schimpflich 
aus  der  Kirche  gewiesen,  während  man  dem  gemeinen  Mann 
das  Haupthaar  scherte  und  eine  Tracht  Prügel  gab.^^ 

Die  Gotteslästerung  {blasphemia),  das  specifischeste 
Verbrechen  gegen  die  Religion,  wurde  namentlich  in  den  Städten 
strenge  bestraft.  So  befiehlt  das  Rechtsbuch  von  Selmeczbänya, 
dass  der  Gotteslästerer  an  sieben  aufeinanderfolgenden  Sonn- 
tagen bis  zum  Gürtel  entblösst  und  barfüssig  mit  Peitschenhieben 
rings  um  die  Kirche  getrieben  werde. ^■^ 

Die  Strenge,  womit  der  Meineid  {periunum)  im  germa- 
nischen und  den  mittelalterlichen  Rechten  geahndet  wurde,  hängt 
weniger  mit  dem  religiösen  Moment  des  Eides,  als  mit  dessen 
processualer  Bedeutung  zusammen.  Der  Eid  war  das  wichtigste 
Beweismittel  im  Mittelalter;  darum  tat  es  besonders  not,  vom 
möglichen  Misbrauche  mittelst  Androhung  schwerer  Strafen  ab- 
zuhalten. Stefan  der  Heilige  setzte  auf  den  Meineid  eine  spiegelnde 
Strafe,  das  Abhauen  der  Schwurhand,  die  jedoch  nach  den  Ver- 
mögensverhältnissen des  Täters  mit  50,  bezw.  1 2  jungen  Ochsen 
abgelöst  werden  konnte.*^  Das  falsche  Zeugnis  (Jalsum 
testimonium)  war  in  dieser  Periode  noch  kein  selbständiger  straf- 
rechtlicher Begriff,  indem  beim  formalen  Zeugenbeweise  der 
Schwerpunkt  der  Zeugnisse  nicht  in  der  Aussage,  sondern  in 
dem  Zeugeneide  ruhte.  Dass  man  die  falschen  Zeugen  dennoch 
laut  dem  Gesetze  König  Kaimans  mit  einem  glühenden  Eisen 
zeichnete,^^  hat  seinen  Grund  darin,  dass  der  Meineidige  die 
verwirkte  Schwurhand  ablösen  konnte  und  man  also  einen 
Modus  finden  musste,  der  eine  neuerhche  Zeugenaussage  des 
Meineidigen  zu  verhindern  geeignet  war. 

Begrifflich  reihen  sich  hier  zwei  schwere  Missetaten  an, 
welche  aber  eben  ob  ihrer  Schwere  und  da  sie  mehr-minder 
Eingriffe  in  königliche  Prärogativen  darstellen,  allmälig   in   den 

abgeneigt  erweist,  soll  „dem  Königsgerichte,  als  dem  Verteidiger  des 
Christentums"  übergeben  werden. 

"  Decr.  II.  cap.  18.  (Endlicher  I.  19.) 

"  Art.  16.  Wenzel  III.  S.  213. 

*^  Decr.  II.  cap.  15.  (Endlicher  I.  17.) 

"  Decr.  I.  cap.  83. 

29* 
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Kreis  der  Treulosigkeit  einbezogen  wurden :  die  Urkunden- 
fälschung {confecüo  falsanim  literanim)  und  die  Falsch- 
münzerei {fabricatio  falsae  monetae).  Beide  werden  mit  dem 
Verlust  des  Lebens  und  Vermögens,  erstere  in  minder  schweren 
Fällen  mit  Einziehung  des  Vermögens  und  Brandmarkung  be- 
straft.*' 

Die  Massfälschung,  falsches  Spiel  und  manche 
ähnliche  Delicte  des  Falsum  fanden  ausführliche  Regelung  in 
den  Städten.  Das  Recht  von  Selmeczbänya  bestraft  den  Gebrauch 
falscher  Masse  zum  ersten  und  zweiten  Male  mit  einer  Geld- 
strafe von  einer  Mark,  den  zweiten  Rückfall  mit  Abhauen  der 
Hand,  die  jedoch  mit  zehn  Mark  abgekauft  werden  konnte;  den 
Falschspieler  trifft  eine  spiegelnde  Verstümmelungsstrafe:  man 
schlägt  ihm  die  Würfel  durch  die  Hand.*** 

c)  Ehrenbeleidigung,  Verleumdung,  falsche 
Anklage. 

Die  Ehrenbeleidigung  wird  als  selbständiges  Delict  ent- 
weder mit  ehrenkränkenden,  beschimpfenden  Worten  oder  mit- 
telst Misachtung  ausdrückenden  Handlungen  begangen.  In  An- 
sehung der  Strafe  lässt  sich  keine  principielle  Unterscheidung 
der  Verbal-  und  Realinjurie  feststellen.  Die  Freibriefe  für  Zägräb 
bestrafen  (wie  oben,  bei  Gelegenheit  der  Körperverletzung  er- 
wähnt worden)  beide  Arten  der  Ehrenbeleidigung  in  dergleichen 
Weise.*"  Landesrechtliche  Bestimmungen  über  dieses  Delict  sind 
uns  nicht  bekannt. 

Verwandte  Missetaten  sind  die  Verleumdung  und  die 
falsche  Anklage.  Wer  ausserhalb  Gerichtes  von 
jemandem  ohne  triftigen  Grund  behauptet,  dass  er  eine  Missetat 
begangen  habe,  wird  als  Verleumder  {mendax,  adulator)  bestraft; 
spricht  er  eine  solche  Behauptung  im  Gericht  aus,  so  büsst 


"  Siehe  z.  B.  Fejer  C.  D.  III/l  S.  364,  IV/1  S.  402,  IV/2  S.  171. 
Wenzel  V.  S.  239.  Im  slavonischen  Statut  von  1273  wird  (betreff  der  fal- 
schen Anklage)  die  Falschmünzerei  neben  dem  Hochverrate  genannt.  Art.  6. 
Endlicher  S.  538.  Unerklärt  ist  Art.  XL :  1298,  worin  für  den  Fall,  dass 
jemand  in  seinem  Hause  oder  auf  seinem  Gute  Falschmünzerei  zu  treiben 
wagte,  die  Einziehung  des  Hauses,  bezw.  des  Grundstückes  befohlen  wird, 
damit  den  Schuldigen  „die  Strafe  des  Gesetzes"  treffe.  Kovachich,  Sylloge 
S.  40,  Endlicher  (Art.  XXXIi)  S.  638. 

^«  Art.  5  und  28.  Wenzel  III.  S.  209.  220. 

"  Art.  3  und  4.  Endlicher  S.  452.  509. 
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er  als  falscher  Ankläger  {calumniator).  Im  Decret  Stefans  des 
Heiligen  erscheinen  die  beiden  Verbrechensbegriffe  noch  unge- 
trennt. Wenn  ein  miles  behauptet,  dass  der  Gespan  ihm  einen 
Gegenstand  mit  Gewalt  abgenommen  habe,  und  es  sich  dann 
zeigt,  dass  er  selbst  dem  Gespan  die  Sache  freiwillig  überlassen 
hatte,  so  soll  er  „als  Lügner"  nicht  nur  die  geforderte  Sache 
nicht  zurück  erhalten,  sondern  obendrein  dem  Gespan  ebensoviel 
(d.  i.  den  Wert  der  Streitsache)  bezahlen. -^"^  Es  ist  wahrschein- 
lich, dass  hier  nicht  eine  einfache  Behauptung  —  Verleumdung  — , 
sondern  eine  falsche  Anklage  wegen  Erpressung  oder  Raub 
gemeint  ist.  Unzweifelhafte  Verleumdungsfälle  sind  in  den  beiden 
vorletzten  Kapiteln  des  Decrets  Stefans  des  Heiligen  behandelt. 
Wer  einem  Gespan  oder  sonst  einem  Getreuen  des  Königs 
fälschlich  einflüstert:  „Der  König  sinnt  dein  Verderben",  soll 
selbst  verderben. •'^^  Wer  mit  falschen  Reden  zwei  Männer  ein- 
ander entfremdet,  und,  damit  seine  Teufelslist  gelinge,  beide 
schweigen  heisst,  soll  „für  das  Verbrechen  der  Lüge"  zweimal 
die  Lösungsbusse  der  Zunge  zahlen ;  hat  er  nur  einen  belogen, 
so  reisse  man  ihm  die  Zunge  aus  oder  er  löse  sie  ab.^^ 

Die  Anklage  war  nach  dem  Recht  des  Mittelalters  im  all- 
gemeinen mit  Gefahr  verbunden.  Wenn  es  dem  Angeklagten 
gelang  sich  zu  reinigen,  verfiel  der  Ankläger  einer  Busse  oder 
gar  einer  schwereren  Strafe.  Im  ungarischen  Recht  findet  sich 
allerdings  kein  allgemeines  Gebot  der  Bestrafung  des  sachfälli- 
gen Anklägers;  doch  lassen  einige  specielle  Bestimmungen  mit 
voller  Sicherheit  auf  die  allgemeine  Straffälligkeit  der  falschen 
Anklage  schliessen. 

Die  falsche  Anklage  wegen  einer  geringer  geachteten 
Missetat  wird  mit  einer  Geldstrafe  gebüsst,  zumeist  einem 
Bruchteile  (der  Hälfte)  des  Wergeids.  Der  Richter,  dem  zur 
Last  gelegt  wird,  dass  er  einen  Unschuldigen  als  Dieb  habe 
aufknüpfen  lassen,  kann,  wenn  er  mit  zwei  Zeugen  die  Schuld 
des  Gehängten  beweist,  nach  dem  Gesetze  Ladislaus  des  Heili- 

*"  Decr.  II    cap.  45.  (Endlicher  II.  11.) 

*^  Decr.  II.  cap.  53.  (Endlicher  II.  19.) 

*-  Decr.  II.  cap.  54.  (Endlicher  II.  20.)  Der  Ablösung  ist  wol  im  Gesetz 
nicht  ausdrücklich  gedacht;  da  jedoch  bei  der  Doppelverleumdung  die 
zweifache  Lösungsbusse  bezahlt  wurde,  kann  kein  Zweifel  walten,  dass  es 
auch  gestattet  war,  die  durch  einseitige  Lüge  einmal  verwirkte  Zunge 
abzulösen. 
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gen  vom  falschen  Ankläger  55  Pensae,  das  halbe  Wergeid  for- 
dern ;''^  ebenso  wird  laut  dem  slavonischen  Statut  durch  die 
falsche  Anklage  wegen  Gewalttätigkeit  das  halbe  Wergeid, 
60  Pensae,  wegen  Diebstahls  und  Heimsuchung  „die  doppelte 
Busse"  (iiidiclum  duplex)  verwirkt.-^*  Die  schwersten  Fälle  der 
falschen  Anklage  wurden  unter  dem  Einflüsse  des  spät  römi- 
schen Rechts  nach  dem  Talionprincip  behandelt:  den  Ankläger 
traf  dieselbe  Strafe,  welche  im  Falle  des  gelungenen  Klage- 
beweises den  Bezichtigten  getroffen  hätte.  Das  eben  angeführte 
Gesetz  Ladislaus  des  Heiligen  setzt  auf  die  falsche  Beschuldi- 
gung des  Richters  die  Talionstrafe,  wenn  in  Ermangelung  von 
Zeugen  der  Richter  seine  Unschuld  durch  Gottesurteil  erhärtete; 
der  Ankläger  jedoch,  der  wolhabender  ist,  als  der  Richter, 
wird  als  Sklave  verkauft.  Das  Decret  König  Kaimans  wen- 
det das  Talionprincip  nur  auf  den  Ankläger  an,  der  auf 
blossen  Verdacht  hin,  sola  suspicione,  jemanden  als  angeb- 
lichen Dieb  festnimmt ;  wer,  durch  die  Tatumstände  irregeleitet, 
guten  Glaubens,  einen  Unschuldigen  vor  Gericht  gestellt  hat, 
büsst  von  seinem  Vermögen  nur  so  viel,  als  das  Vermögen  des 
Beschuldigten  beträgt. ^^  Der  uneingeschränkten  Anwendung  der 
Talion  begegnen  wir  im  slavonischen  Statut,  bei  der  falschen 
Anklage  wegen  Hochverrat  und  Falschmünzerei.^*^ 

d)  Von  den  specifischen  Sittlichkeitsverbrechen 
erscheinen  in  der  Ärpädenzeit  als  Missetaten  die  Unzucht, 
die  Notzucht,  der  Frauenraub,    und  der  Ehebruch. 

Die  Bestrafung  der  weiblichen  Unzucht  wird  von 
Ladislaus  dem  Heiligen,  ebenso  wie  das  Verfahren  gegen  Hexen, 
den  geistlichen  Gerichten  zugewiesen.^''  Über  Art  und  Mass  der 
Strafe  findet  sich  keine  Bestimmung. 

Ob  die  von  Männern  begangene  Unzucht  im 
allgemeinen    bestraft  wurde,   wissen   wir   nicht,   da   uns   bloss 


^'  Decr.  II.  cap.  6. 

**  Art.  7.  8.  10.  Endlicher  S.  538. 

"  Decr.  I.  cap.  52.  53.  55. 

'*  Art.  6.  Endlicher  S.  538.  —  Der  Verleumdung  und  falschen  An- 
klage ist  die  calumnia  nahe  verwandt,  worunter  in  erster  Reihe  die  un- 
begründete Wiederaufnahme  des  rechtsgiltig  beendeten  Processes,  ferner 
mancherlei  andere  processuale  Vergehen  verstanden  werden  müssen.  Siehe 
hierüber  §.  4  des  folgenden  Kapitels. 

"  Decr.  I.  cap.  34. 
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Straf  bestimm  ungen  über  die  qualificierte,  d.  i.  die  mit  einer  Magd 
begangene  Unzucht,  bekannt  sind.  Die  Strafe  richtet  sich  nach 
dem  freien  oder  unfreien  Stande  des  Täters.  Der  Freie  wird 
laut  dem  Decret  Stefans  des  Heiligen  zum  ersten  und  zweiten 
Male  geprügelt  (das  zweite  Mal  auch  geschoren) ;  verkehrt  er 
mit  der  Sklavin  noch  ein  drittes  Mal,  so  gerät  er  selbst  in  die 
Knechtschaft  des  Eigentümers  der  Magd,  falls  er  sich  nicht  löst. 
Der  Sklave,  der  mit  der  Magd  eines  fremden  Herrn  Unzucht 
treibt,  erhält  gleichfalls  eine  Tracht  Prügel  und  wird  kahl- 
geschoren. Falls  die  Magd  schwanger  wurde  und  im  Kindbett 
starb,  musste  der  Freie  dem  Eigentümer  an  ihrer  Statt  eine  an- 
dere Sklavin  geben ;  der  Sklave  hingegen  wurde  verkauft  und 
der  Kaufpreis  zwischen  seinem  Herrn  und  dem  Herrn  der  Magd 
geteilt.^*^ 

Von  der  Notzucht  ist  im  Decret  Ladislaus  des  Heiligen 
die  Rede :  wer  einer  Jungfrau  oder  Frau,  unterwegs  von  einem  Dorfe 
ins  andere,  Gewalt  antut,  verwirkt  die  Strafe  des  (absichtlichen) 
Totschlags. ^^  In  den  Städten  wurde  die  Notzucht  strenger  ge- 
ahndet: den  Täter  traf,  wie  nach  deutschem  Recht,  die  Strafe 
der  Enthauptung  oder  des  Galgentodes. *^^ 

Der  Frauenraub,  d.  i.  die  Entführung  einer  Freien  aus 
der  Obhut  der  Ihrigen  behufs  Ehelichung,  wurde  vornehmlich 
als  ein  Verbrechen  gegen  die  Sippe,  insbesondere  die  haus- 
väterliche Gewalt,  aufgefasst  und  darum  strenge  bestraft.  Nach 
dem  Decret  Stefans  des  Heiligen  musste  der  Täter  die  geraubte 
Frau  ihrer  Familie  zurückerstatten  und  den  beleidigten  Ver- 
wandten, in  Gemässheit  seiner  Vermögensverhältnisse,  zehn  oder 
fünf  junge  Ochsen  auch  dann  büssen,  wenn  er  die  Ver- 
wandten versöhnt  hatte,  was  den  kräftigen  öffentlich-rechtlichen 
Charakter  dieser  Missetat  bekundet.''^  König  Kaiman  überliess 
die  Bestrafung  des  Frauenräubers  dem  Bischöfe  oder  Archidiakon, 
gleichfalls  ohne  Art  und  Mass  der  Strafe  anzugeben.^^  Das  Recht 
von  Selmeczbänya  setzt  den  Begriff  des  Frauenraubs  in  einer 
der   kirchlichen   Anschauung    durchaus    entsprechenden    Weise 

"«  Decr.  II.  cap.  26.  (Endlicher  I.  28.) 
"  Decr.  I.  cap.  32. 

^^  Rechtsbuch  von  Selmeczbänya  Art.  23  Wenzel  III.  S.  214  ;  Pozsony 
Art.  82  KiRÄLY  a.  a.  O.  S.  286. 

"  Decr.  II.  cap.  25.  (Endlicher  I.  27.) 
^^  Decr.  I.  cap.  59. 
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fest.  Die  mangelnde  Einwilligung  der  Eltern,  und  überhaupt  der 
Verwandten  ist  kein  Tatbestandsmerkmal  mehr :  die  Tatsache  des 
Frauenraubs  wird  durch  den  früher  nebensächlichen  Widerstand 
der  Frau  constituirt.  Darum  stellte  man,  wenn  Klage  erhoben 
wurde,  die  Geraubte  zwischen  ihre  Verwandten  und  den  Räuber; 
lief  sie  zu  den  Verwandten,  so  wurde  dem  Manne  der  Kopf 
abgehauen.''^ 

Vom  Ehebruch  handelt  zuerst  das  Decret  Ladislaus  des 
Heiligen,  worin  jedoch  einzig  von  der  schuldigen  Ehefrau  die 
Rede  ist.  Der  Ehemann  konnte  das  auf  Ehebruch  ertappte  Weib 
busslos  töten ;  hatte  er  sie  aber  ohne  triftigen  Grund  getötet, 
so  konnten  die  Verwandten  der  Toten  ihn  zur  Rechenschaft 
ziehen,  und  von  ihm  das  Wergeid  der  Frau  fordern. *^^  König 
Kaiman  spricht  von  „Ehebrechern"  {adalteri)  ohne  Unterschied 
des  Geschlechts:  der  Bischof  oder  der  Archidiakon  soll  über 
sie  die  verdiente  Strafe  verhängen. "^^  Die  Stadtrechte  stellen  den 
Ehemann  der  Ehefrau  in  Ansehung  der  strafrechtlichen  Behand- 
lung des  Ehebruches  vollkommen  gleich.  Auf  Ehebruch  steht 
der  Tod;  bei  doppeltem  Ehebruch  wendet  man  gerne  ausgezeich- 
nete Arten  der  Todesstrafe  an ;  so  begrub  man  in  Pozsony  die 
beiden  Ehebrecher  bei  lebendigem  Leib  in  ein  gemeinsames 
Grab,  nachdem  man  sie  vorher  mit  spitzigen  Pfählen  gepeinigt 
hatte.66 

4.  Missetaten  gegen  das  Vermögen.  Hierher 
gehören  der  Diebstahl,  Raub,  die  Hehlerei,  Unter- 
schlagung und  Brandstiftung. 

Die  königlichen  Decrete  des  ersten  Jahrhunderts  beschäfti- 
gen sich  am  meisten  mit  dem  Diebstahl.  Es  war  die  häufigste, 
den  Gemeinfrieden  im  grössten  Masse  gefährdende  und  darum 
schimpflichste  Missetat.   Bereits   König   Stefan   der   Heilige   er- 

"  Art.  26  Wenzel  III.  S.  215. 

"*  Decr.  1.  cap.  13.  Wenn  der  beleidigte  Ehemann  anstatt  sich  selbst 
Genugtuung  zu  verschaffen,  die  Ehebrecherin  vor  das  (geistliche)  Gericht 
brachte,  wo  der  Schuldigen  „nach  der  Bestimmung  der  canones"  eine 
Strafe  auferlegt  wurde,  stand  es  dem  Gatten,  nachdem  die  Strafe  ab- 
gebüsst  worden  war,  frei,  die  Frau  zurückzunehmen  oder  „unverehelicht 
zu  bleiben".  Cap.  20.  Ähnlich  decr.  Colom.  II.  cap.  8.  (bei  Endlicher  Syno- 
dus  altera  Art.  5.) 

"  Decr.  I.  cap.  61.  Dass  der  Ehebruch  auch  schon  vorher  vor  das 
geistliche  Gericht  gehörte,  beweist  decr.  S.  Lad.  cap.  20. 

"  KiRÄLY  a.  a.  O.  S.  287—289. 
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klärt,  dass  der  Diebstahl  „allen  Menschen  furchtbar  und  ab- 
scheulich sei".^'  Unter  ^tm.  furtum  der  königlichen  Gesetzgebung 
muss  jedoch  mehr  verstanden  werden,  als  der  technische  Dieb- 
stahl von  heute.  Das  Verbrechen  des  Raubes  war  noch  nicht 
begrifflich  vom  Diebstahl  gesondert.  Jede  widerrechtliche  Aneignung 
einer  beweglichen  Sache  durch  Wegnahme  aus  fremdem  Ge- 
wahrsam wird  als  Diebstahl  betrachtet;  auch  die  gewalt- 
same Aneignung,  der  Raub.  In  strictem  Gegensatze  zu  unse- 
rer heutigen  Rechtsanschauung,  welche  in  der  Gewalttätigkeit 
ein  erschwerendes  Moment  sieht,  erschien  dem  primitiven  Mittel- 
alter eben  die  Heimlichkeit  als  das  gefährlichere,  und  daher 
eines  freien  Mannes  unwürdige,  feige  Betragen,  das  eine  strengere 
Strafe  herausforderte.  Seit  dem  Anfang  des  XIII.  Jahrhunderts 
werden  dann  die  Diebe  und  Räuber  in  den  Urkunden  und  Ge- 
setzen fast  stets  neben  einander  genannt :^^  dies  zeigt  gleichfalls, 
dass  man  zwischen  Diebstahl  und  Raub  nicht  sehr  unterschied. 

Zufolge  Kezais  Bericht  war  der  Diebstahl  bereits  im  Zeit- 
alter der  Urverfassung  ein  öffentliches  Verbrechen,  mutmasslich 
stand,  ebenso  wie  auf  den  anderen  öffentlichen  Missetaten,  die 
Friedlosigkeit  darauf,  beziehungsweise  der  Verlust  des  Lebens 
und  des  Vermögens.  Wahrscheinlich  unterschied  jedoch  bereits 
das  älteste  Strafrecht  zwischen  dem  grossen  oder  eigentli- 
chen und  dem  kleinen  Diebstahl,  und  beschränkte  sich  jene 
schwere  Strafe  auf  ersteren,  während  durch  letzteren  wol  mannig- 
fach abgestufte  Bussen  verwirkt  wurden. 

Für  die  Unterscheidung  von  eigentlichem  und  kleinem 
Diebstahl  war  der  Wert  der  gestohlenen  Sache  massgebend. 
Eine  Wertgrenze  finden  wir  zuerst  im  II.  Buche  der  Gesetze 
Ladislaus  des  Heiligen  festgesetzt :  sie  beträgt  in  bezug  auf  den 
Freien,  wie  auf  den  Unfreien  ohne  Unterschied  zehn  Denare ; 
das  III.  Buch  reduciert  die  Grenze  des  von  einem  Sklaven 
begangenen  grossen  Diebstahls  auf  sechs  Denare.  Beim  kleinen 
Diebstahl  bildete  hinwieder  der  Wert  einer  Gans  oder  eines 
Huhns  die  untere  Grenze.  "^^  König  Kaiman  erhöhte  (ein  Zeichen 

«^  Decr.  S.  Steph.  III.  cap.  29.  (Endlicher  I.  31.) 

«*  Art.  V:1222,  XXV:  1231. 

*^  Decr.  S.  Lad.  II.  cap.  14:  „Si  quis  decem  denariorum  pretium 
furatus  fuerit,  suspendatur.  Minus  denariis  decem  si  furatus  fuerit,  furtum 
duodecis  reddat  et  bovem  unum  persolvat.  Servus  autem  si  tale  furtum 
fecerit,    reddat    duplum    et    nasum    amittat."    In    derselben    Weise    stellt 
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der  eingetretenen  Besserung  der  öffentlichen  Sicheriieitsverhält- 
nisse)  die  obere  Grenze  des  kleinen  Diebstahls  auf  zwanzig 
Denare,  indem  er  bloss  den  „als  Dieb"  zu  bestrafen  befahl,  wer 
einen  Vierfüssler  oder  dessen  Wert  oder  ein  Kleid  im  Werte 
von  zwanzig  Denaren  gestohlen  hatte. '<>  Auch  in  den  Städten 
begegnen  wir  späterhin  der  Feststellung  von  Wertgrenzen.  Für 
das  Recht  von  Selmeczbänya  ergibt  sich  das  Vorhandensein 
solcher  Abgrenzung  daraus,  dass  selbst  der  ausgezeichnete  (an- 
lässlich einer  Feuersbrunst  begangene)  Diebstahl  mit  sechs  Hel- 
lern anfängt.''^ 

Es  ist  wol  auf  die  Stellungnahme  der  Kirche  gegen  die 
peinlichen  Strafen  und  namentlich  die  Todesstrafe  zurückzu- 
führen, dass  Stefan  der  Heilige  sowol  Freie,  als  Sklaven  bloss 
im  zweiten  Rückfalle  mit  dem  Tode  bestrafte,  und  dass  der 
Sklave  sogar  die  auf  den  ersten  und  zweiten  Diebstahl  gesetzte 
Verstümmelungsstrafe  ablösen  durfte.^'''  Ladislaus  der  Heilige 
stellte,  um  die  arg  gefährdete  Vermögenssicherheit  zu  heben, 
die  strengen  Strafen  des  alten  Rechts  wieder  her:  der  Freie 
verlor  Leben  und  Vermögen,  und  wurde  seine  Familie  ver- 
knechtet; dem  Sklaven  schnitt  man  beim  ersten  Diebstahl  die 
Nase  ab,  im  Rückfalle  traf  ihn  der  Galgentod.  Den  kleinen  Dieb- 
stahl büsst  der  Freie  durch  Ersatz  des  zwölffachen  Wertes  und 
Hingabe  eines  Ochsen.  Hat  der  gestohlene  Gegenstand  gerin- 
geren Wert,  als  eine  Gans  oder  ein  Huhn,  so  wird  dem  Diebe, 
ohne  Berücksichtigung  des  Standes,  das  eine  Auge  ausgerissen 
und  er  muss  die  gestohlene  Sache  zurückerstatten.^^  König  Kai- 
man milderte  die  Strafe  des  grossen  Diebstahls  (der  Herabsetzung 
der  Grenze  ist  bereits  gedacht  worden),  indem  er  die  Todes- 
strafe durch  die  Blendung  ersetzte   und  die  strafrechtliche  Ver- 


decr.  III.  cap.  8.  die  Wertgrenze  für  den  Freien  fest ;  in  betreff  der  Un- 
freien setzt  es  die  Grenze  auf  sechs  Denare  herab.  Decr.  II.  cap.  1.  ist 
m.  E.  eine  Ausnahmsbestimmung,  desgleichen  cap.  13.,  betreffend  den  von 
Vornehmen,  bezw.  von  Geistlichen  begangenen  Diebstahl. 

'°  Decr.  I.  cap.  54. 

^'  Art.  19.  Wenzel  III.  S.  213.  Vgl.  Kovachich,  Codex  iuris  taverni- 
calis  1803  S.  198  ff. 

"  Decr.  II.  cap.  39.  40.  41.  (Endlicher  II.  6.  7.) 

"»  Decr.  II.  cap.  1.  2.  12.  14.  zum  Teil  abweichend  decr.  III. 
cap.  8. 
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antwortlichkeit  der  Familienmitglieder  einschränkte.^*  Seit  dem 
XII.  Jahrhundert  erscheint  wieder  die  Todesstrafe  als  ordentliche 
Strafe  des  grossen  Diebstahls,  während  die  Strafhaftung  der 
Hausgenossen  allmälig  ganz  verschwindet. 

Ein  strafrechtlich  ausgezeichneter  Diebstahl  ist  der  hand- 
hafte Diebstahl,  den  Ladislaus  der  Heilige  schlechtweg  als 
grossen  Diebstahl  mit  dem  Tode  bestraft.  Ausgezeichnet  ist 
ferner  der  im  Heere  verübte  Diebstahl :  der  Täter  wird 
„nebst  allem,  was  ihm  gehört,  vernichtet". '°  Besondere  —  uud 
zwar  mildere  Bestimmungen  —  finden  sich  betreff  des  Haus- 
diebstahls: der  Dieb  wurde,  wenn  er  von  gemeinem  Stande 
war,  als  Sklave  ins  Ausland  verkauft,  während  man  den  adeli- 
gen Missetäter  einkerkerte.'^  Besondere  Strafsätze  finden  sich 
ferner  für  den  von  Frauen  begangenen  Diebstahl. 
Nach  dem  Decret  Stefans  des  Heiligen  konnte  der  Ehemann 
sein  Weib  zweimal  von  der  Knechtschaft  lösen,  im  zweiten 
Rückfalle  wurde  sie  jedoch  verkauft.  Ladislaus  der  Heilige 
befahl,  die  verehelichte  Diebin  mit  abgeschnittener  Nase  als 
Sklavin  zu  verkaufen  und  ihr  Vermögen  einzuziehen ;  dieselbe 
Strafe  drohte  der  Wittwe,  die  einen  (grossen)  Diebstahl  be- 
gehen würde,  doch  sollte  ihr  nicht  die  Nase  abgeschnitten, 
sondern  das  eine  Auge  ausgerissen  werden;  auch  die  jung- 
fräuliche Diebin  verfiel  der  Strafknechtschaft ;  der  Eigentümer 
durfte  sie  nicht  freilassen,  tat  er  es  doch,  so  büsste  er  die 
Lösungssumme  ein  und  das  Mädchen  kam  als  Magd  an  den 
Königshof.'' 

Von  den  zahlreichen  Strafbestimmungen  über  die  Be- 
günstigung des  Diebstahls'^  war  im  allgemeinen  Teile  die  Rede. 

Die  Unterschlagung,  namentlich  der  öffentliche 
Unterschleif  idefraudatiö)  erscheint  bereits  im  Decret  Stefans 
des  Heiligen  als  eine    selbständige   Missetat.    Der   Gespan,  der 


^*  Decr.  I.  cap.  54.  56.  Aus  decr.  II.  cap.  3.  (bei  Endlicher  Lex 
data  Judaeis  Art.  7)  kann  geschlossen  werden,  dass  der  kleine  Diebstahl 
ebenso,  wie  zu  Zeiten  Ladislaus  des  Heiligen  (decr.  II.  cap.  14.)  mit  zwölf- 
fachem Ersatz  des  gestohlenen  Gegenstandes  gesühnt  wurde. 

"  Decr.  II.  cap.  12. :  III.  cap.  10. 

7«  Decr.  S.  Lad.  II.  cap.  9. 

"  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  29. ;  decr.  S.  Lad.  III.  cap.  6.  7. 

'»  Decr.  S.  Lad.  II.  1.  5.  6.  7.  15.  16.  17.  18.,  III.  4.  11.  13.  14.  20. 
21.;  decr.  Colom.  I.  41.  42.  43.  44.  76.  82. 
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von  den  an  die  königliche  Schatzkammer  abzuführenden  Ein- 
künften etwas  unterschlägt,  muss  die  veruntreute  Summe  er- 
setzen und  obendrein  den  doppelten  Betrag  büssen."  Ähnlich 
lautet  eine  Bestimmung  König  Kälmäns.^*^  Der  coUector  rerum 
fugitivarum,  der  einen  Sklaven  oder  ein  Stück  Vieh,  das  ihm 
zum  Niessbrauch  überantwortet  worden  ist,  veräussert  oder  ver- 
leugnet, büsst  die  Missetat  mit  dem  dreifachen  Wertersatz  und 
zehn  Pensae ;  falls  er  jedoch  noch  vor  der  Einlieferung  und 
dem  öffentlichen  Aufgebot  etwas  verkauft  oder  verheimlicht  hat, 
soll  er,  nicht  minder  der  Hehler,  mit  dem  Leben  und  all'  sei- 
ner Habe  büssen.^^ 

Die  Hehlerei  ist  in  den  Decreten  des  XI.  Jahrhunderts 
begrifflich  noch  nicht  vom  Diebstahl  und  der  Unterschlagung 
getrennt.  Ladislaus  der  Heilige  bestimmt,  dass,  wer  ein  Pferd 
ins  Ausland  ausführen  will  und  mangels  königlicher  Erlaubnis 
angehalten  wird,  falls  er  nicht  den  rechtmässigen  Besitz  des 
Pferdes  nachweisen  kann,  „als  Dieb"  bestraft  werden  soll.  Die- 
selbe Strafe  trifft  den  Verkäufer  einer  gestohlenen  Sache,  sogar 
die  beim  Verkauf  gegenwärtigen  Zeugen,  wenn  ihre  Wissen- 
schaft vom  Diebstahl  mittelst  Gottesurteil  festgestellt  wird.^^ 

Die  Brandstiftung  {Incendium)  ist  auch  nach  altem 
ungarischen  Recht  ^^  eines  jener  Verbrechen,  zu  deren  Tat- 
bestand die  Absichtlichkeit  gehört:  als  Brandstifter  kann  nur 
derjenige  bestraft  werden,  der  in  feindlicher  Gesinnung  {per 
Inimidtias)  das  Gebäude  eines  anderen  anzündete. 

Von  den  königlichen  Decreten  enthält  einzig  das  Gesetz 
Stefans  des  Heiligen  eine  Bestimmung  über  diese  Missetat.  Der 
Brandstifter  muss  das  zerstörte  Gebäude  wiederherstellen,  die 
Einrichtung,  die  Raub  der  Flammen  wurde,  ersetzen  und 
obendrein  sechzehn  Ochsen  im  Gesammtwerte  von  40  Pensae 
büssen.^^ 

Höhere  Strafen  stehen  auf  der  Brandstiftung  in  den  Städten. 
Das  Rechtsbuch  von  Selmeczbänya  setzt  den  Feuertod  darauf, 
als  spiegelnde  Strafe.  In  naturgemässer  Beachtung  der  grossen 

"  Decr.  II.  cap.  42.  (Endlicher  II.  8.) 

8°  Decr.  I.  cap.  79.  in  f. 

«'  Decr.  S    Lad.  III.  cap.  13.  20.  (Endlicher  21.) 

®*  Decr.  II.  cap.  16.  (Endlicher  14.),  III.  cap.  11. 

'*  Für  das  germanische  Recht  vgl.  Brunner  a.  a.  O.  II.  S.  654. 

"*  Decr.  II.  cap.  30.  (Endlicher  I.  32.) 
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Gemeingefährlichkeit  dieser  Missetawerdet  n  nach  den  Stadt- 
rechten nicht  bloss  die  einfachen  Vorbereitungshandlungen,  son- 
dern sogar  die  Drohung  gleich  der  vollendeten  Tat  geahndet.^^ 

5.  Als  Missetaten  gegen  die  persönliche 
Freiheit  erscheinen  die  (widerrechtliche)  Verknech- 
tung  eines  Freien,  die  Heimsuchung  und  die  Ge- 
walttätigkeit. 

Solange  das  Institut  der  Sklaverei  bestand,  gab  es  ein 
Verbrechen  der  unerlaubten  Verknechtung  eines 
Freien.  Wer  sich  vermessentlich  einer  solchen  Tat  erfrechte, 
büsste  nach  dem  Gesetz  Stefans  des  Heiligen  je  nach  seinen 
Vermögensverhältnissen  fünfzig,  bezw.  zwölf  junge  Ochsen, 
welche  jedoch  nicht  dem  Verletzten  zugute  kamen,  sondern  in 
gewohnter  Weise  (dem  Verhältnis  von  2:1)  zwischen  dem 
König  und  dem  Comitatsgespan  geteilt  wurden.*^  Der  Schutz 
der  persönlichen  Freiheit  liegt  nämlich  dem  König  ob ;  wer  sie 
verletzt,  bricht  den  Königsfrieden  und  muss  den  Friedensbruch 
mit  einer  Geldstrafe  sühnen. 

Das  spätere  Recht  kennt  bereits  die  einfache  wider- 
rechtliche Festnehmung  (Gefangenhaltung) ,  welche 
nachher  einen  der  fünf  Fälle  der  s.  g.  grossen  Gewalttätigkeit 
bildete.  Die  Goldene  Bulle  verbietet  die  Gefangennahme  der 
Adeligen  ohne  vorherige  rechtmässige  Ladung  und  nach  ordent- 
lichem Gerichtsverfahren  erfolgtes  Urteil.*^ 

Unter  Heimsuchung  {invaslo  dotnas)  verstand  man 
den  Überfall  eines  Hauses  mit  bewaffneter  Macht,  den  gewalt- 
samen Bruch  des  Hausfriedens.  Die  Gesetze  Stefans  und 
Ladislaus  des  Heiligen  stellen  als  Tatbestandsmerkmal  auf,  dass 
der  Angreifer  das  Verderben  des  Hausherrn  und  der  Haus- 
genossen und  die  Zerstörung  des  Überfallenen  Hauses  beab- 
sichtige.^^ Die  Heimsuchung  war  ursprünglich  ihrer  Beschaffen- 


8*  Art.  19.  Wenzel  III.  S.  213. 

*®  Decr.  II.  cap.  20.  (Endlicher  II.  22.)  Die  Bestimmung  muss  aus 
dem  nur  im  Admonter  Codex  erhaltenen,  unmittelbar  vorhergehenden 
Kapitel  21  (mit  der  Originalrubrik :  „De  his  qui  alienis  servis  libertatem 
acquirunt")  ergänzt  werden. 

"  Art.  II. 

^^  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  33.  (Endlicher  I.  35.) :  „Nam  si  quis 
comitum  .  .  .  tarn  contumax  exstiterit,  ut  alium  domi  quaerat  ad  perdendum 
eum  atque  suas  dissipare  res  .  .  ." 
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heit  nach  ein  Bandenverbrechen. ^'^  Darum  wurde  sie  umso 
strenger  bestraft,  je  mächtiger  und  vornehmeren  Standes  der 
Angreifer  war.  Nach  dem  Decret  Stefans  des  HeiHgen  verUert 
der  Gespan,  der  seine  Leute  selbst  zum  Angriff  führt,  „nach 
dem  Gesetze  über  die  Tötung  mit  dem  Schwerte"  sein  Leben 
durch  das  Schwert ;  wenn  er  bloss  seine  Leute  aussendet,  ohne 
selbst  am  Angriffe  teilzunehmen,  büsst  er  100  junge  Ochsen; 
der  miles,  der  Haus  und  Hof  eines  anderen  überfällt,  sühnt 
seine  Tat  mit  zehn,  der  gemeine  Mann,  der  die  Hütte  von 
Seinesgleichen  angreift,  mit  fünf  jungen  Ochsen.  Ladislaus  der 
Heilige  vereinfacht  die  auf  der  Heimsuchung  stehenden  Stra- 
fen :  die  Tat  wird  nun  stets  gleich  der  Tötung  mit  dem 
Schwert  gesühnt.  Der  Angreifer  verliert  sein  gesammtes  Ver- 
mögen ;  ein  Drittel  wird  seiner  Ehefrau  und  den  Kindern  be- 
lassen, zwei  Drittel  hingegen  gebüren  dem  Verletzten ;  falls  das 
eingezogene  Vermögen  weniger,  denn  100  Pensae  beträgt,  wird 
er  obendrein  als  Sklave  verkauft,  nachdem  man  ihm  vorher 
das  Haupthaar  genommen  und  ihn  mit  Geisseihieben  rings  um 
den  Marktplatz  gejagt  hat.  Ladislaus  der  Heilige  bestraft  be- 
reits die  Teilnahme  bei  der  Heimsuchung;  und  zwar  sollen  die 
Freien  ihre  Missetat  mit  55  Byzantii  lösen;  die  Sklaven  erleiden 
die  Strafe,  welche  ihren  Herrn  trifft,  (es  ist  damit  wol  die  Neben- 
strafe zu  Haut  und  Haar  gemeint),  fremde  Sklaven,  die  sich 
ohne  Wissen  ihres  Herrn  dem  Zuge  anschlössen,  werden  ver- 
kauft und  der  Erlös  zwischen  ihrem  Herrn  und  dem  Verletzten 
geteilt.^« 

Ohne  Zweifel  gab  es  auch  erlaubte  und  busslose  Fälle 
der  Heimsuchung.  Solange  die  Fehde  gestattet  war,  durfte  der 
Verletzte,  bezw.  die  beleidigte  Sippe  die  verweigerte  Genugtuung 
auch  durch  bewaffneten  Überfall  des  Täters  in  Haus  und  Hof 
erzwingen.  ^^ 

Aus  der  Heimsuchung  entwickelte  sich  gegen  Ende  des 
XIII.  Jahrhunderts  ein  neuer  Verbrechensbegriff:  die  Gewalt- 
tätigkeit {factum  vel  actus  potentiae),  worunter  man  bald 
jede   gewaltsame,   gegen   die   Person,   Freiheit   oder  Vermögen 


®*  Vgl.  für  das  germanische  Recht  Brunner  a.  a.  O.  II.  S.  651. 
^^  Decr.  II.  cap.  11.  (Endlicher  10a). 

"  Das  bezeugt  decr.  S.  Lad.   III.  cap.  27.  (Endlicher  28.):    „Si  qui 
domi  pugnaverint  et  ad  iudicem  non  venerint,  nil  quaerat  iudex". 
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eines  Anderen  gerichtete  Handlung  verstand,  ohne  zu  unter- 
scheiden, ob  sie  im  Hause  des  Verletzten  oder  ausserhalb  des 
Hauses  und  Hofes  verübt  wurde. "*-  Das  Decret  von  1298  zählt 
die  facta  potetitlae  zu  jenen  Verbrechen,  welche  die  sentenüa 
capitalis  (den  Verlust  des  Lebens  oder  Vermögens)  nach  sich 
ziehen  ;^^  in  manchen  Fällen  allerdings,  so  bei  Wegnahme  frem- 
der Fahrhabe  auf  offenem  Felde,  konnte  bloss  der  zehnfache 
Ersatz  des  Wertes  gefordert  werden. ^^  Allgemein  wird  jedoch 
zwischen  grosser  und  kleiner  Gewalttätigkeit  {actus  potentiarli 
maiores  und  minores)  erst  während  der  Regierungszeit  König 
Sigismunds  unterschieden,  ohne  dass  jedoch  die  verschiedenen 
Fälle  einzeln  festgestellt  worden  wären. ^^  Dies  erfolgte  erst  unter 
König  Matthias,  dessen  letztes  Decret  fünf  Fälle  {quinque  casus) 
der  grossen  Gewalttätigkeit  aufzählt,  und  somit  alle  anderen 
hierhergehörigen  Handlungen  als  Fälle  der  kleinen  Gewalttätig- 
keit ausscheidet.^^ 

Auf  die  (grosse)  Gewalttätigkeit  war,  wie  eben  erwähnt, 
Verlust  des  Lebens  und  Vermögens  gesetzt ;  doch  gelangte  alter- 
nativ bloss  der  eine  oder  andere  Teil  des  Strafurteils  zur  Aus- 
führung. Die  Gewalttätigkeit  wurde  nämlich  als  ein  Privatdelict 
betrachtet,  in  Ansehung  dessen  die  Richtung,  der  Vergleich  mit 
dem  Täter  gestattet  war.  Der  Richter  sollte  daher  den  Verurteil- 
ten drei  Tage  gefangen  halten;  wenn  die  Parteien  sich  während 
dieser  Frist  einigten,  d.  h.  wenn  der  Verurteilte  betreff  seines 
Vermögens  den  Verietzten  abfand,  konnte  der  Richter  das  Wer- 
geid des  Verurteilten,  fünfzig  Mark  Silber,  ferner  ein  Neuntel 
und  ein  Zehntel  der  Lösungssumme  beanspruchen;^^  wenn 
jedoch  kein  Vergleich  zustande  kam  und  der  Verletzte  seinem 
Gegner  hinrichten  Hess,  fiel  dessen  Vermögen,  Liegenschaften 
und  Fahrhabe  (mit  Ausnahme  der  Gegenstände,  die  der  Verur- 


»*  Art.  XLV.  L.  LIV.  LIX.  und  LXXIX :  1298.  Kovachich,  Sylloge  S.  44  ff. 

^^  Art.  LXXIX:  „.  .  .  in  f actis  potentiae,  calumniae  .  .  .  vel  aliis 
vindictam  capitis  tangentibus  .  .  .".  Ebenda  S.  53. 

"  Art.  LVI :  1298.  Ebenda  S.  45. 

8*  Art.  IV:  1435  (II)  und  XXIX:  1439. 

^*  Art.  XV :  1486.  Die  fünf  Fälle  sind  die  folgenden :  a)  invasio 
domomm  nobilium,  b)  orcupatio  possessionum  et  pertinentiamm  eamndem, 
c)  detenüo  nobilium  sine  iiista  causa,  d)  verberaüo  ac  vulneratio,  e)  inter- 
emptio  nobilium. 

"  Art.  X:  1351. 
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teilte  anlässlich  der  Gefangennahme  bei  sich  hatte)  an  die  recht- 
mässigen Erben. ^**  Von  dem  Rechte  der  Begnadigung  durfte  der 
König  nach  Art.  LIV:  1298  bloss  dann  Gebrauch  machen,  wenn 
der  Verurteilte  den  Verletzten  befriedigt  hatte.  Die  Begnadigungs- 
schreiben des  XV.  Jahrhunderts  gewähren  hierfür,  „nach  der 
althergebrachten  Gewohnheit  des  Landes"  eine  einjährige  Frist.^'^ 


9«  Trip.  I.  tit.  16.,  II.  tit.  55.  56.  57.  58. 

»»  Hajnik,  Birösägi  szervezet  es  perjog  S.  393. 


IV.  KAPITEL. 

Das  Gerichtsverfahren. 

§.  1.  Die  richterliche  Gewalt  und  die  Gerichts- 
verfassung.* 

An  der  Hand  der  Untersuchungen  über  die  Central-  und 
Provincialverwaltung  und  Rechtspflege^  treten  uns  für  diese 
Periode  als  ordentliche  Gerichte  die  folgenden  ent- 
gegen :  a)  das  auf  der  persönlichen  Gerichtsobrigkeit  des  Königs 
beruhende  Königsgericht  und  dessen  Abspaltungen,  b)  das 
Comitats-,  c)  das  Stadt-  und  cf)  das  grundherrliche  Gericht.  Als 
besondere  (Ausnahms-)G e r i c h t e  erscheinen  ä)  die  geist- 
lichen Gerichte,  ferner  die  Gerichte  b)  der  Kumanen,  c)  der 
Zipser  Sachsen,  d)  der  Szeklyer,  e)  der  Siebenbürger  Sachsen, 
f)  der  Juden. 

a)Das  Königsgericht  und  dessen  Abspal- 
tungen. Der  König  übt  die  ihm  persönlich  zustehende  Ge- 
richtsbarkeit, wie  wir  wissen,  teils  an  seinem  Wohnsitze,  am 
Hofe,  teils  in  der  Provinz,  und  zwar  entweder  unmittelbar,  in 
eigener  Person,  oder  durch  Vertreter  aus.  Das  Königsgericht 
(curla  regia)  besitzt  lange  keine  ständige  Organisation,  sondern 
wird  vom  Könige,  bezw.  dessen  Stellvertreter,  namentlich    vom 

*  Literatur:  J.  Kitonich,  Directio  methodica  processus  judiciarii 
juris  consvetudinarii  inclyti  Regni  Hungariae  1619.  Emerich  Hajnik,  A  magyar 
birösägi  szervezet  es  perjog  az  Ärpäd-  es  a  vegyeshäzi  kirälyok  alatt 
[Ungarische  Gerichtsverfassung  und  Gerichtsverfahren  unter  den  Ärpäden 
und  den  Königen  aus  den  verschiedenen  Häusern]  1899. 

1  Oben  S.  177  ff. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  30 
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Hofrichter  (betreff  der  gegen  die  Stadtgericlite  eingelaufe- 
nen Berufungen  vom  Tavernicus,  hinsichtlich  der  Processe  zwi- 
schen Juden  dem  Kanzler)  von  Fall  zu  Fall  aus  den  gelegent- 
lich am  Hofe  anwesenden  geistlichen  und  weltlichen  Herren 
gebildet.  Die  königliche  Rechtspflege  in  der  Provinz  wurde 
anfänglich  durch  die  Gerichtsfahrten  des  Königs  im  Lande  ver- 
mittelt ;  zu  Beginn  des  XII.  Jahrhunderts  tritt  die  Institution  der 
delegierten  Richter  an  deren  Stelle.  Der  Auftrag  war  gewöhnlich 
ein  allgemeiner  und  ermächtigte  den  entsendeten  Richter,  in  dem 
betreffenden  Landesteile  alle  Gerichtssachen  als  Vertreter  der 
Gerichtspersönlichkeit  des  Königs  zu  erledigen;  doch  konnte 
das  Mandat  auf  eine  bestimmte  Streitsache  beschränkt  sein.^ 

Als  delegierter  Königsrichter  erscheint  am  häufigsten  der 
Palatin,  der  solcherart  allmälig  eine  von  der  Gerichtspersönlich- 
keit des  Königs  losgelöste,  selbständige  Gerichtsgewalt  erlangte, 
die  durch  Art.  VIII  der  Goldenen  Bulle  ausdrücklich  gewähr- 
leistet wurde.  Der  Schwerpunkt  der  Palatinalgerichtsbarkeit 
ruhte  noch  im  XIII.  Jahrhundert  in  den  mit  gewählten  adeligen 
Beisitzern  der  Comitate  abgehaltenen  Gerichtsversammlungen 
(proclamata  congregatio) .  Eine  ähnliche  Gerichtsobrigkeit  stand 
in  den  ihrer  Verwaltung  unterstehenden  Gebieten  dem  Banus 
und  dem  Woywoden  von  Siebenbürgen  zu. 

b)  Die  Comitatsgerichte.  Die  Gerichtsgewalt  des 
königlichen  Comitats  (Burg-)gespans  erstreckt  sich  auf  alle  Ange- 
legenheiten der  nicht-adeligen  Freien,  ferner  laut  Art.  V  der 
Goldenen  Bulle  auf  die  Zehnt-  und  die  mit  dem  Münzverruf  zusam- 
menhängenden Processe  der  Adeligen.  Inersterem  Wirkungskreise 
vertritt  ihn  der  Burgrichter.  Die  Strafjustiz  ist  vorwiegend  in 
Händen  besonderer  Königsrichter,  der  bllochi  regales,  die  jedoch 
König  Bela  IV.  um  1240  beseitigt.  Während  die  Bedeutung 
der  alten  königlichen  Comitatsgerichte  infolge  der  Auflösung  der 
Burggespanschaftverfassung  im  Laufe  des  XIII.  Jahrhunderts 
stetig  sinkt,  entwickeln  sich  auf  der  anderen  Seite  die  neuen 
autonomen  Comitatsgerichte,  die  unter  dem  Vorsitze  des  Gespans, 
bezw.  seines  Vertreters,  des  Vicegespans  aus  den  von  der  Comi- 
tatsgemeine  gewählten  vier  adeligen  Stuhlrichtern  bestehen  und 
in  Abwesenheit  des  Palatins  selbständig  Recht  und  Urteil  sprechen. 

-  Z.  B.  Wenzel  II.  S.  90.  256,  III.  S.  100,  VIl.  S.  26.  Fej£r  C.  D. 
X/3  S.  252. 
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c)  Die  Entstehung  der  Stadtgerichte  hängt  enge  mit 
der  Entwicklung  der  Stadtfreiheit  zusammen.  Das  Stadtgericht 
besteht  aus  dem  Stadtrichter  oder  Bürgermeister  und  zehn  oder 
zwölf  Geschworenen  (Ratsherren);  seine  Competenz  erstreckt 
sich  sowol  auf  die  bürgerlichen,  als  die  Strafsachen.  Doch  gibt 
es  zu  Ende  dieser  Periode  zahlreiche  privilegierte  Gemeinden,  die 
noch  nicht  im  Besitze  der  vollständigen  Gerichtsgewalt  sind ; 
die  grossen  Straffälle  werden  von  delegierten  königlichen  Rich- 
tern abgeurteilt. 

d)  Die  grundherrlichen  Gerichte.  Infolge  der 
Immunitätsprivilegien  erwerben  zuerst  die  Kirchen,  dann  die 
weltlichen  Grossgrundbesitzer,  schliesslich  auch  ohne  besondere 
Verleihung  die  adeligen  Besitzer  schlechtweg  die  Gerichtsgewalt 
über  ihre  Hintersassen,  ihre  Untertanen.  Die  grundherrliche 
Gerichtsgewalt  ist  eine  vollständige,  wenn  sie  sämmtliche  bürger- 
liche und  Strafsachen  begreift;  in  der  Regel  erstreckt  sich  die 
richterliche  Competenz  des  Grundherren  nicht  auf  die  grösseren 
Straffälle.  Hierzu  bedurfte  es,  auch  nachdem  die  grundherrliche 
Gewalt  ein  ordentlicher  und  natürlicher  Bestandteil  des  adeligen 
Besitzrechts  geworden  war,  der  besonderen  königlichen  Verleihung. 
Man  bezeichnete  die  volle  (Hoch-)Gerichtsbarkeit  des  Grund- 
herrn als  Blutgerichtsbarkeit  (las  gladii),  seit  Ende  des  XV. 
Jahrhunderts  als  Freigespanschaft  (ung.  szabad  ispdnsäg,  Über 
comitatus).^  Die  geistlichen  Herren  und  Anstalten,  der  König, 
ferner  die  Frauen  hatten  ständig  besondere  Amtleute  zum 
Zwecke  der  Verwaltung  der  grundherrlichen  Gerichtsbarkeit. 
Das  Niedergericht,  die  Gerichtsbarkeit  in  den  geringeren  Ange- 
legenheiten {in  causis  minutis)  pflegten  die  Grundherren  häufig 
durch  Privileg  auf  die  Untertanengemeinden  zu  übertragen. 
Gegen  das  Urteil  des  Gemeindegerichts  konnte  an  den  Grund- 
herrn, später  auch  an  das  Comitatsgericht  Berufung  eingelegt 
werden.* 

Von  den  Sondergerichten  besassen  die  geistlichen 
Gerichte   die  grösste  Bedeutung. 

Die  Competenz  der  geistlichen  Gerichte  war  in  Ungarn 
nicht  minder  ausgedehnt,  als  in  den  Staaten  des   Westens;   da 


'  Vgl.  Schiller,  Az  örökös  förendiseg   eredete  Magyarorszägon  [Ur- 
sprung des  erblichen  Magnatenstandes  in  Ungarn]  S.  241  Anm.  113. 
*  Siehe  oben  S.  227  ff. 

30* 
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sie  auch  zahlreiche  welthche  Angelegenheiten  umfasste,  bildete 
die  geistliche  Gerichtspflege  eine  Ergänzung  der  staatHchen. 
Kraft  des  Privilegium  fori  gehörten  alle  Klagen  gegen  geistliche 
Personen  vor  das  geistliche  Gericht.^  Doch  erstreckte  sich  der 
privilegierte  Gerichtsstand  nicht  auf  das  Kirchengut.  Der  Frei- 
brief, den  König  Andreas  II.  1232  im  Walde  von  Bereg 
den  Kirchen  seines  Reiches  ausstellte  und  eidlich  bekräftigte, 
bezeichnet  es  als  im  Interesse  der  Kirche  gelegen,  dass  die  Kla- 
gen um  Kirchengut  {iudlcla  terrarum  eccleslarum)  auch  ferner 
beim  Königsgerichte  verbleiben  mögen. **  Klagen  um  Liegen- 
schaften waren  aus  dem  Wirkungskreise  der  geistlichen  Gerichte 
selbst  dann  ausgeschlossen,  wenn  sie  sich  auf  eidlich  bekräf- 
tigte Versprechungen  oder  letztwillige  Verfügungen  gründeten. 
Ebensowenig  gehörten  später  die  Klagen  wegen  Gewalttätigkeit 
und  überhaupt  die  Strafsachen,  welche  Verlust  des  Vermögens 
nach  sich  ziehen  konnten,  vor  die  geistlichen  Gerichte.''  Ande- 
rerseits beschränkte  sich  deren  Competenz  nicht  auf  die  geist- 
lichen Personen.  Betreff  aller  jener  Missetaten,  welche  des  nähe- 
ren eine  Verletzung  der  religiösen  und  sittlichen  Pflichten  ent- 
hielten, ergriff  der  Wirkungskreis  der  geistlichen  Gerichte  in 
Concurrenz  mit  der  weltlichen  Gerichtspflege  auch  die  Laien  i 
so  bei  Ehebruch,  Bigamie,  Unzucht,  Blutschande,  Meineid, 
falschem  Zeugnis.  Die  geistlichen  Gerichte  besassen  ferner 
eine  ausgedehnte  Gerichtsbarkeit  in  bürgerlichen  Sachen  der 
Laien,  so  in  Ehe-  und  Testamentsachen,  in  Klagen  um  Wittum 


*  Die  ersten  Spuren  des  Privilegium  fori  finden  sich  unseres  Erach- 
tens  in  den  Gesetzen  Ladislaus  des  Heiligen.  Nach  decr.  II.  cap.  13.  (End- 
licher 11.)  soll  der  Cleriker  wegen  eines  kleinen  Diebstahls  durch  den 
geistlichen  Vorsteher  gezüchtigt  werden ;  „malus  his  si  fuerit,  ab  episcopo 
suo  degradetur  et  iudicio  vulgari  damnetur".  Ferner  decr.  III.  cap.  25. : 
„Possit  iudex  sigillum  suum  mittere  super  quoscunque  excepüs  presbyteris 
et  clericis  nee  non  comitibus."  In  klarer  Weise  bestimmt  König  Kälmän 
(decr.  I.  cap.  6.) :  „Si  vero  clericus  causam  habet  cum  laico  per  iudicis 
sigillum  laicus  cogatur;  si  vero  laicus  habet  causam  cum  clerico,  per 
sigillum  episcopi  vel  archiepiscopi  clericus  cogatur,  ab  eisque  tanquam  iudice 
suo  examineniur."  Man  sehe  auch  cap.  14.  desselben  Decrets:  „Nullus 
praesumat  saecularis  iudicis  sigillum  clerico  dare."  Das  Privilegium  fori 
wurde  der  Geistlichkeit  endgiltig  durch  den  Freibrief  König  Andreas  IL 
von  1222  gewährt.  Art.  1  und  2  Endlicher  S.  417—418, 

^  Art.  15,  Endlicher  S.  440. 

'  Hajnik  a   a.  O.  S.  114. 
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und  Brautgeschenke,  um  Schuld,  die  eidlich  bekräftigt  worden 
war,  in  Streitigkeiten  um  Zehnten  und  Kirchenpatronate,  endlich 
in  den  Angelegenheiten  der  Wittwen  und  Waisen,  sofern  es 
sich  nicht  um  Eigentum  oder  sonstige  Rechte  an  Liegenschaften 
{iura  possessLonariä)  handelte. 

In  gewissen  Fällen  urteilte  zufolge  den  Gesetzen  König 
Kaimans  ein  mit  geistlichen  Personen  und  Laien  besetztes 
gemischtes  Gericht.  Solche  gemischte  Gerichte  waren 
auch  die  von  König  Kaiman  errichteten  Synodalgerichte,  welche 
jedoch  bald  verschwanden.  Doch  begegnen  wir  noch  in  der 
ersten  Hälfte  des  XIII.  Jahrhunderts  gemischten  Gerichten. ^ 

Anfänglich  besass  nur  der  Bischof  eine  selbständige 
Gerichtsbarkeit.  Seit  König  Kaiman  richtet  auch  der  Archidiakon 
mit  selbständiger  Competenz;  und  zwar  steht  die  Gerichtsbar- 
keit erster  Instanz  in  manchen  Fällen  ausschliesslich  dem  Archi- 
diakon zu,  gegen  dessen  Urteil  an  den  Bischof  Berufung  ein- 
gelegt werden  kann,  während  sie  in  anderen  Fällen  concurrie- 
rend  vom  Bischof  und  dem  Archidiakon  ausgeübt  wird.^  Gegen 
das  Urteil  des  bischöflichen  Gerichts  stand  der  Berufungsweg 
an  den  Erzbischof,  gegen  das  Metropolitangericht  an  die  rö- 
mische Curie  offen,  doch  war  es  bei  Strafe  der  Sachfälligkeit 
(zuweilen  auch  bei  peinlicher  Strafe)  verboten,  eine  Streitsache 
mit  Umgehung  der  niederen  Gerichte  unmittelbar  vor  dem  höhe- 
ren Gerichte  anhängig  zu  machen. ^*^ 

Von  den  anderen  Sondergerichten,  nämlich  den  Gerichten 
der  Szeklyer,  Kumanen,  der  Zipser  und  Siebenbür- 
ger Sachsen,  sowie  der  Juden  war  oben  an  betreffender 
Stelle  ^^  ausführiich  die  Rede,  so  dass  wir  uns  hier,  statt  das  über 
die  Organisation  und  den  Wirkungskreis  derselben  Gesagte  zu 
wiederholen,  auf  die  blosse  Aufzählung  beschränken  können. 


®  Decr.  Colom.  I.  cap.  60. :  „Malefici  per  nuncium  archidiaconi  et 
comitis  inventi  iudicentur".  Über  die  Zusammensetzung  des  Synodal- 
gerichts siehe  cap.  2.  des  Decrets.  Spätere  Beispiele  gemischter  Gerichte 
s.  Reg.  de  Värad  Nr.  69.  80.  82.  248.  273.  275. 

^  Decr.  Colom.  I.  cap.  58.:  „Mulieres  partum  suum  necantes  archi- 
diacono  allatae  penitentiam  agant."  Cap.  59. :  „Raptus  mulierum  episcopus 
seu  archidiaconus  diiudicet"  ;  ebenso  cap.  61. 

1°  G.-A.  VI :  1440,  XIX  :  1471,  XIV  und  XLV  :  1492,  X  :  1495, 
LXIII :  1498. 

"  S.  233  ff,  298  ff. 
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Der  Gerichtsstand  des  Einzelnen  richtet  sich  vor  allem 
nach  dem  Stande.  Für  die  Adeligen  ist  der  König  selbst  der 
zuständige  Richter,  ferner  die  Stellvertreter  des  Königs,  später 
auch  der  Palatin  als  solcher  und  das  autonome  Comitatsge- 
richt.  Die  nicht-adeligen  Freien  haben  ihren  Gerichtsstand  vor 
dem  königlichen  Burggespan;  als  später  die  mit  der  Gespan- 
schaftverfassung zusammenhängenden  Bevölkerungsklassen  sich 
in  zwei  neue  Stände:  in  den  Stand  der  Bürger  oder  Städter 
und  den  Stand  der  Untertanen  verwandeln,  stehen  erstere  vor 
dem  autonomen  Stadtgericht,  letztere  vor  dem  grundherrlichen 
Gericht  Rede  und  Antwort. 

Von  mehreren,  gleich  competenten  Gerichten  bestimmt  sich 
das  im  Einzelfalle  zuständige  Gericht  in  bürgerlichen  Sachen 
durch  den  Wohnort  des  Beklagten.  Bei  Liegenschaften  entschei- 
det die  Lage  des  streitigen  Grundstückes:  Klagen  um  Besitz 
zu  Adelsrecht  müssen  vor  dem  Königsgerichte,  um  städtisches 
Gut  vor  dem  Stadtgerichte  angestrengt  werden.  In  Strafsachen 
ist  für  die  Zuständigkeit  der  Tatort  oder  der  Ort  der  Festnahme 
des  Täters  massgebend. ^"^  Der  Richter,  der  seine  Competenz 
überschritt  (den  Palatin  —  und  natürlich  auch  den  König  — 
ausgenommen,  war  der  Wirkungskreis  eines  jeden  Richters  terri- 
torial und  sachlich  begrenzt),  desgleichen  wer  sich  wider  Recht 
richterliche  Obrigkeit  anmasste,  musste  den  doppelten  Wert 
der  Streitsache  ersetzen  und  obendrein  dem  Königsrichter  (dem 
bilochus)  10  Pensae  büssen." 

Es  war  Pflicht  des  Richters,  die  Streitsache  gründlich  zu 
prüfen  und  sich  weder  von  Gunst,  noch  Hass  beeinflussen  zu 
lassen.^*  Die  Einrede  wegen  Befangenheit  des  Richters  {suspectus 
iudex)  war  gestattet :  die  Partei  durfte  den  König  um  Bestellung 
eines  anderen  Richters  ersuchen.  Das  Decret  Ladislaus  des  Heili- 


^-  Decr.  S.  Lad.  III.  cap.  19.:  „Volumus  etiam,  ut  si  quispiam  furem 
ceperit,  ante  illum  iudicem  discutiatur  causa,  in  cuius  termino  captus 
fuerit  für." 

'*  Decr.  S.  Lad.  III.  cap."  16. :  „Unusquisque  iudex  in  parochia  sua 
iudicet,  id  est  nemo  iudicum  extra  suam  iurisdictionem  iudicet."  Ferner 
cap.  3  und  23.  (Endlicher  24.) 

^^  Decr.  Colom.  I.  cap.  24. :  „.  .  .  sie  sollicite  conveniant  .  .  . 
sicque  summa  diligentia  aequi  libraminis  trutinam  compensent,  quatenus 
nee  hinc  quidem  per  odium  innocentiam  condemnent,  nee  illuc  per  ami- 
citiam  culpam  defendant". 
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gen  verhängt  die  Prügelstrafe  über  den  Richter,  der  eine  Streit- 
sache nicht  innerhalb  dreissig  Tage  erledigt;  der  ungerechte 
Richter  musste  in  bürgerlichen  Sachen  den  doppelten  Wert  der 
Processsache  ersetzen  und  fünf  Pensae  büssen;  härtere  Strafen 
trafen  den  lässigen  oder  ungerechten  Richter  in  Strafsachen. 
Doch  konnte  der  Richter  nur  innerhalb  eines  Jahres  zur  Ver- 
antwortung gezogen  werden. ^^ 

Der  Richter  urteilt  in  der  Regel  nicht  allein,  sondern 
mit  Beisitzern  oder  Urteilfindern  {coiudices).  Das  Königs- 
gericht, nicht  minder  die  autonomen  Comitats-  und  Stadtgerichte, 
femer  die  geistlichen  Gerichte  sind  Schöffengerichte.  Der  Richter 
besetzt  sein  Gericht  entweder  selbst,  wie  z.  B.  der  König  aus  der 
Reihe  der  am  Hofe  anwesenden  Prälaten  und  Reichsbeamten, 
oder  die  Beisitzer  werden  von  der  Gerichtsgemeinde  gewählt, 
wie  anlässlich  der  vom  Palatin  in  der  Provinz  abgehaltenen 
Gerichtsversammlungen.  AUmälig  wird  der  Beisitz  zu  einem 
ständigen  Amt  und  die  Beisitzer  zu  eigentlichen,  allerdings  nur 
für  bestimmte  Zeit  bestellten  Beamten,  so  die  Stuhlrichter  in 
den  Comitaten,  die  Geschworenen  in  den  Städten.  In  der  könig- 
lichen Curie  gelangt  die  Entwicklung  des  Instituts  der  ständigen 
Beisitzer  später,  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  XV.  Jahrhunderts 
zum  Abschluss.^*'' 

Als  Hilfspersonal  des  Richters  fungierten  die  P  r  i  s  t  a  1  d  e, 
deren  bereits  in  den  Decreten  Ladislaus  des  Heiligen  und  Kai- 
mans Erwähnung  geschieht.^'  Es  sind  dauernd  angestellte,  mit 
der  Vollstreckung  der  richteriichen  Mandate  und  Urteile  betraute 
Niederbeamte.  Sie  besorgen  die  Ladung,  sind  bei  Eidesleistungen, 
sowie  den  Gottesurteilen  als  Amtspersonen  zugegen ;  nehmen  die 
durch  das  Urteil  gebotene  Besitzeinweisung  vor  u.  s.  w.  Über 
die  vollzogenen  Amtshandlungen  legt  der  Pristald  dem  Richter, 
in  dessen  Auftrage  er  vorgeht,  Bericht  und  Zeugnis  ab ;  man 
bezeichnet  ihn  daher  als  Beurkunder  der  Wahrheit  (assertor  verlia- 
tis)  und  nennt  seinen  Namen  im  Urteilsbrief.  Infolge  häufiger 
Misbräuche   forderte   das   Decret   von    1231    zur  Giltigkeit    der 

^^  Decr.  S.  Lad.  II.  cap.  6.,  III.  cap.  24.  25.  rEoDLiCHER  25.  26.) 
"  Vgl.  Hajnik  a.  a.  O.  S.  52  und  154.  Schiller  setzt  die  Entstehung 
des  ständigen  Assessorats  am  königlichen  Gerichtshofe   in    das  XIV.  Jahr- 
hundert. A.  a.  O.  S.  40  und  121  ff. 

1'  Decr.  S.  Lad.  II.  cap.  16.,  III.  cap  13.;  Colom.  I.  cap.  28.  29.  30. 
31.  Siehe  oben  S.  187. 
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von  den  Pristalden  vorgenommenen  Ladungen  und  sonstigen 
Amtshandlungen  die  Mitwiri<ung  und  Zeugenschaft  des  Bischofs, 
oder  eines  Kapitels  oder  Convents.^**  Als  die  Schriftlichkeit  des  Ver- 
fahrens sich  mehr  und  mehr  einbürgert,  treten  die  beglaubigten 
Orte  auf  grund  dieser  Gesetzesbestimmung  immer  entschiedener 
in  den  Vordergrund  des  Justizdienstes  und  verdrängen  die  Pri- 
stalde,  die  zu  Beginn  des  XIV.  Jahrhundert  gänzlich  vom  Plane 
der  ungarischen  Gerichtsverfassung  verschwinden. 


§.  2.  Allgemeine    Grundzüge   des   Gerichtsverfahrens. 
Die  Parteien  und  die  Ladung. 

Das  Gerichtsverfahren  der  Urzeit  ist  uns  völlig  unbekannt. 
Die  Nachrichten  über  das  alte  ungarische  Verfahren  setzen  über- 
haupt erst  mit  dem  Königtum  ein  und  fliessen  vor  dem  XIII. 
Jahrhundert  höchst  spärlich. 

Den  alten  ungarischen  Process  kennzeichnet  ebenso  wie 
das  älteste  römische  und  germanische^  Gerichtsverfahren  die 
Herrschaft  der  Form.  Bedeutenden  Einfluss  übte  später 
auf  die  Fortbildung  des  ungarischen  Rechtsganges  der  französisch- 
normannische Process.  Das  Angedenken  dieser  durch  die  Anjou 
vermittelten  Einwirkung  des  fremden  Gerichtsverfahrens  war 
noch  zu  Werbö'czis  Zeiten  lebendig.^ 

^*  Angeführt  oben  S. 

^  Siehe  aus  der  reichen  Literatur :  Siegel,  Geschichte  des  deutschen 
Gerichtsverfahrens  1857.  Brunner,  Der  Zeugen-  und  Inquisitionsbeweis  der 
Karolingischen  Zeit  1866;  Die  Entstehung  der  Schwurgerichte  1871 ;  Deutsche 
Rechtsgeschichte  II.  S.  327  ff.  Sohm,  Der  Process  der  lex  Salica  1867.  Bethmann- 
HoLLWEG,  Der  germ.-roman.  Civilprocess  im  Mittelalter.  1871.  Zorn,  Das 
Beweisverfahren  nach  langobard.  Recht  1871.  Planck,  Das  deutsche]  Ge- 
richtsverfahren im  Mittelalter  1878.  Loening  R.,  Der  Reinigungseid  bei  Un- 
gerichtsklagen  1880.  Schwalbach,  Der  Civilprocess  des  Pariser  Pariaments 
nach  dem  Stilus  Du  Breuils  1881.  Esmein,  Histoire  de  laprocedure  criminelle 
en  France  1882.  Barret,  L'epreuve  de  l'eau  froide  en  Normandie  1886. 
Patetta,  Le  ordalie,  Studio  di  storia  del  diritto  e  scienza  del  diritto  com- 
parato  1890.  Opet,  Geschichte  der  Processeinleitungsformen  I.  1891. 

^  Tit.  6.  p.  II.  §.  12. :  „Verum  tamen  iste  processus  iudiciarius  et 
usus  processuum,  quam  in  causis  inchoandis,  prosequendis,  discutiendis 
et  terminandis  observamus,  regnante  ipso  domino  Carolo  rege  .  . .  per 
eutidem  ex  GalUarutn  ßnibus  in  hoc  regnuni  inductus  fuisse  perhibetur'' . 
Vgl.  Hajnik  a.  a.  O.  S.  219  ff. 
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Das  alte  ungarische  Gerichtsverfahren  war  ein  öffent- 
liches und  mündliches  und  beruhte  gänzlich  auf  der 
Verhandlungsmaxime.  Die  Parteien  handeln  selbsttätig : 
der  Kläger  richtet  seine  Klage  nicht  an  den  Richter,  sondern 
an  den  Beklagten  und  heischt  unmittelbar  von  ihm  Genugtuung. 
Der  Richter  wohnt  dem  Rechtsstreite  der  Parteien,  der  ursprüng- 
lich geradezu  als  duellum,  rlxa  oder  llüglum  bezeichnet  wird,^ 
bloss  als  passiver  Zuschauer  bei,  und  hat  bloss  darauf  zu 
achten,  dass  die  Parteien  die  vorgeschriebenen  processualen 
Formen  strenge  einhalten.  Später  gewinnt  er  in  stetig  wachsen- 
dem Umfange  das  Recht  der  Processleitung ;  Hand  in  Hand 
damit  geht  ein  Nachlassen  des  starren  Formalismus  und  das 
verstärkte  Streben  nach  Garantien  der  materialen  Wahrheit. 

Die  Parteien  sind  der  Kläger  {actor)  und  der  Be- 
klagte {in  causam  attradus,  abgekürzt  incattus),  die  persön- 
lich oder  mittelst  Vertreter  vor  Gericht  erscheinen.  Bloss  der 
im  gesetzlichen  Alter  Stehende  kann  persönlich  als  Kläger  auf- 
treten; den  Unmündigen  vertritt  als  gesetzHcher  Vertreter  der 
Inhaber  der  Hausgewalt;  die  Frau  der  Ehemann.  Jeder  Freie 
ist,  welchem  Stande  er  auch  angehören  mag,  im  Besitze  des 
Actorats;  die  Sklaven  hingegen  ermangeln  jeder  Processfähigkeit.* 
Mit  der  Ausbildung  der  grundherrhchen  Gewalt  gelangt  der 
Rechtssatz  zur  Geltung,  dass  die  Untertanen  gegenüber  ihren 
Grundherren  des  Actorats  entbehren.  Die  Klage  des  Nicht-Adeli- 
gen gegen  einen  Adeligen  muss  in  späterer  Zeit^  vom  Grund- 
herrn, bezw.  die  des  Stadtbürgers  von  der  städtischen  Obrigkeit 
vertreten  werden.  Auch  im  übrigen  entstehen  allmälig  strenge 
Regeln  betreff  des  Klagerechts.  Die  wegen  schwerer  Missetat, 
namentlich  Treulosigkeit  Verurteilten,  desgleichen  diejenigen, 
denen  die  Ehre  abgeurteilt  wurde,  ferner  die  Excommunicierten 
und  mit  dem  Interdict  Belegten   gehen   des   Actorats   ver- 


3  Wenzel  I.  S.  38.  283,  II.  S.  264.  Hazai  Okmt.  VIII.  S.  183.  Sopron- 
megyei  Oklt.  I.  S.  3. 

*  Siehe'  decr.  S.  Steph.  II.  cap.  20.  (Endlicher  I.) 

^  Wir  haben  urkundliche  Beweise,  dass  nicht-adelige  Freie  (Burg- 
männer, Burgholden,  udvornici  und  freie  Landleute)  noch  zu  Ende  des 
XIII.  Jahrhunderts  und  hinaus  selbständig  mit  Adeligen  processieren.  Die 
Städte  konnten,  als  collective  Glieder  der  Heiligen  Krone  auch  nachher 
gegen  Adelige  klagbar  auftreten.  Betreff  der  Untertanen  siehe  Trip. 
III.  tit.  31.  Vgl.  Hajnik  a.  a.  0.  S.  165—156. 
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lustig.  Die  Calumnie  zog  eine  Beschränkung  des  Klag- 
rechts nach  sich,  indem  der  Calumniator  nicht  über  zwölf  Denare 
klagen  durfte.*^ 

Der  Beklagte  musste  gleichfalls  das  gesetzliche  Alter 
erreicht  haben.  Der  Unmündige  konnte  nicht  vor  Gericht  gela- 
den werden,  ausgenommen  wegen  widerrechtlicher  Besitzer- 
greifung von  einem  Grundstück,  ferner  wenn  der  Process  durch 
Erbschaft  auf  ihn  übergegangen  war.  Sonst  wurde  das 
Gerichtsverfahren  von  wegen  der  Unmündigkeit  des  Beklag- 
ten bis  zum  Mündigkeitstermin  eingestellt.  Die  Vertagungsfrist, 
welche  der  Unmündige  stets  beantragen  konnte,  wurde  vom 
Richter  auf  grund  richterlichen  Augenscheins  {revisio  aetatis) 
bestimmt,  da  es  dazumal  noch  keine  Matrikel  gab.  Später 
wurde  die  Altersschau  von  beglaubigten  Orten  vorgenommen 
und  fand  die  Prorogation  auf  grund  königlicher  Gerichtsbefehle 
statt.''  Die  Prälaten  konnten  während  des  ersten  Amtsjahres 
quasi  iure  pupillan  Vertagung  der  Processe  fordern^. 

In  bürgerlichen  Sachen  waren  die  Parteien  nur  dann  zum 
persönlichen  Erscheinen  verpflichtet,  wenn  der  Ladungsbefehl 
{mandatum  citatonum  vel  evocatonuni)  es  ausdrücklich  gebot. 
Gewisse  processuale  Handlungen  z.  B.  die  Eröffnung  des  Pro- 
cesses,  oder  Rechtfertigung  von  Versäumnissen,  konnte  an 
Stelle  der  Partei  jedermann  verrichten ;  •'  was  jedoch  das  Meritum 
der  Sache  betraf,  war  dem  gesetzlichen  Vertreter  oder  dem 
besonden  Anwalt  der  Partei  vorbehalten.  Einen  Anwalt  (pro- 
curator,  ung.  prökätor)  konnte  ohne  Unterschied  des  Geschlechts 
jedermann  bestellen,  der  das  Alter  der  Mündigkeit  erreicht 
hatte;  doch  musste  die  Processvollmacht,  gen.  literae  procura- 
toriae,  unter  einem  authentischen  Siegel  ausgefertigt  werden, 
da  sie  sonst  der  Giltigkeit  entbehrte.  Wer  ein  authentisches 
Siegel  besass,  konnte  unter  dem  eigenen  Siegel  Anwälte  be- 
stellen: so  der  König,  die  Oberrichter  des  Landes,  die  beglau- 
bigten Orte,  die  Städte;   ferner  die   Erzbischöfe   und   Bischöfe, 

«  Anjoukori  Okmt.  1.  S.  349. 

"  Siehe  z.  B.  Wenzel  VIII.  S.  30 :  „.  . .  non  iudicentur,  usque  dum 
in  etate  legitima  fuerint  constituti".  Kovachich,  Formulae  sollennes  styli 
S.  559.  Hazai  Okmt.  III.  S.  102.  C.  Zichy  II.  S.  451.  Zalamegyei  Oklt. 
II.  S.  479. 

"  Trip.  II.  tit.  50.  princ. 

«  Siehe  z.  B.  Hazai  Okmt.  Vll.  S.  361.  C.  ZicyhIII.  S.406. 
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der  Prior  von  Vrana,  später  noch  die  Grafen,  sowie  der  Despot 
von  Rascien.^"  Notstellvertretung  bestand  für  den  königlichen 
Fiscus,  die  geistlichen  und  weltlichen  Corporationen  und  Anstal- 
ten und  die  Unmündigen. 

Die  Vertretung  der  Interessen  der  königlichen  Schatz- 
kammer vor  Gericht  war  natürlich  von  Anfang  ein  Bedürfnis 
der  Verwaltung.  Doch  gedenken  die  Urkunden  erst  seit  der 
Mitte  des  XIII.  Jahrhunderts^^  ausdrücklich  sogenannter  könig- 
licher Anwälte,  die  von  Fall  zu  Fall  eine  besondere  Voll- 
macht unter  dem  Handsiegel  des  Königs  erhalten.  Seit  König 
Sigismund  erscheinen  sie  als  ständige  Beamte  am  Hofe  unter 
der  Leitung  eines  dlrector  causarum  regalium.  Die  königlichen 
Anwälte  vertraten  im  Namen  des  Königs  die  durch  Schutzbriefe 
{Itterae  protecttonales)  in  den  besonderen  Königsschutz  Aufge- 
nommenen, ferner  die  Donationalisten,  denen  der  König  den 
friedlichen  Besitz  des  Schenkungsgutes  besonders  gewährleistet 
hatte.  1-^ 

Vom  Anwalt  ist  der  Fürsprecher  {prolocutor,  collocu- 
tor)  wol  zu  unterscheiden.  Dieser  erscheint  nicht  an  Stelle,  in 
Vertretung  der  Partei,  sondern  mit  der  Partei  vor  Gericht,  um 
sie  zu  unterstützen  und  in  den  Processformen  zu  unterweisen, 
und  dadurch  vor  den  vielfachen  Gefahren  des  Fehlens  zu 
bewahren.  Wir  begegnen  Fürsprechern  nur  in  den  niederen 
Gerichten.  Nach  den  Stadtrechten  musste  das  städtische  Gericht 
den  Parteien  Fürsprecher  zur  Verfügung  stellen.^  ^ 

Nebenpersonen  sind  im  altungarischen  Process  der 
Ingerent  und  der  Gewähre.  Der  I  n  g  e  r  e  n  t  greift  an  der  Seite 
des  Klägers,  mit  dem  ihn  ein  gemeinsames  rechtliches  Interesse 
verbindet,  in  den  Process  ein.  Das  gemeinsame  rechthche  Inter- 
esse muss  nachgewiesen  werden ;  es  kann  auf  Verwandtschaft, 
Nachbarschaft  oder  Vertrag  beruhen.  Der  königliche  Fiscus  darf 


"  Trip.  II.  tit.  13.  §.  6.:  „.  .  .  archiepiscopi  et  episcopi,  necnon  prior 
Auranae  ac  comites  liberi  et  perpetui,  regni  etiam  Rasciae  despotus  per 
literas  eorum  veris  propriis  et  notoriis  sigUlis  ipsorum  roboratas  procuratores 
consiiivendi  facultatem  habeni." 

"  1250  Wenzel  II.  S.  217:  „P.  plebanus  de  Papa  et  D.  de  Stergva 
procuratores  dominl  regis". 

1-  Hajnik  a.  a.  O.  182  ff. 

!=>  C.  Zichy  II.  S.  18.  Hazai  Okmt.  IV.  S.  146  Fej^r  C.  D.  IX;2 
S.  237.  KiRÄLY,  Pozsony  väros  Joga  S.  328—329. 
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kraft  des  Königsrechts  in  jeden  Process  um  Liegenschaft 
ingerieren.  Die  Ingerenz  hat  im  aligemeinen  bis  zum  Endurteil 
{usque  ad  dijjlnlüvam  sentenüam)  statt ;  der  Fiscus  kann  sogar 
während  des  Vollstreckungsverfahrens  ingerieren.  Doch  ist  die 
Ingerenz  nur  bei  Processen  gestattet,  die  den  Erwerb  eines 
Rechtes  bezwecken,  nicht  bei  Klagen  wegen  Besitzstörung,  noch 
bei  Processen  um  Pfand.  Falls  der  Kläger  sich  mit  dem  Beklagten 
verglich,  nachdem  das  Recht  des  Ingerenten  bereits  gerichtlich 
festgestellt  war,  durfte  letzterer  den  Process  unter  eigenem 
Actorat  fortsetzen.  ^^ 

Der  Gewähre  {evlctor,  expeditor)  wird  zugunsten  des 
Beklagten  in  den  Streit  gezogen.  Die  Gewährschaft  beruht  stets 
auf  Vertrag;  namentlich  bei  der  Veräusserung  oder  Verpfän- 
dung von  Liegenschaften  war  es  Brauch,  ausdrücklich  Ge- 
währschaft zu  übernehmen  und  die  clausula  expedliorla  in  den 
Fassionsbrief  einzustellen ;  in  der  Regel  gieng  die  Gewährs- 
pflicht auch  auf  die  Erben  über.  Häufig  pflegte  auch  der  König 
anlässlich  der  Verleihung  den  friedlichen  Besitz  des  Schen- 
kungsgutes zu  gewährleisten.  Die  Gewährspflicht  endete  mit  dem 
Urteil :  war  das  Urteil  ergangen,  bevor  der  Beklagte  den  Gewähren 
angerufen  hatte,  brauchte  er  nicht  zu  antworten.  Indem  der  Ge- 
währe die  Gewährschaft  anerkannte,  trat  er  an  die  Stelle  des 
Beklagten  und  wurde  der  Process  nun  gegen  ihn  fortgeführt ; 
verweigerte  er  jedoch  die  Gewährschaft  und  wurde  der  Beklagte 
sachfällig,  so  musste  er  den  Wert  der  Streitsache  (des  Gutes) 
ersetzen.  ^^ 

Das  Gerichtsverfahren  wird  in  der  Regel  durch  die  Be- 
schwerde und  Bitte  des  Klägers  eingeleitet,  der  Richter  möge 
den  rechtsbrüchigen  Gegner  mittelst  rechtmässiger  Ladung 
zum  Erscheinen  zwingen.  Anlässlich  der  vom  König,  Palatin 
oder  anderen  königlichen  Beamten  abgehaltenen  Gerichtstage 
bedurfte  es  keiner  vorherigen  Ladung ;  jedermann  konnte  gegen 
den  in  der  Versammlung  anwesenden  Gegner  Klage  führen, 
und  bestimmte  der  Richter,  nachdem  er  Klage  und  Antwort 
gehört  hatte,  eine  Frist  behufs  Fortsetzung  der  Verhandlung. 

1*  Trip.  II.  tit.  84.  85.  Vgl.  noch  Kitonich,  Directio  methodica 
qu.  VII.  cap.  20.  §.  1. 

1"  Fej^r  C.  D.  IV/I  S.  1  65,  IV/2  S.  516,  VI,2  S.  284,  1X4  S.  272 
Wenzel  VI  S.  510,  VII.  S.  90,  VIII.  S.  155,  XII.  S.  268.  C  Sztäray,  I.  S. 
295  C.  Kärolyi  I.  S.  147.  Siehe  noch  Trip.  I.  tit.  31.  74. 
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Die  älteste  Form  der  Ladung  war  die  missio  sigilli,  der 
bereits  die  Gesetze  Ladislaus  des  Heiligen  und  Kaimans  geden- 
ken. Ausführliche  Nachrichten  sind  uns  hierüber  nicht  über- 
liefert; doch  scheint  die  missio  sigilli  keine  Parteiladung  ge- 
wesen zu  sein,  wie  die  germanisch-rechtliche  mannitio,  son- 
dern war  vielmehr,  gleich  der  bannitio,  eine  Ladung  durch  den 
Richter.  Das  bezeugen  namentlich  die  Ausdrücke  sigillum  mii- 
tere,  sigillum  proiicere.  Die  missio  sigilli  wurde  als  Ladungs- 
form sowol  von  den  niederen,  als  den  höheren  Gerichten,  und 
zwar  den  geistlichen  nicht  minder,  als  den  weltlichen  angewen- 
det.^*^ Doch  darf  unter  dem  sigillum  nicht  etwa  ein  zum  diplo- 
matischen Gebrauch  bestimmtes,  eigentliches  Siegel  verstanden 
werden,  sondern  irgend  ein  authentisches  Zeichen,^  ^  das  ur- 
sprünglich die  Partei  in  Gegenwart  des  Pristalds  dem  Gegner 
übergab.  Später  bewerkstelligte  und  bezeugte  der  Pristald  die 
missio  eine  Zeit  lang  allein,  ohne  die  Partei;  der  mehrfach 
citierte  Art.  XXI :  1231  bestimmte,  dass  die  Ladung  durch  den 
Pristald  unter  Mitwirkung  eines  beglaubigten  Ortes  stattfinden 
und  von  diesem  mittelst  eines  Urkundbriefes  {literae  iesti- 
moniales)  bezeugt  werden  müsse.^^  Die  Ladung  wurde  anfäng- 
lich im  allgemeinen  als  citatio  bezeichnet.  Zu  Ende  des  XIII.  Jahr- 
hunderts wendet  man  diesen  Ausdruck  nur  noch  für  die  seitens 
der  niederen  Gerichte  vorgenommenen  Ladungen  an,  während 
die  Ladung  vor  die  höheren  Gerichte,  das  Königsgericht  und 
dessen  Abspaltungen,  evocatio  genannt  wird.  Sie  fand  auf 
Befehl  {mandatum  evocatorium)  des  höheren  Richters  statt  und 
war  im  Mandat  der  homo  regius  oder  palatinalis  namhaft  ge- 
macht, der  die  Evocation  unter  Mitwirkung  des  als  Adressat 
bezeichneten  beglaubigten  Ortes  vornehmen  sollte. 

Der  ordnungsgemäss  Vorgeladene,  der  am  festgesetzten 
Gerichtstage  nicht   erschien,   ward   nicht   allsogleich   sachfällig, 


«  Decr  S.  Lad.  I.  cap.  42.,  III.  cap.  3.  23.  24.  25.  26.  27. ;  decr. 
Colom.  I.  cap.  2.  5.  6.  14.  Vor  dem  Synodalgericht  musste  jedermann  auf 
einfache  Ladung,  sine  sigillo  vocatus  erscheinen.  Decr.  Colom.  I.  cap.  2  23. 

^^  G.  Pray,  Syntagma  de  sigillis  S.  5.  Johann  Hornyik,  Az  idezö 
pecsetröl  JDas  Ladungssiegel]  Akad.  Ertes.  IV. 

1*  Betreff  der  Ladung  vor  das  Comitatsgericht  wird  dasselbe  durch 
Art.  V:  1290  besonders  verordnet:  „Item  nullus  sine  testimonio  capitu- 
lorum  vel  conventuum  ad  presenciam  curialium  comitum  vel  vicecomitum 
citari  possit".  Kovachich,  Sylloge  S.  17,  Endlicher  S.  616. 
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sondern  verwirkte  bloss  eine  Busse  von  wegen  Misachtung  der 
richterlichen  Autorität.  Das  Decret  Ladislaus  des  Heiligen  ge- 
stattete eine  dreimalige  Ladung.  Wer  der  ersten  oder  zweiten 
Ladung  keine  Folge  leistete,  büsste  je  fünf  Pensae;  blieb  er 
auch  trotz  der  dritten  Ladung  aus,  so  wurde  er  als  sachfällig 
behandelt,  und  nachdem  man  ihm  das  Haupthaar  genommen 
hatte,  für  seine  Schuld  verknechtet. ^"  In  den  späteren  Quellen 
—  so  im  Reges  Tum  de  Värad  —  ist  von  einer  siebenmaligen 
Ladung  die  Rede.^*^  Und  zwar  wurde  der  Kläger  nach  der  drit- 
ten, sechsten,  zufolge  des  slavonischen  Statuts  gar  erst  nach 
der  siebten  Ladung  in  den  Besitz  der  Liegenschaft  des  Beklag- 
ten eingewiesen  {missio  in  possessionem).  Nachdem  er  sich 
eine  bestimmte  Frist,  gewöhnlich  fünfzehn  Tage  lang,  auf  dem 
Gute  aufgehalten  und  verpflegt  hatte,  fand  auf  drei  Märk- 
ten des  betreffenden  Comitats  das  öffentliche  Aufgebot  der 
Streitsache  {trina  forensis  proclamatiö)  statt ;  erschien  der  Be- 
klagte trotz  alledem  nicht,  so  wurde  er  rechtskräftig  verurteilt 
und  der  Kläger  endgiltig  in  das  Gut  eingesetzt  {statutio)}^ 

Wer  wegen  Gerichtshandel  am  Königshofe  anwesend  war, 
jedoch  trotz  besonderer  Ladung  durch  den  Königsboten  sich 
w^eigerte,  einem  Kläger  Rede  und  Antwort  zu  stehen,  und  ohne 
Erlaubnis  des  Königs  sich  vom  Hofe  heimbegab,  ward  nicht 
nur  sachfällig,  sondern  musste  das  Geforderte  doppelt  leisten.-'^ 

Als  Gerichtsfristen  kommen  in  der  zweiten  Hälfte 
des  XIIL  Jahrhunderts  bei  den  höheren  Gerichten  die  Octaven 
gewisser  Feste  zu  allmälig  ausschliesslicher  Anwendung.  Die 
odavae  iudiciales  begannen,  wie  der  Name  besagt,  am  achten 
Tage  nach  dem  Feste;  doch  brauchten  die  Parteien  nicht  zu 
Beginn  der  Gerichtszeit  zu  erscheinen ;   es  genügte,  wenn  sie 

"  Decr.  S.  Lad.  111.  cap.  26.  (Endlicher  27.) :  „Si  quis  sigillum  iudicis 
negligens  ad  causam  non  venerit,  primo  quinque  pensis  puniatur,  si 
secundo,  totidem,  si  tertio,  rationem  perdat  et  tonsus  reddatur  pro  debito". 
Siehe  noch  decr.  I.  cap.  42. 

*»  Reg.  de  Värad  Nr.  178.  Wenzel  VI.  S.  445.  Hazai  Okmt.  VI.  S.  148. 

*'  Art.  3  des  slavonischen  Statuts  Endlicher  S.  537.  Hazai  Okmt. 
VI.  S.  11.  149. 

^^  Decr.  S.  Lad.  I.  cap.  41  :  „Si  quis  vero  nobilium  seu  militum 
aut  comitum  in  curiam  causa  litium  veniens  ad  regale  palatium  cum  suo 
litigatore  non  steterit  et  regio  nuncio  vocatus  sine  regis  licentia  domum 
perrexerit,  rationem  perdat  et  insuper,  si  quid  ab  eo  abstulerit,  dupli- 
citer  reddat". 
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sich  im  Laufe  der  Octaven  vor  Gericht  einfanden.  Bei  den  Pro- 
vincial-,  namentlich  den  Comitats-  und  Stadtgerichten  waren 
die  Octavalfristen  nicht  gebräuchhch;  diese  Gerichte  pflegten 
nämlich  bereits  im  XIV.  Jahrhundert  zweiwöchentlich,  später 
noch  häufiger  zusammenzutreten." 


§.  3.  Das  Beweisrecht  und  das  Beweisverfahren.* 

Erschienen  die  Parteien  zur  gesetzten  Frist  vor  Gericht, 
so  erhob  zunächst  der  Kläger  die  Klage,  worauf  die  Antwort 
des  Beklagten  erfolgte.  Ursprünglich  musste  der  Beklagte  die 
Klage  in  ganzem  Umfange  bestreiten  oder  zugeben ;  erst  König 
Karl  Robert  beseitigte  den  starren  Formalismus  der  Antwort 
und  gestattete  dem  Beklagten  die  formlose  Erklärung,  dass  er 
daran,  was  ihm   die  Klage  zur   Last   lege,    ohne   Schuld    sei.^ 

An  die  meritorische  Antwort  des  Klägers  knüpfte  sich  die 
Folge  der  Litispendenz,  wonach  die  Partei  vom  Gegner 
bis  zur  Beendigung  des  Processes  in  keiner  anderen  Streitsache 
geladen  werden  durfte.^ 

Wenn  der  Beklagte  den  Anspruch  des  Klägers  leugnete, 
folgte  das  Beweisverfahren. 

Das  mittelalterliche  Beweisverfahren  ist 
ein  durchaus  formelles.  Die  Beweismittel  dienen  nicht 
dazu,  den  Richter  betreff  der  materiellen  Wahrheit  aufzuklären 
und  zu  überzeugen ;  sie  sind  blosse  Formen  der  processuali- 
schen  Genugtuung,  die  dem  Gegner  gewährt  wird :  der  Richter 

"  Hajnik  a.  a.  0.  S.  208—209. 

*  Literatur :  Josef  Torkos,  Dissertatio  politico-antiquaria  de  f erri  can- 
dentis  ordalio  aevo  medio  apud  Hungaros  usitato  1747.  Theodor  Botka, 
De  duellis  Hungarorum  litis  decisoriis  1829.  Friedrich  Pesty,  A  perdöntö 
bajviväsok  törtenete  Magyarorszägon  [Geschichte  der  gerichtlichen  Zwei- 
kämpfe in  Ungarn]  1867.  Emerich  Hajnik,  A  perdöntö  eskü  es  az  elözetes 
tanübizonyitäs  a  közepkori  perjogban  [Der  Eid  und  der  vorbereitende 
Zeugenbeweis  im  mittelalterlichen  Process]  1881  ;  Az  okirati  bizonyitäs  a 
közepkori  magyar  perjogban  [Der  Urkundenbeweis  im  ungarischen  Process 
des  Mittelalters]  1886. 

^  Die  bis  jüngst  unbekannte,  hochbedeutsame  Verordnung  des  Kö- 
nigs vom  Jahre  1324  hat  Hajnik  a.  a.  O.  S.  337  mitgeteilt.  Siehe  auch 
die  Urkunde  des  Woywoden  Thomas  Fejer  C.  D.  VIII  4  S.  620. 

*  Siehe  z.  B.  Wenzel  X.  S.  194.  255.  Vgl.  Hajnik  a.  a.  O.  S.  218. 
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kann  die  Beweise  nicht  frei  würdigen ;  er  achtet  einzig  und 
allein  darauf,  dass  die  Parteien  die  durch  das  Recht  gebotenen 
Formen  einhalten,  und  weist  den  Kläger  ab  oder  verurteilt  den 
Beklagten,  je  nach  Gelingen  oder  Mislingen  der  vorgeschrie- 
benen Beweisform. 

Der  alte  ungarische  Process  kannte  bloss  zwei  Beweis- 
mittel: den  Eid  und  das  Gottesurteil.  Der  Zeugen- 
beweis {humanuni  testimonium)  fand  ursprünglich  nur  als 
vorbereitender  Beweis  Anwendung,  wenn  nämlich  vor  Zuteilung 
der  Beweisrolle  festgestellt  werden  musste,  wer  von  den  Par- 
teien näher  zum  Beweise  sei.  Als  drittes  vollwertiges  Beweis- 
mittel stellt  sich  später  die  Urkunde  dar ;  der  materielle 
Urkundenbeweis  gewinnt  seit  dem  XIII.  Jahrhundert,  als  neben 
dem  König  zahlreiche  andere  Personen  und  Anstalten  in  den 
Besitz  authentischer  Siegel  gelangen,  stetig  wachsende  Be- 
deutung. 

1.  Der  Eid.  Der  Eid  ist  das  am  häufigsten  angewendete 
Beweismittel  des  mittelalterlichen  Processes,  durchaus  subjec- 
tiver  und  formaler  Natur,  Er  ist  nichts,  als  die  feierliche  Be- 
kräftigung der  von  der  Partei  abgegebenen  Erklärung  (Behaup- 
tung oder  Verneinung)  mittelst  Berufung  auf  Gott.  Der  Eid  ist 
ein  Eineid  der  Partei,  oder  Eid  mit  Helfern.  Über  die  Zulas- 
sung der  einen  oder  der  anderen  Partei  zum  Eide  entschied 
der  Richter  auf  grund  des  vorbereitenden  Beweisverfahrens  mit 
Zeugen  und  Urkunden,  ausgenommen,  wenn  eine  Partei  die 
andere  freiwillig  zum  Eide  aufforderte.^  Als  Regel  gilt,  dass  bei 
gleicher  Wahrscheinlichkeit  der  gegenüberstehenden  Partei- 
erklärungen der  Beklagte  dem  Eide  näher  sei.  Von  der  schlich- 
ten Klage  des  Gegners  reinigte  sich  der  Beklagte  mittelst  seines 
Eineides.*  So  bei  Klagen  um  Schuld,  wenn  der  Kläger  die 
Forderung  weder  mit  Zeugen,  noch  mit  einer  Urkunde,  noch 
auch  durch  Vorweisung  eines  Pfandes  beweisen  konnte;  falls 
jedoch  der  Beklagte  die  Pfandsetzung  anerkannte,  also  das 
Schuldverhältnis   zugab,    und    bloss    die  Höhe   der   Forderung 


^  Fej^r  C.  D.  II.  228.  Wenzel  III.  S.  31,  XII.  S.  638.  Hazai  Okmt. 
VIII.  S.  325. 

*  Siehe  Art.  2.  3  und  4  des  Judenprivilegs  von  1251.  Endlicher 
S.  473—474. 
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bestritt,  stand   dem  Kläger   das  Recht   zu,   die  Summe   mittelst 
seines  Eineides  zu  „behalten".^ 

In  der  Regel  schwört  jedoch  die  Partei  nicht  allein,  son- 
dern mit  E  i  d  e  s  h  e  1  f  e  r  n.  Der  Helfereid  liefert  einen  rein  for- 
malen Beweis.  Die  Eideshelfer  schwören  nicht  aus  eigener 
Wissenschaft:  es  wird  von  ihnen  nicht  die  Kenntnis  der  im 
Processe  strittigen  Tatsachen  gefordert;  indem  sie  dem  Eide 
der  Partei  mit  ihrem  Eide  folgen,  erklären  sie  den  Beweis- 
führer für  wahrhaft  und  redlich  und  dessen  Eid  für  rein  und 
ohne  Falsch.  Die  Eideshelfer  wurden  ursprünglich  aus  den 
Sippegenossen  (seltener  den  Verwandten  von  der  Mutterseite) 
gewählt,  also  eben  aus  dem  Kreise  jener  Personen,  welche  das 
moderne  Processrecht  als  bedenkliche  Zeugen  betrachtet,  da  es 
bei  ihnen  Befangenheit  voraussetzt.  Es  erklärt  sich  das  da- 
durch, dass  die  Sippegenossen  die  Wahrhaftigkeit  des  Beweis- 
führers am  ehesten  und  sichersten  zu  beurteilen  vermochten.  In 
späterer  Zeit,  als  der  Sippeverband  sich  allmälig  lockerte,  legte 
man  Gewicht  darauf,  dass  die  Eideshelfer  aus  den  Nachbarn, 
den  Gemeindegenossen  oder  Comprovincialen  gewählt  würden.^' 

Die  Zahl  der  Eideshelfer  richtete  sich  in  bürgeriichen 
Sachen  nach  dem  Werte  der  Streitsache,  in  Strafsachen  nach 
der  Schwere  des  Verbrechens  und  dem  Grad  des  Verdachts, 
den  der  Kläger  im  Veriaufe  des  vorbereitenden  Beweisverfahrens 
auf  den  Beklagten  zu  werfen  im  stände  war.  Es  wurde  daher 
je  nach  den  Umständen  ein  Eid  mit  3,  6,  12,  24,  25,  36,  48, 
50,  72,  manchmal  sogar  mit  144  Helfern  gefordert.  Die  Beweis- 
kraft des  von  den  Einzelnen  geleisteten  Eides  war  nach  dem 
Stande  des  Schwörenden  abgestuft  und  genau  in  Geldeswert 
taxiert.  Im  Zeitalter  der  Könige  aus  den  verschiedenen  Häusern 
galt  der  Eid  eines  Prälaten,  desgleichen  eines  Reichsbarons  10 

*  Wol  taucht  der  oberste  Grundsatz  des  römischen  und  modernen 
Beweisrechts :  Affirmanti  incumbit  probatio,  in  den  Gerichtsurkunden  wäh- 
rend des  XIII.  Jahrhunderts  auf,  z.  B.  1253 :  „.  .  .  cum  auctore  non  pro- 
bante,  reus  eisi  nihil  praestiterit,  absolvi  debeat"  Fejer  C.  D.  IV  2  S.  173. 
Aber  das  Princip,  dass  mangels  klägerischer  Beweise  der  Beklagte  ohne 
weiteres  freigesprochen  werden  müsse,  vermochte  im  Mittelalter  nicht 
völlig  durchzudringen,  namentlich  nicht  im  Strafprocess,  der  am  Reini- 
gungseide festhielt. 

«    Siehe    z.    B.    C.    Zichy   I.    S.    611.    Fejer    C.    D.    1X2    S.   547 
IX  4  S.  270. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  31 
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Mark  Silbers,  d.  i.  40  Goldgulden,  der  eines  Adeligen  eine  Mark, 
d.  i.  4  Goldgulden,  des  Untertanen  einen  Goldgulden.  Der 
Eid  des  Stadtbürgers  wurde  in  der  Stadt  dem  Eide  des  Ade- 
ligen, ausserhalb  der  Stadt  dem  des  Untertanen  gleichwertig 
geachtet.'  Zahlreiche  Städte  erhielten  bereits  im  XIII.  Jahrhundert 
das  Privileg,  dass  ihre  Bürger  in  keiner  Strafsache,  sie  sei 
noch  so  bedeutend,  mit  mehr,  denn  12  Helfern  zu  schwören 
verpflichtet  seien.  Dennoch  forderte  das  Tavernicalrecht  häufig 
24,  48,  ja  noch  mehr  Eideshelfer,  ^ 

Regelmässig  waren  die  Helfer  Standesgenossen  des  Beweis- 
führers {sibi  sinüles) ;  doch  brauchte  der  Gegner  Eideshelfer 
von  geringerem  Stande,  als  er  selbst  war,  nicht  zu  dulden. 
Bloss  in  Processen  um  Schuld  durfte  der  beweisbedürftige 
Untertan  auch  gegen  einen  adeligen  Gegner  mit  Untertan- 
genossen schwören.^  Voraussetzungen  der  Eideshilfe  waren 
ferner  Grundbesitz,  Mündigkeit  und  Zeugnisfähigkeit. 

Der  Eid  wurde  gewöhnlich  in  der  Kirche  mit  Berührung 
des  Crucifixes  oder  der  Reliquien  geleistet;  doch  gab  es  Aus- 
nahmen zufolge  der  Beschaffenheit  des  Gerichts  oder  gemäss 
der  privilegierten  Rechtstellung  der  Partei.  Der  Eid  musste 
streng  in  der  vorgeschriebenen  Form  abgelegt  werden  und 
machte  ein  Verstoss,  z.  B.  ein  verfehltes  Wort  deri  Beweisfüh- 
renden sachfällig.  Karl  Robert  schaffte  auch  hierin  Abhilfe, 
indem  er  den  Parteien  das  Recht  der  zweimaligen  Erholung 
gewährte.  Eine  besondere  Form  des  Eides  war  der  Erd schwur, 
iuramentum  super  tenam,di<tx  in  Processen  um  Eigen  zur  Anwen- 
dung gelangte.  Der  Beweisführer  und  seine  Helfer  begaben  sich 
auf  das  strittige  Grundstück  und  hielten  eine  Erdscholle  über  ihr 
Haupt,  während  sie  die  Eidesformel,  die  als  feierlichster  Eides- 
text galt,  sprachen. ^°  Der  Jude  legte  den  Eid  in  besonders  vor- 
geschriebenem Gewände  und  Kopfbedeckung  stets  gegen  die 
Sonne  gewendet  ab;  in  minderen  Sachen  genügte  die  Berührung 


'  Trip.  II.  tit.  40. 

^  Hajnik,  Perdöntö  eskü  S.  49  ff. 

9  Trip.  II.  tit.  33. 

^'  Siehe  z.  B.  Wenzel  V.  S.  230 :  „sicut  moris  est  iurare  super  ter- 
ram,  recipiendo  terram  ad  manus,  et  ponendo  super  capita  iurabant  eo, 
quod  eedem  quinque  porciones  terre  contenciose  sint  et  fuerint  de  here- 
ditario  iure  filiorum  B.  .  .  ."  Siehe  noch  ebenda  VIII.  S.  206.  C.  Zichy 
I.  S.  80. 
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des  Thorringes  der  Synagoge;  der  grosse  Judeneid  {iummentum 
rodale)  wurde  mit  Berührung  des  Pentateuchs  geleistet. ^^ 

2.  Der  Zeugenbeweis  lieferte  ursprünglich  gleich- 
falls einen  rein  formalen  Beweis.  Die  Beweiskraft  wohnte  nicht 
der  Zeugenaussage,  sondern  dem  Zeugeneide  inne.  Die  Zeugen 
wurden  anfangs  nicht  um  den  Tatbestand  verhört,  sondern 
man  verlangte  von  ihnen  die  eidliche  Bestätigung  der  Partei- 
behauptung. Wir  unterscheiden  daher  in  der  Geschichte  des 
mittelalterlichen  Gerichtsverfahrens  zweierlei  Zeugenbeweis :  den 
alten  formalen  Zeugenbeweis  {humanuni  tesümontum)  und  das 
neuere  materielle  Inquisitionszeugnis. 

Der  formale  Zeugenbeweis  ist  wesentlich  identisch  mit 
dem  Eidhelfereide.  Das  Zeugnis  ist  eine  reine  Form,  wodurch 
dem  processualischen  Anspruch  des  Gegners  genüge  getan 
werden  soll.  Die  Zeugen  bestätigen,  gleich  den  Eideshelfern, 
die  Wahrhaftigkeit  des  Beweisführers.  Ihr  Eid  ist,  ebenso  wie 
der  Helfereid,  ein  assertorischer  Eid,  der  sich  an  den  Eid  der 
Partei  anschliesst  und  dessen  Gewicht  steigert. 

Anfänglich  konnten  bloss  Geschäftszeugen  verwendet 
werden,  d.  h.  solche  Zeugen,  die  zu  dem  betreffenden  Rechts- 
geschäfte zugezogen  und  deren  Namen  behufs  nachmaliger 
Zeugenschaft  in  die  Geschäftsurkunde  aufgenommen  worden 
waren. ^^  Später  tritt  das  Princip  des  freien  Zeugnisses  in  den 
Vordergrund.  Wer  innerhalb  eines  gewissen  Personenkreises 
von  der  Sache  irgendwie  Wissenschaft  eriangt  hat,  kann  als 
Zeuge  fungieren.  Um  der  Möglichkeit  des  falschen  Zeugnisses 
zu  begegnen,  stellte  das  mittelalterliche  Processrecht  hinsichtHch 
der  Zeugnisfähigkeit  mannigfache  Erfordernisse  auf;  gegen  den 
Zeugen,  dem  sie  mangelten,  konnte  der  Gegner  mit  Erfolg 
Einspruch  erheben.  Erfordernisse  allgemeiner  Natur  waren  d) 
Mündigkeit,    b)    Möglichkeit    der    Wissenschaft    (darum   wurde 


^^  Art.  18  des  Freibriefs  von  1251  Endlicher  S.  475.  Siehe  noch 
besonders  Trip.  III.  tit.  36.,  wo  auch  die  Eidesformel  mitgeteilt  ist. 

^-  Die  Zuziehung  von  Geschäftszeugen  gebot  bereits  Ladislaus  der 
Heilige  betreff  der  Marktkäufe  (decr.  II.  cap.  7. :  „Si  vero  in  mercatu  fit 
contractus,  fiat  coram  iudice  et  teloniatore  et  testibus"),  Kaiman  bei  Kauf- 
und Darlehnverträgen  zwischen  Juden  und  Christen  (decr.  II.  cap.  2. : 
„.  .  .  ac  nomina  testium  in  cartulam  scribere  faciant",  cap.  3. :  „.  .  .  rem 
et  nomina  testium  in  cartula  scribere  faciat").  Siehe  auch  Fej^r  C.  D.  II. 
S.  90.  Wenzel  I.  S.  54.  69,  VI.  S.  169.  557. 

31* 
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Verwandtschaft  oder  Nachbarschaft  gefordert),  c)  Standesgenos- 
senschaft des  Gegners,  d)  unbescholtener  Leumund,  häufig 
auch  e)  Ehestand  und  /)  Grundbesitz.  ^^  Bereits  Stefan  der 
Heilige  verwarf  das  Zeugnis  des  Laien  gegen  den  Cleriker, 
das  des  Sklaven  gegen  den  Freien.  Die  Inwohner  der  privi- 
legierten Gemeinden  erhielten  häufig  das  Privileg,  dass  sie 
bloss  das  Zeugnis  von  Gemeindegenossen  und  mit  gleicher 
Freiheit  Ausgestatteten  gegen  sich  dulden  müssten.  Später  gilt 
als  allgemeiner  Grundsatz,  dass  nur  der  Adelige  gegen  den 
Adeligen,  der  Sachse  gegen  den  Sachsen,  der  Kumane  gegen 
den  Rumänen  zeugen  könne.  Das  Zeugnis  des  Christen  gegen 
den  Juden  ward  nur  dann  angenommen,  wenn  das  Zeugnis 
eines  Juden  es  bestätigte.^'* 

Aus  dem  formalen  Charakter  des  Zeugenbeweises  folgte, 
dass  gegenüber  den  Zeugen  der  einen  Partei  die  andere  Partei 
ihrerseits  Gegenzeugen  stellen  durfte.  In  solchen  Fällen  bestimmte 
der  Richter  nach  eingehender  Abwägung  der  Umstände,  nament- 
lich der  Zahl  und  der  Glaubwürdigkeit  der  beiderseitigen  Zeugen, 
welche  Partei,  d.  h.  welche  Zeugengruppe  er  zum  Eide  zulassen 
wolle.  Im  allgemeinen  war  auch  hier  der  Beklagte  näher  zum 
Beweise.^^  Der  Eid  wurde  nicht  von  sämmtlichen  Zeugen,  son- 
dern bloss  denjenigen  geleistet,  die  der  Richter  oder  der  Gegner 
auswählte.  Der  Inhalt  des  Zeugeneides  deckte  sich  durchaus 
mit  dem  Parteieide. 

Neben  dem  formalen  Zeugenbeweise  tritt  uns  bereits  gegen 
Ende  der  Ärpädenzeit  eine  neue  Art  des  Zeugenbeweises,  das 
Inquisitionszeugnis  {inquisitiö)  entgegen,  das  sich  in 
seinem  Ursprünge  an  den  Zeugenbeweis  mit  Nachbarn  und 
Gemeindegenossen  anlehnt.  Der  König  pflegte  nämlich  in  den 
Processen,  woran  der  königliche  Fiscus  beteiligt  war,  namentlich 

'3  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  3.  (Endlicher  I.  3.) :  „Testes  autem  et 
accusatores  clericorum  sine  aliqua  sint  infamia,  uxores  et  filios  habentes 
et  omnino  Christum  praedicantes".  Siehe  noch  decr.  Colom.  I.  cap.  26.  27. 

^*  Decr.  S.  Steph.  II.  cap.  19.  (Endlicher  I.  20.),  55.  (II.  21.)  Frei- 
brief für  Nagyszombat  1238  Art.  3  Endlicher  S.  445,  Zägräb  1242  Art.  9 
ebenda  S.  453,  Pest  1244  Art.  14  S.  468,  Vasvär  1279  Art.  5  S.  552.  Frei- 
brief der  Siebenbürger  Sachsen  von  1224  Art.  11  ebenda  S.  422,  Judenprivileg 
von  1251  Art.  1  ebenda  S.  473. 

^'■'  Abweichend  nach  dem  Rechte  der  Gäste  von  Petrina  1240  Wenzel 
XI.  S.  182,  und  von  Szamobor  1242  Endlicher  S.  457.  Vgl.  Hajnik  a.  a.  O. 
S.  280. 


485 

in  den  Streitsachen  betreffend  die  Zugehörigl<eit  gewisser  Grund- 
stücke zur  Burg  und  den  Statusprocessen  von  Burgmännern, 
Burgholden  oder  udvomici,  die  Vernehmung  der  Nachbarn  und 
Gemeindegenossen  anzuordnen.  Der  Richter,  an  den  ein  solches 
könighches  Mandat  gelangt  war,  Hess  zunächst  die  Zeugen 
schwören,  dass  sie  auf  seine  Fragen  die  Wahrheit  offen- 
baren {yeritatem  dicere)  werden ;  nachdem  er  sie  vernom- 
men hatte,  sendete  er  die  zu  Protokoll  gebrachten  Zeugen- 
aussagen in  die  königliche  Curie,  wo  auf  grund  derselben  das 
Urteil  gefällt  wurde. ^"^  Nach  der  Tartarennot  ordnete  König  Bela 
IV.  im  ganzen  Lande  Untersuchungen  behufs  Feststellung  des 
Königsrechts,  namentlich  der  Burgländereien  an ;  ferner  immer 
häufiger  bei  schweren  Verbrechen,  besonders  Diebstahl,  Raub 
und  Gewalttätigkeiten,  so  dass  der  Inquisitionsbeweis  im  Decret 
von  1298  als  ordentliches  Beweismittel  erscheint.  ^^ 

Der  alte  formale  Zeugenbeweis  und  das  neuere  Inquisitions- 
zeugnis unterscheiden  sich  in  sehr  wesentlicher 
Weise,  a)  Beim  humanuni  testimonlum  führt  die  Partei  die 
Zeugen  vor;  die  Inquisitionszeugen  werden  vom  Richter  nach 
Gutdünken  aus  dem  Kreise  jener  Personen  genommen,  bei  denen 
er  die  Kenntnis  der  in  Frage  stehenden  Tatumstände  voraussetzt ; 
b)  der  Eid  jener  Zeugen  ist  ein  assertorischer,  der  Eid  der 
Inquisitionszeugen  hingegen  ein  promissorischer  Eid ;  c)  während 
das  Schwergericht  des  formalen  Zeugenbeweises  auf  dem  Zeugen- 
eid beruht,  liefert  beim  Inquisitionszeugnis  die  Aussage  den 
eigentlichen  Beweis ;  d)  beim  humanuni  testimonlum  schwören 
die  Zeugen  zum  besten  des  Beweisführers  (oder  sie  verweigern 
überhaupt  den  Eid) :  der  Zeugenbeweis  ist  daher  ein  einseitiges 
Beweismittel,  während  das  Inquisitionszeugnis  einen  zweiseitigen 
Beweis  bietet,  indem  die  Aussagen  ebensowol  für  die  eine,  als 
die  andere  Partei  günstig  lauten  können. 

Aus  dem  Inquisitionszeugnis  {inquisitio  per  testes)  des 
fränkischen  Rechts  entwickelte  sich  im  westeuropäischen  Recht,^^ 
namentlich  in  England,  die  Institution  des  Schwurgerichts. 
In   Ungarn   erreichte   die   Entwicklung  diese   Höhe   nicht.  Das 


1«  Siehe  z.  B.  Wenzel  I.  S.  132,  Fejer  C.  D.  II.  S.  111,  IV/1  S.  163, 
IV/3  S.  520. 

1^  Art.  XLV  und  XLVI.  Kovachich,   Sylloge  S.  42. 
^*  Brunner,  Die  Entstehung  der  Schwurgerichte  1871. 
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Inquisitionszeugnis  schiebt  sich  zwischen  die  formalen  Beweis- 
mittel ein :  es  dient  als  vorbereitender  Beweis  ausschliesslich 
dazu,  den  Richter  aufzuklären,  welche  von  den  Parteien  zum 
eigentlichen  Beweise,  dem  Eide  oder  Gottesurteil,  zuzulassen 
sei.  Es  wurde  auch  nicht  allgemein  angewendet,  bloss  in  Status- 
processen  und  bei  gewissen  Besitzstreitigkeiten,  ferner  in  Gewalt- 
tätigkeitssachen. Das  spätere  Gerichtsverfahren  bediente  sich  in 
Civilprocessen  vornehmlichst  des  Urkundenbeweises, 

3.  Die  Gottesurteile  (ordalia).  Das  Gottesurteil  oder 
die  Probe  {iudicium,  examen,  in  Ungarn  auch  prauda)  ist  das 
stärkste  Beweismittel  des  mittelalterlichen  Gerichtsverfahrens. 
Es  spielt  besonders  im  Strafprocess  eine  überaus  wichtige 
Rolle.  Seinem  Wesen  nach  ist  es  die  Anrufung  Gottes  als 
des  höchsten  Richters  und  wurzelt  in  der  religiösen  Überzeu- 
gung, dass  der  allwissende  Gott  stets  zu  gunsten  des  Unschul- 
digen eingreifen  und  Wunder  tun  werde. 

Bei  den  germanischen  Völkern  des  Westens  reicht  das 
Gottesurteil  in  die  heidnische  Zeit  zurück.  Wahrscheinlich  ist 
dasselbe  auch  bei  den  Ungarn  der  Fall,  obwol  wir  für  eine 
solche  Annahme  keinerlei  sichere  Anhaltspunkte  besitzen.  Die 
christliche  Kirche  verwarf  die  Gottesurteile  als  Versuchung 
Gottes ;  doch  sie  vermochte  nicht  die  heidnischen  Vorstellungen 
der  christianisierten  Völker  auszurotten  und  die  Gottesurteile 
aus  dem  Gerichtsverfahren  zu  verbannen,  sondern  musste  sich 
begnügen,  sie  mit  christlich-religiösen  Formen  auszustatten. 
Auch  in  Ungarn  finden  daher  die  Gottesurteile  unter  Mitwir- 
kung der  Kirche,  von  religiösen  Ceremonien  umgeben,  statt. 
Im  Beweisurteil  wurde  festgestellt,  in  welcher  Kirche  der  Be- 
weisführer sich  dem  Gottesurteil  zu  unterziehen  habe.  König 
Kaiman  beschränkte  die  Proben  auf  die  Bischofssitze  und  Dom- 
kapitel, ferner  die  Kirchen  zu  Pozsony  und  Nyitra.^'-*  Vor  dem 
Gottesurteil  musste  der  Beweisführer  drei  Tage  fasten,  beichten 
und  das  Abendmahl  nehmen.  Das  Gottesurteil  wurde  vom 
Pristald  des  Richters  und  dem  Priester  der  bezeichneten 
Kirche  geleitet ;  ausser  ihnen  mussten  nach  dem  Gesetz  Ladislaus 


"  Decr.  Colom.  I.  cap.  22. :  „Judicium  ferri  et  aquae  in  aliqua 
ecclesia  fieri  interdicimus,  nisi  in  sede  episcopi  et  maioribus  praeposituris, 
nee  non    [so  bei  Endlicher,  das  Corpus  Iuris  hat  ut]   Posonii  et  Nitriae". 
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des  Heiligen  drei  vereidete  Zeugen  zugegen  sein."-*^  Der  Vor- 
steher der  Kirche,  in  welcher  das  Gottesurteil  stattfand,  sendete 
dem  Gericht,  das  den  Beweis  angeordnet  hatte,  einen  Bericht 
{literae  relatoriae)  über  den  Ausgang  des  Ordals;  es  wurde 
ferner  in  der  Kirche  zum  bleibenden  Gedächtnis  ein  Protokoll 
{regestrum)  der  stattgefundenen  Gottesurteile  geführt.  Auf  diese 
Weise  ist  das  für  die  ungarische  Rechtsgeschichtschreibung  so 
hochwichtige  Regestrum  de  Vdrad  entstanden,  das  amtliche 
Verzeichnis  der  vor  dem  Kapitel  zu  Värad  (heute  Nagyvärad) 
während  der  Regierungszeit  König  Andreas  II.  abgehaltenen 
Proben. ^^  Authentische  Nachrichten  sind  uns  ferner  über  Eisen- 
proben vor  den  Kapiteln  zu  Esztergom,  Arad,  Buda,  Eger  und 
Kalocsa  erhalten. 

Von  den  in  Westeuropa  gebräuchlichen,  sehr  zahlreichen 
Ordalien"^^  begegnen  uns  in  Ungarn  bloss  drei  Arten :  die 
Wasser-  und  die  Eisenprobe  und  der  Zweikampf. 
Erstere  sind  einseitige  Ordalien,  letzterer  ein  zweiseitiges  Gottes- 
urteil. 

Der  Wasser-  und  der  Feuerprobe  {ludlcmm  aquae 
oder  ferri)  wird  bereits  in  den  Decreten  Ladislaus  des  Heiligen 
und  König  Kaimans  wiederholt  gedacht.-^  Über  die  Ordalhand- 
lung  bei  der  Wasserprobe  sind  wir  nicht  unterrichtet;  doch 
wissen  wir,  dass  es  zweierlei  Wasserproben  gab :  die  Probe 
des  heissen  und  des  kalten  Wassers  (erstere  ist  identisch  mit 
dem  Kesselfang,  letztere  mit  dem  Wasserordal  der  germanischen 
Rechte),  und  dass  die  Wasserprobe  für  gelinder  gehalten  wurde, 
als  die  Feuerprobe.  Diese  bestand  zufolge  der  Angaben  des 
Regestrum  de  Värad  darin,  dass  der  Beweisführer  ein  geglühtes 
Eisen  von  bestimmtem  Gewicht  (1 — 3  Pfund)  anfassen  und 
auf   eine   gewisse    Entfernung    tragen    musste.    Dann    verband 


2»  Decr.  S.  Lad.  I.  cap.  28. 

*^  Das  Regestrum  ist  uns  nicht  handschriftlich  überliefert.  Im 
Jahre  1551  wurde  auf  Wunsch  des  Kardinals  Martinuzzi,  nach  einer  seither 
verschwundenen  Handschrift  eine  Ausgabe  veranstaltet,  die  allen  späteren 
Editionen  zugrunde  liegt,  so  derjenigen  Stefan  Endlicher's  (1849)  in  den 
Mon.  Arp.  S.  640 — 742,  und  Kabos  Kandra's  1898. 

"'  Vgl.  Federico  Patetta,  Le  ordalie  1890.  Brunner  a.  a.  0.  II. 
S.  399  ff. 

"  Decr.  S.  Lad.  I.  cap.  29.,  III.  cap.  1.  („portat  iudicium"  bezeichnet 
klar  die  Probe  des  glühenden  Eisens) ;  decr.  Colom.  I.  22.  76.  83. 
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man  ihm  die  Hand  und  versiegelte  den  Verband.  Am  darauf- 
folgenden Sonntage  wurde  der  Verband  geöffnet;  war  die 
Hand  heil,  so  hatte  sich  der  Beweisführer  von  der  Klage  ge- 
reinigt {niundatus  vel  iustificafus  est),  erschienen  jedoch  Brand- 
wunden, so  war  er  unterlegen  und  sachfällig  {combustus  est):^^ 

Die  Proben  kamen  nicht  nur  in  Straf-,  sondern  auch 
in  Civilsachen  zur  Anwendung.  Adelige  und  Nicht-Adelige, 
Männer  und  Frauen  mussten  sich  ohne  Unterschied  den  Pro- 
ben unterziehen.  Man  achtete  jedoch  darauf,  dass  der  Beweis- 
führer gesund  und  im  Vollbesitze  seiner  Kräfte  sei ;  dem  Kran- 
ken wurde  Aufschub  gewährt,  oder  gestattet,  sich  bei  der  Probe 
vertreten  zu  lassen.  Die  Vertretung  war  ferner  gestattet  im 
Falle  der  Betagtheit  oder  des  Mangels  der  Hand.  In  solchen 
Fällen  unterzog  sich  an  des  Vaters  Statt  der  Sohn,  an  der 
Mutter  Statt  die  Tochter,  der  Bruder  für  den  Bruder  dem 
Gottesurteil.  Der  Fiscus  und  die  geistlichen  Corporationen 
hatten  bei  den  Proben  natürlich  stets  Vertreter.  Von  mehreren 
Processgenossen  brauchte  stets  nur  einer  die  Probe  auszuführen. 
In  bürgerlichen  Sachen  scheint  die  Vertretung  allgemein  erlaubt 
gewesen  zu  sein.'^^ 

Zu  Ende  des  XIII.  Jahrhunderts  verschwinden  die  Proben 
gänzlich  aus  dem  ungarischen  Gerichtsverfahren,  dank  der 
Stellungnahme  der  Kirche.  Die  1279  zu  Buda  abgehaltene 
Synode  verbot  nämlich,  gestützt  auf  den  Beschluss  des 
IV.  Lateranischen  Concils,  die  Mitwirkung  von  Geistlichen  bei 
den  Proben  unter  Androhung  schwerer  Strafen.^''' 

Infolge  der  Abschaffung  der  —  einseitigen  —  Proben  trat 
das  zweiseitige  Gottesurteil,  der  Zweikampf  {ludlcium  duelli, 
duellum,  ungarisch  baj,^''  bajvivds)  vollends  in  den  Vordergrund. 
Bereits  Art.  XII  der  Goldenen  Bulle  gedachte  des  gerichtlichen 
Zweikampfes,   als   einer  ausgebildeten    Institution.^^   Der  Zwei- 

"  Reg.  de  Värad  passim. 

"  Reg.  de  Värad  Nr.  2.  13.  29.  37.  71.  90.  91.  161.  303.  333   u.  s.  w. 

*^  Art.  8 :  „Nullus  clericus  .  .  .  purgationi  aque  ferventis  aut  frigide, 
seu  ferri  candentis  ritum  cuiuslibet  benedictionis  aut  consecrationis  impendat, 
scientes  quod  si  ex  huiusmodi  mors  vel  membri  mutilacio  fuerit  subsecuta, 
irregularitatis  laqueutn  non  evadent".  Endlicher  S.  569. 

*'  In  einer  Urkunde  von  1231  lesen  wir :  „.  .  .  inter  ipsos,  quod 
vulgo  dicltur  boy  adiudicavimus  .  .  ."  Wenzel  I.  S.  283. 

**  „Uxores  ...  in  duello  succumbentium  .  .  .  non  fraudentur  dote 
sua".  Siehe  noch  Wenzel  II.  S.  243,  VII.  S.  228. 
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kämpf  ist  drei  Jahrhunderte  hindurch  in  stetem  Gebrauch,  bis 
das  Gesetz  Königs  Mathias  von  1486  (Art.  XVIII)  ihn  aus  dem 
ordentlichen  Gerichtsverfahren  ausschliesst  und  als  specielles 
Beweismittel  dem  Verfahren  im  Ehrengericht,  der  curia 
militans  vorbehält. 

Der  Zweikampf  war  im  XIII— XV.  Jahrhundert  ein  ordent- 
liches Beweismittel,  das  die  geistlichen  Gerichte  ausgenommen, 
vor  jedem  Gericht  Anwendung  finden  konnte,  sowol  kraft  Ver- 
einbarung der  Parteien,  als  auf  richterliche  Anordnung.  In  Civil- 
sachen  war  die  Entscheidung  durch  Zweikampf  nur  dann  gestattet, 
wenn  beide  Parteien  einwilligten,^^  wenn  kein  vorbereitendes 
Beweisverfahren  stattgefunden,  oder  jede  der  Parteien  gleich- 
wertige Beweise  geliefert  hatte. ^"^  In  Strafsachen  musste  der 
Richter  bei  gewissen  grossen  Verbrechen  auf  Zweikampf  erken- 
nen, so  bei  Hochverrat  und  Treulosigkeit.^^  Die  städtischen 
Freibriefe  gewährten  gewöhnlich  der  Bürgerschaft  das  Privileg, 
dass  in  ihrer  Mitte  niemand  zum  gerichtlichen  Zweikampfe  ver- 
urteilt werden  könne,  sondern  alle  Streitsachen  mit  Zeugen  und 
Eideshelfern  entschieden  werden  sollen. ^^ 

Die  Kirche  stand  auch  dem  Zweikampfe,  als  einem  Ordal, 


"  Art.  11.  des  slavonischen  Statuts:  „Item  in  una  causa,  sive  actor 
reo  deferat,  sive  reus  actori  referat  sacramentum,  iudex  inter  ipsos 
duellum  non  possit  iudicare,  sed  per  sacramentum  causa  debeat  emanere, 
nisi  partes  examen  duelli  assumpserint  spontanea  voluntate".  Endlicher 
S.  539.  Die  Herausforderung  geschah  mittelst  Überreichung  eines  Pflockes, 
ung.  czövek,  als  Signum  duelli.  In  den  Urkunden  heisst  es :  „.  .  .  ligneum 
claviculum,  vulgo  cewich  dictum  porrexit  .  .  .",  „quendam  ligneum  clavi- 
culum,  vulgo  chewk  vocatum".  Kovachich,  Formulae  sollennes  styli 
S.  8  und  36. 

3»  Wenzel  VII.  S.  226.  Kubinyi,  Monum.  II.  71. 

^^  Wer  auf  grund  des  vorbereitenden  Bew^eisverfahrens  der  Ermor- 
dung eines  Juden  dringend  verdächtig  erschien,  musste  seine  Unschuld 
(wol  gegenüber  einem  Kämpen  des  Königs)  durch  Zweikampf  dartun. 
Art.  19  des  Judenprivilegs  von  1251.  Endlicher  S.  476. 

3-  So  z.  B.  Valkö  1231  Art.  7  Endlicher  S.  434,  Nagyszombat  1238 
Art  3  ebenda  S.  445,  Zägräb  1242  Art  9  S.  453,  Pest  1244  Art.  13  S.  468, 
Vasvär  1279  Art.  6  S.  552.  Obwol  die  Befreiung  von  der  kämpf  liehen  An- 
sprache dergestalt  fast  als  gemeines  Recht  der  königlichen  hospites  er- 
scheint, teilt  eine  Formelsammlung  {Ars  notarialis)  der  Anjouzeit  dennoch 
die  Formel  eines  auf  Zweikampf  erkennenden  Stadtgerichtsurteils  mit 
KovACHicH  a.  a.  0.  S.  35.  Ein  solches  Urteil  selbst  ist  nach  dem  Zeugnis 
Hajnik's  a.  a.  O.  S.  261  nicht  auf  uns  gekommen. 
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ablehnend  gegenüber  und  verbot  strenge  jede  wie  immer  geartete 
Mitwirkung  der  Geistlichen,  namentlich  auch  die  Teilnahme  an 
dem  darauf  erkennenden  Beweisurteil.  Das  Gesetz  von  1486 
schafft  den  Zweikampf  als  ordentliches  Beweismittel  unter  ande- 
rem mit  der  Begründung  ab,  dass  der  Zweikampf  zumeist  in 
Processen  wegen  Gewalttätigkeit  angeordnet  werde,  welche  der 
königliche  Personal  richte,  der  zumeist  dem  geistlichen  Stande 
angehöre,  unter  den  Beisitzern  befinden  sich  ferner  regel- 
mässig auch  Erzbischöfe,  Bischöfe  und  andere  geistliche  Perso- 
nen, denen  es  nicht  anstehe,  einen  Zweikampf  anzuordnen.^^ 

Die  Modalitäten  des  Zweikampfes  wurden  vom  Gericht 
festgestellt.  Der  Zweikampf  ward  entweder  von  den  Parteien 
persönlich  oder  von  Kämpen  ausgefochten.  Geistliche 
Personen,  Frauen  und  Juden  mussten  sich  im  Kampf  vertreten 
lassen;  natürlich  auch  der  Fiscus  und  die  geistlichen  Corpora- 
tionen,  die  zu  diesem  Zwecke  besondere  Kämpen  {pugil,  duellator, 
ung.  bajnok)  in  ihren  Diensten  hielten.  Der  Beruf  des  Kämpen 
galt  in  Ungarn  durchaus  nicht  für  ehrlos  und  pflegten  die 
Könige  ihre  Kämpen  häufig  mit  Schenkungen  und  Erhebung  in 
den  Adelstand  auszuzeichnen.^*  Das  Beweisurteil  bestimmte,  ob 
der  Zweikampf  zu  Ross  oder  zu  Fuss  stattfinden  solle;  es 
schrieb  auch  die  Waffenausrüstung  vor.  Die  höheren  Gerichte 
ordneten  zumeist  berittene  Zweikämpfe  an;  die  Comitats-  und 
(solange  es  in  den  Städten  gerichtliche  Zweikämpfe  gab)  Stadt- 
gerichte Kämpfe  zu  Fuss.  Desgleichen  wurde  Ort  und  Zeit  des 
Zweikampfes  durch  Urteil  festgestellt.  An  den  Sitzen  der  höheren 
Gerichte  gab  es  zu  diesem  Zwecke  umfriedete  Kampfplätze 
{area  certaminls  vel  duelLi).  Die  in  der  königlichen  Curie  ange- 
ordneten Zweikämpfe  wurden  auf  dem  Kampfplatz  der  Burg  zu 
Buda  ausgefochten ;  auch  der  Palatin  und  der  Woywode  hat- 
ten eingerichtete  Kampfplätze. ''-^   Die  Partei,  die  bis  zum  abend- 

='='i'Art.  XVIII.  §.3:  „Accedit,  quod  in  iudiciis  personalis  praesentia  Regiae 
Maiestatis  semper  Interesse,  literas  etiam  sigillare  debet;  is  vero  ut  pluri- 
mum  spiritualis  esse  consuevit.  Intererunt  praeterea  archiepiscopi,  episcopi 
et  plures  alii  spirituales  et  idcirco  non  convenit,  ut  in  sede  iudiciaria  duel- 
lum  decernatur". 

"  Siehe  z.  B.  Wenzel  III.  S.  16,  IV.  S.  347,  VII.  S.  253,  IX.  S.  75, 
XI.  S.  273.  Fej^r  C.  D.  V/2  S.  263,  VI/2  S.  191.  Theiner,  Vet.  Mon.  I. 
S.  677. 

3^  Fej6r  C.  D.  ni/2  S.  146,  IV/1  S.  402,  IV/2  S.  262,  Vr2  S.  191. 
VlI/4  S.  183.    Sopronmegyei  Oklt.   I.    S.  23.  155.    Hazai  Okmt.    III.    S.  436. 
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liehen  Glockengeläute  nicht  erschien,  wurde  sachfällig.  Der  Zwei- 
kampf dauerte  solange,  bis  die  eine  Partei  sich  als  besiegt  erklärte, 
oder  vom  Gegner  entwaffnet  wurde ;  ein  Kampf  auf  Leben  und 
Tod  fand  nur  in  peinlichen  Processen  statt.  Dem  Besiegten 
wurde  „ewiges  Schweigen"  auferlegt. 

4.  Die  Urkunde. 

Betreff  des  Urkundenbeweises  ist  zunächst  zwischen  den 
öffentlichen,  d.  i.  unter  einem  authentischen 
Siegel  ausgefertigten  Urkunden  und  den  Privat- 
urkunden zu  unterscheiden.  Bloss  die  mit  einem  authentischen 
Siegel  gestätigten  Urkunden  liefern  einen  vollkommenen  und 
selbständigen  Beweis.  Da  die  öffentUche  Glaubwürdigkeit  des 
Siegels  sich  auf  die  Autorität  des  Königs  stützte,  konnte 
der  Inhalt  der  unter  einem  authentischen  Siegel  ausgefertigten 
Urkunde  nicht  angefochten  werden ;  falls  die  Urkunde  echt  war, 
mussten  auch  die  darin  gemeldeten  Tatsachen  für  wahr  angenom- 
men werden.  Doch  konnte  man  die  Form  anfechten,  d.  i.  die  Echt- 
heit und  Authenticität  der  vorgelegten  Urkunde  bestreiten.  Gegen 
die  unter  einem  privaten  Siegel  ausgefertigte  Urkunde  hingegen 
war  nicht  nur  die  Einrede  gestattet,  dass  sie  nicht  von  dem- 
jenigen herrühre,  dessen  Siegel  an  der  Urkunde  angebracht  sei, 
sondern  man  durfte  auch  den  Inhalt  der  Urkunde  anfechten, 
welcher  nun  durch  fortgesetzten  Beweis  erhärtet  werden  musste. 
Die  Privaturkunden  erleichterten  also  bloss  den  eigentlichen 
Beweis,  indem  sie  die  Namen  der  Geschäftszeugen  bewahrten, 
deren  Eid  den  Process  entschied,  wenn  die  gegnerische  Partei 
der  Urkunde  die  Anerkennung  versagte.  Dies  ist  uns  namentlich 
durch  das  Judengesetz  König  Kaimans  bezeugt. ^*^ 

Im  XI.  und  XII.  Jahrhundert  besitzt  bloss  die  Königs- 
urkunde den  Charakter  der  öffentlichen  Glaubwürdigkeit  und 
vollkommenen  Beweiskraft ;  doch  werden  auch  in  Königsurkun- 
den   mehrmals   Zeugen   aufgezählt,   was   soviel   bedeutet,   dass 


Für  das  Zeitalter  der  Könige  aus  den  verschiedenen  Häusern  siehe  beson- 
ders KovACHicH,  Formulae  sollennes  styU  S.  8  f,  35  f. 

^®  Decr.  II.  cap.  2.  3.  (bei  Endlicher  :  Lex  data  Judaeis  Art.  2.  4.) 
Die  älteste,  ohne  Mitwirkung  der  königlichen  Kanzlei  entstandene  Privat- 
urkunde stammt  aus  dem  Jahre  1079.  Vgl.  Fejerpataky,  Oklevelek  II.  Istvän 
kiräly  koräböl.  Akad.  Ertes.  [Urkunden  aus  der  Regierungszeit  König 
Stefans  II.  Jahresbericht  der  Ungarischen  Akademie  der  Wissenschaften] 
1894  S.  468.  Eine  Urkunde  unter   Privatsiegel  aus  1168:   Wenzel  I.  S.  65. 
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sogar  die  in  der  Königsurkunde  gestätigte  Tatsache  angefochten 
werden  konnte  und  nötigenfalls  durch  Zeugenbeweis  erhärtet 
werden  musste.^^  Im  Laufe  des  XIII.  Jahrhunderts  gelangen  die 
Kapitel  und  Convente  in  den  Besitz  authentischer  Siegel  {sigil- 
liim  aiithcnüciim :  die  Bezeichnung  begegnet  uns  bereits  in  der 
Ärpädenzeit ^'')  und  werden  so  zu  beglaubigten  Orten 
{loci  credibiles) ;  authentische  Siegel  besitzen  ferner  die  mit 
richterlichen  Functionen  ausgestatteten  hohen  königlichen  Be- 
amten, nämlich  der  Palatin,  Hofrichter,  Tavernicus,  Banus  und 
der  Woywode,  schliesslich  seit  der  zweiten  Hälfte  des  XIII.  Jahr- 
hunderts auch  die  Städte.  Der  König,  die  eben  genannten  Reichs- 
barone und  die  beglaubigten  Orte  konnten  in  betreff  sämmtlicher 
Rechtsgeschäfte,  die  vor  ihnen  abgeschlossen  wurden,  öffentlich 
glaubwürdige  Urkunden  ausstellen;  der  Wirkungskreis  der 
städtischen  Obrigkeiten  als  authentischer  Stellen  fiel  mit  der 
Competenz  des  Stadtgerichts  zusammen."^  Die  Comitate  erwar- 
ben erst  sehr  spät  authentische  Siegel.  Als  erstes  das  Comitat 
Somogy,  durch  Verleihung  König  Wladislaus  II.  im  Jahre  1490. 
Die  Gerichtsurkunden  und  andere  Ausfertigungen  der  Comitate 
wurden  bis  1550  allgemein  unter  den  nicht-authentischen  Siegeln 
des  Vicegespans  und  der  Stuhlrichter  ausgestellt-^'^ 


§.  4.  Urteil  und  Urteilsvollstreckung. 
Der  gerichtliche  Vergleich.    Die  Rechtsmittel. 

Infolge  der  formellen  Natur  der  Beweismittel  entschied 
nicht  der  Richter  die  Streitsache,  sondern  vielmehr  das  Gelin- 
gen oder  Mislingen  der  angeordneten  Beweisführung,  des  Eides 
oder  Gottesurteils. 

Gegenstand  der  richterlichen  Entscheidung  war  zunächst, 

"  Siehe  z.  B.  Fej^r  C.  D.  III/l  S.  346.  Wenzel  I.  S.  54.  69,  VI.  S.  163. 

"*  Knauz,  Mon.  Strig.  I.  S.  654. 

''  „Unde  cum  nos",  schreibt  1280  der  Praemonstratenser  Convent  zu 
Jäszö,  „ad  hoc  ex  consensu  regis  et  scitu  baronum  sumus  electi  et  consti- 
tuti,  ut  in  Omnibus  arduis  negotiis  teneamur  appensione  sigilli  nostri  testi- 
monium  praebere."  Wenzel  IX.  S.  287.  Betreff  der  Authenticität  des  Siegels 
der  Reichsbarone  siehe  z.  B.  Wenzel  I.  S.  166.  170.  Hazai  Okmt.  VII.  S.  9, 
des  Stadtsiegels  Knauz,  Mon.  Strig.  I.  S.  431. 

"  Siehe  G.-A.  IX :  1486. 
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welche  Partei  zum  Beweise  zugelassen  und  welches  Beweis- 
mittel verwendet  werden  solle ;  hieran  schloss  sich  je  nach  dem 
Ausgange  des  Beweisverfahrens  die  Beantwortung  der  Rechts- 
frage. Das  Urteil  bestand  demnach  aus  zwei  wesentlich  ver- 
schiedenen Teilen :  der  Regelung  der  Beweisfrage  und  der 
Feststellung  dessen,  was  zufolge  des  Beweisverfahrens  zwischen 
den  Parteien  rechtens  sei.  In  der  Regel  ergieng  das  zweiteilige 
Urteil  nicht  in  einem :  der  Richter  ordnete  zuerst  die  Beweis- 
frage mittelst  eines  besonderen  Beschlusses,  des  s.  g.  Beweis- 
urteils; nach  erfolgter  Beweisführung  erbrachte  er  in  Gemäss- 
heit  des  Ausganges  das  Endurteil.  ^  Wenn  der  Richter  im  Be- 
weisurteil zugleich  die  Rechtsfolgen  des  Ausfalles  des  Beweis- 
verfahrens feststellte,  so  war  das  Beweisurteil  zugleich  beding- 
tes Endurteil :  ein  s.  g.  zweizüngiges  Urteil.  Ein  Endurteil  ohne 
vorhergehendes  Beweisurteil  erfolgte,  wenn  der  Beklagte  be- 
kannt, oder  der  Kläger  eine  beweiskräftige  Urkunde  vor- 
gelegt hatte.  ^ 

Ursprünglich  wurde  das  Urteil  nicht  schriftlich  ausgefer- 
tigt; daher  mussten  häufig  der  Richter  oder  die  Beisitzer  oder 
der  Pristald  den  Inhalt  des  Urteils  eidlich  bezeugen.^  Doch 
pflegten  die  Parteien  bereits  im  XII.  Jahrhundert  das  Urteil 
aufzuzeichnen  und  diese  Aufzeichnungen  {notitiae,  memoriales) 
mittelst  eines  authentischen  Siegels  (meist  des  Königssiegels) 
bestätigen  zu  lassen,  oder  aber  in  Gegenwart  des  Pristalds 
das  Urteil  an  einer  authentischen  Stelle  zu  fatieren.*  König 
Bela  III.  verordnete,  dass  die  in  der  königlichen  Curie  er- 
brachten Urteile  von  Amtswegen  schriftlich  ausgefertigt  werden.^ 

^  Das  Beweisurteil  wird  gewöhnlich  iadicium  oder  adiudicatio,  das 
Endurteil  sententia  oder  auch  ausdrücklich  diffinitiva  sententia  genannt. 
Z.  B.  Wenzel  I.  S.260,  VIII.  S.  386,  XIII.  S.  134.  Fejer  C.  D.  IV,3.  S.  326. 
Hazai  Okmt.  VIII.-  S.  286. 

^  Siehe  ein  Beispiel  Fejer  C.  D.  IV/1  S.  163. 

=>  Reg.  de  Värad  Nr.  323.  Fejer  C.  D.  IV/3  S.  285. 

*  Die  älteste  notitia  dieser  Art  ist  die  Urkunde  der  Abtei  Zobor  vom 
Jahre  1111.  Fejerpataky,  Kaiman  kiräly  oklevelei  S.  42  ff.  Andere  Beispiele 
siehe  Fejer  II.  S.  219.  III.  S.  2.  413.  Kubinyi,  Monum.  I.  S.  30.  Wenzel 
VI.  S.  500.  Vgl.  Hajnik  a.  a.  O.  S.  397. 

^  Fejer  C.  D.  II.  S.  198 :  „.  .  .  ne  aliqua  causa  in  mei  presentia 
ventilata  et  definita  in  irritum  redigatur,  necessarium  duxi,  ut  negotium 
Quodlibet  in  audientia  celsitudinis  mee  discussum,  scripti  testimonio  con- 
firmetur." 
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Im  XIII.  Jahrhundert  fertigen  die  als  Vertretung  des  Königs- 
gerichts wirkenden  Gerichte,  später  auch  die  städtischen  und 
die  Comitatsgerichte  die  Urteile  und  Beschlüsse  schriftlich  aus; 
trotzdem  gilt  die  schriftliche  Expedition  noch  zu  Beginn  des 
XV.  Jahrhunderts  nicht  als  notwendiger  Act  des  Verfahrens, 
sondern  bloss  als  wirksamer  Schutz  gegen  die  Calumnie.^ 

Falls  der  Verurteilte  binnen  der  gesetzten  Frist  nicht  erfüllt, 
noch  gutwillig  ein  Pfand  gegeben  hatte,  folgte  das  VoUstreckuugs- 
verfahren.  Die  Vollstreckung  des  (End-)urteils  lag  auf 
Betreiben  der  siegreichen  Partei  dem  Richter  ob,  dem  im  Falle 
des  Versäumnisses  erst  ein  königlicher  Verweis,  dann  empfind- 
lichere Strafen  drohten.  Die  Vollstreckung  wurde  ursprünglich 
vom  Hilfspersonal  des  Richters,  den  Pristalden  selbständig 
besorgt,  bis  Art.  XXI:  1231  die  Mitwirkung  der  beglaubigten 
Orte  vorschrieb.  In  der  zweiten  Hälfte  des  XIII.  Jahrhunderts 
treten  mit  der  Ausbildung  der  Schriftlichkeit  an  die  Stelle  der 
Pristalde  die  von  Fall  zu  Fall  durch  königliche  (oder  sonstiges 
richterliches)  Mandat  entsendeten  Adeligen  des  betreffenden 
Comitats,  die  homines  regit  oder  homines  palatinales.  Die  Urteile 
des  Comitatsgerichts  vollstreckt  auf  Anordnung  desselben  der 
Vicegespan  mit  dem  Stuhlrichter,  oder  der  Stuhlrichter  allein, 
in  dessen  Bezirk  (processus),  die  Amtshandlung  zu  vollziehen  ist.^ 

Das  Vollstreckungsverfahren  war  ein  verschiedenes  zufolge 
der  Verschiedenheit  des  Streitobjectes.  In  den  Processen  um 
Liegenschaft  (Besitzrecht)  geschah  die  Vollstreckung  des  Urteils 
mittelst  der  Einsetzung  (bezw.  Wiedereinweisung)  des  Klägers 
in  den  Besitz  (introductio,  statutiö)  oder  der  Begehung  der 
Grenzen.  Bei  Klagen  um  Schuld,  ferner  in  Busssachen  (nicht 
aber  in  den  durch  sententia  capitalis  beigelegten  Processen  wegen 
Gewalttätigkeit)  ergriff  das  Zwangsverfahren  fürs  erste  nur  die 
bewegliche  Habe  des  Verurteilten ;  das  unbewegliche  Vermögen 
kam  bloss  dann  an  die  Reihe,  wenn  das  bewegliche  zur 
Deckung  der  Forderungssumme  oder  der  Busse  nicht  ausreichte. 
Das  Verfahren  bestand  darin,  dass  das  Gericht  die  Auspfändung 
des  Schuldners  vornahm  und  die  gepfändeten  Gegenstände  der 
siegreichen  Partei  überwies,  die  selbe  nach  den  Stadtrechten 
eine  bestimmte  Frist  als  Pfänder  bewahren  musste;  nach  Ablauf 


«  Hajnik  a.  a.  O.  S.  397. 
7  Siehe  G.-A.  XVI :  1495. 
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der  Frist  wurden  die  Gegenstände  mit  Vorwissen  des  Gerichts 
verkauft.  Der  Mehreriös  wurde  dem  Schuldner  ausgefolgt;  falls 
jedoch  der  Erlös  die  durch  das  Urteil  festgestellte  Forderungs- 
summe nicht  deckte,  konnte  zu  einer  neuerlichen  Pfändung  ge- 
schritten und  dies  Verfahren  solange  fortgesetzt  werden,  bis  die 
siegreiche  Partei  gänzlich  befriedigt  war.^  Bei  Zahlungsunfähig- 
keit des  Verurteilten,  ebenso  in  den  Fällen  der  sententia  capi- 
talis  wurde  das  Zwangsverfahren  unmittelbar  gegen  die  Person 
des  Verurteilten  geführt.  Doch  war  ein  Vergleich  der  Parteien  ge- 
stattet, und  musste  der  Richter  den  Verurteilten  zu  diesem  Zwecke 
drei,  später  fünfzehn  Tage  lang  in  Haft  halten.^  Nach  erfolg- 
losem Ablaufe  der  Haftfrist,  wurde  der  Verurteilte  in  die  Gewalt 
des  Klägers  gegeben,  dem  er  bis  zur  gänzlichen  Abtragung  der 
Schuld  oder  Busssumme  „als  einer  vom  Hausgesinde"  dienen 
musste.^ °  Wenn  das  unbewegliche  Vermögen,  in  das  die  Exe- 
cution  vorgenommen  wurde,  Erbgut  war,  so  sonderte  man  zu- 
nächst den  Anteil  der  Söhne,  bezw.  der  Töchter,  oder  der  noch 
unabgeteilten  Brüder  ab,  da  bloss  die  eigene  Portion  {propria 
portio  possessionaria)  das  Object  des  Zwangsverfahrens  bilden 
konnte.  Auch  wurde  der  Zwangsveräusserung  von  Erbgut  bloss 
die  rechtliche  Bedeutung  der  Pfandsetzung  beigelegt,  indem  die 
nächsten  Agnaten,  ja  auch  die  Nachbarn  und  Gemeindegenossen 
das  Gut  gegen  Erstattung  des  wahren  Schätzungswertes  an  sich 
ziehen  durften.^ ^ 

Der  Process  konnte   nicht   nur   durch    Urteil   des  ordent- 

®  Das  Rechtsbuch  von  Selmeczbänya  enthält  hierüber  in  Art.  10 
und  40  die  folgenden  Bestimmungen :  „Silbereyne  pfannt,  hewser,  hwttnn, 
Mwlen  vnd  ander  erb,  die  geseczt  werdnn,  die  sol  man  haltnn  Jar  vnd  tag, 
noch  gerechttickeit  der  Statt.  Oder  andere  pfanntt,  als  Rock,  Mennttll,  Swert 
vnd  dergleich,  sol  man  haltnn  drey  vierczehntag,  und  darnoch  schecznn, 
was  die  wert  sein,  und  so  ichtts  vberblib,  davon  sol  dem  ein  benwgnn 
geschehnn,  des  dye  pfannt  gewesnn  sein.  Item  all  esswnde  pfannt,  die  sol 
man  haltnn  on  den  drittnn  tag".  Wenzel  III.  S.  211.  222.  Ähnlich  das  Recht 
von  Pozsony.  Kiräly  a.  a.  0.  S.  351  ff. 

9  G.-A.  IX:  1351. 

^^  Trip.  II.  tit.  68.  §.  6. :  „  Quem  si  captum  iudex  ipse  quindecim 
diebus  (prout  in  facto  debitorum  fieri  consuevit)  apud  manus  suas  con- 
cordiae  causa  conservare :  et  si  hoc  modo  atque  infra  illud  tempus  in 
unionem  cum  adversa  parte  devenire  non  curavit,  tunc  idem  iudex  manibus 
dicti  adversarii  sui  illum  tradere  et  assignare  tenetur".  §.  9.:  „Attamen 
detentus  ille,  tanquam  unus  ex  familia  actoris,  eidem  servire  tenebitur". 

^'  Siehe  Art.  LXVIII :  1298  Kovachich,  Sylloge  S.  39. 
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liehen  Richters,  sondern  auch  durch  einen  Vergleich  der 
Parteien  oder  ein  Schiedsurteil  beendet  werden. 

Anfänglich  war  es  den  Parteien  nur  mit  besonderer  Er- 
laubnis des  Richters  gestattet,  nach  Einleitung  des  Processes 
einen  Vergleich  einzugehen;  dem  Richter  gebürten  nämlich 
für  die  Erledigung  der  Streitsache  gewisse  Gerichtsgefälle. ^'-^  Das 
spätere  Recht  trachtete  die  Processvergleiche  von  der  Zustim- 
mung des  Richters  frei  zu  machen  ;^^  doch  durfte  der  Richter 
in  solchen  Fällen  eine  Friedens-  oder  Vergleichsbusse 
(nicht  über  drei  Mark  Silbers)  beanspruchen,^*  bis  ein  Gesetz 
König  Sigismunds  auch  diese  mittelbare  Beschränkung  aufhob. ^^ 
Der  Vergleich  musste  nicht  notwendig  vor  dem  Processrichter 
geschlossen  werden;  es  genügte,  dass  die  Parteien  den  Ver- 
gleich an  einer  authentischen  Stelle  fatierten  und  mittelst  der 
unter  dem  authentischen  Siegel  ausgefertigten  Vergleichsurkunde 
{literae  compositlonales)  vor  Gericht  bezeugten.^*'  Die  Parteien 
pflegten  für  den  Fall  des  Vergleichsbruches  gewisse  Rechts- 
nachteile {poenae  conventionales) :  Busszahlungen  oder  die 
Strafe  der  Calumnie  oder  die  Folgen  der  Niederlage  im  Zwei- 
kampf {succubitus  duelU)  festzusetzen,  deren  Vollstreckung  dem 
ordentlichen  Gericht  oblag. 

Der  Vergleich  kam  gewöhnlich  nicht  unmittelbar  zwischen 
den  Parteien  selbst  zustande,  sondern  durch  Vermittlung  von 
Freunden  oder  Nachbarn,  der  s.  g.  arbitri,  boni  vlri,  probt  virl}^ 

''  Siehe  z.  B.  Wenzel  IX.  S.  268.  Hazai  Okmt.  Vll.  S.  293.  C.  Sztä- 
ray  I.  S.  284. 

^^  Art.  LXV :  1298:  „Medio  autem  tempore  quaecunque  pars  voluerit, 
potest  concordari".  Kovachich,  Sylloge  S.  48. 

'*  Art.  XXIV :  1351 :    „Causantes in   quacunque   maxima   et 

ardua  causa,  si  concordare  voluerint,  iudex  prohibere  non  possit.  Et  de 
iudiäo  pacis  ab  ipsis  non  plus  quam  3  marcas  exigere  valeat  quoquomodo." 

1^  Art.  V :  1435  (II). 

•«  C.  Zichy  I.  S.  243.  Hazai  Okmt.  III.  S.  2,  V.  S.  124,  VI.  S.  120. 
Wenzel  X.  S.  45. 

"  C.  Zichy  I.  S.  96.  Wenzel  I.  S.  133.  IV.  S.  173.  Fej^r  C.  D.  VII/3 
S.  126. 

"  Bereits  Stefan  der  Heilige  gedenkt  der  Mittler.  Decr.  II.  cap.  16. 
(Endlicher  I.  14) :  „ . . . .  decem  [pensas]   arbitris   et   mediatoribus  condo- 

nentur "  Auch  in  späteren  Urkunden  werden  arbän  parochiani  genannt, 

z.  B.  Reg.  de  Värad  Nr.  339.  Fej^r  C.  D.  V/2  S.  410.  Vgl.  Botka,  A  vär- 
megyek  eisö  alakuläsäröl  es  ösi  szervezeteröl  [Die  ursprüngliche  Gestaltung 
und  Organisation  der  Comitate]  Szäzadok  Jg  1872  S.  74—81. 
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Aus  diesen  Vermittlern  gieng  allmälig  das  Institut  der  Friedens- 
richter hervor.  Die  Vertrauensmänner  der  Parteien  fungieren 
nicht  mehr  als  einfache  Mittler,  sondern  als  Schiedsrichter,  die 
auf  grund  der  producierten  Beweise  ein  wirkliches  Urteil  erbrin- 
gen. Diesem  Urteil  müssen  die  Parteien,  falls  keine  formale 
Unregelmässigkeit  unterlaufen  war,  unbedingt  gehorchen ;  und 
ist  der  ordentliche  Richter  des  Processes  verpflichtet,  dem  Schieds- 
urteil nötigenfalls  mittelst  Zwangvollstreckung  Anerkennung  zu 
verschaffen.^^ 

Infolge  der  formellen  Natur  der  Beweismittel  war  im  alt- 
ungarischen Process  die  Berufung  (nicht  minder,  als  in  den 
germanischen  und  mittelalterlichen  Rechten)  principiell  ausge- 
schlossen. An  Stelle  der  modernen  Berufung,  welche  einen  an- 
geblichen Irrtum  des  gutgläubigen  Richters  geltend  macht, 
erscheint  im  Mittelalter  ein  unmittelbar  gegen  die  Person  des 
Richters  gerichteter  Angriff.  Die  Aufgabe  des  Richters  beschränkte 
sich  nämlich  im  Mittelalter  darauf,  der  Partei  mittelst  rechter 
Anwendung  der  processualischen  Formen  zu  ihrem  Rechte  zu 
verhelfen.  Wenn  der  Richter  seine  Unterstützung  versagte  und 
wissentlich  wider  Recht  {iniuste)  handelte,  konnte  sich  die  in 
ihrem  Rechte  geschmälerte  Partei  an  den  höheren  Richter,  laut 
dem  Decret  König  Kaimans  an  den  König  oder  das  Synodal- 
gericht wenden. ^'^'  Diese  Auffassung  brachte  es  mit  sich,  dass 
die  Berufung  für  den  Appellanten  mit  Gefahr  verbunden  war : 
wer  zu  unrecht  den  höheren  Richter  anrief,  verwirkte  eine 
Strafe;  natürlich  wurde  im  umgekehrten  Falle  der  Richter  be- 
straft, wenn  es  sich  zeigte,  dass  er  seine  Amtsgewalt  misbraucht 
oder  das  Recht  verweigert  hatte.  Der  miles,  welcher  das  Urteil 
des  Richters  (comes)  ohne  triftigen  Grund  vor  dem  Könige 
schalt,  büsste  dem  comes  zufolge  einer  Bestimmung  Stefans  des 
Heiligen  10  Pensae ;  König  Ladislaus  der  Heilige  reducierte  die 
Busse  der  ungerechtfertigten  Schelte  auf  5  Pensae."^  ^  Der  un- 
gerechte Richter  hingegen  musste  nach  dem  Gesetze  Ladislaus 
des  Heiligen  den  zweifachen  Wert  des  Streitobjects  ersetzen  und 


"  KovACHicH,  Formulae  sollennes  styli  S.  167 — 168. 

-"  Decr.  I.  cap.  23 :  „Iudex  iniuste  causas  discutiens  ad  curiam  regis 
cum  sigillo  cogatur ;    sed  sine  sigillo  ad  synodum." 

-1  Decr.  St.  Steph.  II.  cap.  43.  (Endlicher  II.  9) ;  decr.  S.  Lad.  III. 
cap.  25.  (26.) 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  32 
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obendrein  5  Pensae  büssen.^^  Die  Säumigkeit  des  Richters 
wurde  gleichfalls  als  Rechtsverweigerung  {denegata  iusütid) 
angesehen  und  bestraft.-^  Doch  währte  die  Haftung  des  Richters 
für  seine  Amtshandlungen,  wie  erwähnt,  nicht  länger,  als  ein 
Jahr.-*  Die  ältesten  Stadtprivilegien  kennen  gleichfalls  nur  die 
frühmittelalterliche  Form  der  Berufung:  die  Urteilschelte.  Den 
Bürgern  wird  nicht  der  Rechtszug  an  das  Gericht  des  Königs, 
sondern  das  Recht  der  Klageerhebung  vor  dem  König  gewährt, 
und  demgemäss  nicht  die  gegnerische  Partei,  sondern  das  Stadt- 
gericht vor  den  König  oder  den  Tavernicus  geladen,  damit  es 
sich  verantworte.^^ 

Doch  bildet  sich  in  den  Städten  bald  die  eigentliche  Be- 
rufung im  heutigen  Sinne  aus.  Die  Bewidmung  der 
jüngeren  Städte  mit  dem  Recht  einer  älteren  Stadt  enthielt 
zugleich  den  Rechtszug  an  das  Gericht  der  Mutterstadt.  Aus- 
führlich wird  die  Berufung  in  den  königlichen  Städten  durch 
das  s.  g.  kleine  Decret  König  Sigismunds  (des  ersten  Decrets 
vom  Jahre  1405)  geregelt.^*^  Auch  die  Berufung  vom  Gerichte 
des  Grundherrn  an  das  Comitatsgericht  war  bereits  zu  König 
Sigismunds  Zeiten  völlig  ausgebildet.  Ganz  zuletzt  entwickelte 
sich  die  Appellation  gegen  das  Urteil  des  Comitatsgerichts  an 
den  königlichen  Gerichtshof;  doch  wurde  die  mangelnde  Be- 
rufung durch  das  seit  langem  bestehende  Rechtsmittel  des 
Processüberleitung  {transmissio  causae)  vertreten.  Wer 
gegen  das  Comitatsgericht  Mistrauen  hegte,  konnte  den  König 
bezw.  einen  der  Oberrichter  der  Curie  (iudlces  ordtnanl 
regni)  ersuchen,  die  Streitsache  wegen  der  Befangenheit  des 
zuständigen   Gerichts   an   die   königliche   Curie  zu  ziehen,  was 


**  Decr.  III.  cap.  25.  (Endlicher  26.) 

"  Decr.  St.  Ladisl.  III.  cap.  24.  (Endlicher  25.) 

2*  Decr.  St.  Ladisl.  III.  cap.  25.  (Endlicher  26.) 

**  Siehe  den  Freibrief  für  Zägräb  vom  Jahre  1242  Art.  12:  „  .  .  .  . 
de  Quorum  (seil,  iudicis  et  omnium  maiorum  civitatis)  sentencia  si  adhuc 
contingeret  dubitari,  et  actor  importunus  eos  ad  regis  citaverit  presenciam, 
solus  iudex  pro  aliis  omnibus  ire  teneatur".  Endlicher  S.  454.  Vgl.  Nagy- 
Szombat  1238  Art.  5  ebenda  S.  445,  Pest  1244  Art.  9  S.  467,  Koros  1252 
Art.  4  (worin  diesbezüglich  die  Zuständigkeit  des  Banus  festgestellt  wird) 
S.  480. 

"  Art.  IV  und  XII. 
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mittelst  richterlichen  Befehls  an  das  Comitatsgericht  um  Über- 
weisung des  Processes  geschah.^ ^ 

Die  Wiederaufnahme  (novum)  war  dem  Zeitalter  der 
Ärpäden  überhaupt  unbekannt.  Die  ersten  Spuren  dieses  wich- 
tigen Rechtsmittels  reichen  nicht  weiter  zurück,  als  in  die  Zeit 
König  Sigismunds.  Anfänglich  griff  die  Wiederaufnahme  bloss 
kraft  besonderer  königlicher  Gnade  Platz;  formell  bedurfte  es 
einer  königlichen  Erlaubnis  auch  später,  doch  hatte  die  sach- 
fällige Partei  einen  gewohnheitsrechtlichen  Anspruch  auf  Ge- 
währung des  novum  iudicium,  wenn  sie  in  den  Besitz  neuer 
Beweise,  z.  B.  solcher  Urkunden  gelangt  war,  welche  an  sich, 
oder  in  Verbindung  mit  den  im  ersten  Process  vorgelegten  Be- 
weisen geeignet  waren  das  angefochtene   Urteil   umzustossen.^^ 

Es  war  bereits  im  XIII.  Jahrhundert  gebräuchlich,  der 
sachfälligen  Partei  im  Gerichtsurteil  ewiges  Schweigen 
{perpetüum  silentium)  aufzuerlegen,  dasselbe  pflegte  auch  bei 
Vergleichen  (hinsichtlich  beider  Teile)  zu  geschehen.  Der  Bruch 
des  ewigen  Schweigens,  desgleichen  die  Erneuerung  eines 
rechtskräftig  erledigten  Processes  ohne  königliche  Erlaubnis, 
bildete  ein  besonderes  Delict:  die  Calumnie,  die  nebst  schwe- 
ren Vermögensstrafen  mit  Ehrverlust  und  Brandmarkung  bestraft 
wurde. -^ 


"  Hajnik  a.  a.  0.  S.  422  ff. 

"  Siehe  G.-A.  LI :  1492,  XI :  1504  und  Trip.  II.  tit.  77. 
"  Wenzel  I.  S.  220,   III.    S.    157,   VIII.    S.   264.   Pej^r   IV/3   S.   352, 
VII/1  S.  352,  VII,  5  S.  352.  Siehe  auch  Art.  LI V :  1298,  IX:  1351. 
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IV.  BUCH. 
DAS  ZEITALTER 

DER  AUF  DEM 

BEGRIFF  DER  HEILIGEN  KRONE  BERUHENDEN 
STAATSVERFASSUNG 

(1308-1608.) 


I.  KAPITEL. 

Rechtsgeschichtliche  Vorläufer. 

Die  Grundzüge  der  neuen  Staatsverfassung. 

Das  Aussterben  der  nationalen  Dynastie  bezeichnet  einen 
Wendepunkt  in  der  Entwidmung  der  ungarischen  Verfassung. 
Die  völHge  Auflösung  der  von  Stefan  dem  Heiligen  begründeten 
Staatsverfassung  fällt  historisch  mit  dem  Tode  des  letzten  Ärpä- 
den  zusammen.  Neue  gesellschaftliche  Factoren  waren  entstanden, 
neue  verfassungsrechtliche  Principien  hatten  sich  entwickelt; 
der  neuen  Dynastie  harrte  die  Aufgabe,  daraus  den  Bau  einer 
neuen  Staatsverfassung  aufzuführen.  Die  Anjou  erfüllten  ihre 
historische  Aufgabe,  wie  ausführlich  gezeigt  werden  soll,  mit 
Erfolg  und  durchaus  in  Gemässheit  des  kräftig  entwickelten 
Gemeingeistes  und  öffentlich-rechtlichen  Sinnes  der  Nation. 
Weder  der  Staatsgedanke,  noch  die  Idee  der  Gemeinfreiheit 
giengen  infolge  der  Erhebung  der  fremden  Dynastie  verloren ; 
das  ungarische  Königstum  nahm  weder  feudalen^  Charakter, 
noch  den  einer  absoluten  Herrschaft  an,  wie  es  in  den  Staaten 
des  Westens  der  Fall  war,  sondern  entwickelte  sich  stetig  in 
constitutioneller  Richtung,  und  vermochte  darum  das  ungarische 
Staatsleben  auch  den  von  Zeit  zu  Zeit  auftauchenden  absolu- 
tistischen Bestrebungen  kräftigen  Widerstand  zu  leisten. 

Diese  den  Traditionen  und  der  öffentlich-rechtlichen 
Anschauung  des  ungarischen  Volkes  entsprechende  Richtung 
der  Entwicklung  ist  nicht  unwesentlich  durch  den  Umstand 
gefördert  worden,  dass  die  Anjou  aus  ihrem  neapolitanischen 
Königreich  nicht  die  Principien  des  Lehnsstaates  mit  sich  brachten, 
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welche  in  Deutschland  zu  Beginn  des  XIV.  Jahrhunderts  in 
vollster  Kraft  herrschten,  sondern  den  Gedanken  einer  öffentlich- 
rechtlich gefärbten  königlichen  Gewalt,  der  sich  mit  dem  Ver- 
falle des  Lehnwesens  in  Frankreich,  der  Heimat  Karl  Anjous, 
bereits  im  XIII.  Jahrhundert  nicht  zuletzt  unter  römisch -recht- 
lichen Einflüssen,  ausgebildet  hatte. ^ 

Die  von  Stefan  dem  Heiligen  begründete  Staatsverfassung 
hatte  die  wirtschaf liehe  und  sociale  Gleichheit  der  öffentlich- 
rechtlich Freien,  der  Adeligen  zur  Voraussetzung.  Im  Laufe  des 
XII.  und  namentlich  des  XIII.  Jahrhunderts  schwand  jedoch  die 
wirtschaftliche  und  sociale  Gleichheit  infolge  der  Entstehung 
und  Ausbreitung  der  Besitzaristokratie.  Damit  sank  auch  das 
Fundament  der  Staatsverfassung  Stefans  des  Heiligen  zusammen.'^ 
Die  Ausbildung  der  Besitzaristokratie  zog,  ebenso  wie  in  den 
Staaten  des  Westens,  die  Ausstattung  des  Grossgrundbesitzes 
mit  Befugnissen  öffentlich-rechtlicher  Natur,  die  Verknüpfung 
der  Herrschaft  mit  dem  Grundbesitz,  die  Aus- 
bildung von  privaten  Mächten  nach  sich,  was  die  fun- 
damentale Institution  und  den  wesentlichen  Charakterzug  der 
Lehnsstaatsverfassung  bildet. 

Durch  die  Verleihung  von  der  königlichen  Verfügung 
unterstehendem  Grundbesitz,  namentlich  königlicher  Domänen, 
Burgländereien,  ja  manchmal  ganzer  Comitate  gelangen  die 
geistlichen  und  weltlichen  Grossen  in  den  Besitz  grosser  Macht- 
quellen und  bringen  die  hintersässigen  nicht-adeligen  Freien : 
die  Burgmänner,  Burgholden,  udvomiä  und  freien  Landleute  in 
ihre  private  Gewalt,  die  sie  auch  auf  die  kleinbegüterten  Adeli- 
gen auszudelmen  trachten. 

Karl  Robert  versuchte  wol  in  den  ersten  Jahren  seiner 
Regierung  die  Burgländerien  zurückzunehmen;^  aber  er  musste 
bald  erkennen,  dass  es  unmöglich  sei,  die  alte  Comitatsver- 
fassung  wiederherzustellen  und  die  nicht-adeligen  Freien  gegen 
die  zu  Oligarchen  gewordenen  geistlichen  und  weltlichen  Grossen 
zu  schützen. 

^  Vgl.  EsMEiN,  Cours  eldmentaire  d'histoire  du  droit  fran^ais.  S.  327  ff. 

*  Siehe  oben,  besonders  S.  153  ff. 

'  pEjiR  C.  D.  ViII/3  S.  271  :„....  cum  nos  universas  terras 
castrorum  nostrorum,  ubique  in  nostro  regno  existentes,  ab  eisdem  quomo- 
dolibet  alienatas  generaliter  a  quibuscunque  recapüvarl  praecepissimus,  et 
eisdem  castris  restituo  ..." 
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Die  königliche  Gewalt  ist  nicht  mehr  die  einzige  Gewalt 
im  Staate ;  neben  sie  war  im  XIII.  Jahrhundert  als  neuer  Factor 
des  Staatslebens  die  Besitzaristokratie  getreten.  Sie  in  den 
Hintergrund  zu  drängen  oder  gar  ihre  Macht  zu  brechen,  war 
unmöglich;  es  blieb  nichts  übrig,  als  sie  in  den  Rahmen  der 
Staatsverfassung  einzustellen  und  als  tätiges  und  den  Bestand 
des  Staates  sicherndes  Glied  dem  staatlichen  Organismus  ein- 
zuverleiben. Man  musste  für  Einrichtungen  Sorge  tragen,  welche 
die  im  Besitze  der  geistlichen  und  weltlichen  Herren  befindlichen 
Machtquellen  zu  gunsten  des  das  Gemeinwol,  den  Staat  ver- 
tretenden Königtums  verwerten,  ferner  dem  minderbegüterten 
Adel  gegenüber  der  mit  privater  Gewalt  ausgestatteten  Besitz- 
aristokratie Schutz  gewähren  konnten. 

Der  herrschende  Factor,  die  Grossmacht  des  mittelalter- 
lichen Wirtschaftslebens  war  der  Grundbesitz;  die  politische 
Macht  ruhte  daher  auf  dem  Grundbesitz,  auch  die  königliche 
Gewalt.  Die  Verschenkung  der  Burgländereien  und  der  Do- 
mänengüter, ferner  die  Verleihung  mancher  Finanzrechte  ver- 
minderte jedoch,  ja  vernichtete  fast  die  wirtschaftliche  und 
militärische  Macht  des  Königtums.  Die  Burgmiliz  verschwand ; 
andererseits  standen  dem  Könige  keine  reichen  Einkünfte 
zu  geböte,  die  ihm  die  Unterhaltung  eines  Söldnerheeres  er- 
möglicht hätten. 

Die  militärische  und  finanzielle  Macht,  die  durch  die 
Besitzaristokratie  dem  Königtum  entzogen  worden  war,  musste 
mittelst  eines  neuen  Rechtstitels  dem  Staate  wieder  nutzbar  ge- 
macht werden.  Dieser  Ersatz  konnte  im  Geiste  des  Mittelalters, 
d.  h.  in  Gemässheit  der  herrschenden  privatrechtlichen  An- 
schauung nicht  anders  geschehen,  als  indem  die  geistlichen 
und  weltlichen  Grossgrundbesitzer  im  Verhältnis  ihrer  Güter 
und  Untertanen  zu  öffentlichen  Leistungen,  namentlich  zu 
Kriegsdiensten  herangezogen  wurden. 

An  der  Gleichheit  der  auf  den  vollfreien  Mitgliedern  der 
Nation  lastenden  öffentlichen  Pflichten,  welche  das  Grund- 
princip  der  von  Stefan  dem  Heiligen  begründeten  Staatsverfassung 
gebildet  hatte,^  konnte  inmitten  der  gründlichst  veränderten  wirt- 
schaftlichen und  socialen  Verhältnisse  unmöglich  festgehalten  wer- 
den. Den  Grundsatz  der  gleichen  Pflichten  musste  notwendiger 

*  Siehe  Art.  VII :  1222,  XV.  XVI :  1231,  VII :  1267,  X :  1290. 
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Weise  das  Grundprincip  des  Lehnsstaates  ablösen,  dass  die  mit 
zahlreichen  öffentlichen  Rechten  ausgestatteten  Grossgrundbesitzer 
im  Verhältnis  ihrer  Besitzungen  und  ihrer  privaten  Macht  zu  grös- 
seren Diensten  und  Leistungen  an  die  Gesammtheit,  den  Staat 
verpflichtet  seien.  Die  Durchführung  dieses  Princips  stellte  auch 
im  Staatsleben  Ungarns,  ebenso  wie  frtiher  in  den  westlichen 
Staaten,  ein  gewisses  Gleichgewicht  der  öffentlichen  Rechte 
und  Pflichten  her  und  sicherte  das  staatliche  Dasein  der  un- 
garischen Nation,  indem  sie  das  Königtum  gegen  die  Über- 
macht der  privaten  Herrschaften,  der  aus  der  Besitzaristokratie 
hervorgegangenen  Oligarchen  sicherstellte.  Die  Verwirklichung 
jenes  feudalistischen  Princips  erfolgte  in  der  Form  der  Ban- 
deriatsheerverfassung,  d.  i.  der  Steigerung  der  bedeu- 
tendsten öffentlichen  Pflicht  im  Verhältnis  des  unbeweglichen 
Vermögens  und  der  damit  verknüpften  Gewalt. 

Doch  das  Königtum  war  es  nicht  allein,  das  des  Schutzes 
und  der  Garantien  gegenüber  der  Besitzaristokratie  bedurfte ; 
auch  die  minderbegüterten  Adeligen,  wie  wir  gewöhnlich  zu 
sagen  pflegen,  der  Gemeinadel,  der  in  seiner  früheren  socialen 
Lage  verbliebene  Kern  der  Nation,  bedurften  ihrer. 

Es  war  das  natürliche  Bestreben  der  geistlichen  und  welt- 
lichen Herren,  worin  sie  nicht  wenig  durch  das  Beispiel  der 
feudalen  Grossen  des  Westens  bestärkt  wurden,  auch  die 
kleinbegüterten  Adeligen  ringsum  in  persönliche  und  dingliche 
Abhängigkeit  zu  bringen,  das  Unmittelbarkeitsverhältnis  des  ge- 
meinen Adels  zum  Königtum  zu  beseitigen  und  den  Adel  gänz- 
lich vom  Schauplatze  des  öffentlichen  Lebens  fortzudrängen. 
Denn  im  Mittelalter  war  die  Freiheit  im  öffentlich-rechtlichen 
Sinne,  die  selbständige  Teilnahme  an  den  Functionen  des  staat- 
lichen Lebens  nur  auf  der  Grundlage  des  freien  Besitzrechts 
möglich.  Die  Gemeinfreiheit  und  die  unmittelbare  Unterordnung 
des  kleinen  Adels  konnte  nicht  anders,  als  vermöge  der  Erhal- 
tung seiner  besitzrechtlichen  Selbständigkeit  gewahrt  werden. 

Der  Besitzstand  der  minderbegüterten  Adeligen  hatte  sich 
im  Laufe  des  XIII.  Jahrhunderts  stetig  verringert,  besonders  in- 
folge der  Gütereinziehungen,  die  in  den  Parteikämpfen  der  aus- 
gehenden Ärpädenzeit  alltägliche  Dinge  waren :  die  Könige 
gaben  den  eingezogenen  Grundbesitz  nicht  kleinen  Leuten,  son- 
dern gerade  den  reichen  Grossen,  um  sich  deren  Unterstützung 
zu  versichern.  Auch  die  Gewalttätigkeit  der  Grossen  verminderte 
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den  Besitzstand  des  gemeinen  Adels.  Die  mächtigen  Herren 
durften  die  Adeligen  häufig  ungestraft  zwingen,  ihnen  ihre  Güter 
aufzutragen  und  sich  in  ein  persönliches  Abhängigkeitsverhältnis 
zu  ihnen  zu  begeben;^  umsoviel  eher,  als  ja  der  Adelige  mangels 
Leibeserben  über  seinen  Grundbesitz,  und  zwar  sowol  über  das 
Erbgut,  als  das  Schenkungsgut,  frei  verfügen  konnte.^  Dieser  fort- 
gesetzten Abnahme  des  Mittel-  und  Kleinbesitzes  musste  endlich 
Einhalt  geboten  werden,  wenn  der  Gemeinadel  ein  selbständiger 
Factor  des  Staatslebens  bleiben  und  nicht  zu  Vasallen  oder  Unter- 
tanen der  reichen  Herren  werden,  noch  der  ungarische  Staat  sich 
in  Lehnsprovinzen  mit  territorialer  Landeshoheit  spalten  sollte.  Es 
bedurfte  also  einer  grösseren  Gebundenheit  des  Grundbe- 
sitzes. Das  alte  Recht  musste  wiederhergestellt  und  ausgesprochen 
werden,  dass  das  adelige  Gut  an  das  Geschlecht  (Sippe)  gebun- 
den sei  und  dass  nicht  allein  die  männlichen  Descendenten, 
sondern  auch  die  entfernteren  Mitglieder  des  Geschlechts,  die 
Collateralen,  ein  Noterbrecht  am  adeligen  Gute  besitzen,  das 
weder  durch  Verfügungen  unter  Lebenden,  noch  durch  Ver- 
gabungen von  Todeswegen  im  mindesten  eingeschränkt  werden 
könne.  Unter  einem  musste  auch  ausgesprochen  und  gesichert 
werden,  dass  der  Grundbesitz  nach  dem  Aussterben  des  ge- 
sammten  Geschlechts  an  die  Heilige  Krone,  als  die  Quelle  und 
Wurzel  des  freien  Besitzrechtes  heimfalle  und  dass  jeder  Adelige 
kraft  seines  unmittelbar  von  der  Heiligen  Krone  abgeleiteten 
wurzelhaften  Besitz(Eigentums-)rechts  {ius  radlcale)  in  unmittel- 
barer Verbindung  mit  der  die  öffentliche  Gewalt  symbolisierenden 
Heiligen  Krone  stehe  und  sonst  niemand  anderem  unterordnet 
oder  unterworfen  sei.  Das  alles  wurde  im  Jahre  1351  durch  die 
s.  g.  Aviticitätsgesetzgebung  König  Ludwigs   des   Grossen   ver- 

^  Siehe  die  Bestimmungen  der  Decrete  von  1290  und  1298,  beson- 
ders Art.  XXXV  (bei  Endlicher  XXIX) :  1290,  welcher  die  erzwungene  Ver- 
äusserung  von  Grundbesitz  für  nichtig  erklärt,  ferner  Art.  III.  IV.  V  und  X, 
betreffend  die  Restitution  der  wider  Recht  occupierten  Besitzungen  und 
die  Schleifung  der  ohne  königliche  Erlaubnis  erbauten  Burgen.  Kovachich, 
Sylloge  S.  24  und  26,  Endlicher  S.  619  und  632. 

®  Art.  XXXIII :  1298  gestattete  den  Adeligen  die  Eingehung  privater 
Dienstverhältnisse ;  doch  durften  die  Herren  sie  nicht  zu  solchem  Dienste 
zwingen:  „Nobiles  servire  valeant,  quibuscunque  voluerint  sua  spontanea 
voluntate.  Et  si  qui  potentum  huiusmodi  nobiles  ad  sibi  serviendum  vi  vel 
potencia  artaverint ....  excommunicacionem  ex  nunc  latam  incurrant  ipso 
facto«.  KovACHicH,  Sylloge  S.  38,  Endlicher,  (Art.  XXVII)  S.  637. 
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wirklicht,  welche  die  doppelte  Gebundenheit  des  adeligen  Grund- 
besitzes, einerseits  der  Sippe,  andererseits  der  Heiligen  Krone 
gegenüber  dauernd  begründete.  Von  der  Bedeutung  des  Avitici- 
tätsgesetzes  soll  unten  bei  der  Darstellung  der  ständischen  Ver- 
hältnisse ausführlicher  gehandelt  werden.^ 

Die  grössere  Belastung  des  Grossgrundbesitzes  mit  öffent- 
lichen Leistungen,  namentlich  grösserem  Kriegsdienst  und  die 
zwiefache  Gebundenheit  des  freien  Grundbesitzes  gegenüber 
der  Sippe  und  der  Heiligen  Krone  waren  die  beiden  Fundamen- 
talprincipien,  auf  welchen  sich  die  neue  Staatsverfassung  im 
Zeitalter  der  Anjou  und  König  Sigismunds  aufbaute.  Beide 
Principien  waren  auch  der  feudalen  Staatsverfassung  der  west- 
europäischen Staaten  eigen.  Dennoch  halfen  sie  in  Ungarn  in 
Übereinstimmung  mit  der  öffentlich-rechtlichen  Anschauungs- 
weise der  ungarischen  Nation  die  Staatsidee  fördern  und  befesti- 
gen, und  die  Institutionen,  darin  sie  greifbare  Gestalt  gewannen, 
gestalteten  den  ungarischen  Staat  nicht  zu  einem  auf  dem  Grund- 
satz der  Individualität  beruhenden,  in  den  Formen  des  Privat- 
rechts constituierten  Lehnsstaate,  sondern  zu  einem  öffentlich- 
rechtlich organisierten,  constitutionellen  Staatswesen. 

'■  III.  Kap.  §.  1. 


II.  KAPITEL. 

Das  Königtum  und  die  Heilige  Krone. 

§.  1.  Die  königliche  Gewalt  und  die  Lehre  von  der 
Heiligen  Krone. 

Der  kraftvolle  Gemeingeist  und  ausgebildete  öffentlich-recht- 
liche Sinn  der  ungarischen  Nation,  den  sie  aus  der  Urheimat 
mit  sich  gebracht  hatte,  bewirkte,  dass  im  XIV.  Jahrhundert  sogar 
die  feudalen  Staatsprincipien  und  Einrichtungen  des  Westens  nicht 
als  privatrechtliche  Bildungen,  sondern  in  öffentlich-rechtlicher 
Gestalt  recipiert  wurden.  Infolge  der  Entstehung  und  Ausbreitung 
der  Besitzaristokratie  war  das  Princip  der  Individualität  auch  im 
ungarischen  Staatsleben  in  den  Vordergrund  getreten.  Die  Be- 
schränkung und  Unterordnung  der  privaten  Gewalten  unter  die 
Staatsgewalt  erfolgte  wol  auf  der  Grundlage  feudaler  Ideen,  aber 
nicht  in  den  Formen  des  privaten  Rechts,  wie  in  den  west- 
europäischen Staaten,  sondern  in  öffentlich-rechtlichen  Formen, 
mittelst  des  Gedankens  der  öffentlichen  Gewalt,  die  in 
der  Heiligen  Krone  symbolisiert  und  verkörpert 
erscheint. 

In  der  Blütezeit  der  von  Stefan  dem  Heiligen  begründeten 
Staatsverfassung  gab  es  keine  Gewalt  im  Staate  ausser  der 
königlichen.  Alle  Gewalten  und  öffentlichen  Rechte  waren  im 
Königtum  vereinigt ;  die  Erledigung  aller  öffentlichen  Angelegen- 
heiten gieng  auf  die  königliche  Gewalt  zurück.  Das  Königtum 
besass  in  der  Burgmiliz,  die  der  unbedingten  Verfügung  des 
Königs  unterstand,  und  den  Einkünften  der  Domänen  und  Burg- 
ländereien,    ferner   aus   den    nutzbaren    Hoheitsrechten   sichere 
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Stützen  seiner  Macht.  Diese  militärischen  und  finanziellen  Macht- 
quellen verliehen  dem  Könige  Autorität  und  gewährleisteten  die 
Vollstreckung  seiner  Gebote  und  Verordnungen.  Wol  hatte  das 
Königtum,  als  Erbe  der  einst  von  der  Nationalversammlung 
besessenen  Majestätsrechte,  von  Anbeginn  öffentlich-rechtlichen 
Charakter ;  formell  war  es  jedoch,  wie  oben  gezeigt  worden  ist, 
eine  absolute  Herrschaft.  Weder  der  königliche  Rat,  noch  die 
Gerichtstage  zu  Szekesfejervär  waren  die  königliche  Gewalt  for- 
mell beschränkende  Factoren.  Das  wurden  sie  erst  zu  Ende  des 
XIII.  Jahrhunderts,  als  nämlich  die  von  Stefan  dem  Heiligen 
begründete  Staatsverfassung  sich  vollends  auflöste.  Seit  Stefan 
dem  Heiligen  war  es  die  Institution  des  Königtums,  die  das 
ungarische  Volk  in  ein  staatliches  Ganze  zusammenfasste,  und 
die  staatliche  Selbständigkeit,  die  Souverainität  des  unga- 
rischen Volkes  zum  Ausdruck  brachte;  aber  die  Staatsge- 
walt war  keine  zwischen  König  und  Nation  geteilte,  sondern  viel- 
mehr eine  über  der  Nation  stehende,  gewissermassen  persönliche 
Gewalt,  die  keine  anderen  Schranken  hatte,  als  die  Gemessen- 
heit der  öffentlichen  Pflichten  und  die  Freiheitsliebe  der  Nation. 

Die  grossen  Veränderungen,  die  während  des  XIII.  Jahr- 
hunderts im  öffentlichen  Leben  Ungarns  eintraten,  beraubten 
das  Königtum  mehr  und  mehr  der  materiellen  Basis  seiner 
Macht.  Zugleich  entstanden  neue,  private  Gewalten  im  Staate, 
die  einen  stets  grösseren  Anteil  an  der  Ausübung  der  öffent- 
lichen Rechte  beanspruchten.  Sowol  die  Rechtspflege,  als  das 
Heer-  und  Finanzwesen  hörte  auf,  ausschliesslich  der  könig- 
lichen Verwaltung  anzugehören. 

Als  das  Königtum  solcherart  von  der  Höhe  der  ehemaligen 
Macht  herabgesunken  und  der  Alleinherrschaft  im  Staate  verlustig 
gegangen  war,  entwickelte  die  öffentlich-rechtliche  Anschauungs- 
weise der  ungarischen  Nation  den  Begriff  der  in  der  Nation  wur- 
zelnden, dem  Könige  und  der  Nation  gemeinsam  zustehenden 
öffentlichen   Gewalt.^   Die    Idee  der  öffentlichen  Gewalt 

'  Der  Begriff  der  öffentlichen  Gewalt  knüpfte  sich  in  Ungarn  von 
jeher  an  die  Krone.  In  den  Urkunden  ist  seit  dem  Ausgange  des  XII.  Jahr- 
hunderts beständig  von  Kämpfen  für  die  Krone,  von  der  Ehre  der  Krone  und 
des  Vaterlandes,  dem  Gehorsam  und  der  Treue  gegen  die  Krone  und  den 
König,  der  Schändlichkeit  der  Treulosigkeit  gegenüber  der  Krone  u.  s.  w. 
die  Rede.  Z.  B.  1197:  „  .  .  .  viriliter  pro  Corona  nostra  dimicavit".  Pej^r 
C.   D.   II.  309 ;  1198 :  „  .  .  .  aut  honor  patriae  de  Corona  aliquam  laesionem 
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—  der  Staatsgedanke  —  gewinnt,  im  Gegensatze  zur  indivi- 
duellen königlichen  Gewalt,  in  dem  öffentlich-rechtlichen  Be- 
griffe der  Heiligen  Krone  concrete  Gestalt.  Hierin  besteht  die 
Lehre   von   der   Heiligen   Krone. 

Die  Auffassung  des  Staates  als  eines  lebendigen  Organis- 
mus, als  einer  Persönlichkeit  ist  im  allgemeinen  eine  Errungen- 
schaft der  modernen  Staatswissenschaft.  Der  mittelalterlichen 
Vorstellungswelt  gieng  diese  Auffassung,  wie  der  abstracte 
Staatsbegriff  überhaupt,  ab.  Die  ungarische  Nation  gelangte 
vermittelst  des  öffentlich-rechtlichen  Begriffs,  d.  i.  der  Per- 
sonification  der  Heiligen  Krone  vor  allen  an- 
dern Völkern  des  Westens  zu  der  echt-staatlichen  Auf- 
fassung. Hierin  beruht  die  Eigenart  der  ungarischen  Staatsver- 
fassung während  dieser  Periode,  die  das  ungarische  Staatswesen 
von  den  Verfassungen  des  Westens  unterscheidet. 

Das  ungarische  Volk  sah  den  Staat,  die  im  Interesse  der 
Gesammtheit  organisierte  Gesellschaft,  als  organisches  Ganze  in 
der  Heiligen"^  Krone  verkörpert.  Es  fasst  die  Heilige  Krone  einer- 
seits  als   Wahrzeichen    und    Symbol    des    ungarischen    Staates 


sustineat  .  .  ."  ebenda  S.  394;  1223:  „  .  .  .  cognita  infidelitate  jobagionis 
nostri  D.  de  Chroacia,  quam   contra  regiam  coronam  perpetrarat"  Wenzel 

VI.  S.  419;  1243:  „.  .  .  nobis  et  coronae  regiae  se  servituros  .  .  ."  ebenda 

VII.  S.  135;  1256:  „. . .  desiderans  impendere  regali  coronae  fidelitatem  .. ." 
ebenda  VIII.  S.  41 ;  1267 :  „pro  corone  nostre  statu  sereno,  et  regni  nostri 
integritate  ac  felicitate  servandis  .  .  ."  ebenda  S.  163;  1271:  „...  inveni- 
mus  .  .  .  promptissimum  et  attentum  pro  fidelitate  corone  debita,  et  conser- 
vacione  patrie  sue  .  .  .  gloriosum  vitam  reputans  pro  patria  dimicare  ..." 
ebenda  XII.  S.  42.  Siehe  noch  ebenda  II.  S.  152,  III.  S.  253.  VIII.  S.  340, 
IX.  S.  58.  204. 

-  Der  Bezeichnung  der  Krone  als  Heilig  begegnen  wir  zuerst  unter 
König  Bela  IV.  (Die  Urkunde  von  1057  bei  Fej^r  C.  D.  I.  S.  395,  worin 
der  Ausdruck  „Sacrae  Coronae"  vorkommt,  ist  eine  späte  Fälschung.) 
In  der  Einleitung  des  Rechtsbuches  von  Selmeczbänya  z.  B.  sagt  der  König : 
„  . . .  vnd  geben  In  vnd  verleihenn  Recht  und  Freiheitt,  als  hernoch  ge- 
schribenn  stet,  die  der  heilignn  krön,  vnd  irem  nwotz  wol  fuegnn  vnd 
frwmmen  ..."  Wenzel  III.  S.  206.  Siehe  ferner  1256:  „.  .  .  infideles 
nostros  et  Sa/zc/a^  Coronae  per  censuram  ecclesiasticam  arcet  et  compellit 
ad  nobis  et  Sandae  Coronae  obediendum".  |Knauz,  Mon.  Strig.  I.  S.  437, 
Pesty  befand  sich  also  in  einem  Irrtum,  als  er  schrieb,  jener  Bezeichnung 
habe  sich  „vom  Throne  herab  zuerst  Ludwig  der  Grosse  bedient*.  Szäz 
level  Horvätorszägröl  [Hundert  Briefe  über  Kroatien].  S.  294. 
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auf,^  andererseits  personificiert  es  sie  als  den  Inhaber  der  in 
der  Nation  wurzelnden  und  König  und  Volk  im  politi- 
schen Sinne,  d.  i.  den  Adeligen,  zustehenden  öffentlichen  Ge- 
walt. Die  öffentliche  Gewalt  ist  durch  ein  Mysterium  in  der 
Heiligen  Krone  gegenwärtig. 

Der  öffentlich-rechtliche  Begriff,  die  Persönlichkeit  der 
Heiligen  Krone  bildet  bald  das  Fundament  der  Staatsverfassung. 
Jeder  Factor  des  Staatslebens  tritt  in  unmittelbare  Beziehung 
zur  Heiligen  Krone  und  erhält  von  ihr  seine  Function.  Sie  ist 
die  Quelle  alles  Rechts  und  aller  Gewalt;  an  sie  wenden  sich 
die  für  die  Gesammtheit,  den  Staat  geleisteten  Dienste.'^  Die 
höchste  Staatsgewalt  erscheint  nicht  mehr  als  königliche  Ge- 
walt, wie  im  Zeitalter  der  von  Stefan  dem  Heiligen  begrün- 
deten Verfassung,  sondern  als  Obrigkeit  der  Heiligen 
Krone  {lurisdlctlo  Sacrae  regtii  Coronae);  die  staatlichen 
Hoheitsrechte  sind  keine  königlichen  Majestätsrechte  mehr,  son- 
dern Rechte  der  Heiligen  Krone  (iura  Sacrae  regni 
Coronae),  die  principiell  der  Heiligen  Krone  zustehen  und  erst 
von  dieser  auf  den  König  übergehen.'^ 

So  entwickelte  sich  in  Ungarn  der  geklärte  Begriff  der 
höchsten  Staatsgewalt,  die  in  der  Nation,  dem  staatlich  orga- 
nisierten Volke  wurzelt  und  kraft  des  nationalen  Willens  ver- 
mittelst der  Krönung  auf  den  König  übergeht.  Werböczt  hat 
den  Begriff  und  das  Wesen  der  übertragenen  öffent- 
lichen  Gewalt  so   klar   und   bestimmt   formuliert,   wie  sie 


'  Laut  der  Turiner  Friedensurkunde  von  1381  verpflichtet  sich  die 
Republik  Venedig,  „domino  regi  et  eius  successoribus  in  regno  et  Corona, 
et  ipsi  corone  representanti  dictum  regniim"  eine  Jahressteuer  von  7000  Gold- 
stücken zu  zahlen.  M.  Tört.  Tär  XL  S.  15. 

■*  Siehe  z.  B.  die  Urkunde  Stefans  V.  v.  J.  1271  :  „.  .  .  spondens 
fidelitatis  sue  fervorem,  qua  corone  regle  ex  debito  nobilitatis  sue  tenetur,  in 
facto   eodem   per   evidenciam  operum  declarare".  Wenzel  VIII.  S.  340. 

*  Die  Könige  leiten  im  XV.  Jahrhundert  ihre  Hoheitsrechte  und 
ihren  Anspruch  auf  die  Treue  der  Untertanen  in  der  Regel  aus  dem  Rechte 
der  Heiligen  Krone  und  der  dieser  geschuldeten  Treue  ab.  So  besonders 
in  der  Heimfallklausel  der  Schenkungsbriefe :  „.  .  .  per  defectum  seminis 
(per  notam  infidelitatis)  T.  ad  Sacram  dicti  regni  nostri  Hungarie  Coronam 
consequenterque  nostram  Maiestatem  .  .  .  rite  et  legitime  devoluta  .  .  ." 
z.  B.  Hazai  0km.  II.  S.  351 ;  ferner  in  den  Narrationen :  „.  .  .  attenden- 
tes  merita  .  .  .  que  idem  imprimis  Sacre  regni  nostri  Hungarie  Corone  ac 
deinde  Maiestati  nostre . . .  exhibuerunt"  z.  B.  ebenda  S.  378. 
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um  diese  Zeit  nirgends  im  westlichen  Europa,  selbst  in  Eng- 
land nicht  erkannt  wurde.  „Als  die  Ungarn",  sagt  Werböczi 
„ihn  (nämlich  Stefan  den  Heiligen)  aus  freiem  Willen  zum 
Könige  wählten  und  krönten,  wurde  das  Recht  der  Erhebung 
in  den  Adelsstand,  folglich  das  Recht  der  Schenkung,  wodurch 
die  Adeligen  ausgezeichnet  und  von  den  Nicht-Adeligen  geson- 
dert werden,  vollkommentlich,  zugleich  mit  der  Herrschaft  und 
der  Regierung  von  der  Gemeine  und  kraft  des  Willens  der  Ge- 
meine auf  die  Heilige  Krone  dieses  Reiches  und  demzufolge  auf 
unsern  Fürsten  und  König  übertragen."^ 

Die  neue  Besitzverfassung,  deren  Entwicklung  unter  den 
Anjou  zum  Abschluss  gelangte,  und  die  darauf  beruhenden 
ständischen  Verhältnisse  knüpften  sich  gleichfalls  an  den  öffent- 
lich-rechtlichen Begriff  der  Heiligen  Krone.  Das  Staatsgebiet  ist 
das  Gebiet  der  Heiligen  Krone;  die  königlichen  Einkünfte  sind 
Einkünfte  der  Heiligen  Krone  {pecuUa  oder  bona  Sacrae  regnt 
Coronae) ;  jedes  freie  Besitzrecht  stammt  von  der  Heiligen  Krone, 
als  der  Wurzel  {radix  omnium  possessionum)  und  fällt  daher 
nach  dem  Aussterben  des  Geschlechts  an  die  Heilige  Krone  heim.' 

Die  unmittelbare  Beziehung  des  freien  Besitzrechts  auf  die 
Heilige  Krone  bringt  eine  neue  Basis  der  Gemeinfreiheit,  der 
Teilnahme  an  den  öffentlichen  Rechten :  den  Begriff  der  M  i  t- 
gliedschaft  der  Heiligen  Krone  hervor.  Wer  sein  Be- 
sitzrecht von  der  Heiligen  Krone  herleitet  und  demnach  in 
unmittelbarer  Beziehung  zu  ihr  steht,  ist  ein  Glied  der  Heiligen 


®  Tit.  3.  p.  I.  §.  6. :  „Postquam eundem  sponte  in  regem 

elegere,  pariter  et  coronavere  ....  omnis  nobilitationis  et  ex  consequenti 
possessionariae  collationis,  qua  nobiles  decorantur  et  ab  ignobilibus  segre- 
gantur,  facultas  plenariaque  potestas  in  iurisdictionem  Sacrae  Coronae 
regni  huius  et  per  consequentiam  in  principem  et  regem  nostrum  a  commu- 
nitate  et  communitatis  auctoritate  simul  cum  imperio  et  regimine  translata 
est".  Vergleiche  tit.  3.  p.  II.  §.  2. 

'  Trip.  I.  tit.  10. :  „Quia  dictum  est  superius,  quod  omnis  nobilitatis 
et  possessionariae  collationis  plenaria  potestas  in  principem  nostrum  trans- 
lata Sit :  ideo  advertendum,  quod  princeps  ipse  noster  universorum  domi- 
norum,  baronum  et  magnatum,  ac  aliorum  regni  nobilium  possessionato- 
rumque  hominum,  in  casu,  quo  quis  eorum  sine  heredibus  et  posteris 
decesserit,  verus  et  legitimus  successor  sit.  Omnia  enim  bona  et  iura 
eorum  possessionaria,  ab  ipsa  Sacra  regni  Hungariae  Corona,  virtute  trans- 
lationis  praenotatae,  originaliter  dependent  et  ad  eandem  semper  respiciunt 
devolvunturque  eorum  possessore  legitimo  deficiente." 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  33 
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Krone  {membrum  Sacrae  regni  CoronaeY  und  nimmt  als  solches 
an  der  Ausübung  der  in  der  Heiligen  Krone  vereinigten  öffent- 
lichen Gewalten :  der  gesetzgebenden,  vollstreckenden  und  rich- 
terlichen Gewalt  teil.  Neben  den  Adeligen  sind  noch  die  be- 
güterten Kirchen  und  die  Städte  Glieder  der  Heiligen  Krone, 
denn  auch  diese  haben  ihren  Grundbesitz  {iure  radlcaU)  von 
der  Heiligen  Krone  empfangen.  Sie  alle  bilden  zusammen  mit 
dem  Könige,  dessen  Haupt  die  Heilige  Krone  heiligt,  jenes 
einheitliche,  öffentlich-rechtliche  Ganze,  jenen  lebendigen  Organis- 
mus, den  die  mittelalterlichen  Quellen  als  den  ganzen  Kör- 
per der  Heiligen  Krone  (totum  corpus  Sacrae  regni 
CoronaeY  bezeichnen,  und  den  wir  unter  dem  Worte  Staat 
verstehen. 

Durch  die  Ausbildung  der  Lehre  von  der  Heiligen  Krone 
wurde  das  Königtum  entschieden  auf  eine  öffentlich-rechtliche 
Basis  gestellt.  Es  wurde  eine  eigentlich  öffentliche  Gewalt  und 
zwar  eine  Constitutionen  beschränkte.  Der  ungarische  Staat  blieb 
wol  monarchisch,  der  König  war  nach  wie  vor  souverain,  aber 
die  in  der  höchsten  Staatsgewalt  begriffenen  Rechte  waren  be- 
treff ihrer  Ausübung  zwischen  dem  König  und  der  im  politischen 
Sinne  verstandenen  Nation,  den  Gliedern  der  Heiligen  Krone 
geteilt.  Jede  Function  der  Staatsgewalt  gewinnt  öffentlich-recht- 
lichen Charakter  und  constitutionelle  Formen. 

So  die  gesetzgebende  Gewalt,  welche  je  länger,  desto  mehr 
als  selbständiger  Factor  in  den  Vordergrund  der  Rechtsbildung  tritt. 
Bereits  unter  König  Sigismund  entwickelt  sich  der  Rechtsgrund- 

®  Trip.  I.  tit.  4. :  „.  .  .  nobiles,  per  quandam  participationem  et  con- 
nexionem  immediate  praedeclaratam,  membra  Sacrae  Coronae  esse  censentur." 

»  II.  Decret  von  1435,  Praef. :  „.  .  .  de  eorundem  praelatorum,  et 
baronum  nostrorum,  nee  non  nobilium  regni  nostri,  totum  corpus  eiusdem 
regni  cum  plena  facultate  absentium  repraesentantium  unanimi  voto,  con- 
silio,  deliberatione  et  consensu  .  .  .  disposuimus  .  .  .  ordinandas  .  ."  Der 
gesammte  Körper  der  Heiligen  Krone  begriff  auch  Dalmatien,  Kroatien  und 
Slavonien,  ferner  Siebenbürgen.  Siehe  Trip.  III.  tit.  1.  §.  1.:  „.  .  .  regnorum 
Dalmatiae,  Croatiae,  et  Slavoniae,  atque  Transylvaniae,  Sacrae  videlicet  regni 
huius  Hungariae  coronae  dudum  subjectorum,  et  incorporatorum  .  .  ."  Für 
Kroatien  siehe  noch  Tkalcic,  Mon.  Hist.  Episc.  Zagrab.  I.  S.  7 :  „Fidelita- 
tem  continuam  corone  nostre  efficaciter  exhibitum" ;  Slavonien  ebenda  S.  45 : 
„Terram  Slavoniae  sive  banatum  coronae  Hungariae  subiugavit" ;  die 
dalmatinischen  Städte  Spalato,  Trau,  Sebenico :  Anjoukori  Dipl.  Emlekek 
[Denkmäler  der  Diplomatie  aus  der  Anjouzeit]  III.  S.  630. 
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satz,  dass  die  gesetzgebende  Gewalt  dem  gesammten  Körper 
der  Heiligen  Krone :  dem  gekrönten  Könige  und  den  Gliedern 
der  Heiligen  Krone  gemeinsam  zustehe.  Die  Gesetze  müssen 
auf  den  zu  diesem  Behufe  einberufenen  Reichstagen  erbracht 
werden,  unter  Mitwirkung  der  Adeligen,  der  begüterten  Corpora- 
tionen  und  königlichen  Freistädte.  Werbö'czi  formuliert  dies 
verfassungsrechtliche  Princip  in  folgender  klaren  Weise:  „So 
begannen  denn  die  Könige  Gesetze  zu  schaffen,  indem  sie  das 
Volk  einberiefen  und  befragten.  Und  so  pflegt  es  auch  zu  un- 
seren Zeiten  zu  geschehen."  ^"^ 

Dieselbe  Teilung  findet  auch  hinsichtlich  der  Ausübung 
der  Executive  und  der  richterlichen  Gewalt  statt. 

Die  Banderialverfassung  ist  wesentlich  nichts  anderes,  als 
die  Teilung  der  Kriegshoheit  zwischen  dem  König  und  den 
Gliedern  der  Heiligen  Krone :  die  Ausstattung  der  Staatsunter- 
tanen mit  militärischer  Gewalt.  Die  Hauptelemente  der  Kriegs- 
hoheit: die  Entscheidung  über  Krieg  und  Frieden,  ferner  das 
Recht  des  Heeresaufgebotes  stehen  dem  König  zu;  doch  haben 
die  vornehmeren  Glieder  der  Heiligen  Krone,  nämlich  diejenigen, 
die  ansehnliche  Teile  vom  Gebiet  der  Heiligen  Krone  besitzen 
und  demnach  über  zahlreiche  Untertanen  verfügen,  das  Recht 
und  die  Pflicht  zum  Schutz  des  Landes  Burgen  zu  bauen,  und 
Kriegsvolk  zu  unterhalten,  das  sie  unter  ihrem  eigenen  Banner 
ins  Feld  führen  dürfen.  Das  Nationalheer  {generalis  exercltus), 
worin  während  dieser  Periode  der  Schwerpunkt  der  Kriegsmacht 
des  ungarischen  Staates  ruht,  kann  ferner  ausserhalb  des  Landes 
nur  mit  Zustimmung  der  Glieder  der  Heiligen  Krone  verwendet 
werden ;  als  zur  Bestreitung  der  Kosten  des  königlichen  Heeres 
die  Kriegssteuer  (siibsidium,  dica,  contributiö)  in  Gebrauch  kommt, 
ist  die  Erhebung  der  Kriegssteuer  an  die  Bewilligung  der  Glie- 
der der  Heiligen  Krone,  d.  h.  des  Reichstages  gebunden. 

Die  Verwaltung  und  Rechtspflege  streift,  je  länger,  desto 
gründlicher  den  Charakter  der  ausschliesslich  königlichen  Ver- 
waltung ab.^^ 

Der  Process,  der  bereits  in  der  vorigen  Periode  die  Hof- 
ämter zu  Reichsämtern  gestaltete,  setzt  sich  während  dieses 
Zeitalters  fort.  Die  obersten  königlichen   Beamten   heissen   nun 

1"  Tit.  3.  p.  II.  §.  2. 
"  Siehe  unten  V.  Kap. 

33* 
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wirkliche  Reichsbarone  {veri  barones  regni).  Namentlich  der 
Palatin,  der  seine  Amtsstellung  dem  vereinigten  Vertrauen  des 
Königs  und  des  Reichstags  verdankt,  erscheint  geradezu  als 
Beamter  der  Heiligen  Krone  und  Mittler  zwischen  dem  König 
und  der  Nation.  Im  engeren  königlichen  Rate  und  dem  damit 
verbundenen  königlichen  Gerichtshofe  nehmen  in  der  zweiten 
Hälfte  der  Periode  nicht  bloss  die  Vertrauensmänner  des  Königs, 
sondern  auch  vom  Reichstag  gewählte  Mitglieder  Platz.  Der 
autonomische  Charakter  der  Provincialverwaltung  steigert  sich 
in  bedeutendem  Masse.  Der  in  den  Comitatsgemeinen  organi- 
sierte Adel  sowol,  als  die  städtische  Bürgerschaft  nehmen  an 
der  Erledigung  der  Gerichts-  und  Verwaltungsgeschäfte  stets 
grösseren  Anteil  und  vermögen  die  königliche  Gewalt  in  stets 
vermehrtem  Umfange  zu  beschränken.  Die  staatliche  Verwaltung 
geht,  ebenso  wie  es  in  England  der  Fall  war,  allmälig  auf  die 
Comitats-  und  Stadtgemeinen  über:  es  entsteht  das  un- 
garische Mun  icipalsy  stem. 

Die  königliche  Gewalt  ruht  wol  nach  der  neuen  Staats- 
verfassung in  bedeutend  grösserem  Masse  auf  öffentlich-recht- 
lichen Grundlagen,  als  nach  der  Verfassung  Stefans  des  Heiligen,, 
dennoch  hat  das  Königtum  nicht  mehr  jene  dominierende  Stel- 
lung im  staatlichen  Leben  inne,  die  ihm  die  Verfassung 
Stefans  des  Heiligen  zuwies:  die  in  der  Heiligen  Krone  begrif- 
fenen Hoheitsrechte  stehen  dem  Könige  nicht  ungeteilt  zu;  er 
teilt  sie  mit  den  Gliedern  der  Heiligen  Krone.  Trotz  der  aus- 
geprägteren öffentlich-rechtlichen  Formen  gelangt  das  Princip 
der  Individualität  kräftiger  zur  Geltung,  als  während  der  vorigen 
Periode.  Die  einzelnen  Staatsangehörigen,  namentlich  die  geist- 
lichen und  weltlichen  Herren,  erfüllen  wol  im  Verhältnis  ihres 
Reichtums  gesteigerte  öffentliche  Pflichten,  doch  gewinnt  hin- 
wieder ihre  private  Militär-,  Gerichts-  und  Finanzgewalt  und 
ihre  grössere  Selbständigkeit  gegenüber  dem  Königtum  durch 
die  verfassungsrechtliche  Lehre  von  der  Heiligen  Krone  consti- 
tutionelle  Form  und  Garantie. 

Die  Zunahme  und  das  Wachstum  der  Glieder  zog  mit 
Notwendigkeit  die  Schwächung  des  Hauptes  nach  sich.  In  dem 
Masse,  in  welchem,  dank  der  Lehre  von  der  Heiligen  Krone,  die 
Teilung  der  öffentlichen  Gewalt  zwischen  dem  Könige  und  den 
Gliedern  der  Heiligen  Krone  fortschreitet,  vermindert  sich  die 
königliche  Gewalt  und  verringert  sich  der  Anteil  des  Königtums 


517 

an  der  Leitung  des  Staatslebens  und  der  Erledigung  der  öffent- 
lichen Angelegenheiten. 

Der  König  von  Ungarn  ist  im  XV.  Jahrhundert  und  zu 
Beginn  des  XVI.  Jahrhunderts,  wie  einst  die  Herrscher  der  west- 
europäischen Lehnsstaaten,  einfach  der  primus  inter  pares,  der 
erste  unter  den  GHedern  der  Heiligen  Krone.  Die  Herrschaft 
dieser  Anschauung  bekundet  zur  genüge  der  Rechtssatz,  dass 
der  König  ebenso,  wie  die  Grossen,  verpflichtet  sei  im  Verhält- 
nis seines  Reichtums,  seiner  Besitzungen  und  Einkünfte,  behufs 
Verteidigung  des  Landes  Kriegsvolk  zu  unterhalten.^^ 

Der  Grundbesitz  und  die  Einkünfte  des  Königs,  die  mate- 
riellen Grundlagen  des  politischen  Gewichts  des  Königtums,  ver- 
minderten sich  jedoch  stetig  im  Laufe  des  XV.  Jahrhunderts,  und 
damit  sank  auch  die  Autorität  des  Königs.  Bereits  während  der 
Regierungszeit  König  Alberts  wurde  die  Notwendigkeit  erkannt, 
dieser  Entwicklung  Einhalt  zu  tun,  d.  h.  dem  Königtum  einen 
gewissen  Besitzstand  und  gewisse  Einkünfte  dauernd  zu  sichern 
und  die  Macht  und  das  Ansehen  des  Trägers  der  Heiligen  Krone 
vor  dem  völligen  Verfalle  zu  bewahren.  Diesem  Bedürfnisse 
verdankt  der  Begriff  der  unveräusserlichen  Krongüter 
seine  Enstehung.^^  Gewisse  Domänen  und  Einkünfte  bilden  das 
Eigentum  der  Krone  in  der  Weise,  dass  dem  König  darüber 
kein  Verfügungsrecht  zusteht  und  er  sie  weder  veräussern,  noch 
verpfänden  darf,  sondern  ausschliesslich  für  die  Zwecke  der 
königlichen  Hofhaltung  und  der  Landesverteidigung  nutzen 
kann.^^  Die  unveräusserlichen  Güter  und  Einkünfte  der  HeiHgen 
Krone  wurden  in  Artikel  III  des  Decrets  vom  Jahre  1514  genau 
aufgezählt. 

Die  neue  Staatsverfassung  bezeichnet  von  verfassungshisto- 
rischem Standpunkte  einen  bedeutenden  Fortschritt  gegenüber 
der  Verfassung  Stefans  des  Heiligen,  indem   sie   an   die   Stelle 


'*  Siehe  G.-A.  II  :  1454,  XXI :  1498. 

"  Das  Decret  von  1444  fasst  den  Begriff  bereits  in  aller  Schärfe. 
Art.  III :  „.  .  .  nee  ab  aliquo  regum  .  .  .  iidem  proventus,  a  Corona  Regia 
in  toto  vel  in  parte  alienari  debere  potuissent."  Man  sehe  auch  Art.  IV. 
KovACHicH,  Sylloge  S.  77  f. 

1*  Art.  XVI :  1439 :  „Perpetuas  vero  venditiones  vel  impignorationes 
iurium  regalium  et  Coronae  nee  cum  consilio,  nee  sine  consilio  quorum- 
cunque  faciemus."  Ferner  G.-A.  I.  11:1514,  XXV.  LIV:1546,  XXX:  1548, 
XXII :  1608  a.  c. 
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der  persönlich  gefärbten  königlichen  Gewalt  von  früher  die 
zwischen  dem  Könige  und  der  Nation  geteilte  öffentliche  Ge- 
walt setzte,  deren  eigentlicher  Inhaber  die  Heilige  Krone  ist, 
von  welcher  die  Gewalt  erst  auf  den  König  übergeht.  Doch 
erlangten  die  vornehmeren  Glieder  der  Heiligen  Krone,  die  geist- 
lichen und  weltlichen  Herren,  im  Rahmen  dieser  Staatsverfas- 
sung ein  grosses  politisches  Übergewicht,  das  die  Macht  des 
Königs  fast  gänzlich  vernichtete.  Es  ist  bekannt,  dass  die  Ohn- 
macht des  Königtums  den  ungarischen  Staat  an  den  Rand  des 
Verderbens,  zur  Katastrophe  von  Mohäcs  führte. 

Nach  der  Schlacht  bei  Mohäcs  verschaffte  das  enge  Bünd- 
nis mit  dem  Westen,  namentlich  den  österreichischen  Provinzen, 
zu  welchem  die  ungarische  Nation  durch  die  Türkengefahr  ge- 
drängt wurde,  dem  Königtum  neue  Kräfte.  Doch  vermochten 
die  von  den  Habsburgern  zur  Anwendung  gebrachten  absolu- 
tistischen Principien  die  verfassungsrechtliche  Lehre  von  der 
Heiligen  Krone  nicht  zu  verdrängen,  noch  den  constitutionellen 
Charakter  des  Königtums  aufzuheben. ^^  Die  auf  dem  staatsrecht- 
lichen Begriff  der  Heiligen  Krone  beruhende  Staatsverfassung 
steht  vermöge  ihrer  öffentlich-rechtlichen  Basis  und  Formen  den 
modernen  Verfassungen  um  vieles  näher,  als  die  auf  privatrecht- 
lichen Grundlagen  und  in  privatrechtlichen  Formen  constituierte 
Lehnsverfassung.  Darum  konnte  sie  auch  dem  Eindringen  der 
neueren  Staatsideen  längeren  Widerstand  leisten,  als  die  feuda- 
len Staatsverfassungen  des  Westens.  Die  ungarische  Verfassung 
erfuhr  bekanntlich  erst  im  Jahre  1848  eine  wesentliche  Umge- 
staltung. 

Das  Königtum  erfreut  sich  während  dieser  Periode  eines 
grösseren  äusseren  Ansehens  und  reicheren  Glanzes  und 
bedeutenderer  Ehrenvorzüge,  als  unter  den  Ärpädenkönigen. 
Diese  Erscheinung  ist  zum  Teil  darauf  zurückzuführen,  dass 
das  bedeutend  gesteigerte  Ansehen  der  Krone,  in  welcher  jeder 
Adelige  die  Garantie  und  Verkörperung  seiner  öffentlich-rechtli- 
chen Stellung  und  seines  politischen  Einflusses  erblickte,  auf 
den  König,  als  den  geweihten  Träger  der  Heiligen  Krone  zurück- 

'*  Die  diesbezüglichen  Bestrebungen  Ferdinands  I.,  namentlich 
seine  die  staatliche  Selbständigkeit  Ungarns  gefährdenden  Versuche,  eine 
centralistische  Verwaltung  aller  seiner  Staaten  und  Länder  zu  schaffen, 
hat  Ärpäd  Kärolyi,  Bocskay  szerepe  a  törtenetben  [Bocskays  historische 
Rolle]  1898  in  richtiger  Weise  dargestellt. 
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wirkte.  ^^  Ferner  herrschten  die  Könige  aus  den  fremden  Dynastien 
zumeist  über  andere  Staaten,  was  ihren  Ansehen  nach  innen, 
wie  nach  aussen :  in  den  völlterrechtlichen  Beziehungen  sehr 
zustatten  kam. 

Der  grössere  äussere  Glanz  des  Königtums  kam  auch  in 
der  Titulatur  zum  Ausdruck.  Der  Titel  Maiestas,  der  unter 
Bela  IV.  neben  die  Titel  Serenitas  und  Excellentia  Regalis  trat, 
herrscht  nun  vor;  daneben  begegnet  Serenitas  und  Serenissi- 
mus princeps  sehr  häufig.^' 

Die  Heiligkeit  und  Unverletzlichkeit  der  Per- 
son des  Königs  wurde  auch  durch  Gesetz  ausgesprochen 
und  garantiert.  Die  Ärpädenzeit  machte,  wie  wir  oben  gesehen 
haben,  zwischen  dem  Hochverrat  (crimen  laesae  Maiestatis)  und 
der  Treulosigkeit  keinen  scharfen  Unterschied.  Karl  Robert  re- 
gelte aus  Anlass  des  von  Felician  Zach  verübten  Attentates  den 
Hochverrat  als  besonders  Delict  und  bestrafte  nach  dem  Beispiel 
der  römischen  lex  Maiestatis  nicht  allein  den  Täter,  sondern 
auch  dessen  Geschlecht  bis  ins  dritte  Glied  mit  dem.  Tod  und 
dem  Verlust  des  Vermögens. ^^  Die  s.  g.  lex  regalis  Karl  Roberts 
blieb  jedoch  nicht  lange  in  Kraft;  bereits  das  Decret  seines 
Sohnes  von  1351  bestimmt  von  neuem,  dass  die  unschuldigen 
Kinder  und  Verwandten  wegen  der  Missetaten  des  Vaters,  bezw. 
Verwandten  nicht  zur   Rechenschaft  gezogen   werden   dürfen.^'-' 

^^  Äkos  Beöthy  sagt  sehr  treffend  :  „Die  Verteidigung  der  Krone  bildete 
für  jeden  Ungarn  die  Lebensfrage ;  denn  seine  ganze  Existenz  hieng  von 
ihr  ab.  Die  Macht  der  Krone  war  seine  Burg ;  ihre  Schwäche  bedeutete 
seinen  Untergang."  A  magyar  ällamisäg  fejlödese  [Die  Entwicklung  des 
ungarischen  Staatswesens]  S.  61. 

"  König  Albert  gebraucht  in  der  Praefation  des  Decrets  von  1439  den 
Ausdruck  Serenitas  nostra;  desgleichen  König  Matthias  in  den  Art.  III.  IX 
und  XIV  des  Decrets  von  1478,  worin  sich  sonst /Wa/Vstos  findet.  Serenissi- 
mus princeps :  in  den  Decreten  von  1384.  1439.  1458.  14741  1478.  1495.  1498. 

^*  Siehe  die  Urkunden  bei  Kovachich,  Supplementum  I.  S.  268  ff,  Fejer 
C.  D.  VIII/2  S.  389.  Vgl.  Bartal  a.  a.  O.  III.  S.  17. 

'*  Art.  XIX :  1351  :  „Porro  pro  excessibus  patris  filius  nee  in  per- 
sona, imo  nee  in  possessionibus  aut  in  rebus  damnificitur,  aut  condem- 
netur."  Siehe  auch  die  Begriffsbestimmung  des  Hochverrats  Trip.  I. 
tit.  14.  §.  1. 
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§.  2.  Die  Besetzung  des  Königsthrons. 
Thronfolgerecht  und  Wahl. 

Als  der  Mannesstamm  Ärpäds  in  Andreas  III.  erlosch,  erlangte 
die  Nation  das  Recht  der  völlig  freien  Königswahl  wieder.  Das 
Thronfolgerecht  derÄrpäden  warauf  den  Mannesstamm  beschränkt. 
Anonymus  überliefert  uns  diesen  Fundamentalsatz  der  ungarischen 
Verfassung  als  ersten  Punkt  des  Urvertrages.^  Wir  besitzen  kein 
Denkmal,  welches  nur  im  entferntesten  ein  Erbrecht  des  Weiber- 
stammes und  die  Pflicht  der  Nation,  ihren  König  unter  den 
Töchtern  der  Ärpäden  zu  wählen,  bekunden  würde. 

Das  Wesen  des  Thronfolgeprincips  bestand  während  dieser 
Periode  und  darüber  hinaus  bis  zum  Jahre  1687  darin,  dass 
die  Nation  die  Familie  des  zum  Könige  Erwählten  —  wie  vor- 
mals des  Geschlecht  Ärpäds  —  als  königliche  Familie 
betrachtete  und  die  männliche  Descendenz  des  Königs  unter 
Vorbehalt  des   Wahlrechts   als   sucessionsberechtigt   anerkannte. 

Nach  dem  Aussterben  des  Mannesstamms  der  Ärpäden 
treten  gemäss  den  im  westlichen  Europa  herrschenden  patrimo- 
nialen  Anschauungen  die  Abkömmlinge  der  Familie  von  der 
Weiberseite  als  Thronprätendenten  auf.  Die  Nation  wählt  den 
neuen  König  in  der  Tat  aus  ihren  Reihen,  vermöge  der  Pietät 
für  das  Geschlecht,  das  ihr  drei  Jahrhunderte  lang  Könige 
gegeben  hatte. "^ 

Da  mehrere  Nachkommen  vom  Weiberstamme  sich  um 
den  ungarischen  Thron  bewarben,  spaltete  das  Land  sich  in 
Parteien.  Auch  die  Kirche  mischte  sich  in  den  Kampf.  Bonifaz 
VIII.,  der  letzte  der  grossen  mittelalterlichen  Päpste,  nahm  bereits 
während  der  Regierungszeit  Andreas  III.  das  Recht  der  Ober- 
herrlichkeit gegenüber  dem  ungarischen  Könige  in  Anspruch; 
als  nun  der  letzte  Ärpädenkönig  ins  Grab  sank,  erklärte  der 
Papst  sich  als  competent,  in  der  Frage  der  Erbansprüche  der 
Prätendenten  zu  entscheiden  und  lud  diese  vor  seinen  Richter- 

'  Anonymus,  Kap.  6.  MHK.  S.  399,  Endlicher  S.  7.  Angeführt 
oben  S.  52. 

^  Dass  der  Weiberseite  in  Ungarn  niemals  ein  Successionsrecht  zu- 
stand, hat  Franz  Deäk  in  seiner  S.  114  citierten  polemischen  Abhandlung 
gegen  den  österreichischen  Publicisten  Wenzel  Lustkandl  (Das  ungarisch- 
österreichische Staatsrecht  1863)  überzeugend  nachgewiesen. 
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stuhl.  Obwoi  die  Gesandten  Wenzels  sich  weigerten,  das  Recht 
ihres  Auftraggebers  dem  Urteilsspruche  der  römischen  Curie  zu 
unterwerfen,  sprach  der  Papst  dennoch  nach  dem  Rat  seiner 
Kardinäle  den  ungarischen  Königsthron  auf  grund  erblichen 
Rechts  Karl  Robert  zu.^  Die  Nachfolger  Bonifaz  VIII.  setz- 
ten die  ungarische  Politik  ihres  Vorgängers  fort^  und  sandten 
den  Kardinal  Boccasini,  später  Kardinal  Gentilis  als  bevoll- 
mächtigten Gesandten  nach  Ungarn,  um  dem  Bewerber  aus  dem 
Hause  Anjou  auf  den  Thron  zu  verhelfen.  Doch  die  ungarische 
Nation  war  nicht  willens  das  Entscheidungsrecht  der  Päpste 
anzuerkennen ;  sie  wählte  erst  Wenzel,  den  Sohn  des  Königs 
von  Böhmen,  dann  den  Baiernherzog  Otto  zum  Könige^;  an 
Karl  Robert  kam  nicht  eher  die  Reihe,  bis  die  Ereignisse  die 
Unfähigkeit  jener  beiden  zweifellos  dargetan  hatten. 

Die  auf  die  Wahl  Karl  Roberts  bezüglichen  Urkunden 
offenbaren  klar  zwei  wichtige  Principien.  Wir  ersehen  daraus 
erstens,  dass  die  Nation  ihn  nicht  auf  grund  der  päpst- 
lichen Urteile  (die  auf  ein  erbliches  Recht  Karl  Roberts 
zurückgriffen)  als  ihren  König  anerkannte ;  zweitens,  dass  jenes 
im  nationalen  Gemeinbewusstsein  stets  lebendige  Thronfolge- 
princip,  welches  im  ersten  Punkt  des  Urvertrages  präcise  Fas- 
sung erhalten  hatte,  auch  bei  dem  Anlasse  dieser  völlig  freien 
Königswahl  zum  Ausdrucke  gelangte,  indem  die  Successions- 
ansprüche  der  Descendenz  des  neuen  Königs  ebenso  festgestellt 
und  anerkannt  wurden,  als  zufolge  der  nationalen  Überlieferung 
seinerzeit  das  Erbfolgerecht  der  Abkömmlinge  Ärpäds.  In  der 
Wahlurkunde  von  1307  wird  ausdrücklich  gesagt:  „Wir  wählen 
Herrn  Karl  und  dessen  Nachkommen,  sowie  es  die  königliche 
Erbfolge  mit  sich  bringt,  zum  König  von  Ungarn".*^  Ebenso 
heisst  es  in  der  Urkunde  von  1308:  „Auch   in   Zukunft   sollen 


«  Siehe  das  päpstliche  Urteil  Fejer  C.  D.  VIII  1  S.  121  ff. 

*  Clemens  V.  fällte  gegen  König  Otto  ein  gleiches  Urteil  zugunsten 
Karl  Roberts.  Ebenda  S.  207  ff,  Theiner  Mon.  Hang.  I.  S.  419. 

^  Dass  Wenzel  durch  Wahl  auf  den  Thron  gelangte,  bezeugt 
Anjouk.  Okmt.  I.  S.  26.  53.  Über  die  Wahl  Ottos  vgl.  Bartal  a.  a.  0. 
III.  S.  6. 

«  Fejer  C.  D.  VIII'l  S.  221. :  „Nos  .  .  .  regni  bonum  statum  et  com- 
modum  ex  animo  intendentes,  diligenti  collatione  praehabita  dominum 
nostrum  Carolum  ac  posteritatem  eins,  prout  regalis  successio  exigit,  in 
regem  Hungariae  ac  naturalem  dominum  perpetuum  suscipimus." 
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zu  allen  Zeiten  die  wahren  Päpste  und  die  römische  Kirche  die 
Könige  von  Ungarn,  die  aus  dem  wahren  Königsge- 
schlechte  stammen  und  von  uns  einhellig  gewählt  wer- 
den, bestätigen  und  krönen". '^ 

Das  Thronfolgerecht  der  Anjou  beschränkte  sich  auf  den 
Mannesstamm ;  nach  dem  Tod  des  zweiten  Anjoukönigs,  Lud- 
wigs des  Grossen,  gab  es  also  abermals  keinen  Successions- 
berechtigten.  Die  Nation  wählte  in  dankbarer  Würdigung  der 
Verdienste  des  Vaters,  Ludwigs  des  Grossen  Tochter  zum  König: 
wol  führte  Maria  in  ihrer  ersten  Regierungszeit  ihre  Herrschaft 
gerne  auf  das  erbliche  Recht  zurück,**  doch  erklärte  sie, 
namentlich  späterhin,  wiederholt,  dass  die  Nation  sie  zum 
Könige  gewählt  und  gekrönt  habe.-' 

Sigismund  und  Albert  verdankten  ihren  Thron  der  Wahl ; 
bei  beiden  Anlässen  war  weniger  die  legitimistische  Rücksicht  auf 
die  Schwägerschaft  mit  der  früheren  Dynastie,  als  die  politische 
Erwägung  massgebend,  dass  das  Land  angesichts  der  stets 
drohenderen  Türkengefahr  sich  die  Unterstützung  anderer  Staaten, 
ausländische  Hilfe  sichern  müsse.^" 

Am  entschiedensten  gelangte  das  Recht  der  freien  Königs- 
wahl nach  dem  Tode  Alberts  zur  Geltung,  als  die  Stände 
in  Misachtung  des  sonst  stets  beobachteten  Thronfolgeprincips, 
nicht  Alberts  posthumen  Sohn,  Ladislaus,  sondern  Wladislaus  L, 
den  König  von  Polen  auf  den  Königssitz  erhoben.  Zugleich 
erliessen  die  in  grosser  Anzahl  erschienenen  Grossen  und  Ade- 
ligen ein  Manifest,  worin  sie  das  Recht  der  freien  Wahl  aufs 
schärfste  betonten  und  die  von  der  Wittwe  Alberts  im  Geheimen 
bewerkstelligte  Krönung  des  neugeborenen  Knäbchens  für  nich- 
tig erklärten,  da  „die  Krönung  der  Könige  stets  von  dem  Willen 
der  Landesinwohner  abhänge  und  die  Rechtswirkung  und  Kraft 
der  Krönung  auf  ihrer  Zustimmung  beruhe".  Auch  erklärten  sie, 
dass  die  bei  der   Krönung  Wladislaus   verwendete   Krone   (die 

'  Fejer  C.  D.  VIII/l  S.  267  f,  Mon.  Vat.  I.  Abteil.  II.  S.  115.  —  Die 
zweite  Wahl  fand  in  Pest  nahe  dem  Dominikanerkloster  (heute  Kloster 
der  Englischen  Fräulein)  statt.  Anton  Pör,  Szäzadok  Jg  1893  S.  423  ff. 

«  Beispiele  aus  den  Jahren  1382  und  1383  Pej^r  C.  D.  XI  S.  58. 
60.   65.  70.  78.  84. 

«  Vgl.  Deäk  a.  a.  0.  S.  23—24. 

"»  Sigismund  betreffend  siehe  Katona,  Hist.  Grit.  XI.  S.  235;  Albert: 
ebenda  XII.  S.  821. 
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Heilige  Stefanskrone  hatte  die  Wittwe  Alberts  an  sich  gebracht 
und  nachdem  sie  den  kleinen  Ladislaus  damit  hatte  krönen 
lassen,  an  Kaiser  Friedrich  III,  verpfändet)  die  volle  Kraft  und 
Weihe  und  das  Mysterium  der  Heiligen  Krone  besitze. ^^  Es  ist 
hierin  der  wichtige  Grundsatz  ausgesprochen,  dass  das  Erbrecht 
an  sich  zur  Succession  nicht  genüge,  sondern  die  Zustimmung 
und  Einwilhgung  der  Nation  hinzutreten  müsse.  Unbedingt  an- 
gewendet, wie  eben  bei  der  Wahl  Wladislaus  L,  widersprach 
jedoch  dieser  Rechtssatz  dem  im  ersten  Punkt  des  Urvertrages 
enthaltenen  und  in  der  Wahlurkunde  Karl  Roberts  ausgesproche- 
nen Thronfolgeprincip,  das  rechtlich  nicht  anders  aufgefasst 
werden  kann,  als  dass  die  Nation  nur  unter  den  männlichen 
Descendenten  des  neuen  Königs  zu  wählen  befugt  war.^^ 

Nach  vierjähriger  Regierung  starb  Wladislaus  I.  in  der 
Schlacht  bei  Värna  eines  Heldentodes.  Die  Nation  hatte  bereits 
erkannt,  dass  sie  sich  von  der  Unterstützung  des  Auslandes  nicht 
viel  versprechen  durfte  und  so  büsste  der  Wahlspruch,  dass  man 
dem  Lande  Bundesgenossen  sichern  müsse,  seine  Bedeutung 
ein.  Ein  Teil  des  Adels  wollte  einen  einheimischen  Grossen  auf 
den  Thron  erheben ;  doch  die  von  Johann  Hunyadi  geführte 
legitimistische  Partei  trug  den  Sieg  davon  und  wählte  den  Sohn 
Alberts,  Ladislaus  das  Kind  zum  Könige. 

Seither  nimmt  auch  das  entschiedene  Übergewicht  der 
geistlichen  und  weltlichen  Herren  auf  den  Wahlreichstagen   ein 

"  „Considerantes  .  .  .  potissime,  quod  semper  regum  coronatio  a 
regnicolarum  voluntate  dependet,  ac  efficacia  et  virtus  coronae  in  ipso- 
rum  approbatione  consistit  .  .  ."  Siehe  die  wichtige  Urkunde  bei  Kovachich, 
Vestigia  S.  235  ff. 

^-  Von  diesem  Gesichtspunkte  betrachtet,  kann  die  Wahl  Wladislaus  I. 
nicht  als  verfassungsgemäss  betrachtet  werden.  Anderer  Meinung  Graf 
Julius  AndrAssy,  A  magyar  ällam  fenmaradäsänak  es  alkotmänyos  szabad- 
sägänak  okai  [Die  Ursachen  des  Bestandes  und  der  constitutionellen  Frei- 
heit des  ungarischen  Staates]  S.  273  f.  Seine  Argumentation  ist  aus  zwei 
Gründen  nicht  ganz  stichhältig :  erstens  hatte  Ladislaus  V.  nicht  auf  grund 
der  Wahl  Karl  Roberts,  der  sein  Ahne  von  der  Mutterseite  war,  Anspruch 
auf  den  Thron  —  es  besass  ja  bloss  der  Mannesstamm  ein  Successions- 
recht  — ,  sondern  auf  grund  der  Wahl  seines  Vaters,  König  Alberts ;  zwei- 
tens hatte  er  kraft  dieses  Rechtstitels  als  einziger  Sohn  Alberts  das  aus- 
schliessliche Recht  der  Thronfolge.  Die  Nation  hätte  ihn  nach  ungarischem 
Staatsrecht  zum  Könige  wählen  müssen.  Die  Richtigkeit  dieser  Auffassung 
bezeugt,  dass  bereits  Art.  V :  1453  die  Schenkungsbriefe  und  sonstigen 
Privilegien  Wladislaus  I.  für  ungiltig  erklärt. 
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Ende.  Bis  in  die  Mitte  des  XV.  Jahrhunderts  wendeten  sich  die 
Könige  nicht  an  den  Reichstag,  sondern  bloss  an  die  Herren, 
um  die  Wahl  ihrer  designierten  Thronfolger  durchzusetzen  ;  doch 
hatten  die  Herren  auch  auf  den  Wahlreichstagen  die  führende 
Rolle  inne,  als  ja  die  Adeligen  nicht  persönlich  erschienen,  son- 
dern meist  nur  durch  wenige  Gesandte  vertreten  waren.  Darum 
verordnete  Art.  XXX  des  Decrets  vom  Jahre  1447,  dass  die 
Königswahl  auf  einem  ordnungsgemäss  einberufenen  Reichstage 
unter  Mitwirkung  des  gebürend  vertretenen  Comitatsadels  zu 
erfolgen  habe.^^ 

Die  Erhebung  Königs  Matthias  bezeichnet  sowol  die  volle 
Geltung  des  Wahlprincips,  als  den  siegreichen  Einfluss  des 
Gemeinadels.  In  den  s.  g,  Palatinalartikeln,  welche  während 
der  letzten  Jahre  der  Regierung  Matthias'  entstanden,  wird  das 
alte  Recht  in  vollem  Umfange  wiederhergestellt  und  der  Nation 
nur  für  den  Fall  des  Erlöschens  des  Mannestamms  das  Recht 
der  freien  Wahl  zugestanden.^^ 

Matthias  hinterliess  nur  einen  unehelichen  Sohn,  Johann 
Corvin,  und  so  war  die  Neubesetzung  des  Königsthrones  von 
inneren  und  äusseren  Wirren  begleitet.  Kaiser  Friedrich  und 
dessen  Sohn  Maximilian,  die  Anspruch  auf  den  Thron  erhoben, 
hatten  keinen  Anhang  im  Lande,  wegen  der  Kriege,  die  sie 
gegen  Matthias  geführt  hatten ;  und  so  fiel  denn  die  Wahl  der 
Nation  auf  den  König  von  Böhmen,  Wladislaus  II. 

Wladislaus  II.  gelangte  durch  die  freie  Wahl  der  Nation 
auf  den  Thron. ^^  Dennoch  schloss  er  bereits  im  Jahre  1491 
einen  Vertrag  mit  dem  römischen  König,  laut  welchem  im  Falle 
er  ohne  Leibeserben  verstürbe,  die  ungarische  Königswürde  auf 
Maximilian,  bezw.  dessen  Nachkommen  übergehen  sollte.^**  Es 
war  bedungen  wurden,  dass  König  Wladislaus  den  Vertrag  be- 


"  „Si  dominum  regem  quocunque  tempore  decedere  contingat, 
extunc  domini  praelati  et  barones  in  electione  novi  regis  inter  se  dispares 
esse  non  debent.  Sed  de  singulis  comitatibus  certos  nobiles  convocare 
facientes,  cum  eisdem  unanimiter  faciant  electionem."  Kovachich,  Sylloge 
S.  128. 

»*  Art.  I.  II.  III. 

'^  Das  ist  in  der  Wahlcapitulation  des  Königs  (aufgenommen  in 
das  Corpus  Juris  Hungarici)  klar  ausgesprochen.  Vgl.  Fraknöi,  II.  Uläszlö 
kirälylyä  välasztäsa  IDie  Wahl  Wladislaus  II.]  Szäzadok  Jg  1885. 

^^  Siehe  die  Vertragsurkunde  bei  Cziräky  a.  a.  0.  S.  255  ff. 
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hufs  Anerkennung  dem  Reichstage  vorlege.  Wladislaus  II.  kam 
dieser  Verpflichtung  nach,  indem  er  den  Reichstag  auf  den  2. 
Februar  1492  einberief.  Was  auf  diesem  Reichstag  geschah, 
ist  bis  heute  noch  nicht  genügend  aufgehellt.  Sicher  ist,  dass 
der  Erbvertrag  nicht  inarticuliert  wurde ;  doch  hiessen  die  auf 
dem  Reichstage  erschienenen  Herren  und  Adeligen  den  Vertrag  im 
eigenen,  sowie  im  Namen  der  Abwesenden  gut  und  bestätigten  ihn 
in  drei  Urkunden  mit  ihren  Unterschriften  und  Siegeln.^'  Dessen 
ungeachtet  erklärte  Art.  XLV :  1498,  dass  die  Gesandten  der 
auswärtigen  Herrscher  zu  den  Beratungen  des  Wahlreichstages 
nicht  zugelassen  werden  dürften;  und  der  im  Jahre  1505  auf 
dem  Räkos  abgehaltene  Reichstag  fasste  den  feierlichen  Beschluss, 
falls  König  Wladislaus  keinen  männlichen  Leibererben  hinter- 
liesse,  bloss  einen  Einheimischen  zum  König  zu  wählen.^*  Dieser 
Nationalbeschluss  hielt  jedoch  König  Wladislaus  nicht  ab,  den 
Erbvertrag  mit  Kaiser  Maximilian  zu  erneuern;  dem  Vertrag 
verlieh  eine  Doppelheirat  gesteigerte  Kraft :  Wladislaus  Sohn, 
Ludwig  II.  wurde  mit  der  Enkelin  des  Kaisers,  Maria  verlobt^ 
während  deren  Bruder,  der  Zweitälteste  Sohn  Friedrichs  des 
Schönen,  Ferdinand,  Anna,  die  Tochter  des  Königs  von  Ungarn, 
zur  Gattin  erhielt. 

So  lagen  die  Verhältnisse,  als  die  Katastrophe  von  Mohäcs 
über  die  Nation  hereinbrach.  Neuerliche  Thronzwistigkeiten  und 
die  Spaltung  des  Landes  in  feindliche  Parteien  waren  unaus- 
bleiblich. Zuerst  wurde  der  Woywode  von  Siebenbürgen,  Stefan 
Zäpolya,  von  seiner  Partei  am  11.  November  1526  zu  Szekes- 
fejervär  unter  Einhaltung  aller  gesetzlichen  Formen  gekrönt,  aus- 
genommen, dass  nicht  der  Palatin  die  erste  Stimme  bei  der 
Wahl  abgab :  denn  der  Palatin,  Stefan  Bäthory,  war  als  Führer 
der  Gegenpartei,  überhaupt  nicht  zugegen.  Am  17.  December 
wählte  die  aristokratische  Hofpartei  in  Pozsony  Ferdinand  von 
Österreich  zum  Könige :  der  Wahlreichstag  zu  Pozsony  war  inso- 

^'  Mitgeteilt  von  Firnhaber,  Archiv  für  Kunde  österreichischer  Ge- 
schichtsquellen III.  (1849)  S.  511  ff.  Salamon  a.  a.  0.  S.  37  und  Schiller,. 
Az  örökös  förendiseg  eredete  Magyarorszägon  S.  96—97  halten  die  Be- 
stätigungsurkunden für  einseitige  Erklärungen  des  grossen  Rates,  d.  h.  der 
geistlichen  und  weltlichen  Herren. 

^*  KovACHicH,  Vestigia  S.  448  ff. 

^^  Vgl.  die  Beschreibung  der  Wahlreichstage  Fraknöi,  Magyar  orszäg- 
gyülesi  Emlekek  [Ungarische  Reichstagsakten]  I.  S.  13  ff,  33  ff. 
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ferne  formell  gesetzlicher,  als  die  Einberufung  nicht  nur  von 
der  Königin-Wittwe.  Maria,  sondern  auch  von  dem  hierzu  durch 
Gesetz  berufenen  Palatin  ausgieng.^'*  Die  Frage,  welcher  von  den 
beiden  der  rechtmässige  König  gewesen  sei,  ist  geschichtlich 
dadurch  entschieden  worden,  dass  sich  beide  als  Könige  be- 
haupteten, Johann  im  Osten,  Ferdinand  im  Westen.^*'  Als 
nach  dem  Aussterben  der  Zäpolya  im  Jahre  1571  Stefan  Bäthori 
zum  Fürsten  gewählt  wurde,  löste  sich  der  östliche  Teil  als 
Fürstentum  Siebenbürgen  vom  ungarischen  Staate  ab  und  wurde 
erst  1687  vermittelst  des  zwischen  König  Leopold  I,  und  dem 
Fürsten  Michael  Apaffy  abgeschlossenen  Vertrages  mit  der  Heili- 
gen Krone  wieder  vereinigt. 

Das  alte  Recht,  das  seit  der  Erhebung  Ärpäds  galt,  ge- 
langte auch  in  Ansehung  der  männlichen  Nachkommen  Ferdinands 
zur  Geltung.  Der  G.-A.  V  :  1547  sprach  es  klar  aus,  dass  „die 
Stände  des  Reiches  sich  nicht  allein  Seiner  Majestät,  sondern 
auch  der  Herrschaft  und  Gewalt  seiner  Leibeserben  für  alle  Zeit 
unterworfen  hätten".'^  ^  Diese  Gesetzesworte  besagen,  dass  die  Nation 
vermittelst  der  Wahl  Ferdinands  I.  das  Haus  Habsburg  ebenso 
als  das  hinfür  zur  Herrschaft  berufene  Geschlecht,  als  Dynastie 
anerkannte,  als  seinerzeit  das  Geschlecht  Ärpäds  und  das  Haus 
Anjou  und  —  nach  dem  Zeugnis  der  Palatinalartikel  —  die 
Familie  Hunyadi.  Doch  da  keine  Erbfolgeordnung  festgesetzt 
wurde,  bestand  das  Recht  der  Nation,  unter  den  männlichen 
Mitgliedern  der  Dynastie  zu  wählen,  unberührt  fort. 

Die  Könige  aus  dem  Hause  Habsburg  waren  seit  Ferdi- 
nand I.  unablässig  bestrebt,  das  beschränkte  Wahlrecht  der 
Nation  zu  beseitigen  und  die  (agnatische)  Primogeniturerbfolge 
einzuführen;  doch  die  Nation  widerstand  den  Wünschen  der 
Dynastie  aufs  Entschiedenste.  Als  Ferdinand  I.  im  Jahre  1561 
den  nach  Wien  berufenen  ungarischen  Grossen  seinen  ältesten 
Sohn,  Maximilian  als  Nachfolger  empfahl,  bemerkte  der  Pala- 
tin, Graf  Thomas  Nädasdy,  „mit  aller  Ehrerbietung",  dass  es 
wol  unleugbar  sei,  dass  die  Succession  den  Söhnen  Seiner 
Majestät  gebüre,  dass  es  jedoch  von  der  Wahl  der  Nation  ab- 

*"  Vgl.  loNAz  AcsÄDY,  A  magyar  nemzet  törtenete  [Geschichte  der 
ungarischen  Nation,  redigiert  von  Alexander  Sziläoyi]  V.  S.  27  ff. 

-'  „Nam  cum  sese  ordines  et  Status  regni  non  solum  Maiestati  Suae, 
sed  etiam  suorum  heredum  imperio  et  potestati  in  omne  tempus  subdide- 
rint  .  .  ." 
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hänge,  welcher  von  den  drei  gleich  trefflichen  und  ausgezeich- 
neten Söhnen  auf  den  Thron  erhoben  würde. ^^  Der  König  ver- 
tagte hierauf  die  Beratungen  bis  zu  einem  geeigneteren  Zeitpunkte; 
auf  dem  Wahl-  und  Krönungsreichstage  von  1563  wurde  der 
zwischen  dem  König  und  der  Nation  obwaltende  Gegensatz 
in  der  Weise  beigelegt,  dass  man  in  der  Wahlurkunde  anstatt 
des  Ausdrucks  eledus  die  Bezeichnung  nominatus  gebrauchte." 
Das  Wesen  des  Wahlrechts  wurde  dadurch  nicht  berührt  und 
die  späteren  Decrete,  namentlich  seit  Matthias  IL,  zeigen  durch- 
wegs, das  die  Nation  strenge  an  dem  Wahlrecht  festhielt.'-* 

Als  unter  Leopold  L  der  grösste  Teil  des  unter  türkischer 
Herrschaft  schmachtenden  Ungarns  dem  fremden  Joche  entrissen 
und  namentlich  im  September  1686  Buda  zurückerobert  wurde, 
gewährte  die  dankbare  Nation  1687  auf  dem  Reichstage  zu 
Pozsony  der  Dynastie  zwei  hochwichtige  staatsrechtliche  Con- 
cessionen :  sie  verzichtete  einerseits  auf  das  fast  fünfhundert- 
jährige Recht  des  Widerstandes,-^  andererseits  auf  das  Recht 
der  Königswahl,  indem  sie  das  Successionsrecht  des  Mannes- 
stammes der  Habsburger  nach  dem  Princip  der  Primogenitur- 
erbfolge  feststellte.  Art.  II  des  Decrets  von  1687  bestimmt, 
dass  die  Stände  „von  nun  ab  in  alle  Zukunft  niemand  anderen, 
als  den  Erstgeborenen  unter  den  männlichen  Nachkommen 
Seiner  Kaiserlichen  und  Königlichen  Majestät  als  ihren  gesetzli- 
chen König  und  Herrn  anerkennen  werden".  Art.  III  dehnt  das 
Thronfolgerecht  auf  die  männliche  Descendenz  Karls  IL  von 
Spanien  aus ;  und  sichert  für  den  Fall  des  Erlöschens  beider 
(der  deutschen  und  der  spanischen)  Linien  des  Hauses  Habs- 
burg das  Wiederaufleben  des  freien  Wahlrechts  der  Nation. 
Durch  die  G.  A.  I  und  II  :  1723,  die  s.  g.  ungarische  Prag- 
matische Sanction,  wurde  schliesslich  das  Thronfolge- 
recht  des  Weiberstammes  der  Habsburger,  d.  h.  der  Abkömm- 
linge Karls  III.  (als  römischer  Kaiser  VI.),  Josefs  I.  und  Leopolds 
I.  von  der  Weiberseite,  eingeführt  und  genau  geregelt. 


--  CziRÄKY  a.  a.  0.  S.  146—148. 

"  CziRÄKY  a.  a.  0.  S.  150—151.  Vgl.  Fraknöi  a.  0.  a.  IV.  S.  369  ff. 
^*  Siehe  G.  A.  II :  1572  (II),  die  Praefation  des  Decrets  von  1608  a.  c, 
G.  A.  II :  1622,  III :  1625,  II :  1646,  II :  1655,  1 :  1659. 
»^  Art.  IV. 
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§.  3.  Die  verfassungsrechtliche  Bedeutung  der 

Krönung.    Der  Krönungseid   und   das  Versicherungs- 

diplom.   Die  Krönungsceremonien. 

Die  Krönung  entwickelt  sicii  während  dieser  Periode  voll- 
ends zu  einer  hochwichtigen  Institution  der  ungarischen  Ver- 
fassung. Es  hängt  das  einerseit  mit  der  Ausbildung  des  öffentlich- 
rechtlichen Begriffs  der  Heiligen  Krone,  andererseits  mit  der 
wachsenden  Bedeutung  des  Krönungseides  und  des  Versicherungs- 
diploms zusammen. 

Seitdem  die  ungarische  Nation  die  Heilige  Krone  als  das 
Symbol  des  Staates  betrachtete  und  die  höchste  Staatsgewalt 
darin  personificiert  sah,  musste  notwendiger  Weise  der  Rechts- 
satz zur  Herrschaft  gelangen,  dass  die  Krönung  die  unerlässliche 
Bedingung  des  verfassungsmässigen  Besitzes  der  königlichen 
Gewalt  sei,  da  die  königliche  Gewalt  mittelst  der 
Heiligen  Krone  auf  den  König  übergehe.^ 

Es  bedurfte  keines  Gesetzes,  das  die  Krönung  vorgeschrie- 
ben hätte.  Die  Stelle  des  Gesetzes  vertrat  in  wirksamster  Weise 
die  lebendige  nationale  Rechtsüberzeugung,  welche  die  höchste 
Staatsgewalt  in  der  Heiligen  Krone  verkörpert  und  die  Legalität 
der  königlichen  Macht  durch  die  Krönung  bedingt  sah.  Ohne 
Krönung  gibt  es  keinen  gesetzlichen  König,  keine  rechtmässige 
königliche  Gewalt,  denn  es  besteht  —  wie  Werbd'czl  lehrt  — 
keine  Untertanenpflicht,  da  die  vollfreien  Mitglieder  der  Nation, 
die  Adeligen,  einzig  der  Gewalt  des  gesetzmässig  gekrönten 
Königs  unterworfen  sind.-^  Bloss  der  gekrönte  König  hat  das 
Recht    der   Gesetzsanction    und    der   Besitzschenkung.^   Darum 

^  Anlässlich  der  Krönung  Karl  Roberts  1309  heisst  es  von  der 
Heiligen  Krone:  „quasi  in  eo  sit  ius  regliim  constitutum".  Feji6r  C.  D. 
VIII/1  S.  338.  In  dem  an  die  Stadt  Pozsony  gerichteten  königlichen  Ein- 
ladungsschreiben zur  Krönung  (1464)  sagt  König  Matthias :  „.  .  .  ad  susci- 
piendam  Coronam  regni,  in  qua  totius  pene  dignitatis  regie  virtus  quedam 
et  summa  consistit."  Teleki,  Hunyadiak  kora  XI.  S.  81. 

2  Tit.  4.  p.  I.  §.  1.:  „Et  huiusmodi  nobiles  .  .  .  membra  Sacrae 
Coronae  esse  censentur;  nulliusque  praeter  principis  legitime  coronati 
subsunt  potestati."  Tit.  9.  p.  I.  §.  4. :  „Secunda  libertas,  quod  nobiles 
totius  regni  nullius,  praeterquam  principis  legitime  coronati  subsunt 
potestati." 

3  Tit.  3.  p.  II.  §.  2.  und  tit.  14.  §.  34.  Für  die  neuere  Zeit  siehe 
G.-A.  IV:  1741,  III.  XII.  XXXII.  XXXVI :  1791. 
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sagt  Werböczi,  dass  man  die  Könige  Ungarns  mit  der  Heiligen 
Krone  zu  krönen  pflege;*  und  Art.  I.  des  (II.)  Decrets  von 
1572  erklärt,  dass  „Fürst  Rudolf  in  Gemässheit  der  alten  Gesetze 
und  Einrichtungen  mit  der  Heiligen  Krone  Ungarns  gekrönt 
wurde".  Unter  den  alten  Gesetzen  und  Einrichtungen  ist  das 
Gewohnheitsrecht  zu  verstehen,  denn  durch  Gesetz  wurde  die 
Krönung  zuerst  1687  vorgeschrieben. 

Solange  die  agnatische  Primogeniturerbfolge  nicht  einge- 
führt war,  bildete  die  Krönung  einen  integrierenden  Bestandteil 
der  Königswahl.  Gleich  der  Wahl  steht  auch  das  Recht  der 
Krönung  dem  die  Nation  repräsentierenden  Reichstag  zu ;  darum 
muss  die  Krönung  auf  dem  behufs  der  Königswahl  einberufenen 
Reichstag  unter  der  Mitwirkung  der  katholischen  Kirche  erfolgen. 
Die  aus  Anlass  der  Wahl  Wladislaus  I.  reichstäglich  versam- 
melten Adeligen  standen  durchaus  auf  der  Basis  des  von  alters 
geltenden  Rechtes,  als  sie  in  ihrem  Manifeste  erklärten,  dass 
„die  Krönung  der  Könige  stets  von  dem  Willen  der  Landes- 
inwohner abhänge  und  die  Rechtswirkung  und  Kraft  der  Krö- 
nung in  der  Zustimmung  der  Nation  beruhe".^  Auch  nachdem 
die  Nation  zufolge  der  Festsetzung  der  Primogeniturerbfolge 
auf  ihr  beschränktes  Wahlrecht  verzichtet  hatte,  erlangte  der 
König  seine  legale  Gewalt  erst  vermittelst  der  Heiligen  Krone. 
Werböczis  staatsrechtliche  Hauptthese,  dass  die  höchste  Staats- 
gewalt von  der  Jurisdiction  der  Heiligen  Krone  auf  den  König 
übergehe,  behielt  ihre  volle  Geltung.  Der  Gesetzartikel,  welcher 
das  Successionsrecht  der  deutschen  und  spanischen  Linie  des 
habsburgischen  Mannesstammes  nach  dem  Primogeniturprincip 
decretierte,  enthält  zugleich  die  Vorschrift,  dass  der  Erbkönig  sich 
unter  Ausfertigung  des  Versicherungsdiploms  und  Ablegung  des 
Verfassungsgarantierenden  Eides  krönen  lassen  müsse. ^ 

Die  Krönung  muss  mit  der  Krone  Stefans  des  Heiligen, 
der   Heiligen   Krone  stattfinden.  Nach  dem  nationalen  Gemein- 

*  Tit.  3.  p.  II.  §.  2. 

^  Dass  jedoch  die  Wahl  Wladislaus'  vom  Standpunkte  der  Legitimi- 
tät anfechtbar  war,  ist  oben  ausgeführt  worden. 

"  Art.  II :  1687 :  „. . .  erga  semper  totiesque,  quoties  eiusmodi  inau- 
guratio  instauranda  erit,  praemittendam  praeinsinuatorum  articulorum  diplo- 
maticorum  acceptationem  seu  regiam  assecurationem  deponendumque 
superinde  iuramentum  in  ea,  qua  a  majoribus  suis  praestitum  esset,  forma 
diaetallter  intra  hoc  regnutn  Hungarlae  rite  coronaturi" 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  34 


530 

bewusstsein  ist  das  Mysterium,  d.  i.  die  verfassungsrecht- 
liche Wirkung  der  Krönung,  die  in  der  Übertragung  der  höchsten 
Gewalt  besteht,  eben  an  die  Heilige  Krone  gebunden.  Dieser 
Auffassung  verleiht  bereits  eine  Urkunde  Andreas  ill.  beredten 
Ausdruck:  der  König  berichtet,  dass  die  Gegner  seiner  Herr- 
schaft ihm  die  Heilige  Krone  durch  allerlei  Ränke  vorzuent- 
halten versuchten,  um  das  Ansehen  seines  Königtums  zu  schmä- 
lern.' In  viel  eindringlicher  Weise  lehrt  dasselbe  die  Geschichte 
der  Thronbesteigung  Karl  Roberts  und  Wladislaus  I.  Da  es  zur 
Zeit  der  Wahl  Karl  Roberts  im  Jahre  1308  nicht  möglich  war 
die  Heilige  Krone  rechtzeitig  von  dem  Woywoden  von  Sieben- 
bürgen, Ladislaus  Apor,  der  sie  mit  Gewalt  an  sich  gebracht 
hatte,  zu  erlangen,  weihte  der  päpstliche  Legat,  Kardinal  Gen- 
tilis  eine  neue  Krone  und  erklärte  die  echte  Heilige  Krone  für 
verworfen  und  ihrer  Kraft  entkleidet.^  Dessen  ungeachtet,  betrach- 
tete die  Nation  Karl  Robert  nicht  eher  als  gesetzlich  gekrönten 
und  verfassungmässigen  König,  wie  das  der  König  in  einigen 
Urkunden  selbst  gesteht,  bis  ihm  nicht  die  Heilige  Krone  aufs 
Haupt  gesetzt  wurde.''  Nach  dem  Tode  Albrechts  setzte  sich,  wie 
wir  wissen,  die  verwittwete  Königin  in  den  Besitz  der  Heiligen 
Krone  und  verpfändete  sie  an  Kaiser  Friedrich  III.  Die  Partei 
Wladislaus  I.,  die  auf  dem  Reichstage  zu  Buda  erschienene  über- 
wiegende Majorität  der  Nation,  erklärte  daher  in  feierlichster 
Form,  dass  das  Mysterium  und  die  Kraft  der  Heiligen  Krone 
auf  das  bei  der  Krönung  Wladislaus'  benützte  Diadem,  das 
man  von  dem  geöffneten  Grabe  Stefans  des  Heiligen  genommen 
hatte,  übertragen  werde.  Doch  die  Macht  des  Jahrhunderte  alten 
nationalen  Bewusstseins  erwies  sich  als  stärker,  denn  jene  gele- 
gentliche Erklärung:  Wladislaus  wurde  nicht  als  verfassungs- 
mässig gekrönter   König   betrachtet.  Bereits   der  Reichstag  von 


''  „Et  quidam  regiminis  et  coronationis  nostrae  aemuli  primitus  insi- 
dias  latenter  et  demum  in  patulo,  ne  ipsa  Corona  sancti  regis  tempore 
coronationis  nostrae  dari  nobis  possit,  ut  nostri  regiminis  authoritas  et 
salutis  exordium  regnicolarum  differretur,  paravissent  .  .  ."  Kovachich, 
Vestigia  S.  150. 

«  Fej^r  C.  D.  VIII/1  S.  276  ff.  Kovachich    Vestigia  S.  176  ff. 

"  „Et  licet  huiusmodi  coronationis  modus  sufficiens  exstitisset,  ut 
opinioni  tarnen  gentis  Hungatiae  satisfieret,  et  ut  scandalum  de  medio  vulgi 
toiieretur,  .  .  .  eadem  Sacra  Corona  de  novo  exstitimus  coronati."  Kova- 
chich, Vestigia  I.  S.  262  f.  Siehe  auch  Fej^r  C.  D.  VIII/2  S.  66. 
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1453  ersuchte  König  Ladislaus  V.,  er  möge  die  Schenkungsbriefe 
König  Wladislaus'  widerrufen. ^^  Die  in  der  Nation  lebendige 
Anschauung  war  es  schliesUch,  welche  die  Politik  König  Matthias' 
während  der  ersten  Jahre  seiner  Regierung  dictierte :  um  die 
Heilige  Krone  zurückzuerlangen,  führte  er  mit  grossen  Opfern 
verbundene  Kriege  gegen  Kaiser  Friedrich  und  zögerte  mit  der 
Krönung,  bis  er  sich  mit  der  Heiligen  Krone  krönen  lassen 
konnte. 

Mit  der  Institution  der  Krönung  sind  zwei  wichtige  Ver- 
fassungsgarantien :  der  Krönungseid  und  das  Versiche- 
rungsdiplom  enge  verbunden. 

Es  ist  uns  bekannt/^  dass  zuerst  König  Andreas  II.  an- 
lässlich der  Krönung  einen  Eid  Verfassungsgarantierenden  Inhalts 
leistete.  Seither  geschieht  im  Laufe  des  XIII.  Jahrhunderts  mehr- 
fach Erwähnung  des  Krönungseides,  worin  der  König  verspricht, 
die  Freiheiten  und  Rechte  der  Nation  in  Ehren  halten  zu  wol- 
len.^'' Der  erste  solche  Eid,  dessen  Wortlaut  wir  kennen,  ist 
derjenige  König  Andreas  III.^^  Auch  der  Verfassungseid  Karl 
Roberts  ist  uns  überliefert.^*  Die  grosse  verfassungsrechtliche 
Bedeutung  des  Krönungseides  offenbart  sich  uns  in  der  Forde- 
rung des  Reichstages  von  1453,  dass  der  im  Säuglingsalter  ge- 
krönte Ladislaus  den  Verfassungsgarantierenden  Eid  nachträglich 
leiste.  Der  Eidestext  wurde  denn  auch  in  das  Decret  aufge- 
nommen.^" 

Wahrscheinlich  trennte  sich  der  Verfassungsgarantierende 
Eid  aus  diesem  Anlass  formell  vom  älteren  kirchlichen  Eide. 
Doch  wissen  wir  erst  von  Wladislaus  IL,  dass  er  jenen  Eid  be- 
sonders, nicht  in  der  Kirche,  sondern  unter  fieiem  Himmel  ab- 
legte.^^ 

"  Art.  V  :  1453. 

"  Siehe  oben  S.  117. 

12  KovACHicH,  Vestigia  S.  81.  Fejer  C.  D.  VI  S.  237,  V2  S.  508. 

1^  Der  Krönungseid  Andreas  III.  findet  sich  in  der  Reimchronik 
Ottokar  Hornecks  mitgeteilt;  er  enthält  sieben  Punkte,  teils  kirchlichen, 
teils  Verfassungsgarantierenden  Inhalts. 

**  KovACHicH,  Vestigia  S.  174. 

1^  Art.  1 :  1453. 

1^  „In  frequentissima  concione",  berichtet  der  zeitgenössische  Ge- 
schichtschreiber Bonfini,  „hie  ab  omnibus  postulatum,  ut  cuncta  regni  iura 
privilegiaque  a  divis  concessa  principibus,  vel  maxime  ab  Andrea  rege  cum 
ceteris    conditionibus    inviolata    serventur.    Stephanus    Bäthor    reipublicae 

34* 
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Die  Könige  aus  dem  Hause  Habsburg  leisteten  den  Ver- 
fassungseid alle  nach  dem  Texte  des  von  Ferdinand  I.  abge- 
legten Eides.  Die  Eidesformel  erfuhr  seither  nur  die  eine 
Abänderung,  dass  seit  1687  (gemäss  Art.  IV:  1687)  die  Wider- 
standsklausel der  Goldenen  Bulle  ausdrücklich  von  den  zu 
beobachtenden  Gesetzen  ausgenommen  wird.^'' 

Wir  haben  oben  gesehen,  dass  auch  das  Institut  des  Ver- 
sicherungsdiploms in  das  Zeitalter  der  Ärpäden  zurückreicht, 
indem  das  Decret  Andreas  III.  vom  Jahre  1290  als  ein  solches 
Krönungsdiplom  angesehen  werden  muss.^^  Im  Zeitalter  der 
Könige  aus  den  verschiedenen  Häusern  findet  sich  bis  Wladislaus  I. 
keine  Spur  des  Versicherungsdiploms.  Die  Gesandtschaft,  welche 
dem  Polenkönig  zu  Krakau  die  ungarische  Königswürde  antrug, 
erwirkte  von  ihm  einen  wirklichen  Wahlvertrag  (pactum  con- 
ventiim,  capitulaüo),  worin  Wladislaus  die  bestehenden  Frei- 
heiten und  althergebrachten  guten  Gewohnheiten  Ungarns  aus 
Anlass  seiner  Krönung  mit  seinem  Eide  und  königlichen  Briefe 
zu  bestätigen  versprach.  Er  erfüllte  getreulich  beide  Zusagen, 
die  letztere  in  der  Weise,  dass  er  (1440)  ein  Decret  herausgab, 
in  welches  er  die  Goldene  Bulle,  ferner  die  Decrete  von  1298 
und  1351  vollinhaltlich  aufnahm  und  bestätigtet^ 

nomine  id  in  pulpito  postulavit,  ut  a  legitimo  et  coronato  rege  cuncta  magis 
rata  firmaque  haberentur  .  .  .  Cum  ista  (rex)  dixisset,  iure  iurando,  de- 
osculata  cruce  promissa  omnia  confirmavit,  ingens  undique  plausus  attollitur." 
Rerum  Ungaricarum  Decades  IV.  10. 

^'  Der  Krönungseid  Ferdinands  I.  (der  Eidestext  wurde  von  den  Heraus- 
gebern des  Corpus  Juris  Hungarici  in  die  Gesetzessammlung  aufgenom- 
men) lautet  folgendermassen :  „Nos  Ferdinandus,  Dei  gratia  rex  Hun- 
gariae  Bohemiae  etc.  iuramus  per  Deum  vivum,  per  eins  sanctissimam 
genitricem  Virginem  Mariam  et  omnes  Sanctos,  quod  nos  ecclesias  Dei, 
dominos  praelatos,  barones,  nobiles,  civitates  liberas  et  omnes  'regnicolas 
in  suis  immunitatibus  et  libertatibus,  iuribus,  privilegiis  ac  in  antiquis, 
bonis  et  approbatis  consvetudinibus  conservabimus,  omnibusque  iustitiam 
faciemus,  serenissimi  condam  Andreae  regis  decreta  observabimus,  fines 
regni  nostri  Hungariae,  et  quae  ad  illud  quocunque  iure  aut  titulo  perti- 
nent,  non  alienabimus  nee  minuemus,  sed  quoad  poterimus,  augebimus, 
et  extendemus,  omniaque  alia  faciemus,  quaecunque  pro  bono  publice, 
honore  et  incremento  omnium  statuum  ac  totius  regni  nostri  Hungariae 
iuste  facere  poterimus.  Sic  nos  Deus  adjuvet  et  omnes  Sancti." 

'*  Vergleiche  Art.  XLI :  1298  („. . .  in  literis  domini  regis  tempore  coro- 
nationis  suae  datis").  Oben  S.  118. 

^'^  Siehe  die  Capitulation  Kovachich,  Suppl.  I.  S.  478,  das  Decret 
von  1440  Kovachich,  Sylloge  S.  59  ff. 
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Seither  begegnen  wir  anlässlich  der  Krönungen  ständig 
Verfassungsgarantierenden  Urkunden,  die  entweder  die  Form  von 
Wahlcapitulationen,  oder  die  gewöhnliche  Gestalt  der  könig- 
lichen Decrete  {decretum  regni)  haben  und  eben  nur  durch 
ihren  besonderen  verfassungsrechtlichen  Inhalt  ausgezeichnet 
sind.  Ein  solches  Versicherungsdecret  gab  Ladislaus  V.  1453 
heraus.  König  Matthias  bestätigte  in  seinem  Krönungsdecrete 
(1464)  die  Goldene  Bulle,  ferner  das  Decret  Ludwigs  des  Grossen 
und  das  letzte  (sechste)  Decret  Sigismunds.  Wladislaus  II.  unter- 
schrieb gleich  seinem  Vorgänger  aus  dem  Hause  der  Jagelionen, 
Wladislaus  I.,  als  er  bei  Farkashida  das  ungarische  Staatsgebiet 
betrat,  eine  Wahlcapitulation,  dessen  Inhalt  1492  inarticuliert 
wurde.  Als  er  im  Jahre  1508  mit  Zustimmung  der  Stände  seinen 
zweijährigen  Sohn  Ludwig  krönen  liess,  fertigte  er  in  dessen 
Namen  eine  verfassungsgarantierende  Urkunde  aus.^*^  Aus  dem 
Zeitalter  der  Habsburger  haben  wir  Kenntnis  von  einer  Ver- 
sicherungsurkunde Ferdinands  I.^^  Die  vor  der  Krönung  {ante 
coronationem)  geschaffenen  Artikel  des  Decrets  von  1608  sind 
als  das  verfassungsgarantierende  Decret  Matthias  II.  anzusehen. 

Seit  Ferdinand  II.  (1619)  wird  es  ständiger  Brauch,  die  anläss- 
lich der  Krönung  ausgestellte  verfassungsgarantierende  Urkunde, 
das  Versicherungsdiplom  nach  der  Krönung  zu  inarticu- 
lieren  (d.  h.  in  das  nach  der  Krönung  geschaffene  Decret  auf- 
zunehmen). Art.  III:  1687  schrieb  die  Ausstellung  des  Versiche- 
rungsdiploms strictest  als  notwendige  Voraussetzung  der  Krö- 
nung vor. 

Erwähnung  verdient,  dass  unter  dem  Einflüsse  lehnrecht- 
licher Principien  die  auf  dem  Krönungsreichstage  erschienenen 
Adeligen  seit  Karl  Robert  dem  König  bei  der  Krönung  einen 
Treueid  leisteten.^'^  Im  Zeitalter  der  Habsburger  findet  sich  diese 
Sitte  nur  noch  in  Siebenbürgen. 

Die  Krönungsceremonien  sind  bis  auf  den  heu- 
tigen  Tag   nicht   durch   Gesetz    festgestellt.    Sie    bildeten    sich 

2"  Die  Wahlcapitulation  Wladislaus  II.  ist  ins  Corpus  Juris  Hunga- 
rid  aufgenommen.  Die  im  Namen  Ludwigs  II.  ausgestellte  Urkunde  siehe 
KovACHicH,  Sylloge  S.  226  ff. 

21  G.-A.  XXIX:  1537:  „.  .  .  superinde  etiam  literas  efficaces  nobis 
dedisse  recenti  memoria  teneat". 

2-  Siehe  die  Krönungsurkunde  Kovachich,  Vestigia  S.  474  ff,  ferner 
G.-A.  II :  1453. 
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durchaus  auf  gewohnheitsrechtlichem  Wege.  Wie  die  Krönung 
nach  ihrem  Wesen  ursprüngUch  ein  kirchhches  Institut  war,  so 
tragen  auch  die  Krönungsceremonien  im  Anfang  rein  kirchhchen 
Charakter;  der  Krönungsact  nimmt  jedoch  stetig  mehr  und  mehr 
verfassungsrechtHch  bedeutsame  Momente  auf.  Man  kann  sagen, 
dass  dem  Krönungsceremoniell  anlässlich  der  Erhebung  einer 
jeden  Dynastie  neue  Elemente  hinzugefügt  wurden. 

Die  Könige  aus  den  verschiedenen  Häusern  wurden  alle, 
ohne  Ausnahme,  zu  Szekesfejervär  gekrönt.  Seit  Ferdinand  I. 
fanden  die  Krönungen  stets  in  Pozsony  statt. 

Das  Recht  der  Krönung  (genauer:  das  Recht,  dem  Könige 
die  Krone  auf  das  Haupt  zu  setzen)  stand  unbestreitbar  dem 
Erzbischof  von  Esztergom  zu.  Ein  anderer  Kirchenfürst  konnte 
diese  Function  nur  ausnahmsweise,  im  Falle  der  Vacanz  des 
Erzbistums  von  Esztergom  oder  der  Verhinderung  des  Erzbischofs 
erfüllen.  König  Sigismund  wurde  so  durch  den  Bischof  von 
Veszprem,  Wladislaus  11.  durch  den  Bischof  von  Zägräb,  Johann 
und  Ferdinand  I.  durch  den  Bischof  von  Nyitra  gekrönt.^^ 

Die  Krönung  geht  in  der  Kirche  (bis  Ferdinand  I.  in  der 
von  Stefan  dem  Heiligen  zu  diesem  Zwecke  erbauten  Basilika 
zu  Szekesfejervär)  im  Rahmen  einer  Messe  vor  sich.  Vor  Be- 
ginn des  Hochamtes  legt  der  zu  krönende  König  knieend, 
unter  Berührung  des  Evangeliums,  nach  dem  römischen  Pon- 
tificale  den  kirchlichen  Eid  {iuramentiini  iiistiüae  et  pacis)  ab. 
Hierauf  folgt  die  Salbung  und  Bekleidung  mit  den  Krönungs- 
gewändern. Dann  nimmt  die  Krönungsmesse  ihren  Anfang. 

Der  wesentliche  Act  der  Krönungsceremonie  ist  die  Auf- 
setzung der  Heiligen  Krone.  Anfänglich  setzte  der  Erzbischof 
von  Esztergom  dem  Könige  allein  die  Krone  auf  das  Haupt ; 
seit  Matthias  ist  der  Palatin,  als  Stellvertreter  der  Nation,  dem 
Primas  beim  Aufsetzen  der  Krone   behilflich.-^   Im   Zusammen- 


"  Obwol  zur  Zeit  der  Krönung  Sigismunds  das  Erzbistum  von 
Esztergom  vacant  war,  gewährte  er  später  dem  Erzbischof  dennoch  die 
gebräuchliche  Krönungsdonation.  Fej^r  C.  D.  X/l  S.  454.  Diplom.  Emlekek 
az  Anjou-korböl  III.  S.  620.  1490  war  der  Erzbischof  von  Esztergom,  Hip- 
polyt  von  Este  (der  Bruder  der  Königin  Beatrice)  noch  ein  Kind  und  daher 
unfähig  seines  Amtes  bei  der  Krönung  zu  walten.  Zur  Zeit  der  Krönung 
Johann  Zäpolyas  und  Ferdinands  I.  war  der  erzbischöfliche  Stuhl  gleich- 
falls erledigt. 

'*  Bartal  a.  a.  O.  I.  S.  184. 
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hang  damit  bildete  sich  der  Brauch,  dass  der  Palatin,  ehe  noch 
dem  König  die  Krone  auf  das  Haupt  gesetzt  wurde,  von 
der  Stufe  des  Altars  an  das  versammelte  Volk  sich  wendete 
und  dreimal  fragte:  „Ungarn,  wollet  ihr,  dass  der  hier  gegenwär- 
tige N.  N.  mit  der  Heiligen  Krone  zum  König  von  Ungarn 
gekrönt  werde?",  worauf  die  dreimalige  Antwort  erscholl :  „Wir 
wollen  es;  es  lebe  der  König!"  Dieser  Brauch  nahm  infolge 
des  G.-A.  II :  1687,  welcher  die  Primogeniturerbfolge  des  Man- 
nesstammes festsetzte,  ein  Ende.  Doch  besteht  auf  grund  des 
römischen  Pontificals  noch  heute  der  Brauch,  dass  der  Erz- 
bischof von  Kalocsa  den  Primas  mit  folgenden  Worten  um  die 
Vornahme  der  Krönung  ersucht:  Reverendissime  Pater!  Pos- 
tulat sancta  mater  ecclesia  catholica,  ut  praesentem  serenissimum 
N.  N.  ad  dignttatem  Hunganae  reg'is  sublevetis.  Der  Primas 
richtet  hierauf  an  den  Erzbischof  die  Frage:  Scitis  illum  dig- 
num  et  utilem  esse  ad  haue  dignttatem  ?,  worauf  der  Gefragte 
antwortet :  Et  novimus  et  credimus  cum  dignum  esse  ac  uti- 
lem ecclesiae  Dei  et  ad  regimen  regni. 

Nach  der  Messe  begibt  sich  der  König,  in  vollem  Krö- 
nungsornate, in  eine  andere  Kirche  (in  Szekesfejervär  war  es 
die  Peterskirche,  in  Pozsony  die  Kirche  der  Franziskaner).  Unter- 
wegs werden  ihm  die  Fahnen  der  zehn  Länder  vorgetragen, 
deren  Königstitel  der  König  von  Ungarn  führt, -°  ferner  das 
apostolische  Kreuz;  hinter  ihm  schreitet  seit  der  Krönung 
Wladislaus  II.  der  königliche  Schatzmeister,  der  Gold-  und 
Silbermünzen  zwischen  das  Volk  streut.  In  der  anderen  Kirche 
angelangt,  nimmt  der  König  auf  dem  zu  diesem  Zwecke  errich- 
teten Throne  Platz  und  schlägt  —  seit  Robert  Karl  —  einige 
Adelige  zu  Rittern,  indem  er  ihre  rechte  Schulter  mit  dem 
Schwerte  Stefans  des  Heiligen  berührt :  man  nannte  und  nennt 
die  derart  zu  Rittern  Geschlagenen  Ritter  vom  goldenen  Sporn 
{equites  aurati).  Hierauf  spricht  er  am  Throne  sitzend  in  eini- 
gen Streitsachen  persönlich  Recht  und  Urteil,  entsprechend  der 
mittelalterlichen  Auffassung,  welche  die  Pflege  des  Rechts  als 
höchste  königliche  Aufgabe  und  Pflicht  zur  Friedenszeit  betrach- 


^^  Die  zehn  Königreiche,  die  einst  der  Hoheit  der  Heiligen  Krone 
unterordnet  waren,  sind :  Ungarn,  Dalmatien,  Kroatien,  Slavonien,  Rama, 
Serbien,  Galicien,  Lodomerien,  Kumanien  und  Bulgarien. 
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tete.  Noch  von  Wladislaus  II.  und  sogar  von  Maximilian  ist 
uns  die  Abhaltung  des  Krönungsgerichts  überliefert.-" 

Den  Beschluss  macht  der  wichtige  Act  der  Ablegung  des 
Verfassungseides.  Dieser  findet,  wie  erwähnt,  seit  Wladislaus  II. 
unter  freiem  Himmel,  auf  einer  zu  diesem  Zwecke  errichteten 
Anhöhe  (Krönungshügel)  statt.  Der  König  begibt  sich  in  Beglei- 
tung des  Primas,  des  Erzbischofs  von  Kalocsa,  des  Palatins  und 
einiger  Reichsbarone  dahin  und  leistet  dort  mit  erhobener  Rechte, 
das  Crucifix  in  der  Linken,  den  Versicherungseid,  den  der  Primas 
ihm  vorspricht. 

Nach  alter  Gewohnheit  pflegten  die  Landeseinwohner  dem 
Könige  anlässlich  der  Krönung  Geschenke  zu  verehren.  Am 
frühesten  erscheint  die  Ochsengabe  {signatiim  bouni)  der  Szek- 
lyer.  Die  erste  Spur  dieser  Sitte  im  Gesetze  zeigt  das  Decret 
von  1563:  der  Reichstag  bewilligte  dem  neugekrönten  König 
einen  Gulden  von  jedem  Untertanenhofe  {portd)}'^ 

Die  Gattin  des  Königs  wurde  gleichfalls  gekrönt :  entweder 
zugleich  mit  ihrem  königlichen  Gemahl  oder  später ;  und  zwar 
fand  bis  in  das  Zeitalter  der  Habsburger  auch  die  Krönung  der 
Königin  mit  der  Heiligen  Krone  statt,  wie  uns  namentlich  von 
der  Krönung  der  Gattin  König  Matthias',  Beatrice,  und  derjeni- 
gen der  Gemahlin  Wladislaus'  II.,  Anna,  berichtet  ist.'^^  Ihre 
einstige  verfassungsrechtliche  Bedeutung  ^'■'  aber  scheint  die  Krö- 
nung der  Königin  während  dieser  Periode  eingebüsst  zu  haben. 

Die   Königinnen   besassen   von   Anbeginn   eine  besondere 

"'■'  Für  Wladislaus  II.  siehe  Bonfini  a.  a.  O.  IV.  10.,  Maximilian  I. 
Bartal  a.  a.  O.  I.  S.  186. 

''<  Art.  II :  1563.  Siehe  ferner  Art.  III :  1572,  X:  1613,  XXXVIII :  1618, 
IX:  1625,  XIV:  1655.  111:1681.  Seit  Karl  111.  bewilligte  der  Reichstag  eine 
fixe  —  zwischen  25,000  und  50,000  Dukaten  schwankende  —  Summe: 
siehe  Art.  IV:  1715,  111:1741,  IV:  1791.  Vgl.  Stefan  Kiss,  Magyar  közjog 
[Ungarisches  Staatsrecht]*  S.  276. 

^*  Die  Schilderung  der  Krönung  Beatricens  siehe  bei  Schwandtner, 
Script,  rerum  Hung.  1746  I.  S.  523  ff.  Einen  französischen  Bericht  über 
die  Krönung  der  Königin  Anna  siehe  Tört.  Tär  XXIII.  S.  106  ff.  Vgl. 
Wenzel,  II.  Uläszlö  magyar  es  cseh  kiräly  häzaselete  [Das  Familienleben 
König  Wladislaus  II.  von  Ungarn  und  Böhmen]  Szäzadok  Jg  1877.  Kollänyi, 
A  veszpremi  püspök  kirälyne-koronäzäsi  jogänak  törtenete  [Das  Recht  des 
Bischofs  von  Veszprem  die  Königin  zu  krönen]  S.  81. 

**  Königin  Elisabeth,  die  Gemahlin  Stefans  V.,  schreibt  einmal : 
„.  .  .  die  appositionis  coronae  capiti  nostro  promisimus  iuramento  .  .  ." 
Fej£r  C.  D.  v/1  S.  237. 
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Hauskrone. '''^  Wir  wissen  aus  authentischer  Quelle,  dass  Königin 
Anna,  die  Gemahlin  Ferdinands  I.  nicht  mehr  mit  der  Heiligen 
Krone  gekrönt  wurde. ^^  Der  Gattin  Maximilians,  Marien  setzte  der 
Bischof  von  Veszprem  die  Hauskrone  aufs  Haupt;  mit  der  Heili- 
gen Krone  berührte  der  Erzbischof  von  Esztergom  ihr  die  rechte 
Schulter. ^^  Seither  geht  die  Krönung  der  Königin  kraft  Gewohn- 
heitsrechts in  der  Weise  vor  sich,  dass  der  Bischof  von  Veszprem 
der  Königin  die  Hauskrone  aufsetzt;  alle  anderen  Handlungen, 
namentlich  die  Salbung  und  die  Berührung  mit  der  Heiligen 
Krone,  werden  vom  Erzbischof  von  Esztergom  vollzogen. ^^ 


§.  4.  Die  Heilige  Krone   und    die    Krönungsinsignien. 
Der  Ursprung  des  Kronhüteramtes.* 

Die  bei  der  Krönung  als  Wahrzeichen  der  königlichen 
Gewalt  und  Herrschaft  verwendeten  Insignien,  welche,  die  Hei- 
lige Krone  inbegriffen,  als  Reichskleinodien  (clenodia 
regni)  bezeichnet  werden,  sind  einzeln  die  folgenden : 

^^  Gisela,  die  Gemahlin  Stefans  des  Heiligen  hatte  eine  eigene  Krone, 
die  Andreas  II.  mit  sich  nach  Palästina  führte.  Fejer  C.  D.  VII/1  S.  209. 
Betreff  der  Krone  Gertruds,  der  Gattin  Andreas  IL,  siehe  Dluooss,  Hist. 
Polon.  libr.  VI.  Die  Kammerfrau  der  Königin  Elisabeth,  der  Wittwe 
Alberts,  Helene  Kottanner,  die  im  Auftrage  ihrer  Herrin  die  Heilige  Krone 
aus  der  Visegräder  Burg  entwendete,  gedenkt  ebenfalls  zweier  Kronen. 
(Endlicher),  Aus  den  Denkwürdigkeiten  der  Helene  Kottannerin  1846. 

"  Siehe  Ursinus  Velius,  De  hello  Pannonico.  Ausg.  v.  1762 
S.  188  ff.  Vgl.  M.  G.  KovACHicH,  Sollennia  inauguralia  principum  1790 
S.  5  ff. 

^-  M.  Bel,  Adparatus  ad  Hist.  Hung.  1735  S.  314. 

^^  So  entschied  die  in  dieser  Sache  zuletzt  ergangene  allerhöchste 
Resolution  König  Franz  I.  vom  23.  April  1792.  Ungarische  Hofkanzlei- 
Verordnung  Nr.  4337.  Für  die  frühere  Zeit  vgl.  Kollänyi  a.  a.  O.  S.  106  ff. 

*  Literatur:  Peter  Revay,  De  Sacrae  Coronae  regni  Hungariae  ortu, 
virtute,  victoria,  fortuna  etc.  1613;  De  monarchia  et  Sacra  Corona  regni 
Hungariae  Septem  centuriae  1659.  Alexius  Horänyi,  De  Sacra  Corona  Hun- 
gariae 1790.  Samuel  Decsy,  A  magyar  szent  koronänak  es  az  ahhoz  tartozö 
tärgyaknak  histöriäja  [Geschichte  der  Heiligen  ungarischen  Krone  und  der 
dazu  gehörigen  Gegenstände]  1792.  Franz  Koller,  De  Sacra  regni  Hun- 
gariae Corona  commentarius  1801.  Arnold  Ipolyi,  A  magyar  szent  korona 
[Die  Heilige  ungarische  Krone]  1886  II.  S.  133  ff.  Geza  Rätvay,  A  korona- 
öri  intezmeny  a  magyar  alkotmänyban  [Das  Institut  der  Kronhüter  in  der 
ungarischen  Verfassung]  Athenaeum  Jg  1897  S.  1  ff. 
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Das  Reichsscepter  {sceptrum).  Es  ist  aus  Gold  und 
hat  die  Form  eines  Morgensterns;  die  kugelförmige  Spitze  um- 
schliessen  acht  goldene  Reifen.  Der  Griff  erweitert  sich  unten 
in  Herzform,  oberhalb  befinden  sich  Blumenarabesken.  Das 
Scepter  gilt  als  alt.  Der  Reichsapfel  {pomiini):  eine  aus 
Goldplättchen  verfertigte,  inwendig  hohle  Kugel,  die  das  doppelte 
Kreuz  krönt;  auf  der  Kugeldecke  ist  das  mit  dem  ungarischen 
Wappen  vereinigte  Wappen  der  Anjou  zu  sehen ;  der  Reichs- 
apfel ist  also  in  der  Anjouzeit  entstanden.  Das  Schwert 
Stefans  des  Heiligen,  lang,  gerade,  zweischneidig.  Ein  Er- 
zeugnis des  XVI.  Jahrhunderts.  Der  Mantel  Stefans  des 
Heiligen.  Nach  der  gestickten  Aufschrift  wurde  das  prächtige, 
mit  Bildern  der  Profeten,  Apostel  und  Märtyrer  geschmückte 
Stück,  ein  Werk  der  Königin  Gisela  und  ihrer  Frauen,  von 
Stefan  den  Heiligen  1031  als  Messgewand  {casulä)  der  Lieb- 
frauenkirche (dem  Krönungsdom)  zu  Szekesfejervär  geschenkt.^ 
Die  Stefan  dem  Heiligen  zugeschriebenen  Kleidungsstücke:  Hand- 
schuhe, Strümpfe,  Ledersandalen  sind  bereits  völlig  unver- 
wendbar. 

Zu  den  Krönungsinsignien  gehörte  ursprünglich  auch  das 
von  Papst  Sylvester  IL  gesendete  apostolische  Kreuz, 
welches  jedoch  —  höchstwahrscheinlich  aus  Anlass  der  Ent- 
wendung der  Heiligen  Krone  durch  Königin  Elisabeth  ^  —  ver- 
loren gieng.  Das  in  jüngerer  Zeit  anlässlich  der  Krönungen  ver- 
wendete Doppelkreuz  stammt  aus  dem  XV.  Jahrhundert  und 
bildet  das  Eigentum  des  Erzstiftes  Esztergom,  in  dessen  Schatz- 
kammer zu  Esztergom  es  aufbewahrt  wird.  Höheren  Alters  ist 
das  bei  der  Krönung  benützte  andere,  s.  g.  kleinere  Kreuz, 
worauf  der  König  den  Eid  in  die  Hand  des  Primas  ablegt;  unter 
den  Krönungsinsignien  wird  es  nicht  erwähnt,  und  gleichfalls 
seit  langem  in  der  Schatzkammer  der  Erzdiöcese  Esztergom 
aufbewahrt. 

Das  wichtigste  Reichskleinod  ist  natürlich  die  Reichskrone, 
die  Heilige  Krone  {Sacra regtii  Hungariae  Corona).  Mangels 
zuverlässiger   Nachrichten    lässt   sich    nicht  feststellen,   ob   die 


^  Die  Inschrift  lautet :  „Casula  haec  data  et  operata  est  ecclesiae 
S.  Mariae  sitae  in  civitate  Alba  anno  incarnationis  Christi  MXXXI.  indic- 
tione  XIV.  a  Stephano  rege  et  Gisela  regina."  Ipolyi  a.  a.  O.  S.  182. 

*  Helene  Kottanner  gedenkt  noch  des  Kreuzes. 
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Krone  in  ihrer  heutigen  Gestalt,  oder  auch  nur  ein  Teil  der 
Krone  in  die  Zeit  Stefans  des  Heiligen  zurückreicht.  Die  erste 
ausführliche  Beschreibung  der  Heiligen  Krone  stammt  aus  der 
Zeit,  als  die  Wittwe  Albrechts  sie  an  sich  brachte  und  dem  Kaiser 
Friedrich  III.  verpfändete.  Nach  der  allgemein  herrschenden  An- 
sicht besteht  die  Krone  aus  zwei  besonderen  Teilen :  der  obere 
Teil  ist  ein  Überbleibsel  der  Krone,  welche  Papst  Sylvester  II. 
Stefan  dem  Heiligen  sendete,  also  römischen  Ursprungs;  der 
andere  Teil  hingegen  ist  byzantinischer  Herkunft  und  mit  jener 
Krone  identisch,  welche  Kaiser  Michael  Dukas  König  Geza  I. 
zum  Geschenk  machte,  und  welche  später  mit  der  Krone  Stefans 
des  Heiligen  verbunden  wurde. ^ 

Infolge  des  ursprünglich  rein  kirchlichen  Charakters  der 
Krönung  waren  die  Krone  und  die  Krönungsinsignien  anfänglich 
der  Obhut  der  Kirche,  und  zwar  des  Domkapitels  zu  Szekesfejer- 
vär  anvertraut.  Das  eigentliche  Kronhüteramt  versah  gewöhnlich 
der  canonicus  custos  des  Kapitels.  In  den  ersten  Regierungs- 
jahren Ludwigs  des  Grossen  ereignete  sich  jedoch,  dass  der  cus- 
tos Albensis,  Johannes,  die  goldene  Krone,  womit  der  Leichnam 
Karl  Roberts  geschmückt  worden  war,  aus  der  Königsgruft  raubte. 
Der  Übeltäter  wurde  wegen  Treulosigkeit  mit  dem  Tode  bestraft 
und  seine  Besitzungen  eingezogen ;  ^  die  Szekesfejervärer  Kirche 
selbst  büsste  das  Recht  der  Kronhut  ein :  König  Ludwig  der 
Grosse  führte  die  Krone  nebst  den  Krönungsinsignien  in  seine 
Burgresidenz  zu  Visegräd.  Seither  trafen  die  Könige  von  Zeit 
zu  Zeit  besondere  Anstalten  betreffend  die  Verwahrung  der  Krone. 
König  Sigismund  Hess  die  Heilige  Krone  unter  seinem  Siegel  zu 
Buda  im  Tavernicalhause  durch  die  Leute  des  Palatins  Nikolaus 

^  Ipolyi  a.  a.  0.  S.  65—70.  Bereits  Koller  suchte  nachzuweisen, 
dass  der  römische  Teil  zur  Zeit  König  Belas  III.  mit  der  griechischen  Krone 
vereinigt  wurde  a.  a.  O.  S.  180  ff.  Nach  Pauler  gelangte  die  Krone  Stefans 
des  Heiligen  in  den  Besitz  Kaiser  Heinrichs  III.,  der  sie  nach  Rom  sen- 
dete ;  die  Heilige  Krone  sei  identisch  mit  der  von  Kaiser  Michael  gesen- 
deten Krone,  die  Bela  III.  habe  bedachen  lassen. 

*  Anjouk.  Okmt.  V.  S.  541  :  „.  .  .  quasdam  possessiones  .  .  . 
Johanne  [custode  Albensi]  propter  appercionem  sepulchrij  condam  Karoli 
regis  nostri  genitoris  karissimi  bone  memorie  et  furtivam  ablacionem  co- 
rone  eiusdem  patris  nostri  de  capite  eins  iuxta  sentenciam  omnium  prae- 
latorum  nostrorum  in  manifestissimam  notam  infidelitatis  contra  nostram 
Maiestatem  incidente  et  in  eadem  labe  infidelitatis  vitam  finiente  manibus 
nostris  regiis   devolutas  .  .  ."  Siehe  auch  Fejer  C.  D.  IX/1    S.  644. 
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Gara  hüten ;  nach  dessen  Tode  betraute  er  mit  der  Kronhut  den 
Erzbischof  von  Esztergom  und  den  Hof  richten^  Albrecht  verwahrte 
die  Krone  in  der  Burg  Visegräd,  von  wo  sie  durch  seine  Wittwe 
Ehsabeth  entwendet  und  ins  Ausland  geführt  wurde. ^  Nachdem 
es  König  Matthias  um  den  Preis  grosser  Geld-  und  Blutopfer 
gelungen  war,  die  Heilige  Krone  von  Kaiser  Friedrich  III.  zu- 
rückzuerwerben,  wurde  auf  dem  Krönungsreichstage  zu  1464 
ein  Gesetz  betreffend  die  Kronhut  geschaffen,  das  den  Ausgangs- 
punkt der  Entwicklung  eines  neuen  Reichsamtes,  des  Kron- 
hüteramtes bildet.  Im  Decret  von  1464  ist  nur  der  Grundsatz 
ausgesprochen,  dass  die  Kronhut  eine  öffentliche  Landesangele- 
genheit sei  und  dass  daher  der  König  zu  diesem  Zwecke  mit 
Zustimmung  und  gemeinem  Willen  der  Prälaten,  Barone  und 
Adeligen  einen  geeigneten  Ort  und  geeignete  Personen  bestim- 
men solle.'  Seine  völlige  Ausgestaltung  erreichte  das  Kronhüter- 
amt während  der  Regierung  Wladislaus  II.  König  Wladislaus 
verpflichtete  sich  bereits  in  der  Wahlcapitulation,  die  Reichskrone 
unter  keinem  Vorwande  den  Prälaten  und  Barone  wegzunehmen, 
sondern  stets  gestatten  zu  wollen,  dass  die  von  diesen  gewähl- 
ten Kronhüter  {conservatores  Coronae)  die  Krone  nach  der 
alten  Gewohnheit  und  Freiheit  des  Landes  in  der  Burg  Visegräd, 
die  seit  alters  zu  diesem  Zwecke  auserlesen  sei  und  die  er  den 
Kronhütern  übergeben  werde,  in  ihrem  Gewahrsam  halten.  Das 
königliche  Versprechen  wurde  auch  in  das  Decret  von  1492 
(Art.  III)  aufgenommen.  Das  Decret  von  1500  setzte  dann  den 
Modus  der  Besetzung  des  Kronhüteramtes,  sowie  die  Zahl  der 
Kronhüter  fest;  es  bestimmte,   dass  stets  zwei  weltliche  Herren 

^  FEjäR  C.  D.  X/7  S.  535 :  „Dudum  ante  egressum  nostrum  de  regno 
nostro  Hungariae  Sacram  Coronam  ipsius  regni  nostri  Hungariae  cum 
Omnibus  ad  se  pertinentibus  in  tavernicali  nostra  domo  circa  cisternum, 
eis  turrim  condam  ducis  Stephan!  in  Castro  nostro  Budensi  situata  sub 
nostro  sigillo  reconditam  et  conservationi  condam  ^Nicolai  de  Gara  pala- 
tini  commiseramus."  Vgl.  (Endlicher),  Denkwürdigkeiten  der  Kottannerin  S.  11. 

^  Helene  Kottanner,  die  den  Diebstahl  ausführte,  hat  uns  eine  inter- 
essante Erzählung  ihrer  Tat  hinterlassen,  welche  1846  von  Endlicher  ohne 
Nennung  seines  Namens  herausgegeben  wurde. 

'  Art.  II :  1464 :  „Nos  ergo  volumus,  ut  debemus,  de  pari  consensu, 
et  voluntate  dominorum  praelatorum  et  baronum  et  regni  nostri  nobilium 
hoc  in  loco  providere,  circa  debitam  custodiam  et  conservationem  ipsius 
Coronae  Sacrae  locum  alias  consuetum  et  personas  ad  id  idoneas,  ne 
(quod  Deus  avertat)  ipsa  Corona  iterato  ab  hoc  regno  alienetur." 
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durch  den  König  und  den  Reichstag  zu  Kronhütern  gewählt 
werden  sollen.^ 

Nach  der  Katastrophe  von  Mohäcs  gelangte  die  Heilige 
Krone  erst  1551  in  den  Besitz  Ferdinands  I.,^  der  sie  nach  Wien 
führte ;  König  Rudolf  verwahrte  sie  in  Prag,  von  wo  sie  unter 
König  Matthias  II.  1608  ins  Land  zurückgebracht  wurde.  Aus 
diesem  Anlasse  wurden  auch  die  alten  Gesetze  betreffend  die 
Kronhut  bestätigt  und  ergänzt.  Als  Aufbewahrungsort  bestimmte 
das  Gesetz  die  Burg  von  Pozsony,  deren  Tore,  Forts  und  Be- 
satzung der  Verfügungsgewalt  der  beiden  Kronhüter  gleicher- 
massen  unterstehen.  Ausser  der  ordentlichen  Garnison  soll  in 
der  Burg  eine  entsprechend  zahlreiche  Hauswache  liegen.^*'  Die 
beiden  Kronhüterämter  wurden  bei  dieser  Gelegenheit  in  der 
Weise  besetzt,  dass  der  König  von  den  vier  Herren,  die  der 
Reichstag  candidiert  hatte,  zwei  ernannte. ^^  Dieser  Modus  blieb 
jedoch  nicht  lange  in  Gebrauch;  im  Jahre  1625  schlug  der 
König  für  das  durch  den  Tod  des  Barons  Stefan  Pälffy  erledigte 
Kronhüteramt  vier  Herren  vor,  aus  deren  Reihe  der  Reichstag 
den  Kronhüter  wählte.^^  Die  Besetzung  dieses  Amtes  findet 
bis  auf  den  heutigen  Tag  in  dieser  Weise  statt. 

Als  so  die  Kronhut  sich  zu  einer  wichtigen  Institution  der 
ungarischen  Verfassung  ausgebildet  hatte,  wurde  —  seit  Ferdi- 
nand II.  —  auch  in  das  Versicherungsdiplom  ein  die  Verwah- 
rung der  Heiligen  Krone  und  die  Besetzung  des  Kronhüter- 
amtes  betreffender    Punkt   und   Garantie   aufgenommen.^^   Das 

^  Art.  XXIII :  1500  :  „Ad  conservationem  Sacrae  Coronae  regni,  dum 
necessarium,  opportunumque  fuerit,  semper  de  dominis  saecularibus  duo 
fideles  et  non  plures  per  Regiam  Majestatem  ac  universos  dominos 
praelatos,  barones  caeterosque  regnicolas  eligantur." 

^  Wagner,  Analecta  Scepusii  I.  S.  43  ff. 

'»  Art.  IV :  1608  a.  c.  und  XVI :  1608  p.  c.  Die  Krone  wurde  in  einem 
Turm  des  Schlosses  verwahrt.  Revay,  De  monarchia  et  Sacra  Corona 
S.  127. 

"  „Status  et  ordines  .  .  .  Regiae  Majestät!  quatuor  ex  magnatibus 
nominarunt,  quorum  ex  numero  rex  binos  eligeret  Coronae  asservatores". 
RtvAY  a.  a.  0. 

**  Art.  XXV:  1625:  „lidem  Status  et  ordines  ex  quatuor  personis  per 
Suam  Majestatem  ad  praescriptum  conservatorum  Coronae  officium  deno- 
minatis  unanimi  voto  in  locum  dicti  quidem  Stephani  Pälffy,  Magnificum 
dominum  similiter  Pälffy  .  .  .  elegerunt." 

1'  Art.  II :  1622  §.  16.  Siehe  ferner  Art.  XXXIV :  1622,  XXVI :  1625 
IV.  LXXXVII :  1630,  1 :  1638,  1 :  1659,  II :  1715. 
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Kronhüteramt  war  ein  wirkliches   öffentHches  Amt,  eine  Reichs- 
würde geworden. 

Entsprechend  dem  Grundsatze  des  Verfassungsrechts,  dass 
die  Heilige  Krone  den,  König  und  Nation  zusammenfassenden 
ungarischen  Staat  repräsentiere,  sind  die  Kronhüter  als  Beamte 
der  Heiligen  Krone,  nicht  des  Königs  zu  betrachten,  die  ihr 
Amt  und  ihren  Wirkungskreis  durch  den  gemeinsamen  Auftrag 
des  Königs  und  der  Nation  erlangen.  Diese  Anschauung  ist  so 
alt,  wie  das  Kronhüteramt.  Wladislaus  II.  versprach  in  der 
Wahlcapitulation,  dass,  wenn  Mähren,  die  schlesischen  Herzog- 
tümer und  die  beiden  Lausitzen,  welche  seit  dem  Frieden  von 
Olmütz  sich  im  Pfandbesitz  der  Heiligen  Krone  befanden,  aus- 
gelöst würden,  er  das  ganze  Lösegeld  in  die  Hände  der  Kronhüter 
geben  werde,  damit  sie  es  zu  Visegräd  mit  der  Krone  als 
Kriegsschatz  verwahren.  Ferner  verpflichtete  er  sich,  ohne  Zustim- 
mung der  Prälaten  und  Barone  keinen  Frieden  mit  dem  römi- 
schen Kaiser  zu  schliessen  und  die  als  Kriegsentschädigung  zu 
empfangende  Summe  gleichfalls  den  Kronhütern  zu  Visegräd 
auszuliefern.  1^  Das  Vermögen  des  ungarischen  Staates  gehört 
der  Heiligen  Krone  und  bildet  dessen  Verwahrung  die  Aufgabe 
der  Kronhüter,  die  eben  keine  königlichen  Beamten,  sondern 
die  Beamten  des  Staates,  der  Heiligen  Krone  sind.  Dieselbe 
verfassungsrechtliche  Anschauung  gelangt  in  den  Beschlüssen 
des  Reichstages  von  1609  und  der  späteren  Reichstage  zum 
Ausdruck,  laut  welchen  die  für  die  Kosten  der  Kronhut  und  die 
Baukosten  des  Reichstagsgebäudes,  sowie  für  andere  öffent- 
liche Reichszwecke  bewilligt  ebesondere  Steuer,  die  s.  g.  Kronen- 
steuer nicht  in  die  königliche  Schatzkammer,  sondern  zu 
Händen  der  Kronhüter  fliessen  solle,  die  die  eingelaufenen  Sum- 
men als  öffentliche  Reichsgelder  mit  Rechnungspflicht 
verwalten.  ^^ 


^*  §.  5  und  7 :  „:  .  .  „extunc  totam  illam  summam  pecuniae  ad 
manus  conservatorum  Coronae  ad  Wyssegrad  penes  Coronam  pro  regni 
necessitate  conservandam  assignemus".  Vgl.  Art.  IV :  1492. 

"  Art.  LXII :  1609:  „Ad  exsolutionem  autem  conservatorum  et  custo- 
dum  Coronae  legationumque  et  coemptionem  ac  aedificationem  domus 
pro  conventu  regnicolarum  a  singulis  portis  superaddatur  quartus  florenus 
in  manus  magnifici  domini  Revay,  qui  ad  dispositionem  domini  palatini 
eos  ad  praefatos  usus  eroget."    Siehe    noch    Art.   XI  :  1613,  XXXIX  :  1618, 
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§.  5.  Die  Residenz  des  Königs.   Die  Organisation  der 
königlichen  Hofhaltung.  Die  Ritterorden.* 

Die  Residenz  des  Königs  ist  der  Ort,  wo  der  König  sich 
mit  seinem  Hofe  ständig  aufhält.  Dort  befindet  sich  zugleich 
der  Sitz  der  Centralregierung  und  Rechtspflege,  welche  im 
Mittelalter  an  die  Person  des  Königs  gebunden  sind,  da  der 
König  nicht  bloss  herrscht,  sondern  persönlich  regiert  und  zu 
Gericht  sitzt. 

hn  Laufe  dieser  Periode  nimmt  der  öffentlich-rechtliche 
Charakter  der  königlichen  Centralregierung  und  Rechtspflege 
allmälig  zu ;  es  entwickelt  sich  langsam  der  Begriff  und  die 
Organisation  einer  centralen  Reichsregierung,  die  der  stetigen 
Gegenwart  und  persönlichen  Tätigkeit  des  Königs  entraten  kann. 
Der  Palatin  wird  der  Stellvertreter  des  Königs  in  den  Staats- 
angelegenheiten; sein  umfangreicher  Wirkungskreis  erklärt  sich 
namentlich  durch  die  Tatsache,  dass  die  aus  fremden  Dynas- 
tien stammenden  Herrscher  seit  König  Sigismund  häufig  geraume 
Zeit  im  Auslande  weilten.^ 

Der  regelmässige  Wohnsitz  der  Könige  war  seit  Bela  IV. 
Buda.^  Karl  Robert  wählte  Temesvär  zu  seiner  Residenz;  1323 
versetzte  er  jedoch  seinen  Hof  nach  Visegräd,^  wo  er  einen 
prächtigen  Königspalast  und  Kirchen  aufführte.^  Unter  seinem 
Sohn  und  Nachfolger  wurde  Buda  wieder  Residenz  des  Königs 
von  Ungarn  und  blieb  es  bis  zur  Katastrophe  von  Mohäcs. 
Allerdings  hielt  sich  Ludwig  der  Grosse   nach   dem   Zeugnisse 

XXXIV  :  1622,  XXVIII :  1625,  IV  :  1635,  VIII :  1638,  XXXIII :  1647,  XXXVI : 
1681.  Kroatien  und  Slavonien  steuerten  zu  den  Kosten  der  Kronhut  die 
fixe  Summe  von  500  Gulden  bei.  Art.  XXXIV :  1647. 

*  Literatur:  Josef  Viktorin,  Visegräd  egykor  es  most  [Visegräd  einst 
und  jetzt]  1872.  Bela  Kerekgyärtö,  A  magj'ar  kirälyi  udvar  a  kirälysäg 
tenykoräban  [Der  königlich  ungarische  Hof  in  der  Glanzzeit  des  König- 
fums]  1881.  Desider  Csänki,  I.  Mätj'äs  udvara  [Der  Hof  Matthias  I.]  1884. 
Stefan  Zsindely,  Magyar  alkotmäny  az  Anjouk  es  Zsigmond  alatt  [Die  Ver- 
fassung Ungarns  unter  den  Anjou  und  Sigismund]  1899  S.  59—65. 

^  Siehe  unten  V.  Kap.  §.  1  und  2. 

*  Salamon,  Budapest  törtenete  [Geschichte  Budapests]  1885.  II. 

'  In  den  Urkunden  Karl  Roberts  ist  seit  1323  gewöhnlich  Visegräd 
als  Ausstellungsort  genannt.  Vgl.  Anjouk.  0km.  II.  S.  80  ff. 

*  Viktorin  a.  a.  O. 
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der  Urkunden  mehr  in  Visegräd,  als  in  seiner  ständigen  Resi- 
denz zu  Buda  auf,  obwol  er  bereits  in  einer  Urkunde  v.  J. 
1352  Buda  als  den  Ort  nennt,  „wo  sein  Hof  residiert".^  König 
Sigismund  hielt,  wenn  er  im  Lande  weilte,  seinen  Hof  gleich- 
falls ständig  zu  Buda.  Der  Bericht  eines  päpstlichen  Gesandten 
aus  der  Regierungszeit  Matthias  I.  bezeichnet  Buda  als  die 
Hauptresidenz  des  Königs  von  Ungarn.*^  In  der  Bedeutung  Budas 
als  Residenzstadt  findet  das  Recht  der  Bürger  von  Buda  seine 
Erklärung,  wonach  sie  der  Krönungsfeierlichkeit  im  Dom  zu 
Szekesfejervär  in  Waffenschmuck  beiwohnen  und  während  der 
Krönung  das  Reichsbanner  halten  durften.^ 

Während  der  langen  Regierung  Sigismunds,  der  seit  sei- 
ner Wahl  zum  römischen  König  sich  mit  kurzen  Unterbrechungen 
fast  stets  ausserhalb  Ungarns  aufhielt,  hatten  die  Ungarn  man- 
nigfache Gelegenheit,  zu  erfahren,  welche  unangenehme  Folgen 
die  lange  Abwesenheit  des  Königs  begleiteten.  König  Albert 
musste  daher  versprechen,  ständig  im  Lande  zu  wohnen.  Auch 
später  verpflichteten  zahlreiche  Gesetze  den  König  —  beson- 
ders nach  der  Schlacht  bei  Mohäcs  —  seinen  Aufenthalt  im 
Lande  zu  nehmen,  freilich  ohne  Erfolg.^ 

Die  Organisation  der  königlichen  Hofhaltung 
beansprucht  von  verfassungshistorischem  Standpunkte  nur  inso- 
fern unser  Interesse,  als  die  obersten  Hofbeamten  von  früher 
sich  während  dieser  Periode  zu  Reichsbeamten  entwickeln  und 
die  Gegenwart  des  Hofstaates  dem  Königtum  anlässlich  der 
feierlichen  Staatsacte  Glanz  und  Pomp  verleiht.^ 

Die  königliche  Hofhaltung  wurde  von  den  Anjou  nach  fran- 
zösischem Muster  neuorganisiert.  Ihr  Hofstaat  war  bedeutend 
reicher,  als  der  der  Ärpädenkönige;^"  aber  in  den  öffentlich-recht- 


^  Fej^r  C.  D.  ix/2  S.  143:  „ubi  nostra  residet  curia". 

*  „Residentia  principalis  regis  est  civitas  Budae."  Kovachich,  Scri- 
ptores  minores  II.  S.  18. 

'  „Civibus  .  .  .  Budensibus  admissls,  qui  ex  veteri  observantia  in 
coronatione  regum  Ungariae  habent  ius  in  armis  Interesse  et  banderium 
vetustum  regni  Hungariae,  dum  perficitur  coronatio,  gestare."  Dluooss,  Hist. 
Polon.  IIb.  XII. 

»  Siehe  Art.  XXII :  1439,  V  :  1492,  LVII :  1526,  XVIII :  1546,  V  :  1547, 
XXII :  1548,  XLVI :  1567,  XVIII :  1608  a.  c. 

*  Ker^kgyärtö  a.  a.  O. 
1»  CsÄNKi  a.  a.  O.  S.  41. 
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liehen  Beziehungen  wurde  der  ursprünglich  ungarische  Charakter 
der  Hofhaltung  nicht  nur  beibehalten,  sondern  auch  fortgebildet. 

An  der  Spitze  des  königlichen  Hofstaates  stehen  die  Hof- 
beamten der  früheren  Periode,  die  einst  die  verschiedenen 
Geschäfte  der  Hofhaltung  persönlich  leiteten.  Es  sind  ausser 
dem  Palatin,  Hofrichter,  Tavernicus  und  Kanzler,  die  bereits 
während  der  vorigen  Periode  die  Staatsgeschäfte  versahen,  der 
Obersttruchsess,  Oberstmundschenk,  Oberstmarschall,  Obersttür- 
steher, Oberstkämmerer  und  Obersthofmeister.  Als  ständige 
Mitglieder  des  engeren  Rates  nehmen  sie  an  der  Erledigung 
der  öffentlichen  Angelegenheiten  bedeutenden  und  tätigen  Anteil. 

Der  königliche  Hof  streift  solcherart  den  Charakter 
des  privaten  Haushalts  ab  und  entwickelt  sich  zu  einer  Institu- 
tion des  öffentlichen  Rechts.  Die  einstigen  Hofbeamten 
werden  Reichsbarone,  veri  barones  regni,  öffentliche  Wür- 
denträger; kraft  dieser  Eigenschaft  erlangen  sie  besondere  Vor- 
rechte gegenüber  den  übrigen  Adeligen,  wovon  unten  ausführlich 
gehandelt  werden  soll.  Während  dieser  Periode  führen  sie  bereits 
nur  den  Titel  des  betreffenden  Zweiges  der  Hofhaltung,  den 
ihre  Vorgänger  einst  factisch  leiteten.  Die  Geschäfte  der  Hof- 
haltung werden  in  Wirklichkeit  von  ihren  Vertretern  versehen. 
Die  Reichsbarone  selbst  leisten  nur  mehr  bei  feierlichen  Anläs- 
sen, z.  B.  bei  der  Krönung,  Eröffnung  des  Reichstages,  beim 
Empfang  fremder  Herrscher  ihrem  ursprünglichen  Amt  ent- 
sprechende Dienste. 

Seit  Karl  Robert  ist  der  Obersthofmeister  {curiae 
reglae  vel  camerae  regiae  magister  oder  seneschallus  curiae) 
der  wirkliche  Vorsteher  des  Hofstaates  und  das  Haupt  der  Hof- 
beamten. Seiner  Obrigkeit  unterstehen  alle,  die  am  Hofe  irgend 
welche  häusHche  oder  repräsentative  Dienste  tun  oder  die  Befehle 
des  Königs  unmittelbar  ausführen. 

1.  Unter  den  Mitgliedern  des  Hofstaates  nehmen  nach 
den  Reichsbaronen  die  königlichen  Kämmerer  {cubicu- 
larii  vel  camerarii  regit)  den  ersten  Rang  ein.  Es  sind  die  Intimen 
des  Königs,  die  freien  Zugang  zu  den  innersten  Gemächern  haben 
und  denen  das  Leben  des  Königs  anvertraut  ist;^^  sie   werden 

^^  Wladislaus  II.  sagt  in  dem  Baronatsbrief  seines  Oberstkämmerers 
Johann  Podmaniczky:  „.  .  .  eundem  in  nostrum  domesticum  contuberna- 
lem  et  cubicuLarium  ascivimus  nostri  scilicet  corporis  curam  suae  fidel  et 
probitati  concedentes" .  Schiller,  Az  örökös  förendiseg  eredete  S.  328. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  35 
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aus  den  ersten  adeligen  Familien  des   Landes   genommen   und 
heben  den  Glanz  des  Hofes  in  nicht  geringem  Masse/^ 

2.  Die  zweite  Gruppe  bilden  die  aulae  regiae  milltes, 
keine  gewöhnlichen  bewaffneten  Knechte  {armigert),  sondern 
aus  den  Reihen  der  Adeligen  gewählte  Gardisten.  Zur 
Friedenszeit  fungieren  sie  nebst  ihrem  bewaffneten  Gefolge  als 
Ehrenwache,  im  Kriege  als  die  eigentliche  Leibgarde  des  Königs. 
Sie  beziehen  einen  Sold  aus  der  königlichen  Schatzkammer 
oder  werden  mittelst  reicher  Besitzschenkungen  versorgt.  Ein 
solcher  aulae  miles  war  am  Hofe  König  Sigismunds  der  Vater 
Johann  Hunyadis,  Vojk,  der  als  Lohn  seiner  Treue  und  Dienste 
die  Burg  Hunyad  erhielt ;  Johann  Hunyadi  selbst  begann  seine 
Laufbahn  in  der  Hofmiliz  und  erhielt  als  solcher  von  König 
Albert  in  Gemeinschaft  mit  seinem  Bruder  die  Würde  des  Banus 
von  Szöreny.^^ 

3.  Den  Gardisten  stehen  im  Range  die  H  o  f  1  e  u  t  e  {aulicl 
regit,  aulae  regiae  familiäres)  gleich ;  es  sind  ebenfalls  Adelige, 
die  zur  nächsten  Umgebung  des  Königs  gehören  und  teils  am 
Königshofe  Dienst  tun,  teils  die  königlichen  Befehle  und  Mandate 
der  centralen  Civil-  und  Militärverwaltung  den  Provinzbehörden 
und  Einzelnen  überbringen.  Sie  erhalten  gleichfalls  Sold  aus  der 
könighchen  Schatzkammer;  auf  ihren  Amtsreisen  dürfen  sie  für 
sich  und  ihr  Gefolge  Beherbergung  und  Verköstigung  fordern 
und  sind  von  allen  Zöllen  befreit.  ^^  Die  aulici  bilden  eine  beson- 
dere Körperschaft  {coetus),  welche  mittelst  königlicher  Ernen- 
nung ergänzt  wird.    Sie   stehen    unter  einem   besonderen   Vor- 


^^  Siehe  die  Schilderung  der  Trauung  Matthias  I.  und  Beatricens  bei 
EscHENLOER,  Geschichteu  der  Stadt  Breslau  II.  S.  346. 

^^  Die  Schenkungsurkunde  für  Vojk  von  1409  siehe  Fejer  CD.  X  8 
S.  492  und  Fraknöi,  Mätyäs  elete  [Leben  Matthias']  S.  7.  Sigismund 
sagt  1434  von  Johann  Hunyadi :  „Egregius  Johannes  dictus  Olah,  filius 
condam  Vojk  de  Hunyad  aulae  nostrae  miles'';  1453  schreibt  Ladislaus  V.: 
,,. . .  a  genitore  nostro  primum  de  miliie  ad  numerum  baronum  regni,  banus 
videlicet  Zereniensis  creatus  sit."  Siehe  auch  die  Donation  Wladislaus  I. 
für  die  Brüder  Teleki,  Hunyadiak  kora  X.  S.  89. 

^*  Über  die  Besoldung  und  Versorgung  der  aulici  enthalten  die 
Rechnungen  Sigismund  Ernsts,  des  Bischofs  von  Pecs  und  königlichen 
Schatzmeisters,  aus  den  Jahren  1494  und  1495,  zahlreiche  wertvolle  Nach- 
richten. Betreff  des  Gastungsrechts  der  entsendeten  aulici  siehe  den  Frei- 
brief Matthias  I.  zu  gunsten  der  Siebenbürger  Sachsen  Teleki  a.  a.  O. 
S.  612,  ferner  XI.  S.  60.  153,  XII.  S.  77.  251. 
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Steher  {capitaneus  aiilicomm)  und  haben  eigene  Amtsabzeichen 
{insignia)}'^  Ihren  vornehmen  Rang  bekundet  das  Decret  von 
1500,  welches  zwölfen  von  ihnen  das  Vorrecht  gewährt,  obwol 
sie  ke  inBannerrecht  haben,  ihre  Truppen  unmittelbar  in  das  könig- 
liche Lager  geleiten  zu  dürfen,  anstatt  sie  ordnungsgemäss  in 
die  Comitatsbanderien  einzustellen.'^  Unter  den  Habsburgern 
verschwindet  mit  dem  selbständigen  ungarischen  Hofstaate  auch 
das  Amt  der  aulici;  doch  wird  der  Hoffamiliariat  noch  lange 
Zeit  als  Titel  verliehen.^' 

4.  Als  Vorbereitung  zu  allen  diesen  Hofämtern  diente  der 
Pagendienst.  In  den  westlichen  Staaten  war  es  allgemeiner 
Brauch,  dass  die  adeligen  Jünglinge  am  Hofe  des  Königs  oder 
eines  Grossen  als  Knappen  (Pagen)  erzogen  wurden,  um  ritter- 
liche Art  und  Geschicklichkeit  im  Waffenhandwerk  zu  erwerben. 
Die  Aufnahme  in  den  Ritterstand,  der  Ritterschlag  war  durch  den 
Nachweis  bedingt,  dass  der  Knappe  in  den  ritterlichen  Waffen- 
künsten erfahren  und  fähig  sei,  die  Aufgaben  und  Ziele  des 
Ritterstandes  zu  fördern.^* 

Das  Institut  des  Rittertums  wurde  in  Ungarn  durch  die 
Anjou  in  Verbindung  mit  den  Reformen  des  Hoflebens  einge- 
führt ;  aber  es  vermochte  keine  allgemeine  Bedeutung  zu  erlangen. 
Einerseits  ist  in  Ungarn  jeder  Adelige  eo  ipso  Ritter  und  zum 
Ritterdienst  befähigt ;  andererseits  übt  allein  der  König  das  Recht 
des  Ritterschlags  und  sind  die  königUchen  Ritter  Mitglieder  eines 
zum  Schutze  seiner  Person  errichteten  Ritterordens,  während  in 
den  westlichen  Staaten  auch  die  Grossen  den  Ritterschlag  erteil- 
ten. Seit  Karl  Robert  geschieht  häufig  Erwähnung  königlicher 
Pagen  {iuvenes  vel  parvuLi  aulae  regiae,    ung.    apröd^'^),   die 


^^  Ein  solches  Emennungsdecret  (das  des  deutschen  Ritters  Heinrich 
Praun  de  Sancto  Marco)  hat  sich  erhalten.  Ein  Hauptmann  der  aulici  wird 
1485  genannt.  CsAnki  a.  a.  0.  S.  34  f. 

1«  Art.  XXI. 

^'  Wir  haben  Kenntnis  von  einer  solchen  Verleihung  aus  der  Re- 
gierungszeit Ferdinands  III. :  „Super  aulae  regiae  familiariatus  honore." 
Schiller,  Art.  Aulicus  in  MJL.  I.  S.  323. 

^*  Vgl.  aus  der  reichen  Litteratur  L.  Gautier,  La  chevalerie  1884. 

1^  Das  ungarische  Wort  apröd  (vergleiche,  aprö,  s.  v.  w.  klein,  gering) 
erscheint  schon  1333  als  Eigenname :  Anjouk.  Okmt.  III.  S.  56.  1468 
schreibt  König  Matthias:  „.  .  .  Franciscum  de  Pok  aprodionem  nostrum". 
Teleki  a.  a.  0.  XI.  S.  318. 
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am  Hofe  wol  adelige,  jedoch  minder  bedeutende  Dienste  leisten 
und  bei  den  Ritterspielen  als  Knappen  mitwirken. 

5.  Zum  königlichen  Hofstaate  sind  schliesslich  auch  die 
Beamten  der  königlichen  Kanzlei  und  der  könig- 
lichen Kapelle  zu  rechnen :  die  unter  der  Leitung  des  Kanz- 
lers tätigen  Secretäre  und  Notare  {secretarU  et  notarii  regit),  in 
deren  Reihen  wir  bereits  zahlreiche  Weltliche  erblicken,  einer- 
seits, die  Hofkapläne  {capellani)  mit  dem  Vorsteher  der  könig- 
lichen Kapelle  {magister  oder  comes  capellae  regiae)  andererseits. 

Die  Königin  besass  eine  von  der  königlichen  völlig  ge- 
trennte Hofhaltung  {reginatus) ;  den  Palatin  allein  ausgenommen, 
gab  es  im  Hofstaate  der  Königin  alle  diejenige  Beamten, 
die  einst  die  Hofhaltung  des  Königs  leiteten.  Im  Zeitalter  der 
auf  dem  Begriff  der  Heiligen  Krone  beruhenden  Staatsverfassung 
erlangte  auch  der  Hofstaat  der  Königin  öffentlich-rechtliche  Be- 
deutung :  die  Hofbeamten  der  Königin,  namentlich  der  Taverni- 
cus,  der  Obersttruchsess,  Oberstmundschenk,  Oberstmarschall  und 
Obersttürsteher  waren  nach  dem  Zeugnis  Werbd'czls  ebenfalls 
Reichsbarone,  verl  barones  regnl?^  Die  Königin  ernannte  die 
Beamten  ihres  Hofes  selbst.  Das  Kanzleramt  verwaltete  am  Hofe 
der  Königin  von  Anbeginn  der  Bischof  von  Veszprem,  als  Ordi- 
narius des  Residenzortes  der  Königin. 

Die  königlich  ungarische  Hofhaltung  nahm  mit  der  Thron- 
besteigung Ferdinands  I.  factisch  ein  Ende,  denn  die  Könige 
von  Ungarn  residierten  seither  ständig  im  Auslande ;  rechtlich, 
vom  Standpunkte  des  ungarischen  Staatsrechts  betrachtet,  be- 
stand sie  jedoch  in  allen  ihren  öffentlich-rechtlichen  Beziehungen 
fort,  da  auch  die  Habsburger  die  königlichen  Hofämter,  die  Reichs- 
baronate  stets  besetzten.  Der  Hofstaat  der  Königin  hörte  jedoch 
nicht  nur  factisch,  sondern  auch  in  seinen  öffentlich-rechtlichen 
Beziehungen  zu  bestehen  auf :  die  Ämter  des  Reginats  wurden 
seither  nicht  mehr  besetzt. 

Die  Ritterorden  können  in  gewissem  Sinne  als  zum 
Hofe  gehörig  betrachtet  werden,  da  der  Schutz  der  Person  des 
Königs  und  der  königlichen  Familie  ihre  vornehmlichste  statu- 
tarische Aufgabe  bildete.  Ihre  Bedeutung  bestand  hauptsächlich 
darin,  dass  sie  bei  feierlichen  Gelegenheiten  den  Glanz  des 
Hofes  erhöhen  halfen. 

"  Tit.  94.  p.  I.  §.  1. 
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Aus  dem  Zeitalter  der  Anjou  und  König  Sigismunds  haben 
wir  Kenntnis  von  drei  Ordensgründungen :  dem  Sid.  Georgs- 
orden, dem  Orden  der  Ritter  vom  goldenen  Sporn  und  dem 
Drachenorden. 

Der  Ritterorden  vom  Heiligen  Georg  (socletas 
militiae  Sancti  Georgii)  v^urde  1318  von  König  Karl  Robert 
gegründet;  seine  Statuten  sind  uns  erst  aus  dem  Jahre  1326 
überliefert.^^  Die  Ordenstracht  war  ein  bis  an  die  Kniee  reichen- 
der schwarzer  Mantel  mit  Kapuze,  auf  der  Innenseite  des  Man- 
tels befand  sich  die  Devise:  „In  veritate  iustus  sum  huic frater- 
nalt  societati".  Das  Abzeichen  des  Ordens  war  ein  rotes  Kreuz 
in  silbernem  Felde.  Die  Ordensmitglieder  sind  vornehme  Herren, 
die  den  König  überallhin,  namentlich  auf  Turniere  begleiten. 
Ihre  besondere  Pflicht  ist,  den  König  vor  jeder  Gefahr  zu  be- 
wahren und  etwaige  Verschwörungen  gegen  seine  Person  in 
Geheimen  oder  öffentlich  aufzudecken.'^^ 

Über  die  Gründung  und  Verfassung  des  Ritterordens 
vom  goldenen  Sporn  {equites  aurati)  sind  wir  nicht  genau 
unterrichtet.-^  Die  herrschende  Ansicht  schreibt  die  Stiftung  des 
Ordens  Karl  Robert  zu ;  dessen  Wittwe,  Königin  Elisabeth  wurde 
nämlich  im  Jahre  1343  auf  ihrer  italienischen  Reise  unter  ande- 
ren von  fünfzig  Rittern  begleitet.^^  Seit  der  Krönung  der  Königin 
Maria  wurde  es  gebräuchlich  (der  Brauch  besteht,  wie  erwähnt, 
noch  heute),  dass  der  König  unmittelbar  nach  der  Krönung 
einige  Adelige  durch  Berührung  mit  dem  (angeblichen)  Schwerte 
Stefans  des  Heiligen  zu  Rittern  vom  goldenen  Sporn  schlage. 
Doch  konnte  die  Erteilung  dieser  Ritterwürde  auch  bei  anderen 
Gelegenheiten   geschehen.   Die  Ritter  vom  goldenen  Sporn  bil- 


*^  Das  Original  befindet  sich  im  Archiv  des  Ungarischen  National- 
museums. Mitgeteilt  von  Fejer  C.  D.  VIII/3  S.  163  ff.  Siehe  das  Facsimile 
in  A  magyar  nemzet  törtenete  [Geschichte  der  ungarischen  Nation  redig. 
von  Alexander  Szilägyi]  lil. 

**  Lindner,  A  kolozsväri  kalandos  tärsulatok  [Die  Kalendergesell- 
schaften von  Kolozsvär]  Erdelyi  Müzeum  XI.  S.  68  betrachtet  den  Georgs- 
orden als  ritterliche  Kalenderbrüderschaft,  da  sich  keine  Spur  von  ihrer 
Wirksamkeit  als  königliche  Garde  erhalten  hat.  Der  Ansicht  Lindner's 
widerspricht  jedoch  der  Stiftungsbrief. 

^'  CziRÄKY,  De  ordine  equitum  auratorum  1792;  Conspectus  iuris 
publici  I.  S.  92,  II.  S.  24. 

"  Bartal  a.  a.  O.  III.  S.  23. 
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deten  augenscheinlich  keinen  besonders  organisierten  Orden  und 
hatten  weder  eigentliche  Statuten,  noch  Ordensabzeichen,  noch 
auch  besondere  Vorrechte.^'^ 

Den  Drachenorden  {sodetas  draconistarum)  gründete 
König  Sigismund  im  letzten  Decennium  des  XIV.  Jahrhunderts; 
auf  unsere  Zeit  ist  bloss  der  Stiftbrief  aus  dem  Jahre  1408  ge- 
kommen, als  der  Orden  von  neuem  organisiert  wurde. -^  Die 
Einleitung  der  Urkunde  bezeugt,  dass  der  Orden  vornehmlich 
religiöse  Aufgaben,  die  Verbreitung  des  christlichen  Glaubens 
und  Ausrottung  der  Ketzerei  (namentlich  des  Hussitentums)  ver- 
folgte ;  doch  war  er  zugleich  berufen  den  König  und  die  könig- 
liche Familie  zu  schützen,  weshalb  die  Mitglieder  des  Ordens 
sich  zu  besonderer  Treue  gegen  den  König  und  die  Dynastie 
verpflichten  mussten.  Ihre  Aufgabe  war  ferner,  die  Verfassung 
und  die  alten  Rechte  und  Freiheiten  der  Nation  zu  verteidigen 
und  dem  Lande  neue  Freiheiten  zu  erwerben.^ ^  In  dieser 
öffentlich-rechtlichen  Beziehung  spiegelt  sich  der  eigentümhch 
ungarische  Charakter  der  Ordensgründung  getreulich  wieder. 
Der  Orden  bestand  aus  zwei  Klassen :  die  höhere  Klasse  durfte 
nicht  mehr  als  vierundzwanzig  Mitglieder  zählen ;  das  Abzeichen 
dieser  Ordensherren  {barones)  war  ein  um  das  Kreuz  abwärts 
geringelter  Drache,  auf  dem  einen  Arme  des  Kreuzes  die  Devise: 
„O  quam  misericors  est  Deus",  auf  dem  anderen:  Jiistus  et 
Pias''.  Die  Zahl  der  Mitglieder  der  unteren  Klasse  war  nicht 
beschränkt;  ihr  Abzeichen  war  der  blosse  Drache.^^  Anlässlich 
der  Gründung  wurden  die  vornehmsten  Grossen  Ungarns,  die 
Reichsbarone  alle,  Mitglieder  (Herren,  barones)  des  Ordens,  was 
dessen  grosse  politische  Bedeutung  klar  bekundet.  Später  pflegten 

"  Art.  LXXIII :  1609  stellt  die  Taxe  des  Ritterbriefes  super  honore 
equitis  aurati  fest.-, 

2«  Mitgeteilt  von  Fej^r  C.  D.  X/4  S.  682  ff. 

"  „.  .  .  universos  et  singulos  ditionis  Sacrae  Coronae  regni  Hun- 
gariae  subiectos,  cuiuscunque  Status  gradus  et  praeeminentiae  existant,  in 
antiquis  bonis,  veris,  iustis  et  legitimis  consuetudinibus  conservabimus 
indemnes." 

-■^  Ladislaus  Fej^rpataky,  A  Chapy-czimer  es  a  särkänyrend  [Das 
Wappen  der  Familie  Chapy  und  der  Drachenorden]  Turul  Jg  1883  S.  116  ff. 
Edmund  Berzeviczy,  Adalek  a  särkänyrend  ismertetesehez  [Ein  Beitrag  zur 
Kenntnis  vom  Drachenorden]  ebenda  Jg  1893.  S.  93  ff. 
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die  Könige  den  Drachenorden  fremden  Herrschern  und  Grossen 
zu  verleihen. ^^  ^"^ 

*^  König  Albrecht  verlieh  den  Orden  1439  dem  Herzog  von  Norfolk 
und  ermächtigte  den  Herzog,  sechs  Personen  damit  auszuzeichnen.  Teleki 
a.  a.  O.  X.  S.  60. 

^^  König  Matthias  gründete  1472  einen  neuen  Orden  „zu  gedechtnuss 
des  pittem  leydens  unseres  lieben  herren  Jesu  Christi",  dessen  Aufgabe 
der  Kampf  gegen  die  Türken  war.  Eine  Abschrift  der  deutschen  Ausferti- 
gung der  Stiftungsurkunde  —  der  v^ir  unsere  gesammte  diesbezügliche 
Kenntnis  verdanken  —  befindet  sich  in  der  Handschriftensammlung  der 
Münchner  Hof-  und  Staatsbibliothek ;  Julius  Schönherr  teilte  sie  nebst 
ungarischer  Übersetzung  Turul  Jg  1898  S.  105  ff  mit.  Nach  einer  der  Ab- 
schrift beigefügten  zeitgenössischen  Bemerkung  hätte  die  Ordensgründung 
nach  erfolgter  päpstlicher  Bestätigung  öffentlich  zur  Kenntnis  gebracht 
werden  sollen.  Wahrscheinlich  trat  der  Orden  infolge  Ausbleibens  der 
päpstlichen  Bestätigung  factisch  überhaupt  nicht  ins  Leben,  oder  nahm 
doch  ein  rasches  Ende. 


III.  KAPITEL. 

Die  Stände. 

§.  1.  Die  auf  der  Aviticität  und  dem  öffentlich- 
rechtlichen   Begriff   der    Heiligen    Krone    beruhende 
neue  Besitzverfassung,  als  Grundlage  der  ständischen 

Bildungen. 

Die  neue  Besitzverfassung,  welche  unter  den  Königen  aus 
dem  Hause  Anjou  sich  consoHdierte  und  dann  Jahrhunderte  lang 
das  Fundament  der  ständischen  Verhältnisse  bildete,  beruhte 
auf  zwei  Grundprincipien :  dem  Aviticitätsprincip  und  dem  Prin- 
cip  der  Heiligen  Krone.  Das  erstere  bedeutete  die  Gebundenheit 
des  Grundbesitzes  gegenüber  dem  Geschlecht  (Sippe),  letzteres 
die  Gebundenheit  gegenüber  der  die  öffentliche  Gewalt  vor- 
stellenden Heiligen  Krone. 

Wir  begegneten  der  Herrschaft  beider  Principien  bereits 
in  der  Ärpädenzeit,  aber  getrennt :  das  eine  herrschte  im 
Geschlechtsgut,  das  andere  im  Schenkungsgut.  Von  dem  Rechte 
beider  Kategorien  des  Grundbesitzes  ist  oben  ausführlich  gehan- 
delt worden,^  desgleichen  von  dem  wachsenden  Übergewichte 
des  Schenkungsgüter  über  die  Geschlechtsgüter  im  XIII.  Jahr- 
hundert, ^  wodurch  der  adelige  Grundbesitz  notwendiger  Weise 
in  grössere  Abhängigkeit  vom  Königtum  geriet.  Aber  wir  haben 
auch  gesehen,  dass  diese  Abhängigkeit  nicht  privatrechtlieher 
Natur,  lehenartig  war,  wie  in  den  Staaten  des  Westens,  sondern 
durchaus    öffentlich-rechtlichen    Charakter    trug.     Entsprechend 

1  Oben  S.  361  ff. 
■  S.  154. 
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dieser  öffentlich-rechtlichen  Auffassung  des  Schenkungswesens 
musste  sich,  sobald  man  gegen  Ende  des  XIII.  Jahrhunderts 
begann  die  Heilige  Krone  als  die  verfassungsmässige  Grundlage 
und  Quelle  der  königlichen  Gewalt  zu  betrachten,  das  Recht 
der  Besitzverleihung  an  die  Heilige  Krone  knüpfen,  und  musste 
die  Heilige  Krone  als  alleinige  Quelle  des  freien  oder  adeligen 
Grundbesitzes  erscheinen. 

Vorher  hatten  jedoch  bekanntlich  die  feindlichen  Princi- 
pien  der  Aviticität  und  des  Königsrechts  schwere  Kämpfe  zu 
bestehen.  Im  Laufe  des  XIII.  Jahrhunderts  neigte  sich  der  Sieg 
auf  die  Seite  des  Geschlechtsprincips :  die  oben  eingehend  dar- 
gestellten" Bestimmungen  der  Goldenen  Bulle,  ferner  der  Dec- 
rete  von  1267  und  1290  bekunden,  dass  der  bezüglich  des 
Erbrechts  bestehende  Unterschied  zwischen  dem  Geschlechts- 
und Schenkungsgut  sich  zu  Ungunsten  des  Königsrechts  mehr 
und  mehr  verwischte.  Natürlich  schwand  auch  die  Abhängigkeit 
des  adeligen  Grundbesitzes  vom  Königtum :  der  Besitzer  konnte 
über  seinen  Grundbesitz  frei  verfügen,  ihn  nicht  nur  auf  die 
Mitglieder  seiner  Sippe,  sondern  auch  auf  Fremde  übertragen 
so,  dass  das  Königsrecht  im  Schenkungsgut  nicht  eher  in  die 
Erscheinung  trat,  als  wenn  der  Besitzer  ohne  Leibeserben  und 
sonstige  Verwandte  und  ohne  Hinterlassung  eines  Testaments 
verstorben  war.* 

Die  Reaction  zeigte  sich  bereits  während  der  Regierung 
des  energischen  Karl  Roberts,  der  hinwiederum  sowol  betreff 
des  Geschlechts-,  als  des  Schenkungsgutes  das  Königsrecht 
zur  vollen  Geltung  zu  bringen  suchte.  Er  bestimmte,  dass 
kein  Adeliger  ohne  königliche  Erlaubnis  über  sein  Erbgut  ver- 
fügen dürfe  ;^  und  führte  das  Institut  der  Praefection  {praefectio 

3  S.  390  ff. 

*  Vgl.  Trip.  I.  tit.  64. §.  3. :  „Ante  enim  eius  principis  [Ludovici  regis]  tem- 
pora  quilibet  baro,  magnas  nobilisque  et  possessionatus  homo  super  iuribus 
suis  possessionariis  (si  etiam  haeredibus  defecisset)  prout  voluit,  sine  omni 
consensu  regio  liberam  disponendi  habuit  facultatem.  Et  in  eo  solum- 
modo  casu,  si  haeredibus  et  omnibus  propinquis  destitutus  ac  intesta- 
tus quispiam  illorum  decessisset,  iurisdictio  praenotata  iocum  habuisse 
dignoscitur." 

*  „.  .  .  nemo  nobilium  suas  hereditarias  possessiones  absque  regio 
consensu  et  assensu  vel  filii  sui  cuiquam  conferendi  de  iure  et  consuetu- 
dine  regni  nostri  requirente  nequit  habere  facultatem"  Fejer  C.  D.  VIII,  3 
S.   619. 
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/■/;  fmascitlinumj  hercdeni)  ein,  wonach  der  König  im  einzelnen 
Falle  befugt  ist,  mangels  männlicher  Leibeserben  „aus  könig- 
licher Machtvollkommenheit"  die  Tochter  des  adeligen  Besitzers 
als  Erben  zu  Mannesrecht  zu  erklären:^  der  Grundbesitz  geht 
derart  auf  grund  königlicher  Verfügung,  mit  Ausschluss  der 
Geschlechtsgenossen  in  eine  fremde  Familie  über. 

Die  willkürliche  Handhabung  des  Königsrechts  unter  Karl 
Robert,  ferner  die  stetig  wachsende  Macht  der  Besitzaristokratie, 
welche  den  minderbegüterten  Adel  zu  unterdrücken  drohte,  Hess 
es  dem  Adel  als  stets  dringenderes  Bedürfnis  erscheinen,  dass 
dies  Königsrecht  genau  umschrieben  und  das  Geschlechtsprincip 
gesichert,  andererseits  auch  die  gleiche  und  unmittelbare  Beziehung 
des  freien  Grundbesitzes  zur  Heiligen  Krone,  als  der  Personi- 
fication  des  Staates,  ausgesprochen  und  gewahrt  werde.  Dasselbe 
forderte  auch  das  Interesse  des  Königtums:  denn  infolge  des 
freien  Verfügungsrechts  der  Adeligen,  das  sich  immer  wieder 
durchzusetzen  suchte,  war  das  Königsrecht  in  Ungewissheit 
geraten ;  zudem  gefährdete  die  Ausbreitung  der  Besitzaristokratie 
auch  die  königliche  Gewalt.  Dagegen  konnte  gleichfalls  nur  die 
zweifache  Gebundenheit  des  Grundbesitzes  Schutz  und  Abwehr 
bieten. 

Die  Ausgleichung  des  Geschlechtsprincips  und  des  Königs- 
rechts, das  heisst  zugleich  die  Festsetzung  der  neuen  Besitzver- 
fassung war  das  Werk  Ludwigs  des  Grossen.  Aus  dem  Kriegs- 
zug gegen  Neapel  heimkehrt,  bestätigte  er,  um  der  opferwilligen 
Nation  seine  Dankbarkeit  zu  bezeigen,  1351  die  Goldene  Bulle; 
bei  dieser  Gelegenheit  hob  er  Art.  IV  der  Goldenen  Bulle  auf 
und  bestimmte,  dass  der  Adelige  über  seinen  Grundbesitz  weder 
unter  Lebenden,  noch  von  Todeswegen  verfügen  könne: 
der  adelige  Grundbesitz  gehe  mangels  männlicher  Leibes- 
erben notwendig  auf  die  Seitenverwandten  über,  solange  ein 
männliches  Mitglied  des  Geschlechts  lebe ;  nach  dem  gänzlichen 
Abgange  des  Geschlechts  falle  der  Besitz  an  die  Krone  heim, 
denn  auch  der  letzte  Besitzer  könne  keine  Verfügung  treffen,  die 
das  Gut  der  Krone  zu  entziehen  geeignet  sei.^ 

*  „.  .  .  dominam  Margaretham,  filiam  .  .  .  Ladislai  ...  de  speciali 
Maiestatis  nostra  gracia  et  plenitudine  regle  potestatis  ac  magnificentia 
principaii  in  verum  constituimus  heredem."  Fej6r  C.  D.   VIII/3  S.  595. 

^  Praef.  des  Decrets  von  1351  §.  11  :  „Excepto  solummodo  uno  arti- 
culo  praenotato  de  eodem  privilegio   excluso,  eo  videlicet:  „quod    nobiles 
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Man  bezeichnet  diese  Bestimmung  Ludwigs  des  Grossen 
als  Aviticitätsgesetz,  da  darin  vor  allem  das  Geschlechts- 
princip  zur  Geltung  gebracht  ist.  Der  Grundbesitz  bleibt  in  den 
Händen  des  Geschlechts,  so  lange  irgend  jemand  vom  Mannes- 
stamme des  Donatars  vorhanden  ist.  Die  abgeteilten  Linien  des 
Geschlechts  haben  nach  dem  Aviticitätsgesetz  ein  wechselseitiges 
Erbrecht,  ebenso  wie  nach  dem  longobardischen  Lehnrecht,  ^ 
dem  das  Gesetz  Ludwigs  des  Grossen  nachgebildet  ist:  nach 
dem  Aussterben  des  einen  Zweiges  fällt  der  Grundbesitz  an  die 
nächste  Linie.  ^  Das  Recht  der  Heiligen  Krone  tritt  erst  in  zweiter 
Reihe,  nach  dem  Erlöschen  des  ganzen  Geschlechts  in  Kraft. 
Während  das  Königsrecht  früher  einzig  betreff  des  Schenkungs- 
gutes volle  Geltung  besass,  kommt  nun  das  Recht  der  Heiligen 
Krone  auch  hinsichtUch  des  Geschlechtsgutes  in  demselben 
beschränkten  Umfange  zur  Geltung. 

Infolge  des  Aviticitätsgesetzes,  das  bis  1848,  der  „Abschaf- 
fung der  Aviticität",^*'  die  Grundlage  des  ungarischen  Besitz- 
und  Erbrechts  bildete,  verschwand  der  Gegensatz  des  Geschlechts- 
gutes und  Schenkungsgutes  völlig  von  der  Bildfläche  des  unga- 
rischen Rechtslebens.  An  die  Stelle  der  zweifachen  Besitzordnung 
von  früher  trat  eine  einheitliche  Besitzverfassung. 
Jeder  freie  Grundbesitz  wurde  Schenkungsgut;  die  Donationa- 
lisierung,  mit  einem  westeuropäischen  Ausdrucke :  die  Infeuda- 
tion  des  ungarischen  Staatsgebiets  war  abgeschlossen  (im 
Gegensatze  zur  feudalen  Besitzverfassung  der  westlichen  Staaten 
freilich  auf  öffentlich-rechtlichen  Grundlagen).  Die  Quelle,  das 
Fundament  alles  Grundbesitzes  ist  der  Heilige  Krone.  Das 
Staatsgebiet  ist  das  Gebiet  der  Heiligen  Krone ;  ein  freies  Besitz- 
recht hat  nur  derjenige,  der  seinen  Grundbesitz  unmittelbar 
von  der  Heiligen   Krone,  als   Wurzel   allen   Besitzrechts    (radix 

homines,  sine  berede  decedentes  possint  et  queant  ecclesiis  vel  aliis  qui- 
bus  volunt,  in  vita  vel  in  morte  dare  et  legare,  possessiones  eorum  ven- 
dere  vel  alienare".  Item  ad  ista  facienda  nuUam  penitus  habeant  faculta- 
tem,  sed  inter  fratres  proximos  et  in  generationes  eorundem :  ipsorum  pos- 
sessiones de  iure  et  legitime,  pure  et  simpliciter,  absque  contradictione 
aliquali  devolvantur."  Vergleiche  Trip.  I.  tit.  64.  65. 

«  Tit.  50.  F.  II. 

^  Trip.  I.  tit.  47.  §.  4.:  „Sola  enim  sanguinis  propago  et  fratemalis 
mutua  divisio  efficit  ex  se  mutuam  et  reciprocam  bonorum  in  alterutrum 
condescensionem  atque  devolutionem." 

"  G.-A.  XV:  1848. 
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omnium  possessionum)  herleitet.  Das  Geschlecht  —  d.  i,  die 
Descendenz  —  des  Donatars  besitzt  ein  von  der  Heiligen  Krone 
hergeleitetes  radicales  Recht  an  dem  Gute,  solange  ein  Glied  des 
Geschlechts  vorhanden  ist;  dann  kehrt  der  Grundbesitz  zur 
Wurzel  zurück  und  unterliegt  der  neuerlichen  königlichen  Ver- 
leihung. 

Aus  der  einheitlichen  Besitzverfassung  folgt  für  die  stän- 
dischen Verhältnisse  mit  Notwendigkeit  erstens  die  gleiche 
Freiheit  aller  derjenigen,  die  einen  Teil  des  Gebiets  der  Heiligen 
Krone  unmittelbar  von  dieser,  kraft  eigenen  Rechts  innehaben, 
nämlich  die  gleiche,  unmittelbare  Unterordnung  der  Adeligen 
unter  die  Heilige  Krone,  die  öffentliche  Gewalt;  es  folgt  ferner 
der  niedrigere  Stand  und  die  geringere  öffentlich-rechtliche  Frei- 
heit derjenigen,  die  ihren  Grundbesitz  nicht  einzeln  für  sich, 
sondern  coUectiv  von  der  Heiligen  Krone  herleiten,  und  noch 
vielmehr  derjenigen,  die  ihren  Grundbesitz  überhaupt  nicht 
unmittelbar  von  der  Heiligen  Krone  empfangen  haben. 

Wir  müssen  also  dementsprechend  für  das  Zeitalter  der 
auf  dem  Begriffe  der  Heiligen  Krone  beruhenden  Staatsverfas- 
sung drei  Stände  unterscheiden ^^ :  den  Adelsstand,  den 
Stand  der  Städter  und  den  Untertanenstand,  von 
denen  im  Folgenden  einzeln  d'ie  Rede  sein  wird. 


§.  2.  Der  Adelsstand.  Die  Prälaten  und  Reichsbarone. 

Der  Ursprung  des  erblichen  Magnaten  stand  es 

(Hochadels).* 

Aus  der  neuen  Besitzverfassung  ergab  sich  mit  Notwen- 
digkeit die  rechtHche  Einheit  des  Adels.  Die  Ableitung  des 
freien  Besitzrechts  von  der  Heiligen  Krone  führt  zum  Begriff 
der   Mitgliedschaft    der   Heiligen   Krone.    „Die   Adeligen",   sagt 

"  Im  erbrechtlichen  Statut  der  Stadt  Kolozsvär  von  1603  (tit.  VII. 
§.  1.)  lesen  wir:  „Az  reghi  szent  Kirälyok  .  .  .  az  orszägot  härom  reszre 
osztottäk,  tudni  illik  Nemessegben,  Parasztsägban  es  värosi  Rendekben". 
[Die  alten  heiligen  Könige  teilten  das  Land  in  drei  Teile :  nämlich  Adel, 
Bauernstand  und  Stand  der  Städter.]  Kolosväri  und  Öväri,  Magyar  törveny- 
hatösägok  jogszabälyai  1.  S.  262. 

*  Literatur:  Felix  Schiller,  Az  örökös  förendiseg  eredete  Magyar- 
orszägon  1900;  Der  Ursprung  des  erblichen  Magnatenstandes  in  Ungarn, 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft  XVI.  (1903)  S.  1—39. 
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Werbö'czi,  „werden  von  wegen  des  Genusses  der  Schenkungs- 
güter und  der  hierdurch  begründeten  Verbindung,  als  Gheder 
der  Heihgen  Krone  betrachtet,  die  niemandes  Gewalt  unterwor- 
fen sind,  einzig  derjenigen  des  gesetzmässig  gekrönten  Königs."^ 
Alle  Glieder  der  Heiligen  Krone,  die  kleinbegüterten  Adeligen 
nicht  minder,  als  die  reichen,  stehen  unmittelbar  unter  der 
Obrigkeit  der  Heiligen  Krone  und  sind  gleicher  Massen  frei. 
Diese  gleiche  Freiheit  der  Adeligen  ist  nicht  durch  die  neue 
Besitzverfassung  und  den  Begriff  der  Heiligen  Krone  geschaf- 
fen worden ;  die  gleiche  Freiheit  der  freien  Grundbesitzer 
bestand  von  jeher  während  der  Ärpädenzeit  und  wurde  nun 
durch  die  Ausbildung  jenes  Begriffs  auf  feste,  entschieden 
öffentlich-rechtliche  Grundlagen  gestellt. 

Die  Einheit  des  Adelsstandes  ist  im  Decret  König  Ludwigs 
des  Grossen  von  1351  klar  ausgesprochen:  „Alle  wirkhchen 
Adeligen  sollen  eine  und  dieselbe  Freiheit  geniessen".^  Getreu- 
lich spiegelt  sich  dieser  Rechtszustand  in  den  Worten  Werbö'czis 
wieder:  „Alle  Prälaten,  Barone,  Vornehmen  und  Adeligen  Ungarns 
erfreuen  sich  hinsichtlich  ihres  Adels  und  ihrer  weltlichen  Güter 
derselben  Freiheit  .  ,  .  keiner  von  den  Herren  hat  grössere, 
noch  irgend  ein  Adeliger  geringere  Freiheit.  Daher  leben  alle 
Adeligen  nach  demselben  Gesetz  und  Recht  und  findet  für  sie 
alle  vor  Gericht  dasselbe  Verfahren  Anwendung  ..."  Der  ein- 
zige Unterschied  ist,  dass  die  Prälaten  und  Reichsbarone  ein 
höheres  Wergeid  haben,  als  die  übrigen  Adeligen,  aber  auch 
„nicht  vermöge  ihrer  [grösseren]  Freiheit,  sondern  zufolge  ihres 
Amtes  und  ihrer  Würde"." 

Diese  gewichtigen  Aussprüche  bekunden  in  unzweifelhafter 
Weise,  dass  es  im  Zeitalter  der  auf  dem  Begriffe  der  Heiligen 
Krone  beruhenden  Staatsverfassung  keinen  über  den  einfachen 
Adeligen  stehenden,  mit  grösserer  öffentlich-rechtlicher  Freiheit 
ausgestatteten  Geburtsstand,  keinen  Hochadel  gab.  Der  erbliche 
Magnatenstand  war  diese  ganze  Periode  hindurch  in  der  Ent- 
wicklung begriffen,  bis  G.  A.  1:1608  p.  c.  den  Entwicklungs- 
process  abschloss.  Die  neue  Besitzverfassung  gewährte  nämlich, 


»  Tit  4.  p.  I.  §.  1. 

'  Art.  XI :  „Annuimus,  ut  universi   veri  nobiles   sub   una  eademque 
übertäte  gratulentur." 

»  Tit  2.  p.  I.  §.  1  und  2. 
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indem  sie  den  Grundbesitz  an  das  Geschlecht  knüpfte,  nicht 
allein  dem  kleinem  Adel  Schutz,  sondern  sicherte  auch  der  Be- 
sitzaristokratic  das  wirtschaftliche  und  rechtliche  Fundament  ihrer 
Bedeutung.  Da  die  öffentlichen  Pflichten  und  öffentlich-rechtUchen 
Befugnisse,  die  Kriegs-  und  Gerichtsgewalt,  sich  mehr  und  mehr 
mit  dem  Grundbesitz  verknüpften,  wurden  die  Grossgrundbe- 
sitzer factisch  zu  vornehmeren  Gliedern  der  Heiligen  Krone  und 
nahmen  an  deren  Leben,  an  der  Ausübung  der  von  der  Heiligen 
Krone  hergeleiteten  öffentlichen  Gewalt  in  grösserem  Masse  Teil, 
als  die  mittel-  und  kleinbegüterten  Adeligen.  Der  Schauplatz 
dieser  grösseren  politischen  Betätigung  und  Einflusses  war  der 
grosse  Rat  des  Königs.  Mit  dem  ständigen  Erscheinen 
der  Besitzaristokratie  im  königlichen  Rate  hängt  dessen  Abson- 
derung auf  den  Reichstagen,  die  getrennte  Beratschlagung  von 
der  Masse  des  Adels  zusammen,  die  im  XVI.  Jahrhundert,  als 
das  Institut  der  Comitatsgesandten  sich  endgiltig  festsetzte,  die 
Beschränkung  des  Rechts  der  persönlichen  Teilname  am  Reichs- 
tage auf  die  vornehmen  Herren  nach  sich  zog.  Das  Decret  von 
1608  bestätigte  und  sanctionierte  die  gewohnheitsrechtlich  ent- 
standenen Verhältnisse.  Damit  war  der  erbliche  Magna- 
ten s  t  a  n  d  oder  H  0  c  h  a  d  e  1  als  Institut  des  öffentlichen  Rechts 
zustandegekommen ;  die  gesetzliche  Anerkennung  der  abge- 
schlossenen Entwicklung  bezeichnet  zugleich  den  Beginn  des 
Zeitalters  der  ständischen  Verfassung. 

Der  Hochadel  der  Periode,  die  wir  auf  diesen  Blättern 
behandeln,  beruht  nach  der  klaren  und  richtigen  Lehre  Werbdezis 
ausschliesslich  auf  der  hohen  geistlichen  Würde  und  dem  könig- 
lichen Amte :  er  ist  eine  persönliche,  auf  die  Nachkommen  nicht 
vererbliche  Vornehmheit. 

Einzig  die  Prälaten  (praelati),  das  sind  die  Erzbischöfe 
und  Bischöfe,  und  die  Reichsbarone  (veri  barones  regni)  ge- 
niessen  eine  gewisse  Vornehmheit  vor  den  übrigen  Adeligen. 
Beide  Bezeichnungen  reichen  in  die  Ärpädenzeit  zurück.  Während 
man  in  Deutschland  (und  in  speciellem  Sinne  auch  in  den  ger- 
manisch-romanischen Königreichen)  unter  Baronen  die  freien 
Herren,  d.  h.  die  weltlichen  Immunitätsherren  verstand,  deren 
Besitzungen  von  der  Obrigkeit  der  Grafen,  der  ordentlichen 
Provincialverwaltung  eximiert  waren,  bedeutete  barones  in  Ungarn 
technisch  die  höchsten  Beamten  des  Königs,  die  vermöge  des 
Amtes   in    persönHche   Abhängigkeit   vom    König    gerieten.    In 
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weiterem  (wol  ursprünglicherem)  Sinne  begriff  man  unter  baro- 
nes  auch  die  übrigen  Grossen,  die  kein  Reichs-  oder  Hofamt 
bekleideten,  d.  h.  die  Herren  im  allgemeinen,  die  wie  erwähnt, 
vermöge  ihres  Reichtums  und  ihrer  Vornehmheit  auch  dann  im 
grossen  Rate  erschienen,  wenn  sie  keinerlei  öffentliches  Amt 
innehatten.  Man  bezeichnete  diese  Herrenklasse  im  XV.  Jahr- 
hundert als  barones  naturales,^  geborene  Barone,  im  Gegensatz 
zu  den  ein  Reichs-,  bezw.  Hofamt  bekleidenden  wirklichen  Baro- 
nen, den  veri  barones  regni,''  barones  ex  officio.^ 

Werböczt  zählt  die  Reichsbarone  in  Titel  94  des  I.  Teils 
folgendermassen  auf:  „Der  Palatin,  der  Hofrichter,  der  Banus 
von  Dalmatien,  Kroatien  und  Slavonien,  der  Woywode  von  Sieben- 
bürgen, der  Gespan  der  Szeklyer,  der  Banus  von  Szöreny,  ferner 
der  Tavernicus,  Obersttürsteher,  Obersttruchsess,  Oberstmund- 
schenk, Oberstmarschall  des  Königs  und  der  Königin  und  die 
Obergespäne  von  Temes  und  Pozsony". 

Als  wichtigstes  Vorrecht  der  Reichsbarone  und  zugleich 
als  Kriterium  des  Reichsbaronats  bezeichnet  Werböczi,  dass  die 
Barone  in  der  Schlussklausel  der  königlichen  Decrete  und  Privi- 
legien namentlich  genannt  werden.  Auf  diese  Angabe  gestützt, 
müssen  wir  auch  den  königlichen  Oberstkämmerer  und  den 
königlichen  Obersthofmeister,  ferner  für  gewisse  Zeitabschnitte 
des  XV.  und  XVI.  Jahrhunderts  auch  den  Despot  von  Rascien 
(den  Beherrscher  des  heutigen  Serbiens)  und  den  königlichen 
Schatzmeister  den  Reichsbaronen  zuzählen.  Der  Obergespan  des 
Temeser  Comitats,  der  seit  der  zweiten  Hälfte  des  XV.  Jahr- 
hunderts unter  den  Baronen  erscheint,  scheidet  nach  der  Schlacht 
bei  Mohäcs  aus  der  Reihe  aus,  da  die  Gespanwürde  jenes 
Grenzcomitats,  das  bald  in  türkische  Herrschaft  geriet,  Jahrhun- 
derte lang  nicht  besetzt  wurde;  aus  demselben  Grunde  ver- 
schwand bereits  zu  Werbdezis  Zeiten  der  Banus  von  Macsö  aus 
der  Reihe  der  Barone.  Den  (erblichen)  Obergespan  des  Comitats 

*  In  dem  Friedenspräliminare  von  1487  zwischen  König  Matthias 
und  Kaiser  Friedrich  heisst  es  nach  der  Aufzählung  ^ex  barones  ex  officio: 
„Item  [se  subscribere  debeant]  barones  naturales  in  Hungaria:  dominus  dux 
Laurentius  de  Ujlak,  domini  comites  de  Frangepanibus,  dominus  comes 
Scepusiensis.  .  .  ."  Teleki,  a.  a.  0.  XII.  S.  375.  Siehe  auch  Kovachich, 
Script,  min.  II.  S.  30. 

*  Trip.  I.  tit.  94.  §.  1. 

^  Siehe  Anm.  5  und  Trip.  II.  tit.  40.  rubr. 
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Pozsony,  den  irrtümlich  s.  g.  Grafen  von  Pozsony,  stellt  G.-A. 
X:1687  den  Reichsbaronen  ausdrücklich  nach,  dennoch  wird 
sein  Name  bis  in  die  jüngste  Zeit  in  der  Schlussklausel  der 
Privilegien  genannt.  Da  bekanntlich  seit  Ferdinand  I.  die  Ämter 
des  Reginats  nicht  mehr  besetzt  wurden,  verringerte  sich  die 
Zahl  der  Reichsbarone  auch  um  die  Hofwürdenträger  der  Königin. 

Das  zweite  Vorrecht  der  Reichsbarone  besteht  in  dem  höhe- 
ren Wergeid,  das  die  doppelte  Summe  des  gewöhnlichen,  nämlich 
100  Mark  Silbers,  d.  i.  400  Goldgulden  beträgt.^  Desgleichen 
erhalten  die  Wittwen  der  Barone  als  gesetzliches  Wittum  400 
Goldgulden,  während  die  Wittwen  der  anderen  Adeligen  bloss 
200  Gulden  oder  nicht   einmal  soviel  beanspruchen  können.^ 

Das  dritte  Vorrecht  der  Barone  ist  das  ius  decem  persona- 
mni:  der  Eid  eines  Barons  gilt  so  viel,  als  der  Eid  zehn  Ade- 
liger, nämlich  vierzig  Goldgulden. ^ 

Dieselben  Vorrechte  besitzen  die  in  den  Quellen  als  prae- 
lati  bezeichneten  Kirchenfürsten.  Es  sind  die  Erzbischöfe  und 
Bischöfe,  ferner  die  infulierten  und  beringten  Pröpste  und  Äbte. 
Ihr  Wergeid  beträgt  400  Goldgulden;  ihr  Eid,  den  sie  „in 
ihrer  Kirche  vor  dem  Abgesandten  des  vom  Richter  hierzu 
aufgeforderten  Kapitels  oder  Convents  mit  Berufung  auf  ihr 
Gewissen"  ablegen,  gilt  für  zehn  adelige  Eide.^o  \^  ^jg^  Schluss- 
klausel der  königlichen  Privilegien  werden  jedoch  bloss  die 
Erzbischöfe  und  Bischöfe  genannt;  daher  können  vom  Stand- 
punkte des  ungarischen  Staatsrechts  einzig  die  Erzbischöfe  und 
Bischöfe  als  wirkliche  Prälaten  betrachtet  werden.  Bloss  sie  und 
ausser  ihnen  noch  der  Prior  von  Aurana,  besitzen  von  den 
geistlichen  Personen  das  Vorrecht,  unter  ihrem  eigenen  Siegel 
Anwälte  zu  bestellen. ^^ 

Obwol  es,  wie  erwähnt,  im  Zeitalter  der  auf  dem  Begriff 
der  Heiligen  Krone  beruhenden  Staatsverfassung  keinen  vor  der 
Masse  des  Adels  durch  besondere  Rechte  ausgezeichneten  Geburts- 
stand, keinen  Hochadel  gab,  entwickelten  sich  bereits  während 

'  Trip.  I.  tit.  2.  §.  2. :  „Nam  domini  praelati,  et  barones  centum, 
nobiles  vero  quinquaginta  marcas  pro  homagiis  suis  consequuntur". 

«  Trip.  I.  tit.  93.  §.  4  und  5. 

'  Trip.  II.  tit.  40.  Hiervon  war  bereits  bei  der  Darstellung  des  Ge- 
richtsverfahrens im  Abschnitte  über  die  Eideshilfe  (oben  S.  481)  die  Rede. 

'"  Trip.  I.  tit.  2.  §.  2.,  II.  tit.  40. 

'1  Trip.  II.  tit.  13.  §.  6. 
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dieser  Periode  erbliche  Titel,  welche  den  Beliehenen  einen  vor- 
nehmeren socialen  Rang  gewähren  und  im  XVI.  Jahrhunderte 
zu  äusseren  Unterscheidungszeichen  des  erblichen  Magnaten- 
standes gegenüber  den  übrigen  Adeligen  werden:  nämlich  der 
Herzog-,  Grafen-  und  Barontitel. 

Die  Entwicklung  der  ungarischen  erblichen  Adelstitel  gieng 
auf  selbständigen,  der  westeuropäischen  Entwicklung  völlig 
fremden  Grundlagen,  in  durchaus  eigenartigen  Bahnen  vor 
sich.  Es  erklärt  sich  dies  durch  die  vom  Typus  des  Lehnsstaats 
abweichende  Eigenart  der  ungarischen  Staatsverfassung. 

In  den  Staaten  des  Westens  sind  die  mit  den  erblichen 
Herzog-  und  Grafentiteln  geschmückten  Herren  (Landesherren) 
die  Nachkommen  der  einstigen  königlichen  Beamten,  der  Her- 
zoge und  Grafen,  denen  es  gelungen  war,  ihr  Amt  zu  einem 
erblichen  Lehen  und  Familienbesitz  zu  gestalten.  Die  Barone 
oder  Freiherren  {nobtles,  üben  domint)  hingegen  sind  ursprüng- 
lich die  Eigentümer  von  infolge  Verleihung  der  Immunität 
unmittelbar  der  königlichen  Gewalt  unterordneten  Herrschaften, 
die  auf  ihren  Gebieten  umfangreiche  Kriegs-  und  Gerichtsgewalt, 
landesherrliche  Rechte  ausüben.  Der  erbliche  Herzog-  und 
Grafentitel  entwickelte  sich  also  im  westlichen  Europa  aus  dem 
Königsamt,  der  Barontitel  aus  dem  mit  besonderen  Rechten 
ausgestatteten  Grundbesit z}^ 

In  Ungarn  entsprechen  den  westlichen  Grafschaften  als 
Einheiten  der  Provincialverwaltung  die  Comitate.  Der  an  der 
Spitze  des  Comitats  stehende  königliche  Beamte,  der  comes 
wurde  jedoch  bekanntlich  von  den  Ungarn  nicht  nach  dem 
deutschen  Grafen,  sondern  mit  einem  von  den  Slaven  entlehn- 
ten Worte  spdn,  ispän,  (im  XV.  und  XVI.  Jahrhundert  bereits 
föispdn,  supremus  comes)  genannt.  ^^  Auch  als  die  Gespanschaft 
mancher  Comitate  ständig  an  gewisse  Bistümer  oder  Reichs- 
ämter gebunden,  oder  zu  Erbrecht  gewissen  Familien  verliehen 
wurde,  gebrauchte  man  für  diese  erblichen  Gespane  (comites 
perpeiui)  ungarisch  nicht  das  Wort  Oraf,  sondern  unterschied- 

"  Eine  vergleichende  Darstellung  des  Ursprungs  und  der  Entwick- 
lung der  westeuropäischen  Adelstitel  lieferte  Felix  Schiller  in  MJL. 
Artikel  Bärö,  Comes,  Gröf  und  Merczeg.  Für  die  Geschichte  des  deutschen 
Baron  (Freiherrn-)titels  ist  zu  nennen  Karl  Roth  von  Schreckenstein,  Der 
Freiherrntitel  einst  und  jetzt  1891. 

1*  Siehe  S.  208. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  36 
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los  die  alte  Bezeichnung  ispän,  fö'ispän.  Unter  dem  Namen  der 
Grafen  (ung.  gröf,  in  den  lateinisch  geschriebenen  Urkunden 
lange  Zeit  einfach  comites,  dann  comites  perpetul,  seit  der  Mitte 
des  XV.  Jahrhunderts  officiell  comites  liberi  et  perpetai,  auch 
maiores  comites  liberi  et  perpetai)  erscheinen  in  Ungarn  dieje- 
nigen, die  ein  von  der  Comitatsbehörde  eximiertes, 
gewöhnlich  um  eine  Burg  liegendes  Gebiet  mit  vollkom- 
mener grundherrlicher  Obrigkeit,  oder  wie  man  später 
die  Übertragung  des  Blutbanns  bezeichnete,  freier  Gespanschaft 
innehaben.  Sie  führen  ihren  gräflichen  Namen  nach  ihrem 
Besitztum,  bezw.  ihrer  Burg.^* 

Die  Enstehung  des  Grafentitels  weist  allein  in  den  süd- 
westlichen Teilen  des  Reiches,  namentlich  in  Kroatien  einen 
gewissen  Zusammenhang  mit  der  Comitatsgespanschaft  auf.^^ 
Seit  dem  Ende  des  XII.  Jahrhunderts  war  es  in  diesen  Gegen- 
den wiederholt  der  Fall,  dass  die  Könige  königliche  „Comitate", 
aus  den  alten  Zupanaten  entstandene  Verwaltungseinheiten 
nicht  zu  Amtsrecht,  sondern  als  erblichen  Besitz,  ,,non  in  hono- 
rem, sed  in  possessionem"  "^  an  einzelne  Familien  verliehen  : 
so  erhielten  die  Vorfahren  der  Frangepane  das  Comitat  Modrus, 
die  Edeln  aus  dem  Geschlecht  Subich  die  Gespanschaft  Brebir.^^ 
Fern  von  einer  dichten  ungarischen  Bevölkerung  entwickelte  sich 

"  Im  Gegensatze  zu  unserer  Begriffsbestimmung  lehrten  die  älteren 
Schriftsteller,  namentlich  Bartal,  den  unmittelbar  westeuropäischen  Ursprung 
des  Instituts  der  liberi  et  perpetai  comites.  Nach  Bartal  hätten  die  Könige  bereits 
zu  Beginn  des  XIII.  Jahrhunderts  „usitato  per  Germaniam  ritu"  den  gräf- 
lichen Titel  als  erblichen  Familientitel  verliehen,  wie  die  Urkunde  Andreas  II. 
für  die  Edeln  Babonik  und  Stefan  von  Vodicsa  aus  dem  Jahre  1218  zeige. 
Diese  Urkunde  ist  (wie  oben  S.  248  Anm.  11  erwähnt)  in  jüngster  Zeit  als 
Fälschung  erkannt  worden.  Siehe  die  Widerlegung  der  älteren  irrigen  Lehre 
bei  Schiller  a.  a.  0.  S.  213  ff. 

»=■  Schiller   a.  a.  O.  S.  214—221. 

^«  Ladislaus  IV.  verleiht  in  dieser  Weise  das  Comitat  Berzencze  dem 
Bischof  von  Zägräb :  „.  .  .  ipsum  comitatum  non  ut  honorem,  sed  in  pos- 
sessionem perpetuam  . . .  contulerimus  irrevocabiliter  possidere."  Fej^r  C.  D. 
V/2  S.  383.  Vergleiche  Art'.  XVI  der  Goldenen  Bulle  (angeführt  oben  S.  155 
Anm.  3.) 

1'  Dem  Vorfahren  der  Grafen  Frangepani  schenkt  Bela  III.  1193 
„totam  terram  pertinentem  ad  comitatum  Modrus  .  . .  iure  hereditario  .  .  . 
perpetuis  temporibus  possidendam".  Pej^r  C.  D.  11.  S.  292.  Verleihung  des 
Comitats  Brebir  ebenda  IV/2  S.  107.  Betreff  der  anderen  erblichen  Ver- 
leihungen siehe  Pesty,  Az  eltünt  regi  värmegyek  [Die  alten  verschwun- 
denen Comitate]  II.  S.  382   f,  385  ff,  412  ff. 
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für  diese  Besitzer  von  seit  alters  comitatus  genannten  Gebieten, 
die  erblichen  comites  die  bei  den  Deutschen  gangbare  Bezeich- 
nung Oraf,  nicht  das  ungarische  spart,  ispän,  als  erblicher 
Familientitel.  Die  südslavonischen  und  kroatischen  Comitate 
besassen  jedoch  nicht  die  Organisation  und  den  autonomischen 
Charakter,  welchen  die  eigentlich  ungarländischen  Comitate 
bereits  um  diese  Zeit  angenommen  hatten,  sondern  sie  glichen 
den  königUchen  Besitzungen  in  Ungarn,  auf  denen  es  überhaupt 
keine  öffentlich-rechtlich  freien,  d.  h.  adeligen  Elemente  gab.^* 
Die  erbliche  Verleihung  der  kroatischen  Comitate  bedeutete  also 
nicht  die  Übertragung  der  Gespanschaft  als  eines  könig- 
lichen Amtes  und  der  damit  verbundenen,  auch  auf  Vollfreie 
sich  erstreckenden  öffentHchen  Machtfülle;  sondern  die  verliehenen 
Gespanschaften  gerieten,  gleich  anderen  Schenkungsgütern,  als 
Grundherrschaften  unter  die  private,  jedoch  bedeutend 
umfangreichere  grundherrliche  Gewalt  der  beliehenen  Familie.^ ^ 
Die  übereinstimmende  rechtliche  Qualität  des  Grundbesitzes 
bewirkte,  dass  auch  im  eigentlichen  Ungarn,  namentlich  im 
Westen  des  Landes,  in  zahlreichen  Familien,  welche  grosse 
Gütercomplexe  mit  vollkommener  Immunität  und  grundherrlicher 
Gewalt  besassen,  der  erbliche  Grafentitel  sich  ausbildete.  Das 
ist  der  Ursprung  der  ältesten  Grafenfamilien  des  eigentlichen 
Ungarns:  der  Grafen  von  Szent-György  und  Bazin,  der  Grafen 
von  Fraknö  u.  a.  m.'^**  Als  später  im  XV.  Jahrhundert  die  erblichen 
Verleihungen  der  Comitatsgespanschaft  immer  häufiger  wurden,  ^^ 

*®  Vgl.  Thallöczy,  A  Blagay-csaläd  okleveltära  [ÜB.  der  gräflichen 
Familie  Blagay]  1897  S.  XIX— XX. 

1^  Diese  Auffassung  tritt  in  der  Bestätigungsurkunde  Andreas  III. 
für  den  Palatin  Omode  von  1290,  worin  die  Gespanschaft  Ung  als  pos- 
sessio bezeichnet  wird,  klar  zutage :  „universas  possessiones  tempore  regis 
Ladislai  .  .  .  acquisitas,  videlicet  possessionem  seu  comitatum  Ung  vocatum 
cum  Omnibus  utilitatibus  et  pertinentiis  .  .  ."  Wenzel  XII.  S.  497.  In  der- 
selben Weise  schenkt  König  Wenzel  1302  die  Burg  und  die  Gespanschaft 
von  Trencsen  dem  Matthaeus  Csäk.  Fej^r  C.  D.  VIII  1  S.  89.  Vergleiche 
die  Schenkung  des  comitatus  Sempte  (um  1261)  Wenzel  111/ 1  S.  1,  Locs- 
mänd  (1263)  Fej^r  C.  D.  IV/3.  S.  148. 

-«  Schiller  a.  a.  O.  S  228—237.  Betreff  der  Exemtion  siehe  Fejer 
C.  D.  III;l  S.  178,  1112  S.  465.  „Graf  von  Poezing" :  1318  Anjouk.  Okmt. 
S.  I.  475.  „Comes  de  Sancto  Georgio"  1384 :  Fej^r  C.  D.  X/8.  S.  143. 

-1  Hajnik,  Az  örökös  föispänsäg  a  magyar  alkotmänytörtenetben 
[Die  erbliche  Obergespanschaft  in  der  ungarischen  Verfassungsgeschichte] 
1888  S.  6  und  39  ff. 

36* 
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hatte  sich  der  öffentHche  Amtscharakter  der  Obergespanschaft 
{honor,  officium  comitatiis)  dermassen  ausgebildet,  dass  die 
Entwicklung  der  erblichen  Gespanwürde  zu  einer  privaten  Gewalt, 
zur  Landesherrlichkeit,  wie  es  Jahrhunderte  vorher  in  den  west- 
lichen Staaten  der  Fall  war,  sich  unmöglich  mehr  vollziehen 
konnte.  Der  ungarische  Grafentitel,  als  hochadeliger  oder  Mag- 
natentitel ist  also  in  seinem  Ursprünge  von  der  erblichen  Ober- 
gespanschaft, als  einem  erblichen  Königsamte  wesentlich  unab- 
hängig. Um  die  Terminologie  der  deutschen  Rechtsgeschichte 
zu  gebrauchen :  es  gab  in  Ungarn  keine  landesherrlichen,  son- 
dern bloss  grundherrliche  Grafschaften,  Grafschaften 
privaten  Rechts.^- 

Die  den  Grafentitel  führenden  Familien  bilden  bereits  seit 
dem  Anfang  des  XV.  Jahrhunderts  die  vornehmste  Gruppe  der 
ungarischen  Besitzaristokratie;  in  der  Reihe  der  Banderiatsher- 
ren  werden  sie  stets  an  erster  Stelle  genannt. ^^  Um  die  Mitte 
des  Jahrhunderts  steht  der  Rechtsgehalt  der  Grafschaft  in  völliger 
Klarheit  vor  den  Zeitgenossen.  Der  König  erhebt  nun  gewisse 
ausgedehnte  Besitzungen  anlässlich  der  Neuver- 
leihung zu  Grafschaften  {in  comitatum  perpetuum),  den 
Beliehenen  und  dessen  Nachkommen  beiderlei  Geschlechts  zu 
Grafen  (in  perpetaos  et  liberos  comites).  Die  erste  Erhebung 
war  die  Johann  Hunyadis  zum  Grafen  von  Besztercze  im  Jahre 
1453.  König  Matthias  erhob  Johann  von  Wittowetz  zum  Grafen 
von  Zagorien,  die  Zäpolya  zu  Grafen  von  der  Zips.-^ 

Das  wichtigste  Vorrecht  der  Grafen  war,  dass  sie  ihren 
Gerichtsstand  vor  dem  Könige  selbst  hatten  und  sonst  nieman- 
des Gerichtsbarkeit  unterworfen  waren.  G.-A.  XXI:  1486,  wel- 
cher den  privilegierten  Gerichtsstand  allgemein  beseitigte,  beliess 
ihn  einzig   und   allein   den   Grafen,-^  aber   bereits  das  Decret 


**  Vgl.  Schröder  a.  a.  O.*  S.  396.  Roth  von  Schreckenstein  a.  a. 
O.  S.  7. 

'^  Banderiale  Regestrum  von  1433  Kovachich,  Supplementum  I. 
S.  424.  G.-A.  XXI :  1492,  XXII :  1498. 

**  Siehe  die  betreffenden  Urkunden  bei  Teleki  a.  a.  O.  S.  347  ff, 
Schiller  a.  a.  O.  S.  318  ff  (Budapester  Landesarchiv  Dl.  33,814),  Waoner, 
Analecta  Scepusii  1.  S.  145  ff. 

"  „Demptis  dumtaxat  perpetuis  comitibus,  qui  ex  vetustissima 
divorum  regum  ordinatione  solius  Regiae  Maiestatis  iudicio  reservari  in- 
telliguntur." 
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von  1495  hob  die  Ausnahme  auf,'^^  wodurch  die  Bedeutung  der 
Grafschaft  als  eines  von  der  Comitatsverwaltung  völUg  eximier- 
ten,  besonderen  Verwaltungsgebietes  allmälig  abnahm.  Doch 
verblieb  den  Grafen  das  hochgehaltene  Rotsiegelrecht  (ius 
cerae  rubrae),  ferner  das  Recht,  unter  ihrem  eigenen  Siegel 
Anwälte  zu  bestellen.-'  Den  Grafen  gebürte  die  Anrede :  Spec- 
tabtlis  et  Magnificus  ''ung.   Tekintetes  es  Nagysägos). 

Die  Habsburger  verliehen  seit  dem  Ende  des  XVI.  Jahr- 
hunderts einigen  reichbegüterten  Familien  die  Grafschaft  als 
blossen  Titel,  ohne  Schenkung  einer  Gutsherrschaft,  jedoch 
mit  Bezug  auf  eine  von  den  Beliehenen  besessene  Herr- 
schaft. Seit  der  ersten  Hälfte  des  XVII.  Jahrhunderts  wurde 
meist  auch  die  Beziehung  auf  einen  bereits  vorhandenen  Fami- 
lienbesitz fortgelassen  und  der  einfache  Grafentitel  ver- 
liehen.^^ 

Der  politischen  Verfassung  Ungarns  war  das  Herzogtum 
{ducatus)  als  höhere  territoriale  Verwaltungseinheit  unbekannt; 
es  gab  daher  auch  keine  den  Amtstitel  des  Herzogs  {dux)  füh- 
renden, je  mehreren  Comitatsgespänen  überordneten  Provincial- 
beamten.  In  Ungarn  wurden  einzig  die  Mitglieder  der  königlichen 
Familie  Herzoge  genannt.  Allerdings  fand  im  Zusammenhang 
hiermit  die  Bezeichnung  ducatus  auch  auf  gewisse  Landesteile 
Anwendung,  welche  einzelnen  Herzogen  zur  Verwaltung  überwie- 
sen wurden.  Aber  das  Institut  des  königlichen  Herzogtums  erhielt 
im  Zeitalter  der  Arpäden  keine  verfassungsmässige  Regelung; 
es  schob  sich  nicht  als  ständiger  Bestandteil  in  das  Gefüge  der 
ungarischen  Territorialorganisation  ein,  noch  verknüpfte  es  sich 
dauernd  mit  gewissen  Gebieten.^^  Ebensowenig  erfolgte  diese 
Verbindung  im  Zeitalter  der  auf  dem  Begriffe  der  Heiligen  Krone 
beruhenden  Staatsverfassung,  obwol  die  Mitglieder  der  Dynastie 
auch  ferner  Herzoge,  duces  genannt  wurden  und  sogar  das 
Institut  des  Ducats  mehrere  Erneuerungen  erfuhr :  so  schrieb 
sich  der  jüngere  Bruder  Ludwigs  des  Grossen,  Stefan,  erst 
Herzog  von  der  Zips  und  Säros,  dann  Herzog  von  Siebenbür- 
gen, zuletzt  Herzog  von  ganz  Slavonien,  Kroatien  und  Dalmatien.^'^ 

"  Art.  XIX,  erneut  durch  G.-A.  XXXIII :  1526. 

"  Trip.  II.  tit.  13.  §.  6. 

**  Schiller  a.  a.  O.  S.  259—261. 

"  Siehe  oben  S.  128  ff. 

^^  „Dux    Scepysiensis    et   de    Sarus" :    Anjouk.    0km.    V.    S.    548 ; 
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Matthias  I.  erhob  seinen  natürlichen  Sohn  Johann  Corvinus,  als 
er  ihm  die  Obergespanwürde  des  Comitats  Liptö  übertrug, 
zum  Herzog  von  Liptö,  um  dessen  Abstammung  aus  königlichem 
Geblüte  darzutun  ;^^  kraft  desselben  Rechtstitels  erhielt  Johann 
Corvin  durch  den  Vergleich  von  Farkashida  (nebst  der  Würde 
des  Königs  von  Bosnien)  das  „Herzogtum  Slavonien".32  Laurenz 
Ujlaki,  einer  der  mächtigsten  ungarischen  Herren  zu  Ende  des 
XV.  und  im  Anfang  des  XVL  Jahrhunderts,  führte  gleichfalls 
den  Herzogstitel,  da  sein  Vater,  Nikolaus,  zufolge  der  Verleihung 
Matthias'  König  von  Bosnien  gewesen  war.^^ 

Einem  Nicht-Mitgliede  der  Dynastie  wurde  der  Herzogtitel 
eines  zum  ungarischen  Staat  gehörigen  Territoriums  zuerst  unter 
König  Ludwig  dem  Grossen  zuteil,  der  zweifellos  unter  dem 
Einflüsse  des  deutschen  und  italienischen  Staatsrechts  im  Jahre 
1369  dem  Woywoden  der  Wallachei,  einem  Lehenträger  der 
ungarischen  Krone,  das  Gebiet  von  Fogaras  nebst  dem  Herzog- 
titel schenkte.^*  König  Sigismund  verlieh  1408  dem  Banus  von 
Bosnien,  namens  Hervoja,  den  Titel  eines  Herzogs  von  Spalato 
{dux  Spalati)}^  Kende,  der  Fürst  der  im  Nordosten  Ungarns 
angesiedelten  Rutenen,  wurde  von  Sigismund  oder  von  dessen 
Nachfolger  Albrecht,  mit  dem  Titel  des  Herzogs  von  Munkäcs 
ausgezeichnet.^^  Doch  erloschen  diese  Titel  bald,  mangels  jed- 
weder kräftigen  verfassungsrechtlichen  Basis. 

Die  Habsburger  verliehen  zweien  ungarischen  Familien 
den  Titel  eines   Herzogs   des   heiligen   römischen   Reichs  {dux 

siehe  auch  Katona,  Hist.  Grit.  IX.  S.  587,  X.  S.  66.  „Dux  Transylvanus" : 
Fejer  C.  D.  IX/2  S.  47.  Katona  a.  a.  O.  X.  S.  17.  „Totius  Slavoniae, 
Croatiae   ac   Dalmatiae  dux" :  Fej^r  C.  D.  IX/2  S.  242. 

*'  M.  Schwartner,  Introductio  in  artem  diplomaticam  S.  246.  Vgl. 
Julius  Schönherr,  Corvin  Jänos  S.  21  f. 

^^  KovACHicH,  Supplementum  II.  S.  273. 

''  „Laurentius  dux  Bosnae"  Blagay  Oklt.  S.  453.  Über  den  angeb- 
lichen Sirmienser  Ducat  {dux  SirmU)  Laurenz  Ujlakis  und  die  auf  dieser 
falschen  Überlieferung  beruhende  Verleihung  des  Herzogtitels  von  Sirmien 
an  Fürst  Livius  Odescalchi  1697  siehe  Schiller  a.  a.  O.  S.  294—299. 

^*  Katona,  Hist.  Grit.  X.  S.  540.  Fej^r  G.  D.  X/2  S.   270. 

"  Katona,  Hist.  Grit.  XII,  S.  155:  „Givitatem  nostram  Spalatensem 
ipsi  Hervojae  ducalis  '.dignitatis  titulo  eiusdem  civitatis  magistratu  insig- 
niendo  .  .  ."  Vgl.  Thallöczy's  Abhandlung  über  das  Wappen  Hervojas 
Turul  Jg  1892  S.  1  ff. 

'■^  Desider  Gsänki,  Magyarorszäg  törteneti  földrajza  a  Hunyadiak 
koräban  [Historische  Geographie  Ungarns  zur  Zeit  der  Hunyadi]  I.  S.  428. 
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Sacrl  Romani  Imperii)}'^  Häufiger  waren  die  Verleiiiungen  des 
(einfachen)  Reichsfürstentitels  {princeps  Sacri  Romani 
Imperli)  seitens  der  Könige  aus  dem  Hause  Habsburg,  in  ihrer 
Eigenschaft  als  römische  Kaiser.^*  Den  Fürsten  gebürte  das 
Epitheton  Illustrissimus  (ung.  Meltösägos). 

Der  Ursprung  des  Baronats  als  eines  erblichen  Magna- 
tentitels reicht  in  die  Zeit  König  Matthias'  zurück.  Unter  Wla- 
dislaus  II.  tritt  uns  das  Institut  bereits  völlig  ausgebildet  ent- 
gegen :  der  König  verleiht  die  Baronie,  d.  h.  Würde,  Titel  und 
Vorrechte  der  Reichsbarone,  ohne  Übertragung  eines  Baron- 
amtes, zu  erblichem  Recht.  Als  erster  Fall  der  Verleihung  des 
ausgebildeten  erblichen  Baronats  ist  uns  die  Erhebung  des 
königlichen  Oberstkämmerers  Johann  Podmaniczky  um  das  Jahr 
1506  bekannt  (Joannem  eiusque  fillütn  L.  .  .  .  prolemqae  horum 
omnium  .  .  .  in  barones  nominamus  .  .  .  coetuique  baronum  ascri- 
bimus)}^ 

Die  mit  dem  erblichen  Barontitel  Geschmückten  besassen 
jedoch,  wie  Werbö'czi  uns  berichtet,  nicht  sämmtliche  Vorrechte 
der  Reichsbarone,  und  wurden  daher  im  Gegensatze  zu  den 
wirklichen   Baronen   als   barones  solo  nomine  bezeichnet.'**^   Sie 

"  Kaiser  Maximilian  I.  verlieh  1517  (als  fremder  Souverain)  dem 
Palatin  Ungarns,  Emerich  Perenyi  und  dessen  Nachkommen  nach  der  Be- 
sitzung Siklös  den  Titel  eines  Herzogs  des  heiligen  römischen  Reichs. 
Siehe  die  Urkunde  bei  Waoner,  Analecta  Scepusii  II.  S.  135  ff.  Die  Räköczi 
erhielten  im  XVII.  Jahrhundert  den  Titel  des  dux  de  Säros.  Ivan  Nagy, 
Magyarorszäg  csalädjai  [Ungarns  Familien]  IX.  S.  607. 

'^  Die  siebenbürgischen  Herrscher  erhielten  fast  alle  den  Reichs- 
fürstentitel. Karl  III.  (als  Kaiser,  VI.)  schmückte  1714  den  Erzbischofs- 
stuhl zu  Esztergom  mit  der  Reichsfürstenwürde.  Török,  Magyarorszäg 
primäsa  S.  180.  Erblich  v^^urde  der  Reichsfürstentitel  den  Familien  Ester- 
häzy,  Batthyänyi  und  Grassalkovich  verliehen,  den  beiden  letzteren  jedoch 
(ursprünglich  auch  der  ersteren)  als  Primogenitur.  Die  Fürsten  Pälffy  führen 
den  österreichischen  Fürstentitel.  Schiller  a.  a.  O.  S.  304—306. 

^^  Nach  einer  zeitgenössischen  undatierten  Abschrift  mitgeteilt  von 
Schiller  a.  a.  O.  S.  327  ff.  Dass  die  Urkunde  zwischen  1502  und  1506 
entstanden  ist,  hat  Julius  Schönherr,  der  sie  von  heraldischem  Stand- 
punkte prüfte,  nachgewiesen.  Turul  Jg  1891  S.  58.  Die  nächst  ältesten 
Baronatsdiplome  aus  1507  sind  die  des  Georg  und  Johann  Drägffy,  aus- 
zugsweise bei  CziRÄKY,  Conspectus  iuris  publici  I.  S.  183,  und  des  Emerich 
Török,  nach  dem  im  Archiv  des  Budapester  Nationalmuseums  befind- 
lichen Original  mitgeteilt  von  Schiller  a.  a.  O.  S.  329  f. 

*"*  Trip.  I,  tit.  93.  §.  3. :  „Si  vero  magnas  vel  baro  solo  nomine 
fuerit  .  .  ." 
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besassen  jedoch  das  Rotsiegelrecht  ebenso  wie  die  wirklichen 
Barone ;  desgleichen  das  Epitheton  Magnificiis  (ung.  Nagysä- 
gos,  deutsch  Wo/geboren),  das  den  Reichsbaronen  seit  der  Regie- 
rungszeit Karl  Roberts  gebürte.-^^  Ja,  das  Epitheton  Magnlßcus 
war,  trotzdem  die  Könige  aus  dem  Hause  Habsburg  den  unga- 
rischen Baronat  von  Anbeginn  in  sehr  freigebiger  Weise  ver- 
liehen, mehr  als  anderthalb  Jahrhunderte  lang  der  eigentliche 
Barontitel,  denn  die  Bezeichnung  baro  wurde  von  den  Mitglie- 
dern der  mit  dem  erblichen  Baronat  ausgestatteten  Familien  als 
individueller,  mit  dem  Familiennamen  verbundener  Titel  bis  Ende 
des  XVII.  Jahrhunderts  überhaupt  nicht  gebraucht/^  Erst  in  der 
zweiten  Hälfte  des  XVII.  Jahrhunderts  wendeten  die  ungarischen 
Barone  nach  dem  Beispiele  der  mit  dem  (römischen)  Reichs- 
freiherrntitel  geschmückten  einheimischen  und  fremden  Familien 
{liberi  domini,  üben  barones,  kurzweg  barones  genannt)  den 
Titel  baro  oder  liber  baro  als  einen  eigentlichen  Bestandteil  ihres 
Namens  an  und  fand  die  Bezeichnung  der  ungarischen  Barone 
als  liberi  barones  bald  auch  in  den  von  der  ungarischen  Hof- 
kanzlei ausgestellten  Baronatsdiplomen  Eingang.^^ 

Eine  besondere,  vornehme  Gruppe  der  Herren  bildeten  die- 
jenigen Grossgrundbesitzer,  die  gemäss  der  Banderialverfassung 
das  Recht  besassen,  das  von  ihren  Besitzungen  ausgerüstete 
Kriegsvolk  unter  ihrem  eigenen  Banner  ins  Feld  zu  führen. 
Die  Quellen  bezeichnen  diese  Herren  als  domini  banderlati  oder 
barones  banderiati,  häufig  auch  einfach  als  barones,  ung.  zdszlös 
ür,  d.  i.  B  a  n  n  e  r  h  e  r  r.  Das  unter  König  Sigismund  entstandene 
s.  g.  Banderiale  Regestrum,^^  ferner  spätere  Gesetze^''  zählen  die 
banderiatberechtigten  geistlichen  und  weltlichen  Herren  einzeln 
auf.  Die  Bezeichnung  der  Bannerherren  als  barones  verursachte 
später  die  Verwechslung  der  Bannerherren  mit  den  Reichsbaro- 
nen {veri  barones  regni) :  die  Benennung  Bannerherr  wurde  auf 
die  Reichsbarone  übertragen  und  gebraucht  die  Terminologie 
des  ungarischen  Staatsrechts  noch  heute   diese   irrtümliche 

*^  Trip.  11.  tit.  54.  §.  3. :  „Prior  Auranae  Venerabilis  et  Magnificus 
in  suo  titulo  scribatur  .  .  .  Magnificus  tamquam  baronum  unus." 

*-  Schiller  a.  a.  O.  S.  274—277.  Darum  wird  der  erbliche  Baronat 
häufig  als  Magnificentia  bezeichnet ;  so  in  §.  28  des   G.-A.   LXXIII :  1609. 

"  Schiller  a.  a.  0.  S.  278—288. 

**  KovACHicH,  Supplementum  I.  S.  426—429. 

*'•'  Art.  XX.  XXI.  XXII :  1498. 
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Bezeichnung  für  die  oben  genannten  höchsten  königlichen 
Würdenträger.**^  Der  Baronat  ist  rechtsgeschichtlich  durchaus 
nicht  mit  der  Bannerherrlichkeit  identisch ;  denn  es  waren  bei- 
weitem nicht  alle  Reichsbarone  auf  grund  ihrer  Amtseinkünfte 
zur  Ausrüstung  eines  Banderiums  von  Amtswegen  verpflichtet.*^ 
Die  wirklichen  Barone  schieden  sich  hinsichtlich  des  Banderiats- 
rechts  (bezw.  der  Banderiatpflicht)  in  zwei  Gruppen :  in  solche, 
die  ein  Amtsbanderium  {banderium  offiäosum)  auszurüsten  ge- 
halten waren,  und  solche,  denen  diese  Verpflichtung  nicht  oblag 
{barones  banderia  non  habentes),^^  die  also  von  Amtswegen 
keine  Bannerherren  waren.  Hingegen  gab  es  zahlreiche  Herren, 
die  obwol  sie  kein  Baronamt  innehatten,  von  ihren  eigenen 
Besitzungen  Banderien  ausrüsten  mussten*^  und  also  zu  den 
Bannerherren  gehörten. 


§.  3.  Fortsetzung.  Begüterte  Adelige  und  Einhufner. 
Prädialisten.  Jäzyger  und  Kumanen.  Szeklyer. 

Das  Grundprincip  der  auf  der  Mitgliedschaft  der  Heiligen 
Krone  beruhenden  Ständeverfassung  war  die  gleiche  Freiheit  der 
Adeligen  {una  eademque  nobilttas).  Die  wirtschaftlichen  Unter- 
schiede, die  im  Schosse  des  Adelsstandes  bestanden,  machten 
sich  jedoch  auch  im  Rechtsleben  geltend.  Von  der  grossen 
politischen  Bedeutung  und  öffentlichen  Tätigkeit  der  reichen 
Grossgrundbesitzer  war  oben  die  Rede.  Auch  nach  unten  be- 
standen nennenswerte  Unterschiede. 

Der  adeligen  Freiheit  entsprachen  gewisse  öffentliche 
Pflichten.  Die  Adeligen  mussten  auf  eigene  Kosten  ins  Feld 
ziehen,  auf  dem  Reichstage  und  den  Comitatsversammlungen 
erscheinen,   unentgeltlich   —   bei   Strafe   bedeutender  Busse  — 

*^  Wie  sehr  das  Wesen  der  Bannerherrlichkeit  und  des  Reichs- 
baronats  noch  zu  Anfang  des  XIX.  Jahrhunderts  verkannt  wurde,  zeigt  u.  a. 
VAradi,  A  regi  magyar  zäszlössäg  [Die  alten  ungarischen  Bannerherren] 
1826  S.  227. 

*'  Laut  G.-A.  XXII :  1498  hatten  der  Woywode  von  Siebenbürgen,  der 
Gespan  der  Szeklyer,  der  Banus  von  Kroatien  und  der  Obergespan  des 
Temeser  Comitats  Amtsbanderien. 

*«  G.-A.  XX  :  1498. 

"  Vergleiche  G.-A.  XXII :  1498. 
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Comitatsämter  bekleiden.  Diesen  Verpflichtungen  konnten  natür- 
lich nur  diejenigen  nachkommen,  die  genügenden  Grundbesitz, 
bezw.  eine  entsprechende  Zahl  von  Untertanen  hatten.  Man 
nannte  diese  Adeligen,  denen  ihre  wirtschaftliche  Lage  eine 
adelige  Lebensweise  und  die  Erfüllung  sämmtlicher,  mit  der 
Adelsfreiheit  verknüpften  öffentlichen  Pflichten  gestattete,  wol- 
begüterte  Adelige  {nobiles  bene  possessionaü).  Allmälig 
dringt  es  als  Rechtssatz  durch,  dass  bloss  die  wolbegüterten 
Adeligen  verpflichtet  seien,  an  den  Reichstagen  teilzunehmen^ 
und  Comitatsämter  zu  bekleiden.^  Auf  den  Comitatsversamm- 
lungen  entscheidet  das  Votum  der  begüterten  Adeligen ;  denn 
zu  dieser  Zeit  gilt  allgemein  der  Grundsatz,  dass  man  die 
Stimmen  nicht  zählen,  sondern  wägen  müsse.  Werböczi  lehrt 
ausdrücklich,  dass,  „wenn  das  Volk  sich  in  zwei  Parteien 
spalte,  die  Rede  der  verständigeren  und  besseren  Partei  gelte. 
Als  verständigere  und  bessere  Partei  sehen  wir  diejenige  an, 
der  die  durch  ihre  Würde  und  Wissenschaft  Ausgezeichneten 
und  Bedeutenden  angehören".^  Wer  zu  den  Wolbegüterten  zu 
rechnen  sei,  wurde  im  Laufe  der  Zeiten  verschiedentlich  be- 
urteilt. Es  scheint,  dass  man  bei  der  Festsetzung  der  einzelnen 
wichtigen  öffentlichen  Pflichten  besondere  Massstäbe  zur  Anwen- 
dung brachte.  Art.  XLV:1447  schreibt  das  persönliche  Erschei- 
nen aller  jener  Adeligen  am  Reichstage  vor,  die  mindestens 
zwanzig  Untertanen  haben;  später  sendeten  von  den  Einhufnern 
je  zehn  einen  Stellvertreter  auf  den  Reichstag.* 

Von  der  grössten  Bedeutung  war  der  Unterschied  zwischen 
den  Einhufnern  und  den  übrigen  Adeligen.  Unter  Einhufnern 
{nobiles  unius  possessionis,  curialistae,  ung.  egytelkes  nemesek) 
sind  diejenigen  Adeligen  zu  verstehen,  die  keine  Untertanen 
besitzen  {nobiles  jobbagiones  non  habentes)  und  daher  gezwun- 
gen sind,  ihr  Gütchen  selbst  zu  bestellen,  folglich  nicht  nach 
Adelsart  leben  können.  Sie  werden  in  manchen  Beziehungen 
von  der  Gesetzgebung  den  Untertanen  gleichgestellt,  zu  Steuern 
und  anderen  öffentlichen  Leistungen  der  Untertanen  angehalten. 

Das  unter  Karl  Robert  zur  ordentlichen  Grundsteuer  gewor- 

1  G.-A.  XXX  (nach  anderen  Handschriften  XLV) :  1447  Kovachich, 
Sylloge  S.  128. 

*  G-.A.  1 :  1435  (II),  IX  :  1486,  XXXIV  :  1492. 
'  Tit.  2.  p.  III.  §.  8. 

*  G.-A.  1 :  1498. 
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dene  lucmm  camerae,  desgleichen  die  im  Laufe  des  XV.  Jahrhun- 
derts fast  ebenso  zur  ständigen  Einrichtung  erstarkte  Kriegssteuer 
{dica,  contributio,  subsidium)  lastete  auf  den  Adeligen  im  Ver- 
hältnis ihres  unbeweglichen  Vermögens  in  der  Weise,  dass  sowol 
der  Kammernutzen,  als  die  Kriegsbede  nach  der  Anzahl  der 
Untertanenhufen  ausgeworfen  wurde  und  die  Adeligen  die  Steuern 
auf  ihre  Untertanen  überwälzten;  sie  selbst  hafteten  für  den 
Steuerbetrag  insoferne,  als  sie  die  Steuern  von  den  Untertanen 
eintreiben  und  den  Steuereinnehmern  abliefern  mussten.  Die 
Adeligen,  die  keine  Untertanen  hatten  und  die  Steuer  auf  nie- 
mand überwälzen  konnten,  mussten  sie  natürlich  selbst  entrichten; 
zahlreiche  Gesetzartikel  handeln  von  der  Besteuerung  der  adeli- 
gen Einhufner,^  die  darum  auch  nobiles  iaxati  genannt  werden.*^ 
Da  jedoch  die  Leistung  von  Steuern  als  unvereinbar  mit  der 
Adelsfreiheit  galt,  war  hierdurch  die  Freiheit  und  das  Adelsrecht 
der  Einhufner  selbst  in  Frage  gestellt,  sie  hatten  daher  fort- 
währende Kämpfe  zur  Wahrung  ihrer  adeligen  Rechte  zu  be- 
stehen. Die  Decrete  von  1439  und  1492  setzen  fest,  dass  die 
„untertanenlosen"  Adeligen  nicht  minder,  als  diejenigen,  „die 
Untertanen  haben",  „kraft  ihrer  althergebrachten  Freiheit"  von 
der  Zehntpflicht  frei  sein  sollen.' 

Die  Ausstattung  der  geistlichen  und  weltlichen  Herren  mit 
militärischer  Gewalt  brachte  das  Institut  der  Praedialisten 
hervor.  Seit  der  Regierungszeit  Belas  IV.  hatten  bekanntlich  zahl- 
reiche Herren  das  Recht  erworben,  auf  ihren  Besitzungen  Burgen 
zu  bauen  und  mit  Kriegsvolk  zu  bemannen.  Infolge  der  Aus- 
bildung der  Banderiatsheerverfassung  ward  die  Unterhaltung  von 
Kriegern  zu  einem  allgemeinen  Bedürfnis  der  Grossgrundbesitzer. 

Das  Kriegvolk  der  geistlichen  und  weltlichen  Herren  bil- 
dete sich  zunächst  aus  jenen  Untertanen,  die  aller  übrigen  hof- 


^  G.-A.  111:1507  §.  5,  XXV:  1538,  XXIX:  1542  (Beszterczebänya) , 
VI :  1546,  XXV  :  1548,  V  :  1595,  X  :  1596,  PCV  :  1598,  VII :  1599,  XIV  -.  1608 
p.  c,  XLIV:1622,  XV:  1638. 

^  Betreff  der  Zahlung  der  Comitatssteuer  (der  s.  g.  domestica)  siehe 
das  Statut  des  Comitats  Zemplen  v.  J.  1572  Kolosväri  und  Oväri  a.  a.  O. 
II.  S.  31,  das  Statut  des  Comitats  Abaujvär  v.  1640,  ebenda  175.  Wer  zu 
den  nobiles  taxati  gehöre,  bestimmt  z.  B.  das  Statut  des  Comitats  Toma 
V.  1696.  Ebenda  S.  324. 

'  G.-A.  XXVIII :  1439,  L  :  1492.  Von  der  Militäreinquartierung  waren  sie 
späterhin  frei.  Kolosväri  und  Öväri  a.  a.  0.  S.  401. 
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rechtlichen  Leistungen  enthoben  und  ausschliesslich  zu  Waffen- 
diensten verpflichtet  wurden,  daher  auch  als  vornehmer  gal- 
ten, denn  die  anderen  Untertanen  (jobbagiones  exercUuantes, 
nobiles  jobbagiones).^  Seit  dem  Ende  des  XIII.  Jahrhunderts 
kam  es  jedoch  stets  häufiger  vor,  dass  verarmte  Adelige  in  den 
Dienst  von  Prälaten  oder  weltlichen  Herren  traten.  Man  betrach- 
tete ein  solches  privates  Dienstverhältnis  nicht  als  herabwürdi- 
gend ;  denn  der  Waffendienst  erschien  als  wol  verträglich  mit 
der  adeligen  Freiheit  und  Adelsart.  Man  nannte  die  in  solchem 
Dienstverhältnis  stehenden  Adeligen  familiäres  (Hausleute,  Ge- 
sellen). Das  Verhältnis  war  contractualer  Beschaffenheit.  Der 
familiaris  gelobte  Treue  und  Dienste,  der  Herr  hinwiederum 
übernahm  die  Pflicht  der  Versorgung  des  Familiären.  Die  Ver- 
sorgung konnte  in  der  Form  eines  fixen  Jahresgehaltes  geschehen ; 
gewöhnlicher  war  entsprechend  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
des  Mittelalters  die  Naturalversorgung :  entweder  in  der  Weise, 
dass  der  familiaris  im  Hause  des  Herrn  als  Hausgenosse  lebte, 
oder  vermittelst  der  Überlassung  eines  Grundstücks,  das  der 
Beliehene  selbständig  bewirtschaftete.  Die  Grundleihe  —  das 
überlassene  Gut  wurde  in  diesen  Beziehungen  als  praedium 
bezeichnet  —  erfolgte  ursprünglich  für  die  Lebenszeit  des  Dienst- 
mannes, später  für  eine  voraus  bestimmte  Zahl  von  Generationen, 
endlich  schlechthin  zu  Erbrecht.'^  Die  zu  bewaffneten  Diensten 
verpflichteten  erblichen  Besitzer  solcher  Prädien  hiessen  Prae- 
dialadelige  oder  Praedialisten.  Die  Klasse  der  Prädia- 
listen, in  welcher  die  Nachkommen  der  jobbagiones  exercituantes 
der  Ärpädenzeit  mit  den  Abkömmlingen  der  in  die  Dienste  der 
Grossen  getretenen  armen  Adeligen  sich  vermischten,  bildete 
gleichsam  eine  Mittelstufe  zwischen  dem  Adel  und  dem  Unter- 
tanenstand. Die  Prädialisten  gehörten  nicht  zu  den  wirklichen 
Adeligen  {veri  nobiles  regni),  sie  besassen  nicht  sämmtliche 
Rechte  des  Adelsstandes,  doch  waren  sie  frei  von  den  meisten 
Untertanenlasten. 

Ursprünglich,  und  noch  lange  Zeit  nach  der  Ausbildung 
des  Instituts,  hatten  sowol  die  weltlichen,  als  die  geistlichen 
Grossen  Praedialisten.^"  Nach  der  Katastrophe  von  Mohäcs  hört 

»  Siehe  oben  S.  277. 

^  Ein  Beispiel  der  Verleihung  eines  solchen  Gutes  v.  J.  1293  haben 
wir  ebenda  Anm.  19  gesehen. 

'"  Siehe  G.-A.  III :  1435  (I). 
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die  Verleihung  von  Prädien  seitens  der  weltlichen  Herren  all- 
mälig  auf;  bloss  die  Prälaten  verleihen  auch  ferner  Prädien, 
aber  beiweitem  nicht  alle.  Bis  in  die  Mitte  des  XIX.  Jahrhun- 
derts, da  die  Institution  der  Praedialisten  völlig  von  der  Bildfläche 
des  Rechtslebens  verschwand, ^^  bewahrten  allein  der  Erzbischof 
von  Esztergom,  der  Bischof  und  das  Domkapitel  von  Györ,  der 
Erzabt  von  Pannonhalma  und  der  (Erz)bischof  von  Zägräb  als 
Abt  von  Topuszko  ihre  diesbezüglichen  Rechte.^-  Da  in  neuerer 
Zeit  bloss  die  Kirchenfürsten  und  geistliche  Corporationen  Prä- 
dialisten hatten,  bezeichnete  das  Staatsrecht  der  letzten  Jahrhun- 
derte diese  allgemein  als  kirchliche  Adelige  {praediales 
praelatomm).  Hinsichtlich  ihres  Wergeides  ^^  und  ihres  Eides 
waren  sie  den  Reichsadeligen  gleichgestellt.  Sie  waren  insur- 
rectionspflichtig,  gleich  den  Adeligen ;  ^*  betreff  der  Kriegs- 
steuer schwankte  die  Praxis:  bald  wurden  sie  von  der  Kriegs- 
steuer befreit,  bald  zur  Entrichtung  der  Steuer  verpflichtet.^^ 
Die  vom  Comitate  ausgeworfenen  Steuern  (taxae)  mussten  sie 
zu  allen  Zeiten  bezahlen.^"" 

Eine  dem  Adel  nahe  stehende,  privilegierte  Volksklasse  waren 
die  Jazyger  und  Kumanen.  Ihre  im  grossen  Privileg 
von  1279,  das  sie  den  Adeligen  völlig  parificiert  hatte,  um- 
schriebene vorzügliche  Rechtstellung  sank  allerdings  im  Zeitalter 
der  Könige  aus  den  verschiedenen  Häusern  mehr  und  mehr. 
Nach  Geschlechtern  in  Stühlen  (sedes,  descensus)  organisiert,  bil- 
deten sie  eine  vom  Adel  abgeschlossene  Gesellschaft,  die  jedoch 
vermöge  der  engeren  Abhängigkeit  vom  König  weit  hinter  der 
Adelsfreiheit  zurückblieb. ^'  Besonders  nach  dem  Bauernaufstand 
von  1514,  woran  sich  auch  die  Kumanen  beteiligt  hatten,  ver- 
schlimmerte sich  ihre  Rechtslage.  Das  Decret  von  1514  zählt 
sie    schlechterdings    zu   den   königlichen    Untertanen    und   legt 

"  Es  wurde  durch  das  Patent  vom  3.  Februar  1853  aufgehoben. 

^^  Vgl.  Emerich  Kelemen,  Institutiones  iuris  privati  Hungarici  I.  S.  271. 
Ignaz  Frank,  Közigazsäg  törvenye  I.  S.  123  f.  Josef  Ozorai,  Az  egyhäzi 
vagy  praedialis  nemesek  [Die  kirchlichen  oder  Praedialadeligen]  1887. 

^^  G.-A.  XIV:  1567. 

1*  G.-A.  LXIII:1741. 

1^  Siehe  G.-A.  XIV:  1567  und  XXVI :  1647. 

"  G.-A.  XXVI  :  1647 :  „.  .  .  praediales  etiam  praelatorum  per  comi- 
tatus  taxentur."  Siehe  auch  G.-A.  LXIII :  1741. 

^'  G.-A.  II  :  1467  Kovachich,  Sylloge  S.  190.  Trip.  III.  tit.  25. 
§§.  1.  2. 
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ihnen  dieselben  Verpflichtungen  auf,  wie  den  übrigen  Unter- 
tanen des  Königs/*^  Laut  Art.  XIV  der  Beschlüsse  des  Reichs- 
tages zu  Bäcs  1518  werden  ihre  Abgaben  und  Steuern  für 
die  Zwecke  der  königlichen  Küche  verwendet  und  geraten  sie 
daher  unter  die  Obrigkeit  des  Burgverwalters  von  Buda  {provisor 
castrl  Budensis).  Die  Rumänen  konnten  also,  gleichwie  die  ande- 
ren nicht-adeligen  Staatsangehörigen,  nur  vermittelst  königlicher 
Schenkung  oder  durch  Adelsbrief  den  Adel  erwerben. ^'* 

Die  Szeklyer  erhielten  sich  bis  in  die  Mitte  des  XVI. 
Jahrhunderts  im  Besitze  der  vollen  Adelsfreiheit;  ein  Teil  von 
ihnen  noch  darüber  hinaus.  Die  Szeklyer  „Nation"  zerfiel  in 
drei  Stände  (genera) :  die  der  prlmores  oder potentiores  oder 
seniores  (ung.  föemberek),  der  prlmlplli  oder  eqiiites  (ung.  löfö- 
szekelyek)  und  der  pixldarll  oder  pedltes  (ung.  közszekelyek). 
Die  Zugehörigkeit  zu  den  einzelnen  Ständen  bestimmte  sich  nach 
dem  Vermögen.  Die  Stände  bildeten  also  keine  kastähnlichen, 
geschlossenen  Körperschaften ;  die  Standeszugehörigkeit  des  Ein- 
zelnen veränderte  sich  zufolge  der  Veränderung  seiner  Vermö- 
genslage. Die  Zugehörigkeit  wurde  anlässlich  der  von  Zeit  zu 
Zeit  vorgenommenen  Heerschau  festgesetzt.  Wenn  ein  Primor 
die  vorgeschriebene  Anzahl  von  Kriegern  zur  Heerschau  nicht 
auszurüsten  vermochte,  stieg  er  aus  dem  Stande  der  prlmores 
in  den  der  prlmiplli  nieder,  die  zu  persönlichem  Reiterdienst 
verpflichtet  waren ;  ebenso  trat  der  prlmipllus,  dem  seine  Ver- 
mögensverhältnisse den  kostspieligen  Reiterdienst  nicht  mehr 
gestatteten,  in  den  niedrigeren  Stand  der  pedltes  über.  Hinwiede- 
rum konnte  der  zu  grösseren  Vermögen  gelangte  pedes  oder 
prlmipllus  in  den  höheren  Stand  der  prlmlplli,  bezw.  prlmores 
aufsteigen.  Das  erforderliche  Vermögensmass  war  teils  gewohn- 
heitsrechtlich, teils  durch  königliche  Verordnung  festgestellt.^" 

^**  Art.  XXIII :  „Philistae  et  Comani  ac  ceteri  jobbagiones  Regiae 
Maiestatis  ubilibet  residentes  tarn  ad  censuum  et  munerum  nonarumque 
Solutionen!,  quam  etiam  servitiorum  exhibitionem  instar  aliorum  colono- 
rum  et  rusticorum  huius  regni  de  cetero  teneantur  et  sint  obligati." 

^^  Siehe  das  Statut  des  den  Rumänischen  Districten  benachbarten 
Comitats  Heves-Külsö-Szolnok  v.  J.  1655 :  „Si  quidem  hactenus  complures 
literae  armales  ad  instantiam  Cumanorum  et  Philistaeorum  publicatae 
extitissent  ac  ex  vi  pubHcationis  armaiium  in  medium  comitatus  incorporati 
essent  .  .  ."  Kolosväri  und  Öväri  a.  a.  O.  II.  S.  216. 

"  Siehe  z.  B.  die  Verordnung  Matthias  I.  von  1473.  Szekely  0kl.  I. 
S.   220. 
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Das  Wergeid  der  Szeklyer  war  geringer  als  das  der  Ade- 
ligen, das  übrigens  in  Siebenbürgen  bloss  Sechsundsechzig 
Goldgulden  betrug;  die  Szeklyer  hatten  —  ohne  Unterschied 
der  drei  Stände  —  ein  Wergeid  von  fünfundzwanzig  Goldgul- 
den.'^^  Von  der  auf  den  Principien  der  Stämme-  und  Geschlech- 
terordnung beruhenden  eigentümlichen  Besitz-  und  Ämterver- 
fassung der  Szeklyer,  die  zu  Werbdezis  Zeiten  noch  in  voller 
Kraft  bestand,  war  bereits  die  Rede.-^  Gleich  den  Adeligen,  waren 
sie  frei  von  jeder  Steuer.  Anlässlich  der  Krönung,  ferner  der 
Hochzeit  des  Königs  und  der  Geburt  des  ersten  Sohnes  brach- 
ten sie  dem  Könige  Ochsen  dar  {signatum  boum)P 

Nach  Werböezls  Lehre  sind  die  Szeklyer  insgesammt  wirk- 
liche, ja  „privilegierte  Adelige".^*  Seit  1562,  da  die  Szeklyernation 
zur  Strafe  wegen  des  Aufstandes  gegen  Johann  Sigismund,  ihrer 
uralten  Verfassung  und  Rechte  beraubt  wurde,  werden  bloss  die 
primores  als  wirkliche  Adelige  angesehen. '^^  Doch  wurde  bereits 
viel  früher  ein  Unterschied  zwischen  dem  Szeklyerrecht  {sieult- 
tas)  und  dem  Adel  {nobilitas)  gemacht,  wie  der  Freibrief  Wla- 
dislaus  II.  vom  Jahre  1499  bezeugt.^ ^ 


§.  4.   Der  Erwerb  des  Adels.  Die  Vorrechte  der 
Adeligen.  Das  Wappen. 

Der  Adelsstand  bildet  im  Zeitalter  der  auf  dem  Begriff  der 
Heiligen  Krone  beruhenden  Staatsverfassung  einen  geschlossenen 
Geburtsstand.  Der  Adel  ist  erblich :  die  aus  rechtmässiger  Ehe 
geborenen  Kinder  des  Adeligen  sind  gleichfalls  adelig.^ 

"  Trip.  III.  tit.  3.  §.  1,  4.  §.  I. 

"  Siehe  oben  S.  88.  241. 

"  Szekely  0kl.  I.  S.  220.  Siehe  oben  S.  268. 

^*  Tit.  4.  p.  III.  princ. 

^^  Approbatae  Constitutiones  p.  III.  tit.  76.  Compilatae  Constitutiones 
p.  III.  tit.  8. 

*^  „Si  aliquis  Siculorum  habens  nobilitatem,  aliquam  notam  infideli- 
tatis  incurrerit,  et  si  nota  illa  inter  ipsos  Siculos  dumtaxat  perpetrata  fuerit, 
extunc  talis  solam  siculitatem  amittat.  Si  vero  contra  regnum  et  Regiam 
Maiestatem,  talis  siculitatem  atque  etiam  nobilitatem  resque  et  bona  amit- 
tere  debeat  et  in  fiscum  regium  devolvantur."  Kolosväri  und  Öväri  a.  a.  0. 
I.  S.  11.  Siehe  noch  unten  V.  Kap,  §.  9. 

^  Trip.  I.  tit.  6.  §.  2. :  „.  .  .  ex  nobili  patre  et  ignobili  matre  filii 
procreati  recti  et  veri  nobiles  censentur". 
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Der  Adel  wurde  also  in  erster  Reihe  durch  die  Abstam- 
mung erworben.  Zweitens  konnte  er  durch  die  Erhebung 
in  den  Adelsstand  {nobilitatiö)  erworben  werden.  Die 
Adelung  war  ein  Hoheitsrecht  des  gekrönten  Königs."^ 

Auch  unter  den  Königen  aus  den  verschiedenen  Häusern 
erfolgte  die  Erhebung  in  den  Adelsstand  lange  Zeit  ausschliess- 
lich vermittelst  königlicher  Besitzschenkung.  Später  ent- 
wickelte sich  ein  zweiter  Modus  der  Verleihung  des  Adels :  der 
König  erklärt  mittelst  einer  einfachen  Urkunde,  eines  Adels- 
briefes {literae  nobiUtares),  den  Empfänger  als  adelig.  Der- 
selben Erscheinung  begegnen  wir  um  diese  Zeit  auch  in  den 
Staaten  des  Westens.  In  Frankreich  entsteht  unter  den  letzten 
Capetingern  (um  1320)  die  noblesse  de  lettre,  in  Deutschland 
um  die  Mitte  des  XIV.  Jahrhunderts  der  Briefadel  {nobili- 
tas  codicillaris).  In  Ungarn  mehren  sich  die  Adelsbriefe  be- 
sonders seit  der  Regierungszeit  König  Sigismunds. 

Werbö'czi  unterscheidet  zwei  ordentliche  Arten  der  Ahe- 
lung.  Der  König  verleiht  dem  durch  Verdienste  und  hervor- 
ragende Taten  Ausgezeichneten  entweder  ein  Grundstück,  in 
dessen  Besitz  man  den  Donatar  feierlich  einweist:  „durch 
die  Schenkung  des  Fürsten  wird  er  allsogleich  ein  wirk- 
licher Adeliger  und  des  bäuerlichen  Joches  ledig". ^  Oder 
der  König  hebt  den  Betreffenden  mittelst  eines  Freibriefes  aus 
dem  Stande  der  Bauern  und  Nicht-Adeligen  in  die  Gemeinschaft 
der  Adeligen  empor.'* 

Die  mittelst  Freibriefes  Geadelten  werden  in  späterer  Zeit 
Ar  mausten  {armalistae,  nobiles  armales)  genannt,  da  die 
Adelsbriefe  in  der  Regel  die  Verleihung  eines  Adelswappens 
enthalten.  Diese  Benennung  ist  für  die  Zeit  des  Tripartitums 
und  das  Werbö'czi  vorangehende  Jahrhundert  unzutreffend ;  das 

-  Trip.  I.  tit.  3.  §.  6.  Die  Schenkungen  des  nichtgekrönten  Königs 
mussten  nach  der  Krönung  bestätigt  werden  (G.-A.  XXIII :  1463).  Die 
Schenkungen  Wladislaus  1.  sind  nichtig  (G.-A.  V :  1453),  vermutlich  weil 
die  Krönung  nicht  mit  der  Heiligen  Krone  erfolgte.  Johann  Hunyadi  durfte 
als  Gubernator  bis  zu  32  Untertanenhufen  verleihen  (siehe  Trip.  II.  tit. 
14.  §.  39.).  Die  Rechtmässigkeit  der  Schenkungen  der  siebenbürgischen 
Herrscher  in  Siebenbürgen  und  den  zum  s.  g.  Partium  gehörigen  Comi- 
taten  ist  anerkannt  u.  a.  in  Art.  II  des  Prager  Friedensinstrumentes  von 
1595  (aufgenommen  in  das  Decret  von  diesem  Jahre)  und  G.-A.  VIII :  1609. 

»  Tit.  4.  p.  1. 

*  Tit.  6.  p.  I. 
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Wappen  ist,  wie  wir  aus  dem  eben  angeführten  Titel  des  Tri- 
partitums  erfahren,  keine  wesentliche  Voraussetzung,  sondern 
bloss  eine  Zierde  des  Adels.  Hinwiederum  ist  der  Besitz  eines 
aus  königlicher  Verleihung  herrührenden  Wappens  kein  genü- 
gender Beweis  des  Adels,  da  „die  Verleihung  eines  Wappens 
an  sich  nicht  adelt"  und  der  König  auch  Bürgern  und  Bauern 
Wappen  zu  verleihen  pflegt,  ohne  dass  die  Empfänger  darum 
als  Adelige  angesehen  würden.^  Später  werden  jedoch  die  Adels- 
briefe geradezu  als  Wappenbriefe  {literae  armales)  be- 
zeichnet. 

Seit  dem  Ende  des  XVI.  Jahrhunderts  begegnen  wir  mehr- 
fachen Gesetzesbestimmungen,  welche  die  Nobilitation  durch 
Wappenbriefe  einschränken,  bezw.  an  gewisse  Voraussetzungen 
knüpfen.*^  Die  Armalisten  waren  übrigens,  soferne  sie  keinen 
Besitz  zu  Adelsrecht,  sondern  bloss  städtischen  oder  bäuerlichen 
Grundbesitz  hatten,  nur  persönlich  —  quoad  personam  —  frei 
sie  nehmen  an  der  adeligen  Insurrection  teil ; '  doch  müssen  sie 
die  auf  dem  nicht-adeligen  Grundbesitz  lastenden  Abgaben 
und  Leistungen  auch  ferner  entrichten,  namentlich  den  Neun- 
ten {nona)  an  den  Grundherrn,  den  Kirchenzehnten  -  und  die 
Comitatssteuern,  gleich  den  unbegüterten  Adeligen.^ 

'•'  Ebenda  §.  1 :  „Arma  enim  a  principe  cuipiam  concessa  non 
sunt  de  necessitate,  sed  solummodo  de  bene  esse  nobilitatis.  Xam 
armorum  collatio  simpliciter  facta  non  nobilitat  quemquam ;  cum  etiam 
civium  et  plebeorum  hominum  multi  habeant  armorum  insignia  per  prin- 
cipem  donata,  per  haec  tarnen  in  numerum  nobilium  non  computantur". 
Vgl.  Quadripartitum  I.  tit.  14. 

«  Siehe  z.  B.  G.-A.  XVII :  1622,  XXX :  1630,  XV  ;  1645. 

^  G.-A.  XIX:  1588:  „Et  nobiles  quoque  insignia  et  nobilitatem  in 
cancellaria  consecuti  insurgere  teneantur,  in  modum  et  instar  nobilium 
unionis  sessionis".  Siehe  noch  G.-A.  XXII :  1598,  XXI :  1622,  V  ;  1662, 
XLVI:1681,  LXIII:  1741. 

*  G.-A.  VI :  1595 :  „Similiter  armati  nobiles,  quoad  eoruni  personas, 
hi  enim,  sicuti  et  alii  nobiles  omnes  in  alienis  et  civilibus  fundis  residentes 
ratione  fundi  instar  aliorum  colonorum  et  civium  contribuere  et  decimas 
etiam  solvere  debeant".  Siehe  auch  G.-A.  X:1596,  XV:  1598,  VII :  1599, 
LXV  :  1609,  XXVI  :  1647. 

*  G.-A.  XVII :  1649 :  „.  .  .  ratione  propriarum  dumtaxat  personarum 
ad  instar  impossessionatorum  nobilium  taxentur  et  juxta  taxationem  in 
medium  comitatus  contribuant."  Siehe  auch  G.-A.  XXX:  1630,  XXVI:  1647, 
VI:  1723.  G.-A.  XIX:  1751  befreite  die  Armalisten,  die  an  der  Insurrection 
des  Adels  während  des  österreichischen  Erbfolgekrieges  teilgenommen 
hatten,  für  ihre  Lebenszeit  von  jeder  Taxe. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  37 
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Der  König  könnte  nicht  nur  Landesbewohner,  sondern 
auch  Fremde  in  den  Adelsstand  erheben,  wodurch  der  Fremde 
in  einem  ungarischer  Staatsangehöriger  und  ungarischer  Adeliger 
wurde.  Die  Verleihung  eines  Adelsbriefes  an  einen  Fremden 
begriff  also  die  Aufnahme  in  den  Staatsbürgerverband  in  sich. 
Man  bezeichnete  diesen  Modus,  der  bis  in  die  jüngste  Zeit 
bestand, ^"^  als  feierliche  Naturalisation.  Ihre  erste  Rege- 
lung fand  sie  in  Art.  LXX:  1550.  Der  König  darf  laut  den  Bestim- 
mungen dieses  Gesetzes  Fremde  zur  Belohnung  ihrer  Verdienste 
um  das  Land  mit  der  Zustimmung  des  Reichstages,  wenn  der 
Reichstag  nicht  beisammen  ist,  mit  der  Zustimmung  der  Prälaten 
und  Barone  zu  Adeligen  erheben.  Der  Naturalisierte  musste 
einen  Treueid  leisten  und  versprechen,  die  Gesetze  jederzeit 
zu  beobachten  und  die  Freiheit  des  Landes  nach  bestem  Ver- 
mögen zu  wahren  und  zu  schützen. ^^  Spätere  Gesetze  schrieben 
die  Erlegung  einer  gewissen  Taxe  und  die  I  narticu  lation, 
d.  h.  die  Eintragung  des  Naturalisierten  in  das  auf  dem  Reichs- 
tag geschaffene  Decret  vor.  Falls  die  Eidesleistung  oder  die 
Zahlung  der  Taxe  unterblieb,  wurde  der  Inarticulierte  exarticuliert 
und  damit  die  bereits  erfolgte  Naturalisation  ihrer  Rechtswir- 
kung entkleidet.^^ 

Die  derart  erfolgte  Nobilitation  eines  Staatsfremden  verlieh 
nicht  schlechthin  den  einfachen  Adel ;  falls  der  Inarticulierte  in 
dem  Staate,  dem  er  angehört  hatte,  einen  Titel  des  hohen  Adels, 
den  Herzog-,  Fürsten-,  Grafen-  oder  Barontitel  besass,  behielt 
er  diesen  nicht  nur  bei,  sondern  nahm  auch  auf  grund  desselben 
(zufolge  des  G.-A.  1:1608  p.  c.)  an  der  Magnatentafel  Platz, 
gleich  den  geborenen  ungarischen  Magnaten.  Die  naturalisierten 
Magnaten  wurden,  im  Gegensatze  zu  den  gebürtigen  Ungarn  vom 
Magnatenstande,  I  n  d  i  g  e  n  e  n  genannt. 

Ausser  diesen  beiden  ordentlichen  Arten  der  Adelung 
gab  es  noch  zwei  Erwerbsarten  des  Adels:  die  Präfection   und 


">  Abgeschafft  durch  G.-A.  L :  1879. 

11  Siehe  Art.  L :  1542,  XVIII :  1575.  —  Die  Naturalisation  erfolgte 
bereits  im  XIV.  Jahrhundert  mit  der  Zustimmung  des  (grossen)  königlichen 
Rates,  und  leistete  der  Naturalisierte  der  Heiligen  Krone  und  dem  Könige 
einen  Treueid.  Siehe  die  Aufnahme  Stibors  und  seiner  Brüder  (1389) 
Fej^r  C.  D.  X/1  S.  561. 

''  G.-A.  XXVI :  1687:  XXIII :  1715,  CV:  1723. 
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Adoption.  Beide  sind  ihrem  Wesen  nach  nichts,  als   besondere 
Fälle  der  Nobilitation  mittelst  Besitzschenkung. 

Unter  Präfection  {praefectio  in  heredem  masculinum, 
ung.  fiüsitds  ^^)  verstehen  wir  einen  königlichen  Act,  wodurch 
einer  Frau  bezüglich  adeliger  Güter  das  Recht  der  Erbschaft 
an  Mannes  statt,  zu  Mannesrecht  verliehen  wird.  In  der  Regel 
suchte  der  letzte  Besitzer  vom  Mannesstamme  um  die  Präfection 
seiner  Tochter,  oder  falls  keine  Töchter  vorhanden  waren,  irgend 
einer  anderen  weiblichen  Verwandten  nach ;  doch  konnte  auch 
die  Tochter  oder  Schwester   oder  Base  selbst  darum  ansuchen. 

Das  Institut  der  Präfection  richtete  sich  gegen  das  Erbrecht 
des  Geschlechts.  Die  Könige  aus  dem  Hause  Anjou  praeficierten 
die  Töchter  der  unbeerbten  Adeligen  und  schlössen  auf  diese 
Weise  die  entfernteren  Agnaten  vom  Erbe  aus.^^  Bereits  unter 
Ludwig  dem  Grossen  sehen  wir  den  Geschlechtsgenossen  Privi- 
legien de  non  praeficlendo  gewährt. ^^  Später  jedoch  wurde  den 
Praefectionsgesuchen  bloss  dann  Raum  gegeben,  wenn  bis  ins 
vierte  oder  fünfte  Glied  (infra  quartam  [quintamj  lineam  cogna- 
tionis)  kein  einziger  männlicher  Verwandte  (Agnat)  des  Adeligen, 
um  dessen  Erbe  es  sich  handelte,  vorhanden  war.^*^  Werbö'czt 
lehrt  ausdrücklich,  dass  die  Präfection  ohne  Gefährde  der  Ge- 
schlechtsgenossen,^'  falls  das  Erbe  beide  Linien,  die  Weiberseite 
sowol,  als  den  Mannesstamm  betreffe,  auch  ohne  Gefährde  der 
weiblichen  Verwandten  erfolgen  müsse ;  wenn  eine  Frau  (oder 
ein  Mädchen)  sich  in  den  Gütern,  die  auch  der  weiblichen  Linie 
gehören,  praeficieren  lasse,  um  die  anderen  berechtigten  Cognaten 
auszuschliessen,  mache  sie  sich  des  schweren  Verbrechens  des 
Blutverrats  {proditio  fraterni  sanguinis)  schuldig.^^ 

^^  Die  ungarische  Übersetzung  des  Tripartitums  von  Blasius  Weres 
aus  dem  Jahre  1565  hat  hierfür  die  Umschreibung  fyw  agga  teetel  (fiii- 
dggä  teteP). 

^*  Die  erste  unzweifelhafte  Spur  der  Präfection  ist  uns  aus  dem 
Jahre  1332  überliefert.  Angeführt  oben  S.  554  Anm.  6.  Wesentlich  überein- 
stimmend 1353 :  Fejer  C.  D.  IX  2  S.  206.  Die  älteste,  aber  sehr  unsichere 
Spur  bietet  Fejer  C.  D.  V3  S.  147. 

1*  Z.  B.  1366 :  Fej^r  C.  D.  IX'7  S.  234. 

1«  1385 :  Fej^r  C.  D.  X/3  S.  29.  Das  1397  auf  dem  Reichstag  zu 
Temesvär  geschaffene  Decret  setzt  das  fünfte  Glied  als  Grenze  fest. 
M.  Tört.  Tär.  III.  S.  239. 

^'  Tit.  7.  p.  I. :  „.  .  .  sine  tamen  praeiudicio  legitimorum  successo- 
rum  . . ."  ;  tit.  17. :   „. . .  sine  tamen  praeiudicio  fratrum  generationalium ..." 

1«  Tit.  39.  p.  I.  §.  3. 

37* 
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Die  Rechtswirkung  der  Praefection  bestand,  wie  das  Wort 
selbst  besagt,  darin,  dass  die  praefeda  dem  letzten  Besitzer 
im  adeligen  Gute  in  der  Weise  succedierte,  als  ob  sie  ein 
Mann  von  dessen  Mannesstamme  wäre,  und  es  als  Manngut  auf 
ihre  Descendenz  vererbte.  Die  andere  wichtige  Wirkung  der 
Präfection,  kraft  deren  sie  eben  als  ein  Modus  der  Erhebung 
in  den  Adelsstand  erscheint,  bestand  darin,  dass  die  Kinder  der 
praefeda,  die  einen  Nicht-Adeligen  geehelicht  hatte,  dem  Stande 
der  Mutter  folgten,  doch  nur  die  nach  der  Präfection  geborenen 
Kinder;  auf  die  vorher  Geborenen  musste  dass  königliche  Privi- 
leg ausdrücklich  ausgedehnt  werden.^ ^  Wenn  dem  letzten  Be- 
sitzer nachher  ein  Sohn  geboren  wurde,  bestand  die  Rechtswir- 
kung der  Präfection  hinsichtlich  des  Besitzrechts  nur  insoferne 
fort,  als  die  praefeda  ein  Kinderteil  behielt.^^ 

Eine  besondere  Art  der  Praefection  erfolgte  mittelst 
Naturalexhibition  des  Mädchenerbes,  der  quarta 
puellaris.  Wenn  ein  adeliges  Mädchen  mit  Zustimmung  des  Vaters 
oder  der  Brüder  einen  Nicht-Adeligen  heiratete,  musste  ihm 
das  Quartalitium  in  natura  herausgegeben  werden.  Die  Frau 
galt  dadurch  als  präficiert  und  vererbte  auch  ihren  Adel  auf  die 
Nachkommen.^^ 

Die  Adoption,  als  Modus  der  Erhebung  in  den  Adels- 
stand, bestand  darin,  dass  ein  Adeliger  einen  Nicht-Adeligen 
mit  königlicher  Zustimmung  an  Sohnes  oder  Bruders  Statt 
annahm  und  zum  Erben  und  Rechtsnachfolger  in  seinen  Liegen- 
schaften bestellte.^^ 

Sowol  die  Praefection,  als  die  Adoption  besass  die  recht- 
liche Natur  der  königlichen  Schenkung.  Daher  wurde  bei  beiden 
zur  vollen  Rechtskraft  des  königlichen  Privilegs  die  Besitzein- 
weisung ebenso  streng  gefordert,  als  bei  der  gewöhnlichen 
Schenkung.-'^ 

^*  Trip.  I.  tit.  7.  und  17.  Dem  durch  Präfection  gewonnenen  Adel  ent- 
sprach in  Deutschland  der  s.  g.  K  u  n  k  e  1  a  d  e  1. 

2"  Anjouk.  Okmt.  VI.  S.  100. 

"1  G.-A.  XXVI :  1486.  §.  II. :  ,.  .  .  talis  puella  in  quarta  illa  puellari 
per  ipsum  patrem  autfratrem  nobilitari  et  provideri  debeat".  Vergleiche  G.-A. 
XX :  1435  (II),  Trip.  I.  tit.  29.  §§.  7  und  8.  Siehe  auch  Wenzel's  Mitteilun- 
gen in  M.  Tört.  Tär.   VI.  S.  44  und  75. 

"  Siehe  z.B.  1307:  Anjouk.  Okmt.  I.  S.  123.  Adoption  eines  Münsters 
C.  Zichy  I.  S.  297. 

*•''  Von  der  Praefection  sagt  Werböczi  in  tit.  50.  p.  I.  §.  2 :  „Praefectio 
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Neben  dem  erblichen  Adel  gab  es  in  Ungarn  auch  einen 
persönlichen  Adel.  Einen  solchen  persönlichen  Adel  besas- 
sen  die  katholischen  Geistlichen.^^  Die  Priester  der  protestan- 
tischen Confessionen  wurden  in  Ungarn  nur  als  Honoratioren 
betrachtet:  in  Siebenbürgen  hingegen  erfreuten  sich  die  Geist- 
lichen der  vier  recipierten  Confessionen  (der  katholischen,  der 
beiden  protestantischen  und  der  unitarischen  Confession)  ohne 
Unterschied  des  persönlichen  Adels. 

Gewissermassen  besass  auch  die  nicht-adelige  Frau,  die 
einen  Adeligen  ehelichte,  einen  persönlichen  Adel.  Die  ungarischen 
Staatsrechtler  bezeichneten  diesen  Adel  als  mitgeteilten 
Adel  {nobilitas  communicata).  Die  nicht-adelige  Gattin  eines 
Adeligen  war  nicht  nur  während  der  Ehe,  sondern  auch  nach 
den  Tode  ihres  Mannes  der  adeligen  Prärogativen  teilhaftig, 
bis  sie  eine  neue  Ehe  mit  einem  nicht-adeligen  Manne  eingieng. 

Die  Adelige,  die  einen  Nicht-Adeligen  heiratete,  behielt 
wol  ihren  Adel,  doch  folgten  die  Kinder  dem  ärgeren  Stande 
des  Vaters.  Dennoch  wurden  die  nicht-adeligen  Kinder  der 
adeligen  Mutter  (die  später  s.  g.  agiles)  als  dem  adeligen  Stande 
näherstehend  angesehen. 

Es  gab  schliesslich  auch  Adelige,  deren  Rechtstellung  in 
mancher  Hinsicht  von  derjenigen  der  wirklichen  Reichsadeli- 
gen abwich.  Hierher  gehörten  die  Adeligen  des  Krei- 
ses der  Zehn  Lanzenbewaffneten  in  der  Zips  {nobiles 
sedis  X  Lanceatomm),^'''  die  Adeligen  von  Turopolye,^^ 
und  einigermassen  die  Szeklyer,  da  seit  der  zweiten  Hälfte 
des  XVI.  Jahrhunderts  einzig  die  primores  als  vollberechtigte 
Adelige  galten.  Weit  unter  dem  Reichsadel  standen  die  s.  g. 
Ortsadeligen,  die  nur  im  eigenen  Kreise,  in  ihren  Gemeinden 
nach  adeligen  Rechte  leben  durften,  wie  z.  B.  die  Jäger  von 
Szentgäl  im  Comitat  Veszprem. 

Der  Adel  bildete  nach  Werböczls  Lehre  den  populus,    die 


autem  vim  naturamque  donationis  repraesentare  dignoscitur".  Über  die 
Adoption  siehe  tit.  8.  und  66.  p.  I. 

^*  Trip.  I.  tit.  2.  §.  1.:  „.  .  .  praelati  et  ecclesiarum  rectores". 
Siehe  ferner  G.-A.  XVI :  1647,  XXVII :  1715. 

^*  Vgl.  J.  Hradszky,  A  szepesi  tiz  ländzsäsok  szeke  [Der  Stuhl  der 
zehn  Lanzenbewaffneten  in  der  Zips]  1895. 

"  Vgl.  J.  Palugyay,  Türmezö  oklevelekkel  kisert  jogtört.  ismerte- 
tese   [Turopolye.  Rechtshistorische  Darstellung  mit  urkundlichen  Beilagen]. 
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Nation  im  politischen  Sinne,  gegenüber  der  plebs,  dem  vom 
Besitz  der  politischen  Rechte  ausgeschlossenen  Volke.  Die  Adeligen 
besassen  daher  gegenüber  den  Nicht-Adeligen,  besonders  den 
Untertanen,  zahlreiche  Vorrechte,  die  wir  hier  nicht  einzeln 
darstellen  können.  Wir  wollen  nur  jene  Prärogativen  behandeln, 
welche  von  den  Zeitgenossen  als  die  wichtigsten  betrachtet 
wurden. 

Werböczi  zählt^''  vier  Cardinalrechte  der  Adeligen  auf: 
das  Recht  der  persönlichen  Freiheit,  die  unmittelbare  Unterord- 
nung unter  die  Heilige  Krone,  die  Freiheit  von  den  öffentlichen 
Vermögensleistungen  und  das  Recht  des  Widerstandes. 

1 .  Das  Recht  der  persönlichen  Freiheit  wurde 
den  Adeligen  gegenüber  der  königlichen  Willkür  bereits  durch 
die  Goldene  Bulle  zugesichert,  welche  bestimmt,  dass  der 
König  um  keines  Mächtigen  Willen  jemanden  ohne  vorhergehende 
ordnungsgemässe  Ladung  und  gerichtliches  Urteil  verhaften  las- 
sen dürfe. -^  Die  Bestimmung  der  Goldenen  Bulle  wiederholen 
zahlreiche  Gesetze, •^'■'  in  welchen  die  Freiheit  der  Adeligen  von 
der  vorläufigen  richterlichen  Festnahme  enthalten  ist:  Werbdezis 
These  schliesst  sich  an  den  Wortlaut  dieser  Gesetze  an.  Wer- 
bdezi kennt  auch  bereits  Ausnahmen  von  der  Regel.  Die  Immu- 
nität des  Adeligen  hörte  nämlich  auf,  wenn  der  Adelige  auf  vor- 
sätzlicher Tötung,  Brandstiftung,  Diebstahl,  Raub,  Wegelagerei 
oder  Notzucht  ertappt  wurde.  Sobald  es  jedoch  dem  Adeligen 
gelungen  war  von  dem  Schauplatz  der  Missetat  zu  entkommen, 
konnte  gegen  ihn  nur  auf  grund  des  ordungsgemäss  einge- 
leiteten Gerichtsverfahrens  und  Urteils  eingeschritten  werden. 
Wol  häuften  sich  die  Ausnahmen  in  den  nächsten  Jahrhun- 
derten immer  mehr;  dennoch  galt  es  bis  1848  als  ein  funda- 
mentaler Satz  des  ungarischen  Rechts,  dass  kein  Adeliger  ohne 
rechtskräftiges  Urteil  festgenommen  werden  könne. 

2.  Das  zweite  Cardinalrecht  der  Adeligen  bestand  darin, 
dass  sie  un  mitte  1  bar  unter  der  Obrigkeit  der  Heili- 
gen Krone  standen,  und  niemandem,  als  dem  rechtmässig 
gekrönten    Könige    unterworfen    waren.    Niemand    ausser    dem 

*'  In  tit.  9.  (nono)  p.  I.  (primae).  Primae  noniis  galt  daher  im  vor- 
märzlichen Ungarn  als  der  Inbegriff  der  adeligen  Prärogativen. 

**  Angeführt  oben  S.  140  Anm.  3. 

-^  G.-A.  VI :  1435  (II),  XXVII :  1439,  II  :  1462,  XVIII  :  1464,  XI.  XII. 
XIII  :  1492,  XVI :  1608  a.  c,  XXXIV:  1613. 
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König  hatte  irgendwelche  legale  Gewalt  über  sie :  sonst  gab  es 
für  sie  keine  öffentliche,  noch   weniger   eine   private   Obrigkeit. 

Die  unmittelbare  Unterordnung  der  Adeligen  unter  die 
Heilige  Krone,  ist  bereits  in  Art.  V  der  Goldenen  Bulle  enthal- 
ten, worin  gesagt  wird,  dass  die  Adeligen  nicht  unter  der 
Obrigkeit  des  königlichen  Comitatsgespans  stehen,  und  dass 
der  Gespan  über  die  Adeligen  nur  in  Zehnt-  und  Münzsachen 
richten  könne.  Auch  Art.  VIII  der  Goldenen  Bulle  kann  hierher- 
bezogen werden,  wonach  die  Adeligen  im  allgemeinen  der 
Gerichtsbarkeit  des  Königs  und  des  Palatins  unterstehen,  jedoch 
der  Palatin  in  den  Processen  der  Adeligen  zu  Hals  und  Habe 
ohne  den  König  kein  Urteil  fällen  darf.  Als  dann  im  Laufe  des 
XIII.  Jahrhunderts  die  Comitatsautonomie  sich  entwickelte,  konn- 
ten die  Bestimmungen  der  Goldenen  Bulle  die  Competenz  der 
autonomen  Comitatsgerichte  natürhch  nicht  ausschliessen.  Die 
unmittelbare  Unterordnung  unter  die  Heilige  Krone  hat  also 
während  dieser  Periode  keine  andere  Bedeutung,  als  dass  die 
Adeligen  nicht  unter  grundherriicher  Obrigkeit  stehen,  sondern 
einzig  der  königlichen  Gerichtsbarkeit  und  ihren  eigenen  auto- 
nomen Gerichten  unterworfen  sind;  während  die  Nicht-Adeligen 
(die  Städter  ausgenommen)  der  grundherrlichen  Gewalt  Untertan 
waren.  Das  Recht  der  Unmittelbarkeit  sicherte  ferner  die  Herrschaft 
der  Gesetze  überhaupt;  da  der  König  aus  Anlass  der  Krönung 
sich  eidlich  verpflichtete,  die  Verfassung,  Gesetze  und  alther- 
gebrachten Rechte  des  Landes  zu  wahren  und  seine  Obrigkeit 
über  die  Adeligen  stets  nach  deren  Vorschrift  auszuüben. 

3.  Die  Freiheit  von  den  Untertanenlasten 
und  öffentlichen  Vermögensleistungen  gewährte 
dem  Adeligen  die  unbeschränkt  freie  Nutzung  seiner  Güter  und 
Besitzrechte  {iura  possessionarlä) ;  er  war  frei  von  den  Steuern, 
Binnenzöllen  und  dem  Dreissigsten ;  Kriegsdienste  musste  er 
einzig  zur  Verteidigung  des  Landes  leisten. 

Dieses  Cardinalrecht  der  Adeligen  ist  gleichfalls  bereits 
in  der  Goldenen  Bulle  ausgesprochen.^^  Wie  in  den  westlichen 
Staaten,  so  gibt  auch  in  Ungarn  der  freie  (adelige)  Grundbesitz 
die  Grundlage  der  Heeresmacht  ab.  Auf  dem  adeligen  Gut 
lastet  in  Ungarn,  ebenso  wie  auf  dem  Lehngut  der  westlichen 
Staaten,  keine  andere   öffentliche  Pflicht,   als   eine   beschränkte, 

»  Art.  III  und  VII. 
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ausschliesslich  auf  die  Landesverteidigung  gerichtete  Heeres- 
pflicht.^^ 

Die  Freiheit  der  Adeligen  von  öffentlichen  Vermögens- 
leistungen und  privaten  Grundlasten  bezog  sich  nur  auf  die 
adeligen  Güter,  nicht  auch  auf  anderen,  in  ihren  Händen  befindli- 
chen Grundbesitz.  Wenn  ein  Adeliger  ein  städtisches  Grundstück 
innehatte,  musste  er  die  städtischen  Lasten  mit  den  Stadtbürgern 
tragen. ^^'  Der  Adelige,  der  auf  dem  Gute  eines  anderen  Adeligen 
eine  Untertanenhufe  oder  einen  Weinberg  besass,  war  des- 
gleichen verpflichtet,  sämmtliche  auf  dem  unfreien  Besitz  lastende 
Abgaben  zu  entrichten.'^ 

Von  dem  Schwanken  der  Gesetzgebung  und  Praxis  betreff 
der  Steuerpflicht  der  Einhufner  war  oben  die  Rede;  desgleichen 
von  der  Steuerpflicht  jener  Armalisten,  die  keine  adelige  Be- 
sitzung erwarben,  sondern  ferner  auf  ihrer  Untertanenhufe  sitzen 
blieben. 

G.-A.  VIII:  1715,  durch  welchen  das  ständige  Heer  ein- 
geführt und  die  Banderialverfassung  und  Portalmiliz  gänzlich 
beseitigt  wurde,  verringerte  noch  mehr  die  öffentlichen  Lasten 
der  Adeligen.  Bloss  die  adelige  Insurrection  blieb  als  ausser- 
ordentliches Mittel  der  Landesverteidigung  bestehen. 

4.  Das  vierte  Cardinalrecht  ist  das  Recht  des  Wider- 
standes (lus  resistendi),  das  im  letzten  Artikel  der  Goldenen 
Bulle  gewährt  ist.  Wir  haben  von  dem  Inhalt  und  der  Bedeu- 
tung dieses  revolutionären  Rechtes,  dessen  übrigens  nicht  ein- 
mal während  der  an  Kämpfen  zwischen  König  und  Nation  so 
reichen  Regierungszeit  Sigismunds  Erwähnung  geschieht,  oben 
gehandelt,^^  und  auch  bereits  erwähnt,  dass  der  Reichstag  von 
1687,  welcher  die  Primogeniturerbfolge  des  habsburgischen 
Mannesstammes  festsetzte,  das  Recht  des  Widerstandes  für  immer 
abschaffte.  ■^•'^ 

Ausser  den  von  Werböczl  aufgezählten  Cardinalrechten, 
ist  hier  noch  ein  hochbedeutsames  Recht  der  Adeligen  zu  nen- 
nen :  die  grundherrliche  Gewalt.  Der  Adelige   ist   nicht 

'i  Siehe  G.-A.  X Vi :  1557,  LVIII  :  1618,  XLVI  :  1635,  XLIV  :  1638, 
VIII  :  1715,  XIV.  XCII:  1723. 

'=*  Art.  X  :  1405  (I),  G.-A.  LXII  :  1563,  XII  :  1608  p.  c. 
"  Siehe  z.  B.  G.-A.  LXIX:  1563. 
"  Oben  S.  124  ff. 
"  Oben  S.  527. 
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bloss  Eigentümer,  sondern  zugleich  Herr  seines  Grundbesitzes. 
Es  folgte  aus  der  Lehre  von  der  Heiligen  Krone,  dass  jedem 
Adeligen  die  Obrigkeit  über  seine  Hintersassen,  seine  Unter- 
tanen zustand.  Der  Grundherr  war  der  Richter  seiner  Untertanen, 
nicht  nur  in  den  bürgerlichen,  sondern  auch  in  den  geringeren 
Strafsachen.  Die  höhere  Strafgerichtsbarkeit,  den  Blutbann,  das 
s.  g.  ius  gladii  besassen  nur  diejenigen  Adeligen,  denen  es 
durch  besonderes  Privileg  vom  König  verliehen  worden  war ; 
man  bezeichnete  diese  privilegierten  Adeligen  —  nachweisbar 
seit  dem  Ende  des  XV.  Jahrhunderts  —  als  Uberi  comites, 
Freigespäne.^^ 

Der  Adel  und  die  adeligen  Prärogativen  giengen  infolge 
gewisser  Verbrechen,  auf  welche  der  Vertust  der  Ehre  und 
Menschlichkeit  {honor  et  humanitas)  gesetzt  war,  verloren: 
so  bei  Meineid  und  Bruch  eines  eidlichen  Versprechens.  Der 
vertorene  Adel  konnte  jedoch  durch  königliche  Gnade  wieder- 
ertangt  werden.''  Das  Decret  von  1504  erklärte  die  Adeligen 
jener  Comitate,  die  ausserhalb  des  Reichstages  dem  Könige  Steuern 
bewilligen  und  einliefern  würden,  der  Strafe  des  Meineides  und 
Eidbruches  schuldig,  d.  i.  ihrer  Ehre  und  Menschlichkeit  und 
demgemäss  ihres  Adels  vertustig,  ausgenommen  diejenigen, 
denen  es  gelänge  auf  dem  Reichstage  ihre  Unschuld  darzutun.^* 

»«  Siehe  Art.  V  :  1405  (I),  G.-A.  XIX :  1495,  Trip.  III.  tit.  25.  26.  28.  32. 
Vgl.  auch  oben  S.        .  Anm. 

"  Siehe  die  Formel  der  Gratia  super  facto  nobilitatis  per  notam 
periurii  deperditae  bei  Kovachich,  Formulae  solennes  styli  S.  490  f.: 
„.  .  .  Nos  eosdem  T.  et  T.  .  .  .  a  labe  periurii,  amissione  honoris  et 
humanitatis  ex  gratia  nostra  speciali  exonerandos  et  per  omnia  sublevan- 
dos  eosdem  in  pristinam  eorum  et  suorum  ipsorum  aliorumque  nobilium 
regni  nostri  puram  et  sinceram  ac  indelebilem  nobilitatem  rursus  et  ite- 
rum  reassumentes  reducimus,  renovamus  et  reportamus". 

'*  Art.  I  §.  5 :  „Si  quipiam  vero  comitatuum  motu  proprio  et  non 
de  consensu  et  voluntate  totius  regni,  extra  scilicet  conventiones  regnicola- 
rum  generales  contributionem  aliquam  seu  quodcunque  subsidium  (praeter 
solitum  luerum  camerae)  contra  videlicet  antiquam  regni  Regiae  Maiestati 
quovis  modo  et  quovis  colore  exquisito  offerrent  aut  praestarent,  extunc 
universitas  nobilium  huiusmodi  comitatus  universaliter  in  poena  fidefragii 
seu  periurii  amissioneque  honoris  et  humanitatis  convicta  et  condemnata  et 
a  consortio  ceterorum  nobilium  regni  relegata  et  segregata  habeatur  eo 
facto". 
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Das  ungarische  Wort  für  Wappen^^,  cztmer  ist  aus  dem 
französischen  ciniurc  entlehnt,  das  die  Spitze  eines  Gegenstan- 
des bezeichnet.  In  der  Heraldik  bedeutet  es  den  Helmschmuck, 
den  ursprünglich  wichtigsten  Bestandteil  des  Wappens.  Bei  den 
westeuropäischen  Völkern  sind  Wappen  und  Waffen  identische 
Begriffe:  mittellateinisch  und  italienisch  arma,  französisch  annoire 
bedeutet  beides,  die  deutschen  Benennungen  Wappen  und  Waffen 
sind  lautlich  verschiedene  Formen  desselben  Wortes. 

Der  Ursprung  des  Wappens  muss  im  mittelalterlichen 
Heerwesen  gesucht  werden.  Es  ist  ein  Abzeichen,  das  die 
Bestimmung  hat,  den  Anführer  der  Heeresabteilung  seinen  Leuten 
weithin  kenntlich  zu  machen.  Man  bedurfte  eines  solchen  umso 
vielmehr,  als  die  geschlossenen  Helme  die  Kenntlichkeit  bedeu- 
tend erschwerten.  Da  ferner  den  Waffengenossen  die  Möglich- 
keit gewährt  werden  musste,  einander  in  der  Schlacht  zu  erken- 
nen, verbreitete  sich  der  Gebrauch  immer  mehr,  gewisse  Abzeichen 
auf  der  Rüstung  anzubringen. 

Allmälig  gelangten  die  Wappen  auch  auf  anderen  Gebieten 
des  öffentlichen  Lebens  zu  grosser  Bedeutung,  namentlich  im 
Rechtsleben,  infolge  der  Verwendung  auf  den  Siegeln  und 
Urkunden. 

Die  ältesten  Wappen  sind  aus  dem  XL  Jahrhundert  bekannt; 
doch  wird  deren  Echtheit  von  den  Heraldikern  zumeist  bezwei- 
felt. In  Ungarn  findet  sich  ein  Wappen  zuerst  auf  einem  Siegel 
König  Emerichs  aus  dem  Jahre  1202;  wir  dürfen  hieraus  fol- 
gern, dass  der  Gebrauch  des  Wappensiegels  in  Ungarn  von 
den  Königen  ausgieng.  Das  älteste  Beispiel  des  vcn  einem  Pri- 
vaten verwendeten  Wappensiegels  bietet  das  Siegel  des  Archi- 
diakons  Jakob  von  Nyitra,  aus  dem  Jahre  1217.  Die  allgemei- 
nere Verbreitung  der  Wappen  fällt  in  das  XIV.  und  XV.  Jahr- 
hundert ;  ihre  Bedeutung  beschränkt  sich  in  Ungarn  ebenso 
wenig  auf  das  Kriegswesen,  als  in  den  westlichen  Staaten. 

"  Aus  der  ungarischen  heraldischen  Literatur  ist  zu  erwähnen :  Karl 
Tagänyi,  Magyarorszäg  czimertära  [Ungarns  Wappenalbum]  1880.  Baron 
Albert  Nyäry,  A  heraldika  vezerfonala  [Leitfaden  der  Heraldik]  1886. 
OsKÄR  Bärczay,  A  heraldika  kezikönyve  [Handbuch  der  Heraldik]  1897. 
Ladislaus  Fej^rvataky,  Magyar  czimeres  emlekek  [Ungarische  heraldische 
Denkmäler]  1901.  Viele  wertvolle  Abhandlungen  enthält  das  Tiinil  betitelte 
Organ  der  (1883  gegründeten)  Ungarischen  Heraldischen  und  Genealogi- 
schen Gesellschaff. 
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Wie  in  Westeuropa,  so  beruhte  auch  in  Ungarn  die  Immo- 
biliarerbfolge  auf  dem  Blutsverbande,  der  Abstammung  vom 
gemeinsamen  Ahnherrn.  Die  Feststellung  des  Verwandtschafts- 
verhältnisses der  Geschlechtsgenossen  war  jedoch  keine  leichte 
Aufgabe.  Es  gab  im  Mittelalter  keine  Matrikeln;  in  Ungarn 
schrieb  zuerst  die  Veszpremer  Diöcesansynode  vom  Jahre  1515 
die  regelmässige  Führung  der  Taufbücher  vor.  Zur  allgemeinen 
Institution  werden  die  Matrikel  in  Ungarn,  sowie  im  westlichen 
Europa,  erst  nach  dem  Concil  zu  Trident.  Die  Familienurkunden, 
Schenkungsbriefe  und  Testamente  gewährten  in  den  meisten 
Fällen  keinen  genügenden  Nachweis  der  gemeinsamen  Abstam- 
mung und  der  Verzweigung  des  Geschlechts.  Diesem  Übel 
war  der  im  XIV.  Jahrhundert  aufkommende  Gebrauch  der 
ständigen  Familiennamen  berufen  abzuhelfen.  Bis  in 
das  XIII.  Jahrhundert  war  nebst  dem  Taufnamen  bloss  der 
Name  des  Vaters,  bei  alten,  vornehmen  Familien  noch  der 
Name  des  Geschlechts  (in  der  Form:  de  genere  Aba,  de  gene- 
ratlone  Csdk)  gebraucht  worden. 

Dieselbe  Bestimmung  hatte  das  Geschlechtswappen, 
das  die  demselben  Geschlecht  entsprossenen  Familien  gemein- 
sam benützten ;  die  Gemeinsamkeit  des  Wappens  mehrerer 
Familien  bildete  so  den  wichtigsten  Beweis  der  gemeinsamen 
Abkunft  der  betreffenden  Familien.  Das  gemeinsame  Wap- 
pen des  genus  Heder  z.  B.  zeigte  drei  silberne  Pflöcke 
im  roten  Feld,  das  des  genus  Rätolt  ein  Lindenblatt.  Später 
veränderten  die  zum  Gechlecht  gehörigen  Familien,  um  sich 
von  einander  zu  unterscheiden,  das  Geschlechtswappen,  zumeist 
indem  sie  es  vermehrten,  z.  B.  die  ursprüngliche  Zahl  der 
Wappenfiguren  verdoppelten.  Die  Abweichung  des  Familien- 
wappens vom  alten,  gemeinsamen  Geschlechtswappen  wird 
Wappenbruch  genannt.  Infolge  öfters  wiederholter  und  in 
verschiedener  Weise  vorgenommener  Wappenbrüche  ist  es  häufig 
sehr  schwer,  den  gemeinsamen  Ursprung  mehrerer  Wappen  und 
die  gemeinsame  Abstammung   mehrerer   Familien   festzustellen. 

Anfänglich  durfte  jedermann  frei  ein  Wappen  wählen  und 
es  nach  Belieben  mit  einem  anderen  vertauschen.  Bald  ent- 
wickelte sich  jedoch  ein  Wappenschutz :  die  Figur,  die  bereits 
im  Wappen  einer  Person,  eines  Geschlechts  oder  einer  Cor- 
poration vorkam,  konnte  von  einem  anderen  fortab  nur  mit 
Zustimmung  des  betreffenden  Wappeneigentümers  angenommen 
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werden.*"  Das  von  einem  in  vornehmer  Stellung  befindlichen 
Eigentümer,  z.  B.  einem  Fürsten  gewährte  Wappen  hiess  ein 
E  h  r  e  n  w  a  p  p  e  n.  Als  interessantes  Beispiel  kann  die  Ver- 
leihung der  Lilien  aus  dem  Hauswappen  der  Anjou  an  Donch, 
den  Obergespan  des  Comitats  Zölyom  angeführt  werden.*^ 
Später  war  es  nur  auf  grund  königlicher  Erlaubnis  gestattet,  ein 
Wappen  anzunehmen  oder  das  alte  zu  verändern.  Die  Verleihung 
von  Wappen  wurde  um  dieselbe  Zeit,  wie  in  den  westlichen 
Staaten:  im  Laufe  des  XIV.  Jahrhunderts  ein  Majestätsrecht.*- 
Doch  begegnen  wir  königlichen  Wappenverleihungen  vermöge  des 
grösseren  Ansehens  und  Wertes  der  vom  Könige  verliehenen 
Wappen  bereits  lange,  bevor  die  Verleihung  das  ausschliessliche 
Fundament  des  Wappenrechts  geworden  war.  Die  erste  authen- 
tische Wappenverleihung  ist  uns  aus  dem  Jahre  1326  bekannt. *=^ 

Ein  besondere  Art  der  aus  königlicher  Verleihung  herrüh- 
renden Wappen  ist  das  s.  g.  Patronatwappen.  Es  ent- 
steht, wenn  der  König  einer  mit  Obrigkeitsrechten  ausgestatteten 
Corporation  sein  eigenes  Wappen  verleiht.  Mehrere  königliche 
Freistädte,  so  Kassa,  Buda,  Pest  konnten  sich  eines  Patronat- 
wappens  rühmen. 

Der  Adelige  durfte  sein  Wappen  „bei  allen  adeligen  und 
militärischen  Geschäften"  frei  gebrauchen ;  zwischen  den  Herren 
(Magnaten)  und  einfachen  Adeligen  bestand  hinsichtlich  des 
Wappengebrauchs  kein  Unterschied  von  Rechts  wegen,  mit  der 


*"  Bereits  im  ältesten  Wappenbrief  (von  1326)  Jesen  wir :  „.  .  .  ne 
quispiam  falconem  pro  crista  imaginem  avis  nomine  falconis  vulgo  solyom 
dicti  a  modo  pro  crista  portandi  habeat  facultatem".  Fej^r  C.  D.  VlII/3 
S.  64.  Vgl.  über  die  Strafe  der  Anmassung  eines  fremden  Wappens 
Nyäry  a.  a.  O.  S.  240. 

*»  Anjouk.  Okmt.  II.  S.  336. 

"  „A  claro  lumine  throni  regii",  heisst  es  in  den  Wappenbriefen 
„velut  e  sole  radii  nobilitates  legitimo  iure  procedunt  et  omnium  nobilita- 
tum  insignia  a  regia  dignitate  sie  dependent,  ut  non  sit  dare  alicuius 
generositatis  insigne,  quod  e  gremio  non  proveniat  regie  claritatis".  Z.  B. 
C.  Sztäray  II.  S.  189. 

"  Fej6r  C.  D.  VIII;'3  S.  63. :  „.  .  .  cristam  inferius  descriptam,  quae 
vulgo  cymer  dicitur  ..."  Die  zweite  bekannte  Wappenverleihung  ist  die 
in  Anm.  41  genannte.  Auch  in  den  westeuropäischen  Staaten  beginnen  die 
Wappenverleihungen  zu  Anfang  des  XIV.  Jahrhunderts.  In  Deutschland  ver- 
lieh zuerst  König  Albrecht  und  Heinrich  VII.,  in  Frankreich  Philipp  der 
Schöne  Wappenbriefe.  Vgl.  Fej^rpataky  a.  a.  0.  S.  7. 
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einzigen  Ausnahme,  dass  es  bloss  den  Bannerherren  {domini 
banderiati)  gestattet  war,  ihr  Wappen  auf  Kriegsbannern  und 
Fahnen  anzubringen. 


§.   5.   Der   Stand   der   Städte.    Die    Rechtstellung   der 
städtischen  Bürger. 

Die  Ausbildung  des  öffenthch-rechtlichen  Begriffs  der  HeiU- 
gen  Krone  und  der  hieran  sich  knüpfenden  Besitzverfassung 
verhalf  den  Städten  zur  Reichsstandschaft. 

Die  Städte  erlangen  als  juristische  Personen  das  freie 
Eigentum  am  Stadtgebiet.  Auf  grund  ihres  freien  Besitzrechts 
sind  sie  adelige  Personen,  Glieder  der  Heiligen  Krone  und 
haben  Teil  an  der  Ausübung  der  in  der  Heiligen  Krone  be- 
griffenen öffentlichen  Gewalt.  Nicht  minder,  als  das  Stadtgebiet, 
besitzen  sie  auch  die  sonst  durch  königliche  Schenkung  oder 
Kauf  erworbenen  Liegenschaften  zu  Adelsrecht,  im  Genuss  aller 
adeligen  Prärogativen.  Hinsichtlich  dieser  adeligen  Güter,  auf 
welchen  ihnen  natürlich  auch  grundherrliche  Gewalt  zusteht, 
sind  sie  den  ordentlichen  Adelsgerichten:  dem  Comitatsgericht, 
in  grösseren  Streitsachen  dem  Gericht  der  persönlichen  Gegen- 
wart des  Königs  {personalis  regia  praesentia)  unterworfen.^ 

Die  Reichsstandschaft  der  Städte  gelangt  in  der  Tatsache 
der  Reichstagsvertretung  zum  klaren  Ausdrucke.  Die  erste  Nach- 
richt über  das  Erscheinen  städtischer  Gesandten  ist  uns  mit 
Bezug  auf  den  Reichstag  zu  Temesvär  1397  überliefert;-  ein 
unzweifelhaftes  Zeugnis  bietet  das  erste  Decret  vom  Jahre  1405 
(das  s.  g.  Decretum  Minus  König  Sigismunds),  in  welchem  das 
Gerichts-  und  Verkehrswesen  und  manche  andere  öffentliche 
Angelegenheiten  der  Städte  geregelt  werden ;  laut  der  Vorrede 
des  Decrets  hat  König  Sigismund  auch  die  Gesandten  aller 
königlichen   Städte  zur  Beratung  berufen.^  Die  späteren  könig- 

1  G.-A.  XXXVIII  :  1498.  Trip.  III.  tit.  19. 

-  Fejer  C.  D.  X'2  S.  435  ff.  Vgl.  Knauz,  Az  1397.  evi  orszäggyüles 
vegzemenye  [Das  Decret  des  Reichstags  von  1397]  M.  Tört.  Tär.  III. 
S.  191  ff. 

'  Praef.  3.  §. :  „.  .  .  convocatis  ex  omnibus  regni  nostri  comita- 
tibus  ac  districtibus  civitatum,  oppidonim,  ei  Uberarum  villarum  regiae 
iurisdidioni   pertinentium    nuntiis   et  legatis  .  .  ."    Siehe  auch  Art.    XVIII : 
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liehen  Decrete  gedenken  jedoch  der  Teilnahme  der  Städte  be- 
ständig erst  seit  1445.'* 

Obwol  die  Städte  vermöge  ihres  freien  Besitzrechts  und 
der  Mitgliedschaft  der  Heiligen  Krone  zur  politisch  berechtigten 
Nation  gehörten,  genossen  sie  dennoch  nicht  jene  Freiheit  und 
jenes  Mass  von  Unabhängigkeit  gegenüber  der  Heiligen  Krone, 
dessen  sich  die  übrigen  Adeligen  erfreuten.  Diese  grössere  Ab- 
hängigkeit drückte  das  spätere  Staatsrecht  damit  aus,  dass  die 
Städte  nicht  dem  Stande  der  Adeligen  angehören,  sondern  als 
ein  besonderer  Stand  nach  dem  Adel  folgen.  Der  Stand  der 
Städte  ist  ein  Reichsstand  für  sich,  dessen  Freiheit  und  Recht- 
stellung von  derjenigen  der  Adeligen  abweicht.  Vom  Gesichts- 
punkte des  Privatrechts  sind  die  Städte  adelige  Personen;  von 
öffentlich-rechtlichem  Standpunkte  unterscheiden  sie  sich  jedoch 
von  den  Adeligen ;  ihr  Stand  ist  wol  ein  bevorrechteter,  doch 
reichen  ihre  Vorrechte  nicht  an  die  Totalität  des  Adelsrechts  heran. 
Die  Städte  leisten  nämlich  zu  gunsten  der  königlichen  Gewalt 
gewisse  Vermögensabgaben,  wozu  die  übrigen  Adeligen  nicht 
verpflichtet  werden  können.  Die  Städte  bilden  auch  während 
dieser  Periode  eine  reichfliessende  Quelle  der  königlichen  Ein- 
künfte. 

Das  Königtum,  das  den  Städten  einerseits  eine  öffentlich- 
rechtliche Stellung  gewährt,  indem  es  sie  von  der  grundherrlichen 
Gewalt  befreit,  legt  ihnen  auf  der  anderen  Seite  bedeutende 
Lasten  auf.  Der  Unterschied  gegenüber  der  vorigen  Periode  be- 
schränkt sich  darauf,  dass  entsprechend  der  herrschenden  staats- 
rechtlichen Auffassung  das  engere  Abhängig.teitsverhältnis  der 
Städte  nicht  auf  den  König,  sondern  auf  die  Heilige  Krone,  als 
den  Inhaber  der  verfassungsmässigen  öffentlichen  Gewalt  bezogen 
wird.  Die  königlichen  Freistädte  sind  das  Eigentum  der  Heiligen 
Krone:   bona   et  pecuLia  Sacrae  regnt   Coronae.  G.-A.  111:1514 


„.  .  .  requisito  super  eo  praelatorum,  baronum  procerumque  nostrorum, 
nee  non  universorum  civium  civitatum  regalium  praesentialiter  constitutorum 
consilLo  .  .  ."  Nach  J.  N.  Kovachich,  Notitiae  praelimiiiares  1820  S.  110 
ist  das  Decretum  Minus  kein  Reichstagsdecret,  sondern  ein  mit  Zuziehung 
der  städtischen  Gesandten  geschaffenes  Generalstatut  („statuta  solum  civi- 
tatum, oppidoruni  .  .  .").  Für  eine  im  grossen  Rate  erlassene  königliche 
Verordnung  hält  es  auch  Schiller,  Az  örökös  förendiseg  eredete  S.  77. 
*  Siehe  das  Decret  von  1445  Kovachich,  Sylloge  S.  94.  107. 
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nennt  bei  der  Aufzählung  der  Krongüter  die  königlichen  Freistädte 
an  erster  Stelle/^ 

Die  öffentlich-rechtliche  Stellung  der  städtischen  Bürger 
fusst  auf  dem  collectiven  Adel  der  Städte.  Der  einzelne  Bürger 
ist  kein  unmittelbares  Glied  der  Heiligen  Krone,  kein  Adeliger; 
er  ist  nicht  der  adeligen  Freiheit,  der  Adelsrechte,  sondern  der 
städtischen  oder  bürgerlichen  Freiheit  teilhaftig,  die  nunmehr 
durch  das  Landesrecht  gewährt  und  gesichert  wird.  Infolge  der 
Connexität  der  öffentlich-rechtlichen  Stellung  der  Bürger  mit  der 
Stadtfreiheit  ist  es  zutreffender,  von  dem  Stand  der  Städter,  als 
von  einem  Bürgerstand  zu  reden ;  denn  die  Zugehörigkeit  zu 
diesem  Stande  beruht  nicht  auf  dem  Beruf,  der  Gewerbe-  oder 
Handelstätigkeit,  noch  auf  der  Geburt,  sondern  auf  dem  Erwerb 
von  städtischem  Grundbesitz  der  Ansässigkeit  in  der  Stadt. 

Das  Stadtrecht  gewährte  den  Bürgern  innerhalb  des  Stadt- 
gebiets dieselben  Rechte,  welche  den  Adeligen  im  gesammten 
Staatsgebiet  zustanden.  Jeder  Bürger  geniesst  persönliche  Freiheit 
und  Unverletzlichkeit,  denn  er  kann  ohne  vorhergehendes  Urteil 
nicht  festgenommen  werden ;  einzig  das  Stadtgericht  ist  befugt 
über  ihn  zu  richten,  *^  gegen  das  Urteil  kann  an  das  Königsgericht, 
namentlich  den  Tavernicus  oder  den  königlichen  Personal,  und 
von  hier  an  den  König  selbst  Berufung  eingelegt  werden  kann.' 

Die  vorzügliche  Rechtstellung  der  Stadtbürger  gegenüber 
den  übrigen  Nicht-Adeligen  offenbart  sich  darin,  dass  ihr  Wer- 
geid ebenso  viel  beträgt,  als  das  der  Adeligen  (nämlich  50  Gira 
Silbers,  d.  i.  zweihundert  Goldgulden).*  Ihr  Eid  gilt  jedoch 
ausserhalb  der  Stadt  bloss  einen  Goldgulden, ^  eben  soviel,  wie 
der  Eid  des  Untertans,  während  der  Eid  eines  Adeligen  vier 
Goldgulden   gilt.   Ausserhalb   der  Stadt   wurde  ihr  Zeugnis   für 


*  „Sunt  igitur  octo  in  primis  civitates  liberae,  videlicet :  Buda,  Pest, 
Cassovia,  Posonium,  Tyrnavia,  Bärthfa,  Eperjes  et  Sopronium.  Praeterea  : 
Vetus  Buda,  Strigonium,  Alba  Regalis,  Leuchovia,  Szakolcza,  Cibinium  et 
Zegedinum." 

«  Siehe  G.-A.  XI  :  1405  (II)  princ,  XXXIII :  1500,  XXVIII  :  1630, 
LXXXIII :  1647. 

?  Art.  IV.  XII  :  1405  (I),  XI  :  1405  (II).  Trip.  III.  tit.  8.  §.  2. 

*  Trip.  III.  tit.  9.  princ. :  „Quarum  .  . .  civitatum  cives  et  inhabi- 
tatores  in  eorum  homagiis  nobilibus  huius  regni  aequiparantur". 

^  Ebenda  §.  1.  „Neque  pro  damnorum  aut  debitorum  recuperatione 
extra  civitatem  singillatim  ultra  unum  florenum  iurare  permittuntur.* 
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einen  Adeligen  nicht  angenommen. ^°  Im  Binnenverkehr  genossen 
die  Bürger  der  königlichen  Freistädte,  gleich  den  Adeligen, 
vollkommene  Zollfreiheit;  ja  betreff  der  zu  eigenem  Gebrauch 
eingeführten  Gegenstände  waren  sie  auch  vom  Dreissigsten 
befreit.^^ 

Die  öffentlichen  Lasten,  welche  der  Stadt,  „der  Gemeine 
der  Bürger"  obliegen,  beruhen  auf  zwiefachen  Rechtstiteln.  Ein 
Teil  der  öffentlichen  Leistungen  und  Abgaben  lastet  auf  der 
Stadt,  als  einem  Gliede  der  Heiligen  Krone  und  Besitzer  eines 
von  der  Heiligen  Krone  herrührenden  Gebiets ;  in  dieser  Eigen- 
schaft zahlen  die  Städte  das  lucmm  camerae,  ^^  und  die  Kriegs- 
steuer," stellen  Krieger  ins  Königsheer  und  bestreiten  die  Kosten 
der  Reichstagsgesandten.  Der  andere  Teil  der  Abgaben  an 
den  Königsschatz  trifft  die  Städte  als  ein  Peculium  der  Heiligen 
Krone:  hierher  gehören  die  in  besonderen  königlichen  Privi- 
legien festgesetzten  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Königs- 
steuern {census  regiiisy^  und  Geschenke  {miinera  strennalid)}^ 

Die  Städte  zahlen  ferner  den  Kirchenzehnten.  Zu  allem 
dem  kamen  schliesslich  die  Kosten  der  städtischen  Selbstver- 
waltung. 

Diese  Lasten  werden  von  den  Stadtbürgern  gemeinsam, 
im  Verhältnis  ihres  unbeweglichen  Vermögens  getragen.  Das 
Princip  der   allgemeinen  Steuerpflicht  ist  in  Artikel  X  des  Decre- 

^°  Ebenda :  „.  .  .  testimonia  ipsorum  civium  extra  eorum  civitates 
et  territoria  penes  nobiles  non  acceptantur". 

"  Art.  XVII :  1405  (I) :  „Concessimus,  quod  .  .  .  mercatores  seu 
negotiatores  .  .  .  per  quaecunque  loca  tributorum  seu  teloniorum  nostro- 
rum  regalium  cum  personis,  equis,  curribus  ac  quibusvis  eorum  merci- 
moniis  ac  rebus  et  bonis  universis  libere  et  expedite  sine  aliqua  solutione 
tributaria  transire  valeant  .  .  ." 

'■''  Die  Münzverordnung  Karl  Roberts  von  1342  (§.  24)  befreit  \^q\ 
die  Städte  von  der  Portalsteuer,  doch  nur  unter  der  Bedingung,  dass  der 
Münzwechsel  in  den  Städten  auch  ferner  ordnungsgemäss  stattfinde.  Seit 
König  Sigismund  lösten  die  Städte  den  Münzwechsel  mit  einer  gewissen 
Pauschalsumme  ab.  Thallöczy,  A  kamara  haszna  S.  69  ff. 

^^  KovACHicH,  Formulae  solennes  styli  S.  45  ff. 

"  Über  die  willkürliche  Besteuerung  der  Städte  siehe  Thallöczy 
a.  a.  O.  S.  69. 

'*  Von  der  Gabe-  und  Descensualpf licht  der  Städte  handelt  Art. 
Xill  :  1405  (I).  Vgl.  Salamon,  Budapest  törtenete  [Geschichte  Budapests] 
II.  S.  405  ff.  KiRÄLY,  Pozsony  väros  Joga  a  közepkorban  [Das  Recht  der 
Stadt  Pozsony  im  Mittelalter]  S.  45  ff. 
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tum  Minus  klar  ausgesprochen.  Der  König  kann  niemand 
von  der  Beitragspflicht  befreien;  wenn  er  dennoch  jemand 
befreit,  so  wird  der  auf  den  betreffenden  Bürger  entfallende 
Steuerbetrag  von  der  Forderung  des  königlichen  Fiscus  abge- 
zogen.^^ Die  allgemeine  Steuerpflicht  ergriff  auch  die  Adeligen, 
die  im  Stadtgebiet  Grundstücke  besassen. 

Die  Verteilung  der  öffentlichen  Lasten  im  Verhältnis  des 
Grundbesitzes  hatte  zur  notwendigen  Folge,  dass  nur  der  Eigen- 
tümer eines  städtischen  Grundstückes  als  vollberechtigter  Bür- 
ger angesehen  wurde.  Nur  solche  vollberechtigte  Bürger  konnten 
in  den  Stadtrat  gewählt  werden  und  städtische  Ämter  be- 
kleiden. 

Das  Stadtbürgerrecht  gieng  verloren  bei  Hochverrat  und 
Treulosigkeit,  in  welchen  Fällen  der  Bürger  zugleich  Leben  und 
Vermögen  einbüsste,  ferner  bei  schweren  Verbrechen  durch  den 
Beschluss  der  Stadtobrigkeit,  indem  die  erwählte  Gemeine  den 
Missetäter  aus  der  Liste  der  Bürger  strich ;  schliesslich  auch 
durch  freiwilligen  Verzicht,  der  jedoch  in  vorgeschriebener 
Form  klar  und  bestimmt  erfolgen  musste,  ebenso  wie  die  Auf- 
nahme zu  Bürgerrecht.^' 

Eine  partielle  Verminderung  seiner  Freiheit  traf  den  städti- 
schen Bürger,  der  auf  dem  Gute  eines  Adeligen  Untertan- 
besitz erwarb.  Er  war  nämlich  nicht  nur  verpflichtet  alle  auf 
dem  Grundstück  lastenden  urbarialen  Abgaben  und  Dienste 
zu  leisten,  sondern  hatte  auch  wegen  der  auf  dem  Grundstück 
verübten  Vergehen  und  verursachten  Schäden  seinen  Gerichts- 
stand vor  dem  Grundherrn. ^"^ 

^^  „Si  vero  per  nos  vel  nostros  successores  aliquos  cives  nostros 
libertäre  et  exemptos  facere  contingeret,  tunc  et  eo  casu  nos  et  nostri 
successores  .  .  .  quicquid  ipsi  cives  libertati  ad  collectas  solvere  debe- 
rent,  id  de  communitatis  computu  defalcando  ad  nostram  teneamur  et 
debebimus  recipere  rationem." 

^'  Über  die  Bedingungen  des  Erwerbs  des  Bürgerrechts  {forma 
libertatis)  siehe  Kovachich,  Formulae  S.  43. 

»«  G.-A.  XXXVIIl :  1498  §.  4:  „Casu  autem,  quo  aliquis  civis  sub  aliquo 
domino  seu  nobile  in  hoc  regno  vineas  vel  aliquas  alias  hereditates  habuerit 
et  quidpiam  in  territorio  huiusmodi  deliquerit  aut  alium  damnificaverit, 
in  tali  casu  idem  civis  teneatur  coram  domino  illo  terrestri,  sub  quo  here- 
ditates habet,  iuri  stari."  Siehe  auch  Trip.  III.  tit.  19.  §.  8. 


V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  "J" 
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§.  6.   Der  Untertanen-  oder  Bauernstand. 
Die  grundherrliche  Gewalt. 

Während  die  Lehre  von  der  Heiligen  Krone  einerseits 
die  Reichsstandschaft  der  Städte  und  die  öffentlich-rechtUche 
Stellung  der  Bürgerschaft  begründete,  hob  sie  andererseits 
die  unmittelbare  Beziehung  jener  Landesbewohner  zum  König- 
tum, die  keinen  von  der  Heiligen  Krone  unmittelbar  herrüh- 
renden Grundbesitz  innehatten,  völlig  auf.  Die  landwirtschaft- 
liche Bevölkerung,  desgleichen  die  ausserhalb  der  königlichen 
Freistädte  sesshafte  gewerbe-  und  handeltreibende  Klasse  geriet, 
ebenso  wie  im  westlichen  Europa,^  in  private  Gewalt,  unter 
grundherrliche  Obrigkeit. 

Der  Untertanen-  oder  Bauernstand  {jobbagbties,  mstlcl,  auch 
coloni,  subditi)  ist  die  Gesammtheit  derjenigen,  die  nicht  unmitel- 
bar  unter  der  Obrigkeit  der  Heiligen  Krone  und  des  Königs 
stehen,  daher  von  den  politischen  Rechten  ausgeschlossen  sind 
und  gegenüber  der  politisch  berechtigten  Nation,  dem  populus, 
das  steuerzahlende  untertane  Volk,  die  pLebs  bilden.'^  Da  seit 
dem  XVL  Jahrhunderte  unter  Ständen  {status  et  ordines)  die 
politisch  Berechtigten  verstanden  werden,  betrachtet  das  spätere 
Staatsrecht  die  Untertanen  nicht  als  einen  Stand,  sondern  eben 
als  die  Gesammtheit  derjenigen,  die  keine  Reichsstandschaft 
besitzen. 

Der  Schwerpunkt  der  öffentlichen  Rechtstellung  der  Unter- 
tanen liegt  darin,  dass  sie  keine  Glieder  der  Heiligen  Krone 
sind,  sondern  in  mittelbarer,  nämlich  durch  den  Adel  vermit- 
telter Beziehung  zu  dieser  stehen.  Die  Untertanen  sind  keine 
unmittelbare  Untertanen  des  Reiches,  sondern  die  Untertanen 
ihrer  Grundherren,  der  Glieder  der  Heiligen  Krone. 

Die  an  den  öffentlich-rechtlichen  Begriff  der  Heiligen  Krone 
anknüpfende  Besitzverfassung  gewährte  der  mittelalterlich-feudalen 
Anschauung,  dass  der  Adelige  nicht  bloss  der  Eigentümer,  son- 
dern auch  der  Herr  seiner  Liegenschaften  sei,  d.    h.   obrigkeit- 


^  Aus  der  reichen  Literatur  siehe  Kindlinoer,  Geschichte  der  deut- 
schen Hörigkeit  1818.  Hanssen,  Die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  1861. 
SuGENHEiM,  Geschichte  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  in  Europa  1861. 

-  Trip.  II.  tit.  4.  §.  1. 
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liehe  Rechte  über  seine  Hintersassen  ausübe,  eine  allgemeine 
und  einheitliche  Rechtsbasis.  In  der  vorigen  Periode  war  die 
grundherrliche  Jurisdiction  mehr-minder  eine  Ausnahmeerschei- 
nung und  beruhte  anfänglich  stets  auf  besonderer  königlicher 
Verleihung;  in  diesem  Zeitalter  ist  sie  die  gesetzmässige  Per- 
tinenz  und  das  wesentliche  Kriterium  des  freien  Grundbesitzes. 
Alle,  die  auf  dem  Adelsgut  nach  üntertanenweise  sitzen,  unter- 
stehen der  grundherrlichen  Gewalt.^ 

Die  grundherrliche  Gewalt  ist  nicht  identisch  mit  der  rein 
privatrechtlichen  Eigentumsgewalt  über  die  Sklaven,  welche  das 
unbeschränkte  Verfügungsrecht  über  Leben  und  Habe  des  Sklaven 
in  sich  begriffen  hatte.  Der  Untertan  kann  selbst  für  die  Zeit,  als 
die  Leibeigenschaft  {perpetua  msticitas)  zu  recht  bestand,  nicht 
als  Sklave  angesehen  werden ;  denn  er  besass  zu  allen  Zeiten 
eine  selbständige  familien-  und  vermögensrechtliche  Persönlich- 
keit.* Er  besass  das  Connubium  und  väterliche  Gewalt  über  seine 
Kinder;  gleich  den  Adeligen  und  Bürgern  hatte  er  auch  ein 
Wergeid,  das  freilich  bedeutend  weniger  betrug,  als  das  Adels- 
oder Bürgerwergeid,  nämlich  nur  40  Goldgulden. '^  Der  Unter- 
tan kann  vom  Grundherrn  nicht  veräussert,  noch  verpfändet 
werden;  doch  verändert  er,  da  er  an  der  Scholle  haftet,  bei 
der  Veräusserung  des  Gutes  seinen  Herrn. 

Der  Untertan  verfügt  frei  über  sein  Vermögen,  namentlich 
seine  Fahrhabe ;  die  Untertanenhufe,  das  Grundstück  jedoch, 
auf  dem  er  sitzt,  und  das  er  bewirtschaftet,  gehört  nicht  ihm, 
sondern  dem  Grundherrn,  dem  Adeligen.  Der  Untertan  besitzt 
und  nutzt  das  Grundstück;  das  Eigentum  daran  steht  einem 
Gliede  der  Heiligen  Krone  zu.  Werböczi  formuliert  diesen 
Rechtssatz  folgendermassen :  „Der  Bauer  hat  kein  beständiges 
Recht  am  Gute  seines  Herrn  ausser  dem  Lohn  seiner  Arbeit; 
das  Eigentum  des  ganzen  Gutes  gehört  dem  Grundherrn."*^ 

^  „Dum  exigente  antiqua  regni  consvetudine  quivis  nobilis  et  pos- 
sessionatus  homo  suos  jobbagiones  et  servientes  impossessionatos  more 
jobbagionum  in  suis  possessionibus  commorantes,  in  causis  quibuslibet 
exceptis  furto,  latrocinio  publico  et  causis  criminalibus  ipsemet  iudicandi 
habeat  facultatem  .  .  ."  heisst  es  in  zahlreichen  Urkunden  des  XIV.  und 
XV.  Jahrhunderts.  Z.  B.  Fejer  C.  D.  1X3  S.  41.  Anjouk.  Okmt.  S.  389. 

-  Siehe  Trip.  III.  tit.  29. 

"  Trip.  III.  tit.  27.  In  Siebenbürgen  betrug  das  Untertanenwergeld 
25  Gulden.  Trip.  III  tit.  3.  §.  14. 

*  Tit.  30.  p.  III.  §.  7. :  „Rusticus  praeter  laboris  mercedem  et  prae- 

38* 


596 

Die  grosse  Abhängigkeit  der  Untertanen  hat  zur  Folge, 
dass  sie  alle  staatlichen  und  kirchlichen  Lasten  tragen  müssen. 
Sie  zahlen  einerseits  die  ständige  Portalsteuer  {lucrum  camerae) 
und  die  ausserordentliche  Kriegssteuer  {subsidium,  dica,  contri- 
butlo),  andererseits  den  Kirchenzehnten  und  die  Lecticalgebür.^ 
Hieran  schliessen  sich  die  verschiedentlichen  urbarialen  Leistun- 
gen, welche  für  den  Besitz  und  die  Nutzung  der  Hofstelle  und 
des  Zubehörs  an  Ackerland,  Weide  und  Wiesenland  an  den 
Grundherrn  entrichtet  werden. 

Die  urbarialen  Leistungen  des  Untertanen-  oder  Bauern- 
standes sind  auch  während  dieser  Periode,  wie  in  der  Ärpä- 
denzeit,  durch  die  Ortsgewohnheit,  Verträge  zwischen  Grund- 
herren und  Untertanen,  ferner  grundherriiche  und  königliche 
Privilegien  geregelt.^  Die  Untertanenleistungen  zerfallen  in  drei 
Gruppen :  Geld-  und  Naturalabgaben  und  Frohnden.  Mass  und 
Benennung  der  Leistungen  wechselte  nach  den  örtlichen  Ver- 
hältnissen. Auf  die  Ausbildung  der  urbarialen  Abgaben  war  von 
bedeutendstem  Einfluss,  dass  die  domanialen  Königssteuern  (das 
termgium,  die  Denar-,  Weinsteuer,  der  Ochsen-  und  Schweine- 
zins) sich  während  dieser  Periode  im  Zusammenhang  mit  der 
Ausbildung  der  grundherrlichen  Gewalt  zu  grundherrlichen  Rech- 
ten entwickelten.  Das  tenagiam  (auch  unter  den  Benennungen 
census,  collectä)  gehört  den  Grundherren ;  ^  dem  König  entrichten 
nur  die  Inwohner  jener  Gemeinden  das  tenagium,  die  den  König 

mium  in  terris  domini  sui  quantum  ad  perpetuitatem  nil  iuris  habet ;  sed 
totius  terrae  proprietas  ad  dominum  terrestrem  spectat  et  pertinet." 

^  Vgl.  TiMON,  A  pärber  Magyarorszägon  1885. 

8  Die  Urkunde,  worin  die  Leistungen  der  Untertanen  festgesetzt 
wurde,  hiess  allgemein  urbariiim.  Das  Domkapitel  zu  Zägräb  stellte  bereits 
1334  die  Pflichten  seiner  Untertanen  fest.  TkalCiC,  Mon.  episc.  Zagr.  II. 
S.  16  ff.  Eines  der  ältesten  Urbarien  ist  das  des  Palatins  Kont  v.  J.  1358 
bei  Wenzel,  A  mezögazdasäg  törtenete  S.  288  f.  Königliche  Urbarien  aus 
dem  XIV.  und  XV.  Jahrhundert  sind:  1355  für  Nemetujvär,  1400  für  Ponik 
nnd  1410  für  Zalatna,  Ocsova  und  Zsolna.  Wenzel  a.  a.  O.  S.  290.  292. 

^  Im  Urbarium  von  1358  lesen  wir :  „. . .  de  quolibet  integro  fundo 
annuatim  pro  censu  quinque  pensas  denariorum  .  .  ."  Wenzel  a.  a.  o. 
S.  288.  Die  Identität  des  grundherrlichen  census  mit  dem  termgium  bekun- 
det z.  B.  die  Urkunde  von  1349  Anjouk.  Okmt.  V.  S.  259 :  „cum  jobagio- 
nibus  novem  fertones  pro  censu  seu  terragio  solventibus  annuatim".  Siehe 
noch  Fej^r  C.  D.  VIII/2  S.  611,  VlII/7  S.  139,  IX/1  S.  282.  341,  IX/2  S.  454. 
Anjouk.  0km.  II.  S.  593,  III.  S.  326,  VI.  S.  150.  C.  Zichy  III.  S.  650.  C. 
Sztäray  I.  S.  457. 
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zum  Grundherrn  haben.^''  Von  allgemeiner  Bedeutung  sind  fer- 
ner die  Gaben  {muneray^  und  die  in  den  Urbarien  geregelten 
Frohnden  {servitia  mstlcalia,^^  robot). 

Die  erste  landesrechtliche  Bestimmung,  betreffend  die  bäuer- 
lichen Leistungen,  findet  sich  im  Decret  von  1351,  das  die 
Untertanen  zur  Zahlung  des  Neunten  (nona)  an  den  Grund- 
herrn verpflichtet.  Jeder  Untertan,  der  Ackerland  oder  ein  Wein- 
gebirge inne  hatte,  musste  dem  Grundherrn  den  neunten  Teil 
der  Ernte  abliefern.  Der  Grundherr  selbst  konnte  seine  Unter- 
tanen vom  Neunten  nur  auf  grund  königlicher  Erlaubnis  befreien ; 
denn  wo  der  Grundherr  es  unterliess,  die  nona  einzufordern, 
wurde  sie  für  den  königlichen  Fiscus  eingetrieben.^^  Ludwig 
der  Grosse  führte  nämhch  den  Neunten  ein,  um  die  Grundlagen 
der  Banderialverfassung  zu  befestigen:  er  wollte  die  Einkünfte 
des  Adels  im  Verhältnis  ihrer  gesteigerten  Wehrpflicht  vermeh- 
ren.^* Neben  der  nona  bestanden  die  früheren  grundherrlichen 
Abgaben  und  Dienste  unverändert  fort. 

Den  Druck  der  grundherrlichen  Obrigkeit  und  der  Unter- 
tanenleistungen milderte  allein  das  Recht  der  Freizügig- 
keit. Der  freie  Zug  war  die  einzige  Waffe,  die  den  gequälten, 
bedrückten  Bauern  gegenüber  der  Willkür  der  Grundherren  zu 
geböte  stand.  Die  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  ist  während 
dieser  Periode  noch  eine  sehr  geringe ;  die  Arbeitskräfte  sind 
rar  und  darum  sehr  begehrt.  Da  der  Wert  des  Gutes  durch 
die  Menge  der  Landsassen  bestimmt  wird,  ist  es  das  stete 
Trachten  der  Adeligen  die  Zahl  ihrer  Untertanen  zu  vermehren. 
Sie  gewähren  ihnen  allerlei  Vergünstigungen,  scheiden  grössere 
Grundstücke  zu   Hufen   aus,   verleihen   den   Bauern   die   Holz- 

^^  Siehe  die  in  Anm.  8  angeführten  königlichen  Urbarien. 

"  Geschenke  wurden  entweder  zu  Neujahr  (munera  strennaliä)  oder 
an  drei  Festen  im  Jahre  {tria  munera)  entrichtet.  Siehe  das  Urbar  für 
Nemetujvär  von  1355  Wenzel  a.  a.  0.  S.  290.  Anjouk.  Okmt.  III.  S.  316. 
Fejer  C.  D.  VIII  2  S.  516,  VIII,7  S.  225. 

^-  Der  Ausdruck  findet  sich  in  einer  Urkunde  des  s.  g.  Regests  von 
Liptö  aus  dem  Jahre  1391.  M.  Tört.  Tär.  IV.  S.  35. 

^'  G.-A.  VI :  1351  §.  2 :  ,,Et  si  qui  in  exactione  praedicta  secus 
fecerint,  nos  in  talium  rebellium  et  praesentem  nostram  institutionem 
alterantium  possessionibus  pro  usu  nostro  ipsam  nonam  partem  ipsarum 
frugum  et  vini  exigi  faciemus,  sine  diminutione  et  relaxatione  aliqua." 

"  §.  3 :  „Ut  per  hoc  honor  noster  augeatur  et  ipsi  regnicolae  nostri 
nobis  fidelius  possint  famulari." 
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gerechtigkeit,  die  Fischerei,  meist  auch  die  Itleine  Jagd  und 
enviriien  für  sie  vom  König  Marktrecht  und  Zollfreiheit.  Schliess- 
lich übertragen  sie  den  Untertanengemeinden  sogar  einen  Teil 
ihrer  grundherrlichen  Gewalt:  die  niedere  Gerichtsbarkeit  und 
Ortspolizei. 

Die  Grundherren  sind  jedoch  stets  bestrebt,  den  freien 
Zug  der  Untertanen  auf  alle  erdenkliche  Weise  einzuschrän- 
ken. Seit  dem  Ausgang  des  XIII.  Jahrhunderts  betrachtet  es 
das  Königtum  als  seine  ständige  Aufgabe,  die  Untertanen 
gegen  die  Grundherren  zu  beschützen  und  ihre  Freizügigkeit 
zu  sichern.  Dies  wichtige  Recht,  das  bereits  in  Art.  LXX:  1298 
ausgesprochen  ist,  wird  während  dieser  Periode  abermals  und 
abermals  bestätigt.  ^•'^  Doch  bereits  das  Decret  von  1492  stellte 
bezüglich  des  Zuges  erschwerende  Bestimmungen  auf,  indem  es 
nebst  der  Erfüllung  gewisser  Bedingungen  die  Erlaubnis  seitens 
des  Grundherrn  forderte.  Mangels  grundherrlicher  Erlaubnis 
war  der  Zug  verboten  und  durfte  dann  kein  anderer  Grundherr 
den  entflohenen  Untertan  aufnehmen.  Obwol  die  Gewährung 
oder  Verweigerung  der  Erlaubnis  nicht  schlechthin  der  Willkür 
des  Grundherrn  anheimgestellt  war,  bedeutete  dieses  Erfordernis, 
schon  wegen  der  Möglichkeit  der  Verzögerung,  doch  eine  grosse 
Erschwerung  für  die  Untertanen.  Der  blutige  Bauernaufstand 
von  1514  hatte  die  gänzliche  Abschaffung  des  freien  Zuges  zur 
Folge.  Art.  XIV  des  Decrets  von  1514  bestimmte,  dass  der 
Untertan  das  Gut  seines  Grundherrn  ohne  dessen  Erlaubnis 
unter  keiner  Bedingung  verlassen  dürfe.^^  Durch  diese  Gesetzes- 
verfügung wurde  der  Untertan  zum,  an  die  Scholle  gebundenen 
Leibeigenen. 

Derselbe  Reichstag  setzte  das  Minimum  der  einzelnen 
Untertanenleistungen  genau  fest;  doch  sollten  die  etwa  sonst 
particularrechtlich  bestehenden  Lasten  fürder  ebenfalls  fortbe- 
stehen.^' Das  Decret  von  1514  enthält  auch  anderweitige  Bestim- 

1*  G.-A.  XVIII:  1351,  VI :  1405  (I),  XIV.  XV.  XVI:  1405  (II),  XV 
1458,  XI:  1468  (Kovachich,  Sylloge  S.  199),  XVI :  1471,  XIV:  1474,  XXXIX: 
1486,  XCIII :  1492. 

^®  „Amodo  deinceps  universi  rustici  in  hoc  regno  ubilibet  residen- 
tes per  hanc  infidelitatis  ipsorum  notam,  amissa  libertate  eorum,  qua 
de  loco  in  locum  recedendi  habebant  facultatem,  dominis  ipsorum  ter- 
restribus  mera  et  perpetua  rusticitate  sint  subiecti." 

^^  Siehe  Art.  XV— XX. 
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mungen  zu  Ungunsten  der  Untertanen.  Der  König  darf  keinen 
Geistlichen  von  bäuerlichier  Herkunft  zum  Bischof  ernennen ; 
täte  er  es  dennoch,  so  soll  niemand  einem  solchen  Bischof  den 
Zehnten  entrichten.'^  Den  Untertanen  wird  das  Waffentragen 
untersagt ;  hingegen  den  Adeligen  gestattet  ihre  Wohnsitze  zu 
befestigen  und  zu  Kastellen  {castelliim)  umzubauen ;  ferner  darf 
in  jedem  Comitat  zum  Schutze  der  Adeligen  eine  Burg  erbaut 
werden.  ^''' 

Grosse  Tragweite  und  traurige  Bedeutung  besass  für  die 
Untertanen  der  zufällige  Umstand,  dass  Werböczi  das  ungarische 
Recht  gerade  zu  jener  Zeit  codificierte,  als  der  Gegensatz  des 
Adels  und  des  Untertanenstandes  sich  so  sehr  verschärft  hatte. 
Das  Tripartitum  stellt  die  Rechtsverhältnisse  der  Untertanen  in 
Übereinstimmung  mit  dem  Decret  von  1514  dar;"^*^  das  grosse 
Ansehen,  das  dieses  Rechtsbuch  genoss,  verlieh  den  für  die 
Untertanen  so  ungünstigen  Rechtsprincipien  langehin  mass- 
gebende Bedeutung. 

Die  Aufhebung  der  Freizügigkeit  bestand  jedoch  nicht  lange 
zu  recht.  Sie  erwies  sich  als  höchst  schädlich  für  das  Land.  Die 
Adeligen  waren  ausser  Stande,  gegen  die  unablässigen  Angriffe  der 
Türken  ihre  ganze  militärische  Macht  aufzubieten,  da  sie  stets 
befürchten  mussten,  dass  die  bedrückten  Bauern  daheim  sich 
empören  und  ihre  Familien  vernichten  würden.  An  der  Katastrophe 
von  Mohäcs  trägt  zum  nicht  geringen  Teil  diese  Befürchtung 
schuld,  welche  die  Adeligen  vom  vollzähligen  Erscheinen  im 
Kriegslager  abhielt.  Die  Adeligen  erkannten  und  anerkannten 
das  bald  selbst.  Das  Decret  von  1547  stellte  die  Freizügigkeit 
wieder  her,  mit  der  Begründung,  „dass  dem  einst  blühenden 
Ungarn  nichts  so  sehr  geschadet  habe,  als  die  Bedrückung  der 
Untertanen,  deren  Wehgeschrei  unablässig  zu  Gott  empor- 
schalle".^^  Trotzdem  hob  der  Reichstag  vom  Jahre  1548  die 
Freizügigkeit   interimistisch   wieder   auf."^^    Einige  Jahre  währte 

"  Art.  XXIV. 

"  Art.  LVII. 

^'  Tit.  25-31.  p.  III. 

*^  G.-A.  XXVI :  „.  •  •  neque  ulla  res  magis  ab  aliquot  annis  flo- 
renti  quondam  Hungariae  nocuisse  videatur  oppressione  colonorum,  quo- 
rum  clamor  ascendit  iugiter  aute  conspectum  Dei."  Siehe  auch  G.-A. 
XVII :  1556. 

"  G.-A.  XXXII. 
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noch  der  Kampf  der  widerstrebenden  Interessen,  bis  das  Decret 
von  1556  die  Freizügigkeit  der  Untertanen  endgiltig  festsetzte 
und  sicherte. 

Dasselbe  Decret  bestimmte  auch  genau  die  Bedingungen 
des  Abzugs  und  das  dabei  zu  befolgende  Verfahren.  Der  Grund- 
herr, auf  dessen  Gut  der  Untertan  ziehen  will,  erstattet  hiervon 
dem  zuständigen  Stuhlrichter  die  Anzeige.  Der  Stuhlrichter  begibt 
sich  sodann  mit  einem  Geschworenen  in  das  Dorf,  in  welchem 
der  betreffende  Untertan  wohnt  und  fordert  diesen  auf,  den 
Grundzins  von  zwei  Denaren  zu  Händen  des  Dorfrichters  zu 
entrichten  und  zu  erklären,  dass  er  um  die  Erlaubnis  zum  Ab- 
züge ansuche.  Hierauf  setzt  der  Stuhlrichter  dem  Bauern  eine 
Frist  von  15  Tagen;  sie  dient  dazu,  dass  der  Untertan  die 
Sache  nochmals  reiflich  überlege  und  auch  dem  Grundherrn 
Gelegenheit  geboten  werde,  ihn  zum  Bleiben  zu  bewegen. 
Falls  jedoch  der  Untertan  bei  seinem  Entschlüsse  verharrt,  muss 
er  während  dieser  fünfzehntägigen  Frist  alle  seine  schwebenden 
Verpflichtungen  erfüllen,  Steuer-  und  andere  Schulden  bezahlen, 
Haus  und  Hof  ausbessern  und  in  guten  Stand  setzen.  Nach 
Ablauf  der  Frist  erscheint  der  Stuhlrichter  mit  dem  Geschwore- 
nen wieder  im  Dorfe,  um  zu  untersuchen,  ob  der  Untertan 
seinen  Verpflichtungen  nachgekommen  sei.  Wenn  noch  das  eine 
oder  andere  aussteht,  wird  ein  neuer  Erfüllungstermin  gesetzt; 
hat  jedoch  der  Untertan  alles  geordnet,  so  stellt  der  Stuhlrichter 
die  Licenz  aus  und  sorgt  dafür,  dass  der  Untertan  in  Frieden 
auf  das  Gut  seines  neuen  Grundherrn  gelange.  Gegen  den  Be- 
schluss  des  Stuhlrichters  und  Geschworenen  konnte  die  Partei, 
die  sich  in  ihrem  Rechte  gekränkt  wähnte,  Berufung  an  das 
Comitatsgericht  einlegen.^^ 

Der  fortziehende  Untertan  durfte  das  Haus,  das  er  selbst 
gebaut  oder  für  sein  Geld  gekauft  hatte,  bis  zum  Ablauf  der 
fünfzehntägigen  Frist  verkaufen ;  wenn  jedoch  das  Haus  bis 
dahin  nicht  von  einem  anständigen  Bauern  erstanden  wurde, 
gieng  es  in  das  Eigentum  des  Grundherrn  über,  der  nun  nach 
seinem  Belieben  einen  anderen  in  Haus  und  Hof  einsetzen 
konnte.  Sonstiges,  nicht  zur  Hufe  gehöriges  Erbgut  und  Neu- 
bruchland, Weinberge,  Wiesen  durfte  der  fortziehende  Untertan 
behalten,  doch  musste  er  die  darauf  lastenden  urbarialen  Leistun- 

"  G.-A.  XXVIII :  1556. 
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gen  auch  ferner  erfüllen ;  dem  Grundherrn  stand  es  übrigens 
frei  diese  Äcker,  Weinberge,  Wiesen  zum  Schätzungswerte  an 
sich  zu  ziehen."^^ 

Der  Grundherr,  der  den  Untertan  wider  das  Gesetz  am 
Fortziehen  verhinderte,  verwirkte  bei  einmaliger  Mahnung  eine 
Busse  von  hundert,  bei  der  zweiten  zweihundert  Gulden;  Hess  eres 
auf  eine  dritte  Mahnung  ankommen,  so  verlor  er  das  betreffende 
Gut,  das  er  jedoch  gegen  Entrichtung  des  einfachen  Schätzungs- 
wertes {communi  aestimatione)  lösen  konnte. ^°  Dieselben  pro- 
gressiven Strafen  trafen  den  Grundherrn,  der  den  mit  Verletzung 
der  geltenden  Gesetzesbestimmungen  auf  sein  Gut  gezogenen 
Untertan  nicht  freiwillig  herausgab.-^  Der  flüchtige  Untertan  selbst 
verwirkte  seine  ganze  Habe  und  konnte  ihn  der  Grundherr  mit 
Gewalt  auf  das  Gut  zurückbringen."^' 

Rechtsunterschiede  gab  es  zwischen  den  Untertanen  im 
allgemeinen  nicht:  sie  standen  alle  unter  der  grundherrlichen 
Obrigkeit  und  entbehrten  gleicherweise  der  öffentlichen  Rechte 
und  Freiheit.  Hingegen  bestanden  betreff  der  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse, der  Vermögenslage  grosse  Unterschiede.  Wir  müssen 
diesbezüglich  drei  Hauptgruppen  unterscheiden  :  ^^  ä)  H  u  f  n  e  r 
{jobbagiones  sessionaü  vel  colotil,  ung.  telkes  jobbdgy),  die  ausser 
dem  s.  g.  Innenteil  (ung.  belsöseg),  der  Hofstelle  nebst  Garten 
Ackerland  und  sonstigen  Anteil  an  der  gemeinen  Mark,  mindestens 
eine  Viertelhufe  besassen;  b)  Häusler  {inquiltni  dotnos  haben- 
tes,  selnerbnes,  ung.  häzas  zseller),  die  bloss  eine  Hofstelle 
und  darin  ein  Haus  {domus),  aber  keinen  Aussenteil  (ung.  kälsö- 
seg)  oder  doch  weniger  als  eine  Viertelhufe  besassen;  c)  Zins- 
leute {subinquilini,  inquUini  domos  non  habentes,  ung.  hdzat- 
lan  zseller),  die  „hinter"  einem  anderen,  das  ist  im  Hause  eines 
Hufners  oder  Häuslers  wohnten. ^^ 

Die   ordentliche   grundherrliche   Gerichtsbarkeit   (impensio 


'*  G.-A.  XXIX  :  1556. 

**  G.-A.  XXX  :  1556. 

««  G.-A.  XXXI :  1556  §§.  3—8. 

"  G.-A.  XXXI:  1556  §.  1.  2. 

^^  Wertvolles  Material  für  die  wirtschaftliche  Classification  der  Unter- 
tanen enthalten  die  canonicae  visUationes.  Vgl.  Timon,  A  pärber  Magyar- 
orszägon  [Die  Lecticalgebür  in  Ungarn]  S.  68  ff. 

*9  G.-A.  IV :  1478  §.  4,  XV  und  XXII :  1514. 
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iustiiiac  vel  iiidiäi)^'^  erstreckte  sich  auf  die  Untertanen  und 
alle  Nicht-Adeligen,  die  auf  dem  Gute  des  Grundherrn  nach 
Untertanenvveise  sassen  {familiäres  ignobiles).  Die  höhere  Straf- 
gerichtsbarkeit ^^  {ius  gladii),  die  s.  g.  Freigespanschaft  {liber 
comitatus)  musste  durch  besonderes  königliches  Privileg  ver- 
liehen werden. 

Dem  Recht  des  Grundherrn,  dass  seine  Untertanen  vor 
ihm  zu  Gericht  geladen  werden  mussten,  ''•^  entsprach  die  Pflicht, 
jedem,  der  gegen  seine  Untertanen  als  Kläger  auftrat,  zu  seinem 
Rechte  zu  verhelfen  {iustitiam  facere  et  administrare,  liidicium 
impendere).  Den  Adeligen,  der  sich  der  Rechtsverweigerung 
schuldig  machte,  konnte  man  bereits  laut  dem  zweiten  Decret 
von  1405  vor  das  Comitatsgericht  laden,  und  musste  dann  der 
Obergespan,  Vicegespan  und  die  Stuhlrichter  bei  Amtsverlust 
dem  Kläger  auf  summarischem  Wege  (ohne  erst  die  ordentliche 
Gerichtsversammlung  abzuwarten)  Rechtens  pflegen.''^  Wenn 
der  Grundherr  mittelst  ordnungsmässiger  Ladung  aufgefordert 
und  gemahnt  worden  war  und  der  Mahnung  keine  Folge 
geleistet    hatte,    verwirkte   er   auch   eine   empfindliche   Busse. ^* 

Der  Grundherr  konnte  seine  Gerichtsbarkeit  den  Unter- 
tanengemeinden übertragen.  Der  gewählte  Gemeinderichter  urteilte 
dann  im  übertragenen  Wirkungskreise  mit  einer  bestimmten  Anzahl 
von  Geschworenen. 3^  Das  Gemeindegericht  konnte  auch  Einzel- 
nen zu  erblichem  Rechte  übertragen  werden.  Besonders  in  den 
nördlichen    und    nordöstlichen   Gebieten   Ungarns   erteilten   die 

^^  Trip.  111.  tit.  26.  rubr. :  „De  modo  ec  ordine  impensionis  iudicii 
ex  parte  jobagionum  fiendae".  Siehe  z.  B.  Zalam.  Oklt.  11.  S.  206. 

"  Die  Urkunden  bezeichnen  die  Grenzen  der  ordentlichen  grund- 
herrlichen Gerichtsbarkeit  mit  den  Worten :  „exceptis  furto,  latrocinio 
publico  et  causis  criminalibus".  Z.  B.  Fejer  C.  D.  lX/3  S.  41.  Anjouk. 
Okmt.  IV.  S.  389.  Siehe  Art.  V :  1405  (1). 

'^  Betreff  der  von  den  Untertanen  verursachten  Schäden  spricht  dies 
Art.  VIII :  1405  (I),  in  Allgemeinheit  G.-A.  X :  1405  (11)  aus.  Vergleiche 
Trip.  III.  tit.  26. 

''  Art. :  X  :  1405  (II)  §.  2 :  „Qui  quidem  comes  parochialis,  vice- 
comes  et  iudices  nobilium  sub  privationis  honorum  suorum  et  nostrae  in- 
dignationis  poenis  iudicium  et  iustitiam  ac  omnis  iuris  complementum  ex 
parte  ipsorum  indilate  absque  strepitu  et  figura  iudicii  summarie  et  de 
piano,  favore  etiam,  odio  et  amore  quibusvis  relegatis  debebunt  et  tene- 
buntur  exhibere." 

'^  Trip.  111.  tit.  26.  §.  8. 

"  Siehe  oben  S.  231  f. 
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Grundherren  häufig  einzelnen  Unternehmern,  s.  g.  Schultheis- 
s  e  n  oder  Schulzen  {sculteüj  ung.  soltesz)  das  Recht  der 
Rodung  und  Kolonisation  und  das  erbUche  Richter-  oder  Schulzen- 
amt in  der  auf  dem  Neubruch  gegründeten  Gemeinde.^**  Der 
Erbschulze  durfte  die  ihm  zustehende  Gerichtsbarkeit  und  Ein- 
künfte frei  veräussern.^' 


'*  Vgl.  Martin  Schwartner,    De   scultetis    per  Hungariam    quondam 
obviis  1815.  Beispiele  siehe  Fejer  C.  D.  1X1  S.  465,  1X4  S.  99. 
"  Wenzel  VII.  S.  146.  Fej^r  C.  D.  VIII/4  S.  411. 


IV.  KAPITEL. 

Die  gesetzgebende  Gewalt  und  der  Reichstag. 

§.  1.  Die  Teilung  der  gesetzgebenden  Gewalt  zwischen 

dem    König    und    der   Nation.    Die    Ausbildung    des 

Gesetzesbegriffs.  Die  Competenz  des  Reichstages. 

Das  Zeitalter  der  Könige  aus  den  verschiedenen  Häusern 
bezeichnet  in  der  ungarischen  Verfassungsgeschichte  nach  zwei 
Richtungen  einen  Fortschritt:  einerseits  bildet  sich  der  Begriff 
der  gesetzgebenden  Gewalt  aus,  andererseits  gewinnt  die  gesetz- 
gebende Gewalt  constitutionelle  Formen  und  erscheint  als  eine 
zwischen  dem  König  und  der  Nation  geteilte  Function  des  Staates. 

Der  Ärpädenzeit  war  der  Begriff  des  Gesetzes,  als  des 
höchsten  allgemein  bindenden  Rechtsgebotes  im  Staate,  das  nur 
in  bestimmter,  verfassungsmässiger  Form :  durch  den  über- 
einstimmenden Willen  des  Königs  und  des  die  Nation  repräsen- 
tierenden Reichstages  geschaffen  und  aufgehoben  werden  kann, 
durchaus  unbekannt.^ 

Es  gab  allerdings  bereits  im  Zeitalter  der  Ärpäden  Reichs- 
versammlungen. Aber  wir  wissen,  dass  es  vorwiegend  Gerichts- 
versammlungen waren,  wenn  auch  die  Bedeutung  und  der  Wir- 
kungskreis der  Gerichtstage  im  Laufe  des  XIII.  Jahrhunderts  stetig 
zunahm.  Die  Nation  machte  auf  den  alljährlichen  Gerichtstagen 
das  Recht  der  Controlle  der  Staats-,  besonders  der  Provincial- 
verwaltung  geltend;  und  wenn  es  die  Notwendigkeit  mit  sich 
brachte,  wurden  auf  diesen  Tagen  auch  allgemein  giltige  Rechts- 
regeln geschaffen.  Behufs  Gesetzgebung  einberufenen  Reichsver- 

^  Siehe  oben  S.  196  f. 
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Sammlungen  begegnen  wir  zu  Ende  des  XIII.  Jahrhunderts; 
auch  hiervon,  namenthch  dem  Reichstage  von  1298  war  bereits 
die  Rede."-^ 

Wol  bezeichnen  noch  die  im  August  1386  zu  Szekesfejer- 
vär  versammelten  Prälaten,  Barone  und  Adeligen  diese  Stadt 
als  den  Ort,  wo  die  Landesbewohner  kraft  der  ihnen  von 
Stefan  dem  Heiligen  und  seinen  Nachfolgern  verliehenen  Freiheit 
zur  Beratung  der  wichtigeren  Angelegenheiten  des  Reiches  sich 
zu  versammeln  pflegen.^  Aber  das  ist  nicht  viel  mehr,  als  eine 
historische  Reminiscenz  und  Rechtsverwahrung.  Die  regelmäs- 
sigen Gerichtstage  zu  Szekesfejervär  kamen  unter  den  Anjou 
ausser  Brauch,  ohne  dass  an  deren  Stelle  die  gesetzgebenden 
Reichstage  getreten  wären.  Karl  Robert  und  Ludwig  der 
Grosse  strebten  nämlich  nach  absoluter  Herrschaft;  sie  stütz- 
ten sich  dabei  auf  die  Besitzaristokratie,  die  geistlichen 
und  weltlichen  Herren.  Die  gesetzgebende  Gewalt  betrachteten 
sie  als  einen  integrierenden  Bestandteil  der  königlichen  Gewalt 
und  hielten  sich  für  befugt,  kraft  königlicher  Machtvollkommenheit 
(ex  plenitudtne  Regtae  Maiestatis)  bloss  nach  Anhörung  des 
grossen  Rates  Gesetze  zu  geben,  die  althergebrachten  Gewohn- 
heiten und  die  Decrete  der  Vorgänger  abzuändern.* 

Von  Karl  Robert  besitzen  wir  weder  im  Corpus  Juris 
Hungarici,  noch  sonst,  ein  auf  grund  von  Reichstagsberatungen 
geschaffenes  Decret.  Das  ins  Corpus  Juris  aufgenommene  Decret 
von  1342  ist,  seiner  äusseren  Form  nach,  nicht  nur  kein  Reichs- 
tagsdecret,  sondern  überhaupt  keine  Verordnung  allgemeinen 
Characters;  es  ist  ein  Vertrag,  laut  welchem  der  König  dem 
Burgvogt  von  Ärva,  Meister  Hippolyt  die  Gespanschaft  der 
königlichen  Kammer  zu  Körmöczbänya  mit  Zustimmung  der 
Prälaten  und  Barone  neuerdings  auf  ein  Jahr  verpachtet.  Seinem 

2  Siehe  oben  S.  200  f. 

^  I.  N.  KovACHicH,  Notitiae  praeliminares  ad  Syllogen  S.  417:  „. .  .  in 
Albam  Regalem,  in  qua  iuxta  privilegiatam  libertatem  regni  a  sanctis 
regibus  et  eorum  sucessoribus  concessam  in  arduis  negotiis  tractandis  et 
ordinandis  soiitum  est  regnicolis  convenire". 

*  Siehe  die  Beweise  bei  Szlemenics,  Törvenyeink  törtenete  a  vegyes- 
häzbeli  kirälyolc  alatt.  Magyar  tudös  tärsasäg  evkönyve  [Geschichte  unserer 
Gesetze  unter  den  Königen  aus  den  verschiedenen  Häusern.  Jahrbuch  der 
Ungarischen  Gelehrten  Gesellschaft]  VII.  S.  211  ff.  Schiller,  Az  örökös 
förendiseg  eredete  Magyarorszägon  S.  73  ff. 

*  Die  Urkunden  des  Archivs   zu   Körmöczbänya   nennen   den  Kam- 
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Inhalte  nach  können  wir  es  dennoch  vermöge  der  darin  enthal- 
tenen Regeln  und  Bestimmungen  über  den  Münzschlag  und 
Geldwechsel,  als  ein  unter  Mitwirkung  des  grossen  Rates  erlas- 
senes Generaldecret  ansprechen. 

Gegen  die  willkürliche  Ausübung  der  königlichen  Gewalt 
trat  1318  der  Episcopat  auf;  die  Synode  zu  Kalocsa  zwang 
den  König  unter  Androhung  des  Kirchenbanns  zur  Einberufung 
des  Reichstages.^  Das  Einladungsschreiben  Karl  Roberts,  worin 
der  König  die  Adeligen,  „alle,  die  sich  für  Glieder  des  Reiches 
erachten",  auf  die  Octaven  des  Johannistages  nach  dem  Räkos 
beruft,  ist  erhalten ;  ^  doch  sind  die  Beschlüsse  des  Reichstages 
nicht  auf  uns  gekommen,  ebenso  wenig  die  der  1320  zu  Szekes- 
fejervär  stattgefundenen  congregaüo \^  von  der  1323  am  Drei- 
königstage zu  Temesvär  abgehaltenen  Reichsversammlung  wissen 
wir  auch  nicht  mehr,  als  dies  blosse  Factum.'^  Hingegen  ist 
uns  bekannt,  dass  die  Bischöfe  Ungarns  im  Jahre  1338  vor 
Papst  Benedict  XII.  Beschwerde  führten,  „dass  die  allgemeinen 
Ständeversammlungen,  auf  welchen  früher  die  Angelegenheiten 
des  Reiches  geordnet  wurden,  seitdem  der  König  auf  den  Thron 
gelangte,  verboten  seien."  ^"^ 

Aus  der  langen  Regierungszeit  Ludwigs  des  Grossen  haben 
wir  nur  von  einem  gesetzgebenden  Reichstage  und  einer  Reichs- 
gerichtsversammlung Kenntnis.  Bekanntlich  berief  er  1351  einen 
Reichstag  nach  Buda,  auf  welchem  er  die  Goldene  Bulle  mit 
Ausnahme  des  Artikels  IV  bestätigte  und  mehrere  neue  Bestim- 
mungen hinzufügte.  Im  darauffolgenden  Jahre  Hess  er  in  Gemäss- 
heit  des  Artikels  I  der  Goldenen  Bulle  durch  den  Palatin  einen 
Gerichtstag  abhalten. ^^  Aber   auch   auf  jenem   einzigen   gesetz- 

mergrafen  nicht  Hippolyt,  sondern  Leopold  oder  Lupoid.  Paul  Krizskö, 
A  körmöczi  kamara  es  gröfja  [Die  Kammer  zu  Körmöczbänya  und  deren 
Grafen]  1880  S.  4. 

«  Fej^r  C.  D.  VIH  2  S.  144. 

"  Ebenda  S.  163 :  „.  .  .  omnes  et  singulos,  qui  se  regni  nostri 
membra  existimant  .  .  ." 

«  Fej^r  C.  D.  VlII/7  S.  126. 

«  Anjouk.  Okmt.  IL  S.  59. 

^o  Fejer  C.  D.  VIII/4  S.  321  :  „.  .  .  vetitos  esse  generales  ordinum 
conventus,  in  quibus  regni  Status  temperabatur  .  .  ." 

"  Anjouk.  Okmt.  V.  S.  604 :  „.  .  .  regni  libertate  a  .  .  .  domino 
Endre  olim  rege  Hungarorum  iliustri  vigore  sui  privllegii  aurea  bulla  vallati 
data  et  concessa  ..." 
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gebenden  Reichstage  mochte  die  Mitwirkung  und  der  Einfluss 
des  Adels  eine  sehr  geringe  gewesen  sein :  Ludwig  der  Grosse  erklärt 
im  Eingang  des  neuen  Decrets  ausdrücklich,  dass  er  es  „mit 
Zustimmung  seiner  Mutter  und  auf  den  Rat  seiner  Barone" 
erlasse.  Für  den  König  wird  also  das  Recht  der  Satzung  in 
Anspruch  genommen. ^- 

Während  der  Regierung  König  Sigismunds,  namentlich  in 
der  zweiten  Hälfte,  tritt  ein  entschiedener  Umschwung  ein,  sowol 
hinsichtlich  der  Abhaltung  von  Reichstagen,  als  der  Ausübung 
der  gesetzgebenden  Gewalt.  Die  eigentlichen  gesetz- 
gebenden Reichstage  werden  nun  ordentliche, 
regelmässige  Elemente  des  ungarischen  Verfas- 
sungsleben. Zugleich  trennt  sich  die  gesetzgebende  Gewalt, 
indem  sie  eine  eigene  Organisation  erlangt,  in  entschiedener 
Weise  als  separate  staatliche  Gewalt  von  der  Verwaltung  und 
Rechtspflege, 

Die  Trennung  der  legislativen  Gewalt  von  der  vollziehenden 
und  richterlichen  wird  zu  Anfang  des  XV.  Jahrhunderts  immer 
schärfer;  im  Zusammenhange  damit  tritt  auch  der  begriffliche 
Unterschied  zwischen  Gesetz  und  Verordnung  mehr  und  mehr 
in  den  Vordergrund.  Noch  zu  König  Sigismunds  Zeiten  begeg- 
nen wir  sehr  häufig  mit  Zustimmung  des  grossen  Rates  geschaf- 
fenen Generaldecreten  {generale  decretum) :  königlichen  Verord- 
nungen    allgemein     bindenden     Inhalts.  ^^    Gegen    das    Ende 

^^  Praef.  §.  13 :  „.  .  .  de  voluntate  eiusdem  genitricis  nostrae  et 
consilio  eorundem  baronum  nostrorum  ipsis  ex  solita  liberalitate  huius- 
modi  libertates   infrascriptas   superaddendum    duximus   et   concedendum." 

^^  Die  Historiker  sind  nicht  einig  in  der  Frage,  welche  Decrete 
König  Sigismunds  als  Gesetze,  und  welche  als  Verordnungen  betrachtet 
werden  müssen.  Als  Kriterium  kann  unseres  Erachtens  einzig  das  formale 
Moment  dienen :  ob  der  König  das  Decret  auf  grund  der  Bera- 
tungen und  mit  Zustimmuug  des  in  aller  Form  einberu- 
fenen Reichstages,  oder  ohne  den  Reichstag,  unter  alleini- 
ger Mitwirkung  des  königlichen  Rates  erlassen  habe.  Der  Inhalt  kommt 
nicht  in  Betracht. 

Dieser  Unterscheidung  gemäss  müssen  wir  das  auf  die  bullati  (d.  h. 
die  vom  Papst  widerrechtlich  ernannten  Beneficiare)  bezügliche  Decret 
vom  Jahre  1404  (Kovachich,  Vestigia  S.  199  ff)  als  Gesetz  betrachten ;  im 
Decret  selbst  wird  ausdrücklich  gesagt,  dass  es  auf  dem  Reichstage  zu 
Pozsony  geschaffen  wurde :  „.  .  .  omnium  praelatorum,  baronum,  mili- 
tum,  nobilium  et  universitatum  ditionis  Sacrae  Coronae  regni  Hungariae 
atque  nostro  consilio  et  matura  deliberatione,  diutius  praehabitis  eorumque 
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seiner  Regierung  dringt  jedoch  der  staatsrechtliche  Grundsatz 
immer  mehr  durch  und  gelangt  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahr- 
hunderts zu  unbedingter  Herrschaft,  dass  nur  König  und  Reichs- 
tag allgemein  bindende,  bleibende  Rechtsnormen  schaffen  kön- 
nen. Bloss,  „wo  der  gesammte  Körper  der  Heiligen  Krone", 
d,  i.  der  gekrönte  König  und  die  Glieder  der  Heiligen  Krone 
alle  zugegen  sind,  können  Gesetze  geschaffen  werden.^*  Der 
König  übt  die  gesetzgebende  Gewalt  zusammen 
mit   dem    Reichstage   aus. 

Dieser  hochwichtige  staatsrechtliche  Grundsatz  verdankt 
seine  Entstehung  nicht  irgend  einer  besonderen  Gesetzesbestim- 
mung, sondern  der  ständigen  Rechtsübung.  Werbö'czi  formuliert 
ihn  auf  grund  der  Praxis  sehr  präcis  in  folgender  Weise.  Die 
Gesetze  können  auf  zweierlei  Weise  geschaffen  werden :  erstens, 
indem  der  König  das  Volk  (populus),  d.  i.  die  politisch  be- 
rechtigte  Nation    einberuft   und    hinsichtlich   seiner   Vorschläge 

utilitate,  intentione,  imo  petitione  ad  hoc  nobis  porrecta."  Klarer  kann 
man  den  übereinstimmenden  Willen  des  Königs  und  der  Nation  wol  nicht 
betonen.  (Anderer  Meinung  Graf  Ignaz  Batthyäny,  Leges  eccles.  regni 
Hungariae  I.  S.  471  ff.)  Ebenso  ist  das  erste  Decret  vom  Jahre  1435 
(„super  modo  exercituandi")  als  Gesetz  anzusehen ;  in  Art.  II  heisst  es 
ausdrücklich :  „Conclusum  ac  statutum  est  per  nostram  Maiestatem  cum 
praelatis  et  baronibus  ac  regnicolis  nostris  praenotatis."  Hingegen  können 
wir  das  erste  Decret  von  1405  (das  s.  g.  Decretum  Minus)  bloss  dann  als 
Gesetz  betrachten,  wenn  wir  §.  3  der  Praefation  mit  den  neueren  Über- 
setzern des  Corpus  Juris  Hungarici  dahin  verstehen,  dass  an  den  Be- 
ratungen ausser  dem  grossen  Rate  nicht  bl>ss  die  städtischen,  sondern 
auch  die  Comitatsgesandten  {nobiles  electi)  teilnahmen.  (Über  die  entgegen- 
gesetzte Ansicht  siehe  oben  S.  589  Anm.  3).  Das  zweite  Decret  vom  Jahre 
1405  können  wir  (entgegen  der  herrschenden  Meinung,  mit  Schiller  a.  a. 
O.  S.  77)  bloss  für  eine  königliche  Verordnung  halten ;  der  Eingang 
zeigt  deutlich  genug,  dass  der  König  es  bloss  mit  der  Zustimmung  des 
grossen  Rates  erliess :  „.  .  .  celebrato  praelatorum,  baronum  procerumque 
nostrorum  conventu  de  ipsorum  consilio,  authoritate  et  consensu  ,  .  .  has 
leges  .  .  .  duximus  .statuendas".  Ebensowenig  ist  das  im  Corpus  Juris 
aufgenommene  IV.  Decret  Sigismunds  von  1411  ein  Gesetz,  sondern  eine 
Verordnung.  Dergleichen  königliche  Verordnungen  allgemeinen  Inhalts 
{decretum  generale)  sind  z..  B  1327:  Kovachich,  Notitiae  praeliminares  S. 
281  ;  1366:  Pej^r.  C.  D.  1X3  S.  552;  1370:  Hazai  Okmt.  III.  S.  189;  1421: 
ebenda  VII.  S.  447 ;  1427 :  Kovachich,  Supplementum  I.  S.  328. 

^*  Praef.  decr.  II.  anni  1435  §.3:  ,.  .  .  de  .  .  .  praelatorum  et  baro- 
num nostrorum,  nee  non  nobilium  regni  nostri  iotum  corpus  eiusdem  regni 
cum  plena  facultate  absentium  repraesentantium  unanimi  voto,  consilio, 
deliberatione  et  consensu". 
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befragt;  oder  in  der  Weise,  dass  das  Volk  selbst  dem  Könige 
gewisse,  für  das  Gemeinwol  als  nutzbringend  erachtete  Be- 
schlüsse zur  Annahme  unterbreitet.  Das  Recht  der  Initiative  steht 
sowol  dem  König,  als  dem  Reichstag  zu ;  entweder  der  König 
stellt  Propositionen,  die  der  Reichstag  gut  heisst,  oder  der  Reichs- 
tag fasst  Beschlüsse,  welche  durch  die  königliche  Sanction  zu 
Gesetzen  erhoben  werden. ^^  Auch  heute  werden  die  Gesetze  in 
dieser  Weise  geschaffen. 

Damit  war  dann  auch  der  begriffliche  Unterschied 
zwischen  Gesetz  und  Verordnung  zustande  gekom- 
men. Nur  jene  Rechtsnorm  ist  Gesetz,  welche  durch  den  über- 
einstimmenden Willen  des  Königs  und  der  Nation  entsteht; 
hingegen  sind  die  ohne  Zustimmung  des  Reichstages,  z.  B.  die 
im  grossen  Rate  erlassenen  Rechtsgebote  keine  Gesetze,  sondern 
bloss  Verordnungen.  Hieraus  folgt,  dass  der  König  die  königli- 
chen Verordnungen  zu  jeder  Zeit  abändern  oder  aufheben,  mit 
einem  Worte  einseitig  zurücknehmen  kann ;  die  Gesetze  hin- 
gegen können  nur  durch  den  übereinstimmenden  Willen  des 
Königs  und  des  Reichstags  abgeändert  und  ausser  Kraft  gesetzt 
werden,  denn  die  Gesetze  binden  —  wie  bereits  Werböczi 
lehrt  ^^  —  auch  den  König. 

Eine  ähnliche  Entwicklung  tritt  uns  im  Laufe  des  XIV. 
Jahrhunderts  in  England  entgegen.^"  Im  XIII.  Jahrhundert  und 
noch  zu  Anfang  des  vierzehnten  übt  der  König  das  Recht  der 
Satzung  allein  aus.  Der  König  ist  der  alleinige  Gesetzgeber; 
was  er  bestimmt  und  verfügt,  ist  —  ausgenommen  die  auf  die 
Steuern  {scutagid)  Bezug  habenden  Verfügungen,  da  das  Recht 
der  Steuerbewilligung  durch  die  Magna  Charta  dem  Reichstage 
vorbehalten  wurde  ^'^  —  rechtskräftig  und  allgemein  bindend. 
Zur  Giltigkeit  der  königlichen  Verordnungen  bedurfte  es  weder 
der  Zustimmung  der  aus  dem  magnum  conälium  entstandenen 
Peerskammer  (house  of  Lords),  noch  des  aus  den  Vertretern  der 

15  Tit.  3.  p.  II. 

1®  Tit.  5.  p.  II.  princ. :  „Ulterius  si  quaeritur,  quos  ligant  constitu- 
tiones  et  decreta?  Sciendum,  quod  primo  ligant  ipsum  principem,  qui  eas 
populo  postulante  edidit." 

1'  Vgl.  W.  Stubbs,  The  Constitutional  history  of  England  II.  III. 
E.  Glasson,  Histoire  du  droit  et  des  institutions  de  l'Angleterre  III.  IV. 
R.  Gneist,  Das  englische  Parlament. 

1^  Cap.  14.  Bemont,  Chartes  des  libertes  anglaises    1892    S.  29—30. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  39 
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Grafschaften  und  Städte  zusammengesetzten  Unterhauses  (housc 
of  Commons).  Die  zu  einer  königlichen  Verordnung  hinzutretende 
Zustimmung  des  Reichstages  besass  keinen  decisiven,  sondern 
bloss  einen  consultativen  Charakter;  denn  der  König  erliess 
seine  Verordnungen,  welche  noch  unter  Edward  1.,  wie  später 
die  Gesetze,  Statuten  {Statutes,  statuta)  genannt  wurden,  kraft 
der  eigenen  königlichen  Autorität  {rex  constltuit)P  Die  Trennung 
der  gesetzgebenden  von  der  vollziehenden  Gewalt  erfolgte  während 
der  Regierung  Edwards  III. ^"  Die  Executive  (Verwaltung  und 
Rechtspflege)  steht  dem  König  zu  und  heissen  die  von  ihm 
geschaffenen  Rechtsnormen  Verordnungen,  writs,  patents,  auch 
asstses  oder  constitutions  \  die  gesetzgebende  Gewalt  übt  der 
König  im  Vereine  mit  dem  Parlament  aus,  und  werden  die  vom 
Könige  im  Parlament  {the  Kin^  in  parliament),  oder  wie  die 
andere  Formel  lautet:  auf  Bitte  des  Unterhauses  und  mit  Zu- 
stimmung der  Lords  {by  the  assent  of  tlie  Lords  and  tlie 
request  of  tiie  Commons)  geschaffenen  Normen  Gesetze  {statuta 
nova,  Statutes)  genannt;  der  König  kann  sie  nur  auf  eben 
dieselbe  Weise  abändern  oder  aufheben.^^ 

Nach  einer  genauen,  zeitgenössischen  Umschreibung  der 
Competenz  des  ungarischen  Reichstages  sehen  wir  uns  für  diese 
Zeit,  in  welcher  die  Trennung  der  gesetzgebenden  und  voll- 
ziehenden Gewalt  eben  erst  begann,  vergeblich  um.  Im  Ein- 
berufungsschreiben von  1462  sagt  König  Matthias  I.,  dass 
„alle  Angelegenheiten,  welche  das  gemeine  Wol  des  Landes 
betreffen,  auf  dem  Reichstage  mit  t'em  gemeinen  Rate  der 
Nation  verhandelt  und  erledigt  werden  sollen". "^'-^  Wie  deutlich 
auch  in  dieser  Äusserung  die  Teilnahme  des  Reichstages  an 
der    Gesetzgebung    betont   ist,'^^   so  wenig   gibt   sie   über   die 

^«  Glasson  a.  a.  O.  III.  S.  144  ff. 

*°  Glasson  a.  a.  O.  IV.  S.  121.:  „Ainsi  se  trouvait,  des  le  regne 
d'Edouard  III,  nettement  et  solidement  etablie  la  distinction  entre  le  pou- 
voir  legisiatif  et  le  pouvoir  executif." 

^'  Gneist  a.  a.  O.  S.  161.  Das  Gesetzesrecht  (Statute  law)  wird  von 
Eduard  III.  an  gerechnet  {statuta  nova),  da  die  Mitwirkung  des  Parlaments 
unter  seiner  Regierung  eine  ständige  wird. 

''■  Pray,  Annales  III.  S.  268. 

23  Vergleiche  G.-A.  XXVI:  1495:  „.  .  .  quorum  [nämlich  der  reichs- 
täglich versammelten  Prälaten,  Barone  und  Adeligen]  communi  consilio, 
quidquid  pro  utilitate  et  commodo  regni  faciendum  erit,  decernet  [der 
König]." 
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Aufgaben  und  den  Wirkungskreis  des  Reichstages  näheren  Auf- 
schluss. 

Es  kann  nicht  bezweifelt  werden,  dass  auch  in  Ungarn 
die  zunehmende  poHtische  Bedeutung  der  gesetzgebenden  Reichs- 
tage, ebenso  wie  in  den  westeuropäischen  Staaten,  namentlich 
in  England,  auf  die  Umgestaltung  der  Heeresverfassung  und  die 
Steuerbewilligungen  zurückgeführt  werden  muss. 

Der  König  besitzt  in  dieser  Periode  keine  seiner  unbe- 
dingten Verfügung  unterstehende  Heeresmacht.  Die  Burgmiliz 
der  Ärpädenzeit  ist  verschwunden.  Die  neue  Heeresorganisation, 
die  Banderialverfassung,  deren  Regelung  und  Ausbau  seit  König 
Sigismund  einen  ständigen  Gegenstand  der  Reichstagsbeschlüsse 
bildet,  beruhte  auf  der  beschränkten  Pflicht  der  Landesverteidi- 
gung. Der  König  benötigte  also  ein  ständiges,  ihm  zu  unge- 
messen Kriegsdiensten  verpflichtetes  Söldnerheer.  Zu  diesem 
Zwecke  bedurfte  er  grosser  Geldmittel ;  die  ordentlichen  Ein- 
künfte der  königlichen  Schatzkammer,  der  Ertrag  der  königlichen 
Finanzrechte  reichten  dazu  nicht  aus.  Er  musste  sich  ausser- 
ordentliche Einkunftsquellen  eröffnen :  d.  h.  von  den  Landes- 
einwohnern directe  Vermögensleistungen,  ausserordentliche 
Steuern,  Kriegsbeden  {contributio,  siibsidium,  dica) 
fordern.  Der  König  von  Ungarn  besass  jedoch  kein  Besteue- 
rungsrecht, ebenso  wenig  als  die  Herrscher  der  westlichen 
Staaten.  Ausgenommen  die  aus  dem  Münzregal  hervorgegan- 
gene und  technisch  als  lucrutn  camerae  bezeichnete  Portalsteuer 
konnte  er  mangels  Bewilligung  seitens  des  Reichstages  weder 
den  Adeligen,  noch  deren  Untertanen  Steuern  auflegen  oder  ihre 
Leistungsfähigkeit  sonst  irgendwie  zugunsten  des  königlichen 
Fiscus  in  Anspruch  nehmen.^* 

Das  zeigt  sich  bereits  anlässlich  der  ersten  ausserordent- 
lichen Steuererhebung,  von  der  wir  Kenntnis  haben.  Der  im 
Jahre  1394  zu  Buda  versammelte  Reichstag  bewilligte  für  die 
Kosten  des  bevorstehenden  Türkenkrieges  einen  halben  Gold- 
gulden von  jedem  Hofe  {portä);  das  Schreiben  hat  sich  erhalten, 

**  G.-A.  LVIII :  1458  (Matthias) :  „Item,quod  prout  dominus  rex  praestitit 
iuramentum,  quod  nullo  unquam  tempore  super  regnicolas  et  jobbagiones  regni- 
colarum  taxae  unius  floreni  vel  medii  floreni  aut  aliae  exactiones  indebitae 
ex  quacunque  ardua  ratione  per  dominum  regem  aut  ad  eum  pertinentem 
petantur  vel  imponantur,  praeter  hierum  camerae  et  alios  proventus  ex 
antiqua  consuetudine  exigi  solitos".  Kovachich,  Sylloge  S.  158. 

39* 
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worin  die  Prälaten,  Barone  und  Adeligen  dies  den  Comitaten 
Ung,  Bereg  und  Ugocsa  zur  Kenntnis  brachten  und  die  unver- 
zügliche Eintreibung  der  Steuern  binnen  fünfzehn  Tagen  anord- 
neten.-^ Dennoch  beschloss  König  Albrecht  1439  bloss  mit  der 
Einwilligung  des  im  Lager  zu  Titelrev  um  ihn  versammelten 
grossen  Rates, -^  für  die  Zwecke  des  im  nächsten  Frühjahr  zu 
eröffnenden  Krieges  gegen  die  Türken  eine  Kriegssteuer  von  hun- 
dert Denaren  zu  erheben/-' 

Der  Kampf,  den  die  Nation  gegen  die  ausserordentlichen 
Steuern  führte,  zeitigte  einige  sehr  wichtige  Grundsätze  des 
Verfassungsrechts,  Fürs  erste  das  Princip,  dass  der  König 
ohne  Zustimmung  des  Reichstages  einzig  allein 
die  von  alters  hergebrachten  fiscalischen  Ein- 
künfte beanspruchen  dürfe.  Bereits  das  Decret  von 
1444  bezeichnet  diese  Einkünfte  als  unveräusserliche  Rechte 
der  Heiligen  Krone,  die  in  keiner  Weise  verkürzt  werden  dürfen 
und  für  die  Zwecke  der  königlichen  Hofhaltung  und  der  Landes- 
verteidigung zu  dienen  bestimmt  sind.^^  Es  liegt  im  Interesse  der 
Nation  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  königlichen  Einkünfte 
ungeschmälert  für  die  Besoldung  des  königlichen  Kriegsvolks  ver- 
wendet werden;  der  Reichstag  von  1454  entsendet  daher  einen  aus 
Prälaten,  Baronen  und  Adeligen  bestehenden  Ausschuss,  behufs 
Feststellung  dessen,  wie  viel  Banderien  der  König  aus  den 
ordenthchen  Einkünften  erhalten  könne,  ferner  ob  die  Einkünfte 
in  ordnungsgemässer  Weise  in  die  königlichen  Kammern  ein- 
geliefert werden.^  ^  » 

In  Gemässheit  dieses  Princips  mussten  Ladislaus  V., 
Matthias  I.  und  Wladislaus  II,  anlässlich  ihrer  Thronbesteigung 
das  feiediche  Versprechen  geben,  dass  sie  sich  mit  den  ordent- 
lichen Einkünften  der  königlichen  Schatzkammer  begnügen  wollen 
und  keine  ausserordentlichen  Steuern  erheben 
werde  n.^"  Das  Vordringen  der  Türken  machte  es  jedoch  den 


«  Fej^r  C.  D.  X/2  S.  256  ff. 
"  Vgl.  Schiller  a.  a.  O.  S.  82  ff. 
"  Teleki  a.  a.  0.  X.    S.    70  ff. 

2*  G.-A,  III.  IV :  1444  Kovachich,  Sylloge  S.  77—78.  Vergleiche  G.-A.  I. 
II.  III :  1514. 

"  G.-A.  II :  1454. 

"^  G.-A.  X  :  1453,  V  :  1458  (Sziläoyi),  LVIII  :  1458   (Matthias),  1 :  1492. 
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Königen  unmöglich,  ihr  Versprechen  zu  halten. ^^  Matthias 
erklärte  darum  zu  wiederholten  Malen,  dass  er  ohne  Zustim- 
mung des  Reichstage^  keinerlei  Steuer,  ausgenommen  das  lucruni 
camerae  erheben  werde."-  Dadurch  befestigte  sich  der  staats- 
rechtliche Grundsatz  immer  mehr :  dass  die  Glieder  der 
Heiligen  Krone,  der  Reichstag  das  Recht  der 
Steuerbewilligung   besitzen.^^ 

Artikel  I  des  Decrets  von  1504  umgab  dieses  hochbedeut- 
same Recht  des  Reichstages,  das  heute  die  Grundlage  des  s.  g. 
Budgetrechts  bildet,  mit  einer  besonderen  Garantie.  Wenn  ein 
Comitat  dem  König  ohne  Bewilligung  des  Reichstages,  also 
wider  die  aUe  Freiheit  des  Landes,  ausser  dem  Kammernutzen 
freiwillig  irgendwelche  Steuern  bewilligen  oder  einliefern  würde, 
solle  die  Adeligen  des  betreffenden  Comitats  die  Strafe  des 
Treubruchs  und  Meineids,  der  Verlust  der  Ehre  und  Mensch- 
lichkeit treffen  und  sollen  sie  aus  der  Gemeinschaft  der  Adeli- 
gen ausgeschlossen  sein  für  ewige  Zeiten. 

Das  Steuerbewilligungsrecht  des  Reichstages  wurde  seither 
nie  mehr  in  Frage  gestellt.  Ja  der  Reichstag  zog  unter  dem 
schwachen  Wladislaus  IL  und  Ludwig  IL  auch  die  Controlle 
der  Verwaltung  der  königlichen  Einkünfte  in  seinen  Wir- 
kungskreis. Bereits  das  Decret  von  1514  erklärt  die  Ver- 
waltung der  königlichen  Einkünfte  als  Reichsangelegenheit  und 
verpflichtet   den   Schatzmeister,   in   allem   den  Beschlüssen  des 


''  Siehe  die  auf  die  Steuererhebung  bezügliche  Urkunde  Ladislaus 
V.  V.  J.  1453  KovACHicH,  Supplementum  IL  S.  118  ff. 

"  Praef.  decr.  anni  1470.  §.  7 :  „.  .  .  eis  pro  futuro  promittemus, 
quod  nunquam  aliquod  subsidium  aut  aliquam  taxam  extraordinariam . . . 
ab  eis  contra  eorum  voluntatem  exigere  faciemus  .  .  ."  Kovac.hich,  Sylloge 
S.  203.  Vergleiche  G.-A.  XI  :  1471. 

^^  Aus  den  diplomatischen  Berichten  des  venezianischen  Geschäfts- 
trägers am  Hofe  Matthias',  Lucas  Lupus,  scheint  hen-orzugehen,  dass 
König  iVlatthias  dessen  ungeachtet  in  den  Jahren  1477  auf  grund  der 
seitens  des  grossen  Rates  erfolgten  Bewilligung  Steuern  erhob.  „Signor  re 
mio  ha  facto  una  dieta  cioe  convocato  tiitii  li  baronl  del  suo  regno  in  una 
sua  citade  chiamata  Cinque-Chiese  [Pecs],  dove  de  voluntate  de  prefacti 
baroni  e  imposto  una  dica,  cioe  una  colta  d'uno  ducato  per  foco  per  tutto 
lo  regno  suo."  Diplomäcziai  emlekek  Mätyäs  kiräly  koräböl  [Denkmäler 
der  Diplomatie  aus  der  Zeit  König  Matthias  I.]  II.  S.  334.  Siehe  ferner 
S.  347.  Es  ist  jedoch  recht  wol  denkbar,  dass  unter  den  tutti  li  baroni 
auch  die  adeligen  Comitatsgesandten  verstanden  werden  müssen. 
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Königs  und  des  Reichstages  gemäss  zu  handeln.^*  Noch  weiter 
gehen  die  Reichstage  von  1518  und  1519.  Dem  königlichen 
Schatzmeister  wird  ein  Diensteid  abgenommen  und  ein  Mitghed 
des  eigentlichen  königlichen  Rats  (Assessor)  als  Controllor  bei- 
gegeben, zu  dessen  Kenntnis  alle  Einlaufe  gelangen  müssen  und 
ohne  dessen  Vorwissen  keine  Ausgaben  gemacht  werden  dürfen. 
Ausserdem  steht  der  Schatzmeister  unter  der  allgemeinen,  stän- 
digen Aufsicht  und  weitgehenden  Disciplinargewalt  des  engeren 
Rates.^''  Doch  alle  die  strengen  Massregeln  vermochten  nicht 
den  Übelständen  abzuhelfen.  Der  Reichstag  von  1521  vertraute 
die  aus  der  bewilligten  Kriegssteuer  zu  erwartenden  Gelder 
gar  nicht  mehr  dem  Schatzmeister  an,  sondern  wählte  zwei 
Barone  und  zwei  Adelige,  zu  deren  Händen  die  Steuergelder 
fliessen  sollten  und  die  eidlich  versprechen  mussten,  das  Geld 
einzig  für  die  Zwecke  des  bevorstehenden  Heerzuges  zu  ver- 
ausgaben.^*^ 

Die  Katastrophe  von  Mohäcs  schnitt  die  Entwicklung  des 
Budgetsrechts  und  den  institutionellen  Ausbau  der  Reichstags- 
controlle  plötzlich  ab.  In  unverminderter  Geltung  blieb  bloss 
der  fundamentale  verfassungsrechtliche  Grundsatz,  dass  die 
Steuerbewilligung  in  den  Wirkungskreis  des  Reichstages  gehöre.-" 
Dies  Recht  des  Reichstages  gelangte  zu  umso  grösserer  Bedeu- 
tung, als  zu  Ende  des  XVI.  Jahrhunderts  der  Kammernutzen 
{lucrum  camerae),  den  der  König  auch  ohne  besondere  Ermäch- 
tigung seitens  des  Reichstages  zu  erheben  befugt  war,  in  die 
Kriegssteuer  {dica,  subsidiuni,  contnb"üö)  verschmolz,  die  von 
Zeit  zu  Zeit  bewilligt  werden  musste.-'** 

Vermöge  des  Rechts  der  Steuerbewilligung  gewann  der 
Reichstag  Einfluss  auf  die  Erledigung  der  äusseren  Angelegen- 
heiten. Die  Vertretung  des  Staates  nach  aussen  und  die  Ent- 
scheidung über  Krieg  und  Frieden,  ist  ein  königliches  Recht, 
das  die  Könige  bis   in   das   Zeitalter   der   Habsburger   mit   der 

^*  G.-A.  LXVin:1514:  „.  .  .  omniaque  in  factis  publicis  Regiae 
Maiestatis  et  regni  cum  Suae  Maiestatis   et  regia  sui  deliberatione  faciat". 

»^  G.-A.  X  :  1518  (Toina),  XX.  XXI :  1518  (Bäcs),  XVI.  XVII :  1519 
KovACHicH,  Sylloge  S.  236.  257.  275. 

3«  G.-A.  XXXIll :  1521  Kovachich,  Sylloge  S.  306. 

''  Siehe  z.  B.  G.-A.  VIII  :  1527,  VII :  1528,  XX  :  1536,  I  :  1537,  VIII: 
1542  (Pozsony),  XL  :  1545,  VIII :  1547,  XXlll :  1548,  IV  :  1598,  III :  1600,  II :  1601. 

'"  Thallöczy,  A  kamara  haszna  S.  143  ff. 
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Zustimmung  des  grossen  Rates  ausübten.-^''  Oft  brachten  sie 
jedoch  die  Frage  der  Kriegserklärung  in  Verbindung  mit  der 
auf  die  SteuerbewiUigung  bezüghchen  Proposition  vor  den 
Reichstag  selbst,  oder  unterbreiteten  den  Friedenschluss  der 
Ratihabition  des  Reichstages.  Es  bedurfte  deren  von  Rechts 
wegen,  wenn  der  Friedensschluss  Bestimmungen  über  die  Thron- 
folge enthielt  (wie  z.  B.  der  Frieden  von  Pozsony  1491),  da  die 
Besetzung  des  Königsstuhls  dem  Reichstage  zustand.^''  Ebenso 
bedurften  diejenigen  Friedensschlüsse  oder  völkerrechtlichen  Ver- 
träge der  Zustimmung  des  Reichstages,  durch  welche  irgend  ein 
Teil  des  Staatsgebiets  veräussert  oder  die  Staatsgrenzen  berichtigt 
werden  sollten.  Art.  I  des  Decrets  von  1453  verpflichtete  daher  den 
König,  einen  Eid  abzulegen,  „dass  er  die  Marken  des  Reiches 
nicht  veräussern,  sondern  nach  seinen  Kräften  verteidigen  und 
die  veräusserten  Gebiete  zurückerobern  wolle".  Zahlreiche  Gesetz- 
artikel, als  erster  Art.  XVII:  1439  bestimmen,  dass  der  König 
die  Erhaltung,  Verteidigung  und  Wiederherrstellung  der  Landes- 
grenzen nach  dem  Rate  der  Prälaten,  Barone  und  Adeligen, 
d.  i.  mit  Zustimmung  des  Reichstages  vornehmen 
solle.^^ 

Einen  ständigen  Gegenstand  der  Reichstagsbeschlüsse  bil- 
deten auch  in  diesem  Zeitalter  die  Rechtsverhältnisse  zwischen 
dem  König  und  den  Adeligen :  die  Festsetzung  und  Garantie- 
rung der  Freiheiten  und  Rechte  der  Nation.  Im  Zusammenhange 
hiermit  findet   auch   das   Gerichtsverfahren  und  die  Verwaltung 


'®  Ludwig  der  Grosse  sagt  z.  B.  von  dem  Feidzuge  des  Jahres  1345: 
„.  .  .  una  cum  domina  Elisabeth  ...  et  aliis  praelatis  et  regni  baronibus 
diu  super  hoc  et  mature  deliberantes  .  .  ."  Kovachich,  Vestigia  S.  186. 
Siehe  ferner  die  Mitwirkung  des  grossen  Rates  bei  dem  Bündnis  mit 
Herzog  Franz  Carrara  1358  (Pray,  Annales  II.  S.  110),  Herzog  Rudolf  von 
Österreich  1362  (Katona,  Hist.  Grit.  X.  S.  308.  411),  die  Zustimmung  des 
Rates  zu  dem  Feldzug  von  1403  (C.  Zichy  V.  S.  352),  von  1444  (Kovachich, 
Vestigia  S.  244),  zu  dem  Frieden  mit  König  Kasimir  1473  (Katona  a.  a.  O. 
XV.  S.  578.  665.  676),  mit  Kaiser  Friedrich  III.  1487  (Teleki  XII.  S.  375). 
Schiller  a.  a.  0.  S.  98  ff. 

*»  CziRÄKY  a.  a.  O.  S.  255  ff. 

"  G.-A.  XIV :  1458 :  „Item  quoad  defensiones,  conservationes,  recu- 
perationes  metarum  et  confiniorum  in  quacunque  parte  regni  consiliis 
praelatorum,  baronum  et  nobilium  rex  utatur."  Kovachich,  Sylloge  S.  141. 
Siehe  auch  G.-A.  XXV  :  1492,  XXVIII :  1498,  XXVIII :  1526,  XLVII :  1536, 
XXXVII :  1547,  LXIII :  1548,  XXIX  :  1574,  XXXVI :  1598  u.  s.  w. 
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ausführlichere  legislative  Regelung.  Hingegen  begegnen  wir  privat- 
und  strafrechtlichen  Bestimmungen  nur  sehr  selten. 

Die  wichtigste  Aufgabe  des  Reichstages  nächst  der  Gesetz- 
gebung war  die  Königswahl  und  Krönung.  Der  Reichstag 
wählte  ferner  den  Palatin,*-  die  Kronhüter,"  sowie  die  Mitglieder 
des  königlichen  Gerichtshofes  und  des  damit  verbundenen  eigent- 
lichen oder  engeren  Rates  {consilianl  et  assessores) .^^  Eine  Zeit 
lang  besass  der  Reichstag  sogar  das  Recht,  die  Mitglieder  des 
königlichen  Rates  zur  Verantwortung  zu  ziehen,*^ 

Der  Reichstag  nahm  auch  an  der  Ausübung  der  richter- 
lichen Gewalt  teil.  Laut  dem  Decret  von  1495  durfte  der  König 
über  die  der  Treulosigkeit  {inßdelitas)  Bezichtigten  nur  unter 
Mitwirkung  des  Reichstages  richten.''** 


§.  2.  Die  Teilnahme  am  Reichstag.    Die    Entwicklung 
der  ständischen  Vertretung. 

Das  Recht  der  Teilnahme  am  Reichstage  bildete  in  Ungarn 
von  Anbeginn  ein  Kriterium  und  wesentlichen  Ausfluss  der  Ge- 
meinfreiheit. Wie  im  Zeitalter  der  Ärpäden  jeder  Adelige  befugt 
war,  auf  den  Gerichtstagen  zu  Szekesfejervär  zu  erscheinen,^ 
so  ist  es  während  dieser  Periode  das  verfassungsmässige  Recht 
eines  jeden  Gliedes  der  Heiligen  Krone  an  den  gesetzgebenden 
Reichstagen  teil  zu  nehmen. 

Das  Erscheinen  auf  dem  Reichstage  ist  jedoch  nicht  bloss 
ein  Recht,  sondern  zugleich  Pflicht.  Die  Glieder  der  Heiligen 
Krone  sind  verpflichtet  auf  dem  Reichstage  zu  erscheinen,  um 
durch  ihre  Gegenwart  den  ganzen  Körper  der  Heiligen  Krone 
zur  Anschauung  zu  bringen.  Die  Pflicht  der  Teilnahme  wurde 
von  den  Adeligen,  so  scheint  es,  als  drückende  Last  empfunden ; 


"  G.-A.  II:  1439,  XXXIII :  1492,  II:  1526.    Siehe  unten    V.  Kap.  §.  2. 

"  G.-A.  XXIII :  1500.  Siehe  oben  S.  540. 

*'  G.-A.  Vil  :  1446,  XXXV:  1458,  X:  1500,  III :  1507,  XXXIX:  1518 
(Päcs). 

"  G.-A.  VII :  1507  §.  3.  Siehe  unten  V.  Kap.  §.  1. 

*'•  Art.  III. 

'  G.-A.  1 :  1222  :  „Omnes  servientes  qui  voluerint  libere  illic  con- 
veniant." 
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wir  haben  Kenntnis  von  einem  sehr  frühen  Erleichterungsver- 
suche: das  Decret  von  1267  fordert  das  Erscheinen  von  nicht 
mehr,  als  zwei-drei  Adeligen  aus  jedem  Comitate.-  Es  ist  uns 
unbekannt,  ob  diese  Gesetzesbestimmung  je  praktische  Anwen- 
dung fand;  denn  bereits  Art.  XXXI:  1290  schreibt  in  klaren 
Worten  das  persönliche  Erscheinen  aller  Adeligen  auf  den  all- 
jährlichen Reichsversammlungen  zu  Szekesfejervär  vor.^ 

Karl  Robert  beruft  1318,  in  Gemässheit  des  alten  Rechts, 
sämmtliche  Adelige  auf  den  Reichstag.*  Auf  dem  Reichstage 
jedoch,  den  Königin  Maria  1385  zu  Buda  hält,  erscheint  der 
Adel  nicht  mehr  viritim,  sondern  jedes  Comitat  entsendet  vier 
begüterte  Adelige.^  Seither  ist  es  bis  zur  Regierungszeit  Wladislaus 
II.  mit  kurzen  Unterbrechungen  ständiger  Brauch,  dass  die  Ade- 
ligen nicht  persönlich  in  grossen  Massen,  sondern  durch  Comi- 
tatsboten  auf  dem  Reichstage  erscheinen.  Die  gewählten  Ge- 
sandten werden  nobiles  electi,^  seltener  iiiintü''  genannt. 

Dennoch  entwickelte  sich  die  Institution  der  Comitatsge- 
sandten,  die  durch  Vertreter  vermittelte  Teilnahme  des  gemei- 
nen Adels  am  Reichstage,  erst  unter  den  Habsburgern  zu  einer 
im  Gesetze  umschriebenen  Verfassungseinrichtung. 

Bereits  König  Sigismund  strebte  die  Decretierung  der 
Reichstagsvertretung  der  Comitate  an.  Zwei  Artikel  seines  die 
Codifikation  der  Banderialverfassung  bezweckenden  Gesetzent- 
wurfes, des  s.  g.  Banderiale  Regestrum,  sind  dem  Institut  der 
Comitatsgesandten  gewidmet.*  Laut  dem  Entwürfe  werden  die 
Gesandten  von  der  Comitatsversammlung  gewählt.  Auf  der 
Wahlversammlung  haben  alle  Adeligen  bei  sonstiger  Bussstrafe 
zu  erscheinen,  und  über  die  auf  dem  Reichstag  zu  verhandeln- 
den Gegenstände  „frei,  ohne  Beeinflussung  seitens  der  Mäch- 
tigen" ihre  Ansicht  kundzugeben ;  so   dass   die   Gesandten   die 


»  Art.  VIII.  Siehe  oben  S.  199. 

"  Siehe  ebenda. 

*  Fejer  C.  D.  VIII  2  S.  164. :  „. . .  omnes  et  singulos  qui  se  regni  nostri 
membra  existimant ..." 

'"  Fejer  C.  D.  XI  S.  217:  „Congregationem  generalem  Budae  .  .  . 
celebrassemus,  sie  videlicet,  14t  cle  singulis  ipsius  regni  nostri  comitatibus 
quatuor  potiores  nobilium  .  .  .  convenire  debuissent". 

«  Z.  B.  Praef.  decr.  anni  1454.  §.  4,  1486.  §.  13. 

'  G.-A.  LXIV  :  1486. 

«  Art.  XXIII  und  XXIV.  Kovachich,  Supplementum  I.  S.  410  f. 
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Meinung  der  Adeligen  erkennen  und  sie  auf  dem  Reichstage 
verdolmetschen  und  darnach  mit  den  Prälaten  und  Baronen 
beratschlagen  und  Beschlüsse  fassen  können.  Kein  Adeliger  darf 
an  mehr,  als  einer  solchen  Comitatsversammlung  teilnehmen ; 
wenn  jemand  in  mehreren  Comitaten  begütert  ist,  muss  er  sich 
entscheiden,  in  welchem  er  sein  Wahlrecht  ausüben  wolle. 

Der  grossartige  Entwurf  König  Sigismunds  erlangte  nicht 
Gesetzeskraft.  Die  ungarische  Verfassungsentwicklung  blieb  nach 
dieser  Richtung  weit  hinter  der  englischen  zurück.  Das  eng- 
lische Unterhaus  ruht  schon  in  seinem  Ursprünge  auf  repräsen- 
tativen Grundlagen.  Die  Magna  Charta  gewährte  noch  allen 
Lehenträgern  des  Königs  das  Recht  an  den  Reichsversamm- 
lungen teil  zu  nehmen,  und  bestimmte,  dass  der  König  die 
grösseren  Kronvasallen  einzeln,  die  minderen  in  generali  zum 
Erscheinen  auffordere.^  Als  jedoch  Simon  von  Monfort  das 
Parlament  für  den  20,  Januar  1265  nach  London  berief,  for- 
derte er  die  Grafschaften  {Counties)  und  Städte  (Cities  and 
Boroughs)  auf,  sich  durch  je  zwei  Gesandte  vertreten  zu  lassen.^*^ 
König  Eduard  I.  behielt  das  Repräsentativsystem  bei,  das  sich 
besonders  seit  1295  infolge  der  Steuerbewilligungen  zur  stän- 
digen Institution  ausbildete  und  dem  englischen  Unterhaus  seine 
mustergiltige  Organisation  verlieh.^ ^ 

Wir  sind  nicht  im  stände  festzustellen,  warum  die  von 
Sigismund  geplante  ständische  Vertretung  keine  feste  Wurzeln 
fassen  konnte.  Es  ist  dies  umso  weniger  verständlich,  als  die 
Steuern  —  wie  eben  gezeigt  worden  —  auch  in  Ungarn,  ebenso 
wie  in  England,  vom  Reichstag  bewilligt  werden  mussten,  und 
die  Kriegssteuer  um  die  Mitte  des  XV.  Jahrhundert  zur  ständigen 
Einrichtung  sich  entwickelte,  was  die  häufige,  fast  alljährliche 
Einberufung  des  Reichstages  notwendig  machte.^^   Mit  der  Pri- 

^  Cap.  14. :  „Summoneri  faciemus  archiepiscopos,  episcopos,  abbates, 
comites  et  majores  barones  singillatim  per  literas  nostras  et  praeterea 
faciemus  summoneri  in  generali  per  vicecomites  et  baliivos  nostros  omnes 
illos  qui  de  nobis  tenent  in  capite".  B^mont  a.  a.  O.  S.  29. 

1»  Qneist  a.  a.  O.  S.  112  ff,  146  ff. 

"  Die  Vorzüge  des  englischen  Repräsentativsystems  gegenüber  den 
ungarischen  Massenreichstagen  sind  in  treffender  Weise  betont  von  Graf 
Julius  Andrässy,  A  magyar  ällam  fenmaradäsänak  es  alkotmänyos  szabad- 
sägänak  okai  [Die  Ursache  des  Bestandes  und  der  constitutionellen  Frei- 
heit des  ungarischen  Staates]  S.  175  ff. 

^-  Siehe  G.-A.  XLV  :  1447   (Kovachich,    Sylloge),   XIIl :  1458,  1:1471. 
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mitivität  der  Comitatsautonomie  kann  diese  Erscheinung  eben- 
falls nicht  erklärt  werden,  denn  die  Entwicklung  der  Comitats- 
gemeinen  zu  adeligen  Communitäten  war  bereits  unter  König 
Sigismund  abgeschlossen  und  die  bis  Wladislaus  II.  bestehende 
factische  Übung  beweist  zur  genüge,  dass  diese  Gemeinen, 
ebenso  wie  die  englischen  Counties,  als  geeignete  Wahlkörper 
fungierten.  ^^ 

Die  grösste  Wahrscheinlichkeit  hat  die  Annahme  für  sich, 
dass  der  Gemeinadel  das  Recht  der  persönlichen  Teilnahme, 
trotz  der  damit  verknüpften  grossen  Lasten,  nicht  aufgeben  wollte, 
aus  Furcht,  gegenüber  den  mächtigen  geistlichen  und  weltli- 
chen Herren  vollends  jeden  Einfluss  einzubüssen.  Seit  Anfang  des 
XV.  Jahrhundert  hatte  sich  nämlich  der  politische  Gegensatz 
der  Besitzaristokratie  und  des  minderbegüterten  Gemeinadels 
stetig  verschärft.  Erstere  verfocht  die  Politik  des  Anschlusses  an 
den  Westen,  der  ausländischen  Bündnisse,  letzterer  die  ausschliess- 
lich nationale  Politik. 

Das  Institut  der  electi  nobiles,  das  auch  während  der  Re- 
gierungszeit Sigismunds^^  und  nachher  an  Stelle  der  Comitatsver- 
tretung  subsidiäre  Anwendung  fand,  unterscheidet  sich  wol  nicht 
factisch,  doch  rechtlich  in  wesentlicher  Weise  von  der  Comitats- 
vertretung.  Die  elecü  nobiles  waren  nämlich  nicht  die  Repräsen- 
tanten des  Comitatsadels  und  in  ihrer  Gesammtheit  nicht  die 
Vertretung  des  ganzen  Adelsstandes,  sondern  einfach  die 
Statthalter  der  daheim  gebliebenen  Adeligen;  ihr  Erscheinen 
galt  so  viel,  als  ob  sämmtliche  Adelige  vollzählig  erschienen 
wären.  Hieraus  folgte,  dass  das  Institut  der  elecii  nobiles  das 
Recht  des  persönlichen  Erscheinens  überhaupt  nicht  berührte: 
jedem  Adeligen  stand  frei,  neben  den  electi  nobiles  persönlich 
am  Reichstage  teilzunehmen.^^  Die  Entsendung  der  gewählten 
Adeligen  sollte  nur  die  Gegenwart  einer  gewissen  minimalen 
Anzahl  von  Adeligen  sichern.  Sie  bezweckte  eine  Erleichte- 
rung der  Pflicht  der  persönlichen  Teilname ;  und  bedeutete 
durchaus  keine  verfassungsmässige  Abänderung  des  staatsrecht- 
lichen  Grundsatzes,   dass  jedes   Glied  der  Heiligen  Krone  be- 


"  Entgegengesetzter  Meinung  Andrässy  a.  a.  0.  S.  179  ff. 
1*  1397 :  Knauz,  M.  Tört.  Tär  HI.  S.  213,  1435  :  praef.  decr.  (II)  §.  3. 
^'  Siehe  z.  B.  G.-A.  II:  1453:  „.  .  .  et  singuli,  sed  et  deputati  nobiles 
hie  Posonii  existentes  .  .  ." 
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rechtigt  sei  auf  den  Reichstagen  zu  erscheinen  und  an  der 
Gesetzgebung  teilzunehmen.  Einen  unzweideutigen  Beweis  gewählt 
die  historische  Tatsache,  dass  auch  so  lange  das  Institut  der 
electi  nobilcs  im  Schwange  war,  der  Adel  einige  Male  in  Massen, 
virit'un  auf  dem  Reichstage  erschien :  so  oft  nämlich  das  Ge- 
meinwol  des  Staates  oder  die  politischen  Interessen  des  Adels 
dies  notwendig  erscheinen  Hessen.^"  Ja,  in  solchen  Fällen  wurde 
zumeist  für  die  Zukunft  die  Pflicht  des  persönlichen  Erscheinens 
sämmtlicher  Adeligen  decretiert  und  bloss  die  Kleinbegüterten, 
namentlich  die  Einhufner  davon  entbunden.^' 

Nach  dem  Tode  Matthias  I.  nimmt  der  Jahrhunderte  lange 
Brauch  der  Entsendung  von  gewählten  Adeligen,  als  eine  für 
den  Gemeinadel  gefährliche  Einrichtung,  ein  Ende.  Die  ursprüng- 
liche Übung  des  persönlichen  Erscheinens  lebt  wieder  auf.  Die 
nationale  Adelspartei  erhoffte  von  dem  Erscheinen  grosser  Massen 
eine  Verstärkung  ihres  politischen  Gewichts  gegenüber  den  geist- 
lichen und  weltlichen  Herren.  G.-A.  XXVI:  1495  verpflichtet  den 
König,  in  Zukunft  nicht  die  gewählten  Adeligen  der  Comitate, 
sondern  die  Prälaten,  Barone  und  Adeligen  einzeln  zu  berufen. 
G.-A.  1: 1498  bedroht  die  Fernbleibenden  mit  schweren  Bussen: 
der  Prälat  und  der  Reichsbaron,  der  seine  Abwesenheit  mit 
keinem  legalen  Entschuldigungsgrund  rechtfertigen  kann,  muss 
800,  der  Adelige  400  Goldgulden  büssen.^^  Die  Controlle 
liegt  dem  Ober-  und  Vicegespan  ob,  die  für  jedes  Versäumnis 
oder  wenn  sie  sich  bestechen  Hessen,  eine  Busse  von  je  400 
Goldgulden  und  ausserdem  Amtsverlust  zu  gewärtigen  haben. ^^ 

Diese  Bestimmungen  zeigen  deutlich  genug,  dass  die  Ade- 
ligen die  Pflicht  des  persönlichen  Erscheinens  als  drückende 
Last  empfanden.  Die  minder  begüterten  Adeligen  vermochten 
dieser  Pflicht  keineswegs  nachzukommen.  Das  Decret  von  1526 

^^  So  z.  B.  auf  den  Reichstagen  des  Jahres  1444  und  1458.  Im  jähre 
1462  ordnete  der  König  selbst  das  persönliche  Erscheinen  der  Adeligen 
an.    Pray,    Annales  111.  S.  268.  Kovachich,  Vesligia  S.  362  f. 

1'  G.-A.  XLV:1447,  XIII:  1458. 

^*  Keine  Strafe  traf  die  Amtleute  des  Königs,  der  Prälaten,  Barone 
und  anderen  Adeligen,  die  Kranken,  Gelähmten,  notorisch  Armen,  ferner 
die  in  wichtigen  Geschäften  oder  Studien  halber  im  Auslande  Weilenden.  Von 
unabgeteilten  Brüdern  war  bloss  einer  verpflichtet  zu  erscheinen  ;  von  Ein- 
hufnern  jeder  Zehnte.  Laut  G.-A.  1 :  1500  konnte  der  Aufenthalt  im  Aus- 
lande bloss  einmal  als  Entschuldigungsgrund  geltend  gemacht  werden. 

»*•'  G.-A.  1 :  1498  §.  10,  IX  :  1523  (Kovachich,  Sylloge  S.  319). 
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erklärt  offen,  dass  die  unablässig  auf  einander  folgenden  Reichs- 
tage die  ärmeren  Adeligen  an  den  Bettelstab  gebracht  hätten.-*^ 
Wol  traf  man  Anstalten,  diesem  Übel  zu  steuern  und  die  persönliche 
Teilnahme  gewissermassen  erträglich  zu  gestalten.  Die  Adeligen, 
die  weniger  als  zwanzig  Untertanenhufen  besitzen,  wurden  der 
Pflicht  des  persönlichen  Erscheinens  enthoben.  G.-A.  CVIII :  1492 
bestimmte,  dass  der  Reichstag  drei  Tage  nach  dem  Tag,  auf 
welchem  er  einberufen  wurde,  unbedingt  eröffnet  werden  müsse, 
und  dass  man  länger  auf  niemandes  Kommen  warten  dürfe."^^ 
G.-A.  XXV :  1495  verordnete  behufs  Beschleunigung  der  Reichs- 
tagsverhandlungen, dass  der  König  die  Prälaten,  Barone  und 
übrigen  Räte,  d.  i.  die  Mitglieder  des  grossen  Rates,  etliche 
Tage  vor  der  Eröffnung  des  Reichstages  zusammenberufe,  damit 
sie  die  zur  Verhandlung  gelangenden  Angelegenheiten  ihrerseits 
unverzüglich  durchberaten  und  entscheiden,  und  also  die  An- 
gelegenheiten je  rascher  vor  den  gemeinen  Adel  gelangen.  G.-A. 
1 :  1498  befahl  den  Reichstag  binnen  fünfzehn  Tagen  nach  der 
Eröffnung  zu  schliessen.  Alle  diese  Bestimmungen  vermochten 
jedoch  den  Übelständen  nicht  abzuhelfen.  Die  geistlichen  und 
weltlichen  Herren  beuteten  die  bedrängte  Lage  der  minderver- 
mögenden Adeligen  auch  ferner  aus,  erschienen  spät  am  Ver- 
sammlungsorte, verschlepten  die  Verhandlungen,  bis  „die  Adeli- 
gen aller  Geldmittel  entblösst,  genötigt  waren  sich  heim  zu 
begeben"."  Mit  der  zurückgebliebenen  Minderheit  gelang  es 
der  aristokratischen  Partei  eher  fertig  zu  werden ;  ja  unmittelbar 
vor  der  Katastrophe  von  Mohäcs  kam  es  gar  so  weit,  dass  die 
Oligarchie  die  ärmeren  Adeligen  erkaufte  und  auf  dem  Reichs- 
tagsorte im  Dienste  ihrer  politischen  Zv/ecke  unterhielt. 

An  den  Reichstagen,  die  der  Schlacht  bei  Mohäcs  folgten, 
namentlich  den  Wahl-  und  Krönungsreichstagen  nahmen  die  Ade- 
ligen noch  persönlich  teil.  Nach  1528  kam  es  jedoch  nicht  mehr 
vor,  dass  der  Gemeinadel  sich  in  Massen  auf  dem  Reichstag  ein- 
fand, obwol  noch  das  königliche  Einladungsschreiben  von  1552 

2"  G.-A.  XVI :  „.  .  .  propter  continuas  diaetarum  celebrationes  pau- 
peres  nobiles  adeo  exhausti  sunt,  ut  eorum  multi,  propter  nimias  expen- 
sas  bona  sua  impignorando  in  perpetuam  devenerint  rusticitatem  .  .  ." 

^^  §.  3 :  „Mox  lapsis  .  .  .  quatuor  diebus  Maiestas  Regia  cum  his 
qui  praesentes  fuerint  in  ipsa  diaeta  negotia  regni  ....  coram  se  reci- 
pere,  concludereque  et  determinare  valeat  atque  possit". 

"  G.-A.  CVIII :  1492  princ,  XXV :  1495  §.  2. 
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das  persönliche  Erscheinen  der  Adeligen  als  althergebrachte 
Gewohnheit  des  Landes  bezeichnet.^^  In  den  an  die  Comitate 
versendeten  Einberufungsschreiben  heisst  es  bereits  unter  Ferdi- 
nand I.  ständig,  dass  die  Comitatsgemeine  aus  ihrer  Mitte  zwei^ 
drei  oder  vier  Adelige  entsenden  möge.  Es  war  dies  die 
Rückkehr  zum  Institut  der  electi  nobiles,  das  je  länger,  desto 
mehr  den  Charakter  einer  wirklichen  Comitatsvertretung  annahm, 
da  ausser  den  Gesandten  der  Comitate  keine  anderen  (gemeinen) 
Adeligen  mehr  auf  den  Reichstagen  erschienen,  obwol  dies 
Recht  der  Adeligen  im  XVI.  Jahrhundert  durch  kein  Gesetz 
aufgehoben  war. 

Der  letzte  Versuch,  das  persönliche  Erscheinen  der  Ade- 
ligen wieder  einzubürgern,  gieng  vom  Königtum  aus.  Als  König 
Maximilian  I.  im  Jahre  1572  seinen  Sohn  Rudolf  zum  König 
wählen  und  krönen  lassen  wollte,  berief  er  unter  Androhung 
der  im  Decret  Wladislaus  II.  vorgeschriebenen  Bussen  sämmt- 
liche  Adeligen  nach  Pozsony.  Die  Comitate  remonstrierten  gegen 
das  Einberufungsschreiben  und  baten  den  König,  er  möge  ihnen 
gestatten,  sich  auch  diesmal  durch  eine  gewisse  Anzahl  von 
Gesandten  vertreten  zu  lassen,  da  das  persönliche  Erscheinen 
sämmtlicher  Adeligen  ihnen  grosse  Opfer  auferlegen  würde. ^* 
König  Maximilian  willfahrte  der  Bitte. 

So  nahm  denn  die  persönliche  Teilnahme  der  Adeligen 
factisch  ein  Ende.  Durch  G.-A.  1 :  1608  p.  c.  welcher  die  per- 
sönliche Teilnahme  als  Vorrecht  der  Magnaten  bestätigte,  wurde 
das  Recht  des  persönlichen  Erscheinen-:  auch  von  Rechtswegen 
beseitigt.  Die  (titellosen)  Adeligen  sind  fürder  nicht  mehr  berech- 
tigt, persönlich  an  dem  Reichstage  zu  erscheinen ;  sie  werden 
durch  die  Gesandten  der  einzelnen  Comitate  vertreten. ^^  Die 
Comitatsvertretung  nahm  auf  diese  Weise  einen  von  dem  Institut 
der  electi  nobiles  durchaus  verschiedenen  rechtlichen  Charakter 
an.  Die  Comitatsgesandten  sind  nicht  mehr  die  Statthalter 
der  principiell  zu  persönlichem  Erscheinen  verpflichteten  Adeli- 

"  Magyar  Orszäggj'ülesi  Emlekek  [Ungarische  Reichstagsakten]  III. 
S.  347:  „Nolumus  enim  viritim  vos  iuxta  veterem  consuetudinem  omnes 
evocando  gravioribus  impensis  et  laboribus  hoc  tempore  gravari". 

==*  Ebenda  V.  S.  427  ff. 

"  G.-A.  I ;  1608  p.  c.  §.  8 :  „Absentium  (seil,  magnatum)  vero  nuntiis 
inter  regnicolis  locus  et  dignitas  ac  vota  ipsorum  post  comitatuum  nuntios 
et  capitula  eisdem  tribuantur". 
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gen,  sondern  die  Repräsentanten  des  Adels.  Die  Comi- 
tatsvertretung  bedeutet  die  ständische  Vertretung  der 
Adeligen. 

Die  verfassungsrechtliche  Tragweite  der  Bestimmungen  des 
G.-A.  1 :  1608  p.  c.  ist  bereits  dargestellt  worden.-^  Die  Auf- 
hebung des  Rechts  der  persönlichen  Teilnahme  am  Reichstage 
als  eines  gemeinen  Rechts  sämmtlicher  Adeligen,  hob  die 
öffentlich-rechtliche  Einheit  und  Rechtsgleichheit  des  Adelsstan- 
des, der  Glieder  der  Heiligen  Krone  auf  und  sanctionierte  die 
bereits  seit  langem  bestehenden  ständischen  Unterschiede.  Der 
vormals  einheitliche  Adel  zerfällt  nunmehr  in  zwei  Stände :  in 
den  Magnatenstand  und  den  Stand  des  Gemeinadels.  Die  geist- 
lichen und  weltlichen  Herren  bilden  vom  Standpunkte  des 
öffentlichen  Rechts  einen  besonderen  Stand,  als  dessen  Kriterium 
die  persönliche  Teilnahme  an  der  Ausübung  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  kraft  individuellen  Rechts  erscheint.-' 

Die  auf  dem  Begriffe  der  Heiligen  Krone  beruhende  Staats- 
verfassung, zu  deren  fundamentalen  Principien  die  Rechtsgleich- 
heit der  Glieder  der  Heiligen  Krone  gehörte,  erfuhr  hierdurch 
eine  wesentliche  Abänderung.  Das  alte  Princip  verschwindet, 
an  die  Stelle  der  Standesgleichheit  treten  ständische  Unter- 
schiede: die  ungarische  Verfassung  verändert  sich  nach  dem 
Beispiel  der  westHchen  Staaten  in  eine  eigentliche  ständische 
Verfassung. 

In  Verbindung  mit  der  Bestätigung  der  ständischen  Bil- 
dungen wurde  auch  die  Trennung  der  beiden,  seit  Jahr- 
hunderten besonders  beratenden  und  beschliessenden  Kammern 
des  Reichstages  zu  einer  im  Gesetz  ausdrücklich  anerkannten 
Einrichtung.  Seither  sprechen  wir  technisch  von  den  beiden 
Häusern,  gewöhnlicher:  den  Tafeln  {tabulae)  des  Reichstages: 
der  oberen  oder  Magnaten-  und  der  unteren  Tafel. 
Mitglieder  der  oberen  Tafel  waren  unter  dem  Vorsitze  des  Pala- 
tins  die  Prälaten  der  katholischen  Kirche,  die  Reichsbarone  und 
die  adeligen  Räte  des  Königs  kraft  ihres  Amts  und  ihrer  Würde, 
die  (Fürsten,)  Grafen   und   Barone   kraft   ihrer   Geburt.   An  der 

"  S.  oben  S.  558. 

"  G.-A.  1 :  1608  p.  c.  §.  8 :  „Quantum  ad  ordinem  magnatum  sta- 
tutum  est,  ut  universi  barones  et  magnates  in  generalibus  diaetis  prae- 
sentes  in  coetu  et  conventu  praelatorum,  baronum  et  magnatum  suum 
locum  et  sua  vota  habeant."  Vgl.  Schiller  a.  a.  O.  S.  196  ff. 
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unteren  Tafel  sitzen  unter  dem  Vorsitz  des  königlichen  Perso- 
nals die  Mitglieder  der  königlichen  Gerichtstafel  (des  ehemaligen 
königlichen  Gerichtshofes),  die  persönlich  erscheinenden  s.  g. 
kleineren  Prälaten,  der  Ordensgeneral  der  Pauliner,  die  Gesand- 
ten der  Kapitel,  die  Comitats-  und  städtischen  Abgesandten, 
schliesslich  die  Vertreter  der  abwesenden  Magnaten.-^ 

Dank  der  Institution  der  ständischen  Vertretung,  gelangten 
die  Comitate  zu  stets  grösserer  Bedeutung  im  öffentlichen  Leben. 
Die  Comitate  sind  nun  nicht  bloss  Verwaltungseinheiten,  auto- 
nomische  Verwaltungsorganisationen  der  Adeligen,  sondern  in 
einem  adelige  Corporationen,  welche  Vertreter  auf  den  Reichs- 
tag senden  und  weisen.  Die  für  die  Comitatsgesandten  streng 
obligatorischen  Weisungen  der  Comitatsversammlung  (die  so 
alt  sind,  als  das  Institut  der  Comitatsvertretung)  eigneten 
das  Recht  der  Entscheidung  den  Comitatsgemeinen  zu  und 
verschob  sich  so  der  Schwerpunkt  des  öffentlichen  Lebens  vom 
Reichstage  allgemein  auf  die  Comitatscongregationen.  Die  Comi- 
tate bildeten  vermöge  ihrer  grossen  politischen  Bedeutung  gegen- 
über dem  stets  zur  Willkür  geneigten  Königtum  die  Schutz- 
basteien der  ungarischen  Verfassung  und  erfüllten  diese  wichtige 
constitutionelle  Mission  bis  zum  Jahre  1848,  der  Einführung 
des  parlamentarischen  Regierungssystems. 


§.  3.  Berufung,  Ort,  Zeit  und  Dauer  des  Reichstages. 
Die  Immunität. 

Zufolge  des  monarchischen  Princips  gebürt  das  Recht 
der  Berufung  des  Reichstages  dem  Könige.  Doch  lässt  dieses 
Grundprincip  gewisse  Ausnahmen  zu. 

Solange  die  Nation  das  Recht  der  Königswahl  ausübte, 
bildete  die  Ansage  des  Wahlreichstages  einen  staatsrechtlichen 
Act  von  hervorragender  Bedeutung.  Der  dritte  Artikel  des  Decrets 
von  1485  (der  s.  g.  Palatinalartikel)  weist  ihn  der  Com- 
petenz  des  Palatins  zu.^   Desgleichen   ist   der   Palatin   während 

-»  Vergleiche  G.-A.  1 :  1608  p.  c,  X :  1687. 

*  „Si  regium  semen  deficere  contigerit  .  .  .  aut  etiam  si  heres  in 
tenera  aetate  relinquatur,  palatinus  .  .  .  habet  semper  ex  officio  .  .  .  facere 
et  indicere  diaetas."  Laut  Art.  XLIV  des  Decrets  von  1447  war  der  grosse 
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der  Minderjährigkeit  des  Königs  befugt,  den  Reichstag  zu  beru- 
fen; denn  er  ist  der  Vormund  des  Königs  und  sind  die  Adeligen 
in  solchen  Fällen  ihm  ebenso  zu  Gehorsam  verpflichtet,  wie  dem 
gekrönten  König.^  G.-A.  III  :  1608  a.  c.  bestimmte,  dass  das 
Amt  des  Palatins  nicht  über  ein  Jahr  erledigt  bleiben  dürfe ; 
falls  der  König  es  unterliess,  den  Reichstag  zum  Zwecke  der 
Wahl  des  Palatins  binnen  dieser  Frist  anzusagen,  soll  der  Hof- 
richter, bei  etwaiger  Vacanz  des  Hofrichteramtes  der  Tavernicus 
es  tun. 2  Das  Decret  von  1618  ermächtigt  den  Palatin  im  Falle 
äusserer  Angriffe  an  des  abwesenden  Königs  Statt  den  Reichs- 
tag einzuberufend 

Die  Einberufung  des  Reichstages  geschah  mittelst  könig- 
licher Einberufungsschreiben,  später  technisch  s.  g. 
Regales  {literae  r egales).  Das  früheste  Einberufungsschreiben 
ist  uns  aus  dem  Jahre  1318  erhalten :  König  Karl  Robert  beruft 
alle  diejenigen,  „die  sich  als  Glieder  des  Reiches  betrachten", 
auf  den  24.  Juni  nach  dem  Räkosfelde.''  Aus  dem  XV.  Jahr- 
hundert sind  namentlich  den  königlichen  Freistädten  zugegan- 
gene Regales  in  grösserer  Anzahl  auf  uns  gekommen.*^  Es  war 
nicht  durch  Gesetz  festgestellt,  wer  auf  die  Berufung  durch  be- 
sonderes königliches  Schreiben  Anspruch  habe ;  nach  ständiger 
Gewohnheit  wurden  an  die  Comitate,  die  königlichen  Städte,  die 
siebenbürgischen  Landesteile,  Kroatien  und  Slavonien  Einberu- 
fungsschreiben gesendet,  ferner  an  diejenigen  geistlichen  und 
weltlichen  Herren,  auf  deren  Gegenwart  der  König  besonderes 
Gewicht  legte.'  Die  an  die   Comitate   gerichteten    Regales   lau- 

Rat  (mit  bezug  auf  das  Interregnum  wol  passend  Reichsrat  genannt)  zur 
Ansage  des  Wahlreichstags  berechtigt.  Kovachich,  Sylloge  (Art.  XXX)  S.  128. 

^  G.-A.  II :  1485. 

^  §.  2 :  „Quod  quidem  si  forte  Sua  Maiestas  facere  nollet  aut  non 
curaret,  extunc  solummodo  vigore  huius  statuti  seu  articuli  dominis  iudici 
curiae  regiae,  vel  ipso  non  existente  magistro  tavernicorum  pro  tempore 
constitutis  plenaria  ac  omnimoda  autoritas  impertitur  diaetam  ad  eiusmodi 
palatini  electionem  peculiarem  regnicolis  indicendi  ac  promulgandi." 

*  G.-A.  LVI :  „In  absentia  Suae  Maiestatis  ingruente  necessitate  regni 
liceat  domino  palatino  conventum  instituere  et  de  tuta  permansione  cum 
regnicolis  deliberare." 

'"  Fejer  C.  D.  VIII''2  S.  163,  Kovachich,  Supplementum  I.  S.  266. 

®  Z.  B.  aus  der  Regierungszeit  Ladislaus  V.  :  Kassa  1452,  Bärtfa 
1455,  Sopron  1457.  Kovachich  a.  a.  O.  II.  S.  115.  123.  129. 

'  Schiller  a.  a.  0.  S.  184—185,  Zeitschrift  für  vergleich.  Rechtswiss. 
XVI.  S.  31.  Siehe  besonders  G.-A.  LXIV:  1486  §.  2,  XXV :  1495  §.  3,  ferner 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  40 
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teten  an  die  „ganze  Gemeine  des  Comitats",  sowol  an  die 
geistlichen  und  weltliciien  Herren,  als  an  den  Geineinadel. 

Das  Einberufungsschreiben  enthielt  die  Angabe  des  Orts 
und  des  Zeitpunkts,  wo  und  wann  der  Reichstag  gehalten 
werde.  Falls  der  Reichstag  zur  Königswahl  schreiten  oder  einen 
Palatin  wählen  sollte,  musste  dies  im  Einberufungschreiben  aus- 
drücklich hervorgehoben  werden."  Späterhin,  als  das  Institut 
der  Comitatsvertretung  sich  befestigte,  wurden  die  zur  Verhand- 
lung gelangenden  wichtigeren  Gegenstände  sämmtlich  aufgezählt,' 
denn  die  Comitats-,  desgleichen  die  städtischen  Gesandten 
konnten,  solange  sie  von  ihren  Auftraggebern  keine  Directiven 
erhielten,  keine  Beschlüsse  fassen,  ja  nicht  einmal  an  den  Ver- 
handlungen teilnehmen. 

Betreff  des  Zeitraumes,  der  zwischen  der  Versendung  der 
Regales  bis  zum  Versammlungs-,  bezw.  Eröffnungstage  eingehal- 
ten werden  sollte,  bildete  sich  während  dieser  Periode  keine 
ständige  Praxis.  Die  Decrete  enthalten  desgleichen  abweichende 
Bestimmungen.  Laut  dem  Decret  von  1453  sollen  die  Einbe- 
rufungsschreiben vierzig  Tage  früher  versendet  werden ;  ^^  dass 
man  sich  nicht  sehr  an  diese  Verordnung  hielt,  zeigen  die 
Regales  König  Matthias  I.  vom  Jahre  1462,  welche  den  Reichs- 
tag auf  den  fünfzehnten  Tag  a  dato  berufen.  ^^  Das  Decret  von 
1495  schreibt  eine  Frist  von  einen  Monat,i-  G.-A.  LXXIX:1635 
von  sechs  Wochen  vor;^^  letztere  Bestimmung  blieb  lange  in 
Geltung. 


die  von  Kovachich,  Vestigia  II.  133.  512,  Katona,  Hist.  Grit.  XVII.  S.  572 
mitgeteilten  Urkunden.  Das  älteste,  an  einen  unbeamteten  Herrn  gerichtete 
Einladungsschreiben  ist  uns  aus  dem  Jahre  1448  bekannt.  C.  Zichy  IX. 
S.  184. 

*  König  Matthias  erwähnte  im  Einberufungsschreiben  von  1462,  dass 
der  Reichstag  sich  mit  der  Frage  der  Zurückerlangung  der  Heiligen  Krone 
werde  beschäftigen  müssen.  Pray,  Annales  III.  S.  268. 

'^  Siehe  die  von  Fraknöi  in  den  Magyar  Orszäggyülesi  Emlekek 
herausgegebenen  reichstäglichen  Einladungsschreiben  der  Könige  aus  dem 
Hause  Habsburg  passim. 

1»  Art.  III :  „Rex  .  .  .  quadraginta  diebus  prius  .  .  .  ipsis  regnicolis 
promulgare  teneatur." 

"  Pray,  Annales  III.  S.  268. 

'2  G.-A.  XXV  §.  6. 

1^  §.  2 :  „Ne  regales  imposterum  passim  per  postas  haereant,  verum 
eae  ad  minimum  sex  septimanis  in  comitatibus  publicentur". 
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Unter  den  Ärpäden  war  bekanntlich  Szekesfehervär  der 
gewöhnliche  Zusammenkunftsort  des  Reichstages,  d.  h.  der  alljähr- 
lichen Gerichtstage.^-^  Im  Zeitalter  der  Könige  aus  den  verschie- 
denen Häusern  gibt  es  lange  Zeit  überhaupt  keinen  ständigen 
Reichstagsort|;  allmälig  erlangt  jedoch  das  Räkosfeld  diese  Bedeu- 
tung. Das  Decret  von  1498  verordnet,  dass  der  Reichstag  auf 
dem  Räkos  abgehalten  werde  ;^^  G.-A.  1:1504  erwähnt  das 
Räkosfeld,  als  den  gewöhnlichen  Versammlungsort  des  Reichs- 
tags.^'^ Im  XV.  Jahrhundert  heisst  „sich  auf  den  Räkos  begeben"  s.  v. 
wie  auf  den  Reichstag  gehn;^'  ja  Räkos,  Rakusch  erscheint  bei 
den  deutschen  und  polnischen  Nachbarn  Ungarns  als  die  appella- 
tive  Benennung  der  ungarischen  Reichstage. ^=  Unter  den  Habs- 
burgern  wurden  die  Reichstage  in  der  Regel  zu  Pozsony  ge- 
halten bis  zum  Jahre  1848;  G.-A.  IV  :  1848  bestimmte  Pest  als 
Reichstagsort.^'^ 

Laut  der  Goldenen  Bulle  und  den  anderen  Decreten  des 
XIII.  Jahrhunderts  fanden  die  Gerichtstage  zu  Szekesfejervär 
alljährlich  statt."-*^  Im  Zeitalter  der  Könige  aus  den  verschiedenen 
Häusern  begegnen  wir  erst  um  die  Mitte  des  XV.  Jahrhunderts 
Gesetzesbestimmungen  betreffend  den  Zeitpunkt  der  Reichstage; 


1*  Siehe  oben  S.  !97  f. 

^^  G.-A.  I :  „Singulis  annis  ad  festum  Sancti  Georgii  martyris  per 
Regiam  Maiestatem  in  campo  Räkos  una  congregatio  generalis  indicatur 
et  celebretur". 

^^  §.  4:  „.  .  .  nisi  diaeta  generalis  per  Regiam  Maiestatem  ad 
campum  Räkos  locum  scilicet  consuetum  indiceretur  ..." 

^'  Siehe  die  auf  die  Kosten  der  Reichstagsgesandtschaft  von  1447 
bezügliche  Eintragung  in  den  Rechnungsbüchern  der  Stadt  Pozsony: 
„.  .  .  gen  Ofen  und  auf  dem  Rakusch  .  .  ."  Knauz,  Az  orszägos  tanäcs 
es  az  orszäggyülesek  törtenete  1445—1452  IDie  Geschichte  des  Reichsrats 
und  der  Reichstage  in  den  Jahren  1445 — 1452]  1859  S.  71. 

1«  Zu  Beginn  des  XVI.  Jahrhunderts  schreibt  der  Wiener  Humanist 
und  Staatsmann  Joannes  Cuspinianus :  „.  .  .  quae  regnicolarum  in  Buda 
congregatio  patria  lingua  Rakusd  appellatur".  Angeführt  bei  Cornides,  Vin- 
diciae  Anonymi  S.  279.  Über  die  Bedeutung  des  Wortes  rokos,  rokosz  bei 
den  Polen  siehe  die  interessante  Nachricht  einer  deutschen  Chronik  aus 
dem  XVII.  Jahrhundert  Knauz  a.  a.  O.  S.  148. 

"  Bereits  G.-A.  II :  1762  sprach  den  Wunsch  aus,  der  Reichstag  solle 
—  nach  Möglichkeit  —  nach  Buda  berufen  werden.  Dass  der  Reichstag 
innerhalb  der  Grenzen  des  Landes  zusammentreten  müsse,  bestimmen  die 
G.-A.  LXXIV  :  1550,  XXIII :  1687,  VIII :  1715. 

2«  Siehe  oben  S.  198. 

40* 
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und  zwar  wurde  die  alljährliche  Einberufung  des  Reichstages 
vorgeschrieben.'^  Das  Decret  von  1498  verordnete,  dass  der 
Reichstag  in  den  nächsten  vier  Jahren  jährlich,  späterhin  in 
jedem  dritten  Jahre  einberufen  werde. '^"■^  G.-A.  III  :  1563  er- 
neuerte die  alte  Forderung  der  alljährlichen  Abhaltung  der 
Reichstage,  aber  ohne  Erfolg;  Ferdinand  IL  versprach  im  Ver- 
sicherungsdiplom auf  Drängen  der  Stände  nur  soviel,  dass  er 
zumindest  jedes  dritte  Jahr  den  Reichstag  einberufen  werde." 
Das  galt  denn  auch  als  Norm  bis  zum  Jahr  1848."-'^ 

Die  Sorge  für  die  Einquartierung  der  Reichstagsmitglieder 
lag  dem  königlichen  Oberstmarschall  ob.-^^  Naturgemäss  war 
von  diesbezüglichen  Anstalten  erst  zu  der  Zeit  die  Rede,  als 
die  persönliche  Teilnahme  der  Adeligen  am  Reichstage  ein  Ende 
genommen  hatte ;  die  grossen  Massen  des  Gemeinadels  konn- 
ten nämlich  in  den  Häusern  unmöglich  Unterkunft  finden  und 
campierten  darum  in  Zelten  unter  freiem  Himmel. 

Es  gab  lange  keine  Gesetzesbestimmung  darüber,  binnen 
welcher  Frist,  vom  Einberufungstage  gerechnet,  der  Reichstag  eröff- 
net werden  sollte.  Um  den  hierdurch  ermöglichten  Misbräuchen, 
welche  die  misliche  Lage  der  minderbegüterten  Adel  noch  mehr 
erschwerten,  zu  steuern,  setzte,  wie  bereits  erwähnt  worden, 
G.-A.  CVIII:  1492  den  vierten  Tag  als  Eröffnungstag  fest;  länger 
als  drei  Tage  brauche  man  auf  die  Säumigen  nicht  zu  warten 
und  seien  die  von  den  Anwesenden  gefassten  Beschlüsse  voll- 
kommen rechtskräftig  und  unanfechtbar.  Der  Reichstag  wurde 
vom  König  in  Person  oder  durch  einen  Vertreter  eröffnet. 

Da  die  Reichstage  während  dieser  Periode  im  Princip 
Versammlungen  des  ganzen  Adels  sind,  war  eine  längere  Dauer 
der  Verhandlungen  durch  die  Rücksicht  auf  die  minderbegüterten 
Adeligen    ausgeschlossen.    G.-A.    1 :  1498    bestimmt,    dass    der 

"■   G.-A.  XLV  :  1447,  XIII :  1458,  1 :  1471. 

-'='  G.-A.  I.  §.  2. 

-^  G.-A.  II :  1622  §.  8 :  „.  .  .  in  singulis  diaetis,  quas  Sua  Maiestas 
successivis  temporibus  .  .  .  quo  saepius  fieri  poterit,  ita  ut  terminum 
triennii  non  excedat,  publicare  et  celebrare  dignabitur." 

''  Vergleiche  die  G.-A.  XCIV :  1635,  CLIV :  1647,  XLIX  :  1655,  1 :  1659, 
LVIII :  1681,  XIV  :  1715,  VII :  1723,  XIII :  1791.  Die  älteren  Decrete  setzten 
auch  den  Tag  fest :  Pfingsten  (G.-A.  XLV :  1447,  XIII :  1458),  Himmelfahrts- 
tag (1 :  1471),  Skt.  Georgstag  (1 :  1498). 

*'  Siehe  zwei  diesbezügliche  Urkunden  Ladislaus  V.  v.  J.  1457  bei 
KovACHicH,   Supplementum  II.  S.  130—132,  ferner  G.-A.  CXXIII :  1647  §.  3. 
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Reichstag  nicht  länger  als  fünfzehn  Tage  dauere  und  verhängt 
bloss  über  diejenigen  eine  Strafe,  die  sich  während  der  fünfzehn 
Tage  heimbegeben.  Die  endliche  Ausbildung  des  Instituts  der 
Comitatsvertretung  ermöglichte  eine  Verlängerung  der  Dauer  des 
Reichstags  und  G.-A.  XLIV:1649  wünscht  nur  noch,  dass  der 
Reichstag  binnen  zweier  Monate  geschlossen  werde. ^^ 

Wir  begegnen  bereits  während  dieser  Periode  Bestimmun- 
gen, welche  den  Schutz  der  Freiheit  der  Reichstagsverhand- 
lungen und  des  Reichstagsbesuchs,  mit  einem  Worte :  die 
Wahrung  der  Immunität  der  Reichstagsmitglieder  bezwecken. 
Die  hierhergehörigen  Gesetzesbestimmungen  sind  wol  recht 
primitiver  Natur  und  lückenhaft,  doch  bezeugen  sie  immerhin 
das  Vorhandensein  der  Grundprincipien.  Die  Mitglieder  des 
Reichstages  befinden  sich,  wie  aus  dem  Einberufungsschreiben 
Karl  Roberts  ersichtlich  ist,  im  freien  Geleite  (salvus  con- 
düctus)  des  Königs;  falls  der  König  selbst  das  Geleite  ver- 
letzt, sollen  ihn  die  Prälaten  in  den  Kirchenbann  (excommiini- 
catiö)  tun.^'  Wer  jemanden,  der  gegen  ihn  Beschwerde  führte, 
auf  dem  Reichstage  angreift,  verletzt  oder  tötet,  macht  sich  laut 
dem  Decret  von  1507  ipso  facto  der  Treulosigkeit  schuldig, 
desgleichen  wer  den  vom  Reichstag  Kommenden  oder  sich 
dahin  Begebenden  irgendwie  schädigt.- "*  Damit  ferner  „jeder- 
mann sich  umso  gewisser  den  Angelegenheiten  des  Landes 
widmen  könne",  verordnete  G.-A.  XII :  1507,  dass  für  die  Dauer 
des  Reichstages  sowol  der  königliche  Gerichtshof,  als  die 
Comitats-  und  auch  die  geistlichen  Gerichte  ihre  Tätigkeit  ein- 
stellen mögen.  Dieser  allgemeine  Stillstand  der  Rechtspflege  zu 
Zeiten  des  Reichstages,  das  s.  g.  Comitialjuristitium  war 
bis  1848  in  Übung.-^^ 

Es  wurde  bereits  früh  als  billig  empfunden,  dass  die  Aus- 
lag e  n    der  von  den  Comitaten  entsendeten  electi  nobiles   (für 


2«  Erneuert  durch  G.-A.  LXIX  :  1659.  Vergleiche  G.-A.  VII :  1723  §.  1. 

-'  Fejer  C.  D.  VIII/2  S.  163.  Ferdinand  I.  stellte  anlässlich  des 
1542  zu  Pozsony  abgehaltenen  Reichstages  den  Reichstagsmitgliedern  einen 
besonderen  Assecurationsbrief  aus.  Kovachich,  Vestigia  S.  658. 

^*  G.-A.  XII.  §.  1  :  „Si  quis  forte  aliquem  in  ipsa  diaeta  verberaret, 
vulneraret  vel  libertatem  diaetae  turbaret  (quae  nota  infidelitatis  est), 
talis  personaliter  citari  poterit  ibidemque  iudicium  de  eo  fieri  valebit." 
Vergleiche  Trip.  I.  tit.  14.  §.  10.,  G.-A.  LXXVI :  1563,  CXIV  :  1647,  VII :  1723. 

-«  G.-A.  XLIX  :  1655,  XXIX  :  1723. 
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die  eigentlichen  Comitatsgesandten  der  späteren  Zeit  galt  dies 
natürlich  noch  viel  mehr)  seitens  der  daheim  gebliebenen  begü- 
terten Adeligen  bestritten  würden.  Das  Decret  vom  Jahre  1486 
bestimmte,  dass  jeder  adelige  Grundbesitzer  im  Verhältnis  seines 
Grundbesitzes  an  den  Ausgaben  der  eledi  nobtlcs  teilnehme, 
ausgenommen  die  Prälaten,  Barone  und  begüterten  Adeli- 
gen, die  der  König  mittelst  besonderer  Schreiben  auf  den 
Reichstag  berufe.  Die  Kosten  der  städtischen  Gesandten  fielen 
der  Stadtkasse  zur  Last. 

Die  Verhandlungssprache  des  Reichstages  war 
während  dieser  Periode  vorwiegend  die  ungarische;-"'  die 
definitive  Textierung  der  gefassten  Beschlüsse  fand  jedoch  in 
lateinischer  Sprache  statt. 


§.  4.  Die  Bestandteile  und  Geschäftsordnung  des 
Reichstages.  Die  Form  der  Gesetze. 

Das  fundamentale  Princip  der  auf  dem  Begriffe  der  Heiligen 
Krone  beruhenden  Staatsverfassung,  die  gleiche  öffentlich-recht- 
liche Freiheit  der  Glieder  der  Heiligen  Krone,  die  verhindert 
hatte,  dass  die  ständische  Reichstagsvertretung  sich  in  Ungarn, 
so  wie  in  England,  bereits  im  XIV.  Jahrhundert  ausbilde,  ver- 
hinderte zugleich,  dass  der  ungarische  Reichstag  einen  rechtlich 
ausgeprägten  ständischen  Charakter  und  Formen  annehme,  wie 
das  um  diese  Zeit  in  den  Staaten  des  Westens  der  Fall  war. 

Im  westlichen  Europa  treten  im  Laufe  des  XIII.  Jahr- 
hunderts die  ständischen  R  e  i  c  h  s  (L  a  n  d-)  t  a  g  e  an  die 
Stelle  der  feudalen  Hoftage.  Die  Landesbewohner  bilden  auf 
den  vom  König  einberufenen  Reichs(Land-)tagen  zufolge  der 
Verschiedenheit  des  Standes  und  der  politischen  Freiheit  geschlos- 
sene ständische  Gruppen.  Es  entstehen  besondere  Prälaten-,  Her- 
ren-, adelige-  und  städtische  Curien,  ständische  Corpo- 
ra t  i  o  n  e  n,  die   getrennt   beratschlagen  und  Beschlüsse  fassen 


=">  Siehe  den  Bericht  der  Gesandten  der  Stadt  Pozsony  vom  Reichs- 
tag des  Jahres  1446  Teleki  X.  S.  185.  Daten  aus  dem  Zeitalter  der  Habs- 
burger siehe  bei  Stefan  Berkeszi,  Rendi  orszäggyüleseink  magyarsäga  pie 
ungarische  Sprache  auf  den  ständischen  Reichstagen]  1898. 
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und  ihre  eigenen  Ordnungen  besitzen.^  Auch  in  England  berat- 
schlagen die  Prälaten  und  Barone,  wie  bereits  erwähnt;^  getrennt 
über  die  Bitten  und  Beschwerden  der  Grafschafts-  und  städtischen 
Gesandten. 

Im  Gegensatze  zur  westeuropäischen  Entwicklung  charak- 
terisiert sich  der  ungarische  Reichstag  während  dieser  Periode 
durch  seine  einheitlichere  Organisation,  durch  die  rechtliche  Einheit 
seiner  Bestandteile,  d.  i.  durch  das  gleiche  Recht  der  Reichs- 
tagsmitglieder; obwol  die  Trennung  des  Herrenstandes,  der 
Mitglieder  der  Besitzaristokratie,  vom  Gemeinadel  vermöge  der 
Stellung,  die  der  grosse  Rat  des  Königs  im  Reichstage 
einnahm,  factisch  bereits  erfolgt  war. 

Die  Könige  aus  dem  Hause  Anjou  suchten  in  Gemässheit 
ihrer  absolutistischen  Bestrebungen  den  Reichstag  in  den  Hin- 
tergrund zu  drängen.  Umso  grösseren  Einfluss  erlangte  der 
grosse  Rat,  in  welchen  sie  nach  dem  Beispiele  der  feudalen 
Hoftage  des  Westens  ausser  den  Prälaten  und  Reichsbaronen 
die  reichbegüterten,  vornehmen  Adeligen  {proceres,  nobiles  et 
proceres)  beriefen.^  Besonders  bei  der  Erledigung  der  wich- 
tigsten Staatsangelegenheiten  war  ihnen  die  Mitwirkung  des 
umfangreichen  grossen  Rats  erwünscht.  So  namentlich  bei  der 
Ausübung  des  Satzungsrechts;  die  königlichen  Verordnungen  all- 
gemein bindenden  Inhalts  {decreta  genemliä)  werden  regelmässig 

^  GuizoT,  Histoire  des  origines  du  gouvernement  representatif  en 
Europe  1851.  II.  Picox,  Histoire  des  etats  Generaux.  1872.  F.  Ungep,  Ge- 
schichte der  deutschen  Landstände  1844.  Waitz,  Deutsche  Verfassungs- 
geschichte VI.-  S.  409  ff.  H.  Ehrenberg,  Der  deutsche  Reichstag  1273— 
1378  (Historische  Studien  IX.)  1883.  v.  Below,  Die  landständische  Verfassung 
in  Jülich  und  Berg  1885—1891.  Esmein  a.  a.  0.  S.  470  ff.  Schröder  a.  a. 
O.^  S.  508  ff. 

-  Siehe  oben  S.  610. 

^  Dass  unter  den  Anjou  die  reichbegüterten  Herren  neben 
den  Prälaten  und  Reichsbaronen  im  königlichen  Rate  Platz  nehmen,  steht 
ausser  Zweifel.  Unseres  Erachtens  ist  der  Ausgangspunkt  dieser  Entwick- 
lung in  den  Hoftagen  der  feudalen  Fürsten  des  Westens  zu  suchen.  Als 
Hoftag  {ciiria)  bezeichnet  den  grossen  Rat  einmal  Ludwig  der  Grosse 
(1348 :  Diplomäcziai  Emlekek  az  Anjou-korböl  [Denkmäler  der  Diplomatie 
der  Anjouzeit]  II.  S.  303),  dann  König  Sigismund  (1426 :  Fej^r  C.  D.  X  6 
S.  812).  Die  Steuerfreiheit,  welche  die  Häuser  der  Adeligen  zu  Buda  ge- 
nossen, hängt  laut  G.-A.  CV :  1492  mit  dem  Erscheinen  der  Herren  im 
Rate  zusammen.  Vom  grossen  königlichen  Rate  handelt  ausführlich  Schil- 
ler a.  a.  0.  S.  26—166;  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtswiss.  XVI.  S.  8—25. 
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„mit  Rat  und  Zustimmung"  des  grossen  Rates  {cum  consilio 
praelatonim,  baronum  et  pwccnun)  erlassen.^ 

Als  unter  König  Sigismund  die  gesetzgebenden  Reichstage 
sicii  zu  ordentlichen  institutionellen  Elementen  des  ungarischen 
Verfassungslebens  entwickeln,  erscheint  der  grosse  Rat  auf  grund 
der  vorangegangenen  historischen  Entwicklung  als  ein  beson- 
derer Factor  des  Reichstages,  Doch  bildet  bis  zur  Katastrophe 
von  Mohäcs  der  Rat  unseres  Erachtens  nicht  als  ständische 
Corporation,  d.  i.  als  Herrenstand  einen  besonderen  Bestand- 
teil des  Reichstages,  sondern,  gleich  dem  grossen  Rate  (magniim 
concilium)  des  Königs  von  England,  auf  gouvernemen- 
t  a  1  e  n  Grundlagen,  als  ein  an  der  Ausübung  der  Executive 
beteiligter  Factor. 

Wie  bei  der  Erledigung  der  wichtigeren  Staatsangelegen- 
heiten überhaupt,  so  nimmt  der  König  auch  bei  der  Ausübung 
der  gesetzgebenden  Gewalt  die  Mitwirkung  und  Unterstützung 
des  grossen  Rates  in  Anspruch.  Dem  Rate  liegt  die  Vorbereitung 
der  Reichstagsgeschäfte,  namentlich  die  Durchberatung  der  zur 
Verhandlung  gelangenden  Gesetzesvorschläge  ob.  Das  bekun- 
den besonders  die  obeu'^  dargestellten  Bestimmungen  des  G.-A. 
XXV:  1495,  der  den  König  verpflichtet,  „seine  Prälaten,  Barone 
und  übrigen  Räte"  etliche  Tage  bevor  der  Reichstag  zusammen- 
treten würde,  zu  berufen.  „Die  Prälaten,  Barone  und  Räte  Sei- 
ner Majestät  sollen  dann  über  die  ihnen  vorgelegten  Angele- 
genheiten beratschlagen  und  Beschlüsse  fassen ;  falls  sie  uneinig 
würden,  soll  der  königliche  Obersttürsteher''  Schweigen  gebieten 


*  Siehe  oben  S.  607  f.  Das  königliche  Verordnungsrecht  war  jedoch 
nicht  eigenthch  an  die  Mitwirkung  des  grossen  Rates  „gebunden"  ;  es  ge- 
schieht deren  häufig  keine  Erwähnung,  z.  B.  im  generale  decreiam  vom 
Jahre  1366,  das  mancherlei  Rechtsverhältnisse  der  Siebenbürger  Adeligen 
regelt.  Fej^r  C.  D.  IX  3.  S.  552. 

^  Siehe  oben  S.  621. 

*  Der  Obersttürsteher  hatte  das  wichtige  und  vermöge  des  Princips 
der  sanior  pars  mit  grosser  Discretionsgewalt  ausgestattete  Amt  des  Vor- 
sitzenden in  seiner  Eigenschaft  als  Obersthofmeister  inne,  kraft  welcher 
er  auch  als  Mitglied  des  königlichen  Gerichtshofes  erscheint.  Siehe  Quadri- 
partitum  III.  tit.  6.:  „.  .  .  magister  curiae  regiae,  qui  olim  magister  ianitorum 
dicitur  .  .  ."  Wenn  zur  selben  Zeit  zwei  Herren  das  Obersthofmeisteramt 
bekleideten,  führte  bloss  der  eine  den  Titel  des  magister  ianitorum,  und 
wurde  in  der  Schlussklausel  der  Privilegien  nur  dieser  erwähnt.  Hajnik, 
Magyar  birösägi  szervezet  es  perjog  S.  47. 
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und  die  Stimmen  sammeln,  damit  auf  diese  Weise  gemäss  der 
Ansicht  des  weiseren,  klügeren  und  verständigeren  Teils  Einig- 
keit und  Eintracht  erzielt  werde  und  der  Reichstag  je  rascher 
geschlossen  werden  könne".  Der  grosse  Rat  war  also  das  vor- 
bereitende und  bestimmende  Organ  der  Gesetz- 
gebung, was  umso  dringender  geboten  war,  als  vom  Reichstag, 
der  Versammlung  sämmtlicher  Adeligen,  die  gründliche  Durch- 
beratung und  Verhandlung  der  Gesetzesvorschläge  nicht  erwartet 
werden  konnte.' 

Der  grosse  Rat  (der  um  diese  Zeit  auch  den  eigentlichen, 
engeren  Rat  begriff)  besass  niemals  irgendeine  feste  Organisa- 
tion ;  er  bildete  keine  geschlossene  Körperschaft  mit  verfassungs- 
mässig festgesetzter  Competenz.  Ausser  den  Prälaten  und 
Reichsbaronen  sassen  im  Rate  die  vornehmen  Grossgrund- 
besitzer, auf  deren  Gegenwart  der  König  besonderes  Gewicht 
legte  und  denen  er  namentliche  Einladungsschreiben  sendete. 
Da  die  Einladung  von  dem  Belieben  des  Königs  abhieng,  besass 
das  Erscheinen  im  königlichen  Rate  keinen  eigentlich  erblichen 
Charakter.  Die  Mitglieder  des  königlichen  Rates  führten  infolge 
dessen  auch  keinen  besonderen  Titel,  keine  auf  ihre  Mitglied- 
schaft hinweisende  Benennung ;  sie  erscheinen  in  den  Urkunden 
schlechthin  als  Vornehme,  reichbegüterte  Adelige 
{proceres,  nobiles  et  proceres,  poüores  noblles).  ^  Später  werden 
sie  im  Anschluss  an  die  Bezeichnung  der  obersten  Beamten,  die 
ex  officio  Mitglieder  des  Rates  sind,  d.  i.  der  wirklichen  Reichs- 
barone {yeri  barones  regni),  geborene  Barone,  barones  naturales^ 
oder  auch  besonders  Räte  (consiliani)  genannt.  ^° 

'•  Der  grosse  Rat  beratschlagte  seit  der  Regierungszeit  König  Sigis- 
munds  getrennt  von  den  Adeligen.  (Schiller  setzt  die  Anfänge  des  Brauchs 
der  getrennten  Beratschlagung  in  die  letzten  Jahrzehnte  des  XIII.  Jahr- 
hunderts a.  a.  O.  S.  169  ff.)  Siehe  z.  B.  1434:  Katona,  Hist.  Grit.  XII. 
S.  641,  1446  (Bericht  der  Gesandten  von  Pozsony) :  Teleki  a.  a.  O.  X. 
S.  183,  ferner  §.  5  der  Conclusion  des  Decrets  von  1402,  sowie  die  Geschichte 
des  auf  den  Skt.  Georgstag  1518  angesagten  Reichstages  Kovachich,  Supple- 
mentum  II.  S.  398  ff. 

*  Das  bezeugt  u.  a.  vornehmlich  G.-A.  LXIV :  1486,  worin  die  per- 
sönlich berufenen  Herren  schlechthin  als  die  „anderen  begüterten  Herren" 
bezeichnet  werden :  „.  .  .  demptis  tarnen  illis  dominis  praelatis,  baronibus 
eeterisque  possessionatis,  qui  tempore  congregationis  ad  Regiam  Maiesta- 
tem  nominatim  et  personaliter  per  literas  vocabuntur. " 

^  Siehe  oben  S.  559. 

"  Die  allgemein   gebräuchliche  und   unseres   Erachtens  allein    u  n- 
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Mit  der  Erhebung  der  Habsburger  auf  den  Königsthron 
nahm  die  Bedeutung  des  grossen  Rates  für  die  Staatsverwal- 
tung, seine  Function  als  Rat  des  Königs  ein  rasches  Ende. 
Weder  Ferdinand  I.,  noch  seine  Nachfolger  beriefen  den  grossen 
Rat  um  mit  dessen  Mitwirkung  die  öffentlichen  Angelegenheiten 
zu  erledigen.'^  Hingegen  wuchs  die  Bedeutung  des  grossen  Rates 
als  Factor  der  Gesetzgebung,  indem  sich  der  Rat  zur  Mag- 
natentafel, zur  geschlossenen  Versammlung  des  Herrenstan- 
des, fortentwickelte. 

Die  persönliche  Teilnahme  und  Einladung^-'  der  Mitglieder 
des  grossen  Rates  blieb  auch  nach  der  Katastrophe  von  Mohäcs 
in  Übung,  ebenso  auch  die  getrennte  Beratschlagung  der  durch 
besonderes  königliches  Einladungsschreiben  berufenen  Prälaten, 
Reichsbarone  und  übrigen  Herren,  die  gegenüber  dem  durch  die 
Comitatsgesandten  vertretenen  Gemeinadel  und  den  städtischen 
Gesandten  einen  besonderen  Körper  bildeten.^"  Dass  die 
reichen,  vornehmen  Adeligen,  die  Herren  im  Laufe  des  XVI. 
Jahrhunderts  sämmtlich  in  den  Besitz  von  erblichen  Titeln  gelan- 
gen und  so  der  Herrenstand  sich  als  die  Klasse   der   mit   dem 

zweifelhaft  sichere  Benennung  des  grossen  Rates  ist  bis  in  die  Mitte 
des  XVI.  Jahrhunderts  consilium  {conventiis) praelatorum,  baronum  et  procerum. 
Procercs  bezeichnet  in  dieser  und  ähnlichen  Wendungen  die  auf  grund 
ihres  Grossgrundbesitzes  im  Rate  erscheinenden  Herren,  im  Gegensatze  zu 
den  von  Amtswegen  zur  Teilnahme  berufenen  Prälaten  und  Reichsbaronen. 
Vgl.  Schiller  a.  a.  O.  S.  24—26,  wo  sich  die  irrige  Ansicht  des  älteren 
KovACHicH,  Supplementum  I.  S.  67,  dass  proceres  die  auf  die  Reichsbarone 
folgenden  Hofbeamten,  Obergespäne  u.  s.  w.  bedeute,  widerlegt  findet. 
Von  den  übrigen  Benennungen  ist  es  ungewiss,  ob  sie  im  besonderen 
Falle  den  grossen  oder  den  engeren,  eigentlichen  Rat  bezeichnen,  wenn 
immerhin  zugegeben  werden  muss,  dass  im  XV.  Jahrhundert  auch  das  ein- 
fache consilium  praelatorum  et  baronum  zur  Bezeichnung  des  grösseren 
Rates  dient.  Siehe  die  Zusammenstellung  der  mannigfaltigen  Benennungen 
Schiller  a.  a.  O.  S.  66 — 69  Anm. 

"  Siehe  unten  V.  Kap.  §.  1. 

^^  Königliche  Einladungsschreiben  an  Herren  aus  dem  Jahre  1542 
bei  KovACHicH,  Vestigia  S.  656.  660.  Aus  dem  Jahre  1580 :  Magyar  Orszäggy. 
Emlekek  VII.  S.  28  f. 

"  Das  bezeugen  die  in  den  Magyar  Orszäggyülesi  Emlekek,  passim 
mitgeteilten  Urkunden.  Die  Herren  richten  besondere  Adressen  an  den 
König  (z.  B.  I.  S.  519,  II.  S.  563,  IV.  S.  546),  die  der  König  besonders  be- 
antwortet (z.  B.  I.  S.  530) ;  bei  der  Wahl  eines  Palatins  geben  sie  ihre 
Stimmen  getrennt  ab  (III.  S.  468);  zwischen  den  beiden  Tafeln  werden 
Schriften  gewechselt  (z.  B.  IV.  S.  405  ff). 
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Grafen-  oder  Barontitel  Ausgestatteten,  der  technisch  s.  g. 
Magnaten  abschloss,  ist  bereits  oben  dargestellt  worden ;^^ 
die  persönliche  Einladung  beschränkte  sich  demgemäss  gar  bald 
auf  die  mit  Magnatentiteln  Geschmückten  und  war  somit  der 
ehemalige  grosse  Rat,  die  Versammlung  der  Besitzaristokratie 
zu  einer  geschlossenen  Körperschaft  geworden.  G.-A.  I  :  1608 
p.  c.  bestätigte  bekanntlich  die  factisch  seit  langem  vollzogene 
Scheidung  des  Reichstages  in  zwei  getrennt  beratende  und 
beschliessende  Kammern. 

Die  ausserhalb  des  grossen  Rates,  der  späteren  Magnaten- 
tafel stehenden  Elemente  des  Reichstages  trennten  sich  nie  in 
mehrere  Versammlungen  oder  Curien,  sondern  bildeten  stets 
eine  Versammlung,  einen  Beratungskörper.  Den  Kern  und  Haupt- 
bestandteil dieser  zweiten  Versammlung,  der  späteren  unte- 
ren Tafel  bildete  der  Gemeinadel.  Wir  wissen,  dass  die 
grosse  Masse  des  mittel-  und  kleinbegüterten  Adels,  von  kür- 
zeren-längeren  Zeitabschnitten  abgesehen,  bis  1526  persön- 
lich auf  den  Reichstagen  erschien  und  nach  der  Katastrophe 
von  Mohäcs  vermittelst  der  Comitatsgesandte  an  der  Gesetz- 
gebung teilnahm,  was,  nachdem  es  factisch  fast  ein  Jahrhundert 
bestanden  hatte,  im  Jahre  1608  die  gesetzliche  Sanction  erhielt. 

Neben  dem  Gemeinadel,  bezw.  den  Comitatsgesandten 
erscheinen  auf  dem  Reichstage  die  Gesandten  der  königlichen 
Freistädte.  Zufolge  der  Lehre  von  der  Heiligen  Krone  sind  die 
königlichen  Freistädte  ebensoviele  adelige  Personen;  als  Glieder 
der  Heiligen  Krone  nehmen  sie  denn  an  der  Gesetzgebung  teil. 
Die  erste  diesbezügliche  Spur  findet  sich,  wie  wir  wissen,  an- 
lässlich des  Reichstages  von  1397;  ^^  sie  sind  auch  in  der  Reichs- 
versammlung im  Jahre  1402  zugegen,  welche  den  zwischen 
König  Sigismund  und  Herzog  Albrecht  von  Österreich  geschlosse- 
nen Erbvertrag  bestätigte;  ^''  seit  1405  erscheinen  die  städtischen 
Gesandten  ständig  auf  den  Reichstagen.  Da  sie  nicht  einen 
besonderen  Stand,  die  städtischen  Bürger  als  solche,  sondern 
die  den  Adeligen  parificierten  Städte  als  öffentlich-rechtliche 
Ganze  vertreten,  bilden  sie  auch  kein  besonderes  ständisches 
Collegium,   sondern   beraten   und    beschliessen    zusammen    mit 


1*  Siehe  S.  559.  561. 

^^  Siehe  oben  S.  589. 

1«  Fejer  C.  D.  X4  S.  136. 
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den  persönlich  erschienenen  oder  durch  Gesandte  vertretenen 
Adehgen.^' 

Die  städtischen  Abgesandten  führten  zu  ihrer  Legitimation 
anfängUch  das  Stadtsiegel,  später  ein  unter  dem  Stadtsiegel 
ausgefertigtes  Mandat  mit  sich.^^  Ursprünglich  besass  jede  Stadt 
eine  Stimme  (auch  noch  zufolge  des  G.-A.  1 :  1608  p.  c);  später, 
als  die  Zahl  der  königlichen  Freistädte  sich  ansehnlich  ver- 
mehrte und  das  politische  Gewicht  der  Städte  dem  Adel  gefähr- 
lich zu  werden  schien,  setzten  die  Comitate  es  durch,  dass  den 
Gesandten  der  Städte  insgesammt  nur  eine  einzige  Stimme, 
ein  s.  g.  Votum  cunale  zugestanden  wurde. 

Mit  dem  Gemeinadel  und  den  Städten  berieten  die  Ge- 
sandten der  siebenbürgischen  Landesteile,  ferner  Kroatiens  und 
Slavoniens.  Über  die  Teilnahme  der  drei  „Nationen"  Sieben- 
bürgens, der  Ungarn,  Szeklyer  und  Sachsen,  an  den 
Reichstagen  besitzen  wir  erst  aus  der  Regierungszeit  Sigismunds 
verlässliche  Nachrichten,  Die  Verwaltungsorganisation,  sowie  die 
Besitzverfassung  des  s.  g.  ungarischen  Gebiets  stimmte  völlig 
mit  der  politischen  Einteilung  und  der  Besitzordnung  des 
Mutterlandes  überein.  Demgemäss  erschienen  die  Adeligen 
Siebenbürgens  ursprünglich  ebenso  in  Massen  auf  den  Reichs- 
tagen, wie  die  im  übrigen  Ungarn  ansässigen  Adeligen. ^^  Während 
der  Regierung  Sigismunds  trat  jedoch  eine  bedeutende  Verände- 
rung ein :  persönlich  erscheinen  nur  noch  die  Prälaten  und 
Herren ;  die  Adeligen  werden  nicht  mehr  nach  Comitaten  (umso- 
weniger  einzeln),  sondern  gemeinsam  zum  Besuch  des  Reichs- 
tages aufgefordert,  und  senden  die  sieben  ungarischen 
Comitate  aus  einer  gemeinsam  abgehaltenen  Versammlung 
Vertreter,  oratores,  auf  den  Reichstag.  Auf  dieselbe  Weise  ent- 
sendete auch  die  sächsische  Universität  Abgeordnete, 
desgleichen  die  Gemeine  der  Szeklyer;  letzteres  ist  uns  aller- 
dings nicht  zuverlässig  überliefert.-^" 

^'  Behufs  Wahrung  der  städtischen  Interessen  halten  sie  manchmal 
besondere  Conventikel  ab  und  petitionieren  in  aller  Form  an  den  Reichs- 
tag. Siehe  z.  B.  die  Petition  der  Gesandten  der  königlichen  Freistädte  1552: 
Magyar  Orszäggy.  Emlekek  III.  S.  355—357. 

^^  Siehe  z.  B.  das  Bevollmächtigungsschreiben  der  Gesandten  von 
Sopron  1545,  ebenda  II.  S.  645. 

^^  Das  Einladungsschreiben  Karl  Roberts  v.  J.  1318  wurde  auch  in 
den  siebenbürgischen  Landesteilen  publiciert.  Fej^r  C.  D.  VIII/2  S.  169  ff. 

^"  Vgl.  betreff  der  siebenbürgischen   Comitate    Kem^ny,   Ärpädia  III. 
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Slavonien  (das  bekanntlich  während  dieser  Periode  das 
heutige  Kroatien  in  sich  schloss)  entsendete  anfänglich  nach 
Comitaten,  später  aus  der  Provincialversammlung  gemeinsam 
mit  Kroatien  Vertreter  auf  den  Reichstag,  die  ebenfalls  als  sol- 
letines  oratores  bezeichnet  werden.-^ 

Über  die  Geschäftsordnung  und  den  Gang  der  Reichstags- 
verhandlungen sind  wir  sehr  spärlich  unterrichtet.  Zweifellos 
waren  die  königlichen  Propositionen  bereits  im  Zeitalter  der 
Könige  aus  den  verschiedenen  Häusern  in  Übung.  Das  bezeugt 
die  Tatsache,  dass  König  Sigismund  im  Jahre  1433  den  Comi- 
taten  das  s.  g.  Banderiale  Regestrum  übersendete,  damit  sie 
den  elecü  nobiles  die  nötigen  Weisungen  erteilen  mögen,  ferner 
der  viel  besprochene  G.-A.  XXV:  1495,  sowie  (der  oben  gleich- 
falls angeführte)  Tit.  3  des  II.  Teils  des  Tripartitums,  der  von 
der  Art  und  Weise  der  Gesetzgebung  handelt.  Auch  unter  den 
Habsburgern  machte  entweder  der  König  dem  Reichstage  Vor- 
schläge {propositiones),  die  zuerst  von  der  Versammlung  der 
Prälaten,  Barone  und  Magnaten,  der  Obertafel,  dann  von  den 
Gesandten  der  Comitate  und  Städte,  der  unteren  Tafel  verhandelt 
wurden ;  oder  der  Reichstag  selbst  formulierte  seine  Gesetzvor- 
schläge in  der  Form  von  Gesuchen  —  die  Initiative  konnte  sowol 
von  den  Magnaten,  als  der  unteren  Tafel  ergriffen  werden  — 
und  unterbreitete  sie  behufs  Sanction  dem  Könige.-^ 

Bei  der  Beschlussfassung  wurden  die  Stimmen  sowol  im 
Rate  der  geistlichen  und  weltlichen  Herren,  als  in  der  Versamm- 
lung des  Gemeinadels  anfänglich  nicht  gezählt,  sondern  gewo- 
gen. Die  sanior  pars  galt  als  maior  pars. 

Die  Comitatsgesandten  durften  sich  in  ihren  Beschlüssen 
nicht  von  ihrer  eigenen  Überzeugung,  ihreni  Belieben  leiten  lassen; 
sie  waren  stricte  an  die  Weisungen  ihrer  Auftraggeber  gebunden. 
Insoferne  behielt  das   fundamentale   Princip   der   auf   dem   Be- 


S.  9—24,  bezüglich  der  Gemeine  der  Sachsen  Bedeus,  Die  Verfassung  des 
Grossfürstentums  Siebenbürgen  1844  S.  22—25. 

-^  An  das  Komitat  Koros  gerichtete  Einladungsschreiben  aus  1468 
und  1473  siehe  bei  Kovachich,  Vestigia  S.  377.  393.  Auf  dem  Reichstage 
des  Jahres  1505  nahmen  die  Gesandten  der  Comitate  Pozsega,  Valkö  und 
Orbäsz  teil.  Kovachich,  Supplementum  II.  S.  333  ff.  Die  slavonische  Pro- 
vincialversammlung wird  aufgefordert,  aus  ihrer  Mitte  Vertreter  zu  senden 
1499:  Kovachich,  Vestigia  S.  434,  1521  :  Supplementum  II.  S.  510. 

^^  Siehe  Magyar  Orszäggyülesi  Emlekek  I — X.  passim. 
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griff  der  Heiligen  Krone  beruhenden  Staatsverfassung,  dass 
alle  Glieder  der  Heiligen  Krone  rechtlich  gleich  seien  und 
gleicher  Weise  an  der  Ausübung  der  öffentlichen  Gewalt  teil 
nehmen,  über  das  XVI.  Jahrhundert  hinaus,  auch  im  Zeitalter 
der  Comitatsvertretung  seine  Geltung.  Die  Comitatsversammlun- 
gen  nahmen  noch  vor  der  Eröffnung  der  Reichstagsverhandlun- 
gen zu  allen  wichtigeren  Fragen  Stellung;  so  dass  die  Gesandten 
der  Comitate  auf  dem  Reichstage  eigentlich  bloss  den  Willen 
des  Comitatsadels  vermittelten  und  deren  Stimmen  abgaben. 
Ebendarum  mussten  die  Gesandten  in  allen  wichtigeren  Ange- 
legenheiten hinsichtlich  des  von  ihnen  zu  vertretenden  Stand- 
punktes unterrichtet  sein-^-^  und  so  oft  ihr  Comitat  ihnen  vorher 
keine  Weisungen  erteilt  hatte,  während  des  Reichstages  Wei- 
sungen begehren.  Mit  dem  System  der  Weisungen  hängt  der 
Brauch  zusammen,  dass  die  Comitats-  und  städtischen  Gesandten 
Reichstagsberichte  und  Referate  an  ihre  Auftraggeber  heimsand- 
ten, bezw.  nach  ihrer  Rückkehr  persönlich  unterbreiteten.-^ 

Betreff  der  äusseren  Form  der  auf  dem  Reichstage  geschaffe- 
nen Gesetze  begegnen  wir  bereits  während  dieser  Periode  der 
Jahrhunderte  lang  (bis  zum  Jahre  1848)"  befolgten  Praxis.  Die 
in  den  verschiedenen  Angelegenheiten  gefassten  Beschlüsse  des 
Reichstages  wurden  nicht  einzeln  ausgefertigt,  sondern  sämmtlich 
in  ein  einheitliches  Decret  vereinigt,  das  der  König 
zum  Zeichen  der  Sanction  mit  einer  Vorrede  und  Conclusion 
versah.  Das  Decret,  das  in  Artikel  {arüculi)  zerfiel  (die  end- 
giltige  Feststellung  des  Textes  lag  den  königlichen  Proto- 
notaren  ob),  besass  also  die  Form  eines  in  feierlicher  Form 
ausgestellten  königlichen  Privilegs.  Das  solcherart  ausgefertigte 
Decret  wurde  noch  auf  dem  Reichstage  promulgiert,  dann  den 
Comitaten,^^  später  auch   den   Städten,  ja  sogar   den   Prälaten, 


^^  Siehe  z.  B.  die  Weisungen  des  Comitats  Säros  aus  dem  Jahre 
1547  Magy.    Orszäggy.   Emlekek  III.  S.  129  f. 

^*  Aus  1446  ist  uns  ein  Reichstagsbericht  der  Gesandten  der  Stadt 
Pozsony  erhalten.  Teleki  a.  a.  O.  X.  S.  183—185.  Aus  dem  XVI.  Jahr- 
hundert besitzen  wir  eine  beträchtliche  Anzahl,  mitgeteilt  in  den  Magyar 
Orszäggy.  Emlekek.  Z.  B.  III.  S.  288-293,  352—354. 

"  Siehe  G.-A.  IV :  1848  §.  2. 

=«  Siehe  G.-A.  XXX:  1459  (Kovachich,  Sylloge  S.  171),  XXXI:  1471 
princ,  1 :  1475  (ebenda  S.  221),  LXIII :  1514  und  Werböczis  Vorwort  zum 
Tripartitum. 


639 

Reichsbaronen  und  Magnaten  übersendet,  die  durch  Regales  auf 
den  Reichstag  berufen  zu  werden  pflegten.  Das  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  war  jedoch  nicht  durch  die  Mitteilung  des  Decrets  an  die 
Comitate  bedingt;  umso  stricter  forderte  man  die  Festigung  mit 
dem  königlichen  Siegel  und  die  Publication  auf  dem  Reichs- 
tage."^' Die  Besiegelung  ist  in  diesem  Zeitalter  das  wesentliche 
Moment  der  Sanction,  wie  die  Geschichte  des  Tripartitums  lehrt. 
Es  war  sowol  vom  Reichstage,  als  dem  König  angenommen 
und  von  letzterem  bereits  mit  der  Sanctionsklausel  versehen 
worden ;  da  jedoch  die  Anhängung  des  königlichen  Siegels 
unterblieb,-'**  erlangte  das  Tripartitum  keine  Gesetzeskraft,  sondern 
blieb  eine  schlichte  Privatarbeit,  ein  Rechtsbuch,  dem  erst  die 
Gewohnheit  Rechtskraft  beilegte. 

Das  Zeitalter  der  Könige  aus  den  verschiedenen  Häu- 
sern kannte  ausser  den  gewöhnlichen  königlichen  Decreten 
Reichsdecrete  {decreta  regni) ;  man  verstand  darunter  die 
das  königliche  Versicherungsdiplom  ersetzenden  Wahlverträge 
(die  unter  den  Habsburgern  hinwiederum  die  Form  des  Ver- 
sicherungsdiploms annahmen),  entsprechend  den  polnischen 
pacta  conventa  oder  den  Wahlcapitulationen  des  deutschen 
Reiches.  Die  Reichsdecrete  wurden  in  derselben  Form  ausgestellt, 
wie  die  gewöhnlichen  königlichen  Decrete;  doch  hielt  die  natio- 
nale Anschauung  den  König  besonders  verpflichtet,  das  im 
Reichsdecret  Enthaltene  zu  erfüllen  und  in  Ehren  zu  halten. 


§.  5.  Die  ersten  Versuche  der  Codification  des 
ungarischen  Rechts. 

(Das  Decretum  Malus,  Tripartitum  und  das  Corpus  Juris  Hungarici.) 

Die  Nachteile  und  Mängel  des  gewohnheitsrechtlichen 
Systems  Hessen  bereits  in  der  ersten  Hälfte  des  XV.  Jahrhun- 
derts die  Codification,  die  legislative  Regelung  der  Rechtsver- 
hältnisse als  dringende  Notwendigkeit  erscheinen.  König  Albrecht 
versprach  im  Decret  von  1439,  dass  er  mit  dem  Rate  der  Prä- 

-'  Die  Unterschrift  des  Königs  auf  den  Originalexemplaren  des 
Decrets  erscheint  erst  unter  den  Habsburgern. 

**„...  tempta  dumtaxat  sigilli  appensione  ..."  berichtet  Werbö'czi 
im  Vorwort. 


640 

laten,  Barone  und  Adeligen  die  althergebrachten  Gesetze  und 
Gebräuche  des  Landes,  alle  Rechte  der  Landesbewohner  wieder- 
herstellen, ergänzen  und  verbessern,  und  bis  dies  bewerkstel- 
ligt werde,  zumindest  die  schädlichen  Neuerungen  abschaffen 
wolle. ^  Wir  wissen  nicht,  ob  man  im  Jahre  1439  in  Gemässheit 
dieses  Versprechens  tatsächlich  zur  Codificationsarbeit  schritt; 
das  eine  steht  fest,  dass  die  angeführten  Gesetzesbestimmungen 
und  Versprechen  ohne  Resultat  und  unerfüllt  blieben.  Es  ist 
einer  der  Ruhmestitel  König  Matthias  L,  zuerst  eine  Codifica- 
tion  des  ungarischen  Rechts  versucht  zu  haben ;  als  ein  solcher 
Versuch  stellt  sich  uns  das  Decret  vom  Jahre  1486  dar,  das  be- 
reits den  Zeitgenossen  als  das  grosse  Decret  des  Königs,  als 
Decretum  Malus  bekannt  war.- 

Auf  eine  Nachricht  des  Humanisten  Johann  Vives  geht  die 
allgemein  verbreitete  Meinung  zurück,  dass  König  Matthias  das 
ungarische  Recht  ursprünglich  auf  römisch-rechtlichen  Grund- 
lagen reformieren  oder  vielmehr  mittelst  der  Reception  des  römi- 
schen Rechts  eine  neue  Rechtsordnung  begründen  wollte,  jedoch 
bald  die  Unmöglichkeit  seines  Vorhabens  einsah  und  davon 
abstand.^  Wie  es  sich  damit  in  Wahrheit  verhielt,  wissen  wir 
nicht;  unseres  Erachtens  steht  eines  fest,  nämlich  dass  der 
Codificationsversuch,  das  Decretum  Malus  (obwol  es  sowol  in 
formaler  Hinsicht,  als  inhaltlich  Neuerungen  anstrebt)  von  den 
einheimischen  Rechtszuständen  ausgeht,  das  einheimische  Recht 

'  G.-A.  1:1439:  „Antiquas  leges  et  consuetudines  huius  regni  et 
libertates  regnicolarum  .  .  .  praelatorum  et  baronum  ac  regni  nobilium 
consilio  .  .  .  reducemus,  redintegrabimus,  reformabimus  .  .  ."  G.-A.  IV : 
„Novitates  et  nocivae  consuetudines  introductae  aboleantur  et  destruantur". 

-  „Decretum  in  iis  conditum,  vulgo  malus  vocatum."  Kovachich,  Supple- 
mentum  II.  S.  253  ff.. 

^  De  causis  corruptarum  artium  IIb.  VII. :  „In  comitatu  Beatricis  .  .  . 
venerunt  jure  consulti  aliquot,  qui  barbarum,  ut  ipsi  dicebant,  morem 
magno  vultus  et  superciliorum  fastidio  aspernati  homines,  quos  princeps 
et  comites  haberent  pro  sapientibus,  facile  perfecerunt,  ut  homines  rüdes 
ac  simplices  illorum  se  sapientae  concrederunt.  Coeperunt  illi  formulas 
praescribere,  quibus  esset  petendum,  quibus  respondendum  atque  excipi- 
endum  .  .  .  ßrevi  tempore,  ubi  nullae  prius  erant  lites,  omnia  vidisses 
fervere  litibus,  controversiis,  petitionibus,  exceptionibus  .  .  .  Quod  maium 
tantum  et  tarn  subitum,  quodque  late  invasisset  plurimos,  quum  animad- 
vertissent  homines  prudentiores,  ad  regem  res  est  delata,  qui  re  percognita 
jurisconsultos  illos  continuo  regni  finibus  jussit  excedere,  et  omnia  in 
pristinum  morem  revocari." 
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fortbiidet  und  modificiert  und  keinesfalls  als  Reception  des  römi- 
schen Rechts  betrachtet  werden  kann.  Die  Quellen  des  Decretum 
Malus  sind  die  eigenen  früheren  Decrete  Matthias',  sowie  die- 
jenigen seiner  Vorgänger  und  das  Gewohnheitsrecht. 

In  formaler  Hinsicht  bedeutet  das  Decret  von  1486  inso- 
ferne  eine  Neuerung,  als  dadurch  an  die  Stelle  des  bis  dahin 
herrschenden  Gewohnheitsrechts,  der  consuetudo  regni,  „das  ge- 
schriebene Recht"  {ius  scriptum,  lex)  gesetzt,  und  gegenüber 
dem  schwankenden,  wechselnden  Gewohnheitsrecht  die  Herr- 
schaft der  Gesetze  begründet  werden  sollte.  Der  König  erklärt 
in  der  Vorrede  und  der  Conclusion  des  Decrets  ausdrücklich, 
dass  es  als  das  geschriebene  Recht  gehalten  werden  und 
als  solches  immerwährende  Geltung  besitzen  soll.^  In- 
haltlich begnügt  sich  das  Decret  gleichfalls  nicht  damit,  die  auf- 
genommenen gewohnheitsrechtlichen  Sätze  zu  einem  Ganzen 
zusammenzufügen,  sondern  führt  auch  neue  Rechtsregeln  ein  und 
beseitigt  veraltete  Einrichtungen  oder  ändert  sie  zumindest  gründ- 
lich ab.  Aber  auch  hierbei  hielt  es  sich  durchaus  an  die  ein- 
heimischen Rechtsprincipien  und  schöpfte  die  Neuerungen  nicht 
aus  fremden  Quellen. 

Wie  Ludwig  der  Grosse  das  im  Jahre  1451  geschaffene 
Decret,  so  versah  auch  König  Matthias  sein  Decretum  Malus 
mit  der  Klausel  der  ewigen  Giltigkeit  {clausula  per- 
petuae  sanctlonls),  d.  h.  er  verpflichtete  seine  Nachfolger  und 
die  Nation,  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  stets  in  Ehren 
zu  halten  und  niemals  in  irgend  einem  Teile  abzuändern.^  Das 
Verbot  zeigt,  wie  wenig  noch  um  diese  Zeit  die  höhere  ethische 
Auffassung  der  Gesetze,  das  Bewusstsein  ihrer  dauernden  Rechts- 
verbindlichkeit, Wurzel  gefasst  hatte.  Es  vermochte  sich  auch 
nicht  Geltung  zu  verschaffen ;  das  zwei  Jahre  nach  dem  Tode 
König  Matthias'  (1492)  herausgegebene  Decret  Wladislaus  IL, 
das  gleichfalls  als  grosses  Decret  {decretum  malus)  bezeichnet 
wurde,  hob  das  Decretum  Majus  König  Matthias'  formell,  ja 
zum  Teil  auch  inhaltlich  auf. 


*  Praef.  §.  13 :  „.  .  .  In  subscripta  capitula  et  articulos  pro  legibus 
et  jure  scripto  perpetuo  duraturos  et  observandos  .  .  .  concordavimus". 
Concl.  §.  2:  „Quos  articulos  .  .  .  pro  perpetuo  regni  decreto  et  statuto 
ac  pro  lege  et  jure  scripto  tenendos  et  duraturos  .  .  .  sancimus". 

*  Siehe  Concl.  §.  2. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  41 
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Die  grosse  Bedeutung  des  Decretiim  Mains  bezeugt  die 
Tatsache,  dass  es  noch  zu  Lebzeiten  des  Königs  zweimal  gedruckt 
wurde.  Die  eine  Ausgabe  erschien  zu  Leipzig  im  Jahre  1488, 
die  andere  ohne  Angabe  des  Druci<ortes  und  Jahres,  wahrschein- 
lich zu  Krakau.*^ 

Der  Codificationsversuch  König  Matthias'  hatte  bei  weitem 
nicht  sämmtliche  Institutionen  des  Rechtslebens  ergriffen,  son- 
dern beschränkte  sich  fast  ganz  auf  die  Regelung  des  Gerichts- 
verfahrens. 

Die  aus  der  Rechtsunsicherheit  entspringenden  Misstände 
und  Übel  erreichten  unter  der  schwachen  Regierung  Wladislaus  IL 
einen  gar  bedenklichen  Grad.  Das  geltende  Recht  fand  sich 
nicht  in  einem  systematischen  Gesetzbuch  zusammengestellt,  son- 
dern musste  aus  den  zerstreuten  königlichen  Decreten  und  der 
schwankenden,  unbestimmten  Gewohnheit  hervorgeholt  werden.^ 

Um  der  auf  dem  Gebiete  des  Gewohnheitsrechts  herr- 
schenden Unsicherheit  ein  Ende  zu  bereiten,  ordnete  G.-A.  VI : 
1498  die  Redaction  und  königliche  Bestätigung  der  altherge- 
brachten Rechtsgewohnheiten  an.**  Zwei  Rechtsgelehrte  sollten 
mit  dieser  Arbeit  betraut  werden;  einen  wählte  der  Reichstag  — 
und  zwar  den  Protonotar  Adam,  den  anderen  hatte  der  König 
zu  bestellen.  Das  gewünschte  Werk  kam  jedoch  nicht  zustande. 
Das  Decret  von  1500  machte  es  daher  den  Mitgliedern  des 
königlichen  Gerichtshofes  und  engeren  Rates  {iiirati  assessores 
et  consiliani)  zur  Pflicht,  das  Recht  und  die  Gewohnheiten  des 
Landes,  worauf  man  sich  vor  Gericht  zu  berufen  pflege,  dar- 
zustellen und  niederzuschreiben.-'  Auch  dieser  Auftrag  blieb 
unausgeführt;  doch  scheint  es,  dass  man  die  Arbeit  in  guten 
Händen  wusste,  —  wir  dürfen  annehmen,  dass  sie  bereits  damals 

*  Samuel  Borovszky,  Jelentes  egy  bibliographiai  felfedezesröl.  Akad. 
Ert.  [Bericht  über  eine  bibliographische  Entdeckung.  Akad.  Berichte]  Jg  1898 
S.  339.  342.  Stefan  Horväth,  I.  Mätyäs  1486-iki  törvenyenek  härom  regi  nyom- 
tatvänyäröl.  Tudomänyos  gyüjtemeny  [Drei  alte  Drucke  des  Gesetzbuchs 
König  Matthias  1.  vom  Jahre  1486,  in :   Gelehrte  Sammlung]  II.  S.  25—36. 

'  Siehe  die  Confirmation  des  Tripartitums. 

*  §.  1  :  „Consuetudines  antiquae  conscribantur  et  si  quae  videbantur 
Regiae  Maiestati  ac  dominis  judicibus  rationabiles  et  legitimae,  non  abusi- 
vae  nee  irrationabiles,  secundum  easdem  iudicetur." 

"  G.-A.  X :  1500  §.  5.  „lidem  jurati  electi  .  .  .  consuetudines  et  jura 
regni  explanare  et  conscribi  facere  ad  futurasque  conventiones  regnicolarum 
generales  .  .  .  exhibere  et  praesentare  teneantur." 
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dem  königlichen  Protonotar  Stefan  Werbö'czl  übertragen  worden 
war  — ,  denn  weder  der  Reichstag  von  1504,  noch  von  1507 
fordern  mehr  die  Sammlung  und  Ordnung  des  gewohn- 
heitsrechtlichen Stoffes,  sondern  begehren,  dass  der  König  „seine 
Decrete  und  Beschlüsse,  die  zu  verschiedenen  Teilen  zerstreut 
sind,  endlich  in  ein  Decret  zusammentragen  lassen  möge".^'^ 

Die  gewünschte  Gesetzessammlung  kam  nicht  zustande, 
wol  aber  die  Arbeit,  die  von  den  Reichstagen  des  Jahres  1498 
und  1500  gefordert  worden  war,  die  systematische  Dar- 
stellung des  geltenden  Gewohnheitsrechts.  Auf 
dem  Reichstage  von  1514  reichte  Stefan  Werbö'czl  sein  im 
königlichem  Auftrage  verfasstes,  Tripartitum  opus  iuris  consue- 
tudinarii  inclyti  regni  Hungariae  betiteltes  Werk  ein.  Der 
Reichstag  entsendete  eine  aus  zehn  Mitgliedern  bestehende 
Commission  zur  Durchsicht  des  Tripartitums ;  nachdem  die  Com- 
mission  erklärt  hatte,  dass  das  Werk  Werböczis  mit  den  Gesetzen 
und  althergebrachten  Gewohnheiten  des  Landes  übereinstimme, 
ersuchten  die  Stände  in  Form  eines  Decretalartikels  den  König, 
„das  geschriebene  Recht  des  Landes  allsogleich  verlesen  zu 
lassen,  zu  bestätigen  und  mit  dem  königlichen  Siegel  zu  ver- 
sehen und  den  einzelnen  Comitaten  zu  übersenden". ^^  Der 
König  bestätigte  denn  auch  das  Werk  Werböczis, '^^^  die  Ausfer- 
tigung unter  dem  Siegel  fand  jedoch  nicht  statt,  natürlich  auch 
nicht  die  Versendung  an  die  Comitate,  die  der  König  im  Con- 
firmationsbriefe  zugesagt  hatte. 

Das  Tripartitum  ward  also  kein  königliches  Decret, 
kein  Gesetzbuch.  Warum  die  Sanction  im  letzten  Augenblick 
unterblieb,  ist  uns  unbekannt.  Werbö'czi  selbst  erzählt,^"  dass  die 
Anfertigung  der  erforderlichen  fünfzig  Abschriften  viel  Zeit 
benötigt   habe,   und  der   König   unterdess   ins  Ausland   reiste; 


^"  G.-A.  XXXI :  1504 :  „Regia  Maiestas  omnia  decreta  sua  et  statuta 
in  diversas  partes  hactenus  posita  in  unam  formam  decreti  iam  redigi 
faciat."  Ebenso  G.-A.  XX :  1507.  Fraknöi  betont  ganz  richtig,  dass  Werbö'czi 
den  königlichen  Auftrag  vor  dem  Jahre  1504  erhalten  habe.  Werböczi  Istvän 
1899  S.  59  f. 

"  G.-A.  LXIII :  1514. 

^*  Die  Confirmationsurkunde  ist  in  der  Wiener  editio  princeps,  sowie 
in  den  neuesten  kritischen  Ausgaben  dem  Text  des  Tripartitums  voraus- 
geschickt. 

^^  In  dem  Vorworte  „Ad  lectores". 

41* 
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als  er  nach  etlichen  Monaten  zurückkehrte,  hätten  wichtige  Staats- 
geschäfte seine  ungeteilte  Aufmerksamkeit  in  Anspruch  genom- 
men und  dann  sei  er  plötzlich  gestorben.  Es  ist  jedoch  wahr- 
scheinlich, dass  die  Sanction  von  den  Herren  hintertrieben 
wurde,  denen  die  klar  zutage  tretende  demokratische  Tendenz 
des  Werkes,  die  scharfe  Betonung  der  Einheit  des  Adelsstan- 
des, der  rechtlichen  Gleichheit  der  Herren  und  der  einfachen 
Adeligen,  unbequem  sein  mochte. 

Werböczi  Hess  sein  Werk  1517  in  Wien  drucken, ^^  „damit 
das  mit  solcher  Mühe  und  um  den  Preis  sovieler  Nachtwachen 
verfertigte  Werk  nicht  der  Vergessenheit  anheimfalle."  Es  fand 
bald  im  ganzen  Lande  Verbreitung  und  wurde  von  den  Ge- 
richten allenthalben  benützt,  umso  mehr,  als  das  auf  dem 
Reichstage  zu  Bäcs  1518  geschaffene  Decret  verordnet  hatte, 
dass  „die  Comitate  nach  dem  ihnen  bereits  zugegangenen 
geschriebenen  Recht  urteilen  mögen". ^•'' 

Das  Tripartitum  ist,  wie  erwähnt,  kein  Gesetzbuch,  sondern 
ein  R  e  c  h  t  s  b  u  c  h,  wie  dergleichen  in  den  westlichen  Staaten 
m  Laufe  des  XIII.  und  XIV.  Jahrhunderts  viele  entstanden. 
Obwol  es  also  der  formalen  Gesetzeskraft  ermangelte,  erlangte 
es  dennoch  vermittelst  der  Praxis,  der  Gewohnheit  in  materieller 
Hinsicht  allgemein  bindende  Rechtskraft,  indem  nicht  bloss  die 
Gerichte  das  Tripartitum  als  Richtschnur  benützten,  sondern, 
da  die  späteren  Codificationsversuche  ebenfalls  erfolglos  blieben, 
auch  die  Reichstage  und  königlichen  Decrete  häufig  einzelne 
Rechtssätze  des  Tripartitums  anführten  und  durch  diesen  Hin- 
weis mit  Gesetzeskraft  ausstatteten.^^ 

'*  Bei  Johann  Syngrenius.  Erwähnenswert  ist  die  von  Johann  Sam- 
bucus  1581  veranstaltete  Ausgabe,  der  die  s.  g.  Regaine  iuris  antiqui,  rö- 
misch-rechtliche Regeln  (Dig.  L.  17.)  beigegeben  sind.  Das  Tripartitum 
wurde  ins  Ungarische  zuerst  von  Blasius  Weres  1565,  ins  Kroatische  von 
IvÄN  Pergossich  1574,  ins  Deutsche  von  August  Wagner  1599  übersetzt. 
Vgl.  Thomas  V^csey,  Adalek  a  Corpus  Juris  törtenetehez  [Beiträge  zur  Ge- 
schichte des  Corpus  Juris]  1902  S.  9  ff.  Die  jüngste  kritische  Edition  des 
Tripartitums  ist  von  A.  Kolosväri  und  K.  Öväri  für  die  von  Desider  Markus 
redigierte  Millennarausgabe  des  Corpus  Juris  Hungarici  1897  besorgt 
worden. 

'^  G.-A.  XU  :  1518  §.  5:  „Secundum  iura  regni  scripta  ad  universos 
regni  comitatus  iam  destinata  ab  universis  comitatibus  semper  adiudicen- 
tur  (so)  causaeque  universae  discutiantur." 

'«  Siehe  z.  B.  G.-A.  XVIll  :  1635,  der  sich  auf  tit.  3.  p.  II.  und  tit.  2. 
p.  III.  beruft. 
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Obwol  Werboczi  dem  ihm  gewordenen  Auftrag  gemäss 
das  Tripartitum  als  Gesetzbuch  anlegte,  nahm  er  dennoch, 
um  die  juristische  Bildung  seiner  Landsleute  zu  heben,  zahlreiche 
Materien  in  sein  Werk  auf,  die  in  einem  Lehrbuche  vielmehr 
am  Platze  gewesen  wären.  Diese  kürzeren-längeren  theoretischen 
Ausführungen  und  Auseinandersetzungen  schöpfte  er  zumeist 
aus  dem  römischen  Recht.  Er  erklärt  die  (auf  öaius  zurück- 
gehende) Dreiteilung  des  Rechtsstoffes  nach  Personen,  Sachen 
und  Klagen  {personae,  res,  actiones)  befolgen  zu  wollen ;  doch 
hält  er  sich  in  Wahrheit  sehr  wenig  an  das  System. 

Wir  entbehren  bis  heute  einer  eingehenden  Untersuchung 
über  die  Quellen  des  Tripartitums.  Soviel  steht  fest,  dass  es 
zum  allergrössten  Teile  aus  dem  einheimischen  Gewohnheits- 
recht und  den  königlichen  Decreten  geschöpft  ist.  Einige 
Gesetzartikel  finden  sich  sogar  im  Wortlaut  angeführt.^'  Werboczi 
schöpfte  ferner  aus  dem  römischen  und  kanonischen  Recht,  den 
Gemeinquellen  der  mittelalterlichen  Jurisprudenz.^  ^^ 

Die  Bedeutung  des  Tripartitums  beschränkt  sich  nicht 
darauf,  dass  es  Jahrhunderte  lang  dem  ungarischen  Rechtsleben 
als  wichtigste  Quelle  des  Rechts  diente.  Das  unvergängliche 
Verdienst  Werböczis  besteht  darin,  dass  er  den  Fortbestand  des 
nationalen  Rechts  gegenüber  dem  fremden  Recht  sicherte,  den 
nationalen  Charakter  des  ungarischen  Rechts  wahrte,  indem  er 
das  im   Mittelalter   entstandene   eigenartige   ungarische 

1'  Z.  B.  in  tit.  29.  p.  I.  G.-A.  LXIil :  1492,  in  tit.  19.  p.  III.  G.-A. 
XXXVIII :  1498. 

^-  Die  kanonisch-rechtlichen  Entlehnungen  des  Tripartitums  hat  be- 
reits Johann  Szegedi  in  seinem  Werke  :  Tripartiti  iuris  Ungarici  tjTOcinium 
sacris  canonibus  accomodatum  1734,  ausführlich  behandelt.  Das  Verhältnis 
zum  römischen  Recht  beschäftigte  im  XVII.  und  XVIII.  Jahrhundert  u.  a. 
die  Juristen  Johann  Decsi,  Franz  Otrokocsi  und  Johann  Joni.  Vgl.  Fraknöi 
a.  a.  0.  S.  83  ff.  Der  österreichische  Rechtshistoriker  J.  A.  Tomaschek 
suchte  in  seiner  Abhandlung  über  eine  wahrscheinlich  zu  Wiener-Neustadt 
in  der  ersten  Hälfte  des  XIV.  Jahrhunderts  entstandene  Summa  legum  incerti 
auäoris  (Sitzungsberichte  der  Wiener  Akademie  der  Wissenschaften.  Histo- 
risch-philosophische Classe  CV.  1883  S.  241  ff),  den  Nachweis  zu  erbrin- 
gen, dass  Werboczi  den  römisch-rechtlichen  Inhalt  seines  Werkes  nicht 
unmittelbar  aus  dem  Corpus  iuris  civilis,  sondern  aus  der  Summa  geschöpft 
habe.  Die  fragHchen  Stellen  enthalten  jedoch  reines  römisches  Recht ;  und 
zwingt  uns  nichts  zu  der  Annahme,  dass  Werboczi  eben  die  Summa  und  nicht 
die  Quellen  selbst  benützt  hätte.  Vgl.  Felix  Schiller,  A  härmaskönyv  jog- 
forrästana   [Die  Lehre  des  Tripartitums  von  den  Rechtsquellen]  1902  S.  6. 


646 

Recht  in  ein  System  brachte.  Als  ein  grosses  Verdienst 
Werböczis  muss  ferner  genannt  werden,  dass  er  zuerst 
die  Lehre  von  der  Heiligen  Krone  theoretisch  entwickelte  :  er 
führte  als  erster  aus,  dass  die  Heilige  Krone  die  Quelle  aller 
Besitzrechte^-'  und  der  Träger  der  höchsten  Staatsgewalt,  und  dass 
die  gesetzgebende  Gewalt  zwischen  dem  König  und  der  Nation 
geteilt  sei.-"  Er  zeigte  ferner  die  Grundlagen  des  königlichen 
Oberpatronatsrechts  und  die  Unabhängigkeit  Ungarns  in  betreff 
des  Kirchenregiments. "^^  Die  Ausführungen  und  Lehren  Werböczis 
trugen  sehr  viel  dazu  bei,  den  constitutionellen  Sinn  der  Nation, 
das  Bewusstsein  der  staatlichen  Selbständigkeit  und  Unabhängig- 
keit zu  kräftigen  und  zu  fördern. 

Werböczis  Werk  weist  neben  seinen  vielen  Vorzügen  und 
seiner  Vortrefflichkeit  natürlich  auch  mancherlei  Mängel  auf.  G.-A. 
XXI:  1548  ordnete  daher  die  Durchsicht  und  Verbesserung  des 
Tripartitums  durch  eine  vom  König  zu  ernennende  Commission 
an.  Die  gewünschte  Arbeit,  das  wegen  seiner  vom  Tripartitum 
abweichenden  Einteilung  in  vier  Bücher  so  betitelte  Quadri- 
partitum,  kam  nach  wiederholtem  Drängen  des  Reichstags 
zustande  und  wurde  1553  dem  Reichstage  vorgelegt.  Die  Stände 
entsendeten  zur  Begutachtung  einen  Ausschuss,  der  die  Arbeit  zur 
Annahme  empfahl ;  der  Reichstag  nahm  denn  auch  das  Quadri- 
partitum  an  und  unterbreitete  es  dem  König  behufs  Sanction ; 
das  wiederholte  Ersuchen  des  Reichstages^"^  war  jedoch  nicht 
von  Erfolg  begleitet.  Ebenso  wenig  hatten  die  auf  die  Verbes- 
serung und  Bestätigung  des  „Decrets"  bezüglichen  Forderungen 
der  Reichstage  von  1608  und  1609-^  irgend  ein  Resultat.  Inzwi- 
schen konnten  die  Verbesserungsversuche  dem  Ansehen  des 
Tripartitums  nichts  anhaben ;  sein  Inhalt  war  bereits  zu  tief  ins 
öffentliche  Bewusstsein  gedrungen.  Die  Nation  hielt  das  Werk 
Werböczis    als  einen  Gemeinschatz   hoch. 

Da  die  Bestimmungen  der  Reichstage  des  Jahres  1514  und 
1525,  betreffend  die  Herstellung  einer  officiellen  Sammlung  der 


'»  Tit.  4.  10.  24.  p.  I. 
•-•'  Tit.  3.  p.  I.,  3.  p.  II. 
-'  Tit.  11.  12.  p.  I. 

''-  G.-A.  XV:  1553  und  XXX:  1563.    Das    Quadripartitum    ist   bisher 
bloss  einmal  (1799)  herausgegeben  worden. 
^"^  G.-A.  XVI :  1608  a.  c,  LXIX :  1609. 
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königlichen  Decrete,^^  unausgeführt  blieben,  begannen  gegen  Ende 
des  XVI.  Jahrhunderts  einzelne  Privatleute  die  zerstreuten  Gesetze 
zu  sammeln.  Die  erste  Arbeit  dieser  Art  rührt  von  Johannes 
Sambucus  her,  der  im  Anhange  seiner  1581  zu  Frankfurt 
erschienenen  Ausgabe  der  Ungarischen  Geschichten  des  Antonio 
Bonfini  einige  ältere  Decrete,  deren  Reihe  das  Decret  vom  Jahre 
1481  beschliesst,  veröffentlichte.  Drei  Jahre  später,  1584,  gaben 
Zacharias  Mossöczi,  Bischof  von  Nyitra,  und  Nikolaus  Telegdi, 
Bischof  von  Pecs  zu  Nagyszombat  eine  vollständigere,  bis  zum 
Jahre  1583  reichende  Gesetzessammlung  heraus.--^  Diese  Samm- 
lung wurde  mit  den  inzwischen  geschaffenen  Gesetzen,  und  zahl- 
reichen Arbeiten  und  Zusammenstellungen  rechtlichen  Inhalts 
ergänzt,  im  XVII.,  XVIII.  und  XIX.  Jahrhundert  zu  wiederholten 
Malen  herausgegeben.  Erwähnung  verdient  die  Wiener  Ausgabe 
von  1628,  welche  das  Tripartitum  zuerst  aufnahm,"^*'  worin  ihr 
sämmtliche  späteren  Ausgaben  folgten ;  ferner  die  von  Martin 
SzENTivANi  S.  J.,  Professor  an  der  Universität  zu  Nagyszombat 
im  Jahre  1696  veranstaltete  Ausgabe,  die  als  erste  den  der  Samm- 
lung der  römisch-  und  kanonisch-rechtlichen  Quellen  (Corpus 
iuris  civilis,  Corpus  iuris  canonici)  nachgebildeten  Titel  Corpus 
Iuris  Hungarici  führt. ^'   ^^ 

Es  war  den  ersten  Herausgebern  des  Corpus  Juris  nicht  ge- 
lungen, die  alten  königlichen  Decrete  vollzählig  aufzutreiben.  Ihre 

^*  G.-A.  LXIII :  1514  und  XXXII :  1525  Kovachich,  Sylloge  S. 

-'"  Decreta,  constitutiones  et  articuli  regum  incl>^i  regni  Hungariae 
ab  anno  domini  millesimo  trigesimo  quinto  ad  annum  post  sesquimillesi- 
mum  octogesimum  tertium  publicis  comitiis  edita. 

^^  Die  Ausgabe  führt  den  Titel  :  Tripartitum  opus  decretorum,  con- 
stitutionum  et  articulorum  regni  Hungariae  in  tres  tomos  divisum.  Das 
Tripartitum  ist  den  Decreten  vorangestellt. 

-'  Corpus  Juris  Hungarici  seu  Decretum  Generale  inclyti  regni  Hunga- 
riae partiumque  eidem  annexarum  in  tres  tomos  distinctum. 

-'  Die  von  Johann  Szegedi  S.  J.  1734  und  1740  besorgten  Ausgaben 
stützen  sich  durchaus  auf  die  Ausgabe  Szentiväni's;  nachdem  Königin  Maria 
Theresia  1743  dem  Jesuitenorden  das  ausschliessliche  Recht  der  Edition  des 
Corpus  Juris  verliehen  hatte,  veranstaltete  Szegedi  1751  eine  neue  Ausgabe 
in  zv^^ei  Bänden.  Vgl.  Vecsey  a.  a.  O.  S  22  ff.  Die  jüngste  Ausgabe  des 
Corpus  Juris  (nebst  ungarischer  Übersetzung  und  Anmerkungen)  wurde 
von  Desider  Markus  veranstaltet  (Budapest,  Franklin-Gesellschaft  1895  ff 
und  Leipzig,  Duncker  &  Humblot  1902).  Über  den  Handschriftenapparat 
und  die  früheren  Ausgaben  des  Corpus  Juris  vgl.  die  Einleitung  von  Ko- 
LosvÄRi  und  ÖvAri  im  I.  Bande  der  eben  erwähnten  Millennarausgabe. 
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Sammlung  ist  daher  eine  sehr  lückenhafte.  Zu  Ende  des  XVIII. 
und  in  den  ersten  Decennien  des  XIX.  Jahrhunderts  kamen, 
dank  den  eifrigen  Bemühungen  der  beiden  Kovachich  (Martin 
Georg  und  seines  Sohnes  Josef  Nikolaus),  zahlreiche,  lang  ver- 
schollene Decrete  an  das  Tageslicht. '^^  Da  jedoch  die  allgemeine 
Meinung  das  Corpus  Juris  als  ein  vermöge  der  Gewohnheit 
geschlossenes  Ganze  betrachtete,  wurden  die  neuaufge- 
fundenen Decrete  auch  in  die  späteren  Ausgaben  nicht  aufge- 
nommen.^** 

=*»  Namentlich  die  Decrete  von  1231.  1267.  1290.  1298.  1386.  1440. 
1444.  1446.  1447.  1459.  1463.  1467.  1468.  1472.  1474.  Das  Decret  des  im 
Jahre  1397  zu  Temesvär  abgehaltenen  Reichstages  wurde  von  Ferdinand 
Knauz  entdeckt  und  in  Magyar  Törtenelmi  Tär  III.  mitgeteilt. 

^"  Wir  sind  daher  noch  immer  auf  die  Ausgaben  der  beiden  Kova- 
chich (Vestigia,  Supplementum,  Sylloge)  angewiesen.  Die  Decrete  des 
XIII.  Jahrhunderts  finden  sich  auch  bei  Endlicher  (siehe  oben  S.  317 
ff.  Anm.). 


V.  KAPITEL. 

Die    Organisation    der   vollziehenden    Gewalt.    Die 
Verwaltung  und  Gerichtspflege. 

§.  1.  Die  Centralregierung  und  Gerichtspflege  im 

allgemeinen.  Die  Verfassung  des  königlichen    Rates. 

Die   Verantwortlichkeit   der    Räte   als   Vorläufer    der 

parlamentarischen  Regierung. 

Die  Centralregierung  und  Rechtspflege  ist  auch  während 
dieser  Periode  —  besonders  bis  zur  Katastrophe  von  Mohäcs  — 
eine  königliche  Regierung  und  Rechtspflege  im  engeren 
Sinne  des  Wortes.  Die  vollziehende  Gewalt  befindet  sich  in 
den  Händen  des  Königs  und  wird  von  diesem  in  der  Regel, 
betreff  der  wichtigsten  Angelegenheiten  sozusagen  immer,  per- 
sönlich ausgeübt.  Der  König  herrscht  nicht  bloss,  er  regiert 
auch  und  sitzt  zu  Gericht:  er  ist  der  oberste  Regent  und  der 
höchste  Richter. 

Besondere  Beachtung  verdient  die  andere  hochwichtige 
Tatsache,  dass  die  Regierung  im  eigentlichen  Sinne,  nicht 
als  selbständige  Staatsgewalt  von  der  Rechtspflege  getrennt 
ist,  sondern  in  enger  Verbindung  mit  der  richterlichen  Gewalt 
steht.  Infolge  der  Primitivität  des  Staatslebens  kannte  der  mittel- 
alterliche Staat  ausser  (dem  Schutze  gegen  äussere  Angriffe  und) 
der  Sicherung  der  Rechtsordnung  fast  gar  keine  gouvernemen- 
talen  Aufgaben.  Was  wir  heute  mit  dem  Namen  der  Verwaltung 
bezeichnen,  begann  sich  eben  erst  zu  entwickeln,  und  blieb  als 
secundärer  Aufgabenkreis  im  Hintergrund. 
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Die  natürliche  Folge  dieses  Zustandes  ist,  dass  die  —  im 
engeren  Sinne  verstandene —  Executive  keine  selbständigen  Organe 
besitzt,  sondern  sowol  in  der  Centrale,  als  in  der  Provinz  die 
Einzel-  und  Collegiatorgane  der  Rechtspflege  zugleich  die  Ver- 
waltungsgeschäfte erledigen.  Die  Centralverwaltung  wird  von 
jenen  königlichen  Beamten  geleitet,  die  in  der  königlichen  Curie 
das  Richteramt  ausüben.  Bis  zum  Zeitalter  der  Habsburger 
steht  die  Rechtspflege  im  Vordergrund  der  staat- 
lichen Tätigkeit ;  das  bekundet  klar  der  Diensteid,  den  die 
königlichen  Oberbeamten,  vom  Palatin  angefangen  bis  zum 
Obergespan,  vor  Antritt  ihres  Amtes  zu  leisten  verpflichtet  sind: 
er  ist  seinem  Inhalte  nach  ein  reiner  Richtereid,  indem  darin 
die  unparteiische  Rechtsprechung  und  Gewährung  des  Rechts 
versprochen  wird.^ 

Im  Zeitalter,  das  wir  hier  behandeln,  gieng  eine  verfas- 
sungsgeschichtlich hoch  bedeutsame  Entwicklung  vor  sich.  Sie 
wurzelte  in  dem  Bestreben  der  Nation  einen  je  grösseren 
Anteil  an  der  königlichen  Regierung  und  Rechtspflege  zu  errin- 
gen und  das  Königtum  auf  diese  Weise  zu  einem  constitutione!! 
beschränkten  zu  gestalten.  Dies  Bestreben  war  umso  gerecht- 
fertigter, als  die  königliche  Gewalt  infolge  der  aus  dem  öffent- 
lich-rechtlichen Begriff  der  Heiligen  Krone  abgeleiteten  Principien 
gesunken  und  ganz  unter  den  Einfluss  der  geistlichen  und  welt- 
lichen Herren  geraten  war,  was  eine  beständige  Gefahr  für  die 
politische  Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit  des  minder- 
begüterten Adels  bedeutete.  Der  Adel  trachtete  daher  die  kö- 
nigliche Centralregierung  und  Rechtspflege  in  Abhängigkeit 
vom  Reichstage  zu  bringen  und  unter  dessen  Controlle  zu  stellen. 

Diese  verfassungsrechtliche  Entwicklung  ergab  so  die 
Steigerung  des  öffentlich-rechtlichen  Charakters  der  königlichen 
Regierung  und  Rechtspflege,  welche  sich  mehr  und  mehr  als 
eine  Reichs-,  als  eine  eigentlich  staatliche  Regie- 
rung und  Rechtspflege  darstellte.  Die  wichtigsten  Resul- 
tate der  Entwicklung  sind  die  gesetzliche  Feststellung  der 
Organisation  des  königlichen  Rates,  die  Wahl   der   Räte   durch 

'  G-A.  1 :  1435  (II)  :  „Omnibusque  prece,  praemio,  favore,  amore 
et  odio  postpositis  et  remotis,  prout  scilicet  secundum  Deum  et  ejus  iusti- 
tiam  faciendum  cognovero,  iustum  et  verum  iudicium  et  iustitiam  facio 
meo  pro  posse."  Siehe  auch  G.-A.  LXXIII :  1486,  XXXIII  :  1492,  VIII :  1495, 
V  :  1507,  LV  :  1514. 
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den  Reichstag,  sowie  die  Verantwortlichkeit  der  Räte,  die  Erwei- 
terung des  Wirkungskreises  des  Palatins  (dessen  Amtssteilung 
vom  König  unabhängig  wird),  schliessHch  das  Recht  des  Reichs- 
tages, den  Palatin  und  die  anderen  königlichen  Beamten  zur 
Rechenschaft  zu  ziehen. 

Der  königüche  Rat,  der  unter  den  Ärpäden  ein  einfaches 
Werkzeug  der  königlichen  Regierung,  kein  das  Königtum  ver- 
fassungsmässig beschränkender  Factor  gewesen  war,  erlangte 
bekanntlich  durch  Art.  XXIII  des  Decrets  von  1298  constitutio- 
nelle  Bedeutung.-  Doch  gieng  diese  Bedeutung  in  den  Stürmen, 
die  dem  Aussterben  der  nationalen  Dynastie  folgten,  gar  bald 
verloren.  Unter  den  Anjou  und  deren  Nachfolgern  ist  der  könig- 
liche Rat  abermals  ein  schlichtes  Organ  der  königlichen  Gewalt. 
Der  König  wählt  seine  Räte  nach  völlig  freiem  Belieben  ;  an 
die  Vorschläge  und  Beschlüsse  der  Räte  ist  er  nicht  im  min- 
desten gebunden,  er  kann  sie  befolgen  oder  unberücksichtigt 
lassen,  wie  es  ihm  beliebt.  Erst  während  der  Regierungszeit 
der  Königin  Maria  regen  sich  von  neuem  die  auf  einen  con- 
stitutionellen  Ausbau  des  königlichen  Rates  abzielenden  Bestre- 
bungen. Doch  müssen  wir,  bevor  wir  zu  der  Darstellung  dieser 
verfassungsrechtlichen  Entwicklung  übergehn,  vorerst  von  der 
Organisation  des  Rates  handeln. 

Als  wichtigste  Tatsache  offenbart  sich  uns  diesbezüglich 
das  Bestehen  zweier,  verschiedener  Ratsversammlun- 
gen. Die  Anjou  berufen  behufs  Erledigung  der  wichtigeren 
Staatsgeschäfte  ausser  den  Prälaten  und  Reichsbaronen  auch 
die  reichbegüterten  Adeligen,  die  Herren  in  ihren  Rat.  So  bildet 
sich  denn  neben  dem  eigentlichen,  engeren  Rate  der  grosse 
Rat  als  Versammlung  der  geistlichen  und  weltlichen  Herren 
aus.  Wie  im  mittelalterlichen  England,  so  gab  es  auch  im  Ungarn 
der  Könige  aus  den  verschiedenen  Häusern,  zwei  Ratsversamm- 
lungen: den  eigentlichen,  ständigen,  engeren  Rat  des 
Königs  (in  England  continual  oder  privy  Council  genannt)  und 
den  grossen  königlichen  Rat  (in  England  magnum 
concilium,  späterhin  parUament  of  the  Prelates  and  Barons).  Von 
letzterem,  namentlich  von  dessen  Verhältnis  zum  Reichstage  und 
der  mit  dem  Institut  des  grossen  Rates  verknüpften  Entstehung 

2  Siehe  oben  S.  175  ff. 
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des  erblichen  Magnatenstandes  war  im  obigen  wiederholt  und 
ausführlich  die  Rede. 

Der  engere  ständige  Rat  bestand  von  Anbeginn  aus  den 
Mitgliedern  des  Königsgerichts,  d.  i.  des  in  der  königlichen  Curie 
tätigen  Gerichtshofes.  Der  König  bedient  sich  bei  der  Erledi- 
gung der  laufenden  Verwaltungsgeschäfte  derselben  Organe, 
welche  die  Geschäfte  des  Königsgerichts  versehen.  Hierdurch 
erklärt  es  sich,  dass  als  der  königliche  Gerichtshof  im  Laufe  des 
XIV.  Jahrhundert  eine  festere  ständige  Organisation  erhielt,  diese 
Entwicklung  auf  den  königlichen  Rat  zurückwirkt  und  als  eine 
Reform  des  Rates  erscheint;  und  dass  der  Reichstag,  indem 
er  sich  Einfluss  auf  die  Verordnung  der  Mitglieder  des  Königs- 
gerichts verschaffte,  zugleich  Ingerenz  auf  die  Zusammensetzung 
des  Rates  gewann.-' 

Infolge  der  genauen  Festsetzung  der  Octavalfristen  ^  er- 
langen die  in  der  Curie  vom  König  oder  den  Oberrich- 
tern {iudices  ordinarii)  gehaltenen  Gerichte  im  Laufe  des  XIV. 
Jahrhunderts  einen  ständigen  Charakter  und  damit  erlangt  auch 
die  Mitgliedschaft  des  königlichen  Gerichtshofes 
den  Charakter  eines  ständigen  Amtes.  Neben  den  das  Richteramt 
ausübenden  königlichen  Oberbeamten,  und  den  aus  dem  Stande 
der  Prälaten  und  Reichsbarone  gewählten  Beisitzern  werden 
auch  aus  der  Reihe  der  Adeligen  ständige  Mitglieder  des  Gerichts- 
hofes genommen,  die  in  dieser  Eigenschaft  Beisitzer  (asses- 
sores),-'  auf  grund  ihrer  Verwendung  im  königlichen  Rate  Räte 
{consillarli)'  heissen. 

Die  erste  gesetzliche  Regelung  fand  der  engere  Rat  als 
Gerichtshof  während  des  grossen  Interregnums,  im  Decret  von 
1446.    Artikel    IX    bestimmt,    dass   während   der   Octaven  dem 

'  Schiller  a.  a.  O.  S.  36  ff. 

*  Siehe  oben  S.  478  f. 

^  Der  Hofrichter  Frank  Szecsenyi  urteilt  1399  „de  consilio  nostrorum 
assessorum  et  regni  nobilium"  C.  Zichy  V.  S.  128.  G.-A.  1 :  1435  (II)  er- 
wähnt am  königlichen  Gerichtshofe  „assessores  in  iudicio".  Es  ist  uns  ein 
Gesetzentwurf  aus  der  Regierungszeit  König  Sigismunds  überliefert,  laut 
welchem  aus  jedem  Comitat  vier  adelige  Beisitzer  gewählt  werden  sollten. 
Hajnik,  Magyar  birösägi  szervezet  es  perjog  S.  52. 

"  Consiliarlus  bedeutet  im  allgemeinen  die  Mitglieder  des  Rates,  im 
engeren  Sinne  die  vom  Könige  ernannten  oder  gewählten  Räte.  In  letzterer 
Bedeutung  erscheint  das  Wort  z.  B.  1358 :  „dominus  Guillelmus  consilia- 
rlus noster".   Anjoukori  Diplom.  Emlekek  II.  S.  505. 
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Gubernator  Johann  Hunyadi  ausser  dem  Palatin  und  dem  Hof- 
richter zwei  Prälaten,  zwei  Barone  und  sechs  Adelige  zur  Seite 
sein  und  von  diesen  je  ein  Prälat  und  ein  Baron,  ferner 
zwei  Adelige  ständig  bei  dem  Gubernator  bleiben  mögen,  damit 
er  mit  ihnen  die  Beschwerden  und  Klagen  der  Landesbewohner 
vernehme  und  nach  ihrem  Rate  handle.' 

Unter  König  Matthias  erhalten  die  vom  Reichstage  gewählten 
Beisitzer  des  nunmehr  häufig  als  königliche  Gerichts- 
tafel (tabula  regia  lüdlciaria)^  bezeichneten  Gerichtshofes 
ordentliche  Gehälter  aus  der  königlichen  Kasse. '■'  Ausführlich 
wird  die  Organisation  des  königlichen  Gerichtshofes  und  des 
damit  verbundenen  engeren  Rates  während  der  Regierungs- 
zeit König  Wladislaus  II.  festgesetzt.  G.-A.  VIII :  1495  verordnet, 
der  König  möge  drei  Prälaten,  drei  Barone  und  vierzehn  Adelige 
zu  Beisitzern  ernennen  und  für  deren  Unterhalt  sorgen.  Laut 
G.-A.  II :  1498  besteht  der  königliche  Gerichtshof  (ausser  den 
Oberrichtern  und  deren  Stellvertretern  und  Gehilfen)  aus  zwei 
Prälaten,  zwei  Baronen  und  sechzehn  Adeligen,  die  vom 
Könige  und  dem  Reichstag  gemeinsam  gewählt  werden.  Arti- 
kel VII  desselben  Decrets  regelt  das  Verhältnis  des  königlichen 
Rates  zum  Gerichtshofe  in  der  Weise,  dass  der  König  von  den 
sechzehn  adeligen  Beisitzern  ständig  acht  im  Rate  verwenden 
und  alle  Angelegenheiten  mit  deren  Teilnahme  erledigen  soll; 
die  adeligen  Räte  müssen  sich  eidlich  verpflichten,  dem  König 
nur  solche  Ratschläge  zu  erteilen,  die  dem  Gemeinwesen  zu 
Nutz  und  Frommen  sein  werden. ^"^ 

Die  Bestimmungen  des  G.-A.  X:1500  weichen  hiervon 
nur  darin  ab,  dass  dem  König  die  Ernennung  von  vier  Prälaten 
und  vier  Baronen  übertragen  wird.  Die  königliche  Tafel  be- 
steht demgemäss  aus  24  verordneten,  bezw.  gewählten  Mit- 
gliedern, von  denen  zwölf  ständig  im  königlichen  Rate  zugegen 
sein  müssen.  Das  Mandat   der   auf   dem  Reichstage   gewählten 

'  KovACHicH,  Sylloge  S.  112.  (Im  Supplementum  II.  S.  60  als  Arti- 
kel VII.) 

*  G.-A.  XX:  i486:  „.  .  .  extra  sciiicet  tabulain  seu  sedem  iudicia- 
riam  Regiae  Majestatis". 

8  G.-A.  XXXII  und  XXXV :  1458  (Matthias)  Kovachich,  Sylloge  S.  147. 

^^  „.  .  .  qui  quidem  nobiles  stricta  fide  semper  iurare  debebunt,  ut 
omnia  in  eo  consilio  fideliter  et  secrete  ac  pro  communi  bono  et  utilitate 
huius  regni  agent  et  tractabunt" 
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Adeligen  erstreckt  sich  auf  drei  Jahre,  nach  deren  Verlauf  sie 
wol  wiedergewählt  werden  können,  aber  berechtigt  sind  die 
Neuwahl  zurückzuweisen.  Falls  inzwischen  (durch  Todesfall 
oder  schwere  Krankheit)  ein  Assessorat  vacant  wird,  darf  der 
König,  ohne  das  Zusammentreten  des  Reichstags  abzuwarten, 
die  erledigte  Stelle  nach  dem  Rate  der  übrigen  Assessoren  und 
Räte  besetzen.  G.-A.  III:  1507  fügte  als  Ergänzung  hinzu,  dass 
der  Beisitzer,  der  ohne  rechtlichen  Grund  von  den  Gerichts- 
und Ratssitzungen  fern  bleibe,  nicht  bloss  seines  Assessorats, 
sondern  auch  seines  sonstigen  Amtes  oder  Beneficiums  und 
seines  unbeweglichen  Vermögens  verlustig  gehe. 

Die  Assessoren  bezogen  ein  Gehalt.  Anfänglich  fielen 
diese  Gehälter  der  königlichen  Schatzkammer  zur  Last;  später 
sorgte  der  Reichstag  für  die  Besoldung  der  Beisitzer.  G.-A. 
111:1507  setzte  das  Gehalt  der  Assessoren  vom  Prälaten-  und 
Baronenstande  mit  700,  das  der  adeligen  Beisitzer  mit  300 
Goldgulden  fest,  und  bewilligte  zu  diesem  Zwecke  eine  Steuer 
von  drei  Denaren,  die  auch  von  den  Einhufnern  entrichtet  wer- 
den musste. 

Die  Entwicklung  der  verfassungsrechtlichen  Bedeutung  des 
königlichen  Rates  beginnt  mit  den  eidlich  bekräftigten  Beschlüs- 
sen des  1386  zu  Szekesfejervär  versammelten  Reichstages:  ä) 
die  königliche  Majestät  solle,  so  oft  Neuerungen  und  Wirren  sich 
zeigten,  ausser  den  Prälaten  und  Baronen  auch  einige  Adelige 
im  Rate  verwenden ;  b)  die  in  den  Rat  der  königlichen  Majestät 
verordneten  Prälaten  und  Barone  sollen  einen  Eid  schwören,  dass 
sie  nicht  allein  die  Interessen  des  Königs  und  ihre  eigenen, 
sondern  auch  das  Gemeinwol  des  Reiches  und  der  Heiligen 
Krone  vor  Augen  halten  werden ;  die  königliche  Majestät  hin- 
gegen solle  versprechen,  diese  Ratschläge  zu  befolgen ;  c)  wenn 
einer  von  den  Räten  falsche  und  dem  gemeinen  Nutzen  zuwi- 
derlaufende Ratschläge  erteilen  würde,  solle  er  schimpflich  aus 
dem  Rate  gejagt  werden. ^^ 

In  diesen  Beschlüssen  sind  bereits  sämmtliche  drei 
Momente  der  verfassungsrechtlichen  Entwicklung  des  könig- 
lichen Rates  enthalten.  Erstens,  dass  ausser  den  geistlichen  und 
weltlichen  Herren  auch  Adelige  im  Rate  des  Königs  sitzen 
—  wir  bezeichnen  dies  als  Demokratisierung  des  Rates; 

"  Art.  1  und  III.  J.  N.  Kovachich,  Notitiae  praeliminares  S.  418—422. 
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zweitens,  dass  die  wichtigeren  Staatsangelegenheiten  unter  Mit- 
wirkung des  Rates  erledigt  werden  und  die  anderweitig  erlas- 
senen Verfügungen  und  Befehle  des  Königs  ungiltig 
sind;  drittens,  dass  die  Räte,  die  sich  gegen  die  Gesetze  und 
das  Gemeinwol  des  Landes  vergangen  haben,  vom  Reichstage 
zur  Rechenschaft  gezogen  werden,  d.  i.  legal  und  poli- 
tisch  verantwortlich    sind. 

Diese  in  drei  Richtungen  sich  bewegende  verfassungs- 
rechtliche Entwicklung  des  grossen  Rates,  die  ihren  Höhepunkt 
und  Abschluss  in  dem  s.  g.  Ratsgesetze  Wladislaus  II.  fand, 
besitzt  aus  dem  Grunde  hervorragende  Bedeutung,  weil  einer- 
seits eine  ähnliche  Entwicklung  nur  in  England  und  Aragonien 
angetroffen  wird,^^  und  anderseits  in  England  eben  diese  Ent- 
wicklung unter  glücklicheren  Verhältnissen  aus  dem  engeren 
Rat  (privy  oder  continuaL  Council)  das  verantwortliche  Minis- 
terium geformt  und  somit  das  auf  dem  Princip  der  ministeriellen 
Verantwortlichkeit  beruhende  parlamentarische  Regierungssystem 
begründet  hat.  Die  verfassungsrechtliche  Entwicklung  des  könig- 
lichen Rates  ist  der  rechtshistorische  Vorläufer  der  parlamentari- 
schen Regierung. 

Die  auf  den  königlichen  Rat  bezüglichen  Beschlüsse  von 
1386  wurden  wol  nicht  durchgeführt,  doch  die  darin  ausge- 
drückten Rechtsprincipien  lebten  fort  im  nationalen  Gemein- 
bewusstsein.  Der  Reichstag  von  Temesvär  (1397)  setzte  die 
Verantwortlichkeit  der  obersten  königlichen  Beamten  von  neuem 
fest;^^  und  Wladislaus  I.  bestätigte  anlässlich  seiner  Thron- 
besteigung das  Decret  von  1298,  auch  Artikel  XXIII  des  Decrets, 
das  wolbekannte^^  Ratsgesetz  Andreas  III.^' 

Die  während  des  Interregnums  und  unter  König  Matthias 
geschaffenen  Gesetze,  welche  die  ständige  Gegenwart  von  adeli- 
gen Räten  in  dem  mit  dem  königlichen  Gerichtshof  verbundenen 
engeren  Rate  sicherten,  haben  wir  eben  angeführt.  Der  engere 
Rat  fungierte  jedoch  bis  zu  Wladislaus  II.  Zeiten  als  ein  ein- 
faches Organ  der  königlichen  Regierung   und    Rechtspflege,   es 


1*  Julius  Schvarcz,  Montesquien  und  die  Verantwortlichkeit  der  Räte 
des  Monarchen  -1901. 

1=*  M.  Tört.  Tär  III.  S.  218. 

^*  Siehe  oben  S.  176  f. 

^^  KovACHicH,  Sylloge  S.  59  ff. 
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war  ein  Werkzeug  der  königlichen  Gewalt,  kein  das  Königtum 
verfassungsmässig  beschränkender  Factor. 

Unter  Wladislaus  II.  aber  erreichte  der  Rat  rasch  den 
Höhepunkt  seiner  verfassungsrechtlichen  Entwicklung.  Bereits 
1495  setzte  der  Gemeinadel  durch,  dass  die  adeligen  Assessoren 
die  Mehrheit  der  Beisitzer  des  königlichen  Gerichtshofes  bildeten. 
Noch  weiter  gieng  das  Decret  von  1498,  welches  bestimmte, 
dass  die  Beisitzer  nicht  mehr  vom  Könige  ernannt  (wie  es  laut 
dem  Decret  von  1495  der  Fall  war),  sondern  vom  König 
und  dem  Reichstage  gemeinsam  gewählt  werden,  ferner  dass 
die  Hälfte  der  adeligen  Beisitzer  (d.  h.  acht)  an  den  Sitzun- 
gen des  königlichen  Rats  stets  teilnehmen  soll ; 
diese  Beisitzer  leisten  nicht  bloss  den  gewöhnlichen  Richtereid, 
sondern  verpflichten  sich  ausserdem  durch  einen  besonderen 
Schwur,  „im  Rate  alles  getreu  und  verschwiegen  und  zum 
gemeinen  Nutzen  und  Frommen  des  Landes  zu  verhandeln".^'' 
Hierin  gelangt  bereits  der  Gedanke  der  politischen  Verantwort- 
lichkeit zum  Ausdrucke,  die  unter  die  Garantie  der  Heiligkeit 
des  Eides  gestellt  wird.  Das  Gefühl  der  Verantwortlichkeit 
trachtet  auch  G.-A.  X:1500  zu  bestärken,  der  als  Dauer  des 
Beisitzeramtes  eine  bestimmte  Frist,  nämlich  drei  Jahre  festsetzt. 

Nach  solchen  Antecedentien  kam  1507  das  Ratsgesetz 
Wladislaus  IL  zustande.  Mit  diesem  zusammenfassenden 
Namen  bezeichnet  man  ob  ihrer  grossen  Bedeutung  die  Artikel 
III,  V  und  VII  des  Decrets  von  1507.  In  diesen  Artikeln  sind, 
nebst  der  Wahl  der  Räte  durch  den  Reichstag,  zwei  verfassungs- 
rechtliche Grundsätze  in  entschiedener  Weise  verwirklicht :  erstens, 
dass  die  ohne  Anhörung  des  Rates  getroffenen 
Verfügungen  des  Königs  ungiltig  sind;  zweitens, 
dass  die  Mitglieder  des  königlichen  Rates  vom 
Reichstag  zur  Verantwortung  gezogen  und  be- 
straft werden  können. 

Nachdem  in  G.-A.  III  die  auf  die  Organisation  des  könig- 
lichen Rates  und  die  Wahl  der  Räte  bezüglichen  Bestimmungen 
des  Decrets  von  1498  erneuert  wurden,  verordnet  Artikel  V, 
dass  der  König  die  Landesangelegenheiten  nach  dem  Rate  der 
ehgenannten  Assessoren  und  seiner  anderen  Räte  erledige,  und 
dass  alles,  „was  er  ohne  deren  Vorwissen  täte,  keine  bindende 

'*  Siehe  oben  Anm.  10. 
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Kraft  und  Giltigkeit  besitze".  ^'  Artikel  VII  bestimmte,  dass  wenn 
ein  Adeliger  im  Rate  gegen  die  Freiheit  und  das  Gemeinwol, 
oder  die  Gesetze  des  Landes  offen  und  vermessentlich  etv\^as 
zu  unternehmen  wage,  ^"^  die  übrigen  Räte  verpfhchtet  seien, 
ihn  auf  dem  nächsten  Reichstage  mit  Namen  anzuzeigen ;  der 
Reichstag  könne  dann  den  Bezichtigten  als  Verräter  der  Freiheit 
des  Landes  und  öffentlichen  Friedensbrecher  an  seinem  Leben 
und  Vermögen  strafen. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  sind  die  beiden  Ausdrücke 
des  Artikels  VII :  libertas  (gemeine  Freiheiten)  und  commune 
bonum  (Gemeinwol),  denn  sie  besagen,  dass  die  Verantwort- 
lichkeit der  Räte  nicht  bloss  eine  legale,  sondern  auch  eine 
politische  ist. 

Die  analoge  Verfassungsentwicklung  Englands  ist  insoferne 
zweifellos  eine  vollkommenere,  als  die  englischen  Könige  von 
Eduard  III.  angefangen  dem  Postulat  der  Wahl  der  königlichen 
Räte  und  Beamten  durch  das  Parlament,  beharrlich  erfolgreichen 
Widerstand  entgegenzusetzen  vermochten.  Das  englische  Par- 
lament teilte  sich  nicht  mit  dem  König  in  die  Ausübung 
der  Executive,  sondern  beschränkte  sich  auf  deren  Controlle  ver- 
mittelst der  Verantwortlichkeit  der  königlichen  Räte.^-'  In  Ungarn 
erwies  sich  die  grössere  Errungenschaft  des  Reichstags,  das 
Recht  der  Wahl  (zumindest  der  Mitwahl)  der  königlichen  Räte, 
als  schädlich,  denn  sie  bedeutete  die  Schwächung  des  König- 
tums und  unterordnete  den  König  der  Herrschaft  der  Reichs- 
tagsparteien, was  schliesslich  zur  Katastrophe  von  Mohäcs 
führte  und  die  Ausbildung  der  auf  dem  Princip  der  Minister- 
verantwortlichkeit beruhenden  parlamentarischen  Regierung  ver- 
hinderte. 

Unter   König   Ludwig  II.  wurden   gleichfalls  mehrere  Ge- 

^'  §.  1  :  „Etsi  quae  praeter  eorum  scitum  faceret,  nullius  sint  vigoris 
atque  firmitatis."  Es  hat  viel  Wahrscheinlichkeit  für  sich,  dass  das  unbe- 
stimmte scitum  von  jenen,  die  mit  der  endgiltigen  Feststellung  des  Gesetzes- 
textes betraut  waren,  an  Stelle  eines  anderen,  präciseren  Ausdruckes  ge- 
schmuggelt wurde.  Vgl.  Graf  Julius  Andiüssy,  A  magyar  ällam  fenmaradä- 
sänak  es  alkotmänyos  szabadsägänak  okai  [Die  Ursachen  des  Bestandes 
und  der  constitutionellen  Freiheit  Ungarns]  S.  394. 

^"^  „Siquis  ...  in  consilio  Regiae  Maiestatis  contra  libertatem  et 
commune  bonum  atque  statuta  huius  regni  palam,  publice  et  temerarie 
agere  attentaret  ..." 

'^  Ladänyi,  Modern  alkotmänyos  raonarchiai  intezmenyek  1873  S.  19. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  42 
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Setzartikel  betreffend  die  Organisation  und  Competenz  des  könig- 
lichen Rats  geschaffen,  doch  ist  diesen  Gesetzesbestimmungen 
von  verfassungshistorischem  Standpunkte  keine  grössere  Bedeu- 
tung eigen, -^^  aus  zwei  Gründen.  Erstens,  weil  es  auf  die  Regie- 
rung eines  unmündigen  Königs  bezügliche,  ausserordentliche 
Verfügungen  sind  ;  zweitens,  da  sie  bei  der  damaligen  Zerrüttung 
des  öffentlichen  Lebens  keine  Anwendung  und  Verwirklichung 
in  der  Praxis  fanden. 

Aus  Art.  XXXIX  der  Beschlüsse  des  Reichstags  zu  Bäcs 
1518  ergibt  sich,  dass  der  königliche  Rat  eigentlich  der  Vor- 
mundschaftsrat des  Königs  ist,  der  an  des  Königs  Statt 
und  in  dessen  Namen  die  Regierung  führt.  Nur  auf  diese  Weise 
kann  der  „gegen  das  monarchische  Princip  verstossende"  Be- 
schluss  erklärt  werden,  dass  die  Mitglieder  des  Rates  „mit  dem 
Könige  gleiche  Macht  haben  sollen  alle  Ämter  zu  besetzen  und 
die  Beamten  zu  entsetzen,  und  dass  überhaupt  die  Entscheidung 
in  allen  Angelegenheiten  der  königlichen  Majestät  und  des  Landes 
ihnen  verbleibe".'-^ 

Eben  dieser  Gesetzartikel  verfügt  auch,  in  Übereinstimmung 
mit  den  früheren  Gesetzen,"--  dass  neben  den  gewählten  Räten 
die  übrigen  Herren  und  Räte  „ihren  Sitz  und  ihre  V/ürde  im  Rate 
des  Königs  unverändert  beibehalten".  Das  will  besagen,  dass 
die  geistlichen  und  weltlichen  Herren  ebenfalls  im  königlichen 
Rate  erscheinen  dürfen.  Gegen  die  hierdurch  gewährte  Möglich- 
keit, dass  die  Besitzaristokratie  im  königlichen  Rate  ihren  Ein- 
fluss  gegenüber  der  Politik  des  Gemeinadels  geltend  mache, 
traten  die  Adeligen  auf  den  revolutionären  Reichstagen  des  Jahres 
1525   mit   aller   Energie   in   die   Schranken.   Der  Reichstag  am 

-"  Anderer  Meinung  Schiller,  der  die  Entwicklung  als  eine  bis  1525 
stetig  fortschreitende  und  die  Gesetze  der  Reichstage  von  1525  als  deren 
Höhepunkt  betrachtet.  A.  a.  0.  S.  49—63;  Zeitschrift  für  vergleichende 
Rechtswissenschaft  XVI.  S.  15—17. 

"  §.  2  :  „Apud  Maiestatem  Regiam  iurati  maneant  et  in  consilio 
regio  et  in  iudiciis  decernendis  sibi  assistant  et  de  Maiestatis  Regiae  bona 
et  laudabili  institutione  provideant,  statum  curiae  regiae  ordine  bono 
componant,  ad  cuncta  officia  et  danda  et  auferenda  cum  Maiestate  Regia 
pariter  auctoritatem  habeant  et  generaliter  summa  omnium  renim  Suae 
Maiestatis  et  rcgni  apud  eos  maneat."  Das  trifft  nur  für  einen  Vormund- 
schaftsrat zu. 

•■'*  G.-A.  X :  1500  §.  14,  V :  1507.  Vgl.  Schiller  a.  a.  0.,  besonders 
S.  57  ff. 


659 


Räkosfelde  bestimmte,  dass  die  Prälaten  und  Barone  wol  im 
königlichen  Rate  erscheinen  dürfen,  „das  Recht  der  Entscheidung 
jedoch  und  die  Gewalt  in  allen  Dingen  sich  bei  den  ehgenann- 
ten  gewählten  Personen  befinde ".^^  Dasselbe  erklärt  Artikel  I 
des  Hatvaner  Reichstagsdecrets.'^^  Das  demokratische  Prin- 
cip  errang,  vermittelst  dieser  Garantierung  des  Übergewichts 
des  Gemeinadels,  wenn  auch  nur  auf  dem  Papier,  einen  voll- 
ständigen Sieg. 

Nach  der  Katastrophe  von  Mohäcs  verliert  der  königliche 
Rat,  den  die  Gesetze  fortab  beständig  als  consUmm  Hungaricum 
bezeichnen,  neuerdings  seine  verfassungsrechtliche  Bedeutung 
und  sinkt  zu  einem  einfachen  Organ  der  königlichen  Regierung 
herab.  Die  Reichstage  fordern  wiederholt,  dass  im  ungarischen 
Rate  des  Königs  nur  Ungarn  sitzen  mögen,  dass  die  alten  Rats- 
gesetze beobachtet,  namentlich  auch  die  aus  dem  Stande  der 
Adeligen  gewählten  Assessoren  im  Rate  Platz  nehmen  mögen 
und  die  Autorität  und  das  Ansehen  des  ungarischen  Rates  wie- 
der hergestellt  werde. '^^  G.-A.  X  :  1608  a.  c,  in  welchem  die 
Erneuerung  des  Brauchs  der  Wahl  der  Räte  ausgesprochen 
wird,  beruft  sich  ausdrücklich  auf  G.-A.  VII:  1498  und  Arti- 
kel XXXIX  des  Reichstags  zu  Bäcs  1518.-'^  Bekanntlich  ist 
von  der  Verantwortlichkeit  der  Räte  in  keinem  der 
beiden  die  Rede. 

Die  zahlreichen  Gesetze  zeitigten  jedoch  keinerlei  praktische 
Ergebnisse.  Da  die  Könige  aus  dem  Hause  Habsburg  sich  ständig 


"  Art.  I.:  „Summa  tarnen  et  autoritas  omnium  rerum  apud  praenotatas 
electas  personas  maneat."  Kovachich,  Sylloge  S.  349. 

-*  „Nihilominus  tamen,  quidquid  per  Maiestatem  Regiam  cum  prae- 
scriptis  consiliariis  suis  conclusum  fuerit,  ratum  maneat  atque  firmum.." 
Kovachich,  Supplementum  III.  S.  24. 

**  G.-A.  XLVIII:1536:  „Pro  administratione  iustitiae  ex  ordine 
quoque  nobilium  electi  sunt  assessores,  numero  sex.  Qui  arbitrio  Maie- 
statis Regiae  etiam  in  consilium  admittantur,  iuxta  antiquam  consuetudinem 
regni."  G.-A.  VIII :  1559 :  „Imposterum  Maiestas  Sua  Caesarea  in  rebus 
Hungaricis  uti  dignetur  consilio  Hungarico  et  iurium  ac  libertatum  regni 
perito."  Vergleiche  auch  G.-A.  XXIX.  XXX :  1542  (Pozsony  ,  111:1588,  X: 
1608  a.  c,  XXI:  1609 

^®  §.  2:  „Neve  in  rebus  Hungaricis  aliorum,  quam  Hungarorum  consilio 
(. .  .  .  ex  ordine  quoque  nobilium  in  praesenti  adhuc  diaeta  collecto,  iuxta 
decr.  III.  Uladislai  regis  articulum  septimum  et  Ludovici  II.  articulum  tri- 
cesimum  nonum)  absque  religionis  discrimine  eadem  Maiestas  Sua  utatur." 
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ausserhalb  des  Landes  aufhielten,  führte  in  ihrer  Abwesenheit 
der  Palatin  als  der  gesetzliche  Vertreter  des  Königs  oder  ein 
besonders  ernannter  königlicher  Statthalter  die  Regierung.  Der 
königliche  Rat  verwandelte  sich  derart  allmälig  in  einen  an  der 
Seite  des  Palatins  wirkenden  königlichen  Statthalterei- 
rat {consillum  regium  locumtenent'iale)'^''  der  erst  im  Jahre 
1723  definitiv  organisiert  wurde.  Im  Zusammenhange  mit  dieser 
Entwicklung  vollzog  sich  bereits  im  XVI.  Jahrhundert  die  ent- 
schiedene Trennung  des  königlichen  Gerichtshofes  (nunmehr 
allgemein  königliche  Tafel  genannt)  vom  königlichen  Rate. 
Zugleich  bildete  sich  als  Berufungsinstanz  der  königlichen  Ge- 
richtstafel die  Septemviraltafel  aus,  die  Vorgängerin  der  könig- 
lichen Kurie  von  heute. -*^ 

Der  neben  dem  Palatin  tätige  Statthaltereirat  ist  jedoch  nicht 
mehr  das  oberste  Organ  der  königlichen  Regierung.  Die  Ent- 
scheidung der  Angelegenheiten  von  principieller  Bedeutung  und 
somit  die  Ausübung  des  königlichen  Verordnungsrechts  gehört 
in  den  Wirkungskreis  der  in  Wien  residierenden  ungarischen 
Hofkanzlei,  deren  Räte  daher  stetig  vermehrt  werden.-''*  Die 
Aufgabe  des  Statthaltereirates  beschränkt  sich  auf  die  Leitung 
und  Beaufsichtigung  der  Vollstreckung, 


*-"  Siehe  G.-A.  XVI :  1536,  XXIX.  XXX  :  1542  (Pozsony). 

-*  Über  die  neuzeitliche  Entwicklung  des  königlichen  Gerichtshofes 
siehe  G.-A.  XLIV  :  1552,  XXXIV:  1556,  XXI.  XXII :  1566,  XXVI :  1567, 
XXIX :  1569,  XVI.  XVII :  1574,  III :  1582,  LXX  :  1609. 

"  Die  Entwicklung  der  Hofkanzlei  zur  obersten  Regierungsbehörde 
bekundet  G.-A.  XXXII :  1569,  laut  welchem  den  König  beständig  zwei  un- 
garische Räte  begleiten  sollen:  „.  .  .  ac  proinde  ad  minus  duos,  vide- 
licet  unum  ecclesiasticum,  alterum  vero  saecularem  ex  Maiestatis  Suae 
consiliariis  Hungaris  aulam  regiam  sequi  debere,  quo  Maiestas  Sua  illo- 
rum  opera  in  rebus  istis  Hungaricis,  iustitiam  et  iura  libertatesque  regni 
concernentibus,  uti  possit."  Dass  aus  der  „deutschen  Kanzlei"  {cancellaria 
Germanica)  in  ungarischen  Angelegenheiten  keine  Verordnungen  eriassen, 
noch  Urkunden  ausgefertigt  werden  dürfen,  ist  in  den  G.-A.  IX :  1559, 
XXXV:  1563,  IX :  1608  a.  c.  ausdrückhch  ausgesprochen. 
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§.  2.  Die  einzelnen  Organe  der  Centralregierung  und 
Gerichtspflege.  Der  Palatin. 

Die  eigentlichen  Organe  der  dem  Könige  zutstehenden 
Executive  sind  die  Inhaber  der  obersten  königlichen  Ämter:  der 
Palatin,  Hofrichter,  Kanzler  und  Tavernicus.  Ihnen,  als  Central- 
behörden  sind  die  mit  territorial  begrenztem  Wirkungskreise 
ausgestatteten  Provinzämter  unterordnet. 

Indem  vermöge  der  Ausbildung  der  Lehre  von  der  Heiligen 
Krone  das  Königtum  einen  ausgesprochen  öffentlich-rechtlichen 
Character  annahm,  verloren  die  königlichen  Ämter,  je  länger, 
desto  vollständiger,  den  Character  von  Privatämtern  und  ent- 
wickelten sich  zu  öffentlichen  Reichsämtern.  Das  gelangte  bereits 
in  Artikel  IX  des  Decrets  1290  zum  Ausdrucke,  welcher  betreff 
der  Besetzung  der  wichtigsten  königlichen  Ämter,  u.  zw,  des 
Palatinats,  Hofrichter-,  Vicekanzleramtes  und  des  Tavernicats  die 
Mitwirkung  des  Reichstages  vorschrieb. 

Diese  Bestimmung  wurde  im  Zeitalter  der  auf  dem  Be- 
griffe der  Heiligen  Krone  beruhenden  Staatsverfassung  nicht 
beobachtet;  der  König  besetzte  die  Reichsämter  mit  Ausnahme 
des  Palatinats  nach  freiem  Belieben.  Die  Nation  trachtete  daher 
gegenüber  dem  freien  Ernennungsrechte  des  Königs  andere 
Garantien  der  Wahrung  der  öffentlichen  Interessen  zu  erwerben. 

Im  Zeitalter  der  Könige  aus  den  verschiedenen  Häusern  war 
es  von  Anbeginn  eine  beständige  Beschwerde  der  Nation,  dass 
die  aus  der  Fremde  stammenden  Herrscher  die  höchsten  könig- 
lichen Ämter  mit  Fremden  besetzten. 

Bereits  König  Sigismund  musste  im  Decret  1397  die  Ent- 
fernung der  Fremden  aus  den  Ämtern  zusagen  und  versprechen, 
dass  er  in  Zukunft  Fremden  weder  kirchliche  Beneficien,  noch 
königliche  Ämter  verleihen  werde. ^ 

G.-A.  V:  1439  bestimmte,  dass  Ausländern,  seien  sie  welcher 
Herkunft  und  Nationalität  immer,  keine  öffentlichen  Ämter  ver- 
liehen werden  dürfen  ;  -  diese  Gesetzesbestimmung  wurde  später 

1  M.  Tört.  Tär  III.  S.  226—227.  König  Sigismund  hielt  jedoch 
sein  Versprechen  nicht,  was  eine  Hauptursache  der  Empörung  von  1401 
war.  Vgl.  Katona,  Hist.  Grit.  XI.  S.  489.   Fejer  C.  D.  X  2  S.  660. 

-  „Item  quod  alienigenis  et  forensibus  hominibus,  cuiuscunque  nationis 
et  linguagii  existant,  officia  in  ipso  regno  nostro  non  committemus." 


662 

zu  vielen  Malen  wiederholt.^  Als  im  Laufe  des  XV.  Jahrhunderts 
der  Standesunterschied  der  Adeligen  und  Nicht-Adeligen  schärfer 
hervortrat,  forderten  die  Gesetze,  dass  bloss  Adelige  zu 
öffentlichen  Ämtern  verwendet  werden  sollen.' 

Unter  den  königlichen  Beamten  nimmt  auch  während  dieser 
Periode  der  Palatin  die  erste  Stelle  ein.  Die  durch  die  Gol- 
dene Bulle  verbriefte  verfassungsrechtliche  Bedeutung  des  Palati- 
nats  verschwand  jedoch  mit  der  Thronbesteigung  der  Anjou. 
Die  Gerichtstage  zu  Szekesfejervär  hörten  auf  und  damit 
auch  die  Stellung  des  Palatins  als  Garanten  der  Verfassung. 
Die  Gesetze  und  Urkunden  des  XIV.  Jahrhunderts  gedenken 
bloss  der  richterlichen  Tätigkeit  des  Palatins.  Bis  zur  Regierungs- 
zeit König  Sigismunds  spielt  der  Palatin  bei  der  Erledigung 
der  ausserhalb  der  Rechtspflege  liegenden  staatlichen  Aufgaben 
keine  besonders  nennenswerte  Rolle. 

Der  Palatin  hielt  teils  im  königlichen  Auftrage,  teils  in 
Gemässheit  seiner  ordentlichen  Amtspflicht '^  in  der  Pro- 
vinz gewöhnlich  für  zwei  oder  mehrere  Comitate  gemeinsame 
Gerichtsversammlungen  {congregatlo  generalis  vel  procla- 
niata,  generale  liidicium),  an  welchen  die  zur  Comitatsge- 
meine  Gehörigen,  namentlich  die  Adeligen  bei  sonstiger  Buss- 
strafe teilnehmen  mussten ;  besonders  waren  die  Vicegespäne  und 
Stuhlrichter,  ferner  die  von  der  Comitatsversammlung  gewählten 
zwölf  Geschworenen,  die  als  Beisitzer  des  Palatins  fungierten, 
zum  Erscheinen  verpflichtet.'^ 

Die  vornehmste  Aufgabe  der  vom  Palatin  gehaltenen  Ge- 
richtsversammlungen bestand  in  der  Investigation,  beziehungs- 
weise Bestrafung  und  Proscription  der  „Missetäter,  Räuber  und 
Diebe". ^  Doch  war   das   Palatinalgericht   nicht   bloss   in   Straf- 


=>  Siehe  die  G.-A.  MI  :  1453,  VH  :  1458  (Szilägyi),  VI  :  1481,  VI.  VII. 
VIII  :  1492,  XXX.  XXXII  :  1495,:XXXV:  1500,  XVII :  1523,  XLII.  XLIII :  1536, 
XV  :  1546,  X  :  1608  a.  c.  u.  s.  w. 

*  G.-A.  XV  :  1471,  LX  :  1486,  VI.  LXXX  :  1492,  LVII :  1498,  II :  1504, 
XLIX  :  1542  (Pozsony),  XIX  :  1554,  XXXIII :  1638,  LXXV  :  1647. 

^  Anjouk.  Okmt.  IV.  S.  132:  „.  .  .  tarn  de  mandato  vestro  regio, 
quam  ex  ordinarii  officii  mei  palatinus  debito  .  .  ."  Siehe  auch  C.  Zichy  II. 
S.    353. 

«  Siehe  z.  B.  Fejer  C.  D.  IX/1  S.  46,  X/4  S.  57.  C.  Zichy  IV.  S.  467. 

'Art,  V  :  1405  (I)  princ. :  „Palatinus,  comites  parochiales  ...  in 
congregationibus  ac  generalibus  iudiciis   quoslibet  fures,  latrones  ac  alios 
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Sachen,  sondern  auch  für  Civilprocesse  zuständig,  so  ausser 
den  Gewalttätigkeitssachen  in  Besitzprocessen.  Nur  jene  Streit- 
sachen mussten  behufs  Urteilfällung  in  die  königliche  Curie 
geleitet  werden,  welche  irgend  ein  Königsrecht  {ius  regale, 
regiuin)  betrafen  oder  berührten.''  Die  Palatinalcongregation 
entschied  ferner  die  Processe  betreffend  den  Personenstand,  oder 
die  Qualität  eines  Grundbesitzes  (Königsgut,  Burgland  etc.), 
Zollrecht,  beziehungsweise  Zollstätten  und  Schleichwege. '^  Seit 
den  letzten  Regierungsjahren  König  Sigismunds,  besonders 
unter  König  Matthias,  als  in  den  Processen  wegen  Besitzstörung 
und  den  anderen  Gewalttätigkeitssachen  ein  rascheres  Verfahren 
eingeführt  wurde,  büssten  die  vom  Palatin  gehaltenen  Gerichts- 
versammlungen ihre  Bedeutung  mehr  und  mehr  ein.  Die  Comi- 
tate  drangen  auf  Abschaffung  der  Palatinalgerichtstage,  da  die 
Beherbergung  des  Palatins  und  seines  Gefolges,^ '^  ferner  die 
von  den  Ferngebliebenen  verwirkten  Bussen^^  auf  den  Landes- 
bewohnern schwer  lasteten. ^^  König  Matthias  erliess  z.  B.  ein- 
zelnen Comitaten  die  Abhaltung  von  Palatinalcongregation  unter 
der  Bedingung  einer  Extrasteuer.^ '  Das  Decretum  Majus  von 
1486  schaffte  endhch  die  Palatinalgerichte  als  Quelle  „unerhörter 
Misbräuche",  „für  ewige  Zeiten"  ab.^^ 

Seit  den  Dreissiger  Jahren  des  XIV.  Jahrhunderts  sass  der 
Palatin  nicht  mehr  in  seiner  eigenen,  sondern  in  der  könig- 
lichen Curie  zu  Gericht;  infolge  der  Beseitigung  der  Pala- 
tinalcongregationen  gieng  die  richterliche  Tätigkeit  des  Palatins 


malefactores  inibi  proscriptos  et  extradatos  iudicare,  condemnare,  punire 
seu  proscribere  consveverunt." 

'  Vgl.  Hajnik,  Magyar  birösägi  szervezet  es  perjog  S.  72—73. 

«  Fejer  C.  D.  1X2  S.  118,  1X6  S.  659,  X/4  S.  575.  Betreff  der  Zoll- 
streitigkeiten siehe  G.-A.  XXII.  XXIII :  1435  (IL),  LXXXVII :  1492. 

1°  Fejer  C.  D.  1X2  S.  26,   X'4  S.  757.    Hazai  Okmt.  II.  S.  192. 

1'  G.-A.  XXII :  1447,  LV  :  1458. 

^-  Das  Decret  von  1447  (Art.  II)  gestattete  dem  Gubernator  die 
Anberaumung  von  Palatinalcongregationen  nur  auf  Wunsch  der  Comitate. 
KovACHicH,  Sylloge  S.  117. 

1^  Siehe  z.  B.  Teleki  a.  a.  O.  XI.  S.  346.  349.  Kovachich,  Supple- 
mentum  II.  S.  193.  Vergleiche  G.-A.  XXI :  1464,  V:  1471,  VII :  1478. 

^*  G.-A.  1 :  1486  princ. :  „ludicium  generale  sive  palatinale  aboleatur 
amodo  nullo  unquam  tempore  celebretur" ;  G.-A.  II  §.  1:  „Ad  tollendum 
igitur  huiuscemodi  periculosum  et  extra  hoc  regnum  inauditum  iudicium, 
vel  potius  corruptelam  .  .  .  statutum  est." 
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(abgesehen  von  seinem  Richteramte  über  die  Rumänen  und  Dal- 
matiner) völlig  in  der  Gerichtsbarkeit  der  königlichen  Curie  auf. 
Der  Palatin  ist,  wie  wir  gleich  sehen  werden,  der  eine  Vor- 
sitzende des  königlichen  Gerichtshofes,  ja  der  erste  unter  den 
Vorsitzenden,  den  Oberrichtern  des  Landes. 

Die  Regierung  König  Sigismunds  bezeichnet,  wie  nach  so 
mancher  anderen  Richtung,  auch  in  der  Geschichte  des  Palatinats 
einen  Wendepunkt.  Der  Palatin  beginnt  unter  König  Sigismund 
seine  verfassungsrechtlich  bedeutsame  Stellung  von  einst  zurück- 
zugewinnen. Das  Wiederaufleben  und  die  Ausbildung  der  ver- 
fassungsrechtlichen Bedeutung  des  Palatinats  hängt  unseres 
Erachtens  unmittelbar  mit  der  seit  König  Sigismund  datierenden 
häufigen  Abwesenheit  der  Könige  zusammen. 

Die  öfters  Jahre  lang  währende  Entfernung  des  Königs 
vom  Lande  Hess  die  Errichtung  einer  königlichen  Statthalter- 
schaft als  unentbehrlich  erscheinen.  Wol  betraute  der  König 
sowol  im  Jahre  1414,  als  1433  nicht  allein  den  Palatin,  son- 
dern mehrere  geistliche  und  weltliche  Grosse  mit  der  Regierung ;^^ 
factisch  führte  jedoch  in  Abwesenheit  des  Königs  der  Palatin, 
als  der  erste  Beamte  des  Königs,  die  Staatsgeschäfte;  er  ver- 
mittelte den  Verkehr  zwischen  dem  König  und  der  Nation,  was 
nicht  wenig  zur  Erhöhung  seines  Ansehens  beitrug  und  in  der 
Nation  das  Bestreben  hervorrief,  die  bereits  in  der  Goldenen 
Bulle  umschriebene  verfassungsrechtliche  Bedeutung  des  Pala- 
tinats wiederherzustellen,  bezw.  fortzubilden. 

Den  ersten  grossen  Schritt  tat  das  Decret  von  1439. 
Artikel  II  enthält  zwei  wichtige  verfassungsrechtliche  Grundsätze: 
erstens,  dass  die  vom  König  oder  gegen  den  König  angestreng- 
ten Processe  vor  das  Tribunal  des  Palatins  gehören;  zweitens 
dass  der  Palatin,  wie  es  eben  dieses  Richteramt  erfordere,  nicht 
vom  Könige  ernannt,  sondern  vom  Könige  und  dem  Reichstage 
gemeinsam  gewählt  werde,^^ 


^^  1414  den  Erzbischof  von  Esztergom  und  den  Palatin  (Fej^r  C.  D. 
X'8  S.  546  -551),  1433  den  Erzbischof  von  Esztergom,  den  Bischof  von 
Eger,  den  Palatin,  Hofrichter,  Tavernicus  und  den  Schatzmeister,  die  als 
vicarä  genemies  bezeichnet  werden  (Kovachich,  Supplementum  I.  S.  423). 

'*  G.-A.  II :  1439 :  „Insuper,  quod  Regia  Maiestas  palatinum  regni 
antiqua  consuetudine  ipsius  regni  requirente  eo,  quod  idem  palatinus  ex 
parte  regnicolarum  regiae  serenitati,  et  ex  parte  ipsius  regiae  serenitatis 
regnicolis  iudicium  et  iustitiam  facere  potest  et  tenetur,  ex  consilio  praela- 
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Der  erste  Satz  erhebt  den  Palatin  zum  Richter  in  den 
Rechtsstreitigkeiten  zwischen  dem  König  und  den  Adeligen.  Dies 
kann  nicht  dahin  verstanden  werden,  das  der  Palatin  über  den 
König,  als  den  Inhaber  der  höchsten  Staatsgewalt  zu  richten 
befugt  wäre ;  doch  ist  darin  allerdings  ausgesprochen,  dass  der 
Palatin  den  Landesbewohnern  nicht  bloss  in  Civilklagen,  son- 
dern auch  im  Falle  öffentlich-rechtlicher  Beschwer- 
den unabhängig  von  der  königlichen  Gewalt  zu  ihrem  Rechte 
verhelfen  kann  und  zu  verhelfen  verpflichtet  ist.  Gegenüber  der 
einseitigen,  oft  misbräuchlichen  Handhabung  der  könighchen 
Rechte,  namentlich  des  Schenkungsrechts  {las  regluni)  und  der 
fiscalischen  Rechte  (iura  regalia)  gewährt  der  Palatin  den  Lan- 
desbewohnern Schutz.  Dieser  Rechtssatz  des  Decrets  von  1439 
bezeic*^net  auch  von  allgemein  verfassungsgeschichtlichem  Ge- 
sichtspunkte einen  grossen  Fortschritt  und  mag  als  Zeugnis 
des  frühzeitig  kräftig  entwickelten  Rechtssinnes  der  ungarischen 
Nation  dienen,  indem  er  auch  die  Rechtsverletzungen  öffentlich- 
rechtlicher Natur  unter  richterlichen  Schutz  stellt.  Die  durch 
Gesetz  festgestellte  richterliche  Competenz  des  Palatins  in  den 
Rechtsstreitigkeiten  zwischen  dem  König  und  den  Staatsbürgern 
bringt  zweifellos  den  Gedanken  der  heutigen  Verwaltungsgerichts- 
barkeit zum  Ausdruck.^' 

Das  Vorhandensein  dieser  Auffassung  bekundet  zur  Genüge 
der  in  G.-A.  II :  1439  enthaltene  zweite  Rechtssatz,  welcher  die 
Zustimmung  des  Reichstages  zur  Besetzung  des  Palatinats  vor- 
schreibt. Der  Palatin  vermag  natürlich  seiner  verfassungsrechtlich 
bedeutsamen  richterlichen  Aufgabe  nur  dann  vollkommen  zu  genü- 
gen, wenn  er  sein  Amt  nicht  allein  vom  König,  sondern  durch 
den  vereinten  Willen  des  König  und  der  Nation,  d.  h.  von  der 
Heiligen  Krone  empfängt.  Der  Palatin  ist  nunmehr  nicht 
bloss  der  Beamte  des  Königs,  sondern  der  Beamte  der 
Heiligen  Krone,  was  ihm  Kraft  und  Vermögen  verieiht  die 

torum  ac  baronum  et  regni  nobilium  pari  voluntate  eligat".  J.  N.  Kovachich, 
Notitiae  praeliminares  S.  128  und  Schiller  a.  a.  O.  S.  90  verstehen  diesen 
Gesetzartikel  von  der  Wahl  des  Palatins  durch  den  grossen  Rat. 

^''  Einen  ähnlichen  Wirkungskreis  besass  in  Aragonien  ditr  Justiza, 
in  dessen  Hand  der  König  den  Verfassungseid  leistete  und  der  in  den 
Gesetzen  als  iudex  inedius  bezeichnet  wird.  Julius  Schvarcz,  A  miniszteri 
felelösseg  eredete  [Ursprung  der  ministeriellen  Verantwortlichkeit]  1882 
S.  8  ff. 
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Rechte  des  Trägers  und  der  Glieder  der  Heiligen  Krone  in 
gleicher  Weise  zu  verteidigen  und  gegenüber  dem  Könige  die 
Nation  zu  repräsentieren.^'*  Die  Wahl  des  Pala- 
tins  wurzelt  im  Boden  des  alten  ungarischen 
Staatsrechts  und  ist  die  natürliche  Consequenz 
der  Lehre   von   der  Heiligen  Krone. 

Die  verfassungsrechtliche  Bedeutung  des  Palatinats  war 
durch  diese  Gesetzesbestimmung  sehr  gestiegen.  Den  Höhe- 
punkt ihrer  Entwicklung  erreichte  sie  unter  König  Matthias,  als 
anlässlich  der  Wahl  Emerich  Zäpolyas  zum  Palatin  (Ende  1485) 
der  Wirkungskreis  des  Palatins  mittelst  eines  besonderen  Decrets, 
das  wir  gewöhnlich  als  die  Palat  i  na  lartikel  {articiill  pro- 
nunclatl  de  officio  palaiinaius)   bezeichnen,   festgesetzt   wurde. 

Der  äussere  Entstehungsgrund  dieses  Decrets  muss  zum  Teil 
in  den  Codificationsbestrebungen  Matthias  I.,  zum  Teil  in  dem 
Wunsche  des  Königs  gesucht  werden,  seinem  natürlichen  Sohne, 
Johann  Corvinus  den  Thron  zu  sichern.  Dies  erhoffte  er  von 
der  Erhebung  seines  Getreuen  zur  Palatinswürde ;  darum  knüpfte 
er  die  wichtigen  öffentlich-rechtlichen  Acte,  welche  der  Pala- 
tin bis  dahin  nicht  kraft  Gesetzes,  sondern  zumeist  auf  grund 
besonderen  königlichen  Auftrages  erfüllte,  mittelst  Gesetz  an  das 
Amt  des  Palatins. 

Der  Gesetzescharakter  der  Palatinalartikel  wurde  früher 
von  Josef  Nikolaus  Kovachich^^  und  Franz  Madarassy,-" 
jüngstens   von   Wilhelm   Fraknöi'^^   in   Zweifel   gezogen.    Die 

^*  Die  Unabhängigkeit  der  richterlichen  Gewalt  des  Palatins  gegen- 
über dem  Königtum  bezeugt  in  ausdrucksvollster  Weise  eine  Äusserung 
König  Matthias' :  „Wenn  jemand  gegen  Uns  einen  Process  anstrengen 
will,  findet  er  den  Richter  in  der  Person  des  Palatins,  der  die  Nation 
(iiniversiiatcm  regni)  vorstellt."  Epist.  Matthiae  Corvini  IH.  Ep.  41.  Vergl. 
Trip.  IL  tit.  39. 

^^  Notitiae  praeliminares  1820  S.  126—132. 

■''"  (Anonym) :  Dissertatio  historico-critica  super  quibusdam  vetusta- 
rum  rerum  Hungaricarum  capitibus.  1832. 

-^  Im  Gegensatze  zu  seiner  früheren  bejahenden  Ansicht  (Magyar 
Nemzet  Törtenete  [Geschichte  der  ungarischen  Nation,  redigiert  von  Ale- 
xander SziLÄGYi]  IV.  S.  304—306)  versuchte  der  ausgezeichnete  Historiker 
in  den  Szäzadok  Jg  1899  S.  485  ff  den  Nachweis,  dass  die  in  den  Pala- 
tinalartikeln  enthaltenen  Rechtssätze  weder  vor  1485,  noch  unmittelbar 
nachher  in  Geltung  standen,  und  folgert  hieraus,  dass  die  Palatinal- 
artikel kein  Gesetz  sein,  sondern  als  ein  anlässlich  des  im  Texte  er- 
wähnten   Wahlreichstags   entstandenes     „Memorandum"     betrachtet   wer- 
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Zweifel  gründen  sich  darauf,  dass  der  Originaltext  des  Decrets 
uns  nicht  überliefert  ist  und  die  bekannten  Handschriften  der 
gebräuchliche  Vorrede  und  Schlussformeln  der  Decrete  erman- 
geln, dass  ferner  von  einem  grossen  Teile  der  in  den  Palatinal- 
artikeln  erwähnten  Agenden  nicht  nachgewiesen  werden  kann, 
dass  der  Palatin  sie  vorher  oder  nachher  ständig  als  in  seinen 
ordentlichen  Wirkungskreis  fallende  Amtsgeschäfte  factisch  ver- 
sehen hätte."-  Unseres  Erachtens  sind  die  Palatinalartikel  authen- 
tisch, d.  h.  ein  Gesetz.  Den  vollkommensten  Beweis  bildet 
nach  unserem  Dafürhalten  die  unzweideutige  Äusserung  der 
Redactoren  des  Quadripartitum.s,  welche  diese  der  Anführung  der 
Palatinalartikel  vorausschicken,  dass  nämlich  diese  Artikel  anläss- 
lich der  Wahl  Emerich  Zäpolyas  auf  dem  Reichstage  geschaffen 
wurden. ^-^  Wir  müssen  also  annehmen,  dass  jene  vornehmen 
geistlichen  und  weltlichen  Herren,  die  um  1548  an  die  Redac- 
tion  des  Quadripartitums  schritten,--^  die  Palatinalartikel  noch 
im  Original  kannten. 

Die  ersten  drei  Artikel  umschreiben  die  mit  der  Institution 
des  Königtums  am  engsten  zusammenhängenden  Agenden  des 
Palatins.  Nach  dem  Ableben  des  Königs  beruft  der  Palatin  den 
Wahlreichstag;  ergibtauch  die  erste  Stimme  ab.^-^  Der  Palatin 

den  müssen,  dessen  Erhebung  zum  Gesetz  Königin  Beatrice  vereitelte. 
Den  grossen  Teil  der  von  Fraknöi  vorgebrachten  Beweise  hat  be- 
reits SzLEMENics  widerlegt.  (Tör\'enyeink  törtenete  a  vegyes  häzbeli 
kirälyaink  koräban.  Magyar  Tudös  Tärsasäg  Evkönyve  [Geschichte 
unserer  Gesetze  im  Zeitalter  der  Könige  aus  den  verschiedenen  Häusern. 
Jahrbuch  der  Ungarischen  Gelehrten  Gesellschaft]  VII.  S.  345—350.)  Selbst 
wenn  die  Palatinalartikel  wirklich  bloss  als  ein  Gesetzentwurf  anzusehen 
wären,  spiegeln  die  darin  niedergelegten  verfassungsrechtlichen  Grundsätze 
dennoch  nicht  allein  die  politischen  Bestrebungen  König  Matthias  I.,  son- 
dern zugleich  die  gemeinsamen  Bestrebungen  und  Rechtsüberzeugung  der 
Nation  wieder. 

--  Bartal  hält  wol  die  Palatinalartikel  für  authentisch,  doch  setzt  er 
deren  Entstehung  (besonders  auf  grund  des  Artikels  V!I,  der  für  den  Fall 
des  Schwachsinns  des  Königs  Vorsorge  trifft !),  in  die  Regierungszeit 
Wladislaus  II.  A.  a.  O.  III.  S.  203-204.  Fraknöi  und  andere  haben  die 
Grundlosigkeit  dieser  Annahme  zur  Genüge  angetan. 

'-'  Tit.  8.  part.  III. :  „.  .  .  nonnulla  ex  articulis  tempore  .  .  .  Matthiae 
regis,  quo  Emericus  de  Zäpolya  in  palatinum  regni  fuit  electus,  in  congre- 
gatione  generali  editis  hie  inserenda  duximus." 

2^  Siehe  G.-A.  XXI :  1548,  X.  XI :  1550,  XV :  1553. 

"  Die  Parteigänger  Ferdinands  I.  fochten  die  Wahl  Johann  Zäpolyas 
auf  dieser  Grundlage  an.  Magyar  Orszäggyülesi  Emlekek  I.  S.  46 — 47. 
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ist  ferner  der  Vormund  des  minderjährigen  Königs-*^  und  sind 
die  Landesbewohner  während  der  Minderjährigkeit  des  Königs 
ihm  ebenso  zu  Gehorsam  verpfUchtet,  als  dem  Könige.  Der 
Palatin  ist  befugt  zur  Zeit  der  Thronerledigung  oder  der  Minder- 
jährigkeit des  Königs  wann  immer  einen  Reichstag  anzusagen, 
und  sind  die  Adeligen  zu  allen  Zeiten  zum  Erscheinen  verpflichtet. 

Laut  Art.  IV  ist  der  Palatin  kraft  seines  Amtes  der 
oberste  Befehlshaber  der  Wehrkraft  des  Landes.  Der  Ur- 
sprung des  Oberfeldherrnamtes  des  Palatins  ist  in  dem  alten 
Grundsatze  der  ungarischen  Verfassung  zu  suchen,  dass  das 
Adelsheer  einzig  unter  der  persönlichen  Führung  des  Königs 
zu  streiten  gehalten  ist.-^  Bereits  das  Decret  von  1397  bestimmt, 
dass  falls  der  König  gerade  im  Auslande  weilt,  die  Adeligen 
zur  Verteidigung  des  Landes  unter  der  Führung  des  Palatins 
ins  Feld  ziehen  müssen. '^'^  Der  Oberbefehl  des  Palatins  als  des 
Stellvertreters  des  Königs,  wurde  im  Zeitalter  der  Habsburger 
durch  zahlreiche  Gesetze  bestätigt,  indem  auch  die  Officiere  der 
im  Lande  liegenden  fremden  Heereskörper,  welcher  Nationalität 
immer,  dem  Palatin  gegenüber  zum  Gehorsam  verpflichtet  wur- 
den.^^  Er  musste  für  die  äussere  und  innere  Sicherheit  des 
Landes  Sorge  tragen  und  zu  diesem  Zwecke  im  Vereine  mit 
dem  Hofrichter  sich  durch  Commissäre  über  die  Verhältnisse 
und  Lage  der  Grenzfestungen  unterrichten.'" 

Artikel  V  macht  es  dem  Palatin  zur  Pflicht,  die  zwischen 
den  Landesbewohnern  auftauchenden  Wirren  und  Fehden  zu 
schlichten  und  vermittelst  der  Züchtigung  der  Schuldigen  nach 
Recht  und  Verdienst,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Gewalt  und  das 
Ansehen  des  Königs  keinen  Schaden  nehme.  Hiermit  hängt  die 

^^  Wladislaus  II.  ignorierte  dieses  Recht  des  Palatins,  auch  der 
Reichstag  bestand  nicht  auf  dessen  Respectierung.  Vgl.  Fraknöi  Szäzadok 
Jg  1899  S.  494. 

"  Siehe  oben  S.  273  f. 

'^  „Universi  regnicolae  una  nobiscum  .  .  .  aut  si  nos  in  dicto  regno 
nostro  aliis  negociis  regni  nostri  occupati  non  essemus,  tunc  cum  domino 
Palatino  regni  nostri  .  .  .  exercituare  teneantur."  M.  Tört.  Tär.  III.  S.  216. 
Knauz  hielt  das  non  irrtümlich  für  fehlerhaft. 

"  G.-A.  1 :  1555,  IV  :  1618,  II :  1622,  1 :  1638,  I.  XXX  :  1659. 

'•  G.-A.  XLIII :  1498,  VI :  1507,  LXI :  1647,  IX  :  1655.  Die  Burghaupt- 
leute der  Grenzfestungen  waren  dem  Palatin  unterordnet.  Siehe  G.-A.  XI  : 
1608  a.  c,  LXI :  1647.  Der  Palatin  entschied  auch  die  Grenzprocesse. 
G.-A.  LXXl :  1618,  XIX  :  1635,  LXII :  1659,  XL  :  1715. 
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Bestimmung  des  Artikels  VI  zusammen,  laut  welchem,  wenn 
zwischen  dem  König  und  der  Nation  ein  Zwist  entstünde,  der 
Palatin  Frieden  stiften  solle  zwischen  ihnen,  denn  er  sei  kraft 
seines  Amtes  „der  Mittler  zwischen  dem  König  und 
dem  Lande"  {niedlator  Inier  regem  et  regnum). 

In  diesen  Artikeln  offenbart  sich  am  plastischesten  die  poli- 
tische Bedeutung  des  Palatinats,  jene  verfassungsrechtliche  An- 
schauung, die  bereits  in  Artikel  XXXI  der  Goldenen  Bulle  Aus- 
druck fand,  als  der  Palatin  zum  Wächter  der  in  der  Bulle 
enthaltenen  Bestimmungen  und  so  zum  Hüter  der  Verfas- 
sung bestellt  wurde.  Der  Palatin  soll,  als  Beamter  der  Heiligen 
Krone,  die  Interessen  des  ganzen  Körpers  der  Heiligen  Krone 
vertreten,  d.  i.  die  Interessengegensätze,  die  zwischen  dem  König 
und  der  Nation  oder  den  einzelnen  Mitgliedern  der  Nation 
entstehen,  nach  Recht  und  Billigkeit  ausgleichen.  Besondere 
praktische  Bedeutung  erlangte  dieses  Mittleramt  unter  den  Köni- 
gen aus  dem  Hause  Habsburg,  als  die  Beilegung  der  infolge 
des  schädlichen  Einflusses  fremder  Räte  sehr  häufigen  Zwistig- 
keiten  zwischen  dem  König  und  der  Nation  eine  der  bedeut- 
samsten Aufgaben  der  Palatin  wurde. 

Artikel  VII  handelt  von  der  MögHchkeit,  dass  der  König 
dermassen  schwachsinnig  oder  nachlässig  wäre,  dass  er  die  fremden 
Gesandten  nicht  empfangen  oder  ihnen  keinen  Bescheid  geben 
könnte ;  in  solchen  Fällen  soll  der  Palatin  den  König  vertreten. 
Es  hängt  dies  einerseits  mit  dem  Rechte  der  Vormundschaft 
(Art.  I),  andererseits  mit  der  Statthalterschaft  (Art.  X)  zusammen. 

In  den  Artikeln  VIII,  IX,  XI  und  XII  finden  wir  die  rich- 
terliche Competenz  des  Palatins  ausführlich  dargestellt.  Er 
ist  der  erste,  der  oberste  unter  den  Oberrichtern  des  Rei- 
ches :  iudlcum  regni  maximus.  Sein  richterlicher  Wirkungs- 
kreis ist  so  umfassend,  dass  niemand  eine  ähnliche,  geschweige 
eine  grössere  Gerichtsbarkeit  besitzt,  ausgenommen  der  König.^^ 
Der  Palatin  darf  daher  wen  immer,  in  jedweder  Streitsache, 
auch  in  Processen  um  Liegenschaften  vor  sein  Gericht  {praesen- 
tia  palatinalis)  laden ;  und  kann  der  König  die  vom  Palatin 
verhängten  Bussen  bloss  kraft  seiner  ausserordentlichen  Richter- 


"  Art.  IX.  §.  1  :  „Et  hac  in  re  adeo  amplam  potestatem,  iuris- 
dictionem  et  auctoritatem  habet,  ut  dempta  regia  dignitate  nuilus  omnino 
iustitiariorum  ampliorem,  sed  neque  parem  habeat." 
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gewalt  {non  tarn  ordinaria,  quam  absoluta  potentia  et  autori- 
tate)  erlassen.  Der  Palatin  richtet  ferner,  wie  wir  bereits  gesehen 
haben,  in  den  Processen  zwischen  dem  König  und  den  Landes- 
bewohnern,^-  so  in  den  Processen,  welche  das  Schenkungsrecht 
des  Königs  oder  andere  königliche  Rechte  betreffen  oder  be- 
rühren, namentlich  in  den  Zollrechts-  und  Patronatsrechtsstreitig- 
keiten.^^  Auch  die  Kumanen  und  Jazygen  unterstehen  der  Ge- 
richtsbarkeit des  Palatins,  der  sich  Gespan  und  Richter  der 
Kumanen  {comes  et  iudex  Cumanorum)  schreibt.^'^  Der  Palatin 
ist  schliesslich  der  Oberrichter  Dalmatiens,  wofür  er  die  Ein- 
künfte einiger  dalmatinischer  Inseln  geniesst;  wir  besitzen  hier- 
über keine  näheren  Nachrichten. 

Artikel  X  enthält  die  wichtige  Bestimmung,  dass  so  oft 
der  König  sich  im  Auslande  aufhalte,  der  Palatin  von  Amts- 
wegen {ex  officio)  Statthalter  des  Königs  (locumtenens  regius) 
sei.  Als  solcher  übt  der  Palatin  die  dem  Könige  zustehende 
Executive  aus  und  darf  in  sämmtlichen  Regierungsangelegen- 
heiten und  Gerichtssachen  gleich  dem  König  verfügen,  „aus- 
genommen die  Begnadigung,  die  Verleihung  der  an  die  Heilige 
Krone  heimgefallenen  Güter  und  was  sonst  der  Person  des 
Königs  vorbehalten  ist". 

Dieser  Gesetzartikel  bildet  den  Ausgangspunkt  des  Instituts 
der  königlichen  Statthalterschaft,  das  sich  nach  der  Schlacht  bei 
Mohäcs  entwickelte  und  gleichfalls  als  eine  specifische  Schöpfung 
des  ungarischen  Staatsrechts  bezeichnet  werden  kann.  In  Ab- 
wesenheit  des   Königs   ist   der   Palatin   dessen  Notstell  Vertreter 


*-  Vergleiche  G.-A.  XV11I:1574:  „.  .  .  demptis  causis  inter  regem 
et  regnicolas  motis,  quae  iudicio  palatinali  subiectae  sunt."  Die  vom  Pala- 
tin verhängten  Bussen  kommen  ihm  zugute,  während  die  von  den  anderen 
Oberrichtern  verhängten  Bussgelder  dem  König  gebüren.  Quadriparti- 
tum  III.  tit.  8. 

3*  Siehe  z.  B.  Fej^r  C.  D.  IX/l  S.  163.  Hazai  Okmt.  IV.  S.  313. 
C.  Zichy  II.  S.  271.  273,  V.  S.  359.  G.-A.  XXI:  1566  setzte  für  die  Klagen 
ex  defcctu  seminis  die  Competenz  des  Statthaltereigerichts  fest,  doch  wies 
sie  bereits  G.-A.  XVIII:  1574  dem  Hofrichter  zu.  Vergleiche  Quadriparti- 
tum  III.  tit.  9. 

'*  Der  Palatin  übte  jedoch  diese  Gerichtsbarkeit  nicht  persönlich 
aus,  sondern  Hess  sie  durch  Gespane  {comites  vel  iudices),  die  oft  vom 
König  ernannt  wurden,  verwalten.  Beispiele  siehe  bei  Gyärfäs,  A  Jäsz- 
künok  törtenete  [Geschichte  der  Jazyger  und  Kumanenl  III.  S.  419.  Hajnik 
a.  a.  O.  S.  106. 
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und  kann  der  König  die  Ausübung  der  vollziehenden  Gewalt 
niemand  anderem,  als  dem  Palatin  übertragen;  andererseits  wird 
die  vollziehende  Gewalt,  sobald  der  König  die  Staatsgrenzen 
verlässt,  nicht  mehr  unmittelbar  vom  König,  sondern  an  dessen 
Statt  vom  Palatin  ausgeübt,  so,  dass  der  König  seine  Befehle 
und  Verfügungen  nur  vermittelst  des  Palatins  vollstrecken  las- 
sen kann. 

Nach  1485  bis  zur  Schlacht  bei  Mohäcs  war  wol,  so  oft 
der  König  im  Auslande  weilte,  stets  der  Palatin  Statthalter  des 
Königs,  doch  forderte  man  die  besondere  Bestellung  des  Palatins 
und  deren  Publication.  In  dieser  Weise  ernannte  Wladislaus 
II.  die  Palatine  Peter  Gereb  und  Emerich  Perenyi,  Ludwig  II 
den  Palatin  Stefan  Bäthori  zu  Statthaltern. ^° 

Unter  den  Königen  aus  dem  Hause  Habsburg,  die  sich 
ständig  ausserhalb  des  Landes  aufhielten,  nahm  auch  die  Statt- 
halterschaft einen  ständigen  Charakter  an.  Ferdinand  I.  und  seine 
Nachfolger  respectierten  jedoch  das  Gesetz  sehr  wenig.  Sie  Hessen 
das  Amt  des  Palatins  zu  wiederholten  Malen  und  für  längere 
Zeit  unbesetzt  und  ernannten  besondere  königliche  Statthalter, 
welche  die  dem  König  zustehende  Regierungs-  und  richterliche 
Gewalt  ausübten.  So  ernannte  Ferdinand  I.  bereits  im  Jahre 
1532  den  Hofrichter  Alexius  Thurzö,  1542  den  Erzbischof  von 
Esztergom,  Paul  Värdai  zu  seinem  Statthalter.^^*^ 

Aber  die  Nation  hielt  zähe  an  dem  alten  Recht  fest.  Der 
zu  Pozsony  versammelte  Reichstag  1542  forderte  die  Besetzung 
des  seit  dem  Tode  Stefan  Bäthoris  erledigten  Palatinats  und 
stand  von  der  Forderung  der  sofortigen  Erfüllung  seines  Be- 
gehrens nur  aus  dem  Grunde  ab,  weil  der  Palatin  von  einem 
allgemeinen,  nicht  einem  partialen  Reichstage  gewählt  werden 
müsse. ^'  Im  Jahre  1543  wurde  dann  der  Obergespan  des  Turöczer 
Comitats,  Franz  Revay  zum  Palatinalstatthalter  gewählt.  Das 
Institut  der  Palatinalstatthalter  bestand  in  Verbindung  mit  der 
vom  Palatinat  getrennten  königlichen  Statthalterschaft  von  Fall 
zu  Fall,  bis  G.-A.  111:1608  a.  c.  das  alte  Recht  wiederherstellte 
und  verordnete,  dass  das  Amt  des  Palatins  jederzeit   unbedingt 


'^  Fraknöi,  A  nädori  es  orszägbiröi  hivatal  S.  98. 
*"  Ebenda  S.  99. 

''  G.-A.  XXVIII :  „.  .  .  in  comitiis  generalibus  et  non  in  particulari- 
bus  per  suffragio  omnium  statuum  et  ordinum  regni  palatinus  eligi  solet." 
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besetzt  werden  müsse/'"'*  Da  der  Palatin  von  Amtswegen  der 
Statthalter  des  Königs  war,  verschwand  mit  dem  Wiederaufleben 
des  alten  Rechts  sowol  das  besondere  königliche  Statthalteramt, 
als  das  Amt  des  Palatinalstatthalters.  Der  Palatin  ist  der  stän- 
dige Statthalter  des  Königs;  er  besitzt  ausser  seinem  Wirkungs- 
kreise als  Palatin  {officium  palaünale)  einen  besonderen 
Wirkungskreis  als  königlicher  Statthalter,  ein 
besonderes  Statthalteramt  {officium  locumtenentiale  regium). 

Der  Palatin  übte  in  seiner  Eigenschaft  als  Statthalter 
des  Königs  eine  besondere  Gerichtsbarkeit  aus,  die  in  der  per- 
sönlichsten Gerichtsobrigkeit  des  Königs  wurzelte  und  unter  den 
Habsburgern  zur  Entstehung  einer  obersten  Gerichtsinstanz,  der 
Septemviraltafel  führte.  Nach  dem  Recht  des  ausgehen- 
den Zeitalters  der  Könige  aus  den  verschiedenen  Häusern  gehörten 
nämlich  die  fünf  Fälle  der  grossen  Gewalttätigkeit,^'^  sowie  die  zu 
Kriegszeit  verübten  anderen  Gewalttätigkeiten  und  Besitzstörun- 
gen,^"  ferner  die  Angelegenheiten  der  Waisen  (zufolge  der 
Obervormundschaft  des  Königs),  ^^  und  die  gegen  die  Urteile 
der  Oberrichter  des  Reiches,  bezw.  der  Protonotare  einge- 
legten Berufungen  vor  das  persönliche  Gericht  des  Königs,  der 
in  diesen  Fällen  in  eigener  Person  {proprio  in  persona)  nnter 
dem  Beisitze  der  geistlichen  und  weltlichen  Herren,  d.  i.  im 
grossen  Rate  zu  Gericht  sass. 

Infolge  der  dauernden  Abwesenheit  des  Königs  nach  der 
Katastrophe  von  Mohäcs  nahm  die  persönliche  Teilnahme  des 
Königs  an  der  Rechtspflege  ein  Ende.  Die  persönlichste  Gerichts- 
obrigkeit des  Königs  gieng  allmälig  auf  den  Palatin,  als  könig- 
lichen Statthalter  über.  Seit  der  Mitte  des  XVI.  Jahrhunderts 
handeln  zahlreiche  Gesetzartikel  von  dem  richterlichen  Wirkungs- 
kreise des   königlichen   Statthalters.^^    Der   besonders   ernannte 

^*  Fraknöi  a.  a.  O.  S.  104—106.  Als  nach  dem  Tode  Emerich  Zä- 
polyas  das  Amt  des  Palatins  längere  Zeit  (1487—1492)  unbesetzt  blieb, 
vertrat  Urban  Döczi,  Bischof  von  Eger  und  königlicher  Oberstschatz- 
meister den  Palatin. 

'«  G.-A.  VIII :  1498.  Siehe  auch  G.-A.  XV :  1474. 

"  G.-A.  XVM  :  1518. 

^'  Vgl.  Hajnik  a.  a.  O.  S.  43. 

*^  Bereits  in  dem  Ernennungsdecret  Alexius  Thurzös  heisst  es : 
„.  .  .  quod  habeat  facultatem  administrandi  iustitiam,  etiam  omnem  appei- 
lationem."  Fraknöi  a.  a.  O.  S.  150.  Desgleichen  in  dem  Ernennungsdecret 
Paul  Värdais,  das  sich  im  Corpus  Juris  mitgeteilt  findet. 
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königliche  Statthalter  wird  verpflichtet  beständig  an  der  Rechts- 
pflege teilzunehmen  und  in  den  Processen  zu  urteilen,  die 
vormals  der  König  in  eigener  Person  entschied."^^  So  ent- 
steht das  königliche  Statthaltereigericht  {iudi- 
clum  locumtenentis  vel  locumtenenüae),^^  vor  welches  die  einst 
vor  dem  persönlichsten  Gericht  des  Königs  anhängigen  Streit- 
sachen gehören.  Der  Palatin  urteilt  in  diesen  Processen  kraft 
seiner  Gewalt  als  königlicher  Statthalter  {auctoritate 
locumtenentiae)y'' 

Das  Ergebnis  dieser  Entwicklung  fasst  G.-A.  XV1II:1574 
in  folgende  Worte  zusammen :  „Der  Herr  Statthalter  ist  der 
oberste  Richter  {primarius  iudex),  der  in  Abwesenheit  der 
königlichen  Majestät  die  Urteile  sämmtlicher  Richter  des  Reiches, 
die  auf  dem  Berufungswege  vor  ihn  gelangen,  zu  bestätigen 
oder  zu  verbessern  pflegt".  Wir  sehen  zugleich,  dass  der 
Schwerpunkt  der  Bedeutung  des  Statthaltereigerichts  in  dessen 
Wirksamkeit  als  Berufungsinstanz  lag.  Es  erlangte  denn  auch 
allmälig  als  Apellationsgericht  unter  dem  Vorsitze  des  Pala- 
tins  eine  besondere  Organisation  und  trennte  sich  völlig  von  der 
königlichen  Tafel. 

G.-A.  XXII:  1566  bestimmt,  dass  bei  der  Erledigung  der 
Appellationen  nach  der  bisherigen  Gewohnheit  mindestens  je 
zwei  Prälaten  und  Barone  den  Statthalter  unterstützen  sollen. 
Art.  VI  des  II.  Decrets  v.J.  1572  zählt  bereits  die  Mitglieder  des 
Statthaltereigerichts  mit  Namen  auf:  der  Statthalter  soll  die 
Entscheidung  der  Apellationen  mit  den  Bischöfen  von  Eger 
und  Veszprem  aus  der  Reihe  der  Prälaten,  mit  dem  Palatinal- 
statthalter  Ladislaus  Bänffy,  ferner  Michael  Revay  und  Johann 
Korony  aus    der    Reihe  der   Barone   vornehmen.*^   Damit  war 

"  Siehe  G.-A.  XLVI :  1542  (Pozsony),  XXXII :  1543,  XXXIV.  XXXV  : 
1545,  XXXV  :  1546,  XIX  :  1548,  LVII :  1550,  XXVIII :  1552,  XX  :  1553,  XLIII : 
1556,  XXI :  1566. 

**  G.-A.  XXXV :  1546 :  „.  .  .  iudicia  quae  ad  officium  locumtenen- 
tiae  spectant."  G.-A.  LVII:  1550:  „.  .  .  iudicia  locumtenentis  ..."  Siehe 
noch  G.-A.  XXV  :  1563. 

*^  G.-A.  XXXIX  .1595:  „Dominus  palatinus  causas  illas  .  .  .  auto- 
ritate  locumtenentiae  continue  adiudicare  non  praetermittat." 

*^  Laut  G.-A.  IV :  1582  §.  6  besteht  das  Appellationsgericht  aus  dem 
königlichen  Statthalter  und  den  an  die  Seite  des  Palatinalstatthalters  ver- 
ordneten drei  Prälaten  (darunter  den  Bischöfen  Telegdi  und  Mossöczi)  und 
drei  Magnaten. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassung«-  und  Rechtsgeschichte.  43 
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denn  die  Septem  viral  tafel  {tabula  septemvlralis)  ihrem 
Kerne  nach  zustande  gekommen.*' 

Als  königlicher  Statthalter  besass  der  Palatin  ein  weiteres, 
wichtiges  Recht :  das  Sc  he  n  ku  ngsrec  h  t  bis  zu  32  Unter- 
tanenhufen. Die  Palatinalartikel  gedenken  dieses  Rechtes 
nicht,  ja  Art.  X,  welcher  von  dem  Wirkungskreise  des  Palatins 
als  Statthalter  handelt,  scheint  das  Schenkungsrecht  unverkürzt 
dem  Könige  reservieren  zu  wollen.*®  Wir  besitzen  jedoch  urkund- 
liche Zeugnisse,  dass  die  Palatine  sowol  vor,  als  nach  den 
Palatinalartikeln  ein  Schenkungsrecht  ausübten,*-'  und  es  kann 
nicht  bezweifelt  werden,  dass  dies  Recht  den  Palatinen  eben 
als  königlichen  Statthaltern  zustand.  Den  während  der  Vacanz 
des  Palatinats  bestellten  königlichen  Statthaltern  wurde  dieses 
Recht  in  den  königlichen  Ernennungsdecreten  ausdrücklich  bestä- 
tigt und  durch  G.-A.  XXVI:  1567  sogar  inarticuliert.^*^  Als  das 
Decret  von  1608  betreff  der  Besetzung  des  Palatinats  das  alte 
Recht  wiederherstellte,  wurde  im  darauf  folgenden  Jahre  das 
Schenkungsrecht  des  Palatins  neuerlich  durch  Gesetz  fest- 
gestellt.''^ 

Der  Palatin  ist  schliesslich  der  Obergespan  der  Comitate 
Pest,  Pills  und  Solt,^^  der  Vorsitzende  des  Reichstags,  beziehungs- 
weise später  der  Magnatentafel,  ferner  des  aus  dem  königlichen 
Rate  entstandenen  Statthaltereirates,  und  übt  an  des  Königs 
Statt  die  Obervormundschaft  aus. 

Der  Palatin  wird  laut  G.-A.  II :  1439  vom  König  und  dem 
Reichstag  gewählt.  Das  Wahlrecht  der  Nation  findet  sich  in  den 
späteren  Decreten  wiederholt  bestätigt^^  und   G.-A.   XXII :  1526 

*'  Von  der  Septemviraltafel  handelt  G.-A.  X:  1715  und  XXIV :  1723. 

**  G-.A.  X :  1485  §.  1 :  „.  .  .  demptis  tarnen  gratiis  et  donationi- 
bus  iurium  ad  coronam  devolutorum  .  .  ." 

**  Palatinalschenkungen  kommen  bereits  unter  König  Sigismund  vor, 
da  die  Palatine  zugleich  königliche  Statthalter  waren.  Siehe  Beispiele  bei 
Fraknöi  a.  a.  O.  S.  78.  103.  Bartal  a.  a.  O.  III.  S.  124.  G.-A.  XII :  1446  gestat- 
tet dem  Gubernator  Schenkungen  bis  zu  32  Untertanenhufen.  Kovachich, 
Sylloge  S.  113.  Kelemen  (Institutiones  iuris  hungarici  privat!  III.  S.  135) 
und  Frank  (Principia  iuris  civilis  hungarici  I.  S.  168)  leiten  die  Palatinal- 
schenkungen irriger  Weise  aus  diesem  G.-A.  ab. 

'»  G.-A.  XXVI:  1567  §.  4. 

^'  G.-A.  LVI :  1609.  Siehe  auch  G.-A.  XXX  :  1659,  1 :  1681,  LXXVI : 
1659,  II.  XXV:  1751. 

'-^  G.-A.  XXX:  1659,  LXXVIII  :  1750. 

"»  Siehe  G.-A.    XXXIII :  1492,  II :  1526,  XXVIII :  1543. 
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bestimmte,  dass  das  Amt  des  Palatins  ein  lebenslängliches  sei 
und  der  Palatin  seiner  Amtsstellung  nur  eines  solchen  Verbre- 
chens wegen  entsetzt  werden  könne,  auf  welchem  die  Todes- 
strafe stehe.^^  Den  Modus  der  Wahl  setzte  G.-A.  III :  1608  a.  c. 
in  der  Weise  fest,  dass  der  König  aus  der  Reihe  der  Stände 
zwei  Katholiken  und  zwei  Evangelische  candidiere  und  der 
Reichstag  von  diesen  denjenigen  wähle,  der  ihm  als  der  geeig- 
netste scheine. 


§.  3.  Der  Hofrichter.  Die  Organisation  der  königlichen 
Gerichte.  Die  ordentlichen  Richter  des  Landes. 

Seit  dem  XIII.  Jahrhundert  ist  der  Hofrichter  der  Ver- 
treter der  Gerichtspersönlichkeit  des  Königs;  er  stellt  die 
ordentliche  Gegenwart  des  Königs  im  Gerichte, 
die  praesentia  regia  vor  und  ist  der  Vorsitzende  des  in  der  könig- 
lichen Curie  tätigen  Gerichtshofes.  Die  Ladung  vor  die  Gegen- 
wart des  Königs  ist  gleichbedeutend  mit  der  Ladung  vor  den 
Hofrichter  {ad  praesentiam  regiatn  seil  judicis  curiae  suae)}  Im 
XIV.  Jahrhundert  urteilt  das  von  ihm  gehaltene  Königsgericht 
{sedes  iudiclana  regia),  abgesehen  von  den  Exemptionen,  in 
allen  wichtigeren  Civil-  und  Strafsachen,  sogar  in  den  Processen 
zu  Hals  und  Habe,  wie  G.-A.  IX:  1351  bezeugt.^ 

Obwol  die  vor  dem  Gericht  des  Königs  anhängigen 
Angelegenheiten  in  der  könighchen  Curie  gewöhnlich  vom 
Hofrichter  versehen  wurden,  gab  es  dennoch  Processe,  welche 
der  König  in  eigener  Person,  oder  vom  Könige  besonders  be- 
auftragte Richter  erledigten,  so  namentlich  die  durch  königliche 
Freibriefe  von  der  Competenz  des  Hofrichters  ausgenomme- 
nen und  dem  persönlichen  Richteramte  des  Königs  vorbe- 
haltenen Angelegenheiten.  ^    Man   bezeichnete   diese   p  e  r  s  ö  n- 

"  G.-A.  XXII :  1526  §.  2. :  „et  pro  tali  quidem  crimine,  ut  non  saltem 
officio,  sed  et  capite  privetur." 

1  Siehe  z.  B.  Hazai  Okmt.  V.  S.  307.  Teleki  a.  a.  O.  XII.  S.  266. 

^  „Si  quis  nobilis  ordine  iudiciarii  in  facto  potentiaii  .  .  .  ac  sententiae 
capitalis  pro  quocunque  facto  in  praesentia  paiatinali  et  iudicis  curiae 
nostrae  .  .  .  convictus  fuerit  .  .  ." 

^  Die  Gerichtsexemptionen  mehrten  sich  unter  den  Königen  aus  dem 
Hause  Anjou   auf  grund   der   Aufnahme   in  den  besonderen   Königsschutz 

43* 
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liehe  Ri  eilte  rtätigkeit  des  Königs  gegenüber  der  vom 
Hofrichter  vertretenen  praesentia  regia  als  die  besondere 
Gerichtsgegenwart  des  Königs  (specialis  praesentia 
regia).  Der  König  nahm  in  den  hieher  gehörigen  Angelegen- 
heiten die  Tätigket  des  Hof-  oder  Erzkanzlers  (summus  canceL- 
lariiis)  in  Anspruch.  Die  Processe  wurden  vom  Erzkanzler,  oder 
dessen  Vertreter,  dem  Vicekanzler  vorbereitet  und  referiert;  er  fer- 
tigte auch  die  unter  dem  persönlichen  Vorsitz  des  Königs  erbrachten 
Gerichtsurteile  aus.  Wenn  der  König  verhindert  war,  betraute  er 
den  Kanzler  mit  seiner  Vertretung.  Der  Hof-  oder  Erzkanzier 
wurde  solcherart  ein  ordentlicher  Richter  der  königlichen  Curie 
mit  eigener  Competenz ;  das  von  ihm  geleitete  Gericht  der  beson- 
deren Gegenwart  des  Königs  bestand  anderthalb  Jahrhunderte 
als  ein  besonders  organisiertes  Gericht  mit  eigenem  Siegel  und 
Hilfspersonal.* 

Als  das  Gericht  der  besonderen  Gegenwart  des  Königs 
solcherart  ein  ordentliches  Gericht  der  königlichen  Curie  ge- 
worden war,  wurde  die  factisch  persönliche  Gerichtsobrigkeit 
des  Königs  nicht  mehr  als  specialis  praesentia  regia,  sondern 
als  personalis  praesentia,  als  persönliche  Gegenwart 
des  Königs  im  Gerichte  bezeichnet.  Bis  in  die  letzten 
Regierungsjahre  Sigismunds  haben  wir  unter  diesen  Ausdrücken 
das  vom  König  in  eigener  Person  gehaltene  Gericht  zu  ver- 
stehen.^ Das  (II.)  Decret  von  1435  führte  jedoch  eine  wichtige 
Neuerung  ein.  Es  trennte  die  Fälle  der  grossen  Gewalttätigkeit 
von  den  leichteren  Fällen,  und  wies  jene  der  persönlichen  Gegen- 
wart des   Königs,   dem    Palatin   und   dem    Hofrichter   zu.*^   Die 

{Uterae  protectiotiales,  specialis  protectio),  infolge  dessen  setzte  sich  auch  der 
Ausdruck  specialis  praesentia  regia  fest.  Siehe  z.  B.  Anjouk.  Okmt.  I.  S.  144, 
II.  S.  463,  III.  S.  186.  C.  Zichy  II.  S.  120.  Fej^r  C.  D.  IX/5  S.  456.  Vgl.  Hajnik, 
A  kiräly  birösägi  szemelyes  jelenlete  [Die  persönliche  Gegenwart  des  Königs 
im  Gerichte]  S.  6. 

'  G.-A.  XXXV :  1459  §.  3  :  „Et  sigillum  specialis  praesentiae  suae, 
dandi  ad  conservandum  cui  maluerit  cum  idem  Suae  Maiestatis  est,  habeat 
facultatem."  Kovachich,  Sylloge  S.  172. 

*  Beispiele  siehe  Fej^r  C.  D.  X4  S.  679.  Hazai  Okmt.  II.  S.  289. 
C.  Zichy  II.  S.  242. 

«  G.-A.  V :  1435  (11) :  „.  .  .  mediantibus  eorum  et  dicti  capituli  lite- 
ris  .  .  .  in  personalem  nostram  praesentiani  reglam  aut  palatinalem  seu  iudicis 
curiae  nostrae  transmittant.  Nos  vel  iudex  alius,  ad  quem  causa  transmissa 
fuerit,  iuramentum  capitis  decernendo  tandem  finalem  sententiam  profere- 
mus  et  proferre  tenebimur." 


677 

grosse  Anzahl  der  Gewalttätigkeitssachen  gebot  bald  die 
dauernde  Vertretung  auch  der  persönlichen  Gegenwart  des 
Königs  und  die  ständige  Organisation  der  personalis  prae- 
sentia  regia. 

Im  Gericht  der  persönlichen  Gegenwart  vertrat  den  König 
von  Anbeginn  der  Geheimkanzler  (secretarlus  cancellariiis) , 
der  rechtskundige  Leiter  der  von  Karl  Robert  errichteten  klei- 
neren königlichen  Kanzlei,'  welcher  die  Ausfertigung  der  Gerichts- 
urkunden oblag.  Er  rückte  also  um  1453  an  die  Spitze  des 
neuen  ständigen  Gerichts  der  personalis  praesentia,  als  stän- 
diger Stellvertreter  der  persönlichen  Gegenwart  des  Königs,  der 
unmittelbar  im  königlichen   Namen    urteilt  und  urkundet,- 

Eine  Zeit  lang  —  bis  zum  Jahre  1464  —  bestanden  die 
beiden  Gerichte  der  besonderen  und  der  persönlichen  Gegenwart 
des  Königs  neben  einander.  Als  jedoch  die  Decrete  von  1462 
und  1463  die  kurzfristigen  Processe  (breves  evocationes)  vor 
die  personalis  praesentia  wiesen, '-*  vereinigte  König  Matthias 
das  überflüssig  gewordene  Gericht  der  specialis  praesentia  mit 
demjenigen  der  persönlichen  Gegenwart,  desgleichen  die  Ämter 
des  Erz-  und  des  Geheimkanzlers. ^*^  Die  gerichtlichen  Exem- 
tionen gedenken  seither  nur  des  Gerichts  der  persönlichen 
Gegenwart.  Der  eigentliche  Stellvertreter  derselben  ist  nunmehr 
der  Geheimkanzler,  den  auch  G.-A.  LXVIII:1486  nach 
dem  Palatin  und  dem  Hofrichter  als  dritten  Oberrichter 
{iudex  Ordinarius  regni)  des  Reiches  nennt. ^^ 

Der  Geheimkanzler  (ob  er  nun  zugleich  das  Erzkanzleramt 
innehatte  oder  nicht)  vermochte  jedoch  wegen  seiner  anderen 
Amtsgeschäfte  die  vor  das  Gericht  der  personalis  praesentia 
gelangenden  Processe  nicht  selbst  zu  erledigen,  sondern  bedurfte 
hierzu  seinerseits  eines  Vertreters.  Auf  diese  Weise  entstand  im 

'  Siehe  unten  §.  5. 

*  Johann  Vitez,  Bischof  von  Värad,  der  berühmte  Humanist  und  Er- 
zieher König  Matthias'  war  der  erste  Geheimkanzler,  der  die  persona- 
lis praesentia  regia  ständig  vertrat.  Das  älteste  Siegel  dieses  Gerichts  ist 
uns  aus  dem  Jahre  1453  bekannt.  Hajnik  a.  a.  O.  S.  15. 

9  G.-A.  1 :  1462,  XXI :  1463. 

^°  Während  den  ersten  Regierungsjahren  König  Matthias'  werden 
die  beiden  Ämter  noch  von  zwei  Kanzlern  bekleidet.  Hajnik  a.  a.  O.  S.  18. 

"  §.  1 . :  „Idcirco  declaratur  hie  per  expressum  quod  iudices  ordi- 
narii  sunt:  imprimis  palatinus,  deinde  iudex  curiae  et  postmodum  secretarius 
cancellarius  ..." 
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dritten  Viertel  des  XV.  Jahrhunderts  ein  neues  Richteramt,  des- 
sen Inhaber  in  den  Urkunden  als  Statthalter  der  per- 
sönlichen Gegenwart  des  Königs  im  Gerichte, 
lateinisch  personalis  praesenüae  reglae  In  iudiciis  locumtenens, 
später  einfach  personalis,  Personal  (ung.  szenielynök)  bezeichnet 
wird.  Bereits  in  G.-A.  LXVIII :  1486  erscheint  neben  dem  Geheim- 
kanzler dessen  Vertreter,  der  Personal  als  der  dritte  Oberrichter 
des  Reiches,  dem  das  Gerichtssiegel  des  Königs  anvertraut  ist 
und  der  in  den  vor  die  persönliche  Gegenwart  gehörenden 
Processen  zumeist  zu  urteilen  pflegt.^^  Das  Amt  des  königlichen 
Personals  wurde  anfangs  von  geistlichen  Personen  bekleidet; 
doch  bestimmte  bereits  G.-A.  IV:  1507,  dass  das  Gerichtssiegel 
des  Königs,  unter  welchem  die  sententlae  capltales  und  andere 
Strafurteile  ausgefertigt  werden,  von  einem  in  den  Gesetzen  und 
der  Rechtswissenschaft  bewanderten  weltlichen  Manne  verwahrt 
werde. ^^  Dasselbe  wiederholt  G.-A.  LV:  1514  nebst  dem  Zusätze, 
dass  der  Personal  sich  ständig  in  Buda  aufhalte;  auf  grund 
dieses  Artikels  wurde  Stefan  Werbö'czt  noch  in  demselben  Jahre 
—  als  erster  vom  weltlichen  Stande  —  Personal. 

Die  persönlichste  Gerichtsbarkeit  des  Königs 
nahm  jedoch  trotz  der  Ausbildung  des  Personalgerichts  kein 
gänzliches  Ende.  Der  König  richtete  auch  fürder  in  eigener 
Person  in  den  Processen  der  Grafen,  was  bekanntlich  G.-A. 
XXI :  1486  bestätigte ;  ^*  ferner  gehörten  vor  sein  persönlichstes 
Tribunal  —  wie  bereits  erwähnt  —  die  fünf  Fälle  der  grossen 
Gewalttätigkeit,  die  zu  Kriegszeit  verübten  anderen  Gewalttätig- 
keiten und  Besitzstörungen,  die  Angelegenheiten  der  Waisen, 
die  Ehrensachen,  schliesslich  die  Berufungen  gegen  die  im 
königlichen  Gerichtshofe  (Gerichtstafel)  erbrachten  Urteile  der 
Oberrichter  des  Reiches. 

Es  entwickelte  sich  in  der  königlichen  Curie  kein  beson- 
deres Organ  mehr,  dem  die  Erledigung  dieser  Gerichtsgeschäfte 

^*  §.  1  :  „. .  .  secretarius  cancellarius,  si  praesens  fuerit,  sin  autem 
non,  locumtenens,  hoc  est  qui  sigillum  iudiciale  Reglae  Maiestatis  pro 
tempore  tenet." 

"  §.  2 :  „Amodo  deinceps  sigillum  iuridicum  Regiae  Maiestatis 
(sub  quo  universae  sententiae  capltales  allaeque  literae  super  punitionibus 
poenisque  malefactorum  et  capite  plectendorum  emanarl  solent)  persona  secu- 
larls  benemerlta  lurlumque  et  llterarum  perlta  teneat." 

'*  Siehe  oben  S.  564  Anm.  24. 
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überlassen  worden  wäre.  Der  König  nahm  dabei  die  Unter- 
stützung des  einen  oder  anderen  Oberrichters  in  Anspruch.  Er 
hielt  das  Gericht  mit  den  geistlichen  und  weltlichen  Herren, 
d.  i.  den  Mitgliedern  des  grossen  Rates ;  bei  der  Entscheidung 
der  Appellationen  durften  die  Oberrichter  und  deren  Proto- 
notare,  ferner  die  Beisitzer  des  königlichen  Gerichtshofes  zu- 
gegen sein,  jedoch  ohne  an  der  Beratung  teilzunehmen.^^  Die 
Streitsache  wurde  von  jenem  Oberrichter  referiert,  gegen  dessen 
Urteil  die  Berufung  eingelegt  worden  war. 

Auch  die  Infidelitätsprocesse  gehörten  vor  das  persönlichste 
Gericht  des  Königs,  bis  G.-A.  III :  1495  sie  der  Competenz  des 
Reichstages  zuwies.  ^^  Die  Ladung  lautete  in  solchen  Fällen  vor 
den  König,  auf  den  nächsten  Reichstag.  Die  Anklage  vertrat  der 
Personal ;  das  Urteil  wurde  vom  Reichstag  gefällt  und  der 
Urteilsbrief  im  Namen  der  anwesenden  Mitglieder  des  Reichs- 
tages, unter  den  Siegeln  der  drei  Oberrichter  ausgefertigt.^' 

Seit  der  Mitte  des  XV.  Jahrhunderts  ruht  die  königliche 
Gerichtsbarkeit  in  den  Händen  des  Palatins,  des  Hofrichters  und 
des  Personals,  Sie  sind  die  Säulen  der  Rechtspflege,  die  Erben 
der  persönlichen  Gerichtsobrigkeit  des  Königs ;  weil  die  oberste 
Gerichtsbarkeit  im  Lande  von  ihnen  ausgeübt  wird,  bezeichnen 
die  Quellen  sie  als  die  ordentlichen  Richter  des  Reiches  {iudices 
ordlnarll  regni),  wir  können  sie  füglich  Oberrichter  (ung. 
nagybiräk)  nennen.  Alle  wichtigeren  Civil-  und  Strafsachen  der 
Adeligen  werden  unter  dem  Vorsitze  der  Oberrichter  entschieden.^* 

^^  G.-A.  VII  :  1500  §.  1.  2:  „Tunc  tempore  revisionis  et  discussionis 
huiusmodi  causarum  praefati  iudices  ordinarii,  magistri  proto-notarii  et 
ceteri  sedis  iudiciariae  coassessores  Interesse  poterint.  Attamen  ad  ulterio- 
rem  et  evidentiorem  earundem  causarum  discussionem  verba  facere  non 
valebunt." 

^^  G.-A.  III  :  1464  und  XIII:  1492  schrieben  die  Mitwirkung  des  grossen 
Rates  bei  der  Entscheidung  der  Infidelitätssachen  vor.  Die  Fälle  der  Treu- 
losigkeit sind  aufgezählt  in  G.-A.  II :  1462  und  IV ;  1495 ;  von  einzelnen 
Fällen  handeln  G.-A.  IX:  1405  (II),  XXIV:  1345  (II),  VI.  VII :  1453,  VI:  1458 
(Szilägyi). 

^^  Siehe  das  gegen  Stefan  Werböczi  und  dessen  Schwiegervater 
Michael  Szobi  erbrachte  Infidelitätsurteil  des  Reichstages  von  1526.  Horväth, 
Werböczi  Istvän  emlekezete  [Das  Andenken  Stefan  Werböczis]  II.  S.  245 — 
250.  Fraknöi,  Werböczi  Istvän  S.  227—238. 

■^  G.-A  LXVIIl  :  1486  §.  3 :  „Appellantur  autem  iudices  ordinarii, 
quia  quamlibet  causam  discutere  et  ipsi  soli  eorumque  vicesgerentes  ad 
sedem  iudiciariam   non   vocati  intrare  possunt."  Ebenso  G.-A.  XLII  :  1492. 
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Die  Competenz  der  Oberrichter  war  nicht  genau  abge- 
grenzt, doch  begründete  betreff  gewisser  Angelegenheiten  zum  Teil 
das  Gesetz,  zum  Teil  die  Praxis  die  Zuständigkeit  des  einen 
oder  anderen  Richter.  Der  Palatin  richtete,  wie  wir  wissen,  als 
iudex  mediiis  zwischen  dem  König  und  der  Nation,  in  den 
Processen,  welche  ein  königliches  Recht  betrafen  oder  berühr- 
ten ;  vor  ihn  gelangten  ferner  die  Berufungen  gegen  die  Urteile 
der  ordentlichen  Gerichte  der  Rumänen.  ^'''  Der  Hofrichter  ent- 
schied die  Klagen  um  Liegenschaft,  deren  Fundament  der  Stam- 
mesabgang {defectiis  seminis)  war,^"^  die  Appellationen  vom 
Woywodalgericht,  sowie  dem  Gerichte  des  Banus  von  Dalmatien, 
Kroatien  und  Slavonien,^^  schliesslich  die  vor  dem  Ehrengericht 
{curia  militaris)  anhängigen  Klagen.  Das  Gericht  des  Personals 
war  die  Berufungsinstanz  für  die  Comitatsgerichte,  es  war  fer- 
ner zuständig  in  den  kurzfristigen  und  Gewalttätigkeitsprocessen. 
Wenn  das  Amt  des  zuständigen  Oberrichters  vacant  war,  des- 
gleichen bei  Befangenheit  des  zuständigen  Richters,  überwies 
der  König  die  betreffenden  Streitsachen  dem  einem  der  beiden 
anderen  Oberrichter. 

Die  drei  Oberrichter  sassen  in  der  königlichen  Curie  mit 
denselben  Beisitzern,  den  Mitgliedern  des  königlichen  Gerichts- 
hofes, der,  wie  wir  bereits  wissen,  im  Laufe  des  XV.  Jahrhunderts 
eine  ständige,  feste  Organisation  erhielt, '^^  zu  Gericht.  Die  Mit- 
glieder des  königlichen  Gerichtshofes  (oder  Gerichtstafel)  waren 
von  Amtswegen :  die  Oberrichter,  deren  Stellvertreter  (Vice- 
palatin  und  Vicehofrichter)  und  Protonotare ,  ferner  die  Prä- 
laten, Barone  und  Adeligen,  die  vom  Könige  und  dem  Reichstag 
zu  ständigen  Beisitzern  (coassessores)  des  königlichen  Gerichts- 
hofes gewählt,  bezw.  ernannt  wurden. ^^  Der  Tavernicus,  der 
Obersthofmeister  (magnus  seneschallus),  der  Banus  von  Dal- 
matien, Kroatien  und  Slavonien,  sowie  der  Woywode  von  Sieben- 
bürgen nud  deren  Gerichtsstellvertreter  und  Protonotare   waren 

Lange  zählt  auch  der  Tavernicus  zu  den  ordentlichen  Richtern  der  könig- 
lichen Curie ;  zu  Anfang  des  XV.  Jahrhunderts  scheidet  er  jedoch  daraus- 
Siehe  unten  §.  4. 

^^  Siehe  oben  S.  670. 

^o  Trip.  1.  tit.  30.  G.-A.  XVIII :  1574. 

"  G.-A.  VI :  1500.  Trip.  III.  tit.  3.  §.  6.  G.-A.  XVlll :  1574. 

"  Siehe  oben  S.  470.  652. 

'•■'  G.-A.  VllI :  1495,  11 :  1498,  X  :  1500,  III :  1507. 
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berechtigt,  wann  immer  an  den  Sitzungen  des  königlichen 
Gerichtshofes  teilzunehmen,  jedoch  nicht  zum  Erscheinen  ver- 
pflichtet.2^ 

Die  von  den  drei  Oberrichtern  gehaltenen  Gerichte  un- 
terschieden sich  also  nur  hinsichtlich  der  Person  des  Vor- 
sitzenden und  des  Referenten ;  die  Urteilfinder  waren  dieselben. 
Die  Oberrichter  sind  nämlich  bloss  die  Vorsitzenden  des 
Gerichtshofes,  denen  die  Leitung  der  Verhandlung,  die  Aus- 
stellung der  richterlichen  Mandate,  Ladung  u.  s.  w.,  sowie  die 
Vollstreckung  des  Urteils  obliegt;  die  richterliche  cognlilo,  die 
Urteilfällung  ist  Aufgabe  der  Beisitzer. 

Die  Oberrichter  wurden  in  ihrer  Amtstätigkeit  vornehm- 
lichst  von  den  Protonotaren  (protonotarli)  unterstüzt.  Wir 
wissen,  dass  der  Palatin  und  der  Hofrichter  bereits  im  XIII. 
Jahrhundert  Protonotare  hatten ;  -^  im  XIV.  Jahrhundert  entstand 
das  Protonotariat  der  besonderen  Gegenwart  des  Königs  im 
Gerichte,  im  XV.  Jahrhundert  das  der  personalis  praesentis 
regia}^  Als  im  Jahre  1464  diese  beiden  Gerichte  unter  der 
Leitung  des  Geheimkanzlers,  bezw.  des  Personals  vereinigt  wur- 
den, behielt  dieser  die  beiden  s.  g.  königlichen  Protonotare 
{protonotant  regit),  während  der  Palatin  und  der  Hofrichter  je 
einen  hatten.  Es  gab  also  im  ganzen   vier  Protonotare. 

Im  Laufe  des  XV.  Jahrhunderts  liegt  der  Schwerpunkt  der 
richterlichen  Entscheidungen  in  der  Wirksamkeit  der  Protonotare. 
Sie  bereiteten  die  Processe  für  die  Urteilfällung  vor;  später  unter- 
breiteten sie,  nachdem  das  Verfahren  geschlossen  worden  war, 
dem  Gerichtshof  formulierte  Urteilsvorschläge ;  man  hiess  sie 
daher  ungarisch  mit  Fug  und  Recht  itelö'mesterek,  das  heisst 
Urteilsmeister.  Das  Decret  von  1471  richtet  den  Befehl,  es  möge 
in  der  königlichen  Curie  jedem  Recht  gewährt  werden,  gerade- 
wegs an  die  Protonotare."-"  G.-A.  XX  :  1486  verbietet  ihnen  ausser- 
halb der  Curie,  in  ihrer  Privatwohnung  Urteile  zu  fällen,  und 
bestimmt,  dass  die  Urteile  in  der  Sitzung  des  Gerichtshofes 
veriesen  und  schriftlich  ausgefertigt  werden  müssen  und  zwar 
sollen  die  Protonotare  der  beiden  anderen  Oberrichter  das  Siegel 

"  G.-A.  LXVllI :  1486,  XLIl  :  1492. 
"  Siehe  oben  S.  187.  189. 
"  Hajnik  a.  a.  O.  S.  10. 

"  G.-A.  XIV :  1471 :  „Item,  quod  magistri  protonotarli  unicuique 
faciant  iustitiam  sub  poena  consueta." 
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anhängen.  Die  grosse  Bedeutung  des  Protonotariats  bekundet 
auch  G.-A.  XL:  1518  (Bäcs),  laut  welchem  der  Vicepalatin,  der 
Vicehofrichter  und  die  Protonotare  im  königlichen  Rat  stets 
zugegen  sein  sollen.  Sie  waren  ferner  von  Amtswegen  Mitglieder 
des  Reichstages;-*  später  versahen  an  der  Magnatentafel  die 
Protonotare  des  Palatins  und  des  Hofrichters  die  Schriftführer- 
agenden. 

Neben  den  ordentlichen  Gerichten  der  königlichen  Curie 
bestand  am  Königshofe  auch  ein  Sondergericht,  die  curia  mlll- 
tariSy  die  wir  als  Ehrengericht  bezeichnen  dürfen.  Der  Ursprung 
dieses  Gerichts  reicht  in  die  erste  Hälfte  des  XIV.  Jahrhun- 
derts zurück,'-^  als  unter  den  Anjou  das  ritterliche  Wesen 
grössere  Bedeutung  erlangte  und  Karl  Robert  zum  Schutze 
seiner  Person  eine  königliche  Leibwache  {aulae  regiae  milltes) 
errichtete.  ^*^ 

Die  Rechtshändel  der  zum  Hofe  gehörigen  Ritter  und  Edeln, 
welche  deren  persönliche  Ehre  berührten,  wurden  vom  König 
in  Person,  oder  vom  Hofgespan  {comes  cunae)  entschieden.  Die 
Hofgespanschaft  bekleidete  von  Anbeginn  der  Hofrichter  im  Neben- 
amte. Später  durften  auch  Adelige,  die  nicht  zum  Hofe  gehörten, 
in  den  Angelegenheiten,  die  ihre  Ehre  betrafen,  sich  an  das  Ehren- 
gericht wenden,  wodurch  dieses  allmälig  eine  ausgedehnte  Com- 
petenz  erhielt  und  eine  allgemeine  Bedeutung  gewann.^^ 

Vor  das  Ehrengericht  konnten  sämmtliche  als  Ehren- 
händel {causae  in  facto  honoris)  betrachtete  Angelegenheiten 
gebracht  werden.  Hierher  gehörten  vor  allem  die  Nichterfüllung 
einer  auf  Treue  {fides),  Ehre  {lionos)  und  Menschlichkeit  {Imnia- 
nitas)  übernommenen  Verpflichtung,  sowie  die  Verletzung  des 
zugesagten  freien  Geleites  {salvus  conductus) ;  ferner  die  mit 
Wort  oder  Tat  verübte  Beleidigung,  die  Wegelagerei,  bei  der 
kein  Zeuge  zugegen  war,  schliesslich  die  Ableugnung  eines  ohne 
Zeugen  genommenen  Darlehens.  Als  allgemeine  Regel  galt,  dass 
dem  Verletzten  die  Wahl  zwischen  dem  Ehren-  und  dem  ordent- 
lichen Gericht  frei  stehe ;  doch  verbot  das  Gesetz,  die  Processe, 

^^  G.-A.  1 :  1608  §.  12. 

"  Hajnik,  Magyar  birösägi  szervezet  es  perjog  S.  60  ff. 

^'  Siehe  oben  S.  546. 

'*  Siehe  die  Observationes  processus  caiisanim  militaris  curiae  regiae 
in  facto  honoris  usu  receptae,  im  Anhange  des  Corpus  Juris;  ferner  Quadri- 
partitum  III.  tit.  9.  10. 
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die  dem  ordentlichen   Verfahren   der   königlichen   Curie    unter- 
worfen waren,  vor  dem  Ehrengericht  anhängig  zu  machen. ■^- 

Das  Ehrengericht  verfuhr  in  manchen  Dingen  nach  ande- 
ren Regeln,  als  die  ordentlichen  Gerichte  der  Curie.  Wir  besitzen 
einen  aus  dem  XVI.  Jahrhundert  stammenden  Abriss  der  Regeln 
dieses  abweichenden  Verfahrens;  er  findet  sich  im  Anhange 
der  älteren  Ausgaben  des  Corpus  JurisP  Die  Ladung  lau- 
tete nicht  auf  eine  der  gewöhnlichen  Gerichtsfristen,  sondern 
auf  einen  bestimmten  Tag.  Die  Parteien  mussten  in  eigener 
Person  erscheinen;  der  Fernbleibende  büsste  mit  dem  Verlust 
seiner  Ehre.^  Als  wichtigstes  Beweismittel  diente  der  Zwei- 
kampf, den  G.-A.  XVIII :  1486  ausschliesslich  im  Ehrengericht 
zuliess.  Den  Sachfälligen  traf  Ehrlosigkeit ;  sie  bestand  laut  dem 
Tripartitum  nicht  allein  im  Verlust  der  Rechtsfähigkeit,  sondern 
in  der  völligen  Ausschliessung  aus  der  menschlichen  Gesellschaft,^^ 
die  nicht  einmal  durch  die  Gnade  des  Königs  aufgehoben  wer- 
den konnte.^*^ 


§.  4.  Der  Tavernicus  und  der  Oberstschatzmeister, 
Die  Einführung  des  Cameralsystems. 

Betreff  des  Tavernicats  gieng  im  Zeitalter  der  Anjou  eine 
wesentHche  Veränderung  vor  sich.  Die  königlichen  Freistädte 
entwickelten  sich  zu  Factoren  von  stets  grösserer  Bedeutung,  deren 
Höhepunkt  der  Erwerb  der  Reichsstandschaft  unter  König  Sigis- 
mund  bezeichnet.  Die  Städte  treten  aus  dem  Untertanschaftsverhält- 
nis (Untertan  im  Sinne  vonjobbagiö)  heraus,  in  welchem  sie  sich 
bis  dahin  gegenüber  der  königlichem  Gewalt  befanden :  sie  wer- 
rden  einerseits  das  Eigentum  der  den  Staat  repräsentierenden  Heili- 
gen Krone,  andererseits  deren  Glieder,  vermöge  ihrer  Teilnahme  am 
Reichstage.  Da  zugleich  infolge  der  Einführung  der  ständigen  Steuer 

*^  G.-A.  XXX :  1525  „Item  de  cetero  causae  in  curia  regia  cum  pro- 
cessu  solito  regni  hactenus  tractari  consuetae  in  causam  honoris  non  con- 
vertantur."  Kovachich,  Supplementum  III.  S.  41, 

^^  Eine  systematische  Darstellung  der  Regeln  hat  Schiller,  Arr, 
Curia  militatis  in  MJL.  II.  S.  731 — 734  geliefert. 

**  Observaüones  Art.  2. 

"  Tit.  30.  p.  II. 

'^  Observaüones  Art.  5.  11.  12. 
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die  königliche  Finanzverwaltung  auf  neue  Grundlagen  gestellt 
wurde,  war  es  nunmehr  unmöglich,  dass  der  Tavernicus  seinem 
doppelten  Aufgabenkreis,  als  Leiter  der  königlichen  Finanzen  und 
Richter  der  königlichen  Freistädte,^  gerecht  werde.  Die  Verwaltung 
der  königlichen  Finanzen  übernimmt  ein  anderer  königlicher  Be- 
amter, der  Oberstschatzmeister ;  der  Tavernicus  bleibt 
der   Richter   der    königlichen  Freistädte. 

Der  Tavernicus  urteilt  noch  im  XIV.  Jahrhundert  gleich 
dem  Palatin  oder  dem  Hofrichter  in  der  königlichen  Curie,  mit 
den  Beisitzern  des  königlichen  Gerichtshofes.  Bereits  zu  Anfang 
des  XV.  Jahrhunderts,  als  die  Städte  eine  öffentlich-rechtliche 
Stellung  erlangen,  scheidet  jedoch  der  Tavernicus  aus  der  könig- 
lichen Curie  aus,  gelangt  in  den  Besitz  einer  selbständigen 
richterlichen  Obrigkeit  {praesentia  magistn  tavemi- 
coninif  und  sitzt  zu  Buda  in  seiner  eigenen  Curie  zu  Gericht. 
Die  Mitglieder  des  Tavernicalgerichts  sind  nicht  mehr  identisch 
mit  den  Beisitzern  des  Königsgerichts ;  sie  werden  allmälig  nicht 
aus  der  Reihe  der  Adeligen,  sondern  der  städtischen  Bürger 
genommen :  das  Tavernicalgericht  bildet  sich  aus  den  Gesandten 
der  Städte,^  was  die  mächtige  Entfaltung  der  Stadtfreiheit  tref- 
fend illustriert.^  Die  königlichen  Freistädte  waren  jedoch  nicht 
sämmtlich  dem  Apellationsgericht  des  Tavernicus  unterworfen. 
Die  meisten  Stadtbriefe  des  XIV.  Jahrhundert  gestatten  den 
jüngeren  Städten  nach  ihrem  Belieben  an  das  Gericht  der  Mutter- 
stadt, mit  deren  Recht  sie  bewidmet  worden  waren,^  oder  an  den 
Tavernicus  zu  appellieren.  Dieser  Entwicklung  gemäss  bestimmte 
König  Sigismund  im  Decretum  Minus  vom  Jahre  1405,  dass  nur 
die  alten  Städte  notwendigerweise  der  Gerichtsbarkeit  des 
Tavernicus  unterstehen,  den  jüngeren  Städten  hingegen  der 
Rechtszug  an   das   Gericht   der   Mutterstadt   offen   sei.   In   bei- 

^  Siehe  oben  S.  189. 

*  G.-A.  XI :  1405  (11)  §.  2 :  „ad  praesentiam  magistri  tavernicorum 
nostrorum  possint  appellare  .  .  ." 

*  Noch  unter  König  Matthias  gab  es  jedoch  adelige  Beisitzer  im 
Tavernicalgericht.  Kovachich,  Formulae  solennes  styli  S.  300. 

*  Punkt  3  der  Tavernicalartikel  betrachtet  es  als  eine  Garantie  der 
Stadtfreiheit,  dass  am  Tavernicalgericht  weder  Adelige,  noch  sonst  jemand 
ausser  den  städtischen  Gesandten  teilnehmen  dürfe  :  „. . .  ne  antiqua  libertas 
privilegiaque  ipsarum  civitatum  per  iudicia  nobilium  aut  aliarum  extranea- 
rum  personarum  quomodolibet  infringi  aut  supplantari  videantur". 

'•'  Siehe  oben  S.  321  f. 
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den  Fällen  konnte  man  sich  an  das  Gericht  der  persönlichen 
Gegenwart  des  Königs  als  höchste  Instanz  wenden.^  Dem 
Tavernicalgericht  unterstanden  anfangs  sieben  königliche  Städte, 
u.  zw.  Buda,  Nagyszombat,  Pozsony,  Sopron,  Bärtfa,  Eperjes  und 
Kassa.  Unter  Wladislaus  II.  trat  zufolge  der  Wiederherstellung 
der  alten  Freiheit  Pest  in  den  Kreis  der  Tavernicalstädte.' 

Der  ständige  Rechtszug  von  den  Gerichten  dieser  Städte 
an  das  Tavernicalgericht  {sedes  tavernicalis),  die  con- 
forme  Entscheidung  der  hier  anhängigen  Processe,  ent- 
wickelte eine  Summe  von  einheitlichen  Rechtsprincipien,  die 
wir  in  ihrer  Gesammtheit  nach  Kovachich  als  Tavernical- 
recht  {ius  tavemicale)  zu  bezeichnen  pflegen.^  Die  (im  An- 
hang des  Corpus  Juris  mitgeteilten)  Tavernicalartikel 
{articuli  iuris  tavernicalis)  regeln  die  Zusammensetzung,  Com- 
petenz  und  das  Verfahren  des  Tavernicalgerichts.  Ihr  Ursprung 
reicht  in  die  Zeit  König  Sigismunds,  Matthias  I.  und  Wladislaus 
IL  zurück.''  Die  Rechtsaufzeichnungen  des  Johann  Thüz  de  Lak, 
der  unter  König  Matthias  das  Amt  des  Tavernicus  bekleidete, 
die  s.  g.  vetusta  iura  civitatum  sive  iura  civilia  enthalten 
privat-,  straf-  und  processrechtliche  Regeln.^'' 

Das  Tavernicalgericht  musste  alljährlich  zu  Buda  ge- 
halten werden.  Die  Mitglieder  des  Gerichtshofes  waren  ausser 
dem  Tavernicus,  der  den  Vorsitz  führte,  der  Vicetavernicus, 
der  Tavernicalprotonotar  und  die  Gesandten  der  sieben,  bezw. 
acht  Tavernicalstädte.  Jede  Stadt  musste  zwei-drei  bejahrte 
rechtskundige  Beisitzer  senden;  zur  Beschlussfassung  genügte 
jedoch  die  Anwesenheit  der  Gesandten  von  fünf  Städten. ^^ 

«  Art.  IV.  XII :  1405  'I),  G.-A.  XI :  1405  (II). 

^  Nach  dem  Rechtsbuch  von  Buda  hätte  König  Sigismund  Pest  zur 
königlichen  Freistadt  erhoben  (Michnay  und  Lichner  a.  a.  O.  S.  362.  364) 
doch  scheint  diesem  eine  handschriftlich  überlieferte  Urkunde  Wladislaus 
II.  zu  widersprechen. 

*  Die  aus  verschiedenen  Zeiten  stammenden  Aufzeichnungen  des 
Tavernicalrechts  hat  G.  M.  Kovachich,  Codex  authenticus  iuris  tavernicalis 
1803  gesammelt.  Eine  besondere  Studie  widmete  ihnen  Wenzel,  A  XV.  szäzadi 
tarnoki  jog  [Das  Tavernicalrecht  des  XV.  Jahrhunderts].  Vgl.  noch  S.  Wagner, 
Jurisdictio  tavernicalis  1834.  A.  Kassay,  Tärnokszek  es  tärnoki  czikkelyek  [Das 
Tavernicalgericht  und  die  Tavernicalartikel). 

^  Die  Zahl  der  Tavernicalartikel  beträgt  im  Corpus  Juris  41. 

1"  Kovachich  a.  a.  O.  S.  27  ff. 

"  Das  Gericht  durfte  nicht  in  der  Burg  gehalten  werden.  Art.  Jur. 
Tav.  12 :    „Quod    dominus   magister  tavernicorum  non  in  Castro   Budensi 
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Der  Rechtszug  an  den  Tavernicus  wurde  bereits  durch 
König  Sigismund  beschränkt.  \n  Straf-,  ferner  in  Testaments- 
sachen war  die  Appellation  ausgeschlossen. ^^  Processe  um  Eigen 
konnten  in  allen  Fällen,  Processe  um  Schuld  nur  über  sechzig 
Gulden  an  das  Tavernicalgericht  geleitet  werden.^''  Die  Beru- 
fung von  diesem  an  die  personalis  praesentia  regia,  welche  das 
(I.)  Decret  von  1405  allgemein  freigegeben  hatte,  beschränkte 
Wladislaus  II.  auf  die  Processe  über  dreihundert  Gulden.^'  Bis 
zu  Wladislaus  II.  urteilte  der  Personal  mit  den  ordentlichen 
Mitgliedern  des  königlichen  Gerichtshofes,  namentlich  den 
Protonotaren ;  König  Wladislaus  verordnete,  dass  der  Personal 
die  Appellationen  der  städtischen  Bürger  nach  dem  Gewohn- 
heitsrecht der  Städte,  nicht  etwa  nach  dem  Landesrecht  der 
Adeligen  entscheide  und  hierbei  nicht  die  Unterstützung  der 
Protonotare  des  königlichen  Gerichtshofes,  sondern  der  vom 
Könige  besonders  bestellten  Beisitzer  in  Anspruch  nehme.^^ 

Die  sieben  niederungarischen  Bergstädte  schlössen  sich 
unter  der  Führung,  bezw.  dem  Vorsitz  der  Stadt  Körmöczbänya, 
die  sieben  oberungarischen  Bergstädte  unter  dem  Directorium 
von  Gölniczbänya  in  den  bergbaulichen  und  justiziellen  Beziehun- 
gen zu  besonders  organisierten,  grösseren  Gemeinen  zusam- 
men, mit  je  einem  eigenen  Appellationsgericht,  gegen  dessen 
Urteile  nicht  an  das  Tavernical-,  sondern  an  das  königliche 
Personalgericht  Berufung  eingelegt  werden  konnte.^*'  König 
Matthias  eximierte  die  Städte  Szekesfejervär,  Esztergom  und 
Löcse  von  der  Gerichtsbarkeit  des  Tavernicus,  wodurch  diese 
unmittelbar  unter  die  Obrigkeit  des  Personals  gelangten.  Bereits 

aut  extraneo  loco,  sed  in  ipsa  civitate  Budensi  in  loco  sibi  opportune 
iudicium  sedere  debeat  cum  civitatibus  liberis,  cuius  etiam  vicemagister 
Tavernicorum  sub  iuramento  adesse  debeat  uno  cum  notario  constituto." 
Siehe  noch  Art.  1  und  11. 

^^  Art.  lur.  Tav.  15.  Wladislaus  II.  reservierte  den  geistlichen  Ge- 
richten bloss  die  fromme  Schenkungen  enthaltenden  Testamente ;  in  Pro- 
cessen aus  anderen  Testamenten  konnte  an  das  Tavernicalgericht  appelliert 
werden.  Siehe  Art.  7  der  Tavernicalverordnung  Wladislaus  II.  Kovachich 
a.  a.  O.  S.  50. 

"  Art.  lur.  Tav.  10. 

"  Verordnung  Wladislaus  II.  Art.  1. 

^'-  Ebenda  Art.  4. 

'*  Wenzel,  Magyarorszäg  bänyäszatänak  kritikai  tört^nete  IKritische 
Geschichte  des  Bergbaus  in  Ungarn]  §§.  25.  43. 
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das  Tripartitum  teilt  daher  die  Städte  in  Tavernical-  und 
Personalstädte. ^^ 

Die  Städte  unterstanden  nicht  allein  hinsichtlich  der  Rechts- 
pflege, sondern  auch  in  den  Verwaltungssachen  dem  Tavernicus  ; 
dieser  war  nicht  allein  der  Oberrichter,  sondern  in  einem  der 
Oberbürgermeister  der  Städte.  Er  beaufsichtigte  und  controllierte 
einerseits  im  königlichen  Interesse  die  städtische  Selbstverwal- 
tung; andererseits  musste  er  kraft  seiner  Amtspflicht  die  Städte 
im  Besitz  ihrer  Freiheit  erhalten  und  gegen  die  Angriffe  der 
Mächtigen  schützen.^*  Die  Städte  entrichteten  dem  Tavernicus 
ein  fixes  Honorar,  sowie  Gerichtsgefälle  und  verehrten  ihm  zu 
Neujahr  besondere  Geschenke. ^^ 

II.  Der  finanzielle  Wirkungskreis  des  Tavernicus  gieng 
unter  den  Anjou  an  den  Oberstschatzmeister  (sumnius 
thesauranus)  über. 

Die  Quellen  geben  uns  nur  sehr  ungenügenden  Aufschluss 
darüber,  wann  und  wie  das  Schatzmeisteramt  entstanden  und 
zur  vollen  Selbständigkeit  gegenüber  dem  Tavernicat  gelangt 
ist.  Die  Urkunden  gedenken  bereits  in  den  letzten  Regierungs- 
jahren Karl  Roberts  neben  dem  Tavernicus  ständig  des  könig- 
lichen Schatzmeisters,^**  der  schon  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahr- 
hunderts Oberstschatzmeister  genannt  wird;-^  wir  können  daraus 


''  Tit.  8.  p.  III. 

^'  Art.  lur.  Tav.  17. :  „Quaelibet  civitas  libera  in  regno  Hungariae 
existens  in  suis  libertatibus,  privilegiis  a  divis  regibus  datis,  donatis  et 
confirmatis  per  magistrum  tavernicorum  illaesa   et    indemnis  conser\^etur." 

^^  Rechtsbuch  von  Buda  Art.  17.  Pozsony:  Kiräly  a.  a.  O.  S.  45 
und  429. 

2"  Siehe  z.  B.  1340 :  C.  Zichy  I.  S.  593 ;  1359 :  Hazai  Okmt.  IL 
S.  106 ;  1373  („.  .  .  J.  episcopi  Vaciensis  fidelis  consiliarii  et  tesaurarii 
nostri  .  .  .")  ebenda  VII.  S.  413  ;  1385  („sumpmus  tesaurarius  nostrae 
Maiestatis")  ebenda  III.  S.  235;  1435:  II.  S.  257;  1438:  ebenda  S.  281;  1440 
(„tesaurarius  regni  nostri  Ungarie")  C.  Zichy  IX.  S.  15;  1441  :  Hazai  Okmt. 
VII.  S.  460. 

*^  Siehe  die  in  Anm.  20  angeführte  Urkunde  der  Königin  Maria 
V.  J.  1385.  Die  Conclusion  des  Decrets  von  1444  nennt  den  sumnius  tesau- 
rarius doniini  regis  vor  dem  Tavernicus.  Kovachich,  Sylloge  S.  90.  Siehe 
auch  1438:  Hazai  Okmt.  II.  S.  281.  In  dem  Münzpachtvertrage  vom  Jahre 
1342,  der  als  Decret  Karl  Roberts  in  das  Corpus  Juris  aufgenommen  worden 
ist,  erscheint  der  Tavernicus  noch  als  oberster  Leiter  der  königlichen 
Finanzen.  Siehe  §§.  3  und  9. 
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folgern,  dass  ihm  nun  die  Leitung  der  gesammten  königlichen 
Finanzen  übertragen  worden  ist. 

Seit  König  Sigismund  nimmt  die  Kriegssteuer  {fallia,  sub- 
sidium,  dica,  contributld)  einen  factisch  ständigen  Charakter  an ; 
infolge  dessen  wächst  auch  die  öffentlich-rechtliche  Bedeutung 
des  Schatzmeisteramtes.  Der  König  durfte  bekanntlich  über  den 
Ertrag  der  Kriegssteuer,  der  ausschliesslich  zu  Kriegszwecken 
verwendet  werden  musste,  nicht  frei,  wie  über  die  anderen  Ein- 
künfte des  königlichen  Fiscus  verfügen.  Der  Schatzmeister  wurde 
daher  während  der  Regierung  Wladislaus  II.  und  noch  mehr 
unter  Ludwig  II.  der  Controlle  des  Reichstages  unterworfen.  Die 
Stände  schufen  nicht  bloss  zahlreiche,  diesen  Gegenstand  be- 
treffende Gesetzartikel;  im  Jahre  1521  wählte  der  Reichstag  selbst 
vier  Schatzmeister  zum  Zwecke  der  Verwaltung  der  Kriegssteuer, 
zwei  aus  der  Reihe  der  Barone  und  zwei  Adelige,  und  setzte 
auch  behufs  Eintreibung  der  Steuer  besondere  Organe  ein.-"^ 
Diese  Massregeln,  welche  dem  Reichstag  hinsichtlich  der  Kriegs- 
steuer die  unmittelbare  Verfügung  sichern  sollten,  bezeichnen 
die  vollständige  Trennung  der  staatlichen  Einkünfte. 

Die  Stände  versuchten  im  Laufe  des  XVI.  Jahrhunderts 
wiederholt,  diese  Trennung  zur  ständigen  Einrichtung  zu  erhe- 
ben und  die  Eintreibung  und  Verausgabung  der  Kriegssteuer 
durch  gewählte  und  zur  Rechenschaft  verpflichtete  Organe 
controllieren  zu  lassen.  Das  Decret  des  1542  zu  Besztercze- 
bänya  versammelten  Reichstags  bestimmte,  dass  die  bewilligte 
Steuer  zu  Händen  der  gewählten  Schatzmeister  abgeliefert  wer- 
den solle,  die  sich  eidlich  zur  getreuen  Verwaltung  der  ihnen 
anvertrauten  Subsidiengelder  verpflichten  mögen. '^^  \^  j^i^^e 
1547  wählte  der  Reichstag  zwei  Schatzmeister,  einen  aus  der 
Reihe  der  Herren,  den  anderen  aus  den  Adeligen;  der  König 
hiess  die  Wahl  mit  dem  Bemerken  gut,  dass  er  den  gewählten 
Schatzmeistern  einen  geeigneten  Beamten  seiner  königlichen 
Kammer  beigeben  wolle."^*  Laut  dem  Decret  von  1593  soll  die 
Kriegssteuer  vier,  laut  den  späteren  Decreten  drei,  vom  Reichs- 

"  G.-A  XXXIII  §.  1  :  „Ex  nunc  eligantur  duo  barones  et  totidem 
nobiles  ex  utraque  parte  Danubii  modo  aequali".  Kovachich,  Sylloge  S.  306. 

"  G.-A.  XXVI.  XXXVI.  Siehe  ferner  G.-A.  XII:  1546. 

'*  G.-A.  IX.  Vergleiche  §.  16  der  königlichen  Confirmation  :  „Electio- 
nem  etiam  duorum  thesaurariorum  clementer  admittimus,  ita  tamen  ul 
his  ex  camera  nostra  aliquem  idoneum  et  sufficientem  virum  adiungamus." 
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tag  gewählten  Personen  überantwortet  werden,  die  jedoch  nicht 
mehr  Schatzmeister,  sondern  Reichssteuereinnehmer  {perceptores 
genemies)  oder  mit  allgemeinen  Ausdrücken  Verordnete  {depu- 
tati,  commissarli)  genannt  werden.-^  Artikel  V  des  Wiener  Frie- 
dens von  1606  bestimmt,  dass  der  Schatzmeister,  heisse  er  nun 
Kammerpräsident  oder  wie  immer  sonst,  sich  nicht  in  die  An- 
gelegenheiten der  übrigen  Verwaltung  einmischen,  sonder  die 
Einkünfte  des  Königs  und  der  Krone  getreulich  verwalten  solle, 
und  dass  die  Einnehmer  der  öffentlichen  Steuern  auch  ferner 
nach  dem  bisherigen  Brauch  von  den  Landesinwohnern  gewählt 
werden. 

Die  constitutionelle  Entwicklung  des  königlichen  Schatz- 
meisteramtes wurde  jedoch  durch  die  Katastrophe  von  Mohäcs 
abgeschnitten.  Ferdinand  I.  führte  bald  nach  seinem  Regierungs- 
antritt nach  dem  Muster  der  in  seinen  österreichischen  Erb- 
provinzen bestehenden  Finanzverwaltung  das  Cameralsystem 
ein.-*^  An  die  Stelle  des  individuellen  Oberstschatzmeisteramtes 
trat  eine  Collegialbehörde,  die  königlich  ungarische 
Kammer  als  oberste  Finanzbehörde,  jedoch  in  zunehmender 
Abhängigkeit  von  der  Wiener  Hofkammer,  gleich  den  in  den 
Erbprovinzen  errichteten  Kammern. 

Die  ungarische  Kammer  begann  ihre  Tätigkeit  zu  Buda; 
bereits  1531  siedelte  sie  nach  Pozsony  über,  da  infolge  des 
Vordringens  der  türkischen  Eroberung  Pozsony  der  Mittel- 
punkt und  Sitz  der  ungarischen  Regierung  wurde.  Der  erste 
Präsident  der  Kammer,  Nikolaus  Gerendy,  Bischof  von  Sieben- 
bürgen, führte  noch  den  Titel  eines  königlichen  Oberstschatz- 
meisters ;  aber  bereits  sein  Nachfolger,  Stefan  Pempflinger  nannte 
sich  einfach  Kammerpräsident  {camerae  praeses  vel  praefectus). 
So  verschwand  denn  das  Amt  des  Oberstschatzmeisters  als 
Reichsamt;  doch  halten  die  Decrete  des  XVI.  Jahrhunderts 
unentwegt  an  der  alten  Bezeichnung  thesaurarius  \t?XP 

25  Siehe  z.  B.  G.-A.  VIII.  XIV:  1593,  XVIII :  1596,  XI:  1597,  XIX: 
1598,  XVII :  1599,  V :  1602,  III :  1603. 

"^^  Ignaz  Acsädy,  Magyarorszäg  penzügyei  I.  Ferdinand  uralkodäsa 
alatt  [Ungarns  Finanzen  unter  Ferdinand  I.l  1888  S.  7  ff. 

"  Siehe  G.-A.  VII :  1528,  XVII :  1542  (Pozsony),  XLII :  1545,  IX.  X  : 
1547.  G.-A.  VI :  1566  und  VIII :  1588  sprechen  jedoch  bereits  von  Käm- 
merern. Die  Wiederherstellung  des  alten  Rechts  versuchte  G.-A.  V :  1608 
a.  c. :  „Generalis  regni  thesaurarius,  qui  saecularis  sit,  a  sua  Regia  Sereni- 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  44 
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Das  Referentenamt  hatte  laut  der  ältesten  Kammerordnung 
von  1528  der  Präsident  selbst  inne ;  alle  Angelegenheiten  wur- 
den von  ihm,  bezw.  in  seiner  Abwesenheit  von  seinem  von  Fall 
zu  Fall  bestellten  Vertreter  referiert ;  die  jüngere  Kammerordnung 
von  1548  bürgerte  das  System  der  Fachreferenten  ein. 

Die  Organisation  und  Geschäftsordnung  der  Kammer  war 
eine  durchwegs  bureaukratische.  Die  Mitglieder  der  Kammer,  die 
Kammerräte  (Kämmerer,  camerani)  waren  residenzpflichtig  und 
durften  den  Ort  nur  mit  Erlaubnis  des  Präsidenten  verlassen.  Die 
Amtsstunden  waren  genau  festgesetzt;  jeden  Tag,  Sonn-  und 
Feiertage  ausgenommen,  wurde  Sitzung  gehalten.  Sowol  der  Prä- 
sident, als  die  Kämmerer  bezogen  ein  Jahresgehalt.  Die  Zahl  der 
Kämmerer  betrug  anfangs  fünf;  später  erhöhte  sie  sich  ent- 
sprechend der  Ausbreitung  des   Wirkungskreises  der   Kammer. 

Die  Competenz  der  in  Pozsony  residierenden  königlichen 
ungarischen  Kammer  erstreckte  sich  auf  das  gesammte  Finanz- 
wesen Ungarns:  die  Kammerordnung  von  1548  emancipierte 
sie  vollständig  von  der  königlichen  Statthalterei.  Die  Kammer 
konnte  in  den  ihr  zugewiesenen  Angelegenheiten,  namentlich 
den  Steuer-,  Zoll-,  Dreissigst-,  Berg-  und  Münzsachen  unab- 
hängig vorgehen.  Das  ursprüngliche  Coordinationsverhältnis,  in 
welchem  sich  die  ungarische  Kammer  zur  Wiener  Hofkammer 
befand,  veränderte  sich  gar  bald  in  ein  Abhängigkeitsverhältnis, 
was  Anlass  zu  vielen  und  wiederholten  Beschwerden  gab."-^^ 


§.  5.  Der  Erzkanzler  und  Gehetmkanzler. 
Die  kleinere  königliche  Kanzlei. 

Die  Ärpädenkönige  hatten  bloss  eine  Kanzlei,  an  deren 
Spitze  der  Hofkanzler  und  der  Vicekanzler  standen.  Sämmtliche 
Königsurkunden,  die  Privilegien  sowol,  als  die  Gerichtsurkunden 
wurden  in  der  einheitlichen  Kanzlei  ausgefertigt.^ 

täte  ex  consilio  Hungarico  sub  praesenti  adhuc  diaeta  eligatur."  Siehe  auch 
G.-A.  XI :  1609,  XV  :  1618. 

**  G.-A.  V :  1608  p.  c.  §.  1 :  „. . .  ut  externae  nationes  deinceps  in  nullos 
omnino  regni  partiumque  ei  subiectarum  proventus  sese  ingerant,  neque 
a  Camera  aulica  vel  Austriaca  ullam  plane  dependentiam  habeat,  decretum 
est.-    Siehe  auch  G.-A.  XXI :  1609,  XV :  1618,  XVIII :  1622,  XI :  1655. 

'  Siehe  oben  S.  191  ff. 
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Die  Ausbreitung  der  Schriftlichkeit  im  Verfahren  der  Icönig- 
lichen  Curie,  ferner  die  stetig  anschwellende  Zahl  der  in  der 
Curie  anhängigen  Processe  steigerte  die  Agenden  der  Kanzlei 
in  bedeutendem  Masse.  Das  führte  noch  während  der  Regierungs- 
zeit Karl  Roberts  zur  Entstehung  einer  zweiten  Kanzlei,  der 
kleineren  oder  Geheimkanzlei. 

Auch  die  jüngere  Kanzlei  steht  in  ihrem  Ursprünge  mit 
der  königlichen  Kapelle  in  Verbindung,  ebenso  wie  die  Hof- 
kanzlei. Das  königliche  Handsiegel  wurde  bereits  zu  Ende  der 
Ärpädenzeit  vom  Geheimnotar,  specialis  oder  secretarius  nota- 
rius  verwahrt,^  der  zugleich  als  Vorstand  der  königlichen  Kapelle 
{comes  capellae)  fungierte.  Unter  Karl  Robert  erhält  der  Vorstand 
der  Kapelle  den  Kanzlertitel  und  schreibt  sich  Geheim kanzler 
{secretarius  cancellarius);""  unter  ihm  steht  eine  neue  Kanzlei, 
die  nach  ihrem  Leiter  Geheimkanzlei  oder  im  Gegensatze  zur 
alten  Kanzlei,  kleinere  Kanzlei  {{cancellaria  minor)  genannt 
wird  und  deren  Aufgabe  die  Ausstellung  der  von  den  könig- 
lichen Gerichten  eriassenen  richteriichen  Mandate  und  Urteile 
ist,  während  die  alte  Kanzlei  in  den  kein  richterliches  Ver- 
fahren benötigenden  Angelegenheiten  urkundet,  namentlich  die 
verschiedenen  Freibriefe  ausfertigt.  Als  die  jüngere  Kanzlei  der- 
art eine  selbständige  Organisation  erlangt,  beginnt  man  die 
Hofkanzlei  als  grosse  Kanzlei  {cancellaria  maior)  zu  bezeich- 
nen*, und  führt  der  an  deren  Spitze  stehende  Hofkanzler  bereits 
unter  Ludwig  dem  Grossen  den  Titel  Erzkanzler,  summus 
oder  supremus  cancellarius} 

^  Fej^rpataky  A  kiräly  kanczelläria  az  Ärpädok  koräban  [Die  könig- 
liche Kanzlei  unter  den  Ärpäden]  S.  77. 

^  Um  1320.  Karl  Robert  schreibt  in  einer  Urkunde  dd  19.  Januar 
1320 :  „Chanadius  prepositus  ecclesiae  Waradiensis,  secretarius  notarius  et 
comes  capellae  nostrae".  (Wenzel  IX.  S.  387),  während  es  in  einer  päpst- 
lichen Urkunde  vom  2.  Juli  1320  heisst:  „Chanadius  praepositus  ecclesiae 
Varadiensis,  secretarius  cancellariiis  et  comes  capellae"  (Knauz,  Mon. 
Strig.  II.  S.  778).  Ebenso  1321  :  Theiner,  Vet  Mon.  Hung.  I.  S.  467. 
Spätere  Beispiele  der  Bezeichnung  cancellarius :  \335  Anjouk.  Okmt.  III. 
S.  342,  1337:  ebenda  S.  386,  1339  S.  533,  1341  ebenda  IV.  S.  156,  1342 
S.  235,  1367 :  Fejer  C.  D.  IX  4  S.  57. 

*  Die  Benennung  cancellaria  maior  begegnet  uns  bereits  1364.  Hajnik 
A  kiräly  birösägi  szemelyes  jelenlete  S.  14.  Seither  allgemein.  Z.  B.  1410: 
„.  .  .  maioris  cancellariae  nostrae  notarii".  Kovachich,  Supplementum  I. 
S.   321. 

*  Z.  B.  Fejer  C.  D.  1X3  1366:  „N.  archiepiscopi  Strigoniensis  .  .  . 
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Gegen  Ende  des  XIV.  Jahrhunderts  trennt  sich  das  Amt  des 
Geheimkanzlers  von  der  Gespanschaft  der  königUchen  Kapelle. 
Der  Gespan  der  Kapelle  bleibt  das  Haupt  der  Hofgeistlichkeit, 
während  das  Amt  des  Geheimkanzlers  in  der  ersten  Hälfte  des 
XV.  Jahrhunderts  häufig  weltliche  Personen  bekleiden.*^  Um  die 
Mitte  des  XV.  Jahrhunderts  wird  der  Geheimkanzler  der  stän- 
dige Vertreter  der  persönlichen  Gegenwart  des  Königs  im  Gerichte 
und  einer  der  Oberrichter  des  Landes.  Nachdem  König  Matthias 
im  Jahre  1464  das  Erz-  und  Geheimkanzleramt  vereinigt  hatte, 
verflüchtigten  sich  beide  Ämter  zu  blossen  Würden,  welche  hoch- 
gestellten Prälaten,  Erzbischöfen  oder  Bischöfen,  anfangs  zumeist 
vereinigt,  später  gesondert  verliehen  wurden. '^  Schliesslich  wur- 
den beide  Würden  mit  dem  Erzbistum  von  Esztergom  verknüpft.'' 

Nach  der  Vereinigung  der  beiden  Kanzleien  trat  der  Ver- 
treter des  Geheimkanzlers,  der  königliche  Personal  an  die  Spitze 
der  Geheimkanzlei.  Ihm  waren  ausser  den  Protonotaren  der 
Oberrichter  zahlreiche  Notare  und  der  Archivar  (co/iservator) 
unterordnet. 

Der  organischen  Trennung  und  gesonderten  Competenz 
der  beiden  Kanzleien  gedenkt  von  den  Decreten  zuerst  das 
zweite  Decret  König  Sigismunds  vom  Jahre  1435,  welches  die 
Taxen  der  grossen  und  kleinen  Kanzlei,  u.  zw.  der  letzteren 
mit  grosser  Ausführlichkeit  festsetzt.'' 

Unter  den  Königen  aus  dem  Hause  Habsburg,  als  die 
Cenralregierung  und  Rechtspflege  getrennt  werden,  und  einer- 
seits der  (engere)  königliche  Rat  als  königlicher  Statthaltereirat, 
andererseits  die  königliche  Tafel  und  das  Statthaltereigericht 
eine  selbständige  Organisation  erhalten :  büsst  die  kleine  Kanzlei 
ihren  Namen  und  ihre  Selbständigkeit  ein  und  wird  ein  ein- 
faches Hilfsamt  der  königlichen  Gerichte ;  die  in  Wien  residie- 
rende grosse  Kanzlei  entwickelt  sich  dagegen  aus  einem  schlich- 


aulae  nostrae  supremi  cancellariae"  S.  559.  TkalCiC,  Mon.  civ.  Zagr.  1. 
S.  265.  Hazai  Okmt.  V.  S.  165.  177.  179.  180.  202.  222.  296. 

•^  Hajnik  a.  a.  O. 

^  Z.  B.  Teleki  a.  a.  0.  XI.  S.  318.  Hazai  Okmänytär  V.  S.  196.  372. 

*  G.-A.  XV  :  1536. 

'  G.-A.  XI  :  1405  rubr. :  „Taxa  literarum  minoris  cancellariae", 
G.-A.  XII  rubr. :  „Taxa  literarum  maioris  cancellariae."  Im  vollen  Wort- 
laut erneuert  durch  G.-A.  LXXVl :  1486  und  (mit  geringen  Auslassungen) 
G.-A.  XCVIll  und  XCIX :  1492. 
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ten  Urkundsamte  und  authentischen  Stelle  zum  obersten 
Regierungsorgan.  In  den  Decreten  des  XVI.  Jahrhunderts 
ist  nur  von  einer  Kanzlei  die  Rede;  der  G.-A.  LXXIII:1609, 
weleher  die  Taxen  der  in  der  königlichen  Kanzlei  ausgefer- 
tigten Privilegien  (Schenkungs-,  Adels-,  Baronatsbriefe,  Begna- 
digungen u,  s.  w.,  u.  s.  w.)  festsetzt,  gebraucht  wol  im  Rub- 
rum die  Bezeichnung  canceüana  maior),  aber  als  Synonymon 
der  gewöhnlichen  Benennung  cancellaria  regia}^ 

Das  mit  der  königlichen  Kanzlei  verbundene  königliche 
Archiv  {regale  conservatorium),  das  ein  Archivar  {conserva- 
tor)  verwaltete,  befand  sich  unter  Karl  Robert  zu  Visegräd ;  gegen 
das  Ende  der  Regierungszeit  Ludwigs  des  Grossen  wurde  es 
zu  Buda,  im  s.  g.  Tavernicalhaus  {domus  tavernicalis)  unterge- 
bracht.^^ Hier  wurden  bis  zur  Katastrophe  von  Mohäcs  auch 
die  Königsbücher  {libri  regit)  aufbewahrt.  Man  pflegte  nämlich 
die  wichtigeren  Königsurkunden  in  ein  Regestenbuch,  das 
Königsbuch  einzutragen;  wenn  hinsichtlich  der  Echtheit 
einer  Urkunde  Zweifel  auftauchten,  zog  man  behufs  Feststellung 
der  Authenticität  die  Königsbücher  zu  rate.^^ 

In  der  königlichen  Kanzlei  waren  während  dieser  Periode 
fünf  königliche  Siegel  in  Gebrauch :  die  goldene  Bulle,  das 
Doppelsiegel,  das  Geheimsiegel,  das  Gerichts-  und  das  Hand- 
siegel." Die  grosse  Kanzlei  verwendete  in  der  Regel  das  Dop- 
pelsiegel, das  auch  als  grosses  Siegel  {sigiüum  minus)  bezeichnet 
wurde  (die  Kanzlei  selbst  führt  davon  den  Namen  cancellaria 
maioris  sigilli),  die  kleinere  Kanzlei  das  Gerichtssiegel,  auch 
sigillum  minus  genannt  (daher  der  Name  cancellaria  minoris 
sigilli). 


"  Siehe  auch  G.-A.  XLI.  XLII :  1542,  XXXI :  1543,  IX :  1559,  XXXV : 
1563,  X :  1608  a.  c. 

11  Fejer  C.  D.  VII  1  S.  108,  1X2  S.  697.  Hazai  Okmt.  IV.  S.  229. 
Siehe  ferner  G.-A.  IV:  1492,  XXII :  1500  und  Pray,  Epistolae  procerum  I. 
S.   393. 

1-  Auf  die  Rückseite  der  registrierten  Urkunde  wurde  ein  grosses 
R  gezeichnet  (=  Regestrata).  Vgl.  Hajnik,  A  kirälyi  könyvek  a  vegyes 
häzakbeli  kirälyok  koräban  [Die  Königsbücher  im  Zeitalter  der  Könige  aus 
den  verschiedenen  Häusern]  1879. 

1'  G.-A.  VIII :  1471 :  „Item,  quod  nos  utamur  quatuor  aut  quinque 
sigillis,  videlicet   bulla  aurea,  et  duplici,  secreto,  iuridico  et  annulari." 
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§.    6.    Die    Provfncialverwaltung   und    Gerichtspflege. 

a)    Die   Comitate.    Die  Ausbildung  der   Comitats- 

selbstverwaltung  und  Autonomie. 

Die  im  XIII.  Jahrhundert  einsetzende  autonomische  Entwick- 
lung gelangt  in  dieser  Periode  zum  Abschlüsse.  Die  Comitate 
entwickeln  sich  zu  M  u  n  i  c  i  p  i  e  n.  Die  Comitatsgemeinen  üben 
als  adelige  Gemeinen,  gleich  den  englischen  Grafschaftsgemeinen, 
einerseits  auf  grund  der  staatlichen  Übertragung  die  Executive 
innerhalb  ihres  Gebietes  durch  ihre  eigenen  Organe  selbständig 
aus,  was  wir  heute  als  staatliche  Selbstverwaltung 
{seif  govemement)  bezeichnen  ;^  andererseits  erledigen  sie  —  inner- 
halb der  Schranken  der  Gesetze  —  ihre  inneren  Angelegenheiten 
in  selbständiger  Weise:  hierin  besteht  die  eigentliche  Auto- 
nomie. 

Während  der  ersten  Zeit  der  Auflösung  und  Neugestal- 
tung, die  bis  König  Sigismund  währt,  beschränkt  sich  die  a  u  t  o- 
noraische  Tätigkeit  und  Competenz  der  Comitate  auf 
die  Gerichtsgeschäfte.  Bereits  Karl  Robert  löste  einen  grossen 
Teil  der  für  das  Königtum  wichtigen  militärischen  und  wirt- 
schaftlichen Agenden  von  der  in  autonomischer  Richtung  sich 
entwickelnden  Comitatsverfassung  ab  und  errichtete  zu  diesem 
Zwecke  die  königlichen  Burgvogteien  {castellanatus). 
Die  königlichen  Burgen  und  die  dazu  gehörigen  militärischen  und 
wirtschaftlichen  Machtquellen,  ferner  die  Gerichtsbarkeit  über  die 
königlichen  Untertanen  {jobbagiones),  mit  einem  Worte  alles,  was 
sich  von  der  alten  königlichen  Comitatsverfassung  erhalten  hatte, 
gieng  in  die  Verwaltung  den  Burgvögte  als  von  den  Comi- 
tatsgespänen  unabhängiger  königlicher  Beamten  über.^  Die 
Würde  des  königlichen  Castellans  wurde  wol  häufig  von  den 
Gespanen  bekleidet,  aber  das  war  bloss  eine  zeitweilige  Cumu- 

^  Vgl.  Gneist,  Das  engl.  Verwaltungsrecht.  I.  Glasson,  Histoire  du 
droit  et  des  institutions  de  l'Angleterre  III.  Stubbs,  The  constitutional 
history  of  England  II— III. 

«  Fej^r  C.  D.  VIII/1  S.  391.  489.  529.  561.  595.  VIII/3  S.  62.  259, 
IX/2  S.  298.  301.  306.  566.  IX/3  S.  560,  IX/4  S.  519,  IX/5  S.  566,  IX/6 
S.  54.  Anjouk.  Okmt.  VI.  S.  407.  Der  Castellan  zu  Buda  wurde  später 
Richter  der  Juden.  Siehe  die  Tavernicalverordnung  Wladislaus  II.  Art.  6. 
KovACHicH,  Codex  Iuris  Tavernicalis  S.  50. 
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lation  zweier  Ämter.  Zu  Ende  der  Anjouzeit  verlor  jedoch  das 
Institut  der  Burgvogtei  seine  Bedeutung;  unter  König  Sigis- 
mund  werden  sowol  die  militärischen,  als  die  wirtschaftlichen 
Angelegenheiten  dem  Wirkungskreis  der  adeligen  Comitate  ein- 
verleibt. 

In  den  autonomen  Comitaten  sind  noch  im  XIV.  Jahr- 
hundert, wie  früher,  die  Adeligen  mit  den  Nicht-Adeligen  ver- 
einigt. In  den  Comitatsversammlungen  erscheinen  neben  den 
Adeligen  die  Reste  der  Burgmänner,  die  Inwohner  der  privi- 
legierten Gemeinden,  die  städtischen  Bürger  (äves),  die  Kolo- 
nisten (hospites)  und  königlichen  udvornict.  Diese  nicht-adeligen 
Elemente  beratschlagen  und  beschliessen  zusammen  mit  den 
Adeligen,  beteiligen  sich  an  der  Wahl  der  Comitatsbeamten 
und  sitzen  mit  zu  Gericht."'  Das  bezeugt  in  klarer  Weise  ein 
uns  überliefertes  Schreiben  König  Ludwigs  des  Grossen,  das : 
„an  die  Adeligen,  Nicht-Adeligen  und  anderen  Leute  des  Comi- 
tats"  gerichtet  ist.-^ 

Während  der  ersten  Regierungsjahre  Sigismunds  nehmen  noch 
die  Nicht-Adeligen  an  den  Comitatscongregationen  Teil,  nament- 
lich an  den  vom  Palatin  in  wichtigen  Landesangelegenheiten 
gehaltenen  Versammlungen ;  doch  bezweckt  ihr  Erscheinen  nicht 
mehr  die  Teilnahme  an  der  Beschlussfassung,  sondern  es  soll  Ge- 
legenheit bieten,  dass  dem  versammelten  Volke  der  Inhalt  der 
Gesetze  oder  königlichen  Verordnungen  kundgemacht  und  da- 
durch deren  Vollstreckung  erleichtert  werde. '^ 

Je  mehr  die  Lehre  von  der  Heiligen  Krone  sich  entwickelte, 
desto  schärfer  wurde  der  Gegensatz  zwischen  den  adeligen  und 
nicht-adeligen  Landesbewohnern,  was  notwendigerweise  die  Aus- 
schliessung der  nicht-adeligen  Elemente  von  den  Comitatsver- 
sammlungen nach  sich  zog. 


^  1301  :  „Nos  D.  curialis  comes  de  Poson  et  quatuor  iudices  .  .  . 
prout  nobiles  et  ignobiles  totius  provinciae  Csallököz  constituti".  Fejer 
C.  D.  VIII/1  S.  83.  Siehe  noch  VII/5  S.  17.  Hazai  Okmt.  V.  S.  64,  ferner 
Fejer  C.  D.  IX;2  S.  459,  1X4  S.  168. 

*  KovACHicH,  Formulae  solennes  styli  S.  6. :  „Universis  nobilibus  et 
ignobilibus  ac  aliis  cuiusvis  Status  et  conditionis  hominibus  in  dicto  comi- 
tatu  commorantibus." 

'"  So  z.  B.  als  der  Palatin  zum  Zwecke  der  Promulgation  des 
I.  Decrets  vom  Jahre  1405  mit  den  Comitaten  Pest  und  Pills  eine  Ver- 
sammlung hält.  KovACHicH,  Supplementum  1.  S.  310. 
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Die  Teilnahme  der  Nicht-Adeligen  an  den  Comitatscongre- 
gationen  und  ihre  Beteiligung  an  der  Ausübung  der  Comitats- 
autonomie  nimmt  in  den  letzten  Regierungsjahren  König  Sigis- 
munds  ein  Ende.  Sowol  in  den  von  der  Comitatsvertretung 
handelnden  Abschnitten  des  Banderiale  Regestrum  vom  Jahre 
1433,*^  als  im  II.  Decret  von  1435^  findet  sich  bloss  das  Er- 
scheinen der  Adeligen  vorgeschrieben,  und  wird  allein  das 
gleiche  Recht  und  die  gleiche  Freiheit  der  minderbegüterten 
Adeligen  gegenüber  den  mächtigen  Herren  betont.  Des  Erschei- 
nens der  Nicht-Adeligen  geschieht  in  den  Decreten  keine  Er- 
wähnung mehr:  ihre  active  Teilnahme  an  der  Comitatsverwal- 
tung  konnte  auf  grund  der  Lehre  von  der  Heiligen  Krone 
unmöglich  fortbestehen. 

Die  Comitatsgemeinen  schliessen  sich  auf  diese  Weise 
im  Laufe  des  XV.  Jahrhunderts  als  adelige  Gemeinen 
ab.  Die  zu  mächtiger  Entfaltung  gelangte  Selbstverwaltung  und 
Autonomie  wird  ausschliesslich  von  den  Adeligen  des  Comi- 
tats,  den  Gliedern  der  Heiligen  Krone  ausgeübt.  Die  Comitats- 
gemeine  heisst  bereits  unter  König  Sigismund  universitas  nobi- 
Lium,  das  Comitatsgericht  sedes  iudiciana  nobiüum  oder  nobi- 
litaris.^ 

Die  Entwicklung  der  Comitatsselbstverwaltung  setzte  be- 
kanntlich auf  dem  Gebiet  der  Rechtspflege  ein.  Wir  wissen, 
dass  bereits  Art.  XXXII  des  Decrets  von  1298  den  Comitaten  eine 
umfangreiche  richterliche  Competenz  gewährte,  indem  es  gestat- 
tete, dass  im  Falle  der  Verhinderung  des  Palatins  die  Comi- 
tatsrichter    die   verschiedenen    Streitsachen    der    adeligen    und 

^  Art.  XXIII:  „. . .  nobiles  possessionati  homines . . .  congregarentur . . . 
quilibet  eorum  absque  quolibet  timore  libere  secundum  suum  sensum 
opinionem  dicerent  suam." 

7  G.-A.  VI!  :  1435  (II),  Casus  7. 

*  G.-A.  VII  :  1435  (1):  „.  .  .  in  quolibet  comitatu  universitas  nobilium 
eiusdem  comitatus  conveniendo  ..."  Bereits  in  der  Anjouzeit  hiess  es  oft 
in  den  Einladungsschreiben  :  „igitur  vestrae  nobilitatis  amiticiam  petimus, 
monemus  .  .  ."  Kovachich,  Formulae  S.  6.  Die  Congregation  der  Comitate 
Pest  und  Pills  unter  König  Matthias  wird  als  universitas  nobilium  bezeich- 
net. Teleki  a.  a.  O.  XI.  S.  258.  1478  lesen  wir  dasselbe  im  Einladungs- 
schreiben an  das  Comitat  Pozsega.  Kovachich,  Vestigia  S.  399.  G.-A.  LXV : 
1486:  „sedes  iudiciaria  nobilium."  G.-A.  XXXI:  1536:  „.  .  .  universitas  nobi- 
lium literas  mulctae  sive  birsagii  .  .  .  expedire  debeat".  G.-A.  XXXVII : 
1550:  „sedes  nobilitaris.  G.-A.  XI:  1569:  „Congregatio  sedis  nobilium". 
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nicht-adeligen  Comitatsinsassen  entscheiden  mögen.^  Die  Comi- 
tatsgerichtsbarkeit  war  jedoch  mehr-minder  subsidiärer  Natur, 
da  die  wichtigeren  Sachen  zumeist  auf  den  vom  Palatin,  oder 
anderen,  besonders  entsendeten  Königsrichtern,  unter  Mitwirkung 
des  Comitatsgerichts  {sedes  iudiciana  comitatus)  gehaltenen 
Gerichtsversammlungen  {proclamata  congregatiö)  entschieden 
wurden.  Die  volle  Selbständigkeit  erlangten  die  Comitate  auf 
dem  justiziellen  Gebiete  durch  das  Decret  von  1486,  welches 
einerseits  die  Palatinalcongregationen  abschaffte,  andererseits  die 
Exemtionen  von  den  Comitatsgerichten  aufhob  und  bloss  den 
Grafen  ihren  althergebrachten  privilegierten  Gerichtsstand  beliess.^** 
An  die  Stelle  der  Palatinalcongregationen  traten  nun  die  ordent- 
lichen Comitatsgerichte.  Jedes  Comitat  musste  zweiwöchentlich, 
oder  zumindest  monatlich  Gericht  halten,^^  das  in  den  Gesetzen 
und  Urkunden  geradezu  als  adeliges  Gericht  {sedes 
iudiciana  nobilium  vel  nobilitaris)  bezeichnet  wird  und  auf 
welches  die  Gerichtspflicht  der  Adeligen  von  den  Palatinalcon- 
gregationen übertragen  wurde. 

Das  Comitatsgericht  bestand  aus  dem  Ober-  und  Vice- 
gespan,  den  vier  Stuhlrichtern  und  den  aus  der  Reihe  der 
begüterten  Adeligen  genommenen  Beisitzern;  unter  den  Anjou 
kam  der  Comitatsnotar  hinzu. ^^  Die  Beisitzer  wurden  seit  dem 
XV.  Jahrhundert  von  der  Comitatscongregation  mit  dauerndem 
Auftrage  gewählt.  Sie  legten  nach  ihrer  Wahl  den  Richtereid 
ab;  daher  heissen  sie  gewöhnlich  geschworene  Adelige  {iuraü 
nobiles)  oder  geschworene  Beisitzer  (assessores  iurati,  coasses- 
sores.y^ 


«  Siehe  oben  S.  218. 

"  G.-A.  I,  II  und  XXI  -.  1486. 

"  Das  geht  schon  aus  G.-A.  LIII :  1492  hervor ;  kategorisch  wurde  es 
aus  Anlass  der  Regelung  der  Freizügigkeit  der  Untertanen  im  Jahre  1550 
angeordnet.  G.-A.  XXXIII  bestimmt :  „ut  singulis  quindecim  diebus  aut  ad 
summum  singulis  mensibus  sedes  in  comitatu  celebretur." 

'■'  1358  :  C.  Zichy  III.  S.  131. 

1^  G.-A.  X :  1444  verfügt  die  Wahl  von  vier  rechtschaffenen  Adeli- 
gen. Laut  G.-A.  VIII  :  1486  sollen  entsprechend  der  Ausdehnung  und  den 
Bedürfnissen  des  Comitats  8—12  Adelige  gewählt  werden,  die  ihr  Amt 
mindestens  ein  Jahr  bekleiden  müssen.  G.-A.  LIII :  1492  hob  diese  Ge- 
setzesbestimmung auf ;  doch  verordnete  bereits  G.-A.  XV  .- 1498  anlässlich 
der  Reform  der  Banderiatsheerverfassung  die  Wahl  von  vier  Adeligen 
und  wurden  seither  ständig  adelige  Geschworene,  iurati  nobiles,  assessores 
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Das  Comitat  urteilte  sowol  in  den  Sachen  der  Adeligen, 
als  der  Nicht-Adeligen.  Jeder  Adelige  (auch  die  königliche  Frei- 
stadt als  adelige  Person)  musste  in  dem  Comitate,  wo  er  be- 
gütert war,  Rede  stehen  und  die  gegen  einen  Adeligen  verübte 
Gewalttätigkeit  verantworten.'^  Die  Gerichtsbarkeit  in  Besitz- 
sachen (///  factis  iurium  possessionanonun)  war  jedoch  aus- 
schliesslich den  Oberrichtern  des  Landes  vorbehalten,  da  die 
Heilige  Krone  die  Quelle  alles  Besitzrechts  {mdix  omn'mm 
possessionum)  geworden  war  und  das  freie  oder  adelige 
Besitzrecht  sich  bereits  durchwegs  auf  königliche  Verleihun- 
gen stützte.  Das  Comitatsgericht  konnte  nur  die  Fälle  der 
nicht  überjährigen  widerrechtlichen  Besitznahme  (novae  occupa- 
tiones)  richten,  und  auch  diese  bloss  bis  zehn  Morgen. ^'^  Die 
Klagen  um  Schuld,  Wittum  u.  s.  w.  über  100  Gulden,  sowie 
die  Pfandsachen,  deren  Gegenstand  den  Wert  von  100  Gulden 
überstieg,  waren  desgleichen  der  Competenz  des  Comitats- 
gerichts  entzogen.^"' 

In  demselben  Verhältnisse,  wie  die  Selbständigkeit  der 
Comitatsgerichte,  wächst  auch  der  Anteil  der  Comitate  an  der 
staatlichen  Heeres-  und  Finanzverwaltung.  Die 
Comitate  entwickeln  sich  auf  diesen  Gebieten  zu  selbständigen 
Factoren  der  staatlichen  vollziehenden  Gewalt. 

Als  die  Banderiatsverfassung  unter  König  Sigismund  ge- 
setzlich geregelt  wurde  und  die  Adeligen  zur  Ausrüstung  von 
Kriegern  verpflichtet  wurden,  ward  die  Durchführung  des  neuen 
Wehrgesetzes  zum  grossen  Teile  Aufgabe  der  Selbstverwaltung. 
Die  Conscription  der  Untertanen  der  Adeligen,  die  strenge  Con- 
trolle  der  Erfüllung  der  Wehrpflicht,  die  Bestrafung  der  Über- 
tretungen, der  verursachten  Schäden,  desgleichen  die  Organi- 
sation der  Comitatsbanderien,  als  der  Einheiten  des  National- 
heeres, wurde  von  den  Comitaten  grösstenteils  im  eigenen  Wir- 
kungskreise erledigt. 

Die  Stuhlrichter  schrieben  mit  einigen  verordneten  Ge- 
schworenen die  Untertanen   zusammen   und   setzten   auf  grund 


sedis    liidiciariae   verwendet.    Siehe    G.-A.    IV :  1514,    VI :  1527,    IV :  1528, 
XLII :  1548,  XXIV  :  1613,  XLI :  1618. 

1^  G.-A.  XV :  1495,  XXXVIII :  1498.  Trip.  III.  tit.  19. 

»^  G.-A.  VIII :  1504.  Vgl.  G.-A.  XV :  1454,  III :  1458. 

••"'  G.-A.  VII :  1504.  Trip.  III.  tit.  7.  §.  5 
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der  Conscription  fest,  wie  viel  Krieger  jeder  einzelne  Adelige 
zu  stellen  habe.^^  Desgleichen  gebürte  ihnen  die  Entscheidung 
darüber,  wer  gemäss  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  infolge 
Krankheit,  Alters,  Armut  oder  aus  anderen  Gründen  von  der 
Militärpflicht  befreit  sei.^^  Das  von  den  Adeligen  des  Comitats, 
die  kein  Bannerrecht  besassen,  ausgerüstete  Comitatsheer  wurde 
vom  Obergespan,  falls  dieser  zur  Übernahme  des  Befehls  un- 
fähig war,  von  dem  gewählten  Heerführer  {conductor  exer- 
citus,  conductor  belli)  befehligt,  namentlich  in  das  Lager  des 
Oberbefehlshabers  geleitet;  dem  Heerführer  lag  ferner  ob,  für 
die  unterwegs  von  den  Kriegern  verursachten  Schäden  den  Ver- 
letzten auf  summarischem  Wege  Genugtuung  zu  verschaffen.^^ 
Bei  schwereren  Übertretungen  und  Schäden  untersuchten  der 
Comitatsgespan  und  die  Stuhlrichter  den  Tatbestand  und  stellten 
die  Atteste,  betreffend  die  Grösse  des  Schadens,  bezw.  die  Ab- 
legung des  Schätzungseides  aus;  sie  nahmen  ferner  das  Ver- 
mögen der  vom  Königsgericht  wegen  Gewalttätigkeit  Verurteil- 
ten in  Beschlag  und  vollstreckten  das  Urteil.'^^ 

Jedes  Comitat  bildete  also  auch  in  betreff  der  Heeres- 
organisation ein  Ganzes ;  die  Comitatsheere  sind  eben- 
soviele  selbständige  Bestandteile  des  National- 
heeres, besondere  Heereskörper,  die  unter  eigenem  Commando, 
unter  dem  Obergespan  oder  dem  von  der  Comitatsgemeine 
gewählten  Heerführer  stehen  und  die  Befehle  unmittelbar  von 
diesem  empfangen. 

An  der  Verwaltung  des  Steuerwesens  nehmen  die  Comi- 
tate  gleichfalls  in  stetig  grösserem  Masse  und  in  stets  grösserer 
Selbständigkeit  teil. 

1"  Siehe  G.-A.  VI :  1435  (I),  IV :  1454,  XV :  1498  u.  s.  w. 

1*  G.-A.  IV :  1454  §.  4 :  „Et  qui  equestres  vel  pedestres  proficisci 
debeant,  vel  qui  propter  paupertatem,  Senium  vel  infirmitatem  exercituare 
non  possunt:  iidem  elecä  homines  discernant  et  disponant."  Siehe  noch 
G.-A.  XV :  1498. 

^ä  G.-A.  III :  1435  (I) :  „Alii  autem  dominos  non  habentes  .  . .  cum 
eonim  comite  parochiali .  .  .  exercitualiter  proficisci  teneantur."  G.-A.  IV : 
1454  §.  2 :  „Ac  in  quolibet  comitatu  per  eandem  universitatem  nobilium, 
e  medio  ipsorum,  unus  idoneus  conductor  belli  illius  comitatus  eligatur,  qui 
cum  eisdem  hominibus  exercituantium  connumerati  penes  generalem  capi- 
taneum   exercitus,  tempore  debito  accedere  teneantur." 

2»  G.-A.  VIII.  IX  :  1435  (I),  VIII :  1454,  XXI :  1471,  XV  :  1474,  VI :  1478, 
XXX.  XXXI.  LXI :  1486,  XXII.  XXIII :  1492  u.  s.  w. 
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Die  Kriegssteuer  wurde  ebenso,  wie  das  unter  Karl 
Robert  zur  ständigen  Steuer  gewordene  lucrum  canierae,  nach 
Hofstätten  (jjortä)  ausgeworfen,  deren  Begriff  jedoch  nicht  ein- 
heithch  festgesetzt  war.  Das  Schwanken  des  Steuerschlüsseis, 
ferner  die  unablässig  wechselnden  Bestimmungen  der  Decrete 
betreff  der  Steuerbefreiungen  machten  die  häufige  Conscrip- 
tion  der  Steuerobjecte  notwendig.'-^  Diese  Conscription,  des- 
gleichen die  Eintreibung  der  Steuern  wurde  von  den  könig- 
lichen Steuerbemessern  oder  Steuereinnehmern 
{dicatores)  von  Anbeginn  nach  Comitaten  und  unter 
Mitwirkung   der   Comitate   vorgenommen. 

Das  Verfahren  wird  in  den  späteren  Decreten  nicht  immer 
in  der  gleichen  Weise  geregelt;  es  zeigen  sich  mancherlei 
Schwankungen  und  Abweichungen.  Im  Grossen  und  Ganzen 
können  wir  als  die  Regel  bezeichnen,  dass  die  Bemessung 
und  Eintreibung  der  Steuer  von  einem  königlichen  Beamten 
(späterhin  einem  Angestellten  der  königlichen  Kammer),  dem 
eigentlichen  Steuereinnehmer  {dicator)  mit  Unterstützung  des 
von  der  Comitatscongregation  verordneten  Vertrauensmannes 
{eledus  nobilis),  ferner  der  Comitatsbeamten,  d.  i.  des  Vicegespans, 
der  Stuhlrichter  und  des  Comitatsnotars  besorgt  wurde.  Letz- 
teren wurde  für  ihre  Mühewaltung  von  den  königlichen  Steuer- 
einnehmern ein  Honorar  ausbezahlt;  G.-A.  XXXI:  1550  setzte 
auf  grund  des  alten  Brauches  zwölf  Gulden  für  den  Vicegespan, 
vier  für  jeden  Stuhlrichter,  und  zwei,  bezw.  einen  Gulden  (je 
nach  der  grösseren  oder  geringeren  Ausdehnung  des  Comitats) 
für  den  Notar  fest."^'^ 

Der  königliche  Steuereinnehmer  konnte  seine  Tätigkeit 
erst  nach  erfolgter  Ermächtigung  seitens  der  Comitatscongre- 
gation eröffnen,  was  klar  das  entscheidende  Gewicht  der  Selbst- 
verwaltung bekundet.  Die  Decrete  bestimmen  wiederholt,  dass 
der  königliche  Dicator  aus  der  Comitatsversamm- 
lung  entsendet  werde,  ja  sie  verordnen  auch,  dass  er 
vorher  zugleich  mit  dem  an  seine  Seite  verordneten  Comitatscom- 
missär  {electus  nobilis)  vor  der  Congregation  einen  Eid  leiste.-'^ 

"  Vgl.  AcsÄDY  a.  a.  O.  S.  19  ff. 

"  Vgl.  XXXll :  1536,  XI :  1546,  X  :  1567,  Xlll :  1569,  XVI :  1599,  VI : 
1600,  III :  1603. 

"  G.-A.  XXX :  1536 :  „In  exmittendo  dicatore  nulla  dilatio  fiat,  sed 
in  prima   sede   statim    exmittantur."    G.-A.    IX :  1546 :    „Qui    ambo    (seil. 
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Gegen  Ende  des  XVI.  Jahrhunderts  wählt  häufig  das 
Comitat  selbst  den  Steuereinnehmer  (exactor),-^  ja  es  wird  auch 
einige  Male  bestimmt,  dass  der  Vicegespan  die  Steuern  eintrei- 
ben und  das  Comitat  bloss  in  dem  Falle  einen  anderen  Steuer- 
einnehmer wählen  möge,  wenn  der  Vicegespan  diese  Bürde 
nicht  auf  sich  nehmen  wolle.^^ 

Die  Steuer  musste  binnen  15  Tagen  nach  der  Bemessung 
entrichtet  werden ;  der  Säumige  verwirkte  eine  Busse  von  3 
Mark  Silbers  (12  Gulden).  Die  Eintreibung  der  Bussen  war 
Sache  des  Comitats,  nicht  des  königlichen  Steuereinnehmers. 
Die  nächst  darauf  folgende  Comitatscongregation  stellte  einen 
Zahlungsauftrag  {liteme  birsagii  vel  birsagiales)  aus,  auf 
grund  dessen  der  Vicegespan  mit  der  Unterstützung  der  Stuhl- 
richter die  Busse  eintrieb.-*^  Die  Comitatscongregation  entschied 
ferner  hinsichtlich  der  Bestätigung  oder  Berichtigung  der  Steuer- 
bemessungen, sowie  der  Eintreibung  der  Steuerrückstände. ^' 

Im  Laufe  dieser  Periode  beginnt  auch  der  mittelbare 
Anteil  der  Comitate  an  der  Ausübung  der  gesetzgebenden  Gewalt. 
Wir  wissen,  dass  nach  der  Katastrophe  von  Mohäcs  die  Comi- 
tatsvertretung  zur  ständigen  Einrichtung  wurde.^^  Damit  er- 
langte das  Recht  der  Weisung  erhöhte  Bedeutung.  Die 
Comitatsgemeinen  hatten  nicht  bloss  das  von  jeder  Einschrän- 
kung freie  Recht  der  Wahl  ihrer  Vertreter,  sondern  sie  durften 
auch  diese  betreff  der  auf  dem  Reichstage  zur  Verhandlung 
gelangenden   Gegenstände  und  der  zu  schaffenden  Gesetze  mit 


dicator  et  nobilis  electus)  coram  comitatu,  tempore  quo  ad  dicationem 
emittentur,  firmissimum  praestent  iuramentum."  Siehe  noch  G.-A.  XXVI : 
1548,  VI :  1563,  VII :  1567,  XI :  1569,  VIII :  1598. 

-*  G.-A.  VII  :  1567  verlangte,  dass  der  königliche  Steuereinnehmer 
in  den  betreffenden  Comitaten  begütert  sei.  Laut  G.-A.  II :  1578  soll,  wenn 
sich  kein  königlicher  Steuereinnehmer  findet,  der  im  Comitate  ein  Gut  besässe, 
das  Comitat  den  Steuereinnehmer  wählen.  Das  Comitat  wählt  den  Steuer- 
einnehmer auch  nach  G.-A.  VII :  1593.  Vom  Comitat  gewählten  Steuerein- 
nehmern, die  der  König  besoldet,  begegnen  wir  bereits  unter  Matthias  I. 
Siehe  z.  B.  G.-A.  IV.  V :  1474. 

"  G.-A.  V  :  1602,  III :  1603. 

-«  G.-A.  XXXI :  1536,  IX  :  1546  u.  s.  w. 

"  Siehe  G.-A.  XXIII.  XXIV.  XXV  :  1550.  Der  königliche  Steuerein- 
nehmer erhielt  von  der  ungarischen  Kammer  die  Weisungen.  Die  älteste 
solche  Weisung  ist  aus  dem  Jahre  1532  erhalten.  Acsädy  a.  a.  O.  S.  86  ff. 

*«  S.  oben  S.  622. 
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Weisungen  versehen.  Die  Comitatsgesandten  mussten  sich  strenge 
an  die  ihnen  zugegangenen  —  oft  alle  Details  der  Fragen 
berücksichtigenden^"  —  Weisungen  halten.  Nach  dem  Zeug- 
nis der  an  die  Comitate  gerichteten  Regales,  legten  die  Könige 
besonders  Gewicht  darauf,  dass  die  Gesandten  der  Comitate 
mit  entsprechenden  Weisungen  und  Vollmachten  {cum  pleno 
mandato  et  aiictontate,  cum  plena  Instructione)  ausgestattet 
würden,^"  da  diese  ja  im  entgegengesetzten  Falle  sich  der  Abstim- 
mung nicht  bloss  enthalten  durften,  ^^  sondern  sogar  enthalten 
mussten. 

Den  Höhepunkt  ihrer  verfassungsrechtlichen  Bedeutung 
erreichte  die  Comitatsselbstverwaltung  dadurch,  dass  die  Comi- 
tate es  als  ihr  Recht  und  ihre  Pflicht  betrachteten,  die  C  e  n- 
tralregierung  in  Ansehung  der  gesetzlich  gewährleisteten 
Verfassung  zu  controllieren  und  die  Durchführung 
der  verfassungswidrigen  Regierungsverordnun- 
gen zu  verweigern. 

Bereits  in  den  Decreten  des  XV.  Jahrhunderts  findet  sich 
der  staatsrechtliche  Grundsatz  ausgesprochen,  dass  sowol  die 
Richter,  als  die  anderen  Landesbewohner  einzig  den  auf 
legalen  Grundlagen  beruhenden  königlichen 
Verordnungen  Gehorsam  schulden. ^^  Dasselbe  besagt 
in  präciserer  Form  G.-A.  XXXIII:  1545,  laut  welchem  die  unge- 
setzlichen Befehle  und  Briefe  des  Königs  oder  des  königlichen 
Statthalters  weder  von  den  Kapitänen,  noch  den  Gespanen  oder 
Vicegespänen  befolgt  und  beachtet  werden  sollen. ^^  Die  Comi- 
tate nahmen  auf  grund  dieses  staatsrechtlichen  Princips  gegen- 
über den  gesetzwidrigen  königlichen  Verordnungen  das  Recht 

^"^  Siehe  z.  B.  die  Weisungen  des  Comitats  Säros  vom  Jahre  1547. 
Fraknöi,  Magyar  Orszäggy.  Emlekek  lUngarische  Reichstagsaktenl  11. 
S.  129.  130. 

^^  Siehe  z.  B.  die  Regales  von  1478,  1545  und  1577.  Kovachich, 
Vestigia  S.  359,  666,  756. 

^'  Siehe  ein  Beispiel  aus  dem  Jahre  1564  Kovachich,  Supplemen- 
tum  III.  S.  256. 

"^'^  Laut  G.-A.  XXXIII :  1444  macht  sich  nur  derjenige  der  Ge- 
walttätigkeit schuldig,  wer  einem  gesetzlichen  Befehle  {niandaiiiin  Ucituni  et 
iiistum)  den  Gehorsam  verweigert.  Kovachich,  Sylloge  S.  88.  Betreff  der 
Gehorsamspflicht  der  Gerichte  siehe  G.-A.  XII  :  1471,  XIII:  1618. 

=**  Der  königliche  Bescheid  §§.  6  und  7  im  Corpus  Juris  bemängelte 
wol  diesen  Reichstagsbeschluss. 
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der  Remonstranz  (Adressrecht)  in  Anspruch.  Bevor  sie  die 
für  ungesetzhch  erachtete  Verordnung  vollstrecl<:ten ,  unterbrei- 
teten sie  dem  Könige  oder  dem  königlichen  Statthalter  münd- 
lich, mittelst  einer  Deputation  oder  schriftlich  ihre  Zweifel  und 
Besorgnissse ;  ^^  falls  dies  nicht  zu  dem  gewünschten  Resultate 
führte,  nahmen  sie  zu  einem  anderen  Mittel  ihre  Zuflucht,  d.  h. 
sie  verschleppten  die  Vollstreckung  der  gravaminösen  Verordnung. 
Man  hiess  das  vis  inertiae  oder  Passivität.^^ 

Die  Comitate  waren  jedoch  in  diesem  Zeitalter  nicht  bloss 
selbständige  Factoren  der  staatlichen  Executive,  sondern  besassen 
auch  in  ihren  inneren  Angelegenheiten  das  Recht  der  Selbst- 
verfügung, der  Autonomie.  Die  Comitatsautonomie  war  zu 
dieser  Zeit  von  umso  grösserer  Bedeutung,  als  die  staatliche 
Verwaltung  (im  besonderen  Sinne  des  Wortes)  sich  noch  in  den 
Anfängen  befand  und  auf  die  Erledigung  der  dringendsten 
Aufgaben  beschränkte.  In  der  Autonomie  der  Comitate  waren 
namentlich  zwei  Institute  begriffen :  das  Recht  der  Selbstbe- 
steuerung und  das  Satzungsrecht. 

Das  Selbstbesteuerungsrecht  wird  den  Comi- 
taten  zuerst  durch  das  Decret  König  Matthias  I.  vom  Jahre 
1486  gewährt,  jedoch  bloss  mit  Bezug  auf  einen  bestimmten 
Zweck,  nämlich  behufs  Schadloshaltung  der  auf  den  Reichs- 
tag entsendeten  gewählten  Adeligen  {electl  nöbiles,  nuntit).^'^' 
Von  dieser  gesetzlichen  Grundlage  ausgehend,  erlangen  die 
Comitate  im  XVI.  Jahrhundert  ein  allgemeines  Besteuerungs- 
recht; sie  dürfen  zur  Deckung  aller  öffentlichen  Bedürfnisse 
{ad    quoscunque    publicos    usus    necessarios)     Steuern     aus- 


'*  Vgl.  Theodor  Botka,  Jogtörteneti  tanulmänyok  a  magyar  vär- 
megyek  szervezeteröl  IRechtshistorische  Abhandlungen  über  die  Verfassung 
der  ungarischen  Comitate]  Budapesti  Szemle  Jg  1866  S.  245  ff.  Ladislaus 
CsuTORÄs,  A  magyar  värmegyerendszer  törteneti  fejlödese  es  politikai  jelentö- 
sege  [Die  historische  Entwicklung  und  politische  Bedeutung  des  ungari- 
schen Comitatssystems]  Magyar  Igazsägügy  Jg  1888  und  1889. 

^^  Es  kam  auch  vor,  dass  die  Comitate  als  Repressalie  des  vom 
König  begangenen  Verfassungsbruches  die  Eintreibung  der  auf  dem  Reichs- 
tage bewilligten  Steuer  verweigerten  ;  so  das  Comitat  Zemplen  wegen  der 
ungesetzlichen  Einschmuggelung  eines  auf  die  Religionsangelegenheiten 
bezüglichen  Artikels  (XXII)  in  das  Decret  von  1604.  Anton  Szirmay,  Notitia 
comitatus  Zempliniensis  S.  109. 

=*«  G.-A.  LXIV. 
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schreiben,^'  welche  sowol  von  den  Adeligen,  als  den  Nicht- 
Adeligen  (in  der  Reihe  der  ersteren  auch  von  den  im  Comitate 
begüterten  königlichen  Freistädten)  entrichtet  werden.^** 

Das  Besteuerungsrecht  verhalf  den  Comitaten  zu  materieller 
Macht  und  wirtschafticher  Selbständigkeit  und  befähigte  sie 
die  Verwirklichung  gewisser  gemeinnütziger  Ziele  in  selbstän- 
diger, institutioneller  Weise  anzustreben.  Die  Hauskasse  der 
Comitate,  die  späterhin  ausser  der  Comitatssteuer  auch  aus 
anderen  Einkunftsquellen  schöpfte,'^''  ermöglichte  den  Comitaten 
nicht  bloss  die  Entsendung  der  Reichstagsgesandten  und  anderen 
Deputationen,  sondern  auch  die  Besoldung  ihrer  Beamten. 

Die  bedeutsamste  Äusserung  der  Comitatsautonomie  ist 
das  Recht  der  Satzung,  ins  statuendi.  Das  Tripartitum 
enthält   hierüber  ausführliche  Regeln.**^ 

Die  Comitatsgemeine  konnte  das  Recht  der  Satzung  bloss 
in  den  ordnungsgemäss  abgehaltenen  Congregationen  aus- 
üben.^^  Bei  Meinungsverschiedenheit  war  der  Beschluss  des 
weiseren,  des  verständigeren  und  vornehmeren  Teiles  {sanior 
pars)  massgebend.'*-^  Die   Statuten   dürfen   weder   den   Landes- 

''  G.-A.  XVII :  1542  (Pozsony) :  „.  .  .  demptis  tarnen  necessariis  ex- 
pensis  comitatuum  sive  ad  legationes,  sive  ad  alios  quoscunque  publicos 
usus  necessarios  ...  de  voluntate  communi  ipsorum  comitatuum  ero- 
gatis."  Siehe  noch  G.-A.  XXI :  1537.  Ja  selbst  aus  G.-A.  LX1V:1486  §.  2 
kann  auf  ein  allgemeines  Besteuerungsrecht  der  Comitate  geschlossen 
werden. 

'■*  G.-A.  XXI:  1537:  „.  .  .  (onus)  quod  in  plerisque  comltatibus  pro 
necessitate  communi  evitanda,  non  modo  in  nisticos,  sed  etiatn  in  nobili- 
taiem  ipsam  .  .  .  imponitur  .  .  ."  Die  Haussteuer  wurde  demgemäss  auch 
von  den  Adeligen  entrichtet,  bis  G.-A.  VI :  1723  die  begüterten  Adeligen 
auf  grund  des  primae  noniis  befreite ;  die  Armalisten  mussten  die  Steuer 
auch  ferner  zahlen. 

^^  So  wurden  laut  G.-A.  X:  1543  fünf  Denare  von  der  Kriegssteuer 
in  die  Comitatskasse  abgeführt.  G.-A.  XXVI :  1596  überwies  den  Comitaten 
die  Heerbussen.  Die  Eintreibung  der  Haussteuer  lag  dem  Vicegespan  ob. 
G.-A.  XX:  1554. 

*"  Vgl.  die  Analyse  Schiller's,  A  Härmaskönyv  jogforrästana  [Die 
Lehre  des  Tripartitums  von  den  Rechtsquellenl  S.  27  ff. 

"'  Die  in  den  Comitatscongregationen  geschaffenen  Statuten  konn- 
ten seitens  der  bei  der  Beschlussfassung  Abwesenden  nicht  angefochten 
werden.  Siehe  das  Statut  des  Comitats  Szepes.  Kolosväri  und  Öväri  a.  a. 
O.  II.  S.  182. 

*^  Trip.  III.  tit.  2.  §.  8. :  „Debent  autem  eiuscemodi  constitutiones 
et  statuta  cum    maiori   et   saniori    parte  populi  fieri   atque  stabiliri ;    quia 
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gesetzen,  noch  den  in  der  Rechtsprechung  der  königlichen  Curie 
zur  Anwendung  gelangenden  guten,  althergebrachten  Gewohn- 
heiten widersprechen.^^  Die  Comitate  hielten  jedoch  dieses  von 
WerböczL  so  kräftig  betonte  Postulat  der  staatlichen  Rechts- 
ordnung nicht  immer  vor  Augen;  sie  Hessen  sich  häufig  nicht  an 
der  Ergänzung  und  Interpretation  der  bestehenden  Gesetze  ge- 
nügen, sondern  schufen  auch  schlechthin  abändernde  Statuten. 
Der  Reichstag  durfte  natürlich  dergleichen  gesetzwidrige  Statuten 
jederzeit  cassieren.^* 

Werböczi  bezeichnet  bloss  die  Feldpolizei  und  das  Gerichts- 
verfahren als  Gegenstände  des  Satzungsrechts  der  Comi- 
tate; die  in  grosser  Zahl  überlieferten  Comitatsstatuten  bekun- 
den jedoch,  dass  die  Comitate  bereits  im  XVI.  Jahrhundert 
betreff  aller  Zweige  des  Rechtslebens  das  Satzungs- 
recht  ausübten.*^ 

Die  Statuten  besassen  bloss  innerhalb  des  Comitatsgebietes 
-bindende  Kraft;  die  nicht  zur  Comitatsgemeine  gehörigen  Adeli- 
gen waren  den  Statuten  nur  dann  unterworfen,  wenn  sie  im  Comi- 
tatsgebiete  Liegenschaften  (iura  possesslonaria)  besassen.^ *^ 

Die  im  Vorstehenden  dargestellte  umfangreiche  Selbstverwal- 
tung und  Autonomie  stand  der  adeligen  Gemeine  des  Comitats  {uni- 
versitas  nobillum  comitatus)  zu.  Die  Comitatsgemeine  übte  diese 
Rechte  in  ihrer  Congregation  {congregatio  nobiliam  oder 
sedes  nobilitaris)  aus.  Die  Decrete  und  königlichen  Verordnun- 

aliter  non  dicerentur  populi  vel  communitatis  statuta."  Über  den  Begriff 
der  sanior  pars  siehe  oben  S.  633. 

"  Ebenda  §.  2 :  „.  .  .  generali  tarnen  decreto  totius  regni  atque 
vetustae  et  approbatae  consuetudini  curiae  regiae  in  iudiciis  observari 
solitae  praeiudicare  ac  derogare  nusquam  possunt." 

**  Bereits  G.-A.  1 :  1504  verbot  den  Comitaten  unter  Androhung 
strenger  Strafen,  dem  Könige  wider  das  Gesetz  eine  Kriegssteuer  zu  be- 
willigen. G.-A.  XLVl :  1597  setzte  die  im  Decret  von  1504  angedrohte 
Strafe  im  allgemeinen  auf  alle  Comitatsbeschlüsse,  die  den 
bestehenden  Gesetzen  zuwider  laufen  würden.  Ebenso 
G.-A.  XXIII:  1599.  G.-A.  LXXVIII:  1647  hob  einige  Statuten  der  königlichen 
Freistadt  Kassa  auf. 

*-'"  Die  Comitats-,  sowie  die  städtischen  Statuten  sind  von  Alexan- 
der KoLosvÄRi  und  Klemens  Öväri  mit  grossem  Fleisse  gesammelt  und 
nebst  wertvollen  erläuternden  Anmerkungen  herausgegeben  worden. 
.A  magyar  törvenyhatösägok  jogszabälyainak  gyüjtemenye  (Corpus  statuto- 
rum  municipalium)  1885—1897  I-IV/2. 

*«  Trip.  eod.  tit.  §.  6. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  4o 
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gen  wurden  der  Comitatsgemeine  zugesendet;  die  königlichen 
Einladungschreiben  lauteten  desgleichen  an  die  Comitatsgemeine. 
Die  Comitate  hielten  behufs  Erledigung  der  sich  stetig  meh- 
renden legislativen,  Gerichts-  und  Verwaltungsagenden  bereits 
im  XVI.  Jahrhundert  zweiwöchentlich  oder  zumindest  monatlich 
ordentliche  Versammlungen ;  die  Adeligen  waren  bei  einer 
Busse  von  drei  Mark  Silbers  zum  Erscheinen  verpflichtet.*'' 

Sämmtliche  wichtigeren  Angelegenheiten  wurden  in  der 
Congregation  verhandelt  und  entschieden.  Die  Congregation 
wählte  die  Reichstagsgesandten  und  versah  sie  mit  Weisungen. 
Das  Comitatsgericht  tagte  in  der  Congregation.***  Diese  sorgte 
für  die  Erledigung  der  mit  der  Banderiatsverfasung  zusammen- 
hängenden Aufgaben ;  sie  bestellte  namentlich  den  Führer  des 
Comitatsheeres.  Die  Steuereinnehmer  wurden  aus  der  Congre- 
gation entsendet;  hier  wurden  ferner  die  Steuerbemessungen 
berichtigt  und  die  Busszahlungsaufträge  ausgestellt.  Die  Con- 
gregation wählte  den  Beamtenkörper  des  Comitats  und  zog  die 
Beamten  zur  Rechenschaft ;  sie  votierte  die  Haussteuer  und  be- 
stimmte den  Modus  der  Eintreibung ;  die  Festsetzung  der  Beamten- 
saläre, sowie  der  Diäten  der  Reichstags-  und  anderen  Gesand- 
ten lag  ihr  ob.  Die  Statuten  wurden,  wie  wir  wissen,  von  der 
Congregation  geschaffen,  nicht  immer  aus  der  eigenen  Initiative 
des  Comitats,  sondern  oft  auf  grund  der  Ermächtigung  und  im 
Auftrage  der  Gesetzgebung;  namentlich  die  Festsetzung  eines 
Preistarifs  der  Lebensmittel  und  Industrieartikel,  sowie  die  Rege- 
lung der  Arbeitslöhne  wurde  häufig  den  Comitaten  überiassen.*^ 

Die  Congregation  wurde  vom  Obergespan  oder  dem  Vice- 
gespan  einberufend*^  und  stand  unter  dem  Schutz  des  Gesetzes. 

*'  Diese  Bestimmung  des  G.-A.  VII :  1435  (II)  casus  7  blieb  sehr 
lange  in  Geltung.  Siehe  z.  B.  G.-A.  I  :  1462  §.  16.  Statut  des  Comitats 
Szepes  V.  J.  1567  Kolosväri  und  Öväri  a.  a.  O.  II.  S.  18. 

**  Die  Identität  der  Comitatsversammlung  {congregatio)  und  des 
Comitatsgerichts  (sedes)  bezeugt  zur  genüge  G.-A.  XXV :  1550 :  „.  .  .  ut  .  .  . 
congregatio  vel  sedes  in  singulo  quoque  comitatu  per  vicecomites  modo 
praemisso  indicatur".  Siehe  auch  G.-A.  XI :  1569. 

*'  Das  erste  Tarifgesetz,  das  sich  jedoch  auf  die  Normierung  der 
Lebensmittelpreise  beschränkt,  ist  G.-A.  XXVI :  1538.  (Dass  es  vor  dem 
XVI.  Jahrhundert  keinen  gesetzlichen  Tarif  gab,  geht  aus  G.-A.  XVII :  1504 
hervor.)  G.-A.  XL :  1625  weisst  die  Festsetzung  des  Tarifs  der  Lebensmit- 
tel und  gewerblichen  Gegenstände  den  Comitaten  zu. 

«  G.-A.  XXV  :  1550,  XI :  1569. 
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Wer  die  Würde  der  Versammlung  verletzende  oder  die  Anwe- 
senden beleidigende  Ausdrücke  gebrauchte,  begieng  das  Ver- 
gehen der  Verletzung  des  Gerichtsstuhles  {violatio 
sedis,  ung.  szektöres)  und  verwirkte  eine  Ordnungstrafe  von  100 
Gulden.  ^^  Im  Interesse  der  Wahrung  des  Ansehens  der  Congre- 
gation  und  der  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  war  es  verboten, 
bewaffnet  in  der  Versammlung  zu  erscheinen. ^- 

Die  Comitate  stehen  im  Laufe  des  XVI.  Jahrhunderts  als 
völlig  ausgebildete  Municipien  vor  uns.  Jedes  Comitat  stellt  als 
adelige  Gemeine  mit  dem  die  Person  des  Königs  repräsentieren- 
den Obergespan  an  der  Spitze,  den  gesammten  Körper  der 
Heiligen  Krone,  den  Staat  im  kleinen  dar.  Es  hat  Teil  an  der 
Gewalt  und  als  organisches  Ganze  an  dem  Leben  der  Heiligen 
Krone. 


§.  7.  Fortsetzung.  Die  Organisation  der  Comitats- 
selbstverwaltung.  Der  Beamtenicörper. 

Die  Ausbildung  der  Comitatsselbstverwaltung  und  Auto- 
nomie bewirkte  die  bedeutende  Umgestaltung  der  Verwaltungs- 
und Gerichtsorganisatien  der  Comitate  in  autonomischer  Rich- 
tung. Mit  dem  Verfalle  der  königlichen  Burgvogteien  {castellanatus) 
verschwinden  die  ständigen  königlichen  Ämter  aus  den  Comitaten ; 
an  deren  Stelle  treten  mittelst  Wahl  besetzte  Comitatsämter.  Die 
Organisation  der  königlichen  Finanzen  und  der  Heeresverwal- 
tung trennt  sich  mehr  und  mehr  von  der  auf  autonomi- 
schen  Grundlagen  ruhenden  Comitatsverfassung  und  gelangt 
erst  in  einem  späteren  Stadium  der  Entwicklung  abermals  in 
einen  neuerlichen,  mittelbaren  Zusammenhang  damit,  indem  der 
König  nach  der  Vorschrift  der  Gesetze  bei  Erledigung  dieser 
Angelegenheiten  die  Unterstützung  der  Comitate  als  Municipal- 
gemeinen  in  Anspruch  zu  nehmen  verpflichtet  ist.^ 

"  G.-A.  VII :  1435  (II)  casus  6. :  „.  .  .  Item  violator  sedis  iudiciariae 
birsagium  viginti  quinque  marcarum  persolvat."  Siehe  noch  G.-A.  LXVIII : 
1486,  LXVII  :  1492,  LXXXIX :  1635,  VI :  1647  und  Trip.  II.  tit.  69.  Kitonich, 
Directio  Methodica  c.  IX.  qu.  22. 

^»  G.-A.  LXV  •.  1486,  LXXIX :  1492. 

'  S.  oben  S.  698  ff. 

45* 
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An  der  Spitze  des  mit  dem  Recht  der  Selbstverwaltung 
und  Autonomie  ausgestatteten  Comitats  steht  ein  königlicher 
Beamter,  der  Obergespan,  der  im  Comitate  aufgrund  könig- 
lichen Auftrags  die  Person  und  Gewalt  des  Königs  repräsentiert.^ 

Wir  haben  gesehen,  dass  die  Obergespäne  in  Ungarn 
keine  feudalen  Landesherren  wurden,  sondern  königliche  Be- 
amte blieben.  Die  königliche  Provincialverwaltung  behielt  ver- 
möge der  Auffassung,  dass  der  König  der  geborene  Ober- 
gespan (naturalis  coincs)  aller  Comitate  sei,  ihren  rein  öffentlich- 
rechtlichen Charakter,  Die  oberste  Regierungsgewalt  stand  in 
jedem  Comitate  dem  Repräsentanten  der  Heiligen  Krone,  dem 
Könige  zu.  Der  Obergespan  übte  jene  Gewalt  auf  grund  könig- 
lichen Auftrages  und  königlicher  Übertragung  aus;  bei  Vacanz 
der  Obergespanschaft  fiel  die  Machtfülle  des  Obergespans  an 
den  König  heim.^ 

Diese  Auffassung  verlieh  dem  Amte  des  Obergespans  beson- 
deren Glanz  und  grosses  Ansehen  auch  zu  der  Zeit,  als  damit 
keine  grossen  Einkünfte  mehr  verbunden  waren.  Das  ist  die 
Erklärung  der  historischen  Tatsache,  dass  nicht  bloss  die  vor- 
nehmsten geistlichen  und  weltlichen  Herrn  sich  um  Oberge- 
spansämter bewarben,  sondern  häufig  auch  fürstliche  Personen 
Obergespanschaften  bekleideten ;  so  war  unter  König  Sigismund 
Dubissa,  König  von  Bosnien  Gespan  des  Somogyer  Comitats, 
Johann  Corvinus,  der  Sohn  König  Matthias  I.,  Obergespan 
von  Liptö,  und  die  Wittwe  Ludwigs  IL,  Maria  Obergespan 
des  Comitats  Moson.*  Auf  diese  Weise  erklärt  sich  ferner, 
dass  die  Comitate  Pest  und  Pilis  während  dieser  Periode  über- 
haupt keinen  Obergespan  hatten;  da  diese  Comitate  in 
der  unmittelbarsten  Nähe  von  Buda,  der  königlichen  Residenz 
lagen,  betrachtete  man  den  König  selbst  als  deren  Obergespan, 
wie  denn  auch  König  Matthias  einmal,  im  Jahre  1467  in  der 
Congregation   des  Comitats  Pest   persönlich   praesidierte ; ''   das 

*  Siehe  das   Congregationsprotokoll   des  Comitats   Bars  v.  J.  1603. 
BoTKA  a.  a.  O.  S.  429. 

'  Siehe  das  Schreiben  des  Bischofs  Szuhay,  Präsidenten  der  könig- 
lich ungarischen    Kammer,  an  das  Comitat  Bars  ebenda. 

*  Matthias  B^l,  Notitiae  Hungariae  novae  IL  S.  551.  Vgl.  Botka 
S.   430. 

'■'  Teleki  a.  a.  O.  XI.  S.  258.  Hajnik,  Az  örökös  föispänsäg  a 
magyar    alkotmänytörtenetben    [Die    erbliche     Obergespanschaft    in     der 
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Decret  von  1492  bestimmt,  dass  die  vereinigten  Comitate  Pest 
und  Pilis,  da  sie  sich  nahe  zu  Buda  befinden,  auch  in  Zukunft 
keinen  Obergespan  haben  sollen.*'  Dieser  Zustand  währte  bis  zur 
türkischen  Eroberung ;  als  dann  Pest  und  Pilis  von  den  Türken 
zurückerobert  und  mit  dem  Comitate  Solt  vereinigt  wurden,  ward 
der  Palatin  der  als  Stellvertreter  des  Königs  seine  gesetzliche 
Residenz  zu  Buda  hatte,  Obergespan  der  drei  Comitate.'^  Der  König 
ernannte  die  Obergespäne  auch  während  dieser  Periode  nach  sei- 
nem freien  Belieben  und  durfte  sie  jederzeit  ihres  Amtes  entsetzen; 
die  königliche  Ernennung  lautete  in  der  Regel  nur  für  unbestimmte 
Zeit,  usque  ad  beneplacitum,  durante  beneplacito  nostro.^ 

Das  freie  Ernennungsrecht  des  Königs  erfuhr  jedoch  durch 
die  gesetzliche  Aufstellung  gewisser  Bedingungen  einige  Ein- 
schränkungen. Die  Decrete  bestimmten  nämlich,  dass  der  Ober- 
gespan vom  weltlichen  Stande  und  von  Adel,  im  Comitate  begü- 
tert und  eine  grata  persona  sei,  ferner  in  besonderer  Anwendung 
eines  allgemeinen  Grundsatzes,  dass  Fremde  nicht  zu  Ober- 
gespänen  ernannt  werden  dürfen.'-^  Es  galt  auch  als  Regel,  dass 
jedes  Comitat  einen  eigenen  Obergespan  habe,  der  im  Comitate 
residieren  muss.^**  Die  Cumulation  mehrerer  Obergespanschaften 

ungarischen  Verfassungsgeschichte]  1888  S.  81  zieht  als  Erklärung  die  Tat- 
sache heran,  dass  sich  in  den  Comitaten  Pest  und  Pilis  zahlreiche  königliche 
Besitzungen  und  königliche  Hintersassen  befanden,  die  zu  den  Königs- 
burgen Buda  und  Visegräd  gehörten ;  „sie  standen  daher  unter  unmittel- 
barer königlicher  Verwaltung,  so  dass  diese  Comitate  schlechthin  könig- 
liche Immunitätsgebiete  bildeten".  Wir  können  uns  dieser  Erklärung  nicht 
anschliessen,  da  die  Reichsadeligen  {nobiles  regni)  zufolge  ihres  freien 
Besitzrechts  unmöglich  zu  königlichen  Immunitätsge- 
bieten  gehören   konnten. 

"  G.-A.  C :  1492 :  „Item  quia  sicuti  et  quemadmodum  hactenus 
Pestiensis  et  Pilisiensis  comitatus,  ex  quo  prope  Biidam  sunt,  comites  non 
habuerint,  sie  nee  in  futurum  comites  habere  debeant."  Vergleiche  G.-A. 
XX.  XXIX :  1495,  XLIV.  LVII :  1498,  XXVIII :  1500. 

'  G.-A.  LXXVI  :  1659,  II.  XXV:  1751. 

^  B^L  a.  a.  O.  II.  S.  309.  Ein  Beispiel  einer  Ernennung  auf  Lebens- 
zeit (x'ita  sua  comite)  aus  der  Regierungszeit  Ludwigs  des  Grossen  siehe 
bei  SziRMAY,  Notitia  politico-historica  comitatus  Ugochiensis  S.  32. 

»  G.-A.  XV:  1471,  LX :  1486,  LVII:  1498,  XIX:  1554.  Der  Obergespan 
sei  wolgelitten  G.-A.  XXXIII :  1525  (Kovachich,  Supplementum  III.  S.  43). 
Personen  fremder  Herkunft  und  im  Ausland  Wohnhafte  können  nicht  zu 
Obergespänen  ernannt  werden.  G.-A.  II :  1504. 

^"  G.-A.  XLIV:  1498  §.  1.:  „Et  unusquisque  comitatus  suum  pro- 
prium comitem  habeat."  Vergleiche  G.-A.  LVII :  1498. 
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war  also  von  Gesetzes  wegen  verboten.  Im  XIV.  und  XV.  Jahr- 
hundert kam  es  sehr  häufig  vor,  dass  ein  Grosser  mehrere  Ober- 
gespansämter bekleidete.  Seit  König  Matthias  gehört  die  Ver- 
einigung von  mehr  als  zwei  Gespanschaften  zu  den  Seltenheiten 
umso  eher,  als  G.-A.  LXX :  1498  das  Verbot  der  Goldenen 
Bulle  wiederholte,  dass  ausser  dem  Palatin,  Hofrichter  und  dem 
Banus  von  Dalmatien,  Kroatien  und  Slavonien  niemand  gleich- 
zeitig mehrere  Ämter  innehaben  dürfe.  Am  meisten  wurde  das 
freie  Ernennungsrecht  des  Königs  durch  das  Institut  der  erb- 
lichen Obergespanschaft  beschränkt.  Dieses  Institut 
reicht  in  seinem  Ursprünge  in  die  Ärpädenzeit  zurück,  doch  konnte 
es  infolge  des  strengen  Verbots  der  Goldenen  Bulle,  nicht  zu 
eigentlich  institutioneller  Bedeutung  gelangen  undbUebim  wesent- 
lichen eine  Ausnahmeerscheinung.  Bei  der  Verleihung  der  Ober- 
gespanschaft  zu  Erbrecht  standen  ursprünglich  die  mit  dem 
Amte  verbundenen  Einkünfte,  namentlich  die  Amtsländereien 
im  Vordergrunde."  Bereits  Karl  Robert  trennte  diese  infolge  der 
Errichtung  der  königlichen  Burgvogteien  {castellanatus)  von 
der  Obergespanschaft.  Als  im  XV.  Jahrhundert  (seit  König  Sigis- 
mund)  die  Fälle  der  erblichen  Verleihung  der  Obergespanschaft 
sich  mehrten,  war  deren  öffentlicher  Amtscharakter  bereits  der- 
massen  ausgebildet,  dass  eine  feudal-privatrechtliche  Entwicklung 
unmöglich  mehr  stattfinden  konnte. 

Den  Amtscharakter  der  erblichen  Obergespanschaft  (sowol 
der  mit  einem  geistlichen  oder  weltlichen  Amte  verbundenen, 
als  der  einer  vornehmen  Familie  übertragenen^^)  illustriert  zur 
genüge,  dass  auch  die  erblichen  Obergespäne  in  aller  Form  zu 
wirklichen  Obergespänen  ernannt  werden  und  sie  dieselben 
Eigenschaften  besitzen  mussten,  wie  die  übrigen. ^^  Bei  Minder- 
jährigkeit des  Erbberechtigten  wurde  jedoch  gestattet,  dass  an 
seiner  Statt  der  Vormund  die  Geschäfte  des  Obergespans  führe. 
Es  ereignete  sich  so  manches  Mal,  dass  Frauen  als  Obergespäne 
in  den  Comitatscongregationen  präsidierten.^^ 

1'  S.  oben  S.  563. 

"  Man  unterschied  die  beiden  späterhin,  wo  man  sich  grösserer 
Genauigkeit  befliss,  als  honor  comitis  supremi  et  pcrpetui  und  honor  conii- 
tis  supremi  et  heieditarii. 

"  Hajnik  a.  a.  O.  S.  17. 

'*  Z.  B.  die  Wittwe  Georg  Thurzös,  Elisabeth  Czobor  im  Comitate 
Ärva  (B£l,  Apparatus   ad   hist.    Hung.    decades   I.    S.  377),  Helene  Zrinyi, 
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Mit  der  erblichen  Obergespanschaft  hängt  das  Institut  der 
Comitatsstatthalter  zusammen.  Der  erbliche  Obergespan, 
der  durch  sonstige  Amtspflichten,  Krankheit,  Alter,  oder  dauernde 
Abwesenheit  und  andere  ähnliche  Umstände  verhindert  war, 
seine  Obergespansagenden  persönUch  zu  versehen,  durfte  mit 
Wissen  und  Ermächtigung  des  Königs  einen  Vertreter  bestellen, 
den  man  als  interimalis  comes  oder  gubernator,  in  neuerer  Zeit 
meistens  als  administrator  bezeichnete. 

Seit  der  Mitte  des  XV.  Jahrhunderts  verboten  die  Decrete 
wiederholt  die  erbliche  (bezw.  perpetuelle)  Verleihung  von  Ober- 
gespanschaften  ;^^  hinsichtlich  der  an  erzbischöfliche  oder  bischöf- 
liche Stühle  geknüpften  Obergespanwürden  wurde  sogar  bestimmt, 
dass  falls  die  betreffenden  Prälaten  nicht  den  Nachweis  der 
von  den  Heiligen  Königen  herrührenden  Verleihung  zu  erbringen 
vermöchten,  der  König  sie  der  Obergespanschaft  entsetzen  solle.^^ 
Trotz  alledem  war  noch  zu  Ende  des  XVII.  Jahrhunderts  das 
Obergespansamt  mit  neun  Prälaturen,  ferner  dem  Palatinat  ver- 
bunden und  befanden  sich  sechzehn  Magnatenfamilien  in  dem 
Besitz  des  erblichen  Obergespansamtes.^' 

Der  Obergespan  repräsentiert  als  königlicher  Beamter,  gegen- 
über der  Selbstverwaltung  und  Autonomie  des  Comitats,  die 
Staatsgewalt.  Er  ist  einerseits  berufen,  gegenüber  den  localen 
Interessen  die  allgemein  staatlichen  Interessen  zu  wahren,  anderer- 
seits das  Selbstverwaltungsrecht  und  die  autonomische  Freiheit 
des  Comitats  zu  sichern  und  auf  diese  Weise  den  Einklang 
und  das  einträchtige  Zusammenwirken  der  staatlichen  oder  könig- 
lichen Verwaltung  und  der  localen  Selbstverwaltung  zu  garan- 
tieren. Insbesondere  hat  er  die  Durchführung  der  Gesetze  und 
Regierungsverordnungen,  ferner  die  pünktliche  Einlieferung  der 
königlichen  Einkünfte  seitens  der  Comitatsorgane  zu  beauf- 
sichtigen. 

Der  Obergespan  ist,  um  dieser  schwierigen  Aufgabe  genü- 
gen   zu    können,    mit    umfangreicher    Competenz    ausgestattet, 

als  Vormund  ihres  Sohnes  Franz  Räköczi,  in  Säros  (Käl.nün  Thaly, 
II.  Räköczy  Ferencz  fejedelem  ifjüsäga  [Die  Jugend  des  Fürsten  Franz 
Räköczi  IL]  1884  S.  7—9). 

1^  G.-A.  XVIII :  1447 :  „Item  honores  comitatuum  parochialium  per- 
petualiter  in  antea  non  conferantur."    Kovachich,   Supplementum    II.  S.  68. 

1«  G.-A.  LVII :  1498,  III :  1504. 

1'  Hajnik  a.  a.  0.  S.  13. 
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der  teils  auf  dem  Gesetz,  teils  auf  den  Bestimmungen  des  Ernen- 
nungsdecrets  beruht.  Dem  Obergespan  gebürt  einerseits  die 
Leitung,  andererseits  die  Controlle  der  Comitatsselbstverwaltung, 
In  der  Regel  beruft  der  Obergespan  die  Congregation,  deren  erster 
Vorsitzender  er  ist ;  desgleichen  präsidiert  er  im  Comitatsgericht. 
Er  leitet  namentlich  die  Restaurationsversammlungen  (die  Beamten- 
wahlen) und  übt  ein  Candidationsrecht  aus.^** 

Der  Obergespan  tritt  sein  Amt  kraft  der  königlichen  Er- 
nennung an;  doch  kann  er  seine  Amtstätigkeit  erst  aufnehmen, 
nachdem  er  den  Amtseid  geleistet  und  das  Ernennungsdecret  irr 
der  Comitatscongregation  vorgelegt  hat.  Den  Eid  legt  er,  ebenso 
wie  die  anderen,  mit  richterlicher  Obrigkeit  ausgestatteten  könig- 
lichen Beamten,  in  die  Hand  des  Königs  (meistens  auch  im 
königlichen  Rate)  ab;^^  seit  der  Mitte  des  XVI.  Jahrhunderts 
konnte  er  ihn  auch  angesichts  des  Comitats,  in  der  Congregation 
leisten.'^''  Der  Amtseid  des  Obergespans  war  ursprünglich  ein 
reiner  Richtereid,  entsprechend  dem  Vorherrschen  der  richter- 
lichen Agenden.  Später  erblickten  die  Comitate  im  Eide  des 
Obergespans  eine  verfassungsrechtliche  Garantie ;  zahlreiche 
Gesetzartikel  verordnen  daher,  dass  der  Obergespan  vor  Beginn 
seiner  Tätigkeit  den  vorgeschriebenen  Eid  leisten,  oder  falls  er 
die  Eidesleistung  verweigerte,  seines  Amtes  entsetzt  werden 
möge.-^  Ja,  als  die  Comitatsautonomie  mehr  und  mehr  erstarkte,, 
forderten  die  Comitate  von  den  Obergespänen  anlässlich  der 
Installation  sogar  die  schriftliche  Assecuration  ihrer  autonomischen 
Rechte  und  Freiheiten.^^  Der  Obergespan  schuldet  für  den  Mis- 
brauch  seiner  Amtsgewalt  Rechenschaft.  Die  Gesetze  enthalten 
diesbezüglich  sehr  strenge  Massregeln. ^'^ 

''*  Siehe  die  zahlreichen  Ernennungsdecrete  in  den  Libri  Regii. 

1»  G.-A.  I  :  1435  (1),  LXXIII :  1486,  XXXIII  :  1492.  Die  in  den  drei 
Gesetzartikeln  mitgeteilte  Eidesformel  lautet  völlig  gleich. 

-°»  G.-A.  XXXVIII :  1542  (Pozsony)  gestattet  dies  für  den  Notfall ;  die 
späteren  Gesetze  enthalten  alternative  Vorschriften.  G.-A.  XXXVIII :  1552, 
XXX :  1553. 

-"  Siehe  z.  B.  G.-A.  LH  :  1545,  XXXVIII :  1546,  LXVI  :  1548,  XIX  : 
1554,  LH  :  1559. 

--  Siehe  ein  Beispiel  aus  dem  Jahre  1619,  Comitat  Tolna:  ,Condi- 
tiones  per  dominum  Paulum  Räköczi  supremum  comitem  comitatus  istius 
Thornensis,  tempore  suae  installationis  acceptatae  consuetudinem  antiquam 
eiusdem  comitatus  exprimentes."  Kolosväri  und  Oväri  a.  a.  O.  I.  S.  119—121. 

*'  Vergleiche  z.  B.  G.-A.  X :  1542  (Pozsony),  LXVII :  1550,  XV :  1596, 
V:1638. 
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Die  einstigen  reichen  Einkünfte  der  königlichen  Burg- 
gespäne  (das  Drittel  der  in  den  Königsschatz  fliessenden  Abga- 
ben, ferner  die  Nutzniessung  der  Amtsländereien)  nahmen  unter 
den  Anjou  infolge  der  Errichtung  der  Burgvogteien  ein  Ende. 
Seither  bildeten  die  Gerichtsgefälle  die  vornehmlichste  Einnahme- 
quelle der  Obergespäne.-^  Später  wurden  im  Zusammenhang 
mit  der  Erneuerung  und  grösseren  Ausbreitung  des  Instituts  der 
erblichen  Obergespanschaft  gewisse  königliche  Burgen  und  der 
Ertrag  der  dazu  gehörigen  Gütercomplexe  in  der  Weise  mit 
der  Obergespanschaft  verbunden,  dass  der  Besitzer,  bezw.  Nutz- 
niesser  der  Burg  und  der  dazu  gehörigen  Herrschaft  in  einem 
das  Obergespansamt  bekleidete.-^  Doch  besitzen  diese  Ausnahme- 
erscheinungen keine  besondere  Bedeutung  mehr.  Im  XVII.  Jahr- 
hundert heisst  es  allgemein,  dass  der  Obergespan  unentgeltlich, 
Ehren  halber  diene.^*^  Eine  Zeitlang  gab  das  Comitat  ein  Honorar ; 
im  XVIIi.  Jahrhundert  erhält  der  Obergespan  ein  Salär  aus  der 
königHchen  Schatzkammer. 

Der  Vertreter  des  Obergespans,  der  Vicegespan,  ist 
vom  Standpunkte  der  rechtshistorischen  Entwicklung  der  unmit- 
telbare Nachfolger  des  Burgrichters  {comes  curialis  castri)  der 
Ärpädenzeit.  Die  Bezeichnung  viceconies  (daher  ung.  viczispdn, 
das  in  jüngerer  Zeit  durch  alispän  verdrängt  wurde)  wurde,  wie 
wir  wissen,  zu  Ende  des  XIII.  Jahrhunderts  gebräuchlich. 

Der  Vicegespan  ist  anfänglich  weder  ein  königlicher,  noch 
ein  Comitatsbeamter,  sondern  ein  Beamter  des  Oberge- 
spans. Dieser  ernennt  ihn  in  völlig  freier  Weise  zu  seinem 
persönlichen  Vertreter.  Der  Vicegespan  ist  im  XIV.  und  XV. 
Jahrhundert  eins  mit  dem  Obergespan,  keine  besondere  obrig- 
keitliche Person;  seine  Bezeichnung  als  Vicegespan  folgt  nicht 
aus  seiner  Stellung  zum  Comitate,  sondern  aus  seinem  Ver- 
hältnis zum  Obergespan.  Er  besitzt  keineriei  selbständigen  Wir- 
kungskreis ;  seine  Amtsgewalt  beruht  durchaus  auf  der  Ermäch- 
tigung, dem  Mandat  des  Obergespans,  das  er  der  Comitats- 
gemeine  präsentieren  musste.  Daher   hatten   die   Comitate   Pest 

=*■•  G.-A.  III :  1435  (II) :  „De  birsagiis  autem  sedium  comitum  parochi- 
alium  ad  portionem  iudiciariam  cedentibus  comites  parochiales  et  iudices 
nobilium  aequam  inter  se  divisionem  facere  teneantur  in  duas  partes." 
Vgl.  G.-A.  XII :  1495,  Trip.  II.  tit.  86. 

"  G.-A.  XXXIII :  1574,  XLVIII :  1599.  Vgl.  Hajnik  a.  a.  O.  S.  7  ff. 

2«  BoTKA  a.  a.  O.  S.  437. 
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und  Pills,  die  keinen  Obergespan  hatten,  während  dieser  Periode 
auch  keinen  Vicegespan  an  ihrer  Spitze ;  andererseits  durfte 
von  mehreren  Obergespänen  desselben  Comitats,  jeder  einen 
eigenen  Vertreter,  einen  besonderen  Vicegespan  bestellen. 

Das  freie  Ernennungsrecht  wurde  zuerst  durch  G.-A. 
LX:1486  beschränkt,  laut  welchem  der  Obergespan  bloss  einen 
im  Comitate  ansässigen,  vornehmen  Adeligen  zum  Vicegespan 
ernennen  durfte;  auch  musste  der  Vicegespan  angesichts  des  Comi- 
tats einen  Eid  leisten."^'  Die  entscheidende  Wendung  trat  jedoch 
in  der  Entwicklung  des  Vicegespansamtes  1504  ein.  G.-A.  II :  1504 
verordnete,  dass  der  Obergespan  den  Vicegespan  aus  dem 
Comitatsadel  mit  Zustimmung  und  Willen  der  Gemeine  wähle.^** 
Die  Comitate  trachteten  nun  gegenüber  dem  Ernennungsrecht 
des  Obergespans  das  ausschliessliche  Recht  der  Vicegespans-. 
wähl  zur  erringen.  Der  langewährende  Kampf  endete,  laut 
G.-A.  LXX:  1548,  mit  dem  Siege  der  Comitate,  welcher  zugleich 
den  Gipfelpunkt  der  Ausbildung  der  Comitatsselbstverwaltung 
bezeichnet. ^^  Die  Vicegespäne  wurden  seither  von  den  Comi- 
taten  gewählt,  und  gebürte  dem  Obergespan  bloss  ein  Bestäti- 
gungsrecht.-^^ 

Die  Amtstellung  des  Vicegespans  wurde  dadurch  eine 
wesentlich  andere.  Er  ist  nicht  mehr  der  Statthalter  des  Ober- 
gespans, sondern  ein  Beamter  des  Comitats,  und  zwar  das 
Haupt  des  Comitatsbeamtenkörpers,  der  erste 
Beamte  des  Municipiums,  der  eine  von  derjenigen  des 
Obergespans  völlig  unabhängige  Rechtstellung  besitzt.  Der  selb- 


"  G.-A.  LX :  i486  §.  1  :  „Et  ille  teneatur  ex  illo  comitatu,  et  non 
aliunde,  notabilem  virum  aliquem  pro  vicecomite  vel  vicecomitibus  eligere." 
§  2. :  „luramentum  .  .  .  vicecomites  vero  in  ipso  comitatu  praestare 
teneantur." 

-"  G.-A.  II :  1504  §.4:  „. . .  quem  tarnen  absque  consensu  et  voluntate 
nobilium  ipsius  comitatus  eligere  nusquam  valeat,  neque  possit." 

"  „Vicecomites  non  per  comitem  solum,  sed  consensu  totius  comi- 
tatus juxta  regni  decreta  eliguntur." 

'■"'  Der  Obergespan  durfte  als  Mitglied  der  adeligen  Comitatsgemeine 
seine  Stimme  abgeben.  „Ut  quia  electio  vicecomitis  hactenus  penes 
nobilitatem  praecise  fuit,  confinnatione  salteni  siiprcini  comitis  accedente,  ita 
nunc  et  in  posterum  quoque  sua  spectabilis  ac  magnifica  dominatio  con- 
suetudinem  hanc  observabit.  Vocem  tarnen  unatn  in  elecüone  ejusdem  vice- 
comitis habebit.''  Statut  des  Comitats  Torna  1619.  Kolosväri  und  Öväri 
a.  a.  O.  S.  120. 


715 

ständige  Wirkungskreis  des  Vicegespans  ist  in  zahlreichen 
Gesetzen  festgestellt.  Nach  seiner  Wahl  muss  er  sich  zunächst 
der  Comitatsgemeine  vorstellen  und  in  der  Congregation  den 
gesetzlich  vorgeschriebenen  Richtereid  ablegen/^  In  gewissen 
Fällen  steht  ihm  das  Recht  der  Einberufung  der  Comitatscon- 
gregation  zu ;  • '^  gewöhnlich  präsidiert  er  im  Comitatsgericht ; 
ihm  liegt  ferner  die  Wahrung  der  Freizügigheit  der  Untertanen 
ob.^^  Während  der  Vacanz  des  Obergespansamtes  versieht  er 
auch  die  Agenden  des  Obergepans.^^ 

Die  stetige  Ausbreitung  der  Competenz  des  Vicegespans 
Hess  in  den  grösseren  Comitaten  die  Wahl  mehrerer  Vicegespäne 
als  unabweisbar  erscheinen ;  die  Beispiele  häufen  sich  bereits 
während  dieser  Periode.  Das  Ansehen  und  Gewicht  des  Vice- 
gespansamtes  äussert  sich  auch  darin,  dass  uns  in  der  Reihe  der 
Reichstagsgesandten  und  unter  den  Mitgliedern  anderer  Comitats- 
deputationen  sehr  häufig  Vicegespäne  begegnen.^  ^ 

Der  Vicegespan  war,  nicht  minder,  als  der  Obergespan, 
für  die  Erledigung  der  nach  Massgabe  der  Gesetze  in  seinen 
Wirkungskreis  fallenden  Angelegenheiten  verantwortlich  ;  seine 
Unterlassungen  und  misbräuchlichen  Handlungen  wurden  strenge 
bestraft.^ '^ 

Der  Ausgangspunkt,  die  fundamentale  Institution  der  auto- 
nomischen  Entwicklung  der  Comitate  war  bekanntlich  das  Stuhl- 
richteramt.  G.-A.  V:1290  setzte  die  Zahl  der  Stuhlrichter 
ohne  Rücksicht  auf  die  verschiedene  Ausdehnung  der  Comitate 
mit  vier  fest.^" 

Demgemäss  zerfiel  jedes  Comitate  in  vier  Teile  oder 
Bezirke.  So  lange  der  Vicegespan  vom  Obergespan  ernannt 
wurde,  ruhte  die  Selbstverwaltung  auf  den  Schultern  der  Stuhl- 
richter, die  gegenüber  dem  die  königliche  Gewalt  repräsentierenden 


^'  Das  schrieb  bereits  G.-A.  LX :  1486  vor.  Siehe  Anm.  27.  Vergleiche 
auch  G.-A.  LXXIII :  1486. 

'-  G.-A.  XXV  :  1550,  XI :  1569. 

83  G.-A.  XXX.  XXXII  und  XXXIII :  1547,  XXX  :  1556. 

8*  G.-A.  VII :  1575  ordnet  das  in  einem  concreten  Falle  an.  Im  all- 
gemeinen ausgesprochen  durch  G.-A.  IV :  1578. 

3i  Vgl.  BoTKA  a.  a.  O.  228  ff. 

3«  G.-A.  XXIII-XXVII.  und  XXXII  :  1550,  XX  :  1552,  IV  :  1554,  XX: 
1563,  V  :  1638. 

''  KovACHicH,  Sylloge  S.  17,   Endlicher  S.  616. 
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Obergespan  und  dessen  Vertreter,  dem  Vicegespan  die  autonome 
Gewalt  der  Comitate  zur  Geltung  brachten.  Ihre  Bedeutung  steigt 
daher  stetig  im  Laufe  der  Periode.  Gesetzliche  Vorschriften 
über  die  Besetzung  der  Stuhirichterämter  finden  sich  zuerst 
in  G.-A.  11:1435  (II).  Das  Decret  bestimmte,  dass  die  Stuhl- 
richter aus  der  Reihe  der  begüterten  Adeligen  des  Comitats 
genommen  werden  sollen.  Wer,  keinen  gesetzlichen  Entschul- 
digungsgrund für  sich  anführen  konnte,  war  bei  einer  Busse 
von  25  Mark  zur  Annahme  der  Wahl  verpflichtet.^^  Der  Gewählte 
brauchte  jedoch  das  Amt  nicht  über  ein  Jahr  zu  bekleiden  und 
durfte  eine  Neuwahl  fünf  Jahre  hindurch  busslos  zurückweisen. 

Die  Stuhlrichter  leisteten  vor  der  versammelten  Comitats- 
gemeine  den  Richtereid. •'■'  Ihre  wichtigste  Aufgabe  war  in  Gemäss- 
heit  des  Ursprungs  des  Amtes  die  Rechtspflege:  sie  waren 
von  Anbeginn  ständige  Mitglieder  des  Comitatsgerichts,  die 
Beisitzer  des  Ober-  und  Vicegespans.  Sie  versehen  ferner  in 
den  Bezirken  die  verschiedenen  processualen  Geschäfte,  Ladun- 
gen, Zeugenverhöre  u.  s.  w,  Sie  benötigen  zu  diesem  Behufe 
leicht  erkennbare  Siegel.  Öffentlich  glaubwürdige  Urkunden 
können  sie  jedoch  bloss  vereint  mit  dem  Ober-,  bezw.  Vice- 
gespan ausstellen. ^"^  Mit  der  Ausbreitung  der  Comitatsselbstver- 
waltung  mehrten  sich  die  Agenden  der  Stuhlrichter.  Sie  versahen 
besonders  die  in  den  Rahmen  der  Militärverwaltung  fallenden, 
ferner  die  mit  der  Bemessung  und  Eintreibung  der  Steuern  zusam- 
menhängenden Angelegenheiten,  beaufsichtigten  den  Zug  der 
Untertanen  und  erledigten  die  unmittelbar  in  den  Kreis  der 
Comitatsautonomie  gehörigen  Verwaltungssachen.* ^ 

Die  Stuhlrichter  wurden  in  ihrer  vielseitigen  Tätigkeit  von 
den  Geschworenen  {liirati  noblles,  assessores)  unterstützt. 
Wir  erblicken  den  Ursprung  des  Comitatsassessorats  in  der 
allgemeinen  Gerichtspflicht  der  Adeligen,  vermöge  deren  sämmt- 
liche  Adeligen  des  Comitats  persönlich  in  den  Gerichtsver- 
sammlungen   erscheinen    mussten;   das   Comitatsgericht   wählte 

'*  G.-A.  IX  :  i486  erhöhte  die  Busse  auf  50  Mark. 

*«  G.-A.  LXXIII :  1486.  Früher  legten  sie  den  Eid  in  die  Hände  des 
Obergespans  ab.  G.-A.  I  :  1435  (II). 

"  G.-A.  XXI  :  1435  (II)  §.  4,  IX  :  1486. 

*^  Von  dem  Wirkungskreise  der  Stuhlrichter  handeln  zahlreiche  Ge- 
setzartikel. Siehe  G.-A.  IV  :  1454,  XV  :  1458  (Szilagyi),  XV.  LXXI :  1498. 
XXXVIII  :  1500,  XXIV  :  1550,  XXVIII  :  1556  u.  s.  w. 
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aus  der  Reihe  der  Erschienenen  die  Beisitzer.  Späterhin  machten 
jedoch   die  häufig   (monathch,   oder   gar  zweiwöchentUch)   ge- 
haltenen   Gerichtstage    das    Erscheinen    sämmtlicher    AdeHger 
unmöglich,  weswegen  bereits  das  Decret  vom  Jahre    1444   die 
Wahl   von   vier  verlässlichen   adeligen    Besitzern   vorschrieb. '^^ 
Der  andere  Entstehungsgrund  des   Instituts   der   Geschworenen 
ist  unseres  Erachtens  in  der  Ausbildung  der  Comitatsselbstver- 
waltung  zu  suchen,  welche  einerseits  die  Controlle,  andererseits 
die  Unterstützung  der  Stuhlrichter  notwendig  machte.  Anlässlich 
der    gesetzlichen  Regelung   der  Banderiatsheerverfassung,   wird 
neben  jeden   Stuhlrichter  ein  Adeliger  verordnet  und  zwar  wie 
das  Gesetz  ausdrücklich  erklärt,  zu  dem  Zwecke,   „dass  den  bei 
der  Feststellung  der    Heerpflicht   auftauchenden    Schwierigkei- 
ten   leichter  begegnet  werden    könne". ^^  Ebenso   werden    laut 
O.-A.  IV :  1514  behufs  Erieichterung  des  Verfahrens  und  zur  grösse- 
ren Garantie  der  Wahrheit  in  jedem  Comitate   12  Geschworene 
gewählt,  welche   die  durch    den   Bauernaufstand    verursachten 
Schäden  feststellen   sollen.    Auch   nach   der    Katastrophe    von 
Mohäcs  ordnen  die  Gesetze  wiederholt  die  Wahl  von  Geschwo- 
renen zum  Zwecke  der  Erledigung  gewisser  wichtiger  Angele- 
genheiten an,  so  behufs  Investigation  der  Diebe,  Räuber,  Brand- 
stifter und  Rebellen,  ^^  ferner    zur   Sicherung  des  freien  Zuges 
der  Untertanen.*^  In  der  zweiten  Hälfte  des  X^Jl.   Jahrhunderts 
sind  die   Geschworenen   bereits   ständige,   dem   Beamtenkörper 
des  Comitats  völlig  eingegliederte  Organe,  die  den  Stuhlrichtern 
in  allen    Verwaltungssachen    und  Gerichtsgeschäften   zur   Seite 
stehen.*^ 


*-  G.-A.  X.  KovACHicH,  Sylloge  S.  81.  Botka  und  Andere  führen  das 
Institut  der  Geschworenen  irrtümlich  auf  G.-A.  XLV :  1298  zurück. 

"  G.-A.  XV  :  1498  §.  4:  „Ut  autem  difficultatibus  illis,  quae  de 
proventibus  eorum  banderia  non  habentium  decimalibus  et  numero  iobagio- 
num  suorum  possent  exoriri,  via  praecludatur,  conclusum  est:  quod  in 
singulis  comitatibus  tot  probi  et  fidedigni  homines  potiores  .  . .  eligantur, 
quot  in  eisdem  comitatibus  iudices  nobilium  habentur."  Vergleiche  G.-A. 
VI  :  1435  (I),  IV  :  1454. 

**  G.-A.  VI  :  1527,  IV  :  1528. 

«  G.-A.  XLII  :  1548. 

*^  Bei  den  Executionen  werden  ständig  Geschworene  genannt  und 
ihre  Diäten  durch  Gesetz  festgestellt.  G.-A.  XXXVII :  1546,  LXXV :  1609. 
Die  unter  dem  Comitatssiegel  ausgestellten  Briefe  werden  von  ihnen  mit- 
unterfertigt. G.-A.  LXII :  1550.  Zufolge  ihres  Beisitzeramtes  leisten  sie  eben- 
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Zu  den  Comitatsbeamten  ist  schliesslich  noch  der  Notar 
zu  zählen.  Seine  Tätigkeit  beschränkte  sich  anfänglich  auf  die 
Erledigung  der  schriftlichen  Agenden  im  Comitatsgericht ;  später 
wurde  er  auch  den  Verwaltungssachen  zugezogen  und  wirkte 
namentlich  bei  der  Eintreibung  der  Steuern  mit,^'' 

Die  Comitatsbeamten  bezogen  vor  dem  XVI.  Jahrhundert 
kein  fixes  Gehalt,  sondern  hatten  ein  gewisses  Einkommen  aus 
den  Gerichtsgefällen  und  anderen  Prämien.  Namentlich  für  ihre 
Tätigkeit  bei  der  Bemessung  und  Eintreibung  der  Steuern 
erhielten  sie  gesetzlich  festgestellte  Honorare ;  ausgenommen, 
wenn  das  Gesetz  ausdrücklich  bestimmte,  dass  sie  unentgelt- 
lich Dienste  zu  leisten  haben.**^  Für  Executionen,  die  kein  An- 
recht]auf  Bussen  gaben,  erhielten  sie  gleichfalls  bestimmte  Diäten.^* 
Nach  der  Einführung  der  Haussteuer  gewährten  jedochdie  Co- 
mitate  ihren  Beamten  zumeist  ein  ordentliches  Jahresgehalt. 

Das  Decret  von  1550  besimmte,  dass  jedes  Comitat 
ein  vom  König  bestätigtes  eigenes  Siegel  führe,  und  dass 
die  unter  dem  Comitatssiegel  ausgefertigten  Urkunden  und  Briefe 
von  den  Vicegespänen,  Stuhlrichtern  und  Geschworenen  (bezw. 
denjenigen,  die  des  Schreibens  kundig  sind),  ferner  dem  Notar 
unterschrieben  werden  sollen.^^ 


§.  8.  Fortsetzung  b.  Die  Rechtstellung   der   Städte.   Die 
städtische  Selbstverwaltung. 

Neben  den  Comitaten  erscheinen  die  Städte  als  selbstän- 
dige, wenn  auch  weniger  bedeutende  Factoren  der  Provincial- 
verwaltung  und  Rechtspflege. 

Die  Selbstverwaltung  und  Autonomie  der  Städte  kann  be- 

falls  den  Richtereid ;  daher  ihre  Bezeichnung  als  iuraii.  Siehe  z.  B.  G.-A. 
VIII:  1586. 

*'  Siehe  den  von  der  Besoldung  des  Notars  handelnden  G.-A. 
XXXI :  1550. 

*8  G.-A.  V :  1596  §.  7,  XVI :  1599,  VI :  1600,  XXXIX  :  1647. 

*»  Siehe  das  Budget  des  Comitats  Nögräd  1505— 1508.  Botka  a.  a.  O. 
S.  193  ff.  Für  die  spätere  Zeit  vergleiche  KolosvAri  und  Öväri  II.  S.  29 
und  an  zahlreichen  anderen  Stellen. 

•■'''  G.-A.  LXII.  Bereits  G.-A.  IX  :  1546  enthält  die  Vorschrift,  dass 
der  gewählte  Adelige  dem  König  die  Steuerliste  sab  sigillo  comäatus  ein- 
sende. Siehe  ferner  G.-A.  XXV :  1600. 
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reits  in  der  zweiten  Hälfte  des  XIII.  Jahrhunderts  als  völlig 
ausgebildet  betrachtet  werden/  Hierin  giengen  die  Städte  den 
Comitaten  beträchtlich  voran.  Eine  öffentlich-rechtliche  bedeu- 
tende Stellung  erreichten  sie  jedoch  erst  während  dieser  Periode. 
Sowol  die  Könige  aus  dem  Hause  Anjou,  als  ihre  Nachfolger 
begünstigten  die  Entwicklung  der  Stadtfreiheit  und  somit  die 
Vermehrung  des  politischen  Gewichts  der  Städte;  dennoch  ge- 
lang es  diesen  nicht,  auch  nur  annähernd  die  Rolle  im  öffent- 
lichen Leben  zu  spielen,  welche  den  Städten  in  den  westlichen 
Staaten  zukam."^  Wir  erblicken  die  Ursache  darin,  dass  die 
Städte,  auch  nachdem  sie  sich  zur  öffentlich-rechtlichen  Selb- 
ständigkeit emporgerungen  hatten,  sowol  in  wirtschaftlicher,  als 
fiscalischer  Beziehung  in  engerer  Abhängigkeit  vom  Königtum 
verblieben,  und  der  König  so  das  Vermögen  der  Städte  freier 
in  Anspruch  nehmen  konnte,  als  das  der  übrigen  Glieder  der 
Heiligen  Krone,  d.  i.  der  Adeligen. 

Die  Freiheit  und  Rechtstellung  der  Städte  war  bis  König 
Sigismund  rein  privilegialer  Natur:  sie  beruhte  auf  den  Frei- 
briefen, die  den  einzelnen  Städten  besonders  gewährt  worden 
waren.  Auf  landesrechtliche,  genauer  gesetzliche  Grundlagen 
wurde  die  Stadtfreiheit  und  Selbstverwaltung  erst  durch  die 
beiden  Decrete  von  1405  gestellt.  Von  diesem  Jahre  datiert  der 
eigentliche,  öffentlich-rechtliche  Städtebegriff,  unter  welchem  wir 
vom  Standpunkte  des  Staatsrechts  und  der  Verfassung  nur  die 
Freistädte,  llberae  civltates  oder  (sogenannt  in  Ansehung 
ihres  Ursprungs)  königlichen  Freistädte,  liberae et regtae 
civltates  zu  verstehen  haben. ^  Es  sind  diejenigen  Städte,  die  das 
Recht  der  Teilnahme  am    Reichstage    besitzen,   d.   i.    zu   den 

»  S.  oben  S.  168. 

*  Bechard,  Droit  municipal  au  moyen  äge  1861.  Thierry,  Essai  sur 
l'histoire  du  tiers  etat  1867.  Maurer,  Geschichte  der  Städteverfassung  in 
Deutschland  1869.  Perrens,  La  democratie  en  France  au  moyen  äge  1873. 

^  Wir  können  sagen,  dass  civitas  seit  der  Regierungszeit  König  Sigis- 
munds  die  Städte  im  öffentlich-rechtlichen  Sinne,  im  Gegensatz  zu  den  übrigen 
privilegierten  Gemeinden  oder  grundherrlichen  Städten,  bedeute.  Siehe  z.  B. 
die  Praef.  des  I.  Decrets  v.  1405  §.3:  „.  .  .  quasdam  liberas  villas  seu 
oppida  civitatis  honore  sublimandas  .  .  ."  Die  Gesetze  bezeichnen  die 
Städte  im  öffentlich-rechtlichen  Sinne  gewöhnlich  als  liberae  civitates,  so 
G.-A.  XXXVIII :  1498 :  „.  .  .  „liberae  civitates,  videlicet  Buda,  Pest  .  .  .«, 
ebenso  G.-A.  III:  1514:  „Sunt  igitur  octo  in  primis  civitates  liberae"  . .  ."■ 
Siehe  auch  Trip.  III.  tit.  19.  G.-A  1 :  1608  p.  c.  §.  10. 
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Gliedern  der  Heiligen  Krone  gehören  und  demgemäss  an  der 
in  der  Heiligen  Krone  verkörperten  öffentlichen  Gewalt  teil 
haben. 

Die  Zahl  der  eigentlichen  Städte,  der  öffentlich-recht- 
lich freien  Städte,  war  nie  gross.  Die  Quellen  nennen 
unter  König  Sigismund  sieben  oder  acht;  zu  Anfang  des  XVI. 
Jahrhunderts  beträgt  ihre  Zahl  fünfzehn.  Dies  zeigt  gleichfalls, 
dass  die  Städte  gegenüber  dem  Gemeinadel  keine  grosse  poli- 
tische Bedeutung  erlangen  konnten.^ 

Neben  den  reichsständischen  Freistädten  gibt  es  noch  andere 
königliche  Städte  {reglae  oder  regales  ävitates,  reginales 
civitates);  unter  diesen  sind  besonders  die  königlichen 
Bergstädte  {reglae  et  montanae  civitates)  zu  erwähnen, 
welche,  aus  den  königlichen  Bergkolonien  entstanden,  durch 
besondere  Privilegien  eine  den  königlichen  Freistädten  ähnliche 
Freiheit  und  Selbstverwaltung  erlangten.  Die  königlichen  Städte 
standen,  als  Einkunftsquellen  des  Fiscus,  unter  unmittelbarer 
königlicher  Verwaltung;  sie  waren  von  der  Comitatsobrigkeit 
eximiert  und  besonderen  königlichen  Beamten  (die  Bergstädte 
den  Kammergrafen  und  dem  Tavernicus)  unterworfen.^  Im  Laufe 
der  Zeit  avancierten  mehrere  königliche  Städte  zu  Freistädten, 
indem  sie  das  Recht  der  Teilnahme  am  Reichstage  erwarben, 
so  z.  B.  die  Bergstadt  Körmöczbänya,  die  bereits  im  Jahre  1445 
auf  den  Reichstag  berufen  wird.*^ 

*  G.-A.  HI:  1514  zählt  ausser  den  acht  Tavernicalstädten  (siehe  oben 
S.  685)  Ö-Buda,  Esztergom,  Szekesfehervär,  Szakolcza,  Szeben  und  Szeged 
auf.  G.-A.  1 :  1608  p.  c.  §.  10  gestattet  bloss  diesen  die  Teilnahme  am 
Reichstage. 

'■'  Aus  Anlass  der  Bewidmung  von  Köszeg  mit  dem  Recht  von 
Sopron  schreibt  Karl  Robert :  „.  .  .  nee  eos  [nämlich  die  Bürger  von 
Köszeg]  ex  quavis  causa  cuiquam  subiicimus  vel  per  nostros  successores 
subiici  atque  ab  immediato  regio  dominio  nusquam  volumus  separari". 
Fej^r  C.  D.  VIII  3  S.  282.  Die  Nutzungen  solcher  königlichen  Städte  flössen 
oft  in  die  Schatzkammer  der  Königin  und  standen  die  betreffenden  Städte  als 
civitates  reginales  unter  dem  Tavernicus  der  Königin ;  sobald  sie  wieder  in 
die  Verwaltung  der  königlichen  Beamten  übergiengen,  erhielten  sie  auch 
die  Bezeichnung  civitates  regales  zurück.  Ein  interessantes  Beispiel  bietet 
Särospatak.  Vgl.  Stefan  Zsindely,  Magyar  alkotmäny  az  Anjouk  6s  Zsig- 
mond  alatt  [Ungarische  Verfassung  unter  den  Anjou  und  Sigismund] 
S.  105. 

*  Wenzel,  Magyarorszäg  bänyäszatänak  kritikai  törtenete  [Kritische 
Geschichte  des  Bergbaus  in  Ungarn]  S.  49.  Vgl.  Krizskö,  A  körmöczi  regi 
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Die  königlichen  Bergstädte  erlangten  vermöge  der  Errich- 
tung der  bereits  erwähnten '  zwei  Städtevereine  erhöhte  politische 
Bedeutung.  Den  Verein  der  niederungarischen  Bergstädte  bildeten 
unter  dem  Directorium  von  Körmöczbänya:  Selmeczbänya,  Besz- 
lerczebänya,  Bakabänya,  Libetbänya,  Ujbänya ;  später  kam  noch 
Belabänya  hinzu.  Die  sieben  oberungarischen  Bergstädte  waren 
Gölniczbänya,  Szomolnokbänya,Rudnöbänya,  Jäszö,  Iglö,  Rozsnyö- 
bänya  und  Telkibänya. 

Die  dritte  Gruppe  der  Städte  bildeten  die  später  s.  g. 
Marktflecken  {pppida  privilegiata,  llberae  villae),^  die  kraft 
teils  königlicher,  teils  grundherrlicher  Privilegien  eine  höhere 
Freiheit  und  Rechtsvorzüge  vor  den  übrigen  Untertanengemein- 
den und  namentlich  eine  umfangreichere  SelbstverwaHung  be- 
sassen.  Dennoch  können  sie  nicht  als  Städte  im  öffentlich-recht- 
lichen Sinne  betrachtet  werden,  da  sie  einerseits  unter  grund- 
herrlicher Gewalt  standen,  andererseits  in  die  Comitatsverfassung 
einbezogen  waren,  so  dass  das  Selbstverwaltungsrecht  der 
Comitate  sich  auch  auf  sie  erstreckte.  Besonderer  socialer  Be- 
deutung erfreuten  sich  von  den  grundherrlichen  Städten  die 
Bischofsstädte,  so  z.  B.  Esztergom,  Eger,  Nagyvärad,  Pecs. 
Einige  davon  wurden  später  in  den  Stand  der  königlichen  Frei- 
städte aufgenommen. 

Die  Stadtgemeine  bestand  aus  den  Stadtbürgern,  d.  i. 
denjenigen,  die  im  Stadtgebiet  Grundeigen  besassen.  Seit  der 
Ausbildung  der  Stadtfreiheit  herrschte  in  den  Städten  zumeist 
das  Princip  der  Gleichheit.''  Einem  städtischen  Adel,  be- 
sonders bevorrechteten  Geschlechtern,  Patricierfamilien  im  Rechts- 
sinne des  Wortes,  wie  im  westlichen  Europa,  begegnen  wir  in 
Ungarn  nicht.  Die  Stadtbürger  konnten,  ebenso  wie  die  übrigen 
nicht-adeligen  Landesbewohner,  vermittelst  königlicher  Besitz- 
schenkung oder  durch  unmittelbare  Verleihung  des  Adels  in  den 
Adelsstand  erhoben  werden,   und   waren   die  Adeligen   in    den 

kamara  es  gröfjai  [Die  alte  Kammer  zu  Körmöczbänya  und  deren  Gra- 
fen] 1880. 

^  Siehe  oben  S.  686. 

«  G.-A.  XIII :  1608  a.  c. 

^  Siehe  die  Formel  der  Aufnahme  in  die  Bürgerschaft  :  „Ipsa  autem 
tertia  revolutione  annuali  transacta  praedicti  hospites  eadem  übertäte  fruan- 
tur,  qua  nos  a  prima  fundatione  dictae  civitatis  nostre  hactenus  freti  sumus 
et  fruimur  Deo  permittente."  Kovachich,  Formulae  sollenes  styli  S.  43. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  46 
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Städten  nicht  minder  zur  Teilnahme  an  den  öffentlichen  Lasten 
verpfHchtet,  als  die  übrigen  Bürger.^'*  Um  die  Rechtstellung  der 
Adeligen  in  den  Städten  wogte  jedoch  ein  stetiger  Kampf  und  ver- 
schärfte sich  der  Gegensatz  immer  mehr.  Während  die  innerhalb 
des  Stadtgebietes  wohnenden  Adeligen  es  verschmähten  die 
städtische  Obrigkeit  als  über  sich  stehend  anzuerkennen,  hielten 
die  Städte  mit  Ausdauer  an  dem  Fundamentalsatz  der  Stadt- 
freiheit fest,  dass  alle  im  Stadtgebiet  ansässigen  Bürger  gleicher 
massen  der  städtischen  Obrigkeit  unterstehen  und  an  den 
städtischen  Lasten  teilnehmen  sollen. 

Grössere  Bedeutung,  als  den  Standesunterschieden,  kam 
auch  während  dieser  Periode  den  Nationalitätsunter- 
schieden zu.  Die  Städte  deutschen  Ursprungs  schrieben  für 
den  Erwerb  des  Bürgerrechts  den  Nachweis  der  deutschen  Her- 
kunft vor;  weder  Ungarn,  noch  Slaven  durften  städtisches  Grund- 
eigen erwerben,  noch  in  eine  Innung  aufgenommen  werden. ^^ 
Städtische  Willküren  bestimmten,  dass  nur  diejenigen  Bürger 
zu  Richtern  oder  Ratsherren  gewählt  werden  sollen,  die  ihre 
deutsche  Herkunft  nachzuweisen  vermögen.^ ^  In  den  Städten 
mit  gemischter  Nationalität  wurde  der  langewährende  Streit 
zumeist  in  der  Weise  beigelegt,  dass  man  statutarisch  die  Wahl 
des  Richters  abwechselnd  aus  der  Reihe  der  Deutschen,  der 
Ungarn  oder  der  Slaven,  und  die  Besetzung  des  Rates  zur 
einen  Hälfte  mit  Deutschen,  zur  andern  mit  Ungarn  oder  Slaven 
vorschrieb."  Im  Laufe  des  XVI.  Jahrhunderts  nahmen  die  exclu- 
siven  Bestrebungen  der  Deutschen  solche  Dimensionen  an,  dass 
die   Gesetzgebung   zum   Schutze   der   Ungarn   und  Slaven  ein- 

1»  Art.  X  :  1405  (I).  Siehe  oben  S.  593. 

^^  Demkö,  Felsömagyarorszägi  värosok  [Oberungarische  Städte] 
S.  18  ff. 

^^  Art  32  des  Rechtsbuches  von  Buda  sagt:  „Der  (d.  i.  der 
Richter)  soll  seinn  ein  deutscher  Man  von  allen  seinen  vier  annen  und  sol 
gesessen  sein  in  dem  rat  pey  sechs  jähren  oder  hinüber." 

'=*  Art.  27  des  Rechtsbuches  von  Buda:  „Süllen  dy  deutschen 
zehen  man  und  dy  Ungern  zwen  zu  den  Rat  erkiesen."  Nach  einer  Ver- 
ordnung des  Gubernators  Michael  Szilägyi  von  1458  sollte  in  Kolozsvär 
abwechselnd  ein  Ungar  und  ein  Sachse  zum  Stadtrichter  gewählt  und 
der  Rat  sowol,  als  die  erwählte  Gemeine  {centuin  personae  eledac)  je 
zur  Hälfte  aus  Ungarn  und  Sachsen  zusammengesetzt  werden.  Alexius 
Jakab,  Kolozsvär  Okleveltära  1.  S.  192.  König  Matthias  ordnete  jedoch  die 
Anwendung  des  Rechts  von  Buda  an.  Ebenda  S.  278. 
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schreiten  und  die  Rechtsgleichheit  gegenüber  den  Deutschen 
sichern  musste.  Bereits  G.-A.  Xin:1608  a.  c.  verordnete/*  dass 
in  sämmtHchen  Freistädten  der  Oberrichter  und  die  Ratsherren 
ohne  Rücksicht  auf  ihre  Nationalität  gewählt  werden  und  in 
jeder  Stadt  jedes  Amt  abwechselnd  mit  Ungarn,  Deutschen  und 
Böhmen,  bezw.  Slaven  besetzt  werden  soll.  Das  Gesetz  bestimmte 
ferner,  dass  die  Ungarn  von  Geburt  (wir  haben  darunter  hier 
die  Adeligen  schlechthin  zu  verstehen)  in  den  Städten  Häuser 
kaufen  und  auch  bauen  dürfen  (doch  nur  unter  der  Bedingung, 
dass  sie  nach  ihren  Häusern  an  sämmtlichen  öffentliche  Lasten 
teilnehmen)  und  überhaupt  alle  Freiheiten,  Privilegien  und  Exem- 
tionen, ebenso  wie  die  übrigen  Bürger,  gemessen  sollen. 

Das  der  Stadtgemeine  zustehende  Recht  der  Selbstver- 
waltung wird  auch  während  dieser  Periode  vom  Stadtrat 
ausgeübt.  Der  Rat  besteht  aus  dem  Richter  und  zumeist  zwölf 
geschworenen  Bürgern  {iurati  cives).  Die  Stadtverwaltung  ist,  als 
Typus  der  Selbstverwaltung,  eine  coUegiale.  Dem  Rat  liegt  sowol 
die  Rechtspflege,  als  die  Erledigung  der  Verwaltungssachen  ob ; 
die  Aufgabe  der  Stadtgemeine  {tota  commmiitas,  Gemelli) 
beschränkt  sich  auf  die  alljährlich  vorzunehmende  Richter-  und 
Ratsherrenwahl,  ferner  auf  die  ControUe  der  Tätigkeit  des  Rates. 
Doch  wird  bereits  in  diesem  Zeitalter  zum  Zwecke  der  ständigen 
und  erfolgreicheren  Controlle,  teils  auch  zur  Unterstützung  des 
Rates,  ein  grösseres,  aus  50 — 100  Mitgliedern  bestehendes  Col- 
legium  errichtet,  das  man  als  erwählte  Gemeine  {electa 
communitas)  bezeichnet ;  die  Mitglieder  heissen  Erwählte 
oder  Genannte  {eledi  cives)}'' 

Die  erwählte  Gemeine  ist  die  Vorgängerin  der  Stadt- 
repräsentanz, die  in  jüngerer  Zeit  an  die  Stelle  der  Ver- 
sammlung der  Stadtgemeine,  der  tota  comunitas  trat.  Die  erwählte 
Gemeine,  bezw.  die  Stadtrepräsentanz  wählt  die  Beamten,  con- 


^*  „Ideo  statutum  est :  ut  in  omnibus  liberis  civitatibus  absque 
respectu  nationum  iudices  primarii  et  senatores  deinceps  eligantur."  Erneut, 
nebst  Androhung  einer  Strafe  von  2000  Gulden  durch  G.-X.  XLIV  :  1609. 
Siehe  auch  G.-X.  LXII :  1563  und  XXI :  1635. 

1*  In  Kolozsvär  bestand  die  electa  communiias  aus  100  Mitgliedern : 
„Eedemque  centum  persone  electe  uno  anno  Hungarum,  alio  vero  Saxo- 
nem  pro  iudice,  ex  Hungaris  eciam  sex  personas,  ex  Saxonibus  tantun- 
dem  . . .  pro  eorum  iuratis  .  .  .  eligere  et  preficere  debeant."  Jakab  a.  a.  O. 
In  Pozsony  waren  die  Genannte  sechzig  an  der  Zahl.  Kiräly  a.  a.  O.  S.  88. 

46* 
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trolliert  deren  Amtsführung  und  zieht  sie  gegebenen  Falls  zur 
Verantwortung;  der  erwählten  Gemeine  steht  das  Recht  zu, 
den  Richter  oder  die  Ratsherren  in  Anklagezustand  zu  ver- 
setzen, ihr  gebürt  auch  die  richterliche  Entscheidung.  Nach 
Ablauf  des  Amtsjahres  musste  der  scheidende  Rat  der  Stadt- 
repräsentanz über  die  Verwaltung  des  städtischen  Vermögens 
Rechnung  ablegen.^*' 

Das  Stadtgericht  bestand  aus  den  Ratsherren  unter  dem 
Vorsitze  des  Richters.  Die  Competenz  des  Gerichts  erstreckte 
sich  auf  sämmtliche  Civil-  und  Strafsachen  der  Bürger,  ausge- 
nommen die  vor  das  geistliche  Gericht  gehörigen.  Der  aus- 
schliessliche Gerichtsstand  der  Bürger  vor  dem  Gerichte  ihrer 
Stadt  bildete  einen  wichtigsten  Bestandteil  der  Stadtfreiheit. 
Die  Städte  besassen  die  volle  Strafgerichtsbarkeit,  den  Blut- 
bann {lus  gladti)  bereits  im  XIII.  Jahrhundert.^^  Laut  dem  I. 
Decret  von  1405  gehören  die  innerhalb  des  Stadtgebiets  ver- 
übten Verbrechen  ausnahmslos  vor  das  Stadtgericht.^^  Die  Ade- 
ligen wollten  jedoch  die  Strafgewalt  des  Stadtgerichts  niemals 
anerkennen  und  erblickten  darin  eine  Schmälerung  ihrer  Adels- 
freiheit. ^'^ 

Wenn  ein  Bürger,  der  im  Comitatsgebiet  Liegenschaften 
besass,  auf  seinem  Gute  gegen  einen  Adeligen  eine  Gewalttat 
verübte,  musste  er  im  Falle  einer  geringen  Gewalttätigkeit  vor 
dem  Comitatsgericht,  sonst  vor  dem  Gericht  der  persönlichen 
Gegenwart  des  Königs  Rede  stehen.  Betreff  der  Schäden  und 
Delicte,  die  ein  Bürger  auf  dem  von  einem  adeligen  Grund- 
herrn zur  Leihe  empfangenen  Untertanenbesitz  verübte,  war  er 
der  Gerichtsbarkeit  des  Grundherrn  unterworfen.^*^ 

Die  grössere  Unabhängigkeit  der  Städte  hinsichtlich  der 
kirchlichen    Verwaltung    gelangt    im    Besitze   des   Patronats 


»"  Demkö  a.  a.  O.  S.  41. 

"  Freibrief  für  Nagyszombat  1238  Art.  8:  „Villicus  . . .  una  cum  duo- 
decim  .  .  .  decapitationis  vel  aliam  quamcunque  penam  infligendi  habeat 
potestatem."  Endlicher  S.  446. 

'«  Art.  V.  §  2. 

*^  Das  1421  mit  Zustimmung  des  grossen  Rates  erlassene  generale  decre- 
tum  König  Sigismunds  untersagt  den  Städten,  Adelige  ob  in  der  Stadt  began- 
gener Verbrechen  vor  das  Stadtgericht  zu  ziehen.  Hazai  Okmt.  VII.  S.  447. 
Johann  Hunyadi  ermächtigte   die   Stadt   Pozsony  hierzu.  Teleki  X.  S.  294. 

="  G.-A.  XXXVIll :  1498.  Trip.  III.  tit.  19. 
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zum  Ausdruck.  Wir  wissen,  dass  das  Patronat  der  Städte  an 
den  im  Stadtgebiet  befindlichen  Kirchen  bereits  im  XIII.  Jahr- 
hundert einen  integrierender  Bestandteil  der  Stadtfreiheit  bildete. 
Man  betrachtete  späterhin  das  städtische  Patronatsrecht  ebenso, 
wie  die  übrigen  Rechtsvorzüge  der  Städte  als  das  notwendige 
CorroUarium  ihrer  öffentlich-rechtlichen  Stellung."^^  Die  könig- 
lichen Freistädte  wachten  mit  Eifersucht  über  dieses  wichtige 
Recht  und  wurden  hierin  seitens  des  Königtums  stets  mit  Nach- 
druck unterstützt.'^^ 

Die  Städte  besassen  schliesslich  (wie  schon  in  der  vorigen 
Periode)  das  Recht  der  Satzung.  Die  erhaltenen  Rechts- 
mäler  bezeugen,  dass  dies  Recht  hinsichtlich  der  zahlreichen 
Gegenstände  des  städtischen  Rechtslebens  in  sehr  umfangreichem 
Masse  in  Anspruch  genommen  wurde.-^ 


§.  9.  Die  Verwaltung  der  Siebenbürger   Landesteile. 
Die  Entstehung  des  Fürstentums.* 

Siebenbürgen  bildete  zu  Anfang  dieser  Periode  ebenso 
wenig  eine  besondere  staatsrechtliche  Einheit,  einen  geschlos- 
senen Verwaltungs-  und  Gerichtssprengel,  als  unter  den  Ärpäden. 
In  den  Urkunden  herrscht  die  Bezeichnung  partes  Transylvanae 
vor;  man  verstand  darunter  den  jenseits  das  Waldes  gelegenen 

^^  Vgl.  TiMON,  A  värosi  kegyurasäg  [Das  städtische  Patronatsrecht] 
S.  21  ff. 

^*  G.-A.  XLI  :  1681 :  „Liberarum  quoque  ac  regiarum  montana- 
rumque  civitatum  non  exiguae  fuissent  querelae,  quod  in  iure  liberae 
electionis  magistratus  civilis  nee  non  iure  patronatus  .  . .  contra  privilegia 
ipsorum  et  leges  regni  turbatae  et  impeditae  exlitissent." 

"  Herausgegeben  von  Kolosväri  und  Öväri  a.  a.  O.  IV/2  1897. 

*  Literatur:  Josef  Benkö,  Transylvania  1778.  J.  Chr.  Engel,  Ge- 
schichte des  ungrischen  Reichs  und  seiner  Nebenländer  1797.  Sigmund 
KösA,  De  publica  partium  Transylvanarum  administratione  1816.  Graf 
Josef  Kem^ny,  Erdelynek  befolyäsa  a  magyarorszägi  törvenyhozäsba  [Sieben- 
bürgens Teilnahme  an  der  ungarischen  Gesetzgebung]  Ärpädia  III.  1838. 
Josef  Bedeus,  Die  Verfassung  des  Grossfürstentums  Siebenbürgen  1844. 
G.  D.  Teutsch,  Geschichte  der  Siebenbürger  Sachsen  1852.  Josef  Sändor, 
Erdely  Magyarorszäg  kiegeszitö  resze  [Siebenbürgen  als  integrierender 
Bestandteil  Ungarns]  1865.  Friedrich  Schuler,  Siebenbürgische  Rechts- 
geschichte   1867.  Blasius  Orbän,   A  szekelyföld   leiräsa   [Beschreibung  des 
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Teil  Ungarns,  in  welchem  sich  bereits  während  der  vorigen 
Periode  drei  getrennte  Verwaltungen  entwickelt  hatten:  die  Ver- 
waltungsorganisation  der  Ungarn,  der  Szeklyer 
und   der   Sachsen.^ 

Die  Entstehung  der  drei  selbständigen  Verwaltungs- 
organisationen ist  rechtshistorisch  zum  teil  auf  die  Entfernung 
vom  Sitze  der  Centralregierung,  zum  teil  auf  die  Nationali- 
tätenunterschiede zurückzuführen.  Beide  Factoren  machten  im 
Laufe  des  XIV.  Jahrhunderts,  namentlich  seit  der  Regierungs- 
zeit Sigismunds,  infolge  des  Vordringens  der  Türken  ihren  Ein- 
fluss  in  verstärktem  Masse  geltend.  Die  partes  Tmnsylvanae 
werden  ebenso  wie  Slavonien,  Kroatien  und  Dalmatien,  ange- 
sichts der  türkischen  Angriffe  zu  Grenzgebieten  und  Schutz- 
basteien des  Landes,  für  deren  Sicherheit  vom  Standpunkte  der 
Landesverteidigung  besonders  gesorgt  werden  musste.  Infolge 
der  Primitivität  des  staatlichen  Lebens  und  der  Machtlosigkeit 
der  Staatsverwaltung  vermochte  jedoch  weder  die  Gesetzgebung, 
noch  die  Centralregierung  diesen  Aufgaben  zu  genügen.  Die 
sich  selbst  überlassenen,  selbständigen  Verwaltungsorganismen 
der  Ungarn,  Szeklyer  und  Sachsen  entwickelten  sich  also  not- 
wendiger Weise  in  fortschreitend  autonomischer 
Richtung,  andererseits  entstand  eine  Interessengemeinschaft 
der  drei  besonders  organisierten  Volkselemente,  die  vermöge 
der  steten  Angriffe  immer  mehr  erstarkte  und  schliesslich  die 
öffentlich-rechtliche  Vereinigung  {uniö)  der  drei 
Volkselemente  herbeiführte. 

Die  autonomische  Entwicklung  der  Siebenbürger  Lan- 
desteile {partes)'^  wurde  namentlich  durch  die  von   dem   an 

Szeklyerlandes]  1868 ;  A  szekelyek  szärmazäsäröl  es  intezmenyeiröl  [Ab- 
stammung und  Einrichtungen  der  Szeklyer]  1888.  Alexius  Jakab,  A  kirälyföldi 
viszonyok  ismertetese  [Beschreibung  der  Verhältnisse  des  Königslandes] 
1871.  Friedrich  Pesty,  Az  eltünt  regi  värmegyek  [Die  verschwundenen  alten 
Comitate]  II.  1880.  Karl  Szabö,  A  regi  szekelyseg  [Die  alte  Szeklyerschaft] 
1890.  Ferner  zahlreiche  Abhandlungen  in:  Archiv  des  Vereins  für  sieben- 
bürgische  Landeskunde. 

»  Siehe  oben  S.  241  f. 

*  Partes  Transylvanae  bezeichnet  zweierlei :  erstens  Siebenbürgen, 
als  geographischen  Begriff,  es  ist  also  gleichbedeutend  mit  Transylvania 
(vergleiche  die  Bezeichnung  der  Wallachei  als  partes  Transalpinae  regni 
nostri  z.  B.  Teleki  a.  a.  O.  X.  S.  90,  XI.  S.  563) ;  zweitens  bezeichnet  es 
die   in    den    öffentlich-rechtlichen    Beziehungen  selbständigen    drei    Teile 
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der  Spitze  des  betreffenden  Landesteils  {pars)  stehenden 
königlichen  Beamten,  oder  von  besonderen  Mandataren  des 
Königs  mit  den  öffentlich-rechtlich  berechtigten  Bewohnern  des 
Gebiets,  den  Adeligen,  bezw.  Szeklyern  oder  Sachsen,  ge- 
haltenen Gerichts-  und  sonstigen  allgemeinen  Versammlungen 
{congregatio  generalis)  gefördert.  Es  bildete  sich  auf  solche 
Weise  der  Begriff  der  Gesammtheit  oder  der  Gemeine 
der  Adeligen,  bezw.  der  Szeklyer,  der  Sachsen  {uni- 
versitas  nobilium,  Siculorum,  Saxonum)  als  öffentlich-recht- 
licher Begriff  aus;  die  Congregationen  der  einzelnen  Teile 
erscheinen  nach  dem  Beispiele  der  ungarischen  Comitate  als 
Körperschaften  des  öffentlichen  Rechts  im  Besitz  der  Selbstver- 
waltung und  autonomen  Gerichtsbarkeit.  Während  noch  im  XIV. 
Jahrhundert  die  Urkunden  der  drei  Teile  Siebenbürgens 
(Ires  partes  Transylvaniae),  in  geographischem  Sinne  Erwäh- 
nung tun,  ist  seit  der  Mitte  des  XV.  Jahrhunderts  von  den  drei 
Nationen  {tres  nationes)  die  Rede,  als  den  autonomisch 
organisierten  Corporationen    der   siebenbürgischen  Landesteile. -^ 

Zugleich  mit  dieser  autonomischen  Entwicklung  und  der 
Ausbildung  des  Nationsbegriffs,  treten  auch  die  auf  die  Union 
der  drei  Nationen  gerichteten  Bestrebungen  in  den  Vordergrund. 
Sie  verdienen  umso  grösseres  Interesse,  als  wir  darin  die  unmit- 
telbaren verfassungsgeschichtlichen  Antecedentien  der  Entstehung 
des  Fürstentums  Siebenbürgen  {principatus  Transyl- 
vaniae) erblicken  müssen. 

Der   erste   Bund   der   Siebenbürger  Teile  kam  im  letzten 


Siebenbürgens :  das  ungarische  Gebiet,  das  Szeklyer-  und  das  Sachsen- 
land, also  die  eigentlichen  siebenbürgischen  Teile.  Die  Benennung  ist  in 
ersterem  Sinne  gebraucht,  wenn  die  Urkunden  den  Woywoden  vaywoda 
partium  Transylvanarum  nennen.  Siehe  z.  B.  Fejer  C.  D.  VIII  4  S.  619, 
IX'3  S.  503.  Anjouk.  Okmt.  VI.  396.  Szekely  Oklt.  I.  S.  96.  99.  C.  Teleki  II. 
S.  38.  Teleki  a.  a.  O.  X.  S.  91. 

^  In  einem  Militärregulament  König  Matthias  I.  v.  J.  1463  heisst  es 
in  Art.  5:  „.  .  .  ut  requirente  tempore  coram  universitate  trium  nationum 
rationem  reddere  queant."  Kovachich,  Scriptores  minores  II.  S.  384.  In 
den  Beschlüssen  der  Versammlung  zu  Segesvär  v.  J.  1506  lesen  wir: 
„.  .  .  ipse  tres  naciones,  nobiles  videlicet,  Siculi  et  Saxones  .  .  ."  und 
passim.  Szekely  Oklt.  I.  S.  309  ff.  Siehe  ferner  das  Schreiben  des  Woywo- 
den Johann  Zäpolya  1525  Ärpädia  III.  S.  60;  und  den  Berichtder  Gesandten 
Ferdinands  I.  1552  ebenda  S.  41.  Saxonica  nacio  erscheint  bereits  1441 
Szekely  Oklt.  III.  S.  56. 
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Regierungsjahre  König  Sigismunds,  1437  zustande.  Den  nächsten 
Anlass  hierzu  bot  der  Bauernaufstand,  der  wol  hauptsächUch 
gegen  den  Adel  und  den  Bischof  von  Siebenbürgen  gerichtet 
war,  jedoch  immerhin  auch  zahlreiche  Szeklyer  und  sächsische 
Famihen  in  Trauer  stürzte  oder  arg  schädigte.  Die  Angegriffenen 
fanden  in  den  Festen  des  Sachsenlandes  Schutz;  doch  hatten 
auch  die  Sachsen  früher  schon  anlässlich  türkischer  Einfälle 
wiederholt  die  Woltaten  des  Schutzes  der  Ungarn  und  Szeklyer 
empfunden. 

Die  brüderliche  Einung  {fraterna  unio)  wurde  von 
den  Adeligen,  Szeklyern  und  Sachsen  unter  Leitung  des  Vice- 
woywoden  und  des  Szeklyergespans,  also  mit  königlicher  Geneh- 
migung am  16.  September  1437  zu  Käpolna  errichtet.*  Fürs 
erste  schworen  sie  der  Heiligen  Krone  und  dem  König,  auf 
das  Crucifix,  unwandelbare  Treue.  Dann  erklärten  sie,  dass  so 
oft  ein  Teil  angegriffen  werden  würde,  die  beiden  anderen  ver- 
pflichtet sein  sollen,  sofort  zu  dessen  Schutze  herbeizueilen  und 
täglich  mindestens  eine  Strecke  von  drei  Meilen  zurückzulegen. 
Wer  sich  dieser  Pflicht  entzöge,  verwirkt  seinen  Kopf.  Im  Not- 
falle muss  ferner  der  eine  Teil  zu  den  Kosten  der  Beherbergung 
und  Verpflegung  der  Kriegsmacht  des  anderen  Teiles  nach 
Kräften  beisteuern.  Jede  Fehde  zwischen  den  drei  Teilen  soll 
geschlichtet  sein  und  Friede  und  Einigkeit  zwischen  ihnen  wal- 
ten für  immer. 

Der  Union  von  Käpolna  folgte  im  Jahre  1459  der  Ver- 
trag von  Medgyes,  welcher  die  Beziehungen  der  drei  Teile 
noch  enger  knüpfte,  indem  diese  nicht  bloss  gegen  die  Türken 
sich  gegenseitige  Unterstützung  zusagten,  sondern  sich  auch 
verpflichteten  einander  in  allen  ihren  Rechten  und  Freiheiten 
gegen  was  für  Angriffe  immer  zu  schützen. "^  Noch  grössere 
Bedeutung  besitzt  die  1506  zu  Segesvär  zustande  gekom- 
mene dritte  Union.  Die  drei   Nationen  beschränkten  sich 

*  „Nos  Lorandus  Sepes  de  Varaskezi  vicevaivoda  Transilvanus . . . 
in  oppido  Capolna  arduas  causas  harutn  parcium  tractantibus  inter  pre- 
dictos  nobiles,  Saxones  et  Siculos  talem  fraternam  disposuimus  iinio- 
nem  .  .  ."  Szekely  Oklt.  I.  S.  134. 

'-  Das  Unionsinstrument  ist  vollständig  mitgeteilt :  Alexander  Sziläoyi^ 
Erdelyorszäg  törtenete  [Geschichte  Siebenbürgens]  1866  S.  219  ff.  Ein  Bei- 
spiel der  Aufforderung  zur  Gewährung  des  auxilium  aus  dem  Jahre  1524 
siehe  Szekely  Ok!t.  III.  S.  237. 
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diesmal  nicht  mehr  darauf  einander  gegenseitigen  und  gemein- 
schaftlichen Schutz  zuzusichern ;  sie  errichteten  zur  Schlichtung 
der  zwischen  ihnen  auftauchenden  Rechtsstreitigkeiten  und 
namentlich  zum  Zwecke  der  Ausrottung  der  Übeltäter  einen  aus 
dreiundvierzig  Mitgliedern  bestehenden  Gerichtshof/  wodurch 
die  drei  Nationen  eine  ständige,  einheitliche  Gerichtsverfassung 
erhielten. 

Die  Unionsbestrebungen  der  drei  Nationen  verknüpften 
die  Siebenbürger  Landesteile  allmälig  zu  einem  besonderen 
staatsrechtlichen  Ganzen,  zu  einer  besonderen  Provinz  der  Heili- 
gen Krone.  Das  gelangt  in  den  Urkunden,  welche  die  Sieben- 
bürger Landesteile  um  die  Mitte  des  XV.  Jahrhunderts  als 
Siebenbürgerland,  regnum  Transylvanense  oder  regnum 
Transylvanuni  zu  bezeichnen  beginnen,  zum  klaren  Ausdruck.' 
Die  Entwicklung  Siebenbürgens  zu  einer  besonderen  Provinz, 
zu  einem  „Lande"  bereitete  die  Trennung  Siebenbürgens  von 
Ungarn  vor,  welche  im  Jahre  1571  unter  türkischer  Oberhoheit 
durch  die  Erhebung  Stefan  Bäthoris  auf  den  Siebenbürger  Fürsten- 
stuhl zum  Abschluss  gelangte.^ 

In  Zusammenhang  mit  den  Unionsbestrebungen  wächst 
das  Ansehen  der  Woywoden  und  die  Competenz  des  Woy- 
wodats;  denn  die  Fäden  der  Unionspolitik  liefen  in  ihren  Händen 
zusammen.  Seitdem  der  Woywode  Ladislaus  Apor  unter  Karl 
Robert  auch  die  Gespanschaft  der  Szeklyer  und  das  Amt  des 
Sachsengrafen  an  sich  gebracht,  sich  Fürst  {princeps)  geschrieben, 
und  nach  voller  Unabhängigkeit  getrachtet  hatte  und  von  Karl  Robert 
nicht  ohne  grosse  Mühe  gestürzt  worden  war,  ernannten  die  Kö- 
nige in  der  Regel  zwei  Woywoden.  Von  diesen  war  derjenige,  der 
zugleich  die  Würde  des  Gespans  von  Szolnok  bekleidete,  der  Vor- 

^  Das  siebenbürgische  Kapitel  entsendete  ein  Mitglied,  den  Decan, 
und  jede  Nation  je  vierzehn  Mitglieder.  Das  Gericht  wirkte  als  Schieds- 
gericht ;  die  Mitglieder  des  Gerichtshofes  hiessen  iudices  arbitri,  und  ge- 
bürten  die  Gerichtsgefälle  nicht  ihnen,  sondern  den  ordentlichen  Richtern  der 
sachfälligen  Partei.  Gegen  die  capitalis  senientia  konnte  an  den  König 
Berufung  eingelegt  werden.  Szekely  Oklt.  II.  S.  309  ff. 

^  Im  Unionsinstrument  von  1459  lesen  wir  wiederholt:  „.  .  .  regnum 
hoc  totum  Transylvaniense  .  .  .",  in  der  Urkunde  von  1506:  „.  .  .  regnum 
ipsum  Transylvanum  ..." 

*  Schon  1437  heisst  es  in  der  nach  Niederwerfung  des  Bauernaufstandes 
ausgestellten  Friedensurkunde :  „Universitas  Hungarorurn  et  Valachorum 
huius  principatus  Transilvanie."  Teleki  a.  a.  O.  X.  S.  2. 
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nehmere;  König  Sigismund  teilte  jedoch  das  Comitat  Szolnok  und 
die  mit  der  Gespanschaft  verbundenen  Einkünfte.-'  König  Matthias 
trennte  die  Gespanschaft  des  Szohioker  Comitats  vom  Woy- 
wodenamte.^*^  Mit  diesem  erscheint  fortab  das  Amt  des  Sz6k- 
lyergespans  eng  verbunden,  was  zweifellos  einerseits  auf  die 
Unionsbestrebungen  der  drei  Nationen,  andererseits  auf  den 
Grenzmarkcharakter  der  Siebenbürger  Landesteile  zurückgeführt 
werden  muss.  Aus  dem  letzteren  Grunde  bekleideten  bereits  die 
Woywoden  Johann  Hunyadi,  Nikolaus  Ujlaki  und  Johann  Pon- 
gräcz  nicht  allein  die  Gespanschaft  der  Szeklyer,  sondern  auch 
die  Würde  des  Obergespans  von  Temes,^^  dem  seit  langem 
die  Verteidigung  der  Südgrenzen  oblag.  Seither  ist  der  Woywode 
von  Siebenbürgen  stets  zugleich  Gespan  der  Szeklyer.  ^'^  So 
auch  Johann  Zäpolya,  der  diesen  Titel  auch  nach  seiner  Erhe- 
bung auf  den  ungarischen  Königsthron  beibehielt. 

Aus  dem  mit  der  Gespanschaft  der  Szeklyer  vereinigten 
Woywodenamte  entfaltete  sich  nach  der  Katastrophe  von  Mohäcs, 
gefördert  durch  die  Fortschritte  der  türkischen  Herrschaft,  das 
siebenbürgische  Fürstentum.  In  klarer  Weise  bekun- 
det diesen  Zusammenhang,  dass  noch  Stefan  Bäthori  und  seine 
Nachfolger  bis  1593  anlässlich  der  Sanction  der  Gesetze  sich  nicht 
Fürsten,  sondern  Woywoden  von  Siebenbürgen  und  Gespane 
der  Szeklyer  schrieben.^'' 

Die  von  den  Königen  begünstigten  Unionsbestrebungen 
der  drei  Teile,  bezw.  Nationen  zogen  mit  Notwendigkeit  die 
Abhaltung  von  Versammlungen  des  ganzen  „Siebenbürgen- 
landes" nach  sich.  Die  erste  Spur  eines  solchen  allgemeinen 
siebenbürgischen    Tages   ist   uns    aus    der    Regierungszeit    des 

«  C.  Teleki  I.  S.  296.  Fej^r  C.  D.  X/4  S.  576.  Teleki  a.  a.  O.  S.  246. 

'"  Pesty  a.  a.  O.  I.  S.  97  ff. 

''  Teleki  a.  a.  O.  S.  124.  Szekely  Oklt.  I.  S.  155.  C.  Teleki  II.  S  108. 

^-  Siehe  das  Verzeichnis  der  Woywoden  und  Szeklyergespäne  Kösa 
a.  a.  O.  S.  59.  79  f. 

13  Vergleiche  die  Confirmation  und  Art.  I  der  Landtagsbeschlüsse 
von  1571  SziLÄGYi,  Erdelyi  Orszäggyüiesi  Emlekek  [Siebenbürgische  Land- 
tagsakten] II.  S.  472.  In  der  Praefation  der  Beschlüsse  des  Landtages  zu 
Gyulafehervär  v.  J.  1592  heisst  es  noch :  „Nos  Sigismundus  Bathory  de 
Somlio  vajvoda  Transsylvaniae  et  Siculorum  comes",  1593  bei  derselben 
Gelegenheit  bereits :  „Nos  Sigismundus  .  .  .  princeps  Transsylvaniae  et 
Siculorum  comes."  Szilägyi,  Erdelyi  Orszäggy.  Emlekek  III.  S.  409 
und    415. 
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letzten  Ärpäden,  1291  bekannt. ^^  Unter  den  Anjou  und  noch 
mehr  unter  König  Sigismund  begegnen  wir  häufig  gemein- 
schaftHchen  Versammlungen  der  Siebenbürger  Landesteile,  vol- 
lends im  Zeitalter  der  Hunyadi  und  Jagelionen  mehren  sich  die 
in  den  Urkunden  als  diaeta  vel  congregatio  generalis  trlum 
partium  bezeichneten  Provincialversammlungen.^^ 

Diese  Provincialtage  wurden  vom  Könige  in  eigener  Person, 
in  der  Regel  aber  vom  Woywoden  in  des  Königs  Namen  {regia  in 
persona)  gehalten.  Das  Einberufungsschreiben  gieng  den  drei 
Teilen  oder  Nationen  gleichfalls  vom  Könige  oder  dem  die 
Person  des  Königs  vorstellenden  Woywoden  zu.  Über  die  Art 
und  Weise  der  Teilnahme  sind  wir  nicht  näher  unterrichtet; 
wir  wissen  nur  von  den  Sachsen  mit  Bestimmtheit,  dass  sie 
durch  Gesandte  vertreten  waren  i^*^  doch  war  aller  Wahrschein- 
lichkeit nach  dasselbe  später  betreff  der  Adeligen  und  der  Szek- 
lyer  der  Fall.^^ 

Die  siebenbürgischen  Provincialversammlungen  beschäf- 
tigten sich  nebst  der  Rechtspflege  vornehmlich  mit  der  Regelung 
des  Heer-  und  Finanzwesens,  da  diese  wichtigen  Zweige  der 
Verwaltung  in  Siebenbürgen  mehr-minder  particuläre  Bahnen 
der  Entwicklung  eingeschlagen  hatten  und  namentlich  die  Ange- 
legenheiten der  Landesverteidigung  vermöge  der  Bedeutung  der 
Siebenbürger  Teile  als  Grenzmarken,  besondere  Sorgfalt  erheisch- 
ten. König  Matthias  hielt,  nachdem  er  1463  auf  dem  Reichstage 
zu  Toina,  welchem  auch  die  Gesandten  der  Siebenbürger  Landes- 
teile beiwohnten,  das  Heerwesen  neu  geregelt  und  die  Durchfüh- 
rung der  Gesetzesbestimmungen  auch  den  Siebenbürger  Landes- 
teilen zur  PfUcht  gemacht  hatte,  dessen  ungeachtet  in  Siebenbürgen 
noch  im  selben  Jahre  einen  Provincialtag  ab,  welcher  die  von  der 
Wehrpflicht  der  übrigen  Bewohner  Ungarns,  sowie  untereinander 


1*  Fejer  C.  D.  vi  1  S.  118. 

^^  Dergleichen  Provincialtage  fanden  statt  in  den  Jahren  1322.  1363. 
1377.  1461.  1463.  1467.  1470.  1498.  1524  und  1526.  Vgl.  Kemeny,  Ärpädia 
III.  S.  25  ff,  Bedeus  a.  a.  O.  S.  26  ff. 

^«  Johann  Hunyadi  schreibt  der  Stadt  Brassö :  „.  .  .  aliquos  notabiles 
ex  vobis  . . .  transmittere  debeatis."    Teleki  a.  a.  O.  X.  S.  490. 

'^  Wladislaus  II.  gestattet  im  Jahre  1494  anlässlich  der  Provincial- 
versammlung  zu  Nagyszeben  den  Szeklyern  des  Stuhles  Sepsi,  sich  nach 
Bestellung  einiger  Gesandten  heimzubegeben.  Szekely  Oklt.  I.  S.  291. 
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abweichende  Wehrpflicht  der  drei  Nationen  in  zwölf  Artikeln 
genau  festsetzte.^ "" 

Das  von  den  Siebenbürger  Landesteilen  ausgerüstete  Heer 
bildet  einen  besonderen  Bestandteil  der  ungarischen  Heeres- 
macht und  untersteht  dem  Commando  des  Woywoden,  der  als 
Oberbefehlshaber  oder  Generalkapitän  Siebenbür- 
gens {capitaneiis  generalis  Transylvanlae)  fungiert. 

Der  Woywode  von  Siebenbürgen  und  der  Szeklyergespan 
mussten  (ausser  den  Truppen,  die  sie  von  ihren  privaten  Gütern 
auszurüsten  hatten)  von  Amtswegen  Banderien  stellen;  sie  bezo- 
gen späterhin  zu  diesem  Zwecke  besondere  Gehälter  aus  der 
königlichen  Schatzkammer.  Desgleichen  musste  der  Bischof  von 
Siebenbürgen  ein  ganzes,  das  Siebenbürger  Kapitel  ein  halbes 
Banderium  ausrüsten.-" 

Die  Wehrpflicht  der  Adeligen  (der  Ungarn)  war  nach  den 
in  Ungarn  geltenden,  durch  das  Banderialgesetz  König  Sigis- 
munds  festgesetzten  Principien  bestimmt.  Im  einzelnen  war 
jedoch  die  Wehrpflicht  infolge  der  Grenzlage  Siebenbürgens 
eine  bedeutend  verschärfte  und  bürdete  den  in  den  Siebenbür- 
ger Landesteilen  ansässigen  Adeligen  eine  vermehrte  Last  auf."^^ 

Die  Szeklyer  sind  insgesammt  gleich  frei  und  zu  Kries- 
dienst  verpflichtet.  Es  besteht  zwischen  ihnen  einzig  hinsichtlich 
der  Art  und  Weise  des  Dienstes  ein  Unterschied,  insoferne  die 
Wolhabenderen  zu  Pferd,  die  Minderbegüterten  zu  Fusse  dienen. 
Ausserdem  sind  seit  König  Matthias  die  primores  zur  Stellung 
einer  gewissen  Anzahl  von  Kriegern  verpflichtet.  Behufs  Fest- 
stellung der  Wehrpflicht  und  zum  Zwecke  der  Controlle  wird 
von  Zeit  zu  Zeit  eine  Heerschau  {collustratio generalis)  gehalten. '^^ 


1«  Szekely  Oklt.  I.  S.  196-199. 

^»  Siehe  Artikel  9  des  Militärregulaments  v.  J.  1463.  Ebenda  S.  198. 

-"  Laut  dem  Banderiale  Regestrum  von  1433  stellte  der  Woj^wode 
zwei  Banderien.  Kovachich,  Supplementum  I.  S.  446.  .Siehe  ferner  G.-A. 
XXI  :  1498. 

-'  Vergleiche  das  Militärregulament  von  1463. 

■^  König  Matthias  verordnet  1473 :  „.  .  .  facta  per  vos  sine  mora 
generali  collustracione  fidelium  nostrorum  Siculorum  equites  in  suo  statu 
a  maioribus  progeneratos  in  seorsas  tabulas  referatis,  qui  propter  per- 
mansuram  distinctionem  primipili  vocabuntur,  pedites  rursus  in  alias  tabu- 
las, quas  nemo  primorum  suo  arbitrio  alterabit  .  .  .  nee  ex  illis,  nisi  tres 
terre  sortes  et  facultates  habere  dignoscantur,  dictorum  itidem  vaivadarum 
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Laut  dem  Regulament  von  1463  haben  die  Szeklyer  aus  Anlass 
des  allgemeinen  Heeresaufgebots  {ad  exercitum  generaleni)  zwei 
Drittel  ihrer  Nation  ins  Lager  zu  senden.  Sehr  ausführlich  wird 
ihre  Heerespflicht  im  grossen  Freibriefe  Wladislaus  II.  vom  Jahre 
1499  geregelt." 

Das  dlploma  Andreanum  verpflichtete  bekanntlich  die  sächsi- 
schen Ansiedelungen  zur  Stellung  eines  bestimmten  Kriegercon- 
tingents.  Auch  während  dieser  Periode  rüsten  sie  entweder  eine 
gewisse  Anzahl  Krieger  aus,  oder  lösen  ihre  Wehrpflicht  um 
Geld.  Eine  Verordnung  Wladislaus  II.  vom  Jahre  1508  verbietet 
dem  Woywoden,  die  Sachsen  eher  aufzubieten,  als  die  Adeligen 
oder  Szeklyer,  ^^  woraus  hervorgeht,  dass  in  Ansehung  der  Lan- 
desverteidigung die  Wehrpflicht  der  drei  Nationen  die  gleiche  ist. 
Die  grösseren  sächsischen  Städte  sind  zumeist  befestigte  Plätze, 
Burgen,  für  deren  Schutz  die  Sachsengemeinden  zu  sorgen  hatten. ^^ 

Das  siebenbürgische  Heer  wurde,  seitdem  der  Woywode 
zugleich  des  Amt  des  Szeklyergespans  bekleidete,  ausschliess- 
lich vom  Woywoden  zu  den  Waffen  gerufen.  Das  Aufgebot 
geschah  nach  alter  Sitte  mittelst  Herumreichung  des  blutigen 
Schwertes  oder  schriftlichen  Befehls ;  im  Falle  dringendster  Not 
mündlich  unter  Trommelschlag  und  mit  Feuerzeichen  auf  den 
Bergen  und  Anhöhen.*^  Das  Wahrzeichen  des  siebenbürgischen 
Heeres,  das  diesem  stets  vorangetragen  wurde  —  in  der  Regel 
hatten  vornehme  Adelige  das  Amt  des  Fahnenträgers  von  Sieben- 
bürgen {vexillifer  Transylvanus)  inne  —  war  der  Adler;  als 
besonderes  Wahrzeichen  des  Szeklyerheeres  kam  die  Sonne 
und  der  Mond  hinzu.  Der  päpstliche  Nuntius  schätzte  1463  die 
gesammte  Wehrkraft  der  Siebenbürger  Landesteile  auf  40,000 
Mann.-' 

Siebenbürgen  war  auch  in  finanzieller   Hinsicht   eine 


nostrarum  scitu  ad  superiorem  gradum  ascendere  valebunt."  Szekely  Oklt.  I. 
S.  220-221. 

"  KoLosvÄRi  und  Öväri  a.  a.  O.  I.  S.  7—8. 

-*  „Mandamus,  ut  Saxones  non  prius  ad  arma  consurgere  faciatis, 
quam  ceteri  nobiles  sive  Siculi  ad  huiusmodi  expeditionem  proficiscan- 
tur."  Siehe  noch  Teleki  X.  a.  a.  0.  S.  525,  XI.  S.  548. 

-^  Teleki  a.  a.  O.  XII.  S.  164.    173.  Vgl.  Schuler  a.  a.  0.  I.  S.  307  ff. 

-*^  Dies  war  besonders  bei  den  Szeklyem  gebräuchlich.  Siehe  Art.  10 
des  Regulaments  von  1463. 

-'  Schuler  a.  a.  0.  S.  311. 
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wichtige  Provinz  der  Heiligen  Krone.  Die  Salz-  und  Silberberg- 
werke (Radna,  Offenbänya),  ferner  die  Goldwäschereien  bildeten 
reiche  Einkunftsquellen  des  königlichen  Fiscus ;  sie  wurden  von 
besonderen  Salz-  und  Bergkammern  verwaltet.-'' 

Betreff  des  Steuersystems  bestanden  zwischen  den  drei  Tei- 
len grosse  Unterschiede.  Im  ungarischen  Gebiet  galten  ursprüng- 
lich dieselben  Regeln,  wie  im  übrigen  Ungarn.  Die  Adeligen 
zahlten  die  von  Karl  Robert  an  Stelle  des  Münzwechsels  ein- 
geführte, lucnim  camerae  genannte  Steuer  nach  Untertanenhufen, 
bezw.  Porten  bis  1366,  in  welchem  Jahre  Ludwig  der  Grosse  sie 
von  der  Entrichtung  des  Kammernutzens  befreite  und  bestimmte, 
dass  an  dessen  Stelle  zweimal  im  Jahre,  zu  Ostern  und  Pfing- 
sten der  Fünfzigste  {quinquagesimd)  des  Schaf-  und  Ziegen- 
standes der  Untertanen  erhoben  werden  solle. ^'-^  Matthias  I. 
schaffte  den  Lämmerzins  ab  und  stellte  die  siebenbürgischen  Ade- 
ligen bezüglich  der  Steuerverfassung  den  ungarländischen  gleich  ; 
doch  führte  bereits  Wladislaus  II.  den  Fünfzigsten  wieder  ein.^** 
Die  Könige  pflegten  den  Lämmerzins  ganz  oder  zum  Teil  zu  ver- 
pachten ;  Befreiungen  davon  waren  recht  häufig.^^ 

Die  Szeklyer  waren,  wie  bekannt,  frei  von  Steuern;  bloss 
anlässlich  der  Krönung  und  der  Vermählung  des  Königs,  sowie 
der  Geburt  des  ersten  Sohnes  waren  sie  gehalten  nach  Mass- 
gabe des  Vermögens  Ochsen  zu  entrichten.  Man  hiess  diese 
Gabe  signatma  boum,  da  die  vom  Exactor  ausgewählten  Ochsen 
mit  einem  Brandzeichen  gemerkt  wurden.^"  Als  die  Kriegssteuer 
zur  ständigen  Einrichtung  wurde,  namentlich  nach  der  Kata- 
strophe von  Mohäcs,  nahm  die  Ochsengabe  mehr  und  mehr  den 
Charakter  einer  ordentlichen  Steuer  an.^-^ 

*«  Siehe  z.  B.  Teleki  a.  a.  0.  X.  S.  187.  613,  XI.  S.  438.  Vergleiche 
auch  den  Bericht  der  Commissäre  Ferdinands  I.  v.  J.  1552  Engel  a.  a.  O. 
II.  S.  23  ff. 

"  pEjfiR  C.  D.  IX  3  S.  556,  X/7  S.  838.  Katona,  Hist.  Grit.  X.  S.  379. 
Engel  a.  a.  O.  IM.  S.  9  f.  Siehe  auch  G.-A.  VII :  1439. 

="»  G.-A.  XXVI :  1492.  Betreff  des  durch  die  Steuerreform  Matthias  I. 
erregten  Aufstandes  siehe  Teleki  a.  a.  O.  XI.  S.  285. 

»'  Siehe  z.  B.  1498:  C.  Teleki  II.  S.  231. 

■'-  Ausführlich  geregelt  im  Statut,  bezw.  Freibrief  von  1499  Kolos- 
vÄRi  und  ÖvÄRi  a.  a.  0.  I.  S.  9  f.  Vergleiche  auch  1508:  Szekely  Oklt.  III. 
S.    165. 

"  Bereits  ein  Beschwerdeschreiben  der  Szeklyer  v.  J.  1493  erwähnt 
der  dicatio  boum.  Szekely  Oklt.  I.  S.  274.  Als  solche  stellt  sich  die  Ochsen- 
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Die  Sachsen  entrichteten  die  durch  das  diploma  Andrea- 
num  festgesetzte  Pauschalsteuer,  die  jedoch  in  den  Urkunden 
nicht  unter  dem  Namen  lucrum  camerae,  sondern  als  Martins- 
zins {census  Sancti  Martini)  erscheint ^^  und  zufolge  des  Auf- 
schwungs der  privilegierten  sächsischen  Kolonien  sich  auf  eine  bei 
weitem  höhere  Summe,  als  ursprünglich,  belief,  namenthch  vor 
der  Katastrophe  von  Mohäcs  zwischen  6000 — 10,000  Goldgulden 
schwankte  und  später  noch  mehr  betrug, ^^ 

Andere  Vermögensleistungen  konnte  der  König  in  den 
Siebenbürger  Landesteilen  nicht  beanspruchen.  Sogar  die  vom 
Reichstage  bewilligte  Kriegssteuer  {sabsldmmY''  konnte 
nicht  eher  erhoben  werden,  bis  nicht  die  Provincialversammlung, 
bezw.  die  einzelnen  Congregationen  der  drei  Teile,  ihre  Zustim- 
mung gegeben  hatten ;  ein  wichtiges  Zeugnis  der  provinciellen 
Selbständigkeit  der  Siebenbürger  Teile.  Sie  bereitete  die  nach 
der  Katastrophe  von  Mohäcs  erfolgte  Entwicklung  des  Provincial- 
tages  der  drei  Nationen  zu  einem  wirklichen  Landtage 
vor,  welcher,  ebenso  wie  der  ungarische  Reichstag  das  Recht 
der  Steuerbewilligung  besitzt ^^  und  ein  Factor  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  ist,  indem  die  Gesetze  vom  Landtage  und  dem 
König,  unabhängig  vom  Mutterlande,  geschaffen  werden.^* 
Siebenbürgen  behielt  seinen  eigenen  Landtag  und  seine  beson- 
dere Gesetzgebung,  auch  nachdem  es  zufolge  des  diploma  Leo- 
poldinum  von  1691  zur  Heiligen  Krone,  von  der  das  „neidische 
Schicksal"  es  getrennt  hatte,  zurückkehrte;  es  bildete  derart  einen 
mit  öffentlich-rechtlicher  Selbständigkeit,  ja  Souverainität  ausgestat- 


abgabe  laut  Art.  VIII  der  Tordaer  Beschlüsse  v.  J.  1548  dar.  Vgl.  Eder, 
Observationes  criticae  ad  historiam  Transylvaniae  S.  173.  Benkö  a.  a.  O.. 
I.  S.  139. 

'*  Schuler  a.  a.  0.  I.  S.  275  ff. 

■■'*  Bedeus  a.  a.  0.  S.  90. 

'^  Die  königliche  Proposition  erfolgte  durch  besondere,  zu  diesem 
Zwecke  entsendeten  Commissäre.  Siehe  G.-A.  XXVI :  1523  Kovachich, 
Sylloge  S.  336. 

^^  Die  Commissäre  Ferdinands  I.  stellen  in  ihrem  Bericht  dies  Recht 
der  siebenbürgischen  Provinciallandtage  ausdrücklich  fest :  „Fuit  autem 
temporibus  priorum  regum  .  .  .  indicetur  conventus  ad  oppidum  Torda 
eoque  nuntii  vel  commissarii  a  rege  mitterentur,  qui  subsidii  petitionem 
proponerent."  Engel  a.  a.  O.  III.  S.  10. 

^*  Siehe  die  Gezetze  in  den  von  Alexander  Szilägyi  herausgegebenen 
Erdelyi  Orszäggyülesi  Emlekek. 
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teten   Bestandteil   des   durch   die   Heilige   Krone  symbolisierten 
ungarischen  Staatswesens. 

Vor  der  Katastrophe  von  Mohäcs  war  jedoch  die  Ver- 
sammlung der  drei  Nationen  kein  Landtag,  keine  gesetzgebende 
Versammlung,  denn  der  Herrschaft  der  auf  dem  ungarischen 
Reichstage  erbrachten  Gesetze  war  auch  Siebenbürgen  unter- 
worfen. Darum  schreibt  König  Matthias  1463  den  Siebenbürgern: 
„Erfahret  die  Beschlüsse,  welche  vom  ungarischen  Reichstage 
gefasst  wurden.  Auch  ihr  seid  ja  Glieder  des  Reiches  und  lebet 
nach  dessen  Gesetzen ;  es  gebürt  sich  also,  dass  ihr  die  Ver- 
ordnungen des  Reichsoberhauptes  befolget".^'-^  Die  drei  Nationen, 
die  Adeligen,  Szeklyer  und  Sachsen,  waren  insgesammt  Glieder 
der  Heiligen  Krone,  und  nahmen  vermittelst  ihrer  Gesandten 
am  Reichstage,  der  den  gesammten  Körper  der  Heiligen  Krone 
vorstellte,  teil.  Andererseits  galt  es  bis  zur  Katastrophe  von  Mohäcs 
als  unverrückbarer  Grundsatz  der  ungarischen  Verfassung,  dass 
die  Gesetze  ausschliesslich  vom  Könige  und  dem  das  ganze 
Staatsgebiet  repräsentierenden  Reichstag  gegeben  werden  kön- 
nen.^" Werböczi  lehrt  sehr  richtig:  „Obwol  die  Dalmatiner, 
Kroaten,  Slavonier  und  Siebenbürger  bezüglich  der  Wergel- 
der,  Bussen  u.  s.  w.  von  den  unserigen  sehr  verschiedene, 
abweichende  Gewohnheiten  und  Bräuche  haben  und  befolgen 
und  mit  der  Einwilligung  des  Königs  auch  gegenwärtig  der- 
gleichen einführen  und  bestimmen  können,  dürfen  sie  den- 
noch nichts  gegen  die  gemeinen  Beschlüsse  und 
Decrete  Ungarns  verfügen,  noch  irgendwie  zu- 
widerlaufende Satzungen  errichten".*^ 

Die  aus  den  Gesandten  der  drei  Nationen  zusammen- 
gesetzte Provincialversammlung  entwickelte  sich  erst  nach  dem 
Abfalle  Siebenbürgens  von  der  Heiligen  Krone,  als  Siebenbür- 
gen unter  den  nationalen  Fürsten  ein  völlig   gesondertes   staat- 


3»  Epistolae  Corvini  I.  S.  64. 

"  In  den  Beschlüssen  der  Generalcongregation  der  Szeklyer  v.  J. 
1506  wird  gesagt:  „Magjar  orszagnak  segetsegehez,  kinek  mys  taglainak 
hivattunk,  vagiunk  is."  [„Wir  sind  dem  ungarischen  Reiche,  dessen  ja 
auch  wir  Glieder  heissen,  zur  Hilfe  bereit."]  Kolosväri  und  Oväri  a.  a.  O. 
I.  S.  17.  Von  den  Sachsen  sagt  Wladislaus  II.  im  Einladungsschreiben  zum 
Reichstag  1510:  „Cum  autem  fidelitates  vestrae  specialis  ramus  Sacrae 
Coronae  nostrae  et  rnembrum  huius  Regni  existant . . ."  Bedeus  a.  a.  O.  S.  24. 

*i  Tit.  2.  p.  III.  tit.  §.  2. 
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liches  Leben  lebte,  zu  einem  wirklichen  Landtage  und  selb- 
ständigen Factor  der  gestz gebenden  Gewalt.  Bis 
dahin  war  Siebenbürgen  auch  hinsichtlich  der  Verwaltung 
und  Rechtspflege  nicht  völlig  unabhängig  von  Ungarn.  Das 
siebenbürgische  Heer  bildete  einen  integrierenden  Bestand- 
teil, den  linken  Flügel  des  ungarischen  Heeres,  die  Einlaufe 
der  Siebenbürger  Landesteile  verwaltete  der  königliche  Oberst- 
schatzmeister*^  und  die  wichtigeren  Processe  konnten  auf  dem 
Berufungswege  in  die  königliche  Curie,  namentlich  vor  den 
Hofrichter  geleitet  werden,  den  wir  aus  eben  diesem  Grunde 
häufig  auch  die  Würde  des  Woywoden  bekleiden  sehen.*^ 

Wir  wollen  nun  die  Verwaltungs-  und  Gerichtsorganisa- 
tion der  einzelnen  Teile  im  besonderen  untersuchen. 

I.  Das   ungarische   Gebiet. 

Das  Gebiet  der  Ungarn,  d.  i.  der  Adeligen,  das  unmittel- 
bar dem  Woywoden  unterworfen  war,  bestand  auch  während 
dieser  Periode  aus  den  alten  sieben  Comitaten;^^  nach  der 
Katastrophe  von  Mohäcs  kamen  infolge  der  Thronstreitigkeiten 
zwischen  den  Zäpolya  und  den  Habsburgern  einige  benachbarte 
ungarländische  Comitate  hinzu. 

Die  gleiche  Freiheit,  Rechte  und  Privilegien  der  siebenbür- 
gischen  Adeligen  mit  den  übrigen  Adeligen  Ungarns  wurden  durch 
Artikel  XI  des  Decrets  von  1351  ausdrücklich  bestätigt  und  von 
Ludwig  dem  Grossen  1365  und  1866  auch  noch  durch  beson- 
dere Freibriefe  garantiert.^ ^  Unter  König  Matthias  eriitt  jedoch 
diese  volle  Rechtsgleichheit  eine  Einbusse :  nach  der  Nieder- 
werfung des  durch  die  Steuerreformen  von  1467  hervorgerufe- 
nen adeligen  Aufstandes  setzte  er  das  Wergeid  der  Siebenbürger 
Adeligen  von  zweihundert  Goldgulden  auf  Sechsundsechzig  Gul- 
den herab;  infolge  dessen  verminderte  sich  auch  das  Wittum 
der  adeligen  Wittwen  und  der  Wert  des  adeligen  Eides.^^ 

"  Vergleiche  die  Rechnungen  des  Oberstschatzmeisters  und  Bischofs 
von  Pecs,  Sigismund  Ernszt  bei  Engel  a.  a.  O.  LS.  19  und  38. 

"  KovACHicH,  Supp].  II.  S.  270,  343.  Siehe  auch  G.-A.  VI :  1500. 
Trip.  III.  tit.  3.  §.  6. 

**  Es  sind  laut  dem  Rechnungsbuche  des  Oberstschatzmeisters 
Ernszt  die  Comitate  Kolos,  Feher,  Szolnok,  Doboka,  Hunyad,  Küküllö 
und  Torda.  Engel  a.  a.  0.  I.  S.  38. 

"^  Fejer  C.  D.  IX  3  S.  503,  552. 

*«  Eder,  Observationes  ad  Feimerum  S.  153.  Siehe  noch  Trip.  tit. 
cit.  §.  3. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  47 
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Die  Organisation  der  siebenbürgischen  Comitate  stimmte 
im  Grossen  und  Ganzen  mit  derjenigen  der  übrigen  Comitate 
überein.  Die  Obergespäne  {prinäpales  comites)  wurden  im 
Namen  des  Königs  vom  Woywoden  ernannt;  die  Vicege- 
späne  und  Stuhlrichter  wählte  die  adelige  Comitatsgemeine. 
Während  in  Ungarn  jedes  Comitat  regelmässig  vier  Stuhlrichter 
wählte,  gab  es  in  den  siebenbürgischen  Comitaten  bloss  je 
zwei,  einzig  im  Comitate  Fejer,  vermöge  der  grösseren  Aus- 
dehnung ,  desselben,  drei  Stuhlrichter.  Hingegen  war  es  sehr 
häufig,  dass  ein  Comitat  mehrere  Obergespäne  oder  mehrere 
Vicegespäne  hatte. "^^ 

Die  niedere  Gerichtsbarkeit  wurde  vom  Comitatsgericht 
unter  dem  Vorsitze  des  Ober-  oder  Vicegespans  ausgeübt.  In 
Strafsachen  hatten  die  Adeligen  ihren  Gerichtsstand  vor  dem 
Woywodalgericht.*^  In  Processen  um  Schuld  konnte  gegen  das 
Urteil  des  Comitatsgerichts  nur  über  drei  Gulden  Berufung  ein- 
gelegt werden. ^^ 

Die  städtischen  Bürger  standen,  ebenso  wie  im  Mutterlande, 
vor  ihrem  eigenen  Gericht  Rede  und  Antwort.  Die  Untertanen 
waren  (ausgenommen  die  Criminalitätssachen)  der  grundherr- 
lichen Gerichtsbarkeit  unterworfen,  die  in  Siebenbürgen  erst 
durch  die  1342  unter  dem  Vorsitz  des  Woywoden  zu  Torda 
gehaltene  Generalcongregation  des  Adels  der  sieben  Comitate 
{universitas  nobllimn  partis  Transylvaniae)  zur  ordentlichen 
Institution  erhoben^*'  und  von  Ludwig  dem  Grossen  in  den 
obengenannten  Freibriefen  wiederholt  bestätigt  wurde. 

Die  höhere  Instanz  bildete  das  Woywodalgericht,  das  der 
Woywode  in  Person  oder  dessen  Vertreter,  der  Vicewoywode 
{vicevaywoda  Transylvanus)  mit  adeligen  Beisitzern  und  unter 
Mitwirkung  des  Woywodalprotonotars  {protonotarius  vaywodae), 
meist  in   Szent-Imre,    hielt. ^^    Die   Vicewoywoden    richteten   in 

*^  Siehe  die  Beschlüsse  der  Versammlung  zu  Torda  1540.  Fraknöi, 
Magyar  Orszäggy.  Emlekek  II.  S.  161.  Frühere  Beispiele:  C.  Teleki  I. 
S.  111.  535.  537,  II.  S.  27.  61. 

**  Pej^r  C.  D.  VIII/4  S.  621. 

*^  Trip.  tit.  cit.  §.  14. 

^»  pEjtR  C.  D.  VIII  4  S.  619. 

"  Falls  der  Hofrichter  das  Woywodenamt  innehatte,  konnten  auch 
die  Protonotariate  der  beiden  vereinigt  werden.  Werböczi  bekleidete 
solcherart  eine  Zeit  lang  beide  Protonotariate.  Kovachich,  Suppl.  II.  S.  334. 
Vgl.  Fraknöi,  Werböczi  Istvän  S.  102. 
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ihrer  eigenen  Wohnstätte.  Die  richterliche  Competenz  des  Woy- 
woden  war,  seitdem  Karl  Robert  im  Jahre  1324  sämmtliche 
Exemtionen  vom  Woywodalgericht  aufgehoben  hatte, ''-  eine 
sehr  umfangreiche.  Die  unzufriedene  Partei  konnte  an  die  könig- 
liche Curie  appellieren,  bezw.  die  Überweisung  des  Processes 
fordern,  welchem  Wunsche  der  Woywode  nachkommen  musste.-^^ 

Die  wichtigeren  Gerichtsgeschäfte  wurden  jedoch  nicht 
während  der  ordentlichen  Fristen  des  Woywodalgerichts,  son- 
dern in  den  zu  Torda  gehaltenen  allgemeinen  Adelsver- 
sammlungen {congregaüo  generalis  vel  dlaeta  universitatis 
nobilium)  eriedigt.  Diese  Generalcongregationen  hatten  sich 
nebst  der  Rechtspflege  mit  zahlreichen  wichtigen  öffentlichen 
Angelegenheiten  zu  beschäftigen :  als  eigentliche  Stätte  und  wich- 
tigstes Organ  des  öffentlichen  Lebens,  der  Selbstverwaltung  und 
Autonomie  des  Siebenbürger  Adels,  hatten  sich  nämlich  nicht, 
wie  in  Ungarn,  die  Congregationen  der  einzelnen  Comitate,  son- 
dern die  gemeinen  Versammlungen  des  gesammten  Adels  ausge- 
bildet. Die  Adelsversammlung  zu  Torda  wählte  die  Reichstagsge- 
sandten (pratores),  bestimmte,  wie  die  vom  Reichstag  bewillig- 
ten Steuern  ausgeworfen  werden  sollen,  fasste  die  notwendigen 
Beschlüsse  betreffend  die  Ausrüstung  der  zur  Verteidigung  des 
Landes  erforderiichen  Wehrmacht,  und  promulgierte  die  Gesetze, 
die  auf  dem  Reichstag  gegeben  worden  waren. ^* 

Die  allgemeinen  Versammlungen  des  Siebenbürger  Adels, 
welche  man  den  ungarländischen  Palatinalcongregationen  ver- 
gleichen könnte,  wurden  in  der  Regel  vom  Woywoden,  entwe- 
der in  eigenem  Namen  oder  kraft  besonderer  Ermächtigung  des 
Königs  gehalten ;  in  letzterem  Falle  stellte  der  Woywode  die 
Person  des  Königs  vor  {regia  In  persona),  und  waren  sodann 
laut  einer  Verordnung  Ludwigs  des  Grossen  auch  die  in  Sieben- 
bürgen begüterten  ungarländischen  Prälaten,  Barone  und  Ade- 
ligen zum  Erscheinen  verpflichtet.^^  Manchmal  hielten  jedoch 
auch  besonders  entsendete  Bevollmächtigte  des  Königs  General- 


^-  Anjouk.  Okmt.  III.  S.  119. 

^^  Das  wurde  bereits  durch  G.-A.  IX :  1444  verordnet.  Kovachich, 
Sylloge  S.  81. 

^*  Vergl.  über  die  Ge.neralcongregation  des  siebenbürgischen  Adels 
KEME>rY,  Ärpädia  III.  S.  4  ff. 

"  1355  :  Anjouk.  0km.  VI.  S.  396. 

47* 
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congregationen  des  Siebenbürger  Adels.^^  Das  höhere  Ansehen 
und  die  obere  richterUche  Gewalt  dieser  gemeinen  Adelsver- 
sammlungen gelangte  in  der  erhöhten  Gerichtsbusse  zum  Aus- 
druck: die  in  der  Adelsversammlung  begangene  Gerichtsver- 
letzung zog  eine  Ordnungsstrafe  von  100  Gulden  nach  sich, 
während  durch  die  gewöhnliche  Gerichtsverletzung  bloss  50 
Gulden  verwirkt  wurden.^" 

Der  Woywode  war,  wie  erwähnt,  der  Oberbefehlshaber  von 
ganz  Siebenbürgen,  nicht  bloss  des  ungarischen  Gebiets.  Hier 
lag  ihm  besonders  die  Controlle  der  Wehrpflichtigen,  und  über- 
haupt die  Beaufsichtigung  der  Comitatsverwaltung  und  Rechts- 
pflege ob.  Seine  Rechtstellung  ist  füglich  der  des  Palatins  ver- 
gleichbar. Er  wurde  zu  den  Reichsbaronen  gezählt ;  ausser 
einem  Gehalt  aus  der  königlichen  Schatzkammer  bezog  er  die 
Nutzungen  mehrerer  Burgen  und  dazu  gehöriger  Herrschaften.^* 
Von  den  an  die  Heilige  Krone  heimgefallenen  Gütern  durfte  er 
je  zwanzig  Untertanenhufen  verleihen. ^^ 

II.  Das   Szeklyergebiet. 

Im  Laufe  des  XIV.  und  XV.  Jahrhunderts  lösten  sich  von 
den  sieben  Stühlen,  in  welche  das  Szeklyerland  unter  den 
Ärpäden  geteilt  war,  einige  neue  Stühle  ab*^^  und  erhöhte  sich 
solcherart  deren  Zahl  allmäHg  auf  zwölf;  doch  behaupteten  die 
alten  Stühle  ihren  Vorrang  und  bilden  noch  zu  Ende  des 
XV.  Jahrhunderts  die  sieben  Szeklyerstühle  die  Gemeine 
der  Szeklyer  {universiias  Siculonim  Septem  sedium  Siculi- 
calium).^^  Die  erste  Stelle  nahm  zu  allen  Zeiten  der  Stuhl  Udvar- 
hely  ein,  wo  während  dieser  Periode  die  Versammlungen  der 
Szeklyernation  stattfinden. 

Die  Szeklyer  lebten  unter  dem  Schutze  einer  eigenen  Rechts- 
ordnung, nach  althergebrachten,  von  dem  Recht  der  übrigen  Lan- 


^«  1372 :  „.  .  .  cum  regis  mandato  .  .  ."  :  1470 :  „.  .  .  per  Regiam 
Serenitatem  .  .  .  deputati  .  .  ."  Kem^ny  a.  a.  0.  S.  51  und  70. 

"  Trip.  tit.  cit.  §.  10. 

'*  Doch  verschenkten  die  Woywoden  einen  grossen  Teil  der  Perti- 
nenzen.  Vergleiche  z.  B.  Teleki  a.  a.  O.  X.  S.  89  ff. 

=■'■'  KösA  a.  a.  O.  S.  53.  Der  Woywode  (ebenso  der  Szeklyergespan) 
musste  Ungar  von  Geburt  sein.  G.-A.  VIII :  1492. 

«"  So  trennte  sich  1459  der  Stuhl  Miklösvär  vom  Stuhl  Sepsi  (Sepsi- 
szek),  1462  Käszon  von  Csikszek.  Szekely  Oklt.  I.  S.  181  und  195. 

"  Siehe  z.  B.  ebenda  I.  S.  272,  II.  S.  9,  III.  S.  205. 
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desbewohner  abweichenden  Gewohnheiten.  Diese  eigentümliche 
Rechtstellung  der  Szeklyerschaft  oder  —  wie  es  in  den  Urkunden 
heisst  —  der  drei  Stände  {tria  generä)  wurde  als  S  z  e  k- 
lyerfreiheit  {liberias  Siculomm),^^  ihr  angestammtes  Ge- 
wohnheitsrecht, namentlich  ihr  Besitz-  und  Erbrecht  als  S  z  e  k- 
1  y  e  r  r  e  c  h  t  {lus  Siculicale)  ^^  bezeichnet,  im  Gegensatze  zur 
ungarischen  adeligen  Freiheit  und  dem  im  adeligen  Be- 
sitzrecht waltenden,  sowie  der  Stadtfreiheit  zugrunde  liegenden 
Königsrecht  {Lus  regium,  ius  regale). 

An  der  Spitze  der  einzelnen  Stühle  standen  der  Haupt- 
mann {maior  exerätus,  capitaneus)  und  der  Oberrichter 
oder  Königsrichter  {summus  iudex,  iudex regius),  ferner  der 
mit  der  Niedergerichtsbarkeit  betraute  Landrichter  {iudex 
terrestris,  später  allgemein  viceiudex  regius),  die  alljährlich  kraft 
Geblütsrecht  nach  Geschlechtern  und  Sippschaften  gewählt  wur- 
den."^^  Den  Fortbestand  der  uralten  Trennung  der  militärischen 
und  Gerichtsgeschäfte  bezeugt  nebst  den  Bezeichnungen  der 
Stuhlämter  die  wichtige  Urkunde  für  den  von  Csikszek  abge- 
fallenen Stuhl  Käszon  aus  dem  Jahre  1462,  welche  die  Bewohner 
dieses  selbständig  gewordenen  Stuhles  ermächtigt,  einen  Heer- 
führer {belliductor)  und  Richter  {iudex)  zu  wählen. *^^ 

Das  Stuhlgericht,  die  erste  Instanz,  bestand  nebst  den 
Beamten  des  Stuhls  aus  zwölf  Beisitzern,  die  für  die  Dauer 
eines  Jahres  zu  einem  Dritteil  aus  den  Vornehmen  {seniores), 
zu  zwei  Dritteln  aus  dem  gemeinen  Stande  {ex  commanitate) 
gewählt  wurden. ^^  Vom   Stuhlgericht  konnte  an  den  Oberstuhl, 


"  In  einem  Besitzeinweisungsmandat  Ludwigs  des  Grossen  von 
•1366  lesen  wir :  „.  .  eo  iure,  quo  ad  ipsos  dignoscuntur  pertinere,  sub 
übertäte  Siculonim  nostrorum  perpetuo  possidendas  .  .  ."  ebenda  I.  S.  70. 
„.  .  .  libertatem  et  legem  regni  istius  Siculicaüs  .  .  ."  ebenda  S.  338. 

"  Ebenda  S.  163  :  „.  .  .  iuxta  laudabilem  legem  universorum  Siculo- 
nim et  consvetudinem  ab  antiquo  approbatam  .  .  ."  ;  S.  269 :  „.  .  .  ius 
Siculicale  .  .  .",  S.  258.  259.  288  :  „.  .  .  hereditates  Siculicales  .  .  ." 
in.  S.  99 :  „.  .  .  consuetudo  Siculica  .  .  ."  Siehe  die  Statuten,  bezw.  Frei- 
brief V.  J.  1499  KolosvAri  und  Öväri  a.  a.  O.  I.  S.  12. 

■^^  Szekely  Oklt.  I.  S.  102.  177.  205.  307,  II.  S.  143,  III.  S.  289. 
C.  Teleki  II.  S.  430. 

"  Szekely  Oklt..  I.  S.  195. 

"^  Siehe  die  Beschlüsse  der  1466  zu  Zabola  abgehaltenen  Versamm- 
jung KoLosvÄRi  und  Öväri  a.  a.  O.  I.  S.  4,    ferner   Szekely  Oklt.  I.  S.  102. 
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d.  i.  Udvarhely,  von  hier  an  den  Szeklyergespan  und  schliesslich 
an  den  König  appelliert  werden/'' 

Die  privilegierten  Szeklyerstädte  waren  in  die  Ver- 
waltungs-  und  Gerichtsorganisation  der  Stühle  nicht  einbezogen. 
Bereits  König  Sigismund  schreibt  1427,  dass  es  in  jedem  Stuhle 
eine  mit  gewissen  Freiheiten  ausgestattete  Stadt  gebe;  die  privi- 
legierten Städte  besassen  nicht  die  Szeklyerfreiheit,  noch  das 
Szeklyerrecht,  sondern  genossen  von  der  königlichen  Gewalt 
gewährte  und  auf  der  königlichen  Gunst  beruhende  Privilegien: 
sie  lebten  also  nach  Königsrecht  {Ins  regale)^^ 

An  der  Spitze  der  gesammten  Szeklyerschaft  steht  als 
königlicher  Oberbeamter  der  Szeklyergespan  {conics  Sicu- 
loruni).  Er  ist  in  erster  Reihe  der  Befehlshaber  des  Szeklyer- 
heeres.  Er  bietet  das  Heer  auf,  indem  er  das  blutige  Schwert 
von  Ort  zu  Ort  tragen  lässt  oder  an  die  Hauptleute  der  Stühle 
den  Aufgebotsbefehl  sendet.**^  Das  Feldherrnamt  des  Szeklyer- 
gespans  erlangte  infolge  des  Vordringens  der  Türken  stets 
grössere  Bedeutung.  Er  ist,  ebenso  wie  der  Woywode,  nicht 
allein  nach  seinen  Gütern,  zur  Stellung  von  Kriegern,  sondern 
von  Amtswegen  zur  Ausrüstung  eines  ganzen  Banderiums  {ban- 
derium  offidale)  verpflichtet  und  bezieht  dafür  ein  Gehalt  aus 
der  königlichen  Schatzkammer.™  Die  grosse  historische  Bedeu- 
tung des  Amtes  zeigt  sich  darin,  dass  auch  die  siebenbürgischen 
Fürsten  den  Titel  eines  Gespans  der  Szeklyer  beibehielten,  wie 
er  denn  auch  noch  heute  im  grossen  Titel  des  Königs  von 
Ungarn  fortlebt. 

Den  unter  dem  Vorsitze  des  Szeklyergespans  regelmässig 
in  Udvarhely  abgehaltenen  Versammlungen  der  gesammten 
Szeklyerschaft  {iinlversitas  tr'mm  generum  Siculomm)  be- 
gegnen wir  bereits  unter  den  Königen  aus  dem  Hause  Anjou.^^ 
In  diesen  Generalcongregationen  gelangte  die  politische,  öffent- 
lich-rechtliche Einheit  der  Szeklyerschaft,  des  „Szeklyerlan- 

"^  KoLOSvÄRi  und  ÖvÄRi  a.  a.  O.  I.  S.  4—6  und  12.  Sz^kely  Oklt.  III. 
S.  108. 

^*  Szekely  Oklt.  I.  S.  123:  „In  qualibet  sedium  Siculorum  nostro- 
rum  parcium  nostrarum  Transsilvanarum  unam  habemus  civitatem  certis 
libertatibus  insignitam."  Siehe  noch  1492:  ebenda  III.  S.  118. 

*"  Siehe  das  Militärregulament  von  1463. 

"•  G.-A.  XXI  :  1498. 

'>  1357 :  Szekely  Oklt.  I.  S.  64. 
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des",  der  „Szeklyernation"  zum  Ausdruck. '^^  Auf  diesen  Gerichts- 
versammlungen wurden  auch  die  Statuten  geschaffen,  welche 
die  eigenartige  öffentliche  Verfassung  und  das  Privatrecht  der 
Szeklyer  auf  den  alten  Grundlagen  fortbildeten."  In  den  wichti- 
geren Angelegenheiten  konnte  man  ursprünglich  gegen  das 
Urteil  des  Stuhlgerichts  an  die  Generalcongregation  Berufung 
einlegen;  die  1505  zu  Udvarhely  gehaltene  Versammlung  errich- 
tete jedoch  für  das  gesammte  Szeklyerland  ein  aus  vier  Primoren 
und  dreizehn  Primipilen  bestehendes  ständiges  Obergericht, '^ 
von  welchem  man  an  den  Woywoden,  als  den  Gespan  der 
Szeklyer,  und  in  letzter  Instanz  an  den  König  appellieren 
konnte.'^ 

Die  zu  Udvarhely  im  Jahre  1555  geschaffenen  Statuten 
der  Szeklyernation  verordneten,  dass  der  Woywode  in  seiner 
Eigenschaft  als  Gespan  der  Szeklyer,  alljährlich  in  jedem  Stuhle 
fünfzehn  Tage  lang  mit  dem  Richter,  Hauptmann  und  den  zwölf 
Beisitzern  zu  Gericht  sitzen  solle. '^  Es  geschah  auch  einige 
Male,  dass  der  König  in  Person  oder  ein  besonders  bestellter 
Königsrichter  in  dem  einen  oder  anderen  Stuhl  eine  Gerichts- 
versammlung hielt.'' 

Bis  ins  XV.  Jahrhundert  erstreckte  sich  übrigens  die  Mili- 
tärgewalt und  Gerichtsbarkeit  des  Szeklyergespans  auch  auf 
ausserhalb  des  Szeklyerlandes  liegende  Territorien,  namentlich 
auf  das  Gebiet  der  späteren  sächsischen  Stühle  Medgyes  und 
Selyk,  ferner  die  Bezirke  von  Besztercze  und  Brassö.'^ 

III.   Das   sächsische   Gebiet. 

Das  sächsische  Gebiet  begriff,  als  besonderes  Verwal- 
tungsgebiet, die  durch  das  diploma  Andreanum  von  1224  ver- 
einigten sächsischen  Ansiedelungen,  das  s,  g.  Königsland  {fun- 
dus  regiüs)  in  sich.  Es  wurde  nach  dem  bedeutendsten  befestigten 
Orte  ursprünglich  als  das  Gebiet  von   Szeben,   seit   dem   XIV. 


"  Siehe  die  Beschlüsse  der  Generalcongregationen  von  1505  und 
1506  KoLosvÄRi  und  Öväri  a.  a.  O.  I.  S.  13  und  16;  1531  :  „.  .  .  regnum 
Siculicale"  Szekely  Oklt.  II.  S.  32. 

"  So  auf  den  Versammlungen  von  1451.  1466.  1505.  1506  und  1555. 

'*  KoLosvÄRi  und  Öväri  a.  a.  0.  I.  S.  14. 

"  Szekely  Oklt.  II.  S.  13. 

?«  Art.  LXXXIV  und  LXXXV.  Kolosväri  und  Öväri  a.  a.  O.  I.  S.  28. 

"  Szekely  Oklt.  I.  S.  163.  194,  IV.  S.  44. 

"  Ebenda  I.  S.  48.  57.  58.  62.  63. 
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Jahrhunderte  allgemein  als  das  Gebiet  der  sieben  Stühle  {septetn 
sedes)  und  die  Bewohner  als  die  Gemeine  der  sieben  sächsischen 
Stühle  {iiniversitas  Septem  sediiim  Saxonicalium)  bezeichnet. ^^ 
Sie  alle"*"  sind  der  im  diploma  Andreanum  umschriebenen 
Privilegien  und  Freiheit  teilhaftig,  die  während  dieser  Periode 
nach  der  Hauptstadt  des  sächsischen  Gebietes  gewöhnlich  S  z  e- 
bener  Freiheit  (llbertas  Cibiniensis)  genannt  wird.*^^ 

Die  übrigen  Sachsenkolonien,  namentlich  Medgyes  und 
Selyk,  ferner  Besztercze,  Brassö  und  das  Burzenland  gehörten 
lange  Zeit  nicht  zum  sächsischen  Gebiet,  sondern  standen  unter 
der  Obrigkeit  des  Szeklyergespans  oder  eigener  Gespane.  Karl 
Robert  errichtete  wol  manche  Beziehungen  zwischen  den  Stühlen 
Medgyes  und  Selyk  und  den  alten  sieben  Stühlen,  doch  hob 
Ludwig  der  Grosse  die  Privilegien  seines  Vorgängers  auf;  erst 
König  Sigismund  befreite  (1402)  die  beiden  Stühle  von  der 
Obrigkeit  der  Szeklyergespäne  und  stattete  sie  mit  der  llbertas 
Clblnlensls  aus.*-  Seither  ist  in  den  Urkunden  von  den  sieben 
und  zwei  Stühlen  {septem  et  duae  sedes)  die  Rede ; 
auch  die  Einberufungsschreiben  zum  Reichstag  sind  an  diese 
Adresse  gerichtet.*^  Brassö  und  das  Burzenland  vereinigte  gleich- 
falls König  Sigismund  (1422)  mit  den  alten  sächsischen  Stühlen;^ 
Besztercze,  dessen  Bezirk  1453  zur  Grafschaft  {comltatus  perpe- 
tiiiis)  erhoben  und  der  Familie  Hunyadi  verliehen  wurde,  trat  erst 
nach  Aufhebung  der  Grafschaft  in  die  sächsische  Verwaltungs- 
organisation ein."-^ 

"  Die  Bezeichnung  septem  sedes  erscheint  bereits  1351.  Fej^r  C.  D 
IX'3  S.  75.  Siehe  ferner  ebenda  IX  4  S.  218.  386.  480  und  Archiv  f.  Siebenb. 
Landeskunde  I.  S.  120.  Die  Urkunden  der  früheren  Zeit  haben  gewöhnlich 
die  Umschreibungen  „.  .  .  universitas  provincialium  sedis  Cibinii  et  ad 
eosdem  pertinentes",  oder  „cives  et  hospites  de  Cibinio  ac  ad  eandem 
pertinentes."  Vgl.  Schuler  a.  a.  O.  I.  S.  45. 

*"  Es  waren  eigentlich  acht  Stühle,  doch  wurde  der  Stuhl  Szeben 
als  Oberstuhl  nicht  mitgezählt.  Die  übrigen  waren :  Köhalom,  Nagysink, 
Segesvär,  Szäszsebes,  Szäszväros,  Szerdahely  und  Ujegyhäz. 

"  Ffj^r  C.  D.  VIll/2  S.  161  :  „.  .  .  et  übertäte  utantur,  quam  univer- 
sitas Saxonum  de  Cibinio  habere  dignoscitur." 

^"^  „Eosdem  Saxones  nostros  ac  totam  communitatem  sedium  de 
Medgyes  et  Selk  a  iudicio,  regimine  et  iurisdiccione  comitum  Siculorum... 
eximendos  duximus  et  excipiendos  .  .  ."  Szekely  Oklt.  I.  S.  93. 

"^  Siehe  z.  B.  1458:  Teleki  a.  a.  O.  X.  S.  604. 

«*  Schuler  a.  a.  0.  I.  S.  53.  Pesty  a.  a.  O.  II.  S.  126  ff 

"*  Siehe    oben    S.    564.    Ludwigs   des    Grossen    Freibrief    für    die 
Sachsen  von  B^sztercze  siehe  Fej^r  C.  D.  1X3  S.  57  6. 
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An  der  Spitze  der  einzelnen  Stühle  standen  die  vom  König 
ernannten  Königsrichter  {iudex  regius).  Ihre  Rechtstellung 
und  Competenz  entspricht  derjenigen  der  ungarischen  Comitats- 
gespäne  und  heissen  sie  daher  auch  Gespane  oder  gewöhn- 
lich Grafen  {comites).^'''  Noch  unter  Ludwig  dem  Grossen 
hatte  oft  ein  Stuhl  mehrere  Königsrichter,  oder  waren  umgekehrt 
mehrere  Stühle  einem  Königsrichter  untergeben ;  ^^  später  be- 
gegnen wir  in  der  Regel  eigenen  Königsrichtern  in  jedem  Stuhl. 
Dem  Königsrichter  stand  ein  gewählter  Stuhlrichter  {iudex 
terrestris)  zur  Seite. ®^ 

Seit  der  Regierungszeit  König  Sigismund  entwickelten  sich 
sowol  die  Königsrichter-,  als  die  Stuhlrichterämter  zu  erblichen 
Ämtern ;  es  hängt  dies  mit  der  Ausbildung  einer  vornehmen, 
begüterten  sächsischen  Klasse  zusammen,  die  ausserhalb  des 
Sachsenlandes  adelige  Güter  erworben  hatte,  und  so  in  den  Genuss 
adeliger  Prärogativen  getreten  war.  König  Matthias  verzich- 
tete auf  das  Ernennungsrecht  der  Königsrichter  und  schaffte 
die  Erblichkeit  des  Königsrichteramtes  ab;  seither  wurden  die 
Königsrichter  für  bestimmte  Zeit  von  der  Congregation  des  be- 
treffenden Stuhles  gewählt.^^ 

Die  wichtigeren  Verwaltungssachen  und  Gerichtsgeschäfte 
des  Stuhles  wurden  in  der  Stuhl  versammlung  unter  dem 
Vorsitze  des  Königrichters  erledigt.  An  der  Versammlung  durfte 
jeder  freie  Bürger  teilnehmen ;  die  Richter,  Geschworenen  und 
die  Altschaft  {seniores)  waren  zum  Erscheinen  verpflichtet.  Der 
Königsrichter   musste    die   Stuhlversammlung    jährlich    viermal 


*^  Kurz,  Magazin  II.  S.  167:  „.  .  .  iudicem  seu  comitem  regium . . ." 

*^  Teutsch  a.  a.  0.  S..  122. 

*^  In  einem  Freibrief  Ludwigs  des  Grossen  von  1353  heisst  es  von 
Brassö :  „Iudex  ipsorum  sive  comes  terrestris,  quem  ipsi  de  communi 
eorum  voluntate  eligerint  .  .  ."  Pej^r  C.  D.  1X2  S.  236.  Vgl.  Zsindely, 
Magyar  alkotmäny  az  Anjouk  es  Zsigmond  alatt  [Ungarische  Verfassung 
unter  den  Anjou  und  Sigismund]  S.  294. 

®^  1469 :  „Id  annuimus  et  concessimus,  ut  ipsi  dictos  iudices  nostros 
regales  excepto  iudice  nostro  in  civitate  nostra  Cibiniensi  constituto,  e 
medio  eorum  eiicere  ac  alios  loco  ipsorum  eligere  valeant  atque  pos- 
sint."  Teleki  a.  a.  O.  X.  S.  394.  Hajnik,  Magyar  birösägi  szervezet  es  per- 
jog  S.  128  behauptet  irriger  Weise,  dass  König  Matthias  die  Wahl  der 
Königsrichter  1477  freigegeben  habe.  Die  angezogene  Urkunde  (Kurz, 
Magazin  II.  S.  169)  zeigt  zur  genüge,  das  ein  bestehendes  Recht 
bestätigt  werden  soll. 
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halten  und  für  die  Durchführung  der  gefassten  Beschlüsse,  sowie 
die  Vollstreckung  der  Gerichtsurteile  Sorge  tragen.''"  Der  Königs- 
richter war  ferner,  gleich  den  Obergespänen  in  den  Comitaten, 
der  Befehlshaber  der  Wehrkraft  seines  Stuhles. 

Die  sächsischen  Städte  gelangten  besonders  seit  König 
Sigismund  zu  stets  wachsender  Bedeutung  und  umfangreicher 
Selbstverwaltung.  Sie  verblieben  jedoch  im  Stuhlverbande  und 
nahmen  einen  entscheidenden  Einfluss  auf  die  Leitung  der  öffent- 
lichen Stuhlangelegenheiten.  Das  gilt  vornehmlich  von  den  Haupt- 
städten der  Stühle.  Jeder  Stuhl  hatte  eine  Stadt  zum  Mittelpunkt, 
zum  Vorort  (wie  die  Sachsen  es  hiessen);  hier  hielt  der  Kö- 
nigsrichter die  Stuhlversammlungen.  Die  Localobrigkeit  dieser 
Vororte  nahm,  als  wichtiges  Element  der  Stuhlversammlung, 
einen  bedeutenden  Anteil  an  der  Verwaltung  und  Rechtspflege 
des  ganzen  Stuhles. 

Die  Stadtobrigkeit  {magtstmtus)  bestand  aus  dem  Bür- 
germeister {magister  avium)  und  den  geschworenen  Bürgern 
{iurati  assessores,  iurati  consules,  später  gewöhnlich  senatores).^^ 
Der  Magistrat  war  das  vollziehende  Organ  der  Stadtgemeine, 
denn  in  den  wichtigeren  Angelegenheiten  stand  die  Entschlies- 
sung  ursprünglich  der  Gesammtheit  der  Bürger,  der  Gemeine 
zu ;  sie  wählte  den  Bürgermeister  und  die  Geschworenen  und 
controllierte  die  Wirksamkeit  des  Magistrats.  Gegen  Ende  des 
XV.  Jahrhunderts  bildet  sich  unter  dem  Einflüsse  des  ungar- 
ländischen  Städtewesens  "^  auch  in  den  sächsischen  Städten 
das  Institut  der  erwählten  Gemeine  {clecta  comtnuiütas) 
aus.'''  Neben  den  Magistrat  tritt  ein  aus  hundert  Mitgliedern 
bestehendes  Collegium,  Hundertmannschaft  {centunivin) 
genannt,  das  sich  selbst  ergänzt  und  allmälig  die  der  Stadt- 
gemeine zustehenden  Selbstverwaltungs-  und  autonomischen 
Rechte  in  selbständiger  Weise  ausübt ;  •''^   die  Gesammtheit   der 


""  Eder,  Observationes  critieae   ad  historiam  Transsylvaniae  S.  244. 

*^  1343 :  „S.  C.  magistro  civium,  P  L.  iudici,  L.  E.  et  T.  R.  iuratis 
civibus  de  Segesvar".  1389:  „Nos  judices  iuratique  seniores  .  .  ."  Schu- 
ler a.  a.  0.  I.  S.  443. 

^-  Vgl.  Schuler  a.  a.  0.  I.  S.  445. 

"^  Betreff  der  ungarländischen  Städte  siehe  oben  S.  723. 

®*  Der  Freibrief  Wladislaus  II.  billigt  diese  tiefgreifende  Wandlung 
der  Dinge.  Die  wichtige  inedierte  Urkunde  befindet  sich  im  sächsischen 
Nationalarchiv.  Vgl.  Schuler  a.  a.  O.  S.  445. 
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Bürger  wird  nur  noch  höchstens  in  den  allerwichtigsten  Angele- 
genheiten zur  Versammlung  berufen. 

An  der  Spitze  der  Ortsgemeinden,  die  nicht  in  den  Besitz 
der  Stadtireiheit  gelangt  waren,  standen  die  Richter,  auch 
Hannen  oder  Grefen  genannt,  in  deren  Händen  die  Nieder- 
gerichtsbarkeit ruht.  Sie  wurden  anfänglich  von  der  Gemeinde 
gewählt ;  im  XV.  Jahrhundert  entwickelt  sich  auch  das  Grefentum 
zu  einem  Erbamte,  doch  verschwinden  die  Erbgrefen  im  XVI. 
Jahrhundert  für  immer. ^^ 

Der  oberste  Beamte  des  sächsischen  Gebiets  war  von 
Anbeginn  der  Graf  (Gespan;  von  Szeben  {comes  Cibinien- 
sis),  der  zugleich  das  Amt  des  Königsrichters  zu  Szeben 
{iudex  regius  Cibiniensis)  innehatte. ^"^  Er  stellte  im  Sachsenlande 
die  Regierung  und  richterliche  Gewalt  des  Königs  vor.  Der 
König  ernannte  ihn  von  alters  nach  seinem  freien  Belieben.  Oft 
bekleideten  vornehme  ungarische  Adelige  das  Grafenamt ;  ^^ 
dennoch  reichte  es  während  dieser  Periode  nicht  an  die  poli- 
tische Bedeutung  des  Woywodenamtes  oder  der  Gespanschaft 
der  Szeklyer  heran :  der  Graf  von  Szeben  zählt  denn  auch  nicht 
zu  den  Reichsbaronen.  Er  war  dem  Woywoden  besonders  in 
den  militärischen  Beziehungen  untergeben;  die  Pflicht,  ein  Ban- 
derium  auszurüsten,  hatte  er  nicht. 

Eine  bedeutende  Wendung  vollzog  sich  in  der  Entwick- 
lung dieses  Amtes  unter  König  Matthias,  der  das  Recht  der 
Ernennung  des  Grafen  von  Szeben  aufgab.  Dieser  hörte  also 
auf,  ein  Beamter  des  Königs  zu  sein  und  ward  ein  Beamter 
der  Sachsengemeine,  der  sächsischen  Nation,  der  oberste 
Hüter  und  Verteidiger  der  sächsischen  Autonomie  und  Selbst- 
verwaltung.^^ 

Der  Graf  von  Szeben  führte  den  Vorsitz  im  Gerichte 
der  sieben  Richter  {sedria  sepiem  mdicium),  das  aus  den 
Richtern  und  der  Altschaft  der  sieben  Stühle   zusammengesetzt 


"^  Teutsch  a.  a.  0.  S..  213—215. 

»«  Bedeus  a.  a.  0.  S.  32.  Kösa  a.  a.  O.  S.  94.  Pesty  a.  a.  0.  II. 
S.  102—106. 

^''  Siehe  das  Verzeichnis  der  Grafen  von  Szeben  bei  Pesty  a.  a.  O. 

^*  Wol  versuchten  die  Könige  auch  nachher  ein  Ernennungsrecht  in 
Anspruch  zu  nehmen,  so  Ludwig  II.  1521  Eder  a.  a.  0.  S.  238.  Ein  sol- 
cher ernannter   Graf   war  der  berühmte  Markus  Pempflinger  (1522—1536). 
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war  -'^  und  gegenüber  den  Stuhlgerichten  die  Berufungsinstanz 
bildete.  Er  hatte  auch  in  der  Generalcongregation  der  sächsischen 
Universität,  in  der  sächsischen  Nationalversamm- 
lung den  Vorsitz  inne.  Die  Nationalversammlung  wurde  gleich- 
falls in  Szeben  gehalten ;  gegen  ihre  Gerichtsurteile  konnte  man 
einzig  an  den  König  Berufung  einlegen,  nicht  an  den  Woywo- 
den,  noch  an  die  von  diesem  gehaltene  Generalcongregation, 
selbst  dann  nicht,  wenn  der  Kläger  von  Adel  oder  ein  Szeklyer 
war.'"**  Diese  von  Zeit  zu  Zeit  unter  der  Teilnahme  sämmtlicher 
Sachsen  ^^^  gehaltenen  Nationalversammlungen  waren  die  wich- 
tigsten Factoren  der  seit  der  Vereinigung  der  sieben  und  zwei 
Stühle  mächtig  aufblühenden  sächsischen  Einheit.  Sie  halfen 
unter  dem  Einflüsse  ungarischer  Rechtsprinci- 
pien^**-  den  öffentlich-rechtlichen  Begriff  der  sächsischen 
Gemeine  oder  Universität  {untversitas  Saxonum)  entwickeln, 
vermöge  dessen  die  unter  dem  Vorsitze  des  Grafen  von  Szeben 
vereinigten  Sachsen,  ebenso  wie  in  den  ungarischen  Comitaten 
der  unter  der  Leitung  des  Obergespans  versammelte  Adel  {uni- 
versitas  nobiliutn),  eine  mit  obrigkeitlichen  Rechten  ausgestattete 
Körperschaft,  ein  Municipium  bilden,  das  einerseits  im 
eigenen  Wirkungskreise  die  staatliche  Verwaltung  vermittelt, 
andererseits  seine  inneren  Angelegenheiten  selbständig  entschei- 
det, Statuten  schafft  und  mittelst  gewählter  Vertreter  an  der 
Ausübung  der  gesetzgebenden  Gewalt  teilnimmt. 

Die  Corporationsbildung  setzte  bei  den  Sachsen  viel  später 
ein,  als  in  den  beiden  anderen  siebenbürgischen  „Teilen",  und 
gelangte  erst  im  Zeitalter  des  Fürstentums  zum  Abschluss;  da 
jedoch  die  Ausbildung  der  corporativen  Einheit  auf  der  Grund- 
lage der  Nationalität,  der  Besonderheit  der  Abstammung  und 
Sprache  vor  sich  gegangen  war,  stellte  sie  sich  nach  aussen 
geschlossener  und  schärfer  dar  und  behauptete  sich  auch  länger, 


«^  Fej^r  C.  D.  IX'4  S.  386.  Teleki  a.  a.  O.  X.  S.  247.  Hajnik  a.  a.  O. 
S.    129. 

"">  Siehe  die  Verordnung  Wladislaus  II.  v.  J.  1511  Szekely  Oklt.  I. 
S.  324-326.  Vgl.  Eder  a.  a.  0.  S.  78. 

'"  Bereits  1355  lesen  wir :  „Nos  universi  provinciales  sedis  Cibini- 
ensis  ac  aliarum  septem  sedium  universi  provinciales  .  . ."  Eder,  Observa- 
tiones  ad  Feimerum  S.  212,  wo  auch  nachgewiesen  ist,  dass  die  sächsische 
Universität  ihre  Versammlungen  stets  in  Szeben  hielt. 

""  Schuler  a.  a.  O.  I.  S.  452. 
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als  die  corporative  Einheit  und  darauf  beruhende  besondere 
öffentliche  Verfassung  der  siebenbürgischen  Adeligen  oder  der 
Szeklyer. 


§.  10.  Die  Verwaltung  Slavoniens,  Kroatiens  und 
Dalmatiens.  Die  Provincialversammlungen.* 

Die  Entwicklung  der  provincialen  Sonderstellung  und  eigenen 
Verwaltungs-  und  Gerichtsorganisation  Slavoniens,  Kroatiens  und 
Dalmatiens  war  bereits  im  XIII.  Jahrhundert  abgeschlossen.  Sla- 
vonien,  worunter  wir  im  Mittelalter  bekanntlich  den  grösseren 
Teil  des  heutigen  Kroatiens,  das  Gebiet  der  Comitate  Zägräb, 
Koros,  Varasd  und  Veröcze  zu  verstehen  haben,  wird  in  den  Ur- 
kunden beständig  als  ein  besonderes  Land  {regnum)  bezeichnet;^ 
es  steht,  für  sich  oder  verbunden  mit  Kroatien  und  Dalmatien, 
unter  der  Verwaltung  eines  besonderen  königlichen  Beamten, 
des  Banus. 

Dieselben  Factoren,  welche  die  Entwicklung  einer  provin- 
cialen Sonderstellung  der  Siebenbürger  Landesteile  hervorriefen, 
knüpften  auch  einesteils  zwischen  den  jenseits  der  Drau  liegen- 
den Gebietsteilen  der  Heiligen  Krone  engere  öffentlich-rechtliche 
Bande  und  verhalfen   ihnen    andererseits   zu   stets  wachsender 

*  Literatur:  Nebst  der  S.  244  angeführten :  Kerchelich,  Notitiae 
praeliminares  de  regnis  Dalmatiae,  Croatiae  et  Slavoniae.  Josef  Podhraczky, 
Szlavöniäröl  mint  Magyarorszägnak  alkotmänyos  reszeröl  [Über  Slavonien 
als  einen  verfassungsmässigen  Bestandteil  Ungarns]  1837.  Theodor  Botka, 
Az  1843/44.  orszäggyülesi  idöszakböl  nehäny  ismeretlenebb  közjogi  tärgy 
es  megrögzött  balvelemeny  [Etliche  weniger  bekannte  öffentlich-rechtliche 
Materien  und  eingewurzelte  Vorurteile  aus  der  Reichstagsperiode  1843  44] 
1844.  Ladislaus  Szalay,  A  horvät  kerdeshez  [Zur  kroatischen  Frage]  1861. 
Emerich  Palugyay,  A  kapcsolt  reszek  törtenelmi  es  jogviszonyai  Magyar- 
orszäghoz  [Die  historischen  und  rechtlichen  Beziehungen  der  Nebenländer 
zu  Ungarn]  1863.  Friedrich  Pesty,  Az  eltünt  regi  värmegyek  [Die  ver- 
schwundenen alten  Comitate]  1880.  J.  Pliveric,  Beiträge  zum  ungarisch- 
kroatischen Bundesrechte  1886.  Baron  Bela  Jeszenszky,  A  tärsorszägok  köz- 
jogi viszonya  a  magyar  ällamhoz  [Das  staatsrechtliche  Verhältnis  der  Neben- 
länder zum  ungarischen  Staat]  1889. 

^  Regnum  Sclavoniae  z.  B.  in  den  Urkunden  von  1324.  1347.  1352. 
1398.  1439  und  1464  Kukuljevic,  Iura  regni  Croatiae,  Slavoniae  et  Dal- 
matiae I.  S.  101.  171,  II.  S.  6.  17.  Teleki  a.  a.  0.  S.  94,  ferner  im  G.-A. 
XIII :  1464. 
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Selbständigkeit  hinsichtlich  der  Verwaltung,  namentlich  betreff 
des  Heerwesens  und  der  Rechtspflege.  Diese  Provinzen  bilde- 
deten,  ebenso  wie  die  Siebenbürger  Landesteile,  Grenz- 
marken Ungarns,  die  vom  Osten  durch  das  Vordringen  der 
Türken,  vom  Westen  durch  die  Herrschaftsgelüste  Venedigs  ge- 
fährdet waren.  Der  stetig  drohenden  Gefahr  musste  mit  ver- 
mehrten, wirksameren  Anstalten  der  Verteidigung  begegnet  wer- 
den ;  die  Völker  der  drei  Provinzen,  von  verschiedener  Herkunft 
und  besonderer  historischer  Vergangenheit,  schlössen  sich  zu 
diesem  Zwecke  enger  an  einander  an,  umso  vielmehr,  als  ein 
Teil  Kroatiens  gar  bald  in  die  Hände  der  Türken,  die  dalma- 
tinischen Städte  und  Inseln  unter  venezianische  Botmässigkeit 
gelangten.  Doch  erreichte  der  Anschluss  und  die  Verbindung 
der  drei  Provinzen  vor  der  Katastrophe  von  Mohäcs  nicht  jene 
Festigkeit  und  Intensität,  welche  die  Union  der  drei  sieben- 
bürgischen  Nationen  auszeichnet. 

Die  bedeutendsten  Factoren  der  autonomischen  Entwick- 
lung und  des  Zusammenschlusses  der  drei  Provinzen  zu  einer 
Einheit  waren  die  Provincialversammlungen,  welche 
in  den  Quellen  des  XIV.  und  XV.  Jahrhunderts  unter  der  Be- 
zeichnung congregatio  generalis,  später  diaeta  erscheinen.  Wir 
begegneten  den  Spuren  der  Provincialtage  bereits  im  XIII.  Jahr- 
hundert.- Im  Laufe  dieser  Periode,  namentlich  seit  der  Regie- 
rungszeit König  Sigismunds,  werden  sie  immer  häufiger, 
Ihre  Aufgabe  beschränkte  sich  ursprünglich  auf  die  Rechts- 
pflege :  der  Banus  entscheidet  die  wichtigen  Streitsachen  auf 
grund  besonderen  königlichen  Auftrags  {de regio 
speciali  mandatö)  in  Gegenwart  der  versammelten  Adeligen 
und  anderen  Bewohnern  der  betreffenden  Provinz  {universiias 
nobilium  ac  alterius  cuiusvis  status  hominum).^ 

•'  Siehe  oben  S.  322. 

^  Der  Banus  hält  1324  zu  Koros  „ex  precepto  et  mandato  .  .  . 
Karoli  regis  Hungarie"  eine  Congregation  „una  cum  nobilibus  regni  Scla- 
vonie",  desgleichen  1347  zu  Zägräb  mit  sämmtlichen  Adeligen  Slavoniens 
eine  Versammlung  „für  die  Adeligen  und  anderen  Leute  wes  Standes 
immer  zwischen  der  Drau  und  Save" ;  1353  zu  Tinnin  auf  Befehl  Herzog 
Stefans  eine  Versammlung  sämmtlicher  Adeligen  und  andersgestellten  Leute 
von  Kroatien;  1361  hält  der  Banus  „de  regio  speciali  mandato"  eine 
Generalcongregation  „universis  nobilibus  alteriusque  cuiusvis  status  homi- 
nibus  inter  fluvium  Zawa  et  Gwozd",  1396  Johann  Bischof  von  Zägräb 
zu  Nona  „ex  mandato   et  speciali  commissione  regis"   eine  Versammlung 
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Unter  König  Sigismund  tritt  der  Gerichtscharakter  der  Pro- 
vincialversammlungen  in  den  Hintergrund :  ihre  Tätigkeit  gipfelt 
nicht  mehr  in  der  Teilnahme  an  der  Erledigung  concreter 
Rechtsfälle,  sondern  in  der  Satzung,  d.  i.  der  Regelung  der 
öffentlich-rechtlichen  Verhältnisse  der  Provinz  im  Geiste  der 
lebendigen  particulären  Rechtsentwicklung.  Die  Provincialver- 
sammlung  regelt  das  Gerichtsverfahren,  trifft  Bestimmungen 
hinsichtlich  der  Gewalttätigkeitssachen  und  anderer  schwerer 
Verbrechen,  setzt  die  Art  und  Weise  der  Ausübung  des  Zoll- 
rechts fest  und  schafft  —  besonders  seit  König  Matthias  — 
Statuten  betreffend  die  Erfüllung  der  Wehrpflicht  und  die  Be- 
messung und  Eintreibung  der  Kriegssteuer> 

Die  Provincialversammlung  wird  in  der  Regel  vom  Banus 
einberufen ;  manchmal  beruft  der  König  selbst  ^  oder  ein  hierzu 
besonders  entsendeter  Bevollmächtigter  des  Königs  die  Ver- 
sammlung. Bereits  vor  der  Katastrophe  von  Mohäcs  war  es 
ständiger  Brauch  geworden,  dass  der  König  Commissäre  in  die 
Provincialversammlung  entsendete,  damit  sie  die  königliche  Gewalt 
und  die  gemeinsamen  staatlichen  Interessen  vertreten  mögen. ^ 
Bis  zur  Thronbesteigung  Ferdinands  I.  wurden  in  der  Regel 
für  Slavonien  einerseits  und  Kroatien  und  Dalmatien  anderer- 
seits besondere  Versammlungen  gehalten.  Es  nahmen  daran 
(auch  nachdem  die  Provincialversammlungen  den  Charakter  von 
Gerichtstagen  mehr  und  mehr  abgestreift  hatten)  ausser  den 
Adeligen  auch  die  Nicht-Adeligen  teil,   besonders  in  Dalmatien 

mit  allen  Adeligen  und  nichtadeligen  Inwohnern  Kroatiens  und  Dalmatiens. 
KuKULjEvic  a.  a.  O.  I.  S.   101.  171,    II.  S.  6.  7.  8.  11. 

^  Um  1414—1416  schafft  der  Banus,  Herman  Graf  von  Cilli  mit  den 
Prälaten,  Baronen  und  Vornehmen  der  Comitate  Koros,  Zägräb  Varasd 
und  Veröcze  ein  Statut  processrechtlichen  Inhalts.  1467  und  1477  be- 
fiehlt König  Mathias  den  beiden  Herren,  die  zu  jener  Zeit  das  Amt  des 
Banus  von  Slavonien  und  Kroatien  bekleiden,  eine  Generalcongregation 
behufs  Wahl  eines  Kapitäns  und  Festsetzung  der  Wehrpflicht  zu  halten. 
1480  beruft  der  Banus  im  königlichen  Auftrage  eine  Versammlung  zum 
Zwecke  der  Regelung  des  Zehnten.  1515  weist  Wladislaus  II.  auf  Bitten 
der  slavonischen  Adeligen  den  Banus  an,  eine  Generalcongregation  zu 
halten.  Ebenda  I.  S.    179.  208.  213.  215,  II.  S.  267. 

'"  Z.  B.  König  Sigismund  1397  die  dalmatinischen  Städte.  Ebenda 
I.  S.  167. 

*  Siehe  die  auf  die  slavonische  Provincialversammlung  v.  J.  1525 
bezügliche  Urkunde  bei  Kukuljevic  a.  a.  O.  I.  S.  274.  Betreff  der  Praxis 
nach  1526  siehe  Magyar  Orszäggyülesi  Emlekek  I— III.  passim. 
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und  Kroatien,  wo  das  adelige  Element  minder  zahlreich  war, 
als  in  Slavonien.^ 

Als  wichtiges  Moment  der  autonomischen  Entwicklung  ist 
zu  verzeichnen,  dass  die  slavonische  Provincialversammlung  be- 
reits unter  König  Matthias  dem  Banus  einen  eigenen  Heer- 
führer {capitaneus  specialis)^  behufs  Leitung  des  Gemein- 
heeres (generalis  exereitiis)  zur  Seite  stellte;  das  Recht  der 
Wahl  der  Banalprotonotare  (die  das  Amtssiegel  des  Banus  ver- 
wahrten und  es  im  Falle  der  Erledigung  des  Banats  der  Pro- 
vincialversammlung übergaben)  besass  die  Versammlung  gar 
seit  Ludwig  dem  Grossen.'-^  Wladislaus  II.  verlieh  „dem  slavo- 
nischen  Lande"  als  Wahrzeichen  der  provincialen  Sonderstel- 
lung ein  eigenes  Wappen  und  SiegeV  während  Kroatien  erst 
unter  den  Habsburgern  in  den  Besitz  eines  solchen  gelangte.^^ 

Die  Ausbildung  des  Satzungsrechts  der  Provincialversamm- 
lung hob  jedoch  die  Einheit  und  Souverainität  der  ungarischen 
staatlichen  Gesetzgebung  nicht  im  geringsten  auf.  Slavonien,, 
Kroatien  und  Dalmatien  verblieben,  ebenso  wie  die  Siebenbür- 
ger Landesteile,  unter  der  Herrschaft  der  ungarischen  Gesetze. 
Die  Provinzen  und  ihre  Inwohner  nahmen  als  Glieder  der 
Heiligen  Krone '^  zu  allen  Zeiten  vermittelst  Gesandten  an 
den  ungarischen  Reichstagen  teil,  deren  Beschlüsse  auch  für 
Slavonien,  Kroatien  und  Dalmatien  volle  Rechtskraft  und  Gel- 
tung hatten.  Dass  die  Provinzen  keine  eigentliche  gesetzgebende 

^  Bereits  1439  sehen  wir  die  Herren  und  Adeligen  Slavoniens  in 
der  vom  Banus  gehaltenen  Generalcongregation  einen  eidlich  bekräftigten 
Landfrieden  beschliessen.  KukuljeviC  a.  a.  O.  II.  S.  17  ff. 

*  Eines  solchen  capitaneus  specialis  wird  bereits  1434  gedacht. 
Ebenda  I.  S.  193.  208.  Teleki  XII.  S.  36. 

»  KuKULjEviC  a.  a.  0.  I.  S.  171.  199.  Fej^r  CD.  X/2  S.  622.  TkalCic,. 
Mon.  hist.  civ.  Zagr.  III.  S.  56. 

1»  Siehe  die  Urkunde  bei  Palma,  Specimen  heraldicae  regni  Hungariae 
S.  59—62. 

'1  Ebenda  S.  65. 

^-  Anlässlich  des  Reichstages  von  1492  erkennen  die  Prälaten, 
Barone  und  Vornehmen  Slavoniens  und  Kroatiens  das  Thronfolgerecht  des 
römischen  Königs  Maximilian  mittelst  einer  besonderen  Urkunde  an,  worin 
es  u.  a.  heisst :  „,  .  .  ex  quo  predicta  regna  Croatie  et  Sclavonie  nosque 
omnes  et  ceteri  eciam  incole  eorundem  regnorum  ad  Coronam  regni  Hun- 
garie  et  ad  ipsum  regnum  Hungarie  ab  antiquo  spectare  et  pertinere 
dignoscimur,  eisdemque  corone  et  regno  subiecti  sumus  .  .  ."  Archiv  für 
Kunde  österreichischer  Geschichtsquellen  III.  S.  515. 
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Gewalt,  sondern  bloss  ein  umfangreiches  Recht  der  auto- 
nomen Satzung  besassen,  tritt  uns  auch  aus  der  Lehre 
Werbö'czis  klar  entgegen.^ -^  Die  Regelung  aller  wichtigeren 
Reichsangelegenheiten  gehört  principiell  in  den  Wirkungskreis 
des  Reichstages/^  der  ja  auch  die  Gesandten  der  drei  Provin- 
zen zu  seinen  Mitgliedern  zählt.  Die  Provincialversammlungen 
können  nur  auf  grund  der  vom  ungarischen  Reichstage  gege- 
benen Gesetze  Beschlüsse  fassen  und  sie  dem  Träger  der  den 
ungarischen  Staat  symbolisierenden  Heiligen  Krone,  dem  Könige 
behufs  Sanction  unterbreiten,  kraft  deren  jene  Beschlüsse  zu 
autonomen  Gesetzen  der  drei  Provinzen  werden. '° 

Nach  der  Katastrophe  von  Mohäcs  üben  die  Provincial- 
versammlungen das  Recht  der  Satzung  je  länger,  desto  inten- 
siver aus;  und  werden  sie  bereits  als  Versammlungen  der 
kroatischen  und  slavonischen  Stände  {conventus  statuum  et 
ordimim  regnorum  Croatiae  et  Selavoniae)  bezeichnet.  Doch 
bestimmt  auch  ferner  der  ungarische  Reichstag  die  Competenz 
dieser  Provincialversammlungen  und  regelt  selbst  die  wichtigsten 
Angelegenheiten.^*^ 

Die  staatliche  Einheit  Ungarns  und  der  drei  Pro- 
vinzen gelangt  im  Begriffe  der  Heiligen  Krone  zum  Ausdruck, 
der  auch  die  Provinzen  als  Bestandteile  unterworfen  sind. 
Die  Gesetze  und  Urkunden  der  Periode  drücken  diese  enge 
öffentlich-rechtliche  Verbindung  in  der  Weise  aus,  dass  sie  die 
Provinzen  als  untertane  Teile  {partes  subiectae)  des  ungari- 


13  Tit.  2.  p.  III.,  angeführt  oben  S.  736. 

1*  Siehe  z.  B.  G.-A.  XXI :  1435  (II),  VII :;  1439,  IX :  1454,  XIII.  XIX: 
1464,  VI:  1471,  VI.  XXXVII.  L.  LXVIII :  1486,  VIII.  XXI.  XXVI.  XXXIII: 
1492  u.  s.  w. 

^*  Diese  öffentlich-rechtliche  Auffassung  gelangt  in  einem  Vortrage 
der  königlichen  ungarischen  Kammer  v.  J.  1577  zu  klarem  Ausdrucke : 
„.  .  .  qua  quidem  diaeta  in  Hungaria  peracta  banus  tandem,  et  tion  prius, 
statibus  Croatiae  et  Selavoniae  indicebat  publicam  diaetam."  Kukuljevic 
I.  S.  282.  Pliveric  a.  a.  0.  S.  140  folgert  hieraus  irriger  Weise,  dass 
die  Gesandten  Slavoniens  und  Kroatiens  nur  zu  dem  Zwecke  auf  den  un- 
garischen Reichstagen  zugegen  gewesen  wären,  um  über  die  Verhandlun- 
gen und  Vorfälle  ihrem  eigenen  Landtage  referieren  zu  können. 

1«  Siehe  z.  B.  G.-A.  LXXVII  :  1655,  XXII.  XXIII :  1687.  Reiches  Ma- 
terial betreffend  die  Tätigkeit  der  Provincialversammlungen  bieten  die  bis- 
her erschienenen  zehn  Bände  der  von  Fraknöi  und  Kärolyi  herausgegebenen 
Magvar  Orszäggyülesi  Emiekek. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte.  48 
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sehen  Reiches,  bezw.  der  HeiHgen  Krone  bezeichnen;  später  kommt 
dafür  die  Benennung  verbundene  Teile  {partes  annexae) 
auf,  der  die  gegenwärtig  gangbare  Bezeichnung  als  Neben- 
länder vollkommen  entspricht.^'' 

Slavonien,  Kroatien  und  Dalmatien  waren  nicht  allein  hin- 
sichtlich der  Gesetzgebung,  sondern  auch  betreff  der  militärischen 
und  Finanzverwaltung  und  der  Rechtspflege  enge  mit  Ungarn 
verbunden. 

Das  von  den  drei  Provinzen  ausgerüstete  Heer  bildete 
unter  dem  Oberbefehle  des  Banus  einen  mit  gewisser  Sonder- 
stellung ausgestatteten  Bestandteil  der  ungarischen  Wehrkraft, 
und  zwar  den  rechten  Flügel  des  Reichsheeres,  der  den  Kampf 
eröffnet  und  beschliesst.  Der  Banus  ernennt  die  Hauptleute  der 
seinem  Befehle  untergebenen  Burgen  und  beaufsichtigtdie Erfüllung 
der  Wehrpflicht^^;  nach  1526  liegt  ihm  auch  die  Sorge  für  den 
guten  Stand  und  die  Erhaltung  der  Grenzfestungen  ob.^^  Das  Ban- 
denale Regestriini  König  Sigismunds  verpflichtet  sowol  den 
Banus  von  Kroatien,  als  den  von  Slavonien,  zur  Ausrüstung 
eines  Banderiums  von  Amtswegen ;  ^*^  während  der  Regierungs- 
zeit Wladislaus  II.  besteht  diese  Verpflichtung  nur  noch  für  den 
Banus  von  Kroatien,  der  zu  diesem  Zwecke  und  behufs  Erhal- 
tung der  Burgen  ein  Jahresgeld  von  10,000  Gulden  und  Salz 
im  Werte  von  1000  Gulden  aus  der  königlichen  Schatzkammer 
bezieht.^^  Später  wurde  der  halbe  Ertrag  des  Dreissigsten  der 
drei  Provinzen  für  diese  Zwecke  verwendet. 

Infolge  der  Einführung  der  Banderialverfassung  ruhte  die 
Wehrpflicht  in  Slavonien  und  Kroatien  auf  denselben  Grund- 
lagen, wie  in  Ungarn.  Die  Prälaten  und  weltlichen  Herren  sind 
verpflichtet  nach  der  Zahl  ihrer  Untertanen  Krieger  zu  stellen  ;'^^ 
im  Falle  eines  feindlichen  Angriffes  haben  zuerst  die  Banderiats- 

"  In  den  Regales  v.  J.  1505  heisst  es :  „.  .  .  de  quolibet  niembro 
ac  quibuslibet  partibus  Sacrae  Coronae  subiectis  .  .  ."  Kovachich,  Supple- 
mentum  II.  S.  331.  In  der  Confirmation  des  Tripartitums :  „.  .  .  iura  .  .  . 
regni  Hungariae  partiumque  et  regnorum  eidem  incorporatorum  atque 
stibjectorum  .  .  ."  Vgl.  Pesty,  Szäz  level  Horvätorszägröl  S.  194  ff. 

"  Gelcich-Thallöczy,  Ragüzai  Oklt.  S.  35.  KukuljeviC  a.  a.  O.  I. 
S.  201.  Teleki  a.  a.  0.  XII.  S.  35. 

1«  Siehe  G.-A.  XLII :  1546,  XXVII :  1607. 

*"  Kovachich,  Supplementum  I.  R.  444. 

"  Siehe  G.-A.  XXI :  1498  und   Kovachich,   Supplementum  11.  S.  311. 

-«  G.-A.  XX.  XXII :  1498. 
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herren  ihre  Truppen  unter  dem  Oberbefehl  des  Banus  ins  Feld 
zu  führen;  bloss,  wenn  sie  sich  als  ungenügend  erweisen,  kann 
das  adelige  Gemeinheer  {generalis  exercltus)  aufgeboten  werden. 
Die  Adeligen  Slavoniens  waren  ebenso,  wie  die  ungarländischen 
einzig  innerhalb  der  Grenzen  des  Staates  zum  Kriegsdienst  ver- 
pflichtet.'^^ Die  Wehrpflicht  der  dalmatinischen  Städte  war  in 
Gemässheit  ihrer  eigentümlichen  Lage  besonders  geregelt;  ge- 
wöhnlich unterstützten  sie  die  Operationen  des  königlichen 
Heeres  mit  ihren  Kriegsschiffen.  Die  grösseren  Küstenstädte, 
z.  B.  Ragusa  besassen  eine  umfassende  Kriegsgewalt,  sie  durften 
auf  grund  königlicher  Privilegien  Söldnertruppen  in  ihre  Dienste 
nehmen;  ihr  Graf  {cotnes,  rector,  podestä)  war  befugt  als  Zei- 
chen des  städtischen  Heerbannes  ein  gezogenes  Schwert  sich 
vorantragen  zu  lassen.-^ 

Slavonien,  Kroatien  und  Dalmatien  waren  hinsichtlich  der 
Verwaltung  der  königlichen  Einkünfte  dem  Oberstschatzmeister 
untergeben,  doch  gelangte  ihre  provinciale  Sonderstellung  auch 
auf  dem  Gebiete  des  Finanzwesens,  u.  zw.  in  den  wesentlichen 
Abweichungen  der  Steuerpflicht  zum  Ausdruck.  Wir  wissen, 
dass  in  diesen  Provinzen  von  alters  der  Marderzins  {mar- 
tunnd)  als  Königssteuer  entrichtet  wurde;  im  Laufe  des  XIIL 
Jahrhunderts  begann  jedoch  die  Mardersteuer  sich  in  ein  grund- 
herrliches Recht,  in  eine  Untertanenabgabe  zu  verwandeln,  weshalb 
bereits  Ludwig  der  Grosse  an  deren  Stelle  als  fiscalische  Abgabe 
die  im  eigentlichen  Ungarn  von  seinem  Vater  eingeführte  Por- 
talsteuer {lucrum  canierae)  zu  setzen  trachtete.  Die  Bemühungen 
Ludwigs  des  Grossen  waren  jedoch  nicht  von  Erfolg  begleitet; 
der  Marderzins  blieb  auch  ferner  in  Übung  anstatt  des 
Kammernutzens,  ja  Ladislaus  V.  verordnete,  dass  die  mar- 
turina  gemäss  einer  Verordnung  König  Sigismunds  nach  Art 
des  lucrum  cameme  erhoben  und  verwaltet  werden  solle. ^^   Als 


"  G.-A.  V :  1459  Kovachich,  Sylloge  S.  163.  Wladislaus  II.  Verord- 
nung V.  J.  1494  KuKULjEviC  a.  a.  O.  I.  S.  228.  In  einer  Urkunde  v.  J.  1515 
ersucht  Wladislaus  II.  die  slavonischen  Adeligen,  zum  Schutze  Kroatiens 
auch  jenseits  der  Save  kämpfen  zu  wollen.  Ebenda  S.  265.  Siehe  auch 
G.-A.  XII :  1526. 

-*  Gelcich-Thallöczy  a.  a.  0.  S.  79.  175.  660.  625. 

-*  KuKULjEvic  a.  a.  O.  I.  S.  203 :  „.  .  .  eo  modo,  quo  proventus 
lucri  camere  nostre  in  hoc  regno  Hungarie,  dicantur  et  exigantur  .  .  ." 
Siehe  auch  G.-A.  XII :  1351,  VII :  1439,  X  :  1458  und  XXVI :  1492.  Oben  S.  266. 
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dann  unter  König  Matthias  die  Kriegssteuer  zu  einer  fac- 
tisch  ordentlichen  Einnahmequelle  wurde,  bestimmte  G.-A.  XIl: 
1472,  dassSlavoniendie  Hälfte  der  ungarischen  Steuern  entrichte; 
doch  bestand  neben  der  Kriegssteuer  noch  eine  Zeit  lang  der 
Marderzins  fort,  bis  er  im  Laufe  des  XVI.  Jahrhunderts  (ebenso 
wie  in  Ungarn  der  Kammernutzen)  in  die  Kriegssteuer 
versch  molz.2''  ^^^h  nachher  galt  als  oberste  Regel,  dass 
von  den  Bewohnern  Slavoniens  und  Kroatiens  bloss  die  Hälfte 
der  vom  ungarischen  Reichstag  bewilligten  Kriegssteuer  gezahlt 
werden  müsse;  die  Steuersummen  wurden  in  die  ungarische 
Kammer  abgeführt.^'  In  demselben  Verhältnis  steuerten  die  Pro- 
vinzen auch  zu  den  Kosten  der  Kronhut  bei.^^  Der  Beweggrund 
dieser  bedeutenden  Herabsetzung  der  Steuerpflicht  war,  dass 
Kroatien  und  Slavonien  durch  die  unablässigen  Angriffe  der 
Türken  sehr  geschwächt  wurden  und  verarmten ;  den  süd- 
lichen Comitaten  Ungarns  wurden  häufig  ähnliche  Begünstigun- 
gen zuteil.  Die  dalmatinischen  Städte  nahmen  auch  bezüglich 
des  Finanzwesens  eine  Ausnahmestellung  ein.  Sie  entrichteten 
an  den  königlichen  Fiscus  eine  bestimmte,  wol  von  Zeit  zu  Zeit 
wechselnde  Pauschalsumme,  welche  gewöhnlich  unmittelbar  von 
einem  königlichem  Commissär  behoben  wurde,  obwol  sie  auch 
in  diesen  Beziehungen  unter  der  Aufsicht  des  Banus  standen. '^^ 
Auch  betreff  des  Salzregals  genossen  sie  ein  besonderes  Privileg : 
laut  einer  Verordnung  König  Matthias  I.  durften  sie  freien  Han- 
del mit  Meersalz  treiben.^" 

An  der  Spitze  der  drei  Provinzen  stand  bekanntlich  von 
Anbeginn  ein  Banus  oder  zuweilen  auch  mehrere.  Der  Wirkungs- 
kreis und  die  Bedeutung  des  Banats  {lionor  banatus)  steigert 
sich  in  diesem  Zeitalter  je  länger,  desto  mehr.''^  Er  stellt  einer- 

-•^  G.-A.  XlI:  1472  Kovachich,  Sylloge  S.  217.  Eine  Verordnung  Wla- 
dislaus  II.  von  1499  gedenkt  noch  des  Marderzinses.  KukuljeviC  a.  a.  O. 
I.  S.  242. 

"  II.  (slavonischer)  Artikel  vom  Jahre  1492  (im  Corpus  Juris  als  An- 
hang des  Decrets  von  1492),  G.-A.  IX  :  1596,  VI :  1603,  XIV  :  1608  p.  c., 
LXII :  1609,  XXXVI :  1618,  XXXII :  1622,  VII :  1638,  XXXIV  :  1647. 

"  G.-A.  VIII :  1638,  XXXIV  :    1647,  XXXVI :  1681. 

-9  Gelcich-Thallöczy  a.  a.  O.  S.  193.  420.  465.  620.  672.  683.  Fej^r 
C.  D.  VII  2  S.  113,  IX  1  S.  258,  X5  S.  256. 

»»  KuKULjEviC  a.  a.  O.  I.  S.  220.  Siehe  auch  G.-A.  II :  1492,  II :  1548, 
XLIII  :  1635. 

="  Fej£r  C.  D.  VIII  2  S.  630,  IX,  1  S.  255. 
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seits  in  den  Provinzen  die  Person  des  Königs  vor  und  übt  im 
Namen  des  Königs  und  an  dessen  Statt  die  oberste  Verwaltung 
und  Gerichtsbarkeit  aus ;  andererseits  bildet  er  das  verbindende 
Glied  zwischen  der  königlich  ungarischen  Centralregierung  und 
der  autonomen  Provincialverwaltung.  Vor  seinem  Amtsantritt 
musste  er  in  die  Hände  des  Königs  oder  eines  königlichen 
Bevollmächtigten  den  Diensteid  ablegen ;  später  kam  noch  die 
feierhche  Installation  hinzu. ^^ 

Der  Banus  zählte  zu  den  Reichsbaronen  {veri  barones 
regni))^^  er  war  ein  ständiges  Mitglied  des  königlichen  Rates 
und  konnte  zu  jeder  Zeit  uneingeladen  in  der  Reihe  der  Bei- 
sitzer des  königlichen  Gerichtshofes  Platz  nehmen. ^^  Bereits 
zur  Zeit  Werbö'czts  nahm  er  die  dritte  Stelle  in  der  Rangord- 
nung der  obersten  Würdenträger  des  Reiches  und  des  Hofes 
ein  und  behielt  diesen  Rang  auch  späterhin,  bis  auf  unsere 
Tage.^^  Bei  der  Krönung  trägt  er  den  Reichsapfel.  Von  den 
Baronen  durfte  ausser  dem  Palatin  und  dem  Hofrichter  bloss 
er  mehrere  Ämter  zugleich  bekleiden. ^"^ 

Der  Banus  führte,  wie  erwähnt,  den  Vorsitz  in  den  Pro- 
vincialversammlungen,  die  er  teils  in  eigenem  Wirkungskreise, 
teils  in  besonderem  königlichen  Auftrage  berief.  Er  befehligte 
die  Wehrkraft  der  Provinzen,  beaufsichtigte  die  Eintreibung  und 
Verwaltung  der  königlichen  Einkünfte,  ferner  die  gesammte 
Tätigkeit  der  unteren  Verwaltungs-  und  Gerichtsorgane.  Er  war 
der  0  b  e  r  r  ic  h  t  e  r  der  Provinzen ;  seine  richterliche  Compe- 
tenz  erstreckte  sich,  seitdem  Karl  Robert  im  Jahre  1324  sämmtliche 
Exemtionen  vom  Banalgericht  aufgehoben  hatte,  auf  alle  Perso- 
nen und  Sachen,  ausgenommen  die  Angelegenheiten  der  Grafen.^' 

Mit  dem  Amte  des  Banus  waren  gewisse   Einkünfte  ver- 

32  G.-A.  LXXIII :  1486,  XXXIII :  1492,  XXXVIII :  1613,  LI :  1647. 

"3  Siehe  oben  S.  559. 

3*  G.-A.  LXVIII :  1486,  XLII :  1492. 

'5  Tit.  94.  p.  I.,  G.-A.  X :  1687,  VII :  1885. 

=■6  Art.  XXX  der  Goldenen  Bulle,  G.-A.  LXX :  1498. 

''  Ff.jer  C.  D.  VIII  2  S.  630,  erneut  1359  und  1364.  Kukuljevic  a.  a. 
O.  I.  S.  132.  135.  Ludwig  der  Grosse  befiehlt  1377,  der  Hofrichter  möge 
einen  vor  ihm  anhängig  gemachten  Process  an  das  Banalgericht  überwei- 
sen. Ebenda  S.  143.  Wladislaus  II.  verbietet  1514  den  slavonischen  Adeli- 
gen, sich  mit  Umgehung  des  Banalgerichts  an  die  geistlichen  Gerichte  zu 
wenden.  Vergleiche  Trip.  II.  tit.  65.  §.  2,  G.-A.  III :  1486,  XLII :  1492, 
XXXII:  1635. 
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bunden  ;  1344  werden  sie  vom  Banus  Nikolaus  für  einen  jähr- 
lichen Pachtschilling  von  300  Mark  Silbers  verpachtet. ^"^  Später 
bezog  der  Banus,  um  seiner  Banderiatspflicht  genügen  zu  kön- 
nen, ein  bedeutendes  Jahrgeld  aus  der  königlichen  Schatzkammer. 

Wir  wollen  nun  die  untere  Verwaltungs-  und  Gerichts- 
organisation der  drei  Provinzen  einzeln  darstellen. 

I.  S  lav on i e n. 

Die  königliche  Comitatsverfassung  schloss  sich  in  Sla- 
vonien  und  Kroatien  an  die  alten  Zupanate  an,  indem  der 
König  die  um  die  Burgen  sesshaften  Geschlechter  als  Burg- 
mannschaft der  Burgobrigkeit  unterwarf.  Die  Geschlechter  be- 
hielten ihre  persönliche  Freiheit  und  ihren  Erbbesitz  und  wur- 
den ausschliesslich  zu  Kriegsdiensten  verpflichtet.^^  Es  gab  in 
diesen  königlichen  Comitaten  ursprünglich  keinen  mit  freiem 
Besitzrecht,  adeligem  Grundeigentum  ausgestatteten  Adel ;  die 
Comitate,  an  deren  Spitze  je  ein  königlicher  Gespan  (comes) 
stand,  wurden  daher  als  königliche  Herrschaften,  Königsdomänen 
betrachtet  und  fast  der  Reihe  nach  geistlichen  und  weltlichen 
Grossen  zu  Erbrecht  verliehen,  wodurch  sie  sich  zu  privaten 
Herrschaftsgebieten  oder,  wie  man  eben  in  diesen  Gegenden 
sagte,  Grafschaften  {perpetuus  comitatus)  entwickelten  und  gänz- 
lich ihren  ursprünglichen  Charakter  als  öffentliche  Verwaltungs- 
bezirke verloren.^^  In  diesen  zu  erblichem  Recht  verliehenen 
Comitaten  (z.  B.  Dubicza,  Gerencze,  Goricza,  Kemlek,  Orbäsz, 
Szana)  unterstanden  die  im  slavonischen  Sinne  freien  Ge- 
schlechter, die  jedoch  keine  Adelsgeschlechter  im  Sinne  des 
ungarischen  öffentlichen  Rechts,  keine  Reichsadeligen  {veri  nobl- 
les  regni)  waren,  der  Gerichtsbarkeit  der  gräflichen  Grundherren 
und  leisteten  auch   an   diese  urbariale  Abgaben  und  Dienste.*^ 

='^  KuKULjEviC  a.  a.  O.  I.  S.  110. 

'•'  Thallöczy,  Tanulmänyok  a  Blagay-csaläd  törteneteböl  [Studien 
zur  Geschichte  der  Grafen  Blagay]  S.  19. 

*"  Siehe  oben  S.  563  f. 

*^  Siehe  z.  B.  Fej^r  C  D.  IX, 7  S.  178.  Unseres  Erachtens  sind  diese 
alten  slavonischen  Adelsgeschlechter  einfach  adelige  Burgmänner 
{nobiles  jobbagiones  castri)  —  das  Institut  war  in  Slavonien  und  Kroatien 
sehr  verbreitet  —  die  im  Laufe  der  Jahrhunderte  in  den  Stand  der  wirk- 
lichen Reichsadeiigen  emporstiegen  ;  im  Zusammenhange  mit  dieser  Ent- 
wicklung bildeten  sich  in  Slavonien  die  eigentlichen  Comitatseinrichtungen 
aus.  Vergleiche  z.  B.  die  Adelung  der  zur  Burg  Maröcza  gehörigen  Mann- 
schaft 1354:  KuKULjEviC  a.  a.  O.  I.  S.  124. 
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Unter  dem  Einflüsse  der  Institutionen  des  ungarischen 
öffentlichen  Rechts  entstanden  jedoch  in  Slavonien  bald  drei 
wirkliche  Comitate :  nämlich  die  Comitate  Zägräb,  Varasd  und 
Koros;  im  XV.  Jahrhundert  kam  von  den  ungarischen  Comi- 
taten  Veröcze  hinzu.*-  Im  Gebiet  dieser  Comitate  finden  wir, 
ebenso  wie  in  Ungarn,  wirkliche  Reichsadelige  mit  freien  Besitz- 
rechten, die  sich  zur  Comitatsgemeine  zusammenschliessen  und, 
wie  die  Urkunden  aus  der  Zeit  Wladislaus  II.  melden,  „nach 
alter  Gewohnheit"  den  Vicegespan  und  den  Stuhlrichter  aus 
ihrer  Mitte  wählen.*".  Wir  begegnen  demgemäss  in  den  Comi- 
taten  derselben  Verwaltungs-  und  Gerichtsorganisation,  wie  in 
Ungarn.  An  der  Spitze  des  Comitats  steht  als  Vertreter  der 
königlichen  Gewalt  der  Obergespan ;  die  Comitatsselbstverwal- 
tung  wird  durch  den  gewählten  Vicegespan  und  die  Stuhlrichter 
dargestellt,  die,  ebenso  wie  in  Ungarn,  mit  einer  grösseren  oder 
geringeren  Anzahl  von  adeligen  Beisitzern  Recht  sprechen. 

Das  wachsende  Übergewicht  des  Adels  in  den  slavoni- 
schen  Comitaten  half  die  Comitatseinrichtungen  mehr  und  mehr 
befestigen,**  was  zur  Folge  hatte,  dass  die  Erbcomitate  (Graf- 
schaften) allmälig  in  die  wirklichen  autonomen  Comitate  ver- 
schmolzen. Bereits  im  XIV.  Jahrhundert  erscheinen  Gora,  Go- 
ricza  und  Maröcza  als  Districte  des  Comitats  Zägräb,  —  Garics, 
Gerencze  und  Kemlek  als  Bezirke  von  Koros. *^ 

Die  Untertanen  hatten  ihren  Gerichtsstand  vor  den  grund- 
herrlichen Gerichten ;  die  Berufung  gieng  an  das  Comitats- 
gericht.  Die  Streitsachen  der  wol  freien,  aber  nicht  reichs- 
adeligen Geschlechter  waren  lange  Zeit  nicht  vor  den  Comi- 
tatsgerichten,  sondern  vor  eigenen  Geschlechtsrichtern  {iudex 
generationis)  anhängig ;  *^  mann  nannte  diese  Geschlechts- 
richter  späterhin   Landrichter   {iudex   vel  coines  terrestris), 


*^  Siehe  das  1414—1416  geschaffene  slavonische  Statut  über  das 
Gerichtsverfahren,  ebenda  I.  S.  179  ff,  die  Rechnungen  des  Oberstschatz- 
meisters Ernszt  aus  den  Jahren  1494—1495  Engel  a.  a.  O.  I.  S.  37.  Das 
Gericht  der  Grafen  von  Zagorien  wurde   durch  G.-A.  L :  1486  aufgehoben. 

"  1503  :    KuKULjEvie  a.  a.  O.  I.  S.  254. 

**  Den  Kampf  des  Adels  gegen  die  erbgräfliche  Gewalt  bezeugt  u.  a. 
eine  wichtige  Urkunde  v.  J.  1464  Teleki  a.  a.  O.  XI.  S.  94.  Siehe  auch 
Thallöczy-Barabäs,  Blagay  Oklt.  S.  267.  304.  Anjouk.  Okmt.  VI.  S.  431. 

^=  Pesty,  Regi  eltünt  värmegyek  II.  S.  253.  260.  270.  274.  282.  290.  296. 

*«  Teleki  a.  a.  0.  XII.  S.  319.  Vgl.  Hajnik  a.  a.  0.  S.  137. 
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da  ihre  Gerichtsbarkeit  sich  auf  das  vom  Geschlecht  beses- 
sene Territorium  bezog.  Ebensolchen  Landrichtern  unterstanden 
auch  einzelne  privilegierte  Elemente  der  zu  den  Comitaten 
gehörigen  Bevölkerung,  z.  B.  die  Adeligen  von  Turopolye 
im  Comitat  Zägräb  {universitas  nobilliim  campt  Zägräöiensis 
seu  Tiiropoliensis),  ursprünglich  Burgmänner  von  Zägräb,  die 
König  Bela  IV.  mit  grosser  Freiheit  ausgestattet  hatte,  und  die  seit 
1279  ihren  Gespan  {conies  campt)  und  ihre  anderen  Beamten, 
namentlich  den  Landrichter  selbst  wählten.^''  Ein  Landrichter 
stand  schliesslich  an  der  Spitze  der  adeligen  Burgmänner  von 
Kemlek,  bis  deren  Gebiet  ein  integrierender  Bestandteil  des 
Comitats  Koros  wurde,  dem  nun  ordnungsgemäss  ein  Stuhl- 
richter vorstand.^  ^ 

Vor  das  Comitatsgericht  gehörten  jedoch  nur  die  gering- 
fügigeren Angelegenheiten  der  Adeligen;  die  wichtigeren  Streit- 
sachen wurden  im  Banalgericht  entschieden. 

Der  Banus  versah  die  Gerichtsgeschäfte  (wie  nicht  minder 
die  Verwaltungssachen)  zum  Teile  persönlich;  zum  Teil  Hess 
er  sie  durch  seinen  Stellvertreter,  den  Vicebanus  erledigen. 
Er  hatte  in  der  Regel  zwei  Stellvertreter,  nämlich  die  Gespane 
der  Comitate  Zägräb  und  Koros,  die  er  selbst  aus  der  Reihe 
der  begüterten  Adeligen  Slavoniens  ernannte.^^  Seine  Gehilfen 
bei  der  Rechtspflege  waren  ferner  die  Protonotare,  die,  wie 
erwähnt,  vom  Provincialtag  gewählt  wurden. 

Der  Banus,  bezw.  der  Vicebanus  sass  fürs  erste  auf  den 
von  Zeit  zu  Zeit  gehaltenen  Provincialgerichtstagen  {congregatto 
generalts),  an  welchen  sämmtliche  Adelige  teilnehmen  mussten, 
zu  Gericht.  Ausserdem  hielt  er  ein  ordentliches  Banalgericht 
{sedes  banalts)  zu  Zägräb  und  Koros.  Seit  der  Regierungszeit 
König  Matthias  L  schreiben  zaiilreiche  Gesetzartikel  die  Abhal- 
tung zweier  Octavalgerichte  {pctavae  tudtctales)  in  Sla- 
vonien  vor;^*^  laut   dem    unter   König   Sigismund    geschaffenen 

^'  Fej^r  C.  D.  111  2  S.  481,  IV/2  S.  288,  V/2  S.  498.  In  den  Be- 
schlüssen des  Provincialtages  v.  J.  1636  werden  sie  als  Einhufner  bezeich- 
net. Art.  V :  „.  .  .  nobiles  autem  unius  sessionis  universi  campi  Zagra- 
biensis  seu  Turopoliensis  .  .  ."  KukuljeviC  a.  a.  0.  II.  S.  69. 

^^  Anjouk.  Okmt.  IV.  S.  566.  Pesty  a.  a.  0.  II.  283—288. 

*"  KuKULjEviC  a.  a.  O.  I.  S.  232. 

^«  G.-A.  III :  1486,  XLl :  1492,  IX  :  1500,  XXX  :  1504,  XL  :  1569,  VII  : 
1572,  XX:  1602,  LXX  :  1609. 
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Statut  über  das  Gerichtsverfahren  sollten  alljährlich  vier  Octa- 
valgerichte  statthaben.  Der  Wirkungskreis  des  Banaigerichts 
erstreckte  sich  auf  alle  Sachen,  ausgenommen  die  Fälle  der 
Treulosigkeit,  welche  unmittelbar  vor  das  Gericht  der  persön- 
lichen Gegenwart  des  Königs  gehörten. ^^  Es  war  verboten,  die 
Processe,  namentlich  die  ein  Besitzrecht  betreffenden  Klagen 
vor  einem  anderen  Gericht  anhängig  zu  machen,  doch  durfte 
die  mit  dem  Urteil  unzufriedene  Partei  an  die  königliche  Curie 
Berufung  einlegen.  Die  Appellationen  vom  slavonischen  Banal- 
gericht kamen  vor  den  Hofrichter  und  mussten  anlässlich  der 
Octavalfristen  des  königlichen  Gerichtshofes  vor  allen  anderen 
Processen  verhandelt  und  entschieden  werden. ^^ 

Auch  in  Slavonien  gab  es  schliesslich  nach  dem  Muster 
der  ungarländischen  Städte  mit  voller  Selbstverwaltung  und 
Autonomie  ausgestattete  königliche  Freistädte:  Zägräb, 
Koros,  Varasd  und  Kaproncza.  Sie  standen  nicht  unter  der 
Obrigkeit  des  Banus,  sondern  unter  derjenigen  des  Tavernicus, 
an  den  gegen  die  Urteile  des  Stadtgerichts  Berufung  eingelegt 
werden  konnte. ^'^ 

IL  Kroatien   und   Dalmatien. 

Wir  wissen,  dass  die  aus  den  alten  Zupanaten  hervorge- 
gangenen königlichen  Gespanschaften  {comitatus)  infolge  erb- 
licher Verleihungen  sich  zu  Herrschaftsgebieten  der  bald  s.  g. 
Grafen  verwandelten.  In  den  kroatischen  Comitaten  leiteten  keine 
königlichen  Beamten,  sondern  private  Herren,  Erbgrafen  die 
Verwaltung  und  Rechtspflege,  zum  Teil  persönlich,  zum  Teil 
vermittelst  ihrer  Amtleute  und  unter  Mitwirkung  einer  bestimm- 
ten Zahl  geschworener  Beisitzer.  Als  niedere  Organe  fungierten 
die  aus  der  alten  Zupanatsverfassung  übernommenen  Geschlechts- 
richter {iudex  genemtionls)}^  AUmälig  bildet  sich  jedoch  auch 
in  manchen  kroatischen  Comitaten  eine  vom  Adel  ausgehende 
autonome  Organisation  aus  und  sitzt  der  Gespan  (Graf,  comes) 
oder  dessen  Stellvertreter,  der  Vicegespan  in  der  Comitatscon- 
gregation  mit  gewählten  Beisitzern,   den  Stuhlrichtern   und  Ge- 

*i  G.-A.  IX:  1444  Kovachich,  Sylloge  S.  81.  Siehe  auch  1399. 
C.  Zichy  V.  S.  128,  1499 :  Kukuljevic  a.  a.  O.  I.  S.  241. 

^-  G.-A.  VI :  1500,  XXVI :  1563.  Trip.  III.  tit.  2.  §§.  3  und  4. 

"  TkalciC,  Mon.  Hist.  civit.  Zagrab  I— III.  passim. 

^*  Siehe  betreff  der  zwölf  kroatischen  Geschlechter  Kukuljevic  a.  a: 
O.  I.  S.  43,  der  sechs  Geschlechter  von  Gora  Wenzel  VII.  S.  421. 
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schworenen  zu  Gericht,'"'^  wie  namentlich  das  Beispiel  des 
Comitats  Korbavien  und  manches  andere  lehrt. 

Die  höhere  Verwaltung  und  Rechtspflege  wird  auch  in 
Kroatien  vom  Banus,  bezw.  an  dessen  Statt  vom  Vicebanus 
ausgeübt.  Das  Banalgericht,  an  welches  man  von  den  Bezirks- 
{districtiis)  oder  Comitatsgerichten  appellieren  konnte,  wurde 
zu  Knin  oder  Tinnin  gehalten ;  der  Banus,  bezw.  Vicebanus 
erbrachte  die  Urteile  mit  den  geschworenen  adeligen  Bei- 
sitzern {iudices  iuratl  nobiliuni)  und  anderen  Adeligen  nach 
dem  eigentümlichen  Rechte  Kroatiens  {secundum  consuetudineni 
regni  Crovaciae).^^  Ausserdem  hielt  der  Banus  oder  ein  beson- 
derer Bevollmächtigter  des  Königs  von  Zeit  zu  Zeit,  ebenso  wie 
in  Slavonien,  Provincialtage  {congregatio  generalis)  „für  die  Ade- 
ligen und  anders  gestellten  Leute  Kroatiens  und  Dalmatiens" 
und  urteilte  mit  geschworenen  Beisitzern  {Iuratl  assessores)/''' 
Auch  gegen  die  Entscheidungen  des  kroatischen  Banalgerichts 
konnte  man  an  die  königliche  Curie  Berufung  einlegen  und 
wurden  die  Appellationen  gleichfalls  vom    Hofrichter   erledigt.^^ 

Die  dalmatinischen  Städte  und  Inseln  nahmen  sowol  hin- 
sichtlich der  Verwaltung,  als  der  Rechtspflege  eine  Ausnahme- 
stellung ein.  Bekanntlich  besassen  einige  Städte  kraft  in  die 
Zeit  des  römischen  Weltreichs  zurückreichender  Traditionen  eine 
stetig  erweiterte  Selbstverwaltung  und  Autonomie,  wählten  selbst 
den  Stadtgrafen  oder  Richter  (comes,  rector,  podestä)  und  den 
Stadtrat,  ferner  die  übrigen  städtischen  Beamten,  den  Kassier 
(camerarliis),  Frohn boten  {buccarius),  Massaufseher  {lustlüarlus) 
u.  s.  w.^'-^  Laut  alten  Privilegien  waren  sie  von  der  ordentlichen 
Obrigkeit  des  Banus  eximiert,  lebten  nach  italienischem  Stadt- 
recht und  leiteten  ihre  Processe  an  das  persönliche  Gericht  des 
Königs  {ad  praesentlani  Malestatls).^^  Sie  hiessen  sich  d  a  1  m  a- 


"  Thallöczy-Barabäs  a.  a.  O.  S.  370.  Teleki  a.  a.  O.  XI.  S.  270. 

**  1435 :  KuKULjEviC  a.  a.  O.  I.  S.  198 :  „.  .  .  iudices  iurati  nobilium 
Crovatorum  sedis  Tiniensis  . . .  una  cum  nobilibus  regni  Crovacie  nonnullis 
consedissemus." 

"  Siehe  z.  B.  Fej^r  C.  D.  IX/2  S.  273.  KukuljeviC  a.  a.  O.  II.  S.  11. 
Teleki  a.  a.  O.  XI.  S.  270. 

'*  Thallöczy-Barabäs  a.  a.  0.  S.  377. 

*'  S.  LjuBiC,  Statuta  et  leges  civitatis  Buduae,  civitatis  Scardonae 
et    insulae  Lesinae  S.  169—179.    Gelcich-Thallöczy   a.    a.  O.  S.  3.  15.  46. 

•'"  Siehe  den  Freibrief  für  Zara  v.  J.    1358  Fej^r   C.  D.  IX/2  S.  663. 
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tinische  Königsstädte  {civitas  regalls  Dalmatlnä),  be- 
zeichneten ihre  Freiheit  und  Unabhängigl^eit  als  adelige 
Freiheit  {nobtUfatis  praemgativä)  und  ihre  Bürger  als  ade- 
lige Bürger  Dalmatiens  {cives  noblles  Dalmatiae).^^ 

Der  König  übte  seine  Gewalt  in  den  dalmatinischen  Städten 
persönlich  oder  mittelst  besonderer  Commissäre  aus,  die  in 
seinem  Auftrage  Generalcongregationen  der  Städte  hielten  und 
als  Vorsitzende  des  aus  den  städtischen  Gesandten  zusammen- 
gesetzten Provincialgerichts  urteilten  und  auch  die  Freiheiten 
und  Privilegien  einzelner  Städte  oder  Inseln  feststellten.*'^ 

Der  König  pflegte  nicht  selten  kleinere  Städte,  namentlich 
aber  Inseln  zu  Erbrecht  zu  schenken,  wodurch  diese  unter  pri- 
vate Botmässigkeit  und  grundherrliche  Gewalt  gerieten,  der  Frei- 
heit und  Privilegien  der  dalmatinischen  Städte  verlustig  giengen 
und  dem  Stadtherrn  gegenüber  zu  mancherlei  Leistungen  ver- 
pflichtet wurden, "^^ 


"  KUKULJEVIC  I.  S.   167,  II.  S.   11. 

*^  Als  interessantes  Beispiel  mag  erwähnt  werden,  dass  im  Jahre 
1396  der  Bischof  von  Zägräb  und  der  Banus  als  königliche  Delegierte 
{yicarii  seu  delegati  genemies)  zu  Gericht  mit  den  Herren  und  den  städti- 
schen Gesandten,  Pago  von  der  Jurisdiction  der  Stadt  Zara  befreien : 
„.  .  .  cum  una  cum  nobilibus  prioribus,  de  qualibet  etiam  civitate  predicti 
regni,  videlicet  Tragurio,  Ragusa,  Spalato,  Scardona,  Nonensi  et  Absarensi, 
duobus  ac  tribus  nobilibus  viris  nobiscum  coassumptis,  pro  tribunali  con- 
sedissemus  ..."  Kukuljevic  a.  a.  0.  II.  S.  13. 

^^  Gelcich-Thallöczy  a.  a.  0.  S.  279.  Ljubic  a.  a.  O.  S.  156.  337. 
KuKULjEvie  a.  a.  0.  I.  S.  139.  168. 


ANHANG. 


Verzeichnis  der  ungarischen  Municipien-  und 
Städtenamen. 

Man  sehe  die  Anmerkung  des  Übersetzers  auf  S.  118.  Es  sind  dem- 
gemäss  hier  nur  diejenigen  Namen  angeführt,  deren  deutsche  Äquivalenten 
mehr-minder  abweichend  lauten  ;  nicht  also  z.  B.  Debreczen  (Debreczin), 
Veszprem  (Veszprim). 


Bakabänya,  Pukanz 
Bärtfa,  Bartfeld 
Belabänya,  Diln 
Besztercze,  Bistritz 
Beszterczebänya,  Neusohl 
Brassö,  Kronstadt 
Buda,  Ofen 
Eger,  Erlau 
Esztergom,  Gran 
Feher  (Com.),  Weissenburg 
Gölniczbänya,  Gölnitz 
Györ,  Raab 

Gyulafehervär,  Karlsburg 
Iglö,  Iglau 

Kaproncza,  Kopreinitz 
Kassa,  Kaschau 
Kesmärk,  Käsmarkt 
Kolozsvär,  Klausenburg 
Komärom,  Komorn 
Korpona,  Karpfen 
Köhalom,  Reps 
Körmöczbänya,  Kremnitz 
Koros,  Kreuz 
Köszeg,  Güns 
Libetbänya,  Libethen 
Löcse,  Leutschau 
Medgyes,  Medwisch 


Nagysink,  Gross-Schenk 
Nagyszeben,  Hermannstadt 
Nagyszöllös,  Gross-Szöllös 
Nagyszombat,  Tirnau 
Nagyvärad,  Grosswardein. 
Nyitra,  Neutra 
Ö-Buda,  Altofen 
Pannonhalma,  Martinsberg 
Pecs,  Fünfkirchen 
Pozsony,  Pressburg 
Rozsnyö,  Rosenau 
Segesvär,  Schässburg 
Selmeczbänya,  Schemnitz 
Selyk,  Schelken 
Sopron,  Ödenburg 
Szakolcza,  Skalitz 
Szäszsebes,  Müllenbach 
Szäszväros,  Broos 
Szeben,  s.  Nagyszeben 
Szekesfehervär,    Stuhlweissen- 

burg 
Szerdahely,  Reussmarkt 
Szomolnokbänya,  Schmölnitz 
Ujbänya,  Königsberg 
Ujegyhäz,  Leschkirch 
Vasvär,  Eisenburg 
Zägräb,  Agram. 


REGISTER. 

Der  neben  den  Seltenzahlen  befindliche   Zusatz   n   verweist   auf   die   An- 
merkungen. 


AbSchichtung  336  f.  425.  495. 

Abschreckungstheorie  418. 

Absicht  420.  442  f.  460. 

Abt  285.  289.  291. 

Äbräm  (Stamm)  87. 

Ackerland  358.  359.  360.  379.  596. 

acones  267. 

actor  473. 

Actorat  473  f.  Verlust  426  n.  473. 

actus  potentiae  s.  Gewalttätigkeit. 

actus   potentiarii,    maiores,  minores 

463. 
Adel    135   ff.   556   ff.  Begüterter  A. 

570.  Brief-A.  576  f.  Geschlechts-A. 

135.  Gemein-A.  504  ff.  Mitgeteil- 
ter A.  581.  Persönlicher  A.  581. 
Reichs-A.  572.758  f.  Schenkungs-A. 

136.  576.  Gleiche  Freiheit  und 
Rechtsgleichheit  der  Adeligen  141. 
153  f.  504  ff.  556  ff.  569.  582.  A. 
in  den  königlichen  Comitaten  203 
ff.  213  f.  in  den  Städten  169.  587. 
in  Siebenbürgen  (vgl.  ungarisches 
Gebiet)  737  f.  Rechte  des  A.  140 
f.  581  ff.  Cardinalrechte  682  ff. 
Pflichten  137  ff.  569  f.  724.  A.-Brief 
576  f.  Erwerb  des  A.  145.  213. 
575  ff.  Verlust  585. 

Adelige  Gemeine  s.  Comitat,  ungari- 
sches Gebiet. 
Adelsheer  s.  Nationalheer. 


Adelsversammlung     s.    ungarisches 

Gebiet, 
administrator  711. 
Adoption  580  f. 
Adorjän  (Stamm)  87. 
Adressrecht  703. 
adulator  452. 
adulter  456. 

agazonum  regalium  magister  175. 
agiles  581. 

agmina  castrorum  206. 
Agnat  s.  Geschlecht, 
alispän  215.  713. 
allatura  uxorea  355. 
Almesch  52  n. 
Almus  44. 
Alter,  gesetzliches  338.  473.  A.-Schau 

474. 
Altschaft  745.  747. 
äldomäs  52  n.  405  f. 
Amtmann  229  n.  230.  254.  339. 
Amt.  A.-Banderium  s.  banderium  offi- 

ciale.   A.-Eid   650.   653.  656.  697. 

700.  712.  714.  716.   A.-Hoheit  62. 

1 1 1.  A.-Ländereien  210.  713.  A.-Un- 

fähigkeit  der  Fremden  s.  Fremde, 

der  Nicht-Adeligen  662.  709.  714. 
Ämtercumulation  709  f. 
Anfang  385  f. 

Annalen  von  Fulda,    Sct.-Gallen  25 
annales  Bertiniani,  Sithienses  24. 
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Anonymus,  Notar  König  Belas  25  f. 
antiqua  consuetudo  309. 
Anwalt  474  f. 

Apostolische  Legation  s.  Legation, 
Apellation  s.  Berufung, 
aprodio,  apröd  547. 
ara  345. 
aratrum  359. 
Aravisker  12. 

arbitri  496.  parochiani  496  n. 
arbor  frondosa  241. 
Archidiakon  222.  449.  455.  456,  469. 
archidux  245. 
Archiv  693. 
Archivar  692.  693. 
Archonten  {^Jo-fM-,)  47.  43  n.  64. 
area  certaminis,  duelli  490, 
arma  586, 
Armalisten  576  f. 
arrha  s.  Handgeld, 
ars  notarialis  323. 
assensus  regalis  290. 
assertor  veritatis  471. 
assessores  652.  iurati  697.  717. 
assisses  610. 

Asyl  417.  423.  427.  432.  434.  442. 
Atelkuzu  37. 
audientia  regis  179. 
auditorium  maiestatis  179. 
Aufgeld  s.  Handgeld. 
Auge,  Ausreissen  des  A.  432. 458.  459. 
aulae  regiae  familiäres  546.  iuvenes 
547.  milites  546.  682,  parvuli  547. 
aulici  546. 

Aurana,  Prior  von  475.  560.  568. 
Ausländer  s.  Fremde. 
Aussenteil  601. 

Aussteuer  344.  351.  355  ff.  394.  397. 
Authentische  Stellen  194.  492. 
Avaren  16  ff. 
Aviticitätsgesetz  554  ff. 
Aviticitätsprincip  s.  Geschlechtsrecht. 

baj,  bajviväs  488. 
bajnok  490. 

Banalgericht  249.  680,  760  f, 
Banalsteuer  249, 
Bandenverbrechen  462. 


Banderiatsheerverfassung    506.   515. 

584.  698. 
Banderiatsheer  547.  568  f.  732. 
banderium  officiale,  officiosum  276. 

569.  732.  742. 
Bannbussen  438  f. 
Bannerherr  568  f.  699, 
bannitio  477, 
Banus  von  Slavonien,  Kroatien  und 

Dalmatien    188.    191.   246  ff.  466. 

492.   559.   680.    749.    756   ff.   von 

Macsö  559.  von  Szöreny  559.  Ba- 
nus maritimus  248.   totius   Slavo- 

niae  247, 
banzolosma  267, 
Baron  274.  558  f.  567  ff,  623.  s.  auch 

Reichsbaron, 
barones  550.  558.  559.  568.  banderia 

non  nabentes  569.  banderiati  568. 

ex  officio  559.  633.  naturales  559. 

633.  solo  nomine  567, 
Barverträge  402.  403. 
Barssülä  (Stamm)  43. 
Baschkiren  29  n,  34.  36  n. 
Bauernstand  s.  Untertan. 
Befreiung  des  unfreien  Besitzes  367  f. 
Beglaubigte  Orte  194.  374.  474.  477, 

492.  494.  496. 
Begünstigung  424  f, 
Beihilfe  423  f. 
Beisitzer   470.   716.   717.    741,    759, 

761,   762,    im    Königsgericht   466. 

470.  490.  652  ff,  680  f. 
Beispruchsrecht   372.  376.  383.  411. 
Beklagte  474  f. 
belliductor  741. 
belsöseg  601. 
Berg,  B.-Regal  1 1 1.236.257.  B.-Städte 

257. 686. 720  s,  auch  Stadt,  B.-Zins 

257. 
Berufung  497  ff.  678.  684.  686.  742  f. 
Besitz,  freier   358   ff.   470.    unfreier 

367  f,  B.-Aristokratie    120  ff.  141, 

153  ff.  504  ff.  558.  564.  650.  B'-Ein- 

weisung   367.   369.  378.  471.  478. 

494.    580.    B.-Entziehung    384    f. 

B.-Klagen  384  ff.  B.-Recht,  Quelle 

76,  512.  555  f,  B.-Unfähigkeit  der 
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Fremden  342.  B.-Verfassung  76  ff. 
552.  ff. 

Beweis  479  ff.  B.-Rolle  480.  484. 
486.  B.-Urteil  490.  493.  Urkunden- 
B.  491  f.  Zeugen-B.  483  f.  vorberei- 
tendes B.-Verfahren  484.  489.491. 

Bewidmung  321  f.  498.  684. 

Bezirk  211.  218.  715.  762. 

bilochus,  bilotus  210  f.  214.  229. 
466.  470.  Etymologie  210  n. 

Binnenzoll  257. 

birsäg  416.  417. 

birsagium  416. 

Bischof  282.  490.  560.  Gerichtsbar- 
keit 448.  455.  466.  469.  472.  474. 
Zehntrecht   285.   599.  B.-Sitz  427. 

ßissener  29.  33.  36.  37.  Stämmever- 
fassung 44.  84. 

Blak  90. 

blasphemia  451. 

Blendung  432.  458. 

Blutbann  467.  585.  724. 

Bluttrunk  52  n. 

Blutverrat  579. 

Blutvertrag  s.  Urvertrag. 

ßosßoooc  35.  47. 

Bojar  12. 

bona  Sacrae  regni  Coronae  513.  591. 

boni  viri  496. 

börtön,  börtönnagy  211. 

Bosnien  250. 

Brandmarkung  433  f.  448.  451.  452. 
489. 

Brandstiftung  460  f. 

Braut  s. Eheschliessung.  B.-Geschenke 
347.  357. 

breves  evocationes  674. 

Briefadel  576. 

buccarius  762. 

Buda,  Residenz  des  Königs  173.  543 
f.  708  f.  Sitz  des  Tavernicalgerichts 
685.  Mark  von  B.  255.  Recht  von  B. 
321  f.    Burgverwalter  von  B.  574. 

Budgetrecht  des  Reichtages  613  f. 

Bulgariae  rex  119. 

Bulgaren  an  der  Volga  18.  Verfas- 
sung 43.  an  der  Donau  18.  36. 
37  f.  in  Ungarn  18. 


bullati  607  n. 

Bulle,  goldene  des  Königs  194.  693. 

Burg,  königliche  166.  203  private 
599.  B. -Gespan  s.  Comitatsgespan. 
-  B.-Holden  145.  150.  156.  162. 
166.  167.  169.  207.  221.  485.  Acto- 
rat  473  n.  Besitzrecht  379  ff.  Erb- 
recht 400.  Steuerpflicht  381.  Wehr- 
pflicht 276.  -  B.-Land  73.  79. 
142.  154.  254.  261.  379.  402.  485. 
Verschenkung  zu  Adelsrecht  156  f. 
213.  504.  —  B.-Männer  143  ff.  156. 
160  ff.  166.  167.  169.  204.  207. 
381.  485.  695.  758.  Actorat  473  n. 
Besitzrecht  379  f  Erbrecht  399  f. 
Wehrpflicht  276.  —  B.-Richter211. 
215.  713.  —  B.-Verfassung  s.  Co- 
mitatsverfassung.  —  B.-Verwalter 
574.  —  B.-Vogt  211.  232.  237.  694 
f.  707.  710.  —  B.-Volk  73.  79  f.  142 
ff.  —  B.-Wart  s.  Burg\^ogt.  — 
B.-Werk  270. 

burgensis  166. 

Burtassen  31  n.  345  n. 

Bürge  403  f.  423. 

Bürger  163  ff.  220  f.  224.  398  f.  467. 
473.  482.  489.  591  ff.  721  ff.  724. 
Erwerb,  Verlust  des  B.-Rechts  593. 
B.-Meister  746.  S.  Stadt. 

Busse  415.  f.  437  ff.  453.  454.  458. 
460.  462.  496.  601.  602.  620.  701. 
706.  716.  S.  Compositionensystem. 
B.-Sachen  494. 

byzantius  255.  256. 

ealumnia  474.  494.  496.  499. 
calumniator  453. 
camera  s.  Kammer, 
camerae  praeses  vel  praefectus  689. 
camerae  regiae  magister  545. 
camerarii  regii  545.  689. 
camerarius  762.  supremus  174. 
Candidationsrecht    des    Königs    bei 

der  canonica  electio  290. 
canonicus  custos  von  Szekesfehervär 

118.  539. 
cancellaria  maior,  minor  691.  maioris, 

minoris  sigilli  693. 
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canonica  electio  289  ff. 

capellani  192.  548. 

capitalis  sententia  430.  463.  494.  495. 
678. 

capitanei  (vgl.  Stammeshäuptling) 
40.  61  n. 

capitaneus  aulicorum  547.  generalis 
732.  specialis  752. 

capitulatio  532. 

carta  374.  375.  394.  408. 

cartula  374. 

Castellan  s.  Burgvogt. 

castellum  599. 

castrenses  145.  162.  vinitores  400. 

castrum  143  n.  162.^'206.  208.  S.  Burg. 

casus  420. 

causae  in  facto  honoris  682.  mino- 
res 235  n,  minutae  467. 

cautio  418.  fideiussoria  403  n. 

Cedrenus  23. 

census  226.  262.  596.  regalis  260. 
regius  592.  S.  Martini  735. 

centumviri  746. 

centurionatus,   centuriones  211.  254. 

Chagan,  bei  den  Avaren  17.  bei  den 
Chasaren  42.  64.  C.-Bhu  42  n. 

Chasaren  18.  19.  29  n.  35  f.  50  f. 
Verfassung  40  f. 

Christentum,  Einführung  94  ff.  450 
f.  Einfluss  auf  die  Milderung  und 
Aufhebung  der  Sklaverei  150.  auf 
das  Rechtder Eheschliessung  346 ff. 

Chroniken  26  ff. 

Chun  14. 

cibriones  267. 

cippus  435. 

citatio  477. 

Cities  and  Boroughs  618. 

cives  nobiles  763. 

civiles  146.  162.  166. 

civis  166. 

civitas  166.  208.  219.  regalis  219. 
720.  763.  reginalis  720. 

clausula,  expeditoria  476.  perpetuae 
sanctionis  641. 

clenodia  regni  537. 

coassessores  680.  694. 

Codification,  Versuche  639  ff. 


cognati  333. 

collatio  regia  369. 

collecta  231.  262.  596.  regalis  260. 

collector  rerum  fugitivarum  269.  460. 

collocutor  475. 

collustratio  generalis  732. 

coloni  s.  Untertanen. 

comes  143  n.  230.  254.  426.  427. 
453.  462.  497.  561.  755.  762.  campi 
760.  capellae  regiae  191  f.  548. 
691.  castri  143.  208.  Cibiniensis 
242.  747.  comitatus  208.  curiae 
682.  curialis  229  n.  232.  curialis 
castri  211.  215.  713.  curialis  maior 
182.  188.  curialis  minor  174.  188. 
interimalis  711.  palatinus  174.  pa- 
rochiae  208.  perpetuus  561.  prae- 
conum  212  n.  principalis  738.  pro- 
vinciae  208.  235.  Siculorum  241. 
supremus  561.  suprem.us  et  heredi- 
tarius,  supremus  et  perpetuus  710 
n.  terrestris  232  n.  750. 

Comitat  (königliche  C.)  142  ff.  155. 
203  ff.  Abgrenzung  205.  Zahl  206. 
erbliche  Verleihung  504.  562  f. 
624.  710.  C.-Gespan  143.  145.  146. 
167.  208  ff.  268.  287.  453.  461. 
466.  470.  C.-Ländereien  s.  Burg- 
land, 

Comitat  (autonomische  C.)  213  ff. 
694  ff.  Teilnahme  an  der  Heeres- 
verwaltung 698  f.  Finanzverwal- 
tung 700  f.  Gesetzgebung  625.701  f. 
Hüter  der  Verfassung  624.  702  f. 
C.-Congregation  s.  C.-Versamm- 
lung.  C.-Gemeine  217.  516.  619. 
696.  704.  705  f.  C.-Gericht  215. 
498.  589.  600.  602.  696  ff.  706  f. 
717  f.  738.  C.-Gesandte  199.  608 
n.  617  ff.  629  f.  694.  703.  C.-Ge- 
span s.  Obergespan.  C.-Heer  699. 
C.-Kasse  704.  C.-Notar  697.  700. 
718.  C.-Richter  s.  Stuhlrichter.  C.- 
Siegel 492.  718.  C.-Statthalter  711. 
C.-Statuten  704  f.  706.  C.-Steuer 
571  n.  573.  630.  703  f.  C.-Ver- 
sammlung  217  f.  602.  617.  618. 
624.  695.  696.  700.  701.  704.  705  ff. 
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C.  in  Siebenbürgen  238.  240.  238  f. 

in  Slavonien  249.  758  ff.  in  Kroa- 
tien 761  f. 
comitatus  206.  207.   perpetuus   564. 

744.  758. 
comites  139.   203.   502.    perpetui  et 

liberi,perpetui  et  liberimaiores  562. 
Comitialjuristitiuni  629. 
commissarii  689. 
communis  aestimatio  601. 
communitas  civium  221. 
compositio  414.  415.  416.  419.    ho- 

micidii  436.  443. 
Compositionensystem    414    ff.    428. 

436  ff.  443. 
condigna  aestimatio  333. 
conditionarii  234. 
conductor  belli,  exercitus  699. 
confectio  falsarum  literarum  452. 
congregatio  generalis   s.    Comitats-, 

Provincialversammlung,  Reichstag, 
congregatio  nobilium  705.  739. 
congrua  vestimenta  355. 
connubium  indignum  340. 
consensus,  nuptialis  348.  regius  393  n. 
conserv^ator  692.  Coronae  540. 
conservatorium  regale  693. 
consiliarii  623.  652.   c.  et  assesores 

616.  642. 
consilium  regale  112.  195. 
consistorium  regis  179. 
Constitution  610. 
consuetudo  308.  309.  329.  641. 
conterraneus  380. 
continual  Council  651. 
contributio  s.  Kriegssteuer. 
Contumaz  477  f. 
Convent,   als   authentische   Stelle  s. 

Kapitel. 
Corpus  Juris  Hungarici  647  f. 
County  618. 
crimen   419.   laesae   maiestatis  442. 

519. 
Croatiae  rex  119. 
csaläd  331. 
cseled  331. 
cubicularii  regii  545. 
cubiculariorum  regalium  magister  1 75. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte 


culpa  419. 

Cumaniae  rex  119. 

curia     172.    regia  s.    Königsgericht. 

militaris  s.  Ehrengericht, 
curiae  regiae  magister  545. 
curialistae  570. 
czimer  586.  588.  n. 
czövek  489. 


Dacien  13.  14. 

Dalmatiae  rex  119. 

Dalmatien  244  ff.  749  ff.  762  f. 

dapiferorum  regalium  magister  174. 

Darlehen  406  ff. 

debilitatio  446. 

decima  285. 

decimator  287. 

Decret  (königliches)  111.  310.  311  ff. 

638  f.  Reichs-D.533.639.  D.-Samm- 

lung  643.  647. 
Decretum    Maius    König    Matthias' 

640  ff.  Wladislaus  II.  641. 
decurio  211.  254. 
defectus   membrorum   446.    seminis 

368.  680. 
defraudatio  459. 

Dei  gratia  re\  117.  palatinus  187. 
Dekan  211. 
Delegierte  des  Königsgerichts  1807. 

184.  194.  466. 
Denar  255.  Freie  D.,  D.-Steuer  261  f. 

264  f. 
denarius  Dei  405. 
denegata  iustitia  498. 
denier  ä  Dieu  405. 
Dentumoger  33. 
deputati  689. 

Descendenten,  Noterbrecht  d.  männ- 
lichen 390. 
descensus  (Geschlechtsland)  54.  77ff. 

358.  361.  573. 
descensus  (Gastung)  1 38. 229. 240. 242. 
Despot  von  Rascien  475.  559. 
detruncatio  membrorum  432. 
Deutsche  19.    in    den  Städten   225. 

722  f.  D.  Kanzlei  66  n. 
diaeta  739.  750. 
dica  s.  Kriegssteuer. 
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dicatio  boum  734  n. 

dicator  700. 

Diebsrüge  422. 

Diebstahl    456    ff.    grosser,    kleiner 

457    f.    handhafter   459.   Haus-D, 

459.  im  Heere  459. 
diffinitiva  sententia  476. 
dilapidatio  regni  441. 
Diöcesaneinteilung  282. 
diploma  Andreanum  243.  Leopoldi- 

num  735. 
director  causarum  regalium  475. 
districtus  762. 
Dolus  420. 

Domaniale  Steuern  252  f.  261  ff.  596. 
Domänen,  königliche  147.  150.  253  f. 

504. 
domestica  571  n. 
dominium  137.  372.  373  n.  naturale 

des  Königs  190.  261. 
dominus,  banderiatus  568.  589.  fundi 

262.  terrae  262. 
Dompropst  von  Szekesfejervär  193. 
domus  334.  tavernicalis  693. 
donatio  regia   366.   in   teudum  371. 
Donationalbesitz   s.  Schenkungsgut. 
Donationalsystem  109  ff.   122  f.  204. 

333.  362  tf.  365  ff. 
donum  137.  362  n. 
dos  351.425.  legitima  354.  scripta  354. 
Drachenorden  550  f. 
Dreissigste  258. 
Dsaihäni  24. 

Dsila  (vgl.  Gyula)  41.  43.  63. 
ducatus  128  ff.  565  f. 
duellator  490. 
duellum  445.  473.  488. 
dusnici  exequiales  152. 
dux  61  n.  67.  246.   565  f.    exercitus 

48  n.  211.  215.  S.  R.  I.  566.    Sla- 

voniae  128.   totius  Slavoniae  249. 

561.  Transylvaniae   128.  237.  565. 
Dynastie  s.  königliche  Familie. 

effusio  sanguinis  445.  446. 

Ehe  342  ff.  Kauf-E.  344  ff.  Raub-E. 

343  n.  Priester-E.  283  f.  Sklaven-E. 

340.   zweite   E.   347.   E.-Aufgebot 


350.  E.-Bruch  335.  350.  445.  456. 
Tötung  der  E.-Frau  350  f.  444  f.  E.- 
Hindernisse 349  f.  E.-Schliessung 
343  ff.  E.-Sachen  468.  Unlösbar- 
keit  der  E.  350. 

Eheherrliche  Gewalt  s.  Hausväter- 
liche Gewalt. 

Ehre  425  f.  473.1499.  683.  E.-Belei- 
digung  446  f.  452.  E.-Gericht  489. 
680.  682   f.  E.-Händel  682. 

Eid  (im  Process)  385.  422.  451.  471 
480  ff.  Ein-E.  480  f.  Erd.-E.  482 
Helfer-E.  484  f.  Juden-E.  299.  482  f. 
Partei-E.  483.  480.  Wert  des  E. 
481.  560.  573.  591.  737. 

Eigenmacht  384. 

Eigentum  (privates)  372  ff.  am  Ge- 
schlechtsgut 78  f.  109. 134.  135. 332. 
358.  am  Schenkungsgut  136  f.  358. 

Einberufungsschreiben,  auf  d.  Reichs- 
tag 625  f.  634.  639. 

Eingezogenes  Gut  270. 

Einhufner  570  f.  620.  654. 

Einkerkerung  435.  459. 

Eintrittsrecht  363. 

Einziehung  des  Vermögens  s.  Ver- 
mögensverlust. 

eke  359. 

eladö  läny  345. 

El-Bekri  24. 

electi  nobiles   s.   Comitatsgesandte. 

electa  communitas  224.  723.  746. 

electus  nobilis  700. 

electus  episcopus  291. 

Emancipation  336. 

Endurteil  s.  Urteil. 

equites  241.  574.  aurati  535.  549. 

Erbe  s.  Besitz,  Eigentum.  E.-Besitz 
371  f.  E.-Folge  (s.  auch  Thron- 
folge.) E.  im  Geschlechtsgut  137. 
389.  390  f.  im  Schenkungsgut  137. 
363.  371.  389  ff.  im  Erbgut  390  f. 
im  Erwerb  394.  im  Frauengut  394. 
E.-Gut  354.  356.  371  f.  376.  377. 
389.  495.  553.  E.-Recht  der  Kirche 
389.  395  f.  der  Töchter  im  Adels- 
gut 333.  370.  396.  395.  379.  in  den 
Städten    396   f.   der    Stadtbürger 
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396  ff.  der  Burgmänner  399  f.  der 
Burgholden  400.  der  Untertanen  401 . 
E.-Teilung  335.  425.  Regredien- 
ten-E.  391.  394. 

Erbliche  Obergespanschaft  710  f. 

Erbliche  Verleihung  königlicher  Äm- 
ter 155  f. 

Erbschulze  603. 

Erdely  s.  Siebenbürgen.  Etymolo- 
gie 84. 

Erhebung  in  den  Adelsstand  s.  Adel. 

Erlaubte  Tötung  445. 

Ersitzung  384. 

Erstgeburt,  E.-Princip  115  f.  526  f. 
E.-Recht  116.  130.  527. 

Erwählte  Gemeine  224.  593.  723. 

Erzbischof  282.  474.  490.  560. 

Erzkanzler  676.  691  f. 

Essegel  (Stamm)  43.  87. 

Esztergom.  Sitz  des  Königs  173.  — 
Erzbischof  von  E.  Primas  von  Un- 
garn 282.  291  f.  Erz-  und  Geheim- 
kanzler 692.  Prädialherr  573.  Mit- 
wirkung bei  der  Krönung  des 
Königs  118  f.  534.  536.  der  Köni- 
gin 119.  537.  Jurisdiction  über  Buda- 
pest 222.  Aufsicht  über  den  Münz- 
schlag 255.  292.  Confirmation  der 
königlichen  Pröpste  und  Äbte  291. 
Zehntrecht  an  den  königlichen  Ein- 
künften 257.  286. 

Etelköz  37. 

evictio  376.  evictor  476. 

evocatio  477. 

Ewiges  Schweigen  491.  499. 

ewrii  212. 

exactor  212.  701. 

exactio  260. 

examen  486. 

Exarticulation  578. 

excellentia  regalis  119.  519. 

expeditor  476. 

extorris  342.  380. 

fabricatio  falsae  monetae  452. 
factum  potentiae   s.  Gewalttätigkeit. 
Fahrlässigkeit  420. 


Fahrnis  398. 399.  409.  F.-Klage  385  ff. 
faida,  faidus  416. 

falunagy  168.  223. 

Falsche  Anklage  430.  451  ff. 

Falsches  Spiel  452. 

Falsches  Zeugnis  451. 

Falschmünzerei  452. 

familia  334  n. 

familiaris  277.  572.  ignobilis  602. 

Familie  334  ff.  F.-Namen  587. 

Fassion  372.  374  f.  377  f.  410. 

fassio  perennalis  372. 

Fasten  450. 

Fehde  414  ff.  427.  445.  462. 

fehercseled  334. 

Feldgemeinschaft  der  Geschlechts- 
genossen 77  f.  359  f.  der  Ge- 
meindegenossen 379  ff.  in  den 
Städten  383.  der  Szeklyer  88. 

ferto  255. 

Festnehmung,    widerrechtliche    461. 

festuca  404. 

Feudale  Heerfolgepflicht  278. 

Feuerprobe  487  f. 

fideiussor  409. 

fides  682.  facta  403. 

filii  sancti  Stephani  145.  204. 

filii  iobbagionum    Sancti   regis    145. 

Finnisch-ugrische  Völker  15.  Zugehö- 
rigkeit der  Ungarn  29  f. 

Finanzverwaltung  251  ff.  687  ff.  699  ff. 
734  ff.  S.  auch  Steuer. 

Fischereirecht  235.  242.  273. 

Fiscus   s.  königliche  Schatzkammer. 

fiüsitäs  579. 

fiüszek  240. 

Flamander  242. 

Formalismus  im  Process  472  f.  479  f. 
482. 

Formeln  323.  F.-Sammlung  323. 

fori  Privilegium  284. 

forum  annuale  250.  liberum  251, 

Frau.  Rechtsfähigkeit  339.  Stellung 
in  der  Hausvermögensgemeinschaft 
351.  352  ff.  Verfügungsrecht  betreff 
der  Aussteuer  357.  Strafrechtliche 
Haftung  für  den  Eheherm  351. 
Obergespan  710.  F.-Gut  336.  353. 
49* 
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357  f.  394.  in  den  Städten  397. 
F.-Raub  455  f. 

Freie  134  f.  338.  S.  Adel,  nicht-ade- 
lige Freie.  F.-Wergeld  426.  F. 
Denare  s.  Denarsteuer.  F.  Land- 
leute 147.  149.  162  f.  229.  379. 

Freigespanschaft  467.  602. 

Freiheitsstrafen  434  f. 

Freilassung  150.  151  f.  340  f. 

Freimarkt  258. 

Freisalz  243. 

Freizügigkeit  der  Stadtbürger  168. 
der  Untertanen    163.   597  ff.   715. 

Fremde.  Ausländer  187.  216.  341  f. 
364.  578.  661  f.  709.  in  den  Städten 
224.  342  f. 

Frieden.  F.-Busse  496.  F.-Geld  416. 
F.-Richter  497. 

Friedlosigkeit  336.  412.  414.  Abspal- 
tungen 417.  425  f.  429.  431.  441. 
445.  447. 

Frohnden,  öffentliche  270  f.  Unter- 
tanen-F.  382.  596  f. 

Frohnland  382. 

Frohnung  s.  Einziehung  des  Ver- 
mögens. 

frondes  241. 

Fruchtabtreibung  449. 

fumarii  264. 

fundus  regnis  743. 

funiculus  380. 

furem  ostendere,  proclamare  422. 

furtum  446.  457. 

fükötel  380. 

Fürsprecher  475. 

Fünfzigste  734. 

Fürst  567. 

füstpenz  264. 

füvönosztäs  380. 

Gabe  68. 

Galgentod  431.  455.  456.  458. 

Galitiae  rex  119, 

Gardisten  546. 

Gastungsrecht  138.   229.    251  f.  der 

königlichen  Beamten  145.221.230. 

des  Woywoden  240.  desBanus  249. 
Gäste  s.  hospites,  Kolonisten. 


Gebundenheit  d.  Grundbesitzes  552f. 
554  ff. 

Gegenwart  s.  praesentia,  Gericht. 

Geheimkanzler  677.  691  f. 

Geheimsicgel  693. 

Geisel  335.  G.-Vertrag  404. 

Geisselung  433.  449. 

Geistliche  284  f.  581.  G.  Gerichts- 
barkeit 247.  284.  328.  449.  454. 
456  n.  467  ff. 

Geld  S.Münze.  G.-Abgaben  der  Unter- 
tanen 381.  596.  G.-Strafe  416. 438  f. 
445.  453. 

Gemeinadel  504  ff. 

Gemeiiide  165  ff.  450.  747.  G.-Ge- 
nossenschaft  379  ff.  481.  484.  G.- 
Richter 168.  602.  G.-Vorsteher  451. 

Genannte  723. 

Ysvsä  47. 

Generaldecret  s.  Decret,  Gesetz,  Ver- 
ordnung. 

generale  decretuni  607.  608.  631.632. 

generatio  (s.  Geschlecht)   77   n.  87. 

generalis  exercitus  555. 

genus  330. 587.  bei  den  Szeklyern  574. 

Y£vo?  47. 

Georgios  Monachos  23. 

Gepiden  14.  16. 

Gericht  465  ff.  ordentliche  G.  465  ff. 
Sonder-G.  467  ff.  Adels-G.  697. 
Banal-G.  249.  680.  760  f.  G.  des 
Comitatsgespans  209.  213.  229. 
494.  696.  Comitats-G.  215.  217  f. 
466.  494.  496  ff.  Ehren-G.  489. 
680.  682  f.  geistliches  G.  284  f. 
328.  449.  454.  455. 456.  467  ff.  Ge- 
meinde-G.  219.  467.  596.  602. 
Gemischtes  G.  469.  G.  des  Grafen 
von  Szeben  242. 467.  747  f.  Grund- 
herrliches G.  151.  179.  467.  601  f. 
luden-G.  298  f.  467.  Königs-G. 
179  ff.  465.  f.  der  Gegenwart  des 
Königs  189.  675.  der  besonde- 
ren Gegenwart  des  Königs  182. 
194.  676.  der  persönlichen  Ge- 
genwart des  Königs  589.  676  f. 
685.  686.  762.  der  Königsrich- 
ter 211.  466.  Kumanen-G.   234   f 
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467.  Markt-G.  219  f.  Palatinal-G. 
183  ff.  662  ff.  669  ff.  Personal-G. 
s.  G.  der  persönlichen  Gegenwart 
des  Königs,  der  Sachsengrafen  in 
der  Zips  235.  467.  der  sieben 
Richter  747  f.  Stadt-G.  168.  169. 
220.  467.  591.  724.  Statthalterei-G. 
673  f.  Stuhl-G.  741.  745.  G.  der 
Szeklyer  743.  Tavernical-G.  190. 
684  ff.  Woywodal-G.  239.  680. 
738  f.  G.-Busse  478.  740.  G.-Fristen 
189.  478.  683.  G.-Gefälle  270.  496. 
687.  G.-Hoheit  61.  110  f.  123. 
178  ff.  G.-Pf licht  59.  138.  662. 
697.  716.  G.-Privileg  182.  248  n. 
284.  G.-Reisen  des  Königs  180  f. 
214.  466.  des  Palatins  218.  G.- 
Siegel 477.  678.  693.  G- -Stand 
470.  564.  697.  G.-Tag  113.  180  ff. 
197  ff.  476.  604.  605.  606.  G.-Ver- 
tahren  472  ff.  G.-Vertretung  473  f. 
G. -Versammlung  s.  G.-Tag.  G.- 
Vormund 351.  473. 

Gerichtliches  Hilfpersonal  187.  212. 
471  f. 

Germanisches  Recht  324  ff. 

Geschenke,  G.-Pflicht  268.  592.  687. 

Geschlecht  (der  Urverfassung)  46  ff. 
71  ff.  95.  144  n.  Reste  der  alten 
Bedeutung  108.  178.  181.  204.  G.- 
Häuptling 48  f.  G.-Ländereien  54. 
77  ff.  109.  332.  358.  388.  G.  der 
Kumanen  234  f.  573.  in  Slavonien 
und  Kroatien  758  f.  761. 

Geschlecht  (Sippe)  332  f.  G.-Adel 
134.  135.  G.-Gut  135  ff.  154.  332  f. 
361  ff.  370.  552.  555.  G.-Recht 
370.  373.  376.  377.  392  f.  495. 
507  f.  552.  G.-Wappen  587.  Fehde- 
recht und  Sühnpflicht  der  G. -Ge- 
nossen 414  ff.  424  f.  Eideshilfe  481. 

Geschlechtsvormundschaft  339. 

Geschworene  in  den  Städten  168. 
223.  471.  in  den  Comitaten  600. 
716  f.  718. 

Gesetz  (s.  auch  Decret)  607  ff.  736. 
752.     Publication    638   f.    G.-ge- 


bende  Versammlungen  s.  Reichs- 
tag. G.-Gebung  311  ff.  514  f.  604  ff. 

Gesetzliches  Alter  s.  Alter. 

Gesinde  des  Königs  253  f. 

Gespan  s.  v.  w.  comes,  Graf  143  n. 

Gewährschalt  376.  383.  411.  475.  476. 

Gewalten,  Trennung  der  staatlichen 
64  ff.  171f.beidenSzeklyern88.241. 

Gewalttätigkeit  385.  430.  443.  462  ff. 
468.  494.  672.  676  f.  678.  698. 

Gewohnheitsrecht  309  ff.  321  ff. 
638  f.  641.  642  f.  705. 

Giftmischerei  417  f.  448  f. 

Glied  der  Heiligen  Krone  s.  Heilige 
Krone.  G.  des  Reiches  606. 

Gliederstrafe  432  f.  434.  452. 

Gnade  442.  443.  464.  683. 

Goldene  Bulle  316  f. 

Goldstück  s.  pensa  auri. 

Gottesdienst,    Störung   des   G.  451. 

Gotteslästerung  451. 

Gottespfennig  405. 

Gottesurteil  385.  422.  454.  460.  471. 
486  ff. 

Graf  s.  V.  w.  comes,  Gespan  143  n. 
der  dalmatinischen  Städte  246. 267. 
von  Pozsony  560.  in  den  Sachsen- 
stühlen 745!  von  Szeben  242  f. 
747  f.  der  Zipser  Sachsen  235. 

Graf  (G.-Familien)  475.  561  ff.  623. 
744.  758  f.  761  f.  Gerichtsstand 
564  f.  678.  697. 

gratuiti  labores  270. 

Grefe  747. 

Grenze.  G.-Berichtigung  361.  G. -Be- 
schreibung 369.  G. -Feststellung 
366.  G.-Festung  668.  G.-Gespan 
210.  G.-Wächter  212.  G.-Zeichen 
360.  G.-Zoll  257. 

Grosser  Rat  des  Königs  s.  König- 
licher Rat. 

Grossfürst  44. 

Grossungarn  34. 

Grundbesitz  s.  Besitz.  G.-Kategorien 
153  f.  552  f. 

Grundherr  151.  228  ff.  584  f.  594  f. 
Gerichtsbarkeit  151.  179.498.598 
601  f.  Patronatsrecht  231. 
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Grundherrliche  Städte  231f.  721.  763. 

Grundzins  220.  265  f. 

Gubcrnator  711. 

Gurdezi  724. 

Gütergemeinschaft,  eheliche  397. 

Gylas  s.  Gyula. 

Györ,  Bischof  und  Domkapitel  von  G. 

Prediherren  573. 
Gyula  43.  47.  62.  65.  70  f.    111.  bei 

den  Szeklyern  88. 

had  48  n.  330. 

hadnagy  48  n.  211.  330. 

Halom  (Stamm)  87. 

Hand.  Abhauen  der  H.  432.  451,  552. 
H.-Geld  347  ff.  402.  404  ff.  H.- 
Siegel 475.  643. 

Handhafte  Tat  429.  431.  459. 

Handlungsfähigkeit  338  ff. 

Hanne  747. 

harminczad  258. 

hatär  360  n. 

Hauptmann,  in  den  königlichen  Co- 
mitaten  211.  in  den  Szeklyer  Stüh- 
len 88.  241.  741.  S.  auch  capitanei, 
hadnagy,  Woywode. 

Haupthaar,  Abschneiden  des  H.  432. 
434.  450.  451.  462.  478. 

Haus  (Familie)  334  ff.  H.-Gemein- 
schaft  78.  335  f.  338.  344.  352  ff. 
358.  388.  Haftung  der  H.-Genossen 
336  f.  424  f.  H.-Mann  s.  familia- 
ris.  H.-väterliche  Gewalt  334  ff. 
350  f.  455. 

Hauskasse,    Haussteuer   s.  Comitat. 

Hauskrone  536  f. 

Hausstelle  265. 

Häusler  601. 

Heer,  Heerverfassung  271  ff.  584. 
698  f.  732  f.  754  f.  H.-Bann  68. 
110.  H.-Busse  270.  273.  704  n. 
H.-Führer  699.  706.  752. 

Hehlerei  460. 

Heiden  216.  450. 

Heilige  Krone  511  n.  S.  Krone. 

Heimfallsrecht  109.  136.  369.  390. 
513.  554.  S.  auch  Königsrecht. 

Heimsuchung  461  f. 


Herdrecht  S.  Denarsteuer. 

hereditas  (vgl.  Erbe)  377. 

heres  390. 

Herr,  Bezeichnung  des  Gatten  334. 
350  n. 

Herren,  geistliche  und  vfeltliche  s. 
Besitzaristokratie,  Magnatenstand. 

Herrenlose  Sachen  269.  434. 

Heruler  16. 

Herzog,  im  Urstaate  40.  42.  47.  49  ff. 
66  ff.  253.  412. 

Herzog  (königlicher  H.)  128  ff.  206. 
239.  247.  565  f. 

Herzog  (Familientitel)  566. 

Hetumoger  39  n.  51. 

Hexerei  447  ff. 

Hintersassen,  freie  144.  147  f.  151. 
179.  230.  unfreie  148  ff. 

hitber  354. 

Hochadel  s.  Magnatenstand. 

Hochverrat  441  f.  489. 

Hof  etc.  s.  königlicher  Hof.  H.- 
Beamte 173  ff.  544  f.  H.-Familiariat 
547.  H.-Gericht  s.  Königsgericht. 
H.-Gespan  174.  183.  682.  H.-Kam- 
mer  689.  690.  H.-Kanzler  s.  Erz- 
kanzler. H.-Leute''546  f.  H.-Richter 
174.  188  f.  492.  545.  559.  675  f. 
679.  682.  s.  V.  w.  Amtmann  229  n. 

Hofstätte  265.  379.  596. 

Holzgerechtigkeit  598. 

homagium  (vgl.  Wergeid)   436.  443. 

homicidium  442.  446. 

homo  capitularis  367.  conventualis 
367.  palatinalis  477.  494.  regius 
366.  367.  477.  494. 

honos  682. 

Horkas  88. 

hospites  147  f.  156.  162.  166  ff.  213. 
219.  261.  341  f.  Steuerpflicht  265. 
266.  267.  Wehrpflicht  276.  theuto- 
nici  147. 

house  of  Commons  610. 

house  of  Lords  610. 

Hufe  359  n. 

Hufner  601.  s.  Untertan. 

humanitas  682. 

humanuni  testimonium  483.  485. 
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Hundertmannschaft  746. 
Hundertschaft  211.  216. 
Hungariae  cancellarius  193.  rex  119. 
Hungarus  33. 
Hunnalant  19. 
Hunnen  14  f. 
Hunor,  Sage  von  33. 
Hunuguren  31.  32. 

Ibn  Rosteh  24. 

ignobilis  139. 

Illustrissimus  567. 

Immobiliarpfandrecht  s.  Pfand. 

Immunität  154  f.  213.  227  ff.  283. 
709  n.  der  Städte  221.  der  Reichs- 
tagsmitglieder 629. 

impensio  iustitiae  et  iudicii. 

Inarticulation  578. 

infidelitas  441. 

Infidelität  s.  Treulosigkeit. 

Ingerenz  475  f. 

ingrata  persona  290. 

inimicitia  414. 

Innenteil  601. 

inquilini  601. 

inquisitio  484.  per  testes  485. 

Inquisitionszeugnis  385.  484  f. 

Institutio  morum  314. 

interimalis  comes  711. 

interventio  366. 

introductio  s.  Besitzeinweisung. 

invasio  domus  461. 

Investiturstreit  288  f. 

investigatio  furtivae  rei  386. 

iobbagio.  Etymologie  144  n.  S.  Unter- 
tan. 

iobbagiones  castri  s.  Burgmänner, 
exercituantes  158.  276  f.  572.  ho- 
nestiores  145.  naturales  145.  no- 
biles  145.  572.  nobiles  castri  758 
n.  759.  regis  141.  184  n.  Sancti 
regis  145.  sessionati  601. 

Isä  42.  64. 

Ismaeliten  191.  300  f. 

ispän  208.  561.  562.  563. 

itelömester  681. 

iudex  a  rege  constitutus,  delegatus, 
missus  181.  214.  civitatis  223.  Cu- 


manorum  187.  curiae  regiae  188. 
generationis  235.  759.  761.  medius 
680.  nobilium  214.  216.  provinciae 
235.  regis  210.  regius  242.  741.  ser- 
vientium  2 1 6.  terrestris  74 1 .  745. 759. 

iudices  ordinarii  regni  s.  Oberrichter. 

iudicia  octavalia  189. 

iudicium  416.  486.  aquae  487.  duelli 
488.  duplex  454.  exercitus  270.  274. 
ferri  487.  homagii  443. 

iugerum  359. 

iura  regalia  112.254.  possessionaria 
469.  698. 

iuramentum  iustitiae  et  pacis  117. 
534.  super  terram  482. 

iurati  assessores  697.  711.  cives  223. 
consules  746.  nobiles  697.  716. 

ius  capillare  356.  cerae  rubrae  565. 
decem  personarum  481.  560.  des- 
censuale  361.  descensus  regii  s. 
Gastung.  ducatus  116.  130.  funiculi 
380.  gladii  467.  585.  602.  729. 
hereditarium  371.  monetarium  255. 
primogeniturae  116. 130  n.  radicale 
508.  regium  (s.  Königsrecht)  109. 
528  n.  scriptum  641.  Siculicale 
741.  spolii  295  f.  stapulae  259. 
statuendi  225.  tavemicale  685.  theu- 
tonicum  168.  325.  tributi  257. 

ius  resistendi  s.  Widerstandsrecht. 

ius  retinendi  der  Wittwe  355. 

iustitiarius  762. 

iustum  servitium  138.  157.  364.  368. 

iuvenes  335  n.  aulae  regiae  547. 

Jagdrecht  236.  242.  373.  598. 

Japoder  12. 

järäs  218. 

Jazyger  13.  S.  auch  Kumanen. 

Jenö  (Stamm)  40.  87. 

jobbägy  144  n. 

Juden  191.  220  n.  296  ff.  410  n.  484. 
J.-Eid  299.  482  f.  J.-Regal  296. 
J.-Richter  298.  694  n.  J.-Schule 
299.  Verträge  zwischen  Juden  und 
Christen  297.  299.  387.  407  ff.  410 
f.  483  n.  Tötung  eines  Juden  444. 
Verletzung  eines  Juden  445. 


776 


Jügrien  33. 

Julian,  Dominikaner-Mönch  34. 
Jungfrauenrecht  356. 
Juristischer  Unterricht  328  f. 
Justiza  665  n. 

Kabaren  35.  40.  81  f. 

Kalendae  438. 

Kalocsa,  Erzbischof  von.  Mitwirkung 
bei  der  Krönung  118  f.  535. 

Kammer  (Berg-,  Salz-)  298.  K.-Ge- 
span  (GraO  191.  605.  720.  könig- 
lich ungarische  K.  689  f.  700. 
K.-Ordnung  690.  K.-Präsident  689. 

Kammerknecht  298. 

Kammernutzen  s.  lucrum  camerae. 

Kämmerer,  königlicher  174.  545  f. 
689.  (Kammerrat.) 

Kämpe  489  n.  490. 

Kampfplatz  490. 

Kämpfliche  Ansprache  s.  Zweikampf. 

Kanonisches  Recht  327  f. 

Kanzlei  s.  Königliche  Kanzlei. 

Kanzler  174.  191  ff.  545.  676.  691  f. 

Kapelle  s.  Königliche  Kapelle. 

Kapitel  290.  292  ff.  authentische  Stel- 
len 293.  367.  374.  383.  411.  472. 
492.    K.-Bote  367. 

Kara  (Stamm)  40. 

Karchas  47.  62.  65.  70  f.  114.  Ety- 
mologie 62  n. 

Kauf  402  ff.  K.-Ehe  s.  Ehe.  K.-Gut 
377.  K.-Preis  beim  Frauenkauf  s. 
Ehe,  Wittum. 

Kaza  (Stamm)  40. 

Kendeh  41.  42.  63.  66. 

Kender-Chagan  42  n. 

Kezai,  Simon  27. 

Kind  s.  Descendenten,  Haus. 

Kirche  279  ff.  Besetzung  d.  K.-Ämter 
288  ff.  K.-Bann  318.  629.  K.-Besuch 
450  f.  K.-Einkünfte  285  f.  Erbrecht 
d.  K.  389.  395  f.  K.-Gewalt  des 
Königs  97.  1 12.  282  f.  287  ff.  K.-Gut 
157.  283.  365.  K.-Strafen  448.  450 
n.  K.-Zehnte  s.  Zehnte.  Stellung- 
nahme d.  K.  zum  Institut  des  rex 
iunior  129.  zu  den  Missetaten  ge- 


gen die  Religion    und    Sittlichkeit 
447  f.  die  peinlichen  Strafen  458. 
Mitwirkung  bei  den  Gottesurteilen 
486  f.  Stellungnahme  dagegen  488. 
490. 
Kirchliche  Adelige  s.  Praedialisten. 
Kirchlicher  Eid  s.  Krönungseid. 
Klagen    wegen    Besitzstörung    384. 
478.    678.    um    Liegenschaft    468. 
469.   470.    494.    680.    betreff    des 
Patronatsrechts  469. 670.  um  Pfand 
478.  698.  um  Schuld  481.  482.  494. 
698.  738.  um  Zehnten  469. 
Kläger  473  f.  475. 

Klausel,  Dispositions-K.  der  Schen- 
kungsbriefe 369  ff.  der  ewigen 
Giltigkeit  641. 

Kleinere  Prälaten  624. 

Klöster  282  f. 

Knecht  s.  Sklaven. 

Kolonisten  147  f.  166  ff.  257.  695. 

Konstantinos    Porphyrogennetos  23. 

König  106  ff.  509  ff.  Erbfolgerecht 
und  Wahl  1 1 1  ff.  520  ff.  616.  Krö- 
nung 117  ff.  528  ff.  Heiligkeit  und 
Unverletzlichkeit  519.  Missetaten 
gegen  die  Person  oder  Rechte  des 
K.441  f.  Residenz  des  K.  173.  543  f. 
Anteil  an  der  gesetzgebenden  Ge- 
walt 111.  196  f.  309  f.  31 1  I.  C05  ff. 
persönliche  Teilnahme  an  der  Ge- 
richtspflege 178  ff.  533  f.  Gebore- 
ner Obergespan  708.  Jüngerer  Kö- 
nig s.  rex  iunior. 

Königin.  Krönung  119.  536  f.  Hofstaat 
der  K.  548.  560.  Kanzler  der  K. 
194. 

Königlicher  Anwalt  475. 

Königlicher  Burgvogt  s.  Burgvogt. 

Königliche  Centralregierung  171  ff. 
649  ff. 

Königliche  Familie  520.  527. 

Königliche  Freistadt  s.  Stadt. 

Königlicher  Gerichtshof  465  f.  471. 
498.  516.  616.  652  ff.  660.  680  f. 
684.  686.  S.  auch  Königsgericht. 

Königliche  Gerichtstafel  624. 653. 660. 

Königliche  Hofhaltung  146. 254.544  ff. 
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Königliche  Kanzlei  191  ff.  548.  660. 
690  ff.  Hof-  (grosse),  Geheim- 
(kleinere)  Kanzlei  691  f.  Siegel  194. 
693.  Taxen  194.  374.  474.  692.  693. 

Königliche  Kapelle  191  f.  548.  691. 
692.  S.  auch  Königliche  Kanzlei. 

Königliches  Patronatsrecht  222. 294 ff. 
646. 

Königliche  Protonotare  681. 

Königlicher  Rat  112  f.  125  f.  141. 
175  ff.  195  ff.  651  ff.  702.  —  Gros- 
ser Rat  176  n.  195  n.  200  n.  516. 
578  n.  621.  631  ff.  651  f.  665  n. 
Mitwirkung  bei  den  königlichen 
Verordnungen  605.  607  f.  631  f. 
Steuerbewilligung  612  f.  Teilnahme 
an  der  Erledigung  der  äusseren 
Angelegenheiten  615.  an  der  könig- 
lichen Rechtspflege  679  n.  Stellung 
im  Reichstage  621.  631.  632  f.  — 
Engerer  Rat  176  n.  614.  616.  633. 
642.  672  ff.  692.  Verfassungsrecht- 
liche   Entwicklung    175  ff.  654  ff. 

—  Ungarischer  Rat  659  f. 
Königliche  Räte  125.  616.  623.  653  f. 

Verantwortlichkeit  126.  616.  654. 

Königliche  Schatzkammer  190  f.  253. 

Königlicher  Statthalter  660.  671  ff. 
K.-Statthaltereirat  660.  K.-Statt- 
haltereigericht  673  f. 

Königlich  ungarische  Kammers. Kam- 
mer. 

Königsbann  438.  f.  —  K.-Banner 
236.  274.  —  K.-Bote  s.  homo  re- 
gius.  —  K.-Bücher  693.  —  K.-Chro- 
nik  26  n.  —  K.-Frieden   422.461. 

—  K.-Gericht  171  ff.  178  ff.  465  f. 
478.  497.  498.  516.  684.  Ordent- 
liche Gerichtsgegenwart  des  K. 
189.  675.  Gericht  der  besonderen 
Gegenwart  182.  194.  676.  der  per- 
sönlichen Gegenwart  589.  676  f. 
685.  686.  762.  persönlichste  Ge- 
richtsgegenwart 678  f. 

Königsgut  167.  261.  S.  Domänen. 
Königsheer  143.  274  ff. 
Königspflug  359. 
Königsrecht  (vgl.  Donationalsystem) 


109  ff.  361  f.  368  f.  371.  373.  390  f. 
485.  553  ff.  663.  680.  741. 

Königsresidenz  173.  543  f. 

Königsrichter  (delegierte)  181.  210. 
214.  466.  467. 

Königsrichter  (ständige),  in  den  Co- 
mitaten  (s.  bilochus)  210  f.  224. 
466.  470.  in  den  Sachsenstühlen 
242.  745.  in  den  Szeklyerstühlen 
741  f. 

Königsschutz,  besonderer  475.  676  f. 
der  Juden  296  f. 

Königstitel  119.  519.  535.  742. 

Königtum  96  ff.  106  ff.  509  ff.  Schran- 
ken der  königlichen  Gewalt  112  ff. 
514  ff.  Verfall  der  königlichen  Ge- 
walt 119  ff.  privatrechtliche  Ent- 
wicklung 120  ff.  128.  131.  öffent- 
lich-rechtlicher Charakter  503  ff. 
514  ff. 

Körpen^erletzung  445  ff. 

Kreuz,  apostolisches  282.  287  f.  538. 
kleines  538. 

Kriegsbede  s.  Kriegssteuer. 

Kriegshoheit  61.  110.  123. 

Kriegssteuer  515.  571.  573.  592.  596. 
688.  700.  756.  Bewilligung  611  ff. 
735. 

Kroaten  18. 

Kroatien  244  ff.  749  ff.  761  f. 

Krone,  Heilige  118.  119.  127.  364  f 
507.  510  n.  511  ff.  528  f.  529  f. 
538  f.  646.  695.  707.  752  f.  Be- 
amte der  K.  545.  665  f.  Eigentum 
der  K.  513.  540.  683.  Körper  der 
K.  514.  608.  Mitgliedschaft  der  K. 
513  f.  556  f.  589.  606.  683.  Myste- 
rium der  K.  530.  Obrigkeit  der  K. 
512.  582  f.  Princip  der  K.  im  Be- 
sitzrecht 551  ff.  646.  698.  Recht 
der  K.  (s.  Königsrecht)  364  f.  612. 

Kronensteuer  542. 

Krongut  156.  170.  254.  513.  517.  542. 

Kronhut  1 18.  539  ff.  Kronhüter  540  ff. 
616. 

Krönung  106.  117  ff.  126  f.  528  ff. 
616.  757.  K-Ceremonien  533  ff. 
K.-Diplom  118.  126.  532  f.  K.-Eid 
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117  f.  126.  156.   531    f.    534.    536. 

K.-Geschenk  536.  K.-lnsignien  118. 

537  ff.  K.-Ort  118.  534. 
Kumanen  in  Südrussland  82.  zwischen 

Donau    und    Teiss   233  ff.    573  f. 

K.-Richter  187.  680. 
Kurzfristige  Processe  677.  680. 
külsöseg  601. 
Kürtgyarmat  (Stamm)  40. 

labores  gratuiti  270. 

Ladung  471.  476  ff. 

Lähmung  446. 

Lämmerzins  734. 

Landesrecht  307  f. 

Landesverrat  441  ff. 

Landnahme  38.  54  ff. 

Landrichter  s.  Hofrichter.  L.  in  Sla- 
vonien  579  f.  grundherrliche  L. 
232  n. 

Landtag,  siebenbürgischer  735  f. 

laudabilis  consuetudo  308  n. 

laurea  virtutis  363. 

Lebedien  35  ff. 

Lebensstrafe  s.  Todesstrafe. 

Lecticalgebür  ri96. 

Legale  Verantwortlichkeit  der  könig- 
lichen Räte  s.  Königliche  Räte. 

Legaten,  päpstliche  291  f. 

Legation,  apostolische  97  f.  112.  280 
ff.  287  ff. 

legis  fractura  434. 

legitima  aetas  338. 

Leibeigenschaft  595. 598  f.  S.  Untertan. 

Leibesstrafen  432  ff. 

Leo  Vi.  oder  der  Weise  22  f. 

Leo  Grammaticus  23. 

lex  641.  Scythica  53.  60.  regalis  519. 

libera  civitas  719.  villa  219.  721. 

libera  et  regia  civitas  719. 

liber  comitatus  467.  602. 

liberi  barones  568. 

liberi  denarii  261.  381. 

liberi  domini  568. 

liberi  Sancti  regis  145,  204. 

libertas  Albensis  227  n.  Cibiniensis 
744.  clericorum  209.  Siculorum  741. 

libertini  151  n.  152.341.  denarii  261. 


liberum  forum  258. 

libri  regii  693. 

Liegenschaft  s.  Grundbesitz. 

linea  88. 

Linealsuccession   (vgl.    Erbfolge   im 

Schenkungsgut)  137.  362.  371.  389 

ff.  394.  398. 
literae  birsagiales  701.  compositiona- 

les  496.  fassionales  375.  nobilitares 

576.  procuratoriae  474.   protectio- 

nales    475.    676    n.    regales    625. 

relatoriae   487.   testimoniales  375. 

477. 
litigium  473. 
Litispendenz  479. 
Liutprand  von  Cremona  25. 
locus  credibilis  (Mehrzahl  masc.  oder 

neutr.)  194.  293.  361.  374.  492. 
Lodomeriae  rex  119. 
Longobarden  16. 
lucrum    camerae  243.  253.  256.  574. 

592.  596.  611.  613.  614.  700.  734. 

755.  756. 

madsgari  39. 

magister  254.  civium  746.  capellae 
regiae  548.  curiae  regiae  545.  re- 
galium  agazonum  175.  cubiculario- 
rum  175.  dapiferorum  174.  pincer- 
narum  175.  tavernicorum  190. 

Mädchenerbe  s.  Quartalitium. 

magistratus  216.  746. 

Magnatenstand,  erblicher  557  f.  560. 
622.  623.  624.  634  f.  639.  M.-Tafel 
558.  623.  634.  682.  M.-Titel  561  ff. 

Magnificentia  568  n. 

Magnificus  568. 

magnus  scneschallus  680. 

magnum  concilium  609.  632.  651. 

Magor,  Sage  von  33. 

magyar  39  f.  Etymologie  39  n. 

Magyaren  s.  Ungarn. 

Mahlrecht  373. 

Maiestas  119.  442.  519. 

maior  exercitus  211.  215.  villae  168. 
223. 

maiores  natu  141. 

maleficium  419  n.  447.  448.  449. 
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maleficus  447. 

malum  factum  419. 

mandatum    citatorium,    evocatorium 

474.  477. 
mannitio  477. 
mansio  256.  265.  379. 
mansus  379. 
man  US  regiae  369. 
Mantel,   Stefans  des  Heiligen  (Krö- 

nungs-M.)  538. 
Marderzins  s.  marturina. 
Mark  255. 
Markt,   Marktrecht    111.   219  f.  222. 

258  f.  598.  M.-Flecken  721.  M.-Qe- 

richt  219  f.  M.-Kauf  483  n.  M.-Poli- 

zei  224. 
Markomannen  12. 
Martinszins  735, 
marturina  262.  266  f.  755  f. 
Massfälschung  452. 
Massudi  24. 
Maurikios  22. 
Mazaren  34. 
Mazgar  39. 
Medgyes  (Stamm)  87. 
mediator  345  n. 
fjiEY'^'  ctpycuv    der   Bissener   44.   der 

Ungarn  (s.  Herzog)  64. 
mcg}'e  206. 

Mag-yar  (Stamm)  40.  70. 
Meiergut  382. 
Meineid  451. 
meliores  de  villa  221  n. 
Meltösägos  567. 

membrum  Sacrae  regni  Coronae  514. 
memoriales  493. 
mendax  452. 
mercipotus  405. 
Meszes  237. 
meta  360  n. 
mezda  206. 
milites    139.  203  f.  210.  272.  367  n. 

426.  427.  446.  453.  462.  497.  aulae 

regiae  546. 
minister  427. 
Missetat   419  f.  441  ff.  absichtliche, 

unfährliche   420.   gegen  Leib  und 

Leben  442  ff.  gegen  Religion  und 


Sittlichkeit  447  ff.  468.  gegen  das 
Vermögen  456  ff.  gegen  die  per- 
sönliche Freiheit  461  ff. 

missio  in  possessionem  478. 

missio  sigilli  477. 

Mohamedaner  300  f. 

Monarchie  s.  König,  Königtum. 

Moorland  360.  379. 

Moravien  19. 

Morum  institutio  314. 

Mügeln,  Heinrich  von  26. 

munera  268.  597.  strennalia  592. 
597  n.  tria  597  n. 

municipalis  consuetudo  311.  320. 

Municipalrecht  321  f.  M.-system  516. 
694.  S.  Comitat,  Stadt. 

Mündel  s.  Vormundschaft. 

Mündigkeit  339.  474.  482.  483. 

Mündlichkeit  des  Verfahrens  473. 

Münze,  Münzhoheit  111.  255  ff.  M.- 
Fuss  255  f.  M.-Verruf  256.  264. 
M.-Wechsel  154.  212.  606.  M.- 
Wechselabgabe  s.  lucrum  camerae. 

mutilatio  432.  446. 

Mutterrecht  273. 

Nachbarn  332.  481. 

nädor,  nädorispän  174. 

nagybiräk  679. 

Nagysägos  568. 

Nagyszeben  s.  Szeben. 

Näherrecht  332.  376. 

Nase,  Abschneiden  der  N.  432.  458. 
459. 

Nation,  Nationalverband  50  ff.  58  ff. 
73  f.  N.-Eigentum  79.  110.  205. 
N.-Richter  47.  62.  70  f.  N.-Ver- 
sammlung  59.  60  ff.  64. 196  f.  412. 
N.-Heer  143.  271  ff.  699. 
Nationen,  drei  s.  Siebenbürgen. 

Nationalitätsunterschiede  in  den  Städ- 
ten 225.  732  f. 

Naturalisation  578. 

Naturalleistungen,  öffentliche  250  ff. 
der  Untertanen  382.  596. 

nem,  nemes  135. 

Nestor  24. 

Neunte  597. 
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Xicht-adelige  Freie  142  ff.  160  ff. 
169.  178.  209.  470.  563.  Besitz- 
recht  367  f.  379  ff.  Stellung  in 
den  autonomischen  Coinitaten  217. 
695  f.  Steuerpfliclit  252.  261. 

Nicht-Christen  s.  Juden,  Mohame- 
daner. 

nobiles,  armales  579.  bene  possesio- 
nati  570.  electi  s.  Comitatsgesandte 
n.  et  proceres  631.  jobbagiones  572. 
jobbagiones  non  habentes  570. 
taxati  571.  unius  possessionis  570. 
S.  Adel. 

nobilis  139. 

nobiiitas  s.  Adel. 

nobilitatio  576. 

nona  597. 

Notar  187.  S.  Comitatsnotar,  Stadt- 
schreiber. 

notirius  civitatis  224.  regis,  regius 
174.  548.  secretarius  194.  specialis 
194. 

Noterbrecht  388.  390.  398.  399.  507. 

notitia  375.  493. 

Not\vehr  415.  445. 

Notzucht  455. 

nova  occupatio  698. 

Novum  s.  Wiederaufnahme. 

novum  iudicium  498. 

numularii  212. 

nuntius  345  n. 

Nutzbare  Hoheitsrechte  s.  Regalrechte. 

Nutzniessungsrecht  der  Wittwe  352  ff. 

Nyek  (Stamm)  40. 

nyil,  nyilas  380. 

Obereigentum  des  Königs  s.  Königs- 
recht. 

Obergespan  (s.  Comitatsgespan)  216. 
602.  620.  697.  699.  702.  706.  708 
ff.  713.  714.  738.  759.  von  Pest, 
Pilis  und  Solt  708  f.  von  Pozsony 
559  f.  von  Temes  559.  730.  Erb- 
licher O.  710  f. 

Oberrichter  474.  498.  652.  653.  677. 
679  ff.  757. 

Obersthofmeister  545. 559. 632  n.  680. 

Oberstkämmerer   175.  545.  548.  549. 


Oberstmarschall  175.  545.  548.  628. 
Oberstmundschenk  174.  545.  548.  559. 
Oberstschatzmeister  535.  559.  613  f. 

687  ff. 
Obersttruchsess  174.  545.  548,  559. 
Obersttürsteher  545.  559.  632. 
Oberstuhl  741. 
Ochsensteuer  267.  596.  S.  auch  sig- 

natura  boum. 
octavae  iudiciales  478.  760. 
officiales  232. 
officium    comitatus    564.    legationis 

sedis  apostolicae  281.  locumtenen- 

tiae  regiae  672.  palatinale  672. 
Öffentlichkeit  des  Gerichtsverfahrens 

473. 
Öffentlich-rechtlich  Freie  s.  Adel. 
Öffentlich-rechtlicher  Charakter   des 

Stammesverbandes  71.  102  f.   des 

Nationalverbandes  58  f.  74  f.  des 

Königtums  104  f.    120   ff.    503   ff. 

509   ff.  der  königlichen  Regierung 

172    f.    650    ff.    des    Donational- 

systems  138.  362.  363  f. 
Öffentlich-rechtliche  Entwicklung  des 

Strafrechts  415  ff. 
Öffentliche  Verbrechen  412   f.   414. 

417  f. 
Ogrer  17. 

Oppidum  privilegiatum  721. 
oratores  636.  637.  739. 
Ordal  s.  Gottesurteil. 
Orden,    geistliche    282    f.    Ritter-0. 

548  ff. 
orszäg  biräja  188. 
Örlecz  (Stamm)  87. 
örnagy  212. 
örökvalläs  372. 
Ostgothen  14.  16. 
Ostmark  19. 
OüY7p&'.  32. 
Ouvvot  33  n. 

pactum  conventum  532. 

Pagen  547  f. 

Palatin  (des  Reiches)   140.  174.  175. 

182  ff.  198.  516.  543.  545.  559.  606. 

616.  623.  624.  662  ff.  Gerichtsbar- 
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keit  183  ff.  217  f.  466.  470.  471. 
476.  490.  492.  662  ff.  669  ff.  Hüter 
der  Verfassung  185  f.  516.  664  ff: 
Mitwirkung  bei  der  Krönung  534 
f.  Schenkungsrecht  des  P.  187. 
674.  königlicher  Statthalter  670  ff. 
Besetzung  des  Palatinats  185.  193. 
616.  664  f. 

Palatin  des  Erzbischofs  von  Eszter- 
gom  232. 

Palatinalartikel  666  f.  P.-Congrega- 
tion  184  ff.  214.  466.  662  f.  739. 
S.  auch  Comitatscongregation,  Co- 
mitatsgericht.  P.-Protonotar  187. 
681.  P.-Statthalter  671  f. 

Pannonhalma,  Erzabt  von  P.  Prädi- 
alherr  573. 

Pannonien  13  ff. 

Papsttum,  Beziehungen  Ungarns  zum 
P.  96.  280  ff.  289  ff. 

Päpstliche  Legation  s.  Legation. 

paralymphus  345  n. 

parlamentum  generale,  publicum  199. 

Parliament  of  the  Prelates  and  Ba- 
rons 651. 

parochia  206.  207. 

Parochialverfassung  (kirchliche)  282. 
285. 

partes  s.  Siebenbürgen. 

partes  annexae  754.  subiectae  753. 
Transylvanae  725.  726  n. 

Partium  576  n.' 

parvuli  335  n.  aulae  regiae  587. 

Pascatur  34. 

patent  610. 

Patrimonialbesitz  des  Königs  s.  Do- 
mänen. 

Patronat  294  f.  grundherrliches  P. 
231.  oberstes  P.  des  Königs  s 
Königliches  Patronatsrecht.  P.  der 
Städte  222.  295.  725. 

Pauliner,  Ordensgeneral  der  624. 

pax  416. 

peculium  Sacrae  regni  Coronae  513. 
590. 

pedites  574. 

Peinliche  Strafen  417. 419. 426. 429  ff. 

pensa  auri  255. 


pensio  260. 

perceptor  generalis  689. 

Perennalfassion  s.  Fassion. 

periurium  451. 

perpetua  rusticitas  595. 

perpetuatio  411. 

persona  credibilis  374. 

Personal  490.  624.  678.  698.  P.-Ge- 

richt  s.  Gericht   der   persönlichen 

Gegenwart  des    Königs.  P. -Städte 

686  f. 
personalis  praesentia  regia  589.  676. 
Pest,  Reichstagsort  627.  Obergespan 

des  Comitats  P.  708  f.  713  f. 
petitio  366. 
Pfalz  173. 
Pfand   300.    378.   402.    404.   406   ff. 

Immobiliar-P.  410  f.   richterliches 

P.  494   f.   Verfall-P.   404.   406.   f. 

Verkaufs-P.  407  f.  P.-Leihevertrag 

406  ff. 
pignus  408. 
Pilis,  Obergespan  des  Comitats  708 

f.  714. 
pincernarum  regalium  magister   175. 
pisetum  255. 
pixidarii  241.  574. 
Piano  Carpini,  Johannes  de  34. 
plebeius  427. 
plebs  582.  594. 

poculum  Sancti  Joannis  405  n. 
podestä  755.  762. 
poena  conventionalis  411.  496.  dupli 

411.  pacis  416.  talionis  434. 
Politische  Verantwortlichkeit  der  kö- 
niglichen Räte  s.  Königliche  Räte, 
pondus  255. 

Pondussteuer  s.  Grundzins, 
populus  581.  594.  608. 
porta  265.  536.  611.  700. 
Portalmiliz  584.  P--Steuer  s.  lucrum 

camerae. 
porta  Meszesina  237  n. 
possessio  acquisita  377.   394.   here- 

ditaria  371.  377.  perpetua  373. 
potentia  s.  Gewalttätigkeit, 
potentiores  574. 
potiores  nobiles  633. 
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Pozsony.  Aufbewahrungsort  der  Heili- 
gen Krone  541.  Krönungsort  536. 
Reichstagsort  627.  Sitz  der  königlich 
ungarischen  Kammer  689.  Oberge- 
span von  P.  559.  Graf  von  F.  560. 

praeco  212.  224. 

praediales  praelatorum  573. 

Prädialisten  571  ff. 

praedium  379. 

praefectio  in  heredem  553.  579. 

Präfection  553  f.  579  f. 

Prälaten  141.  481.  537.  558.  560. 
572  f.  620.  623.  653.  654.  kleinere 
P.  624. 

praelati  et  barones  175.   179.  634  n. 

praemeditata  malitia  444  n. 

praes  404. 

praesentia  magistri  tavernicorum  684. 
palatinalis  669.  regia  (specialis, 
personalis)  s.  Königsgericht. 

Präsentationsrecht  231.  294.  295. 

Präventionstheorie  418. 

Pragmatische  Sanction  527. 

prauda  486. 

primae  nonus  582  n. 

prima  occupatio  137. 

Primas  s.  Erzbischof  von  Esztergom. 

Primat  des  Erzbischofs  von  Eszter- 
gom 282.  291  f. 

primates  141. 

primipili  574. 

Primogeniturerbfolge  115  f.  526  f. 

primores  241.  574.  575. 

princeps  generationis  235.  Sacri  Ro- 
mani  Imperii  567.  Ultrasylvanus 
237.  729. 

principales  personae  40. 

principatus  Transylvaniae  227. 

Prior  von  Aurana  s.  Aurana. 

Pristald  187.  212.  216.  224.  229  n. 
361.  471  f.  477.  493.  494. 

Privatdelicte  414.  417.  463. 

Private  Gewalten  in  den  westeuro- 
päischen Staaten  102  ff.  in  Ungarn 
154  ff.  504  ff.  516  f.  710  f. 

Privateigentum  s.  Eigentum. 

Privatrache  414  ff.  417. 

Privatrechtlich    Freie    142  ff.  160  ff. 


Privatstrafen  (vgl.  Privatdelicte)  445. 

Privileg  311.  320  f. 

Privilegium  374   n.    de   non    praefi- 

ciendo  579.  fori  284.  468. 
privy  Council  651. 
Proben    s.    Gottesurteil.    Wasser-P. 

487.  Feuer-P.  487  f. 
probi  viri  496. 
proceres   631.   634   n.   castri  144  n. 

filii  Sancti  regis  144  n. 
Process  s.  Gerichtsverfahren.  P.-Lei- 

tung  473.    P.-Parteien   473  ff.  P.- 

Überieitung  498  f. 
Processus  (Bezirk)  218.  494. 
Processus  (Verfahren)  682  n. 
proclamata  congregatio   (vgl.  Comi- 

tatscongregation,   Palatinalcongre- 

gation)  184.  185.  186.  466. 
procurator  474. 

proditio  fraterni  sanguinis  579 
prökätor  474, 
prolocutor  475. 
propinqui  333. 
propositiones  regiae  637. 
propria    hereditas    372.     regis    254. 

365  n. 
propria  portio  hereditaria  495. 
proprietas  illibata  373. 
proprium  137.  362  n. 
Propst  289.  291. 
Prorogation  s.  Vertagung. 
Protestantische  Geistliche,  Adel  der 

P.  581. 
Protonotar  187.  189.  638.  680.  681  f. 

686.  738.  752.  760. 
protonotarii  regii  681. 
provincia  206.  207.  235. 
Provincialgerichtsbarkeit    des    Pala- 

tins    s.    Palatin,    Palatinalcongre- 

gation.  P.-tage,  P.-versammlungen 

in  Siebenbürgen  730  ff.  735  f.   in 

Slavonien,  Kroatien  und  Dalmatien 

750  ff.  760.  762.  763. 
provisor  castri  Budensis  574. 
proximus  conatus  421. 
proximi  333. 
Prügelstrafe  433.  434.  450.  451.462. 

471. 
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pugil  490. 
pugna  414. 

Quaden  13. 

Quadripartitum  646. 

quarta,  Quartalitium  333.    339.   356. 

391.  394.  395.  580. 
quinquagesima  734. 
quinque  casus  463, 

radix    omnium    possessionum    513. 

556.  698. 
Rama  250.  Ramae  rex  119.  250. 
Rat  s.  Königlicher  Rat,  Stadtrat. 
Ratsgesetz  Andreas  III.  125  f.  176  f. 

Wladislaus  II.  656  f. 
Raub  457  ff. 

Räkos,  Reichstagsort  627. 
rakusch,  rakuzd  627. 
Realverträge  404  ff. 
Realinjurie    446    f.  452. 
reatus  419. 
Reception     des     römischen    Rechts 

326  f. 
Recht  305  ff.  R.-Queilen  305  ff.  Ein- 

fluss  der   fremden   Rechte  324  ff. 

R.-Buch   von    Selmeczbänya   322. 
Rechtlosigkeit  426. 
Rechtsfähigkeit  338  ff.  Verminderung 

der  R.  425  f. 
Rechtsunterricht  328  f. 
Rechtsverweigerung  179.  497  f.  602. 
Rechtszug  498.  684  ff. 
Rector   im   Urstaate  62.  65.  413.  in 

den  dalmatinischen    Städten   755. 

762. 
regale  palatium  173. 
Regales  s.  Einberufungsschreiben. 
Regalien,  Regalrechte  111  f.  254  ff. 
regalis  civitas  219.  720. 
regalis  successio  521  n. 
Regestrum   de    Värad  487. 
regia  et  montana  civitas  720. 
reginalis  civitas  720. 
reginatus  548. 
Regino,  Abt  von  Prüm  25. 
regnum    Siculicale    720.    Sclavoniae 


749.  Transylvanense.  Transylva- 
num  743. 

Reich.  R.-Adelige  s.  Adel.  —  R.- 
Apfel 538.  —  R.-Amt  515  f.  — 
R.-Banner  544.  —  R.-Baron  481  f. 
492.  516.  545.  548.  557.  558  ff. 
568  f.  620.  623.  653.  654.  742. 
747.  757.  —  R.-Gerichtstag  s.  Ge- 
richtstag. R. -Kleinodien  537  ff.  — 
R.-Recht  s.  Landesrecht.  -  R.- 
Scepter  538.  —  R.-Standschaft  der 
Städte  589  f.  594.  —  R.-Tag  113  f. 
198  ff.  515.  605  ff.  Zwei  Tafeln 
(Kammern)  623  f.  633  n.  634  ff. 
Teilnahme  am  R.  616  ff.  Compe- 
tenz  610  ff.  679.  688  f.  Wahl-R. 
525.  616.  621.  667.  Krönungs-R. 
616.  621.  Einberufung  des  R.  624 
ff.  667  f.  Eröffnung  626.  628.  Ge- 
schäftsordnung 637.  Ort.  627.  Zeit 
627  f.  Dauer  628  f.  —  R.-Ver- 
sammlung  S.Gerichtstag,  Reichstag. 

relaxatio  dotis  355. 

Religion,  Missetaten  gegen  die  Re- 
ligion 449  ff. 

res  adductae  357.  allatae  355.  357. 
deductae  355.    paraphernales  357. 

Residenz  des  Königs  173.  543  f.  R.- 
Pflicht 544. 

Restaurationsversammlung  (vgl.  Co- 
mitatscongregation)  713. 

Retractrecht  332.  495. 

revisio  aetatis  474. 

rex  iunior  120.  128  ff. 

Rhabonban  88. 

Richter  470  f.  494.  497.  702.  Ge- 
meinde-R.  168.  747.  Geschlechts- 
R.  759.  761.  Hof-R.  s.  H.  Juden- 
R.  298.  694  n.  Königsrichter  s.  K. 
Land-Richter  232  n.  579  f.  Natio- 
nal-R.  (s.  Gylas,  Karchas)  47.  62. 
70  f.  412.  Stadt-R.  168  f.  223  f. 
723.  in  den  Szeklyerstühlen  241. 
741  f.  Volks-R.  s.  Nationa!-R.  R.- 
Eid s.  Amtseid.  R.-Recht  311. 

Richtung  423.  430  n.  4-63  f. 

Ritter,  Ritteitum  547  f.  682.  R.-Orden 
548  ff. 
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rixa  473. 

robot  597. 

rodale  299.  483. 

Römisches  Recht  326  f.  640  f. 

rontäs  448. 

Rotsiegelrecht  565. 

Rubruck,  Wilhelm  34. 

Rückfall  458. 

Rugier  16. 

rustici  594. 

Rumänen  89  f. 

^aßapxo'dt-ceaXoi  36  n. 

Sachsen  in  der  Zips  235  ff.  —  S.  in 
Siebenbürgen  242  f.  743  ff.  Teil- 
nahme am  Reichstag  636.  Wehr- 
pflicht 243.  733.  Steuerpflicht  735. 

Sacra,  Sancta  Corona  511  n.  s.  Krone. 

salvus  conductus  629.  682. 

Salzregal  257.  S.-Beförderung  270. 
S.-Zoll  240. 

sanior  pars  633.  704. 

Sarmaten  12  n. 

Sarraceni  300. 

Saviren  31  n. 

Satzungsrecht  s.  Gesetzgebende  Ge- 
walt, Statuten. 

scelus  419. 

sceptrum  538. 

Schanzwerk  270. 

Schatzfund  269. 

Schätzungswert,  wahrer  393.  395. 
495.  601.  einfacher  601. 

Schenkung  109  ff.  366  ff.  als  Modus 
der  Adelung  576.  S.-Brief  368  ff. 
S.-Gut  136  ff.  154.  356.  361  ff. 
366.  377.  389  ff.  395.  552.  553. 
555.  S.-Klausel  369  ff.  S.-Titel  368. 

Schiedsurteil  496  f. 

Schilderhebung  51  n.  70. 

Schläge,  trockene  445  f. 

Schriftlichkeit  im  Gerichtsverfahren 
179.  192.  318.  493  f. 

Schuldknechtschaft  340.  478. 

Schultheiss,  Schulze  603. 

Schutzstätte  s.  Asyl. 

Schweinezins  267.  596. 

Schwert,  Stefans   des   Heiligen  538. 


Schwurhand  s.  Meineid. 

scultetus  603. 

scutagium  609. 

secretarius  cancellarius  677.691.  no- 
tarius  194.  691.  regius  548. 

sedecima  286. 

sedes  240.  573.  banalis  760.  filialis 
240.  tavernicalis  685. 

sedes  iudiciaria  (sedria)  nobilitaris. 
nobilium  s.  Comitatsgericht.  regia 
s.  Königlicher  Gerichtshof.  Septem 
iudicum  s.  Gericht  der  Sieben 
Richter. 

Seelsorgerwahl    168.   231.   236.  242. 

Selbsthilfe  384. 

selnerio  601. 

senatores  746. 

senatus  regalis  112.  195. 

seneschallus  curiae  545. 

seniores  741.  745. 

Septem  et  duae  sedes  744. 

Septem  sedes  740.  744. 

Septemviraltafel  660.  672. 

Serenissimus  rex  P9.  519. 

Serenitas  119.  519. 

Serviae  rex  119. 

servientes  regalis,  regis  139. 140. 215. 

servitia  rusticalia  597. 

servitium  regis  260. 

sessio  379. 

Siculitas  575. 

Siebenbürgen  237  ff.  725  ff.  Union 
der  S.  Landesteile  726  ff.  Fürsten- 
tum S.  727.  729.  730. 

Sieben  Richter  s.  Sachsen  in  Sieben- 
bürgen. 

Sieben  Ungarn  s.  Hetumoger. 

Siegel  377  f.  491  f.  Authentische  S. 
(vgl.  Beglaubigte  Orte)  377  f.  474. 
491  f.  716.  Comitats-S.  718.  Ge- 
richts-S.  477.  des  Königs  194.  693. 
Privat-S.  378.  408.  410  f.  491  f. 
Slavoniens  und  Kroatiens  752. 
Wappen-S.  588. 

sigillum  authenticum  492.  duplex 
368.  maius,  minus  693. 

sigillum  mittere,  proiicere  477. 

signatura  boum   241.  267.  575.  734. 
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Signum  duelli  489  n.   subarrhationis 

349. 
Silentium  perpetuum  499. 
Sippe  s.  Geschlecht.    Sippen   inner- 
halb der  Urgeschlechter  48. 
Sittlichkeitsverbrechen   454  ff: 
Sklaven    148   ff.   340   f.    379.    Ent- 
stehungsgründe 148.335.  401.426. 
434.  454.   455.    Freilassung    151  f. 
Tötung   eines   Sklaven    445.  Ver- 
pfändung 340.  S.-Handel  297. 
Skordisker  12. 
Skj'then  12  n. 

Slaven  in  den  Städten  722  f. 
Slavonien  244  ff.  749  ff.  758  ff. 
societas  militiae  S.  Georgii  549. 
Solt,  Obergespan  des  Comitats  709. 
soltesz  603. 

Sondergut  der  Frau  s.  Frauengut. 
Sonntagsruhe  450. 
Söldner  277.  611  f. 
sortilegium  449. 
Span  268.  561.  563. 
specialis  notarius  691. 
specialis  praesentia  regia    182.  676. 
specialis  protectio  676  n. 
Spectabilis  et  Magnificus  565. 
Spiegelnde  Strafen  418.  432.  451. 
sponsalia  357. 
Spurfolge  386  f. 

Staat  s.  König,  Krone,  Reich.  S.- 
Angehörigkeit  341.  575.  S.-Bürger- 
eid  578. 
Stadt  (vgl.  Bürger)  163ff.218ff.589ff. 
698.  718  ff.  B.-Stadt686.  Bischofs- 
S.  721.  grundherrliche  S.  231  f. 
721.  763.  königliche  Freistadt  719 
f.  Mutter-S.  634.  Personal-S.  685. 
686  f.  Tavernical-S.  686  f.  S. 
in  Siebenbürgen :  im  ungarischen 
Gebiet  240.  738,  in  den  Szeklyer- 
stühlen  742,  im  Sachsenland  242. 
746  f.  in  Slavonien  249.  761.  in 
Dalmatien  247.  762  f.  S.-Bote  224. 
S.-Buch  224.  S.-Gebiet  168  ff.  221. 
224.  589.  721.  S.-Gemeine  221. 
721.  723.  S.-Gericht  168.  169.  220. 
467.   städtisches   Grundeigen  224. 

V.  Timon,  Ung.  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte 


383  f.  722.  städtische  Lasten  592  f. 
S.-Obrigkeit  als  authentische  Stelle 
492.  städtisches  Patronatsrecht  222. 
724  f.  S.-Rat  168.  221.  222  ff.  723. 
746.  S.-Recht  225.  321  f.  685. 686. 
S.-Repräsentanz  723  f.  S. -Richter 
168  ff.  223  f.  723.  S--Schreiber  224. 
S.-Siegel  474.  636.  Adelige  in  den 
S.  225.  721  f.  724.  Juden  in  den 
S.  300. 
Stamm,  Stämmeverfassung  38  ff.  71 
ff.  94  ff.  107.  144.  Reste  alter  Be- 
deutung 108.  178.  181.  204.  S.- 
Eigentum 78  f.  107.  142.  S.-Frie- 
den  72.  S.-Häuptling  (vgl.  Woy- 
wode)  40.  47  f.  72  f.  79.  141.412. 
S.-Heiligtum  45.  S.-Richter  72. 
S.-Versammlung  48.  72.  Stämme- 
verfassung der  Bissener  44.  der 
Bulgaren  43.  der  Szeklyer  87  f. 
240  f.  575. 
Stand,  Stände  133  ff.  552  ff.  594. 
753.  Bedeutung  der  Standeszuge- 
hörigkeit im  Strafrecht  426  f. 
Standesgenossenschaft  482.484.591  f. 
Ständische  Vertretung  622  f. 
Stapelrecht  259. 

Statthalter  s.  Königlicher  Statthalter. 
Status  et  ordines  594.  753. 
Statusprocesse  485.  663. 
statuta  nova  610. 

Statuten  321  f.  Comitat-S.  704 f.  städti- 
sche 225.  siebenbürgische  736.  von 
Slavonien  und  Kroatien  752  f. 
Statutes  610, 

statutio  s.  Besitzeinweisung, 
stipendiarii  277. 

Strafe  412  ff.  Ehren-S.440.  Freiheit-S. 
434  f.  Geld-S.  416.  417.  438  f. 
Glieder-S.  432  f.  Leibes-S.  432  f. 
peinliche  417.  419.  426.  429  ff. 
Prügel-S.  433.  Schimpf-S.  418.  432. 
spiegelnde  S.  418.  432.  Todes-S. 
429  ff.  Vermögen-S.  436  ff.  ver- 
stümmelnde S.  432  f.  Zeichen-S. 
418  f.  432.  Züchtigungs-S.  433  f. 
S.-Haftung  der  Hausgenossen  336  f. 
424  f.  der  Geschlechtsgenossen 
50 
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424.  Lösung  der  S.  417.  419.  433. 
438.  451.  452.  453.  455.  458.  459. 
S.-Verknechtung  148.  340.  434  f. 
454.  458.  459. 

Stria,  striga  448. 

Studium  generale  328  f. 

Stuhl  s.  Sachsen,  Szeklyer.  S.-Rich- 
ter  in  den  Comitaten  214  f.  216  f. 
471.  494.  600.  602.  697.  699.  700. 
715  f.  717.  718.  759.  761. 

subditi  594. 

subinquilini  601. 

subsidium  s.  Kriegssteuer. 

suburbium  219. 

succubitus  duelli  496. 

Sueven  16. 

Summa  legum  incerti  auctoris  645  n. 

summus  cancellarius  676.  691.  the- 
saurarius  687. 

supremus  cancellarius  691 .  comes  561 . 

suspectus  iudex  470. 

Symeon  Magister  23. 

Synodalgericht  181.  184.  469.  477.497. 

Synode  (Reichsversammlung)  196  f. 
283.  315. 

szälläs  77.  351. 

Szeben,  Nagj'szeben,  Graf  von  Sz. 
242.  747  f. 

szemelynök  678. 

szek  240.  szektöres  707. 

Szekesfej^rvär.  Krönungsort  1 18.  Ver- 
sammlungsort der  Reichsgerichts- 
tage 180.  198.  605.  Recht  von  S. 
227.  Dompropst  von  S.  Vicekanzler 
193.  canonicus  custos  im  Dom- 
kapitel Kronhüter  118.  539. 

Szeklyer  82  ff.  240  ff.  574  f.  581. 
741  ff.  Ämterwesen  88.  241.  575. 
741  f.  Stämme-  und  Geschlechter- 
verfassung 87  f.  240  f.  575.  Be- 
sitzverfassung 88.  241  f.  Steuer- 
freiheit 575.  Wehrpflicht  732  f.  S.- 
Gespan 240  f.  559.  642.  S.-Stände 
574.  732.  741.  S.-Städte  742.  S.- 
Stühle 240.  740. 

Szeklyer  Chronik  27  f. 

Szent  Mikiös  penze  405  n. 

szolgabirö  215. 


tabulae  623. 

Tafeln  des  Reichstages  623  f. 

Talionprincip  419.  430.432.443.454. 

taliia  260.  688. 

Tarjän  (Stamm)  40. 

tavernicorum  regalium  magister  190. 

Tavernicus  189  ff.  256.  492.  545.  559. 

680.  683  ff.  720.  761.  der  Königin 

548.  559. 

Tavernicalartikel  685.  T.-Gericht  190. 
684  ff.  T.-Haus  693.  T.-Recht  685. 
T.-Städte  685.  686  f. 

taxa  573. 

Teilnahme  (im  Strafrecht)  423  f.  442. 
462. 

Tekintetes  es  Nagysägos  565. 

teloneum  257. 

telkes  jobbägy  601. 

terminus  211. 

terra  arabilis  359.  banalis  246.  249. 
266. 

teiTagium  220.  226.  236.  243.  265  f. 
381.  596. 

Testament,  testamentarische  Erbfolge 
371.  388.  Form  des  T.  394.  Testier- 
recht der  Adeligen  391  f.  der  Stadt- 
bürger 398  f.  der  Burgmänner  und 
Untertanen  400. 

theluch  (telek)  359  n. 

Theophanes  23. 

thesaurarius  613.  687.  689. 

Thronfolgerecht  115  ff.  520  ff. 

Tochterrecht  273. 

Töchter,  Erbrecht  der  T.  333.  356. 

Todesstrafe  429  ff.  432.  442.  443. 
449.  452.  455.  456.  457.  458.  459. 
463.  Vollzugsarten  431  f. 

toriö  152. 

Totschlag  442  ff.  455. 

totum  corpus  Sacrae  regni  Coronae 
514. 

Toupy.ci:  32.  33  n. 

traditio  cartae  374.  puellae  346.  348. 

transmissio  causae  498. 

Transylvania  s.  Siebenbürgen. 

Trauung  347  ff. 

Treueid  533.  578.  T.-Pf licht  138. 
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Treulosigkeit   441    f.    452.  473.  489. 

629.  T.-Process  616.  679.  761. 
tria  munera  597. 
tribus  87. 
tributarii  212. 

tributum  257.  porcorum  267. 
tricesima  258. 

trina  forensis  proclamatio  478. 
Tripartitum  643  ff. 
Tschuwassen  31  n. 
Turanische  Völker  s.  ural-altajische 

Völker. 
Türken  32.  S.  v.  w.  Ungarn  36. 37. 39. 
Turko-tartarische  Völker  29  f. 
Turopolye,  Adelige  von  581.  760. 
Turul  (Geschlecht)  70. 

udvornici  des  Königs,  der  Königin 
146.  150.  162.  183.  234.  254.  381. 
473  n.  485.  695.  der  geistlichen 
und  weltlichen  Herren  und  der 
Adeligen  147.  221. 

Ugrer  32. 

Ugri  39. 

Ukko,  Ukkonpohär  405  n. 

Ultrasylvania  237. 

Unfreie  s.  Sklaven.  U.  Besitz  s.  Be- 
sitz. 

Ungarisches  Gebiet  in  Siebenbürgen 
238  ff.   636.  727.  732.  734.  737  ff. 

Ungarn.  Ursprung  29  ff.  Sprache  30. 
Urheimat  33  ff.  Wanderungen  35  ff. 
Landnahme  38.  54  ff. 

Ungarorum  rex  119. 

Ungri  32.  39. 

universitas  nobilium  696.  727. 

Universität,  sächsische  s.  Sachsen 
in  Siebenbürgen. 

Unlösbarkeit  der  Ehe  350. 

Unmündigkeit. 

Untere  Tafel  624.  635  ff. 

Unterschlagung  459  f. 

Untertan  (s.  v.  w.  jobbagio,  colonus) 
151.  229.  230  ff.  262.  268.  467. 
470.  594  ff.  Klassen  601.  Actorat 
473.  Erbrecht  400  f.  Zug  163.  597 
ff.  U.-Besitz  381  f.  584.  593.  nicht 
zur  Hufe   gehöriger  Besitz  600  f. 


U.-Gemeinden  s.  Gemeinde.  U.- 
Leistungen 381  f.  596  ff.  588. 

Unuguren,  Unoguren  31.  32. 

Unzucht  454  f. 

ür  334. 

Uradel  135. 

Ural-altajische  Völker  12.  15.  29. 

Uram  115. 

urbarium  596  n. 

Urbikios  23. 

urbura  257. 

Urkunde  374  ff.  öffentliche  U.  491  f. 
Privat-U.  492.  U.-Beweis  491  f. 
U.-Fälschung  452.  U.-Schelte  491. 
S.  auch  beglaubigte  Orte. 

Urteil  492  ff.  Beweis-U.  493.  End-U. 
476.  493.  Schieds-U.  496  f.  Zwei- 
züngiges  U.  493.  U.-Finder  s.  Bei- 
sitzer. U.-Schelte  497  f. 

Urvertrag  51  ff. 

uterinus  400. 

Uzen  (Usen)  34.  35.  36.  s.  Kumanen. 

vadimonium  403.  404.  407. 

vadium  340.  403. 

valentes  139.  427. 

Vallis  vinaria  323. 

vär,  väros  166. 

värnagy,  varnog  211. 

vas  404. 

veneficium  448. 

Verantwortlichkeit    der    königlichen 

Beamten  und  Räte    126.  177.  186. 

198.    210.  654.  712.    des   Richters 

471.  498.  des  Vicegespans  715. 
Veräusserung  von    Grundbesitz   373 

ff.  383  f. 
Verbaliujurie  452. 
Verbannung  435.  497. 
Verfassungseid  s.  Krönungseid. 
Vergeltungstheorie  418. 
Vergleich   495.   498  f.  V.-Busse  496. 

S.  auch  Richtung. 
Verhandlungsmaxime  473. 
Verhandlungssprache  des  Reichstags 

630. 
veri  barones  regni  s.  Reichsbaron, 
veri  regni  nobiles  s.  Reichsadel. 
50* 
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Verknechtung    148.   335.   unerlaubte 

461. 
Verletzung  des  Gerichtsstuhls  707. 
Verleumdung  452  f. 
Veriobungsring  347.  349.  350. 
Verlust  des  Lebens  und  Vermögens 
s.  Todesstrafe,  Vermögensverlust. 
Vermögen.  Missetaten  gegen  das  V. 
456  ff.  V.-Gemeinschaft   s.   Haus- 
gemeinschaft. V.-Haftung  der  Haus- 
genossen s.  Haus.  V.-Strafen  (vgl. 
Compositionensystem,  Busse)  436 
ff.  V.-Verlust  270.  425.   429.   439. 
443.  452.  457.  458.  459.  462.   463. 
Verordnung,   königliche   605  f.   607 

ff.  702  f.  705. 
Versicherungsdiplom  118.  532  f. 
Verstümmelung  446.  Verstümmelnde 

Leibesstrafen  s.  Gliederstrafe. 
Versuch  421.  442.  V.- Verbrechen  421. 
Vertagung   der  Gerichtsverhandlung 

474.  des  Ordals  488. 
Vertretung  vor  Gericht  473  f.    beim 

Ordal  488. 
Vervvaltungsgemeinschaft  357. 
Verwendungen  (impensae)  382.  384. 
Veszprem,  Bischof  von.   Mitwirkung 
bei  der  Krönung  der  Königin  119. 
537.  Kanzler  der  K.  194.  548. 
vevö  fei,  vevö  legeny  385. 
vexillifer  Transylvanus  733. 
vexillum  regium  236. 
vezer  67. 

Vicebanus  249.  460. 
vicecomes  215.  413. 
Vicegespan  215.   602.  620.  697.  700. 
702.  706.  713  ff.  718.  738.  759.  761. 
Vicehofrichter  189.  680.  682. 
viceiudex  curiae  189. 
Vicekanzler  193.  676.  690. 
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f.   Aufbewahrungsort  der  Heiligen 

Krone  539.  540. 
vis  inertiae  703. 
Vlach  90. 

Volk  s.  Nation.  V.-Frieden  64. 
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der  Urkunde   491    f.   Z.-Fähigkeit 
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Zufall  420. 
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Zupanat  245  f.  246.  758.  762. 
Zwanzigste  268  f.  286. 
Zweikampf,   gerichtlicher   354.   445. 
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